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Veröffentlichung eines dem Wohls der Menschheit 
angeblich dienenden neuen Heilmittels muss der Weg 
der an die Laienwelt sich wendenden Behlame als 
eines Arstes onwflrdig bezeichnet werden .... 
1903. 6. Mai: 1. Aach Verfehlungen, welche ein Arzt ausserhalb seines 
Berufs sieh suscholden kommen lässt, unterliegen 
nach § 8 des Bhrengeriehtsgesetzes der ehren¬ 
gerichtlichen Bestrafung. Dass diese Verfehlungen 
in irgend einer Beziehung zu dem ärztlichen Berufe 
stehen, wird nicht erfordert. — 2. Die Schranken 
des ehrengerichtlichen Verfahrens gegenüber dem 
Verfahren ror den ordentUehen Gerichten sind in 
dem g 16, Abs. 1 des Bhrengeriehtsgesetzes dahin 
festgelegt, dass während der Dauer des gerichtlichen 
Verfahrens wegen der nämlichen Tatsachen das 
ehrengerichtliche Verfahren nicht zu eröffnen und das 
erOffhete auszusetsen sei. Hiernach steht, solange 
ein Verfahren vor den ordentlichen Gerichten — durch 
Erhebung der Öffentlichen Klage — nicht anhängig 
gemacht ist, nichts im Wege, wegen jeder standes¬ 
widrigen Verfehlung eines Arstes das ehrengericht¬ 
liche Verfahren einzuleiten. 

„ 5. , : Uebertragung der ärztlichen Praxis gegen Entgelt . . 

n 5. „ : Gegen den Beschluss des Ehrengerichts, durch welchen 

der Antr^ des Vertreters der Anklage auf Ergänzung 
der bereits abgeschlossenen Vornntersuehnng abge¬ 
lehnt wird, findet das Bechtsmittel der Beschwerde 
ans 8 28, Abs. 2 des Ehrengerichtsgesetzes statt. Die 
Ausdehnung einer wegen einer bestimmten Verfehlung 
erOffaeten Vomntersnohnng auf eine anderweitige, 
den Gegenstand des bisherigen Verfahrens nicht 
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bildende Anseholdignng iat eine nene Vornnter* 
sachong' nninlSsBig. Wegen einer «weiten An* 
schnldignng ist eine nene Yorantersnchang nn bean* 
tragen. 

Nach §2, No. 1 des Ehrengerichtsgesetses erstreckt sieh 
die Znständigkeit des Sratlichen Ehrengerichts nicht 
anf diejenigen approbierten Aerste, Ittr welche ein 
anderweit geordnetes staatliches Dissiplinarrerfahren 
besteht. Für die Anwendung dieser Vorschrift ist 
entwheidend, dass znr Zeit der Einleitnng des ehren¬ 
gerichtlichen Verfahrens ffir den Angeschnldigten ein 
anderweit geordnetes staatliches Disziplinarverfahren 
besteht. Der Umstand, dass ein Arzt, znr Zeit der 
Begehnng der Verfehlungen einem anderweitigen 
stsÄtlichen Disziplinaiverfahren unterstanden hat, 
ist im Falle der nachtrfiglichen LOsnng des dieses 
staatliche Disziplinarverfahren begründenden Ver¬ 
hältnisses nicht geeignet, die Znständigkeit des ärzt¬ 
lichen Ehrengerichts znr Aburteilung jener Verfeh¬ 
lung ansznschliessen. 

1. Wegen Besorgnis der Befangenheit kann ein Mitglied 
des Ehrengerichts nur abgelehnt werden, wenn ent¬ 
weder der Interessenkreis des Mitgliedes durch die 
dem Angeschuldigten znr Last gelegte Tat beitthrt 
ist oder wenn es zu der Person des Angeschnldigten 
in einem Verhältnis steht oder gestanden hat, welches 
die sachliche Unbefangenheit seines Urteils zu beein¬ 
trächtigen geeignet ist. — 2. Eine in der Vergangen¬ 
heit liegende sachliche Meinnngsänssernng eines 
Biehters kann ebensowenig wie der Umstand, dass 
derselbe von einer früher von ihm vertretenen Auf¬ 
fassung abgegangen ist, als ausreichender Grund fflr 
Annahme einer Befangenheit geltend gemacht werden 

Versehen bei der Ausstellung ärztlicher Atteste. Schon 
die Ausserachtlassung der gebotenen Sorgfalt in 
einem Falle genügt, um die Feststellung ans § 3 des 
Ehrcngericbtsgesetzes zu begründen, dass ein Arzt 
seine Berufstätigkeit nicht gewissenhaft ansgeübt habe 

Jeder Arzt hat, solange er approbierter Arzt ist, An¬ 
spruch auf diejenige Achtung seiner Standesgenossen, 
welche ihm nach den allgemeinen Grundsätzen über 
die ärztliche Standesehre gebührt. Die Tatsache der 
Vorbestrafnng eines Arztes und seines Ausschlusses 
ans Aerztevereinen vermag von der Verpflichtung 
dieser Achtnngbezeugnng nicht zu entbinden . . . 

Unzulässige Kritik der Berufstätigkeit eines Standes- 
genossen. 

Es entspricht nicht der ärztlichen Standeswürde, wenn 
ein Arzt, um die Aufmerksamkeit der Oeffentlichkeit 
auf eine angeblich nene Heilmethode zu lenken, den 
Weg der an die Laienwelt sich wendenden Beklame 
wählt. Es erscheint zu diesem Zwecke vielmehr die 
Veröffentlichung in der faehwissenschaftlichen Presse 
angezeigt. 

Unzulässiges Annoncieren der Berufstätigkeit .... 

Unzulässiges Werben um die Anstellung bei Kranken¬ 
kassen. Voraussetzungen, unter denen die Agitation 
fflr die Einführung der freien Aerstewahl bei dner 
Krankenkasse einen Verstoas gegen die ärztliche 
Standeeebre enthält. 
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Abgangszemcniue der Stadierenden, Vermerk darauf ttber geriehtliohe Strafen 
(Prenssen) 285. 

, Ablassen an andere, Begriff (Beoktspr.) 25. 

Aborte fttr Arbeiterbänser (Bechtspr.) 226. 

Aerste, Batscbläge fflr diese bei Typbas and Bnbr (Deatscbes Beicb) 227; 
Bntscbädigang fttr Fahrrad and Motorbenatznng (Bayern) 24; Verpflichtong 
nar Anmeldang Übertragbarer E[rankbeiten (Bisass- Lothringen) 68. 

Aerztekammern, deren Umlagerecht (Prenssen) 175; in Bayern, deren Verband- 
langen im Jahre 1902 (Bayern) 188. 

Aerstliche Hilfe, deren Verweigerang im Falle dringender Gefahr yerstOsst gegen 
die ärztlichen Standespflichten (Bechtspr.) 178; Batscbläge, Niehtbefolgnug 
derselben ist nicht als Eörperverletzang oder fahrlässige Tötung anznsehen 
(Bechtspr.) 69; Gatachten, ärztl., Versehen bei ihrer Aassteilnng (Bechtspr.) 
273; Gataohten fflr die Militärbehörden, deren Honoriemng (Prenssen) 193; 
Verlesang yon ärztl. Gatachten in der Haaptyerhandlang (Bechtspr.) 221, 222. 

Aichang, chemischer Messgeräte (Deatscbes Beicb) 230. 

Alkoholgenass, flbermässiger, dessen Bekämpfung (Prenssen) 153, 154. 

Alpenkräatertee, Webers, ist ein trockenes Gemenge and sein Feilbieten im 
ümherziehen yerboten (Bechtspr.), 110 aach fttr die Apotheker (Bechtspr.) 137. 

Ankflndigong, öffentliche, yon Heilmitteln, das Verbot derselben ist zaläesig, 
soireit der Verkaaf jener Mittel gesetzlich ontersagt oder beschränkt ist 
(Bechtspr.) 110; Begriff derselben (Bechtspr.) 110, 169; s. aach Annoncieren. 

Anlagen, gewerbliche, Begatachtang der Anträge aaf Genehmigang derselben 
darch Medizinalbeamte (Prenssen) 5. 

Annoncieren, nnznlässiges (Bechtspr.) 274; häofiges and rekiamehaftes, dessen 
Untersagang steht weder mit den Bestimmongen der Gewerbeordnnng, noch 
mit dem Gesetz gegen den anlanteren Wettbewerb in Widersprach (Becht- 
sprechong) 1, 80. 

Anstaltsarzt, dessen Ablehnong, einen yon einem anderen Arzte weiter za be¬ 
handelnden Kranken in das Krankenhans anfzonebmen, yerstösst nicht gegen 
die 8tandespfliehten (Bechtspr.) 178. 

Anzeigepflicht bei gemeingefährlichen Krankheiten (Bremen) 199.^ 

Apotheke, deren Weiterfflbrnng darch den ehemaligen Besitzer bis snr Ueber- 
nahme darch den Nachfolger (Prenssen) 93; Veränderang der Bäamlichkeit 
in einer solchen (Berlin) 96; Abgabe yon Arzneitabletten (Oldenbnrg) 
220; Geschäftsbetrieb (Baden) 52; Bezepttagebflcher (Sachsen) 287; nene 
Gesicbtsponkte fflr Neaanlagen (Sachsen) 81; Sonn- and Feiertagsrnhe (Lippe) 
16, (Baden, Hessen) 40, (Mecklenburg-Schwerin) 88; Bnobfflhrang (Wttrt- 
temberg) 89; Errichtung und Betrieb (Blsass-Lothringen) 288. 
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XIX 


Apothekenbetriebsordnong (Lllbeok) 100, (Renas j. L.) 288. 

Apotheker, dessen Vermerke auf der Hntliehen Verordnang (Prenssen) 187; 
Anreohnnng der anf wissenschaftlichen Institnten Terbraohten Zeit bei Be¬ 
werbung nm eine Konzession (Prenssen) 242. 

Apothekerlehrling, dessen Annahme (Prenssen) 242. 

Apothekertitel, Ftthrnng desselben (Bechtspr.) 148. 

Aqna amygdalamm amararnm dilnta darf nnr in Apotheken, nnd in diesen nnr 
anf ftrztliehes Rezept als Heilmittel abgegeben werden (Rechtspr.) 70. 

Arbeiter, jagendliohe, deren Beschäftigung bei der Bearbeitung Ton Faser¬ 
stoffen, Tierhaaren, Abfällen oder Lumpen (Deutsches Reich) 72, in Zigarren¬ 
fabriken (Deutsches Reich) 117, in Bleifarben nnd Bleiznckerfabriken (Deut¬ 
sches Reich) 117; anf Steinkohlenbergwerken in Prenssen, Baden nnd Eisass- 
Lothringen (Deutsches Reich) 90; in Ziegeleien (Deutsches Reich) 298. 

Arbeiterinnen, deren Beschäftigung in Zigarrenfabriken (Deutsches Reich) 117; 
in Bleifarben nnd Bleiznckerfabriken (Deutsches Reich) 117; in Ziegeleien 
(Deutsches Reich) 298. 

Arbeitshäuser, die Poliiei kann Aborte fär solche Terlangen (Reohtspr.) 226. 

Arsenik nnd Strychnin, deren Verwendung zur Vertilgung von Feldmäusen 
(Prenssen) 281. 

Arzneimittel, Handel damit ausserhalb der Apotheken (Liegnitz) 296; die 
Bezeichnung eines solchen als Gennssmittel ändert den Charakter 
als Arzneimittel nicht (Rechtsprchnng) 17; über den Verkehr damit 
(Deutsches Reieh) 284, (Sachsen-Meinmgen) 247, (Brannschweig) 272, 
(Prenssen) 80; Verordnungen Ton solchen, die den Wortschnts gemessen 
(Prenssen) 232. 

Arsneitabletten, deren Abgabe in Apotheken (Oldenburg) 220. 

Arzt, „fär NaturheilTerfahren** als Zusatz im Medizinalkalender als unerlaubte 
Handlung im Sinne des § 824 B. G. B. (Rechtspr.) 1; Verurteilung eines 
solchen wegen fahrlässiger KOrperrerletzung durch Verbrennung mit ROntgen- 
strablen (Bechtspr.) 41; behandelnder, dessen Benachrichtigung bei Ueber- 
nahme des Kranken seitens eines anderen Arztes (Bechtspr.) 89; Beredhti- 
gnng, aber nicht Verpflichtung zur gütlichen Beilegung Ton Streitigkeiten 
vor dem Ehrengerichte [Bhrenamte] (Rechtspr.) 178; Verpflichtung zur 
Kollegialität jedem approbierten Arzte gegenüber (Rechtspr.) 179, 278; 
Berechtigung zur Niederlassung an jedem Orte, auch wenn dieser Ort schon 
ärztlich hinreichend versorgt ist (Rechtspr.) 180; abfällige Kritik über 
die Berufstätigkeit eines anderen Arztes in einem Gutachten (Rechtspr.) 180, 
278; häufiges Annoncieren (Rechtspr.) 180; Verantwortlichkeit für Gesnnd- 
heitsbeschädignng durch Knrmittel (Rechtspr.) 222; Verfehlungen ausser¬ 
halb des Berufs (Rechtspr.) 287. 

Angenentzündnng, granulöse, Massregeln gegen deren Verbreitung (Baden) 99; 
eine zu deren BeÜmpfung erlassene Polizeiverordnung, welche zwecks Unter¬ 
suchung eine allgemeine Pflicht zum Erscheinen an öffentlichen Orten ver¬ 
schreibt, ist ungiltig (Rechtspr.) 170. 

Augsburger Magen tropfen sind als Heilmittel anzusehen nnd daher dem freien 
Verkehr nicht überlassen (Reohtspr.) 47. 

Auskultanten, klinische (Prenssen) 284. 

Anssohliessung ans einem ärztlichen Verein verstösst nicht gegen die guten 
Sitten §§ 138, 826 B. G. B. (Rechtspr.) 224. 

'Sadeanstaltcu, gesundheitliche Anforderungen an diese (Minden) 197. 

Badeorte, gesundheitspolizeiliche Mindestforderungen an diese (Prenssen) 63, 
(Minden) 197. 

Bakteriologische üntersnchnngstellen, Vorschriften für diese (Bayern) 39. 

Baugewerbesohüler, deren ärztliche Behandlung durch Spezialärzte (Preussen) 18. 

Befangenheitserkiärung bezüglich des erstinstanzlichen Richters ist nnr vor 
Abschluss des erstinstanzlichen Verfahrens zulässig (Rechtspr.) 88. 

Begräbnisplatz, kirchlicher, Erteilung der Staatsgenehmignng znr Anlegung 
eines solchen (Prenssen) 48; ärzüiehe Visitation derselben (Württemberg) 
235. 

Behandlung, ärztliche, üebemahme derselben bei Patienten, welche sieh be¬ 
reits in Behandlung eines anderen Arztes befunden (Rechtspr.) 89. 
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BerafsgeheimnlB und ZeagniirerwelgeraoK dei Antea (Beohtapr.) 141. 

Beaohlognahmareeht im DlaEiplinuyeTfshren (Bechtapr.) 281. 

Beatitigang Ton Anaeigen Uber die BntUaanng yon Oeiateekraoken ava Priyat* 
iirenanatalten aoll nar noch mittela geaobloaaenen Briefes erfolgen (Prenaaen) 194. 

Beairkaftrate, deren Beteiligung an den Seblasaprttfnngen der Sanitätakolonnen 
(Baden) 82. 

Bierdruok-, Leitnnga«, nnd Zapfyorriohtuogen, Einriohtnng nnd Gebranoh beim 
Bieranaachank (Beg.'Bea. Minden) 802. 

Bleifarben nnd andere Bleiprodnkte, Einriebtnng nnd Betrieb yon Anlagen inr 
Heratellung derselben (Deutachea Beleb) 182, (Prenaaen) 189. Beaobltftignng 
yon Arbeiterinnen and jugendlichen Arbeitern in aolchen Anlagen (Dentachea 
Beioh) 117. 

Blntnnteranchung nach ühlenhnth (Prenaaen) 276. 

Bmohband, eine Leibbinde kann sieh als aolohes darstellen, in diesem Falle 
liegt dessen Beschaffung ohne Btleksieht anf den Kostenpunkt der Kranken* 
kaaae ob (Bechtapr.) 72. 

Bmnnen, Maaaregeln beattglich deraelben bei anateckenden Krankheiten (Aachen) 
140; die poliaeiliche Anordnung der Errichtung einea aolchen in der Nähe 
einea Sehnitterhanaea iat reohtagiltig (Bechtapr.) 203; allgemeines Verbot der 
Benutinng yon Brunnenwasser fflr alle Zweige der Nabrnngamittelindustrie 
ist nicht aulässig (Bechtaprechung) 224; die Polizei ist befugt, die Schliea* 
Bung einea solchen, mag es ein Öffentlicher oder ein priyater sein, an yerfOgen 
0echtspr.) 226, beaw. die Beseitigung der Mängel eines solchen ananordnen 
(Bechtapr.) 226. 

ChinoaolprKparste aind als Desinfektionsmittel dem freien Verkehr über¬ 
lassen (Bechtapr.) 282. 

Cholera, Verhütung der Verbreitung dnrch den Binnensohifffahrtsyerkehr 
(Prenaaen) 106. 

Choleraerreger, Versendung lebender Eultnren (Prenaaen) 22. 

Oholerafölle, Anleitung für ihre bakteriologische FeststelluDg (Prenaaen) 18. 

Cholerayerdächtige üntersnchnngsobjekte, Anweisnng an deren Entnahme nnd 
Versendnng (Prenaaen) 22. 

Desinfektor, staatlich geprüfter, Anmeldnng, Ansbildnng nnd Prüfnng als 
solcher (Danzig) 97. 

Dienstbeaüge der Beamten, Zahlnng derselben (Prenaaen) 285. 

Diphtheriesemm, Umfrage über dessen yorbangenden Wert (Dentachea 
Beich) 4. 

Dispensionsrecht der Krankenkassen (Bechtspr.) 26, 27; homöopathisches, Be- 
sehränknng desselben (Hessen) 24. 

Disziplinaryerfahren, Dnrchanehnngs- nnd Beschlagnahmerecht dabei (Becht- 
spreohnng) ^1. 

Drogenhandlnngen,^ bei Beyisionen derselben sind die betreffenden Beamten, 
iSeisärzte nsw. nicht bereditigt, die Vorlage yon Papieren, Bezepten nnd 
Büchern an yerlangen (Bechtspr.) 27; Gebühren für ihre Besichtigongen 
(Beohtapr.) 107; Vorschriften über ihre Besichtignng (Preaasen) 80, (Lieg¬ 
nitz) 292. 

Düngerstätten, Erriohtnng yon solchen (Minden) 96. 

Eheseheldnng, erforderlicher Grad der Geisteskrankheit dafür (Bechtapr.) 2I8t 

Ehrengericht, dessen Zuständigkeit (Bechtspr.) 88; Ablehnung eines Mitglieder 
wegen Befangenheit (Bechtspr.) 273. 

Ehrengeriohtiiches Verfahren, nicht förmliches, in demselben kann anf Ver¬ 
öffentlichung der ehrengerichtlichen Entscheidung nicht erkannt werden 
(Bechtspr.) 87; Stellung des Vertreters der Anklage in demselben (Bechtspr.) 
92, dessen Schranken bezüglich des Verfahrens bei den ordentlichen Gerichten 
(Bechtspr.) 237; Verfahren (Bechtspr.) 273. 

Euengerichtcgesetz, dessen Bechtsgiltigkeit (Bechtspr.) 88.^ 

Einfuhr rerbot des mit Konseryierungsmitteln behandelten Fleisches (Preusen) 136. 

Eisenbahnen, prensaische, < Beklame der Natnrheilkünstler in deren Bereich 
(Prenssen) 93. 
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Bntfattiugstee, denen Aekttndignng (Beohtepr.) 70. 

Erbbegräbnis, Anordnung einer Dfohtnng desselben, nm das AnsstrOmen von 
Verrresnngsgasen an yerhQten (Beohtspr.) 206. 

Fahrrad- nnd Motorbenntsnng dnrch den Amt, Bntsehädignng dafttr (Bayern) 24. 

Feilhalten, Begriff (Beohtspr.) 289. 

Fett, dessen Denatnriernng (Dentsehes Beieh) 290. 

Fenerbestattnngswesen (Hamborg) 88. 

Finnen, Fortfaii des Berichts Ober das Vorkommen bei Sehlaehttieren 
(Prenssen) 283. 

Fieisch, dessen Transport (Hannover) 220. 

Fleischeinfobr ans dem Anslande, Kontrolle derselben (Prennen) 188, 211. 

Fleiobsehan, deren Begelnng (Prenssen) 7, 118, (Dentsehes Beleb) 110. 

Fleisehvergiftnng, Feststellnng derselben (Prenssen) 29. 

Fliegenpapier, arsenhaltiges, bei dessen Abgabe ist die ßeibringnng eines 
Erlanbnisscheines nicht erforderlich, es genflgt Giftschein nnd Bintragnng 
in das Giftbnoh (Hambnrg) 99, (Prenssen) 197. 

Fortbildnngskurse Ar Hebammen (Baden) 285. 

Gast- nnd Sehankwirtsebaften, Bnhepansen für die darin Angestellten (Prenssen) 
282. 

Gebfihren für ärstliche Dienstleistnng bei Behörden (Bayern) 19, Abändeinng 
der GebOhrenordnnng (Sachsen-Meiningen) 248. 

Gebnrtsnrknnde, Einreichnng einer solchen bei dem Anträge anf Erteilnng der 
Approbation als Ant (Prenssen) 208. 

Gtofingnisse, Hansapotheken darin (Prenssen) 176. 

Geheimmittel, Begriff (Bechtspr.) 70; AnkOndignng (Beohtspr.l 189; Verkehr 
damit (Prenssen, Hambnrg) 194, 210, (Sohanmbnrg-Lippe) 286. 

Geisteskranke, Benachriohtignng der Angehörigen bei ihrer UeberfObrnng in 
eine Irrenanstalt (Prenssen) 6; Anweisung Ober ihre ünterbringnng 
(Prenssen) 281. 

Geisteskrankheit nnd Ehescheidnng (Bechtspr.) 218. 

Genesungsheime, als Krankenanstalten (Prenssen) 62. 

Genickstarre, epidemische, amtsärntliche Ermittelung nnd Berichterstattung 
dabei (Arnsberg) 33, deren Vorkommen im Jahre 1901 (Prenssen) 98. 

Geschlechtskrankheiten, Gefahren derselben, Warnung der Studierenden davor 
(Prenssen) 239; üebertragnng dnrch Beischlaf (Beohtspr.) 297. 

Gesnndheitsbesohädignng im Sinne des I^ahrangsmittelgeseties (Bechtspr.) 222. 

GetreidemOhlen, deren Betrieb (Deutsches Beicb) 298. 

Gift, dessen Verwendung bei Ansflbnng einer gewerbliehen Tätigkeit, n. B. 
des Viehkrastrierens, ist nicht Handel damit (Bechtspr.) 70; Verkehr damit 
(Baden) 280. 

Gifthandel, Prüfung derjenigen Personen, welche die Genehmigung dann nach- 
snehen (Liegnitz) 296. 

Gifthandlnngen, deren Bevision (Prenssen) 139. 

Grane Salbe, zur Vertilgung von Läusen als kosmetisches Mittel dem freien 
Verkehr überlassen (Beohtepr.) 201. 

Grosshandel, Begriff (Bechtspr.) 282. 

Hackfleisch, dessen VerflUschnng durch Präservesalz (Bechtspr.) 228. 

Haematogen, als Heilmittel (Bechtspr.) 287, als Nährmittel (Bechtspr.) 283. 

Hansapotheken in Strafanstalten nnd Gefängnissen (Prenssen) 176. 

Hebamme, Altersversichernng (Baden) 18; Verpflichtung, dem zngezogrnen 
Arzte auch ohne ausdrückliche Aufforderung bei der Gebnrt den 
erforderlichen Beistand sn leisten, selbst wenn sie dadurch in Widerstreit 
mit der Lehre der Kirche zu kommen vermeinen (Bechtspr.) 70, Ermittelung 
über die Verhältnisse derselben (Prenssen) 78; Entziehung des Prüfnngs- 
zengnises bei Hehlerei (Beohtspr.) 71; Fortbildnngskurse (Baden) 286; Aus¬ 
bildung (Prenssen) 800. 

Hebammenpfnseberei (Beohtspr.) 216. 

Hebammenprüfnngen, Gebühr des Kreisarztes für Zuziehung sn den an seinem 
Wohnorte statt^denden (Prenssen) 81. 
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Heilgehlllfen and MMiSre, atMtlleh geprflfte, yonohriftea fttr die Prilfhng der« 
eelben (Prenseen) 76. 

Heilmittel, Aagebnrger Magentropfen ab solches (Beohtspr.) 47; Himatogen 
als solches (Rechtsprechnng) 287. 

Heilqaellen, gesnadheitliohe Anforderungen (Minden) 197. 

Himbeersaft, dessen Verfälscbnng dnrch Kapillar (Bechtspr.) 224. 

Honig, üeberwaehnng des Verkehrs damit (Prenssen) 28. 

Hypnose, Saggestion nsw., Verbot der Veranstaltung öffentlicher Vorstellungen 
(Prenssen) 194, (Baden) 108. 

Jahresbericht der Kreis- und Gbrichtsftrite, Formulare fttr die jenen beisn- 
fttgende Uebersicht ttber die amtliche Tätigkeit (Prenssen) 112. 

Jahrbuch, statistisches, fttr das Königreich Prenssen, Freiexemplar an Kreis- 
ärste (Prenssen) 800. 

Impfverfahren (Anhalt) 247. 

Inrerkehrbringen, Begriff desselben (Bechtspr.) 224. 

Irrenabteilangen in Strafanstalten, Vorsichtsmassregeln gegen den Ausbruch 
von Insassen derselben (Prenssen) SOI. 

Irrenanstalt, Benachrichtigung der Angehörigen eines Geisteskranken bei dessen 
Ueberftthrnng in eine solche (Prenssen) 6. 

Kapillar, Vermischung des Himbeersaftes dadurch (Bechtspr.) 224. 

Keuchhusten in Kindergärten (Sachsen) 276. 

Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben (Deutsches Reich) 101. 

Körperverletsung daroh üebertragung einer Gbschleehtskrankheit 287. 

Kollegialität, Verietsung derselben durch Aeusserung ttber einen anderen Arat 
(Bechtspr.) 88. 

Konservierangsmittel, Kontrolle des Verbots der Ausfahr von mit solchen be¬ 
handeltem Fleische (Prenssen) 136. 

Konsession su einer Privatkrankenanstalt, Zurttcknahme derselben wegen Nieht- 
eatlassang einea dem Konzessionär als unzuverlässig bekannten Stellvertreters. 
-Voraufgehen einer Bntlassangsaufforderang seitens der Behörde ist nicht 
erforderlich (Bechtspr.) 171. 

Krankenanstalten, Genesangsheime als solche (Prenssen) 62; öffentliche sind 
auch dann nicht als Privatkrankenanstalten anzusehen, wenn sie gewerbs¬ 
mässig betrieben werden (Hessen) 88. 

Kranken-, Bntbindungs- und Irrenanstalten, öffentliche und private, Anlage, 
Bau und Binrichtung derselben (Oldenburg) 14. 

Krankenkassen, unznlässiges Werben seitens eines Arztes um eine Anstellang 
bei solchen (Bechtspr.) 274; deren Dispensierrecht (Bechtspr.) 25, 27, 87. 

Krankentransportwesen, Umfrage darttber (Prenssen) 291. 

Krankenversichemngsgesetz, Abänderung desselben (Deutsches Reich) 172. 

Krankheiten, gemeingefährliche, Auzeigepflicht dabei (Bremen) 99. 

Kreiden, farbige, Arsen und bleihaltige (Prenssen) 291. 

Kreisarzt, Aasttbang der praktischen ärztlichen Tätigkeit vor der Anstellang 
gilt nicht als pensionsfähige Dienstzeit (Prenssen) 112, Formulare fttr den 
Jahresbericht (Prenssen) 112; Berechtigung zum Strafantrag wegen unlau¬ 
teren Wettbewerbes gegen Karpfuscher (Bechtspr.) 177, vollbesoldeter, dessen 
Gebtthren fttr Verrichtangen, fttr die den nicht vollbesoldeten Kreisärzten 
Gebtthren ans der Staatskasse zastehen (Prenssen) 192; dessen Vertreter 
muss die Gebtthren abliefern (Prenssen) 275; Richtigkeitsbescheinigang der 
Liqnidationen (Prenssen) 276. 

Kreisassistenzärzte, deren ümzugskosten (Prenssen) 290. 

Kreismedizinalbeamten, Berichterstattung ttber diese (Prenssen) 299. 

Kresolseifenlösnng, Warnung vor deren Gebrauch (Prenssen) 301. 

Kretinismus, Massregeln dagegen (Württemberg) 176. 

Knrpfnscher, deren An- und Abmeldung (Sachsen) 234; Anfklärang der Presse 
durch die Polizeibehörden ttber gesetzwidrige Ankündigungen seitens derselben 
(Prenssen) deren Verantwortlichkeit wegen Gcsnndheitsbeschädigung in¬ 
folge von Kurmitteln (Bechspr.) 222; geschäftliche Verbindung eines Arztes 
mit einem solchen ist standesnnwttrdig (Boohtspr.) 248. 
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Karpfosoherei, deren Bekämpfung (Prengsen) 116, (Deutsches Beich) 150, 
(Sachsen) 234, (Schanmbnig-Lippe) 286. 

Leibbinde, siehe Bruchband. 

Leichenöffnung bei der ünlalluntersnchnng (Prenssen) 286. 

Leichenschau, obligatorische, deren Binffihrnng (Prenssen) 6. 

Leichentransport (Baden) 107, (Sachsen) 244. 

Lysol, Warnung vor deren Gebrauch (Prenssen) 801. 

Malaria, Schrift des Dr. Martini darttber (Prenssen) 287. 

Manörergelände, dessen Besichtigung durch den Kreisarst (Prenssen) 240. 

Marktschreierische Behlame seitens der Knrpfnscher; die Polizeiyerordnungen, 
in Prenssen, welche jene verbieten, sind rechtsgtlltig (Becbtspr.) 169. 

Massregeln snr Bekämpfung ansteckender Krankheiten, Zuständigkeit der Orts- 
polisei hierfür (Beehtspr.) 215. 

Medisinalbeamte, Festsetzung der Liquidation derselben über Verrichtungen, 
welche auf Branchen der Staatsanwaltschaft vorgenommen werden (Preusseut 
107; deren Gebtthren bei Bevision von Drogenhandlnngen (Prenssen) 107; 
Annahme von Nebenämtern (Prenssen) 299. 

Medizinalgesetz (Brannsohweig) 156. 

Medizinalkollegien, Tagegelder ihrer Mitglieder bei Vernehmung als gerieht* 
liehe Sachverständige (Prenssen) 152; Abgabe gerichtlich geforderter Gut¬ 
achten seitens ihrer Mitglieder (Prenssen) 152. 

Medizinische Bingriffe, deren Zulässigkeit in den Universitätskliniken und 
sonstigen Krankenanstalten (Baden) 65. 

Meldekarten ttber ansteckende Krankheiten können anch im Ortsverkehr mit 
dem Portoablösnngsvermerk verwendet werden (Prenssen) 74. 

Mddepflicht der Knrpfnscher, die darttber in Prenssen ergangenen Polizeiver- 
ordnnngen sind rechtsgültig (Beehtspr.) 142. 

Messgeräte, chemische, deren Aiehnng (Deutsches Beich) 280. 

MUch, entrahmte, das polizeiliche Verbot des Verkaufs derselben ist nnznlässig 
(Becbtspr.) 61. 

Milchfahrwerke, deren Benntznng snr Personenbefördernng (Köslin) 8. 

Militär- nnd Zivilbehörden, gegenseitige Mitteilnngen zwischen denselben ttber 
das Auftreten ansteckender Krankheiten (Prenssen) 48. 

Mineralwasserapparate, die Kosten fttr die Bevision derselben hat die Orte¬ 
polizeibehörde and nicht der Fabrikant zn tragen (Beehtspr.) 201. 

Mttliabfahrgebtthren (Beehtspr.) 284. 

Nahrungsmittelvermsohnng, Zaziehong von geeigneten Sachverständigen 
bei strafrechtlichen Untersachangen nnd Anklagen deswegen (Prenssen) 152. 

Natorheilkttnstler, deren Beklame im Bereich der prenssischen Bisenbahnen 
(Prenssen) 93. 

Nebenämter, Annahme seitens der Medizinalbeamten (Prenssen) 299. 

Operationen, Schadenersatz bei (Beehtspr.) 289. 

Ortsbesichtigung der Kreisärzte (Preossen) 241; im Manövergelände, Beteili¬ 
gung militärischer Sachverständiger daran (Prenssen) 187, 240. 

Ortssendangen, Bestellung von solchen (Prenssen) 78. 

Ortsverkehr, Benntzang der Post dafür, nnter Anwendung des Portoablösnngs- 
vermerks (Prenssen) 92. 

Phosphorzündwaren (Dentsches Beich) 150. 

Physikatsberichte (Württemberg) 52. 

Polier Werkstätten, Gesandverhältnisse darin (Prenssen) 219. 

Polizeibehörde, deren Befagnis, einer Prostituierten das Wohnen in einem 
bestimmten Hause za antersagen (Becbtspr.) 17; das Becht derselben auf 
Herstellong and Verbesserang von Braunen zwangsweise einsuwirken 
(Beehtspr.) 208, 224, 226; Aborte fttr Arbeiterhänser zu verlangen 
^echtspr.) 226; Zaständigkeit bei Massrogelu gegen ansteckende Krank¬ 
heiten (B^tapr.) 215. 

Polsterwerkstätten, Gesundheitsverhältnisse darin (Prenssen) 219. 
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Post, deroD Benntiuig im OrtSTeikehr (Pronsseii) 91. 

PriserfatiFO, Betrieb ron Anlagen inr Heratellang derselben (Denteohes Beich) 
62, 106. 

Praktikanten^ klinisohe (Preossen) 284. 

Pruis, Krstliche, deren üebertragnng gegen Entgelt (Reohtspr.) 287. 

Privatentbindangsanstalt, Versagnng der Erlaubnis wegen mangelhafter Ein¬ 
richtung (Reohtspr.) 109. 

Priratirrenanstalten, Anseigen Aber die in solchen untergebrachten anslin- 
dlschen Kranken (Preossen) 74. 

Priratkliniken, speiialArstliche, sind nicht zu Beitrigen für die Gewerbekammer 
heransuziehen (Rechtspr.) 8. 

Privatkrankenanstalt, ein öfientliohes Krankenhaus ist selbst bei gewerbs- 
missigem Betrieb nicht als solche zu erachten (Hessen) 88; Begriff einer 
solchen (Reohtspr.) 109; ZnrQcknahme der Konzession dafür (Becher.) 171; 
Zurerlissigkeit des Unternehmers (Reohtspr.) 204. 

Quellen zur Speisung Ton Wasserleitungen, ttber deren Erhaltung (Sachsen- 
Weimar) 116. 

Quenseisehe Denkschrift ,Der Alkohol und seine Gefahren* (Preossen) 154. 

Beehtschreibnng, deren Einführung im amtliehen Verkehr der Behörden 
(Preossen) 48, 271. 

Regierungs- und Medizinalrat, dessen Mitwirkung in Fragen des Fleisches als 
Nahrungsmittel (Preossen) 92. 

Registratur, kreisirztliche (Arnsberg) 49. 

Reinwasserleitnng, Verhütung des Rücktritts unreiner Flüssigkeiten in diese 
(Berlin) 288. 

Reklame von Aeraten über eine neue Heilmethode (Reohtspr.) 274; siehe auch 
Annoncieren. 

Rettongs- und Krankentransportwesen, Umfrage deshalb (Preossen) 291. 

ELezepttagebücber in Apotheken (Sachsen) 287. 

Röntgenbestrahlung, Verbrennung infolge derselben, Verurteilung eines Arztes 
wegen fahrlässiger KOrperrerletzung durch jene (Reohtspr.) 41. 

Rotes Kreuz, Grundsätze für die Erteilung der Erlaubnis zum Gebrauche der¬ 
selben (Deutsches Reich) 117; Stempelung der damit bezeichneten Waren 
(Oentsohes Reich) 188; Ausführungsanweisung zum Gesetz über den Schutz 
desselben (Preossen) 208; Erlaubnis zu Führung desselben Ton den Landes- 
vereinen vom Roten Kreuz und von anderen Vereinen (Preossen) 282, 800. 

Riüur, Ratschläge für Aerzte (Deutsches Reich) 227. 

Rassische Rückwandererer, deren ärztL Untersuchung n. Impfbng (Preossen) 289. 

Saehveratändiger, dessen Ablehnung wegen Befangenheit infolge eines schon 
dem Gegner erstatteten Privatgutachtens (Reohtspr.) 1, 221; dessen Recht 
der Zeugnisverweigerung (Rechtspr.) 221. 

Säaglingssterblichkeit, deren Verhütung (Aachen) 8. 

Sanitätskolonne, Beteiligung der Bezirksärzte an den Schlnssprüfangen der¬ 
selben (Baden) 82. 

Sanitätswesen des prenssisoben Staates in den Jahren 1898—1900 (Preossen) 187. 

Schadenersatz wegen Operation (Reohtspr.) 289, wegen fahrlässiger Gesund* 
heitsVerletzung (Rechtspr.) 290, durch mangelhafte Beleuehtung eines Weges 
(Rechtspr.) 2^. 

Schälblasen der Neugeborenen, Verhalten der Hebammen dabei (Baden) 286. 

Sohafsdärme, deren Denaturierung (Deutsches Reich) 290. 

Schlachtvieh- und Fleisohbeschaagesetz, Abänderung der AosfOhrungsbestim- 
mungen dazu (Deutsches Reich) 110; Ausführongsbestimmungen (Preossen) 118. 

Sohwefeläther, dessen Verkauf und Vertrieb (Bromberg) 117. 

Sioherheitspessarien, Betrieb von Anlagen zur Herstellung derselben (Deutsches 
Reich) 62, 106. ..... ... 

Sonntagsruhe in den Apotheken (Baden) 16, Meoklenburg-Schwefm) 40, (Lippe 88. 

Speiseeis, Kontrolle der Strassenhändler (Berlin) 288. 

Standeswidrigkeit einer Handlung, Voraussetzung der ehrengericbtliohen Be¬ 
strafung (Rechtspr.) 87. 
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Strafanstalten, Hansapotbeken in diesen (Prenssen) 175; Vorsichtsmassregeln 
gegen das Aasbrechen yon Insassen ans Irrenabteilnngen (Prenssen) 801. 

Strychnin, dessen Verwendoog lor Veitilgnng yon Feldmaasen (Preossea) 281. 

Sablimatpastillen, Vergiftungen dadaroh (Prenssen) 176. 

Sflssstoffgesetz, Aosftibmngsbestinunangen daaa (Deutsches Beich) 144, 238. 

Suspensorien, Betrieb yon Anlagen rar Hentellung derselben (Deutsches 
Beicb) 62. 

Tapexiererwerkatätten, Gesundbeitsyerhaitnisse (Prenssen) 210. 

Taubstummenstatistik (Prenssen) 75. 

Technische Schulen, Verhfltnng yon ansteckenden Krankheiten in diesen 
(Prenssen) 218. 

Thomasschlacke, Einrichtung und Betrieb gewerblicher Anlagen, in denen 
solche gemahlen wird (Deutsches Beicb) 299 beaw. Thomasschlackenmehl, in 
denen solches gelagert wird (Deutsches Beich) 299. 

Tierfelle, angegerbte, deren Binsalzen und Trocknen, Qenebmlgnng dasu 
(Beohtspr.) 202. 

Titel „Dr.", dessen Fflhrnng seitens eines nicht ram Dr. med. promoyierten 
Arstes ist unstatthaft (Prenssen) 217. 

Tollwutverdachtige und tolle Tiere, Bissyerletxungen durch solche im Jahre 
1902 (Prenssen) 217. 

Trachom (Baden) 199. 

Tricbinenschauer, Prttfangsyorsehriften ftlr diese (Deutsches Beich) 112; Auf* 
sicht ttber diese seitens der Ereisärate ist aufgehoben (Prenssen) 241. 

Trinkwasserversorgungen, sentrale und einseine, Prüfung von Anlagen der 
Art (Saohsen-Heiningen) 65; siehe auch Wasserleitungen. 

Trunkenheit als standeswidriges Verhalten (Bechtspr.) 81. 

Trunksucht, Bekämpfung derselben (Prenssen) 64. 

Tuberkulin, dessen Verkauf (Bayern) 115; dessen Fabrikation (Prenssen) 239. 

Tuberkuloseerkrankungen, Anseige von solchen beim Wechsel der Wohnungen 
(Baden) 65. 

Typhus, Massregeln betr. der Brunnen (Aachen) 140; Massnahmen sur Be* 
kämpfung desselben (Deutsches Beicb) ^9; Batsohläge für Aerxte (Deutscdies 
Beich) 227. 

Typhuserkrankungen bei Schulkindern, Feststellung mittels der Vidalschen 
Beaktion (Prenssen) 240. 

Ueberschwemmiingen, sanitätspoliseiliche Massregeln dabei (Prenssen) 281. 

Unfall, Schadenersats deshalb (Bechtspr.) 290. 

Unfallontersuchung, Leichenöffnung dabei (Prenssen) 286. 

Unfallverletste, landwirtschaftliche, Gebühren der Sanitätsbeamten für Begnt* 
aehtung von solchen (Baden) 236. 

üntersuchnng, ärztliche, behufs Zengnngsunfäbigkeit kann im Zivilprozess vom 
Biohter nicht erzwangen werden (Bechtspr.) 213. 

Untersuohungsämter für ansteckende Krankheiten (Baden) 277. 

Untersuchungsstellen, bakteriologische der Königlichen l^giernng, Geschäfts* 
anweisung dafür (Prenssen) 269. 

Unzüchtiger Gebrauch, Begriff desselben (Bechtspr.) 281. 

Unzucht, widernatürliche (Bechtspr.) 214. 

Vereine, ärztliche, tierärztliche und pharmazeutische (Württemberg) 52. 

Versuch mit untauglichen Mitteln ist strafbar (Bechtspr.) 169. 

Vertreter, gesetzlicher, Bestallung eines solchen für die in Anstalten unter* 
gebrachten Geistesluranken (Prenssen) 219. 

Vivisektion, Einspruch gegen Eintragung des Vereins zur Bekämpfung der* 
selben in das Vereinsregister (Bechtspr.) 85. 

Vorbeugungsmittel, Begriff (Bechtspr.) 283. 

Vorlesungen, klinische, deren Besuch durch Studierende als Praktikanten oder 
Auskultanten (Prenssen) 284. 

Wasserleitungen, die Erhaltung der zur Speisung von solchen dienenden 
Quellen (Sachsen-Weimar) 116; siehe auch Trinkwasserversorgungen. 
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Weehselftsber, Sohrift des Dr. Martini darttber (Prenssen) 287. 

Wein, Verkehr damit (Prenseen) 242; „garantiert reiner“, Begriff (Bechtspr.) 
“223. 

WeinrerfKlsohnng daroh Zoeatz von Wasser oder von nnreinem Stärkezncker 
(Reehtq;»r.) 297. 

Wettbewerb, nnlanterer, in der Heilknnde (Reehtspr.) 69, 70; der Vorstand 
der Aeritekammer ist berechtigt, einen Strafantrag gegen Enrpfnsober des> 
halb in stellen (Reohtspr.) 70; desgleichen der Kreisarzt (Reehtspr.) 177. 

Witwen- and Waisengeld, Berechtigang der Hinterbliebenen der aaf Warte¬ 
geld gesetzten Medizinalbeamten (Prenssen) 286. 

Wohnang, Ettndigang derselben wegen erhebliche Oeffthrdang der Gesnndheit 
(Reehtspr.) 290. 

Wohnongsgeldzaschass, dessen Gewährang an die anmittelbaren Staats- 
Wmten (Prenssen) 139; dessen Berechnnng (Prenssen) 207. 

Warmkrankheit, deren BekSmpfang (Arnsberg) 155, (Oberbergamt Dortmnnd) 243. 

Zahnärztliches Stndiam, Zolassnng (Prenssen) 230. 

Zigarrenfabriken, Beschäftignng Ton Arbeiterinnen (Dentsches Reich) 117. 

Ziegeleien, Beschäftignng von Arbeiterinnen nnd jngendliohen Arbeitern 
(Dentsches Reich) 298. 

Zim- nnd Militärbehörden, gegenseitige Mitteilnng bei ansteckenden Krank¬ 
heiten (Prenssen) 48. 

Zn- nnd Abgangsgebtthr bei Dienstreisen anf Kleinbahnen (Prenssen) 207. 



Eechtsprechung und Hedizinal- 

^esetzgebung. 

Beilage zur Zeitsclirift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 1. 1. Januar. 1903. 

Rechtsprechung. 

Znsats; „Arst ffir Natnrheilverfahren** im Medizinalkalender^la 
unerlaubte Handlung im Sinne des §. 824 B.'O.-B. Urtbeil des Beicba- 
gerichts (VI. Zivil-Senats) vom 10. Jnli 1902. 

Nach §. 824 des BOxgerlicben Gesetzbuchs ist es nnerlanbi und zum 
Schadenersatz verpflichtend, wenn Jemand der Wahrheit zuwider eine That- 
sache behauptet oder vorbereitet, die geeignet ist. Nachtheile fflr den Erwerb 
eines Anderen herbeiznführen, sofern er die Unwahrheit kennen mnss. Dieser 
Thatbestand liegt vor, wenn durch den streitigen Zusatz der Beklagten vom 
Kläger eine Thatsache behauptet wird, die ihm, wenigstens in den Augen der 
meistenwissenschaftlieh gebildeten Aerzte und ihrer Anhänger, einen Makel anbaf- 
tet, der sie abbaltenkann, sich der ärztlichen Hälfe des Klägers zu bedienen, sofern 
fes^estellt wird, dass der Beklagte die Unwahrheit der Thatsache kennen musste.*) 
Auch die Zulässigkeit einer Silage, mit der nicht Schadensersatz, sondern die 
Abwehr künftiger Bechtsverletznngen gefordert wird, ist hier nicht zu be¬ 
anstanden, wo das mit der Klage als unerlaubt bekämpfte Verhalten der Be¬ 
klagten schon früher begonnen hat und die Fortsetzung ohne das Dazwiscben- 
treten der Klage in Aussicht steht. Zutreffend ist die Büge des Bevisions- 
klägers, dass der Berufuugsrichter nur erwäge, wie er den Zusatz auslege, 
während es darauf ankomme, wie er von den Lesern des Kalenders, Aerzten 
und Laien, verstanden werde und ob diese ihm nicht den Sinn unterlegen 
würden, den nach der anfänglichen Auslassung des Beklagten auch dieser darin 
gefunden habe. Die Schlnsrfolgerung, auf die der Bemfnngsrichter sich stützt, 
dass nämlich, weil der Kläger als Arzt bezeichnet werde, ausgeschlossen sei, 
dass der Zusatz bedeute, er verwende ausschliesslich das Naturheilverfabren, 
mu« nicht nothwendig von jedem Leser des Zusatzes gezogen werden. Darum 
muss die Prüfung der Frage vermisst werden, welchen Sinn die ])eser des 
Kalenders vor allem die Aerzte, in der Bemerkung finden werden, der Kläger 
sei Arzt für Naturheilverfabren; ob nicht, wenigstens ein Theil der Leser 
darin die Behauptung einer, dw Erwerb des Klägers nacbtheilige Thatsache 
finden wird. Ist das festzustellen, so wird die Verbreitung des so zu verstehenden 
Zusatzes als eine unerlaubte Handlung sich darstellen, sofern zugleich als er¬ 
wiesen angesehen wird, dass der Beklagte fahrlässig seiner Behauptung eine 
mehrdeutige Fassung giebt, wenn er also bei Anwendung der im Verkehr er¬ 
forderlichen Sorgfalt wissen musste, dass der Zusatz in der dem Kläger naoh- 
theiligen Weise missverstanden werden kOnne. 


Ablehnung eines Sachverständigen wegen Befangenheit in Folge 
eines schon früher für den Gegner erstatteten Privatgntachtens. Ent¬ 
scheidung des Beichsgerichts (I. Zivil - Senats) vom 1. Okto¬ 
ber 1902. 

Der §. 406 Z.-P.-0. lässt die Ablehnung eines Sachverständigen ans 


*) lu dem Börner’sehen Beichs-Medizinalkalender (Verlag O. Thieme) 
war bei dem Namen des Klägers der Zusatz «Arzt für Natnrheilverfahren" 
gemacht; in früheren Jahrgängen hatte der Zusatz gelautet „Vertreter der 
Natnrheilkunde", war dann auf den Widerspruch des Klägers weggelassen, 
nachmals noch einmal aufgenommen und seit 1899 in der vorher angegebenen 
Fassung. Der Arzt hielt sich dadurch ihn in seinen Bechten beeinträchtigt 
und hatte in Folge dessen Klage auf Schadenersatz auf Grund des §. 824 des 
B.-G.-B. erhoben. 
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denselben Gründen in, welche snr Ablehnnng ebes Richten berediti^fi) biso 
gemäss §. 42 Z.-P.«0. insbesondere nach wegen Besorgung der Befangenheit. 
Ob nnu die Übrigen Qribde, welche der BeschwerdefOhrer yorgebraät hat, 
genügen würden, um ebe solche Besorgnng in begründen, kann dahingestellt 
bleiben. Für erheblich aber mnss die Behanptnng gehalten werden, dass der 
Sachverständige bereits in ebem anderen Prozesse sich b einem für den 
Gegner erstatteten Privatgatachten angünstig über das Verfahren ansgesprochen 
habe, das auch bei dem jetzt za seiner Begatachtnng gestellten Beweisthema 
in Frage steht. Wenn aach an dem subjektiven Bestreben des Sachverständigen, 
seine Prüfang mit völliger Unparteilichkeit vorznnehmen, kein Zweifel bestehen 
kann, and dieses Bestreben durch Stellung und Qualifikation des Sachver¬ 
ständigen hinreichend verbürgt erscheint, so lässt sich doch der Umstand, dass 
er sich bereits früher mit der Sache beschäftigt und sich ein Urtheil gebildet 
und dieses Urtheil auch schon ausgesprochen hat, die Befürchtung nicht ganz 
von der Hand weisen, dass er objektiv den zu prüfenden Fragen nicht mit 
derjenigen vollen Unparteilichkeit und Unvoreingenommenheit werde gegen- 
übertreten können, welche für die erspriessliche Erledigung der Aufgaben ebes 
Sachverständigen, als des Gehülfen des Gerichts, gefordert werden muss. 


Terlesang ärztlieher Atteste in der Haaptverhandiang. Ur¬ 
theil des Reichsgerichts (II. Straf-Sen.) vom 14. Februar 1902^ 

Die Verlesung ärztlicher Atteste ist nur zulässig, wenn ebe Körperver¬ 
letzung den Gegenstand des Verfahrens bildet, beschränkt sich aber nicht auf 
die der Anklage zu Grande liegende Körperverletzung, sondern greift auch 
Pbtz bei anderen Körperverletzungen, die b dem Verfahren anf diese Anklage 
zur Sprache kommen, insbesondere solchen, die dem Angeklagten selbst von 
Anderen zugefügt sind. 


Fftr den Begriff eines Werkzeugs bt nicht lediglich die Art des 
Gebrauchs, sondern die objektive Beschaffenheit des Werkzeugs 
(Pfeifenschlancb) massgebend. Urtheil des Reichsgerichts (IV. Str.- 
Senats) vom 28. Februar 1902. 

Auf die vom Angeklagten gegen seine Ehefrau begangene körperliche 
Misshandlung wendet die Strafkammer §. 223 a des Str.-G.-B. an, indem sie 
feststellt: Angeklagter schlug sie mit dem Schlauch einer langen Pfeife in’s 
Gesicht. Dass der Pfeifenschlancb in der Anwendung gegen die bezeichneten 
Körpertheile ein gefährliches Werkzeug ist, konnte keinem Zweifel unterliegen. 
Diese Begründung giebt jedoch für dieVerortheilong keine genügende Grundlage, 
insbesondere wenn erwogen wird, dass im Mangel eines Strafantrages die 
Bestrafung der That überhaupt von der ihr beigemessenen Qualifikation ab¬ 
hängt. Die Akten ergeben, dass „der Pfeifenschiaach“ der Strafkammer nicht 
Vorgelegen hat; dessen objektive Beschaffenheit ist mit keinem^Worte 
erörtert. Es handelt sich auch nicht um einen Gegenstand, der etwa immer 
und überall in gleicher Beschaffenheit existirt und dessen gefahrbringende 
Eigenschaften allgemein bekannt sind. Diese Umstände begründen den Ver¬ 
dacht des Rechtsirrthums nach zwei Richtungen hin, entweder 1. in der, dass 
die Strafkammer von einer gewissen Durchschnittsbeschaffenheit „eines Pfeifen- 
schlauchs“ ausgegangen ist, ohne die Beschaffenheit des konkreten zur 
Begehung der That gebrauchten Werkzeugs einer näheren Prüfang zu unter¬ 
ziehen, oder 2. in der, dass die Strafkammer die gefahrbringende Eigenschaft 
des Werkszengs lediglich aus der Art des Gebrauchs ohne Rücksicht auf 
seine unter Umständen in Betracht zu ziehende objektive Beschaffenheit 
abgeleitet hat. Hiernach ist der Revisionsbehanptung, es hätte nur §. 223 des 
Str.-G.-6. angewendet werden dürfen, in Bezug auf die jetzt erörterte That 
die Berechtigung nicht abzusprechen, und die Aufhebung der Verurtheilung 
im erkannten Umfange geboten. 
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Das Ansgiessen einer ätzenden oder giftigen Flttssigkeit gegen 
Andere ist nicht als ein gefährliches Werkzeug anznsehen. ürtheil 
des Beiohsgerichts (1. Straf-Sen.) yom 9. Jani 1902. 

Die im §. 223 a des Str. G. B. mit Strafe bedrohte Art der KOrper, 
▼erletzong mittels eines gefährlichen Weiksenges erfordert aber, dass das be* 
nntste Mittel selbst nach seiner objektiven Beschaffenheit als Waffe gefährlieh- 
somit als solches beim Gebrauche gegen einen Menschen nach dem gewOhn* 
liehen Erfolge geeignet sei, durch mechanische Einwirkung auf den Körper die 
Gesundheit sn gefährden oder eine Verletzung herbeiznfOhren. Deshalb kann 
eine ätzende oder giftige Flttssigkeit, die gegen einen Anderen ansgegossen 
wird, nicht als ein gefährliches Werkzeug ansgefasst werden, da sie nicht dem 
allgemeinen Begriff einer Waffe unterstellt werden kann und keine mechanische, 
sondern eine ehemisohe Einwirkung auf den Körper hervorbringt. 


Ein Versuch der Abtreibung der Leibesfrucht liegt nicht vor, 
wenn ein dazu geeignet gehaltenes Mittel in den Mund genommen und, 
ohne es zu verschlucken, wieder ausgespieen ist.- Entscheidung des 
Beiohsgerichts (IV. Str.*Sen.) vom 31. Januar 1902. 

Hat die Angeklagte das zur Abtreibung der Leibesfrucht fflr geeignet 
gehaltene Mittel in den Mund genommen, um es zu verschlucken, das Letztere 
zu thun aber ans freier Entschliessnng wieder aufgegeben, so liegen alle Vor¬ 
aussetzungen ihr Anwendung des §. 4S Nr. 1 des Str. G. B. vor. Auf den Be¬ 
weggrund kommt es nicht an; es kann also kein Gewicht darauf gelegt werden, 
dass die Angeklagte nach ihrer Angabe durch den widerlichen Geschmack des 
in den Mund genommenen Mittels veranlasst worden ist, dasselbe wieder anszu- 
speien. Dass der widerliche Geschmack der Angeklagten unmöglich ge¬ 
macht habe, das in den Mund Genommene zu verschlucken, ist nicht festgestellt. 


Die Bestellung eines Pflegers für einzelne Angelegenheiten ist auch 
bei Geisteskranken und Geistesschwachen, die im Sinne des §. 6 des 
B.G.B.geschäftsunfähig sind, znlässig. ürtheil des Beiohsgerichts 
(IV. Ziv.-Sen.) vom 6. Oktober 1902. 

Auch Geisteskranken und Geistesschwachen, welche im Sinne des §. 6 
des Bürgerlichen Gesetzbuches ihre Angelegenheiten im Allgemeinen nicht zu 
besorgen vermögen, kann gemäss §. 1910, Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
ein Pfleger fttr einzelne Angelegenheiten bestellt werden, falls das praktische 
Bedttrfaiss im konkreten Falle nur eine solche beschränkte Vertretung verlangt, 
z. B. in dem Fall, dass der Ehemann gegen seine Ehefrau wegen ihrer Geistes¬ 
krankheit auf Ehescheidung klagen will. Bezüglich der Geistesschwachen ist 
dies flberdies auch in zweiter Lesung des B. G. B. ausdrücklich anerkannt 
worden. Ohne eine solche Vorschrift wfirde sich im Bechtssysteme eine Lücke 
ergeben. Die Fürsorge ist nicht bloss für den Fall, dass sich nach gestelltem 
Bntmttndignngsantrage die Bestellung des gesetzlichen Vertreters verzögert, 
geboten, sondern auch dann, wenn ein Entmflndigungsantrag gar nicht gestellt wird. 


Eine Heranziehung zu Beiträgen fflr die Gewerbekammer ist 
gegenüber zpezialärztliehen Privatkliniken nicht znlässig. ürth. d. 
König!. Sächsischen Oberverwaltnngsgerichts (I. Senats) vom 
81. Mai 1902. 

Die namentlich in grossen Städten bestehenden spezialärztlichen Privat¬ 
kliniken werden von den betreffenden Aerzten regelmässig nicht deshalb einge¬ 
richtet, um sich durch Gewährung von Wohnuug und Beköstigung an die darin 
aufgenommenen Kranken eine selbstständige Einnahmequelle neben ihrer 
sonstigen ärztlichen Bemfsthätigkeit zu verschaffen. Sie bilden vielmehr ihrem 
Wesen und bestimmungsgemässen Zwecke nach lediglich ein Mittel zur sach- 
gemässen Ausübung der Heilkunde. Der Arzt nimmt dort diejenigen seiner 
Kranken auf, deren erfolgreiche Behandlung in ihrer eigenen Wohnung aus 
sachlichen Gründen undurchführbar oder doch wenigstens unzweckmässig und 
schwierig sein würde. Bei diesem innigen Zusammenhänge, in dem die Aus¬ 
übung der ärztlichen Praxis mit dem Betriebe der Privatkliniken steht, — und 
hierin liegt das charakteristische ünterscheidungsmerkmal gegenüber den 
eigentlichen Privatkrankenanstalten, deren wirthschaftlicher Betrieb Selbstzweclt 
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ist, während die iratliohe Behandlung nur einen Theii der nicht einmal nahe« 
dingt vom Unternehmer persSnlieh in gewährenden Anstaltsieistnngen daretellt 
— erscheint es ansgesehlossen, die Priyatkliniken als selbstständige wirthschaft- 
liehe ünternehmnngen sn behandeln. Sie stellen yielmehr nnr eine besondere 
Form der Anstlbnng des äntlichen Bemfs dar. Wenn aber die Tbätigkeit des 
Antes als solone nicht als eine gewerbliche im Sinne von §. 8 des Handels- 
and Gtowerbekammer-Ueseties angesehen werden kann, wie das die Gewerbe- 
kammer selbst annimmt, so folgt hieraas ohne Weiteres, dass die Kläger wegen 
des Betriebes ihrer Priyatkliniken nicht sa Beiträgen fttr die Qewerbekammer 
heraagesogen werden därfen._ 

Medizinal - Sesetzgebung. 

l>eiit«oliem Xäelola. 

Umfrage Aber den Torbengenden Werth des Diphtheriesernms. 
Handschreiben des Kaiserlichen Qesnndheitsamtes an die 
praktischen Aerste. 

Anf dem Internationalen Kongresse fttr Hygiene and Demographie zn 
Paris im Jahre 1900 ist eine internationale Kommission eingesetzt worden, 
deren Mitglieder in ihren Ländern statistische Angaben sammeln bezflglich des 
yorbeogenden Werthes des Diphtherieserams, damit diese wichtige Frage anf 
dem demnächst in Brflssel stattfindenden Kongresse ihre Lttsang erfahrt n kann. 
Das deatsohe Mitglied dieser Kommission, der Kttnigiicb preassisohe Geh. Med.- 
Bath, ord. Professor Dr. LOffler za Greifswald, hat dementsprechend snm 
Zweck einer Umfrage den in einem Exemplar hiemeben beigefflgten Frage¬ 
bogen ao^estellt. 

Bei den Brhebongen ttber die Angelegenheit kann die Hülfe der prake 
tischen Aerzte, welche bei andere die öffentliche Gesnndheitspflege oder besonder¬ 
wissenschaftliche Gebiete betreffenden Umfragen in dankenswerther Weise sieh 
bewährt hat, nicht entbehrt werden. Um znm Gelingen dieser statistischen 
Brhebong beiintragen, werden Bw. pp. ersncht, den anliegenden Fragebogen 
aoBsafüllen, welchem als Vorbild für diese Aasfttllong ein besonderes Master 
beigegeben ist. Die Antworten sind gefälligst in gedrängter Kürze dentlich 
hinzoschreiben. Sie wollen alsdann den sorgfältig ansgefflUten Fragebogen in 
dem beiliegenden Briefamsohlag, welcher die Adresse des Kaiserlichen Gesnnd- 
heitsamtes trägt, nnfrankirt bis spätestens den 1. Febrnar 1903 
der Post übergeben. 

Fragebogen 

Aber den propbylaktleohen Wertb den Diphtherie-Serams. 

(Master.) 

Fragen: Beantwortnng: 

1. Ist yon Urnen Diphtherie-Seram 

für prophylaktische Impfangen yer- 
wendet worden? Ja. 

2. Wie oft? 2mal. 

a. in Familien: 2mal. 

(knrze Angabe der Verhältnisse) 

Fall I. ärmliche Verhältnisse, 2 Zim¬ 
mer, 4 Kinder, davon 1 krank, 
3 Erwachsene. 

Fall II.: 4 Zimmer, 2 Kinder, davon 
1 krank, 3 Erwachsene. 

b. in Schalen and sonstigen Ge¬ 
meinschaften : 

^nderheimen,Waisenhäasern, 

Ferienkolonien n. s. w.) — 

c. im Krankenhaose: — 

3. Wie yiele Indiyidnen sind im Gan¬ 
zen sehntzgeimpft worden? 10. 

Fall I. II. 
a) 3 1 = 4 

h) 3 3 = 6 


a. onter 12 Jahren 

b. ttber 12 Jahre 
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4. Sind alle bedrohten Indiridnen 
echntzgeimpftP ja. 

6. Wie yiele nicht? _ 

6. Sind die Sohntsgeinipften von den 

Kranken getrennt gewesen? ja. 1. Da» krank» Kind iei in da» 

Krankmhau» gtkracht. 

11. Da» kranke Kind i»t in einem 
Zimmer ieolirt. 

7. Mit welchem Semm ist geimpft? Mit Höeheter Serum. 

8. Hit wie viel ImmnnitätS'Binheiten? 600. 

9. Wie yiele der Geimpften sind 

erkrankt ? o. 

10. Innerhalb welcher Zeit nach der 

Impfang ist die Brkranknng erfolgt? — 

11. Sind unter den bedrohten nichtge¬ 

impften Individuen Fälle von Diph¬ 
therie in derselben Zeit vorge- 
kommen? — 

12. Haben Sie irgend welche Gesnnd- 
heitsstömngen nach der Impfang 

beobachtet? Einmal: Urticaria. 

Mehrmal»: lokal»Druehempfindlichkeit. 

13. Haben Sie die Schntsimpfong bei 
denselben Individnen wiaderholt? Nein. 

a. nach welcher Zeit? — 

b. bei wieviel Individuen? — 

14. Sind Sie anf Grand Ihrer per¬ 
sönlichen Brfahrongen von dem 
Nutzen der Schatrimpfnng Aber- Ja. 
sengt? 

Berlin, den SO. Januar 1903. 

(Ort u. Datum.) 

2>r. Müller. 

_ (Namensunterschrifi) 

B, Kömia^elols Preiuimeis. 

Begutachtung der ABtrtoe anf Genehmigung gewerblicher An¬ 
lagen durch Medizinalbeamte. Bunderlass der Minister fttr Handel 
und Gewerbe (gez. i. A.: Nenhans) vom 18. Angast 1902 an den 
Herrn Begierungspräsidenten in N. 

Die gemäss §. 18 der Gewerbeordnung und Ziffer 12 der Ansftthmngs- 
anweisang vom 9. Angast 1899 erfolgende Prtlfang der Unterlagen fär Antr^ 
auf Genehmigang einer gewerblichen Anlage ist — wie ans der Bntstehnngs- 
geschiohte jener Gesetzesvorschrift unzweifelhaft hervorgeht — eine im Offent¬ 
uchen Interesse zu erfüllende, landespolizeiliohe Aufgabe. Die einen Theil 
dieser PrOfang bildende Begataohtung der Vorlagen daroh den zuständigen 
Medizinalbeamten ist daher gleichfalls als eine Verrichtung anzusehen, die im 
landespolizeilichen, also im allgemeinen staatlichen Interesse zu erfolgen hat 
und nicht etwa nar dem Privatinteresse des antragstellenden Unternehmers 
dienen soll. Gemäss §. 1 des Gesetzes vom 9. März 1872 (Ges.-S. 8.265) steht 
daher dem Medizinalbeamten eine Gebühr für die Abgabe seines Gutachtens 
nicht zu. 

Kann die gesnndheitspolizeiliohe Prüfung der Vorlagen nicht ohne vor¬ 
herige Ortsbesichtigung durch den Medizinalbeamten stattfinden, und wird des¬ 
halb dieser Beamte von der fflr die Bekanntmachung des Genehmigungsantrages 
oder fttr die Bntscheidang über den Antrag zuständigen Behörde ansdrttcklich 
um eine Ortsbesichtigong ersucht, so steht ihm fttr diese Verrichtung eine Ver- 
gtttung nach Massgabe der bestehenden Vorschriften zu. Diese Kosten der 
Ortsbesichtigung sind als Kosten des Gtenehmigungsverfahrens zu betrachten 
und deshalb gemäss §.!26 der Gewerbeordnung dem antragstellenden Unter¬ 
nehmer zur Last au legen. _ 
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Bmmh^ktl^uir der Ae^ehSriirea etaee GeirteekraakeB. bei 
deaaem Uebe^hru^ ia eiae IrreaaBstalt. Bnad-BrUas der Mi- 
Bieter des lanerB (gt*.: Freiherr r. Hammerstein) and der n. u. w. 

« V*®1.®^«“*****®“ (F®*-*• Vertr.: Werer) — IL d. L Ha 
M. d. A. M. Nr 8394 — bb sämmtiiehe Herren Heglemngspriai- 


Ans Anlass eines in letzter Zeit yorgekommenen Falles «wtehen wir 
ergebenst darauf aufmerksam, dass die Polizeibehöiden yerpflichtet sind, yen 
der poUzeilieherseits yeranlassten üeberffibrung eines Geisteskranken in eine 
toenanstalt die Angehörigen desselben unyerzöglich in Kenntniss zu setzen. 
Sind Angehörige der Polizeibehörde nicht bekannt, so hat sie sich doen 
scbleunige Ermittelong angelegen sein zu lassen. Namen und Wohnort der- 
felben sind der Irrenanstalt mitzutheilen« 

Ew. Hoch wohlgeboren wollen hiernach die Ihnen naehgeordneten Polizei- 
behörden gefftUigst mit Anweisung yersehen. 


Einf&hruBg der obligatorischen LeicheBsehau. Bunderlass der 
Minister der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez.: Stadt) und 
des Innern (gez. i. Vertr.: y. Bischoffshausen) yom 22. Noyember 
1902 — M. d. g. A. M. Nr. 18957, M. d. L Ha Nr. 8200 — an simmtlh^e 
Herren Begiemngspräsidenten. 


Ans den auf unseren Erlass yom 4. Hirz 1901 — M. d. g. A. M. 13412 
M. d. I. II b 990*) — eingegangenen Berichten haben wir mit Befriedigung er¬ 
sehen, dass die yon uns gegebene Anregung, die Leichenschau, wo dieselbe naeh 
Lage der örtlichen Verhältnisse durchftthrbar erscheint, im Wege der Polisei- 
yerordnung einzaftthren, in einer nicht unbeträchtlichen Anzahl yon grösseren 
und mittleren Städten und in einigen Landkreisen zu einer zweckmässigen 
Begelung der Leichenschau Veranlassung gegeben hat, und dass in einer 
weiteren Anzahl yon Ortschaften Verhandlungen eingeleitet worden sind, welche 
erwarten lassen, dass sie gleichfalls zu einer befriedigenden Begelung der An¬ 
gelegenheit führen werden. 


In der überwiegenden Mehrzahl der ländlichen Kreise haben jedoch naeh 
der Auffassung der Berichterstatter der Einführung der Leichenschau gewich¬ 
tige Bedenken entgegengestanden. In einer Beihe yon Kreisen wurde die Be- 
dürfnissfrage yerneint, in anderen das Bedürfniss zwar anerkannt, jedoch ent¬ 
weder die Gewinnung eines geeigneten Leicbenschanerpersonals als unmöglich 
oder die Schwierigkeit einer angemessenen Lösung der Kostenfroge ab zur 
Zeit unüberwindlich bezeichnet. 


Bezüglich des Personals neigt sich die überwiegende Mehrzahl der Be¬ 
richterstatter der Ansicht zu, dass die yon uns heryorgehobenen Zwecke der 
Leichenschau nur unter der Voraussetzung erreichbar wären, dass die Schau 
grundsätzlich durch Aerzte stattfände, da nur sie im Stande seien, zuyerlässige 
Ermittelungen über die Todesursache anzustellen und namentlich das Vorhanden¬ 
sein einer übertragbaren Krankheit festznstellen. Die Zahl der Aerzte sei aber 
trotz des an manchen Orten bestehenden üeberflusses an Aerzten in ausge¬ 
dehnten Bezirken der Monarchie yiel zu klein, um eine Durchführung der ärzt¬ 
lichen Leichenschau zu ermöglichen, ganz abgesehen von den dabei erwachsenden 
nnyerbältnissmässig hohen Kosten. 

Gegen die üebertragung der Leichenschau auf Laien wird die Gefahr 
der Krankheitsübertragung geltend gemacht und überdies heryorgehoben, dass 
es Laien nur ausnahmsweise gelinge, sich die erforderlichen anatomischen und 
pathologischen Kenntnisse anzueignen, um zuverlässige Gutachten abgeben zu 
können. Auch fehle^ es in den meisten Bezirken, namentlich in ländlichen Ort¬ 
schaften, an Persönlichkeiten, welche sich zur Ausbildung und Anstellung ab 
Leiehenschauer eigneten. Von der Betheilignng der Lehrer müsse schon mit 
Bücksicht auf die Möglichkeit der Krankheitsübertragung Abstand genommen 
werden. _ Die Ortsvorsteher seien entweder zu sehr beschäftigt, um das Amt 
eines Leichenscbauers übernehmen zu können, oder es fehle ihnen an der Be¬ 
fähigung oder Neigung dazu. Andere geeignete Laien seien aber auf dem 
Lande nur selten vorhanden. 


') S. Beilage zu Nr. 10 der Zeitschrift, Jahrg 1901, S. 125. 
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Besonders schwierig sei die Regelung der Eostenfrage. Die anentgelt> 
liehe Austtbung der Leichenschau könne den Aerzten nicht wohl zugensnthet 
werden, soweit sie nicht als behandelnde Aerzte znr unentgeltlichen Ansstellnng 
eines Todtensoheines bereit wären. Den Angehörigen, welche schon durch das 
Krankenlager und die Beerdigung erhebliche Ausgaben hätten, auch noch die 
Kosten der Leichenschau anfznerlegen, sei unbillig und geeignet, blissstimmnng 
hervorznmfen. Die XJebernabme der Kosten der Leichenschau auf die Oemeinde> 
hassen aber werde an Orten, wo keine Armenärzte vorhanden seien, in der 
Regel abgelehnt und stosse auch da, wo Armenärzte angestellt seien, auf Be* 
deäen, weil die letzteren auf Grund der, durch die Leichenschau entstehenden 
Mtlhewaltnng eine Erhöhung ihrer Vergütung beanspruchten. 

In Würdigung dieser Bedenken, deren theilweise Berechtigung nicht zu 
verkennen ist, wird in ländlichen Kreisen von der Einführung der Leichenschau 
auf dem Wege der Polizeiverordnung bis auf Weiteres im Allgemeinen Abstand 
zu nehmen sein. Die in zahlreichen grösseren und mittleren Städten gemachten 
günstigen Erfahrungen ermnthigen dagegen zu einem Beharren auf dem ein* 
gesdilagenen Wege. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir daher, der Frage der Regelung der 
Leichenschau fortgesetzt Ihr Interesse zuznwenden und über die in dieser Be* 
Ziehung eintretenden Veränderungen und Fortschritte zum 1. Januar 1904 erneut 
an uns zu berichten. 


Regelung der Fleischschan. Allgemeine Verfügung der Mi* 
nister der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: 
Förster), für Landwirthschaft u. s. w. (gez. i. Vertr.: Sternebnrg), 
des Innern (i. Vertr.: Bischoffshansen), für Handel und Ge* 
werbe (gez. i. Vertr.: Lohmann) vom 10. November 1902 — M. d.g. A. 
M. 8167, M. f. L. I. Ga 4550, M. d. I. Ha 7787, M. f. H. Hb 7306 — an 
sämmtUche Herren Regierungspräsidenten und den Polizeipräsidenten in Berlin. 

Ueber die gesnndheitspolizeiliche Behandlung des bei der Fieischbeschan 
beanstandeten Fleisches ist in früheren Jahren eine Reihe von allgemeinen Ver* 
fflgnngen ergangen, z. B. 

1. Runderlass, die Benutzung der Bestandtbeile trichinenhaltiger 
8ohweine betreffend, vom 18. Januar 1876 (Min.-Bl. f. d. innere Verwaltung, 
Seite 26); 

. 2. Runderlasse, die polizeilichen Anordnungen wegen der mit Finnen 

durchsetzten Schweine betreffend, vom 16. Februar 1876 ^in.-Bl. f. d.inn. 
Verw., S. 45), nebst Grundsätzen für das gesnndheitspolizdiliche Verfahren bei 
finnigen Rindern und Kälbern vom 18. November 1897 (ebenda, Jahrg. 
1898, S. 6) und Zusatzerlass hierzu vom 16. Juni 1898 (ebenda, S. 189); 

8. Runderlass, betreffend die Geniessbarkeit und Verwerthung des 
Fleisches von perlsfiohtigem Schlachtvieh, vom26.März 1892 (ebenda,S. 191); 

4. Runderlass, betreffend die Verwendung von Schweinen, die wegen 
Sehweinesenche oder Schweinepest nothgeschlachtet sind, vom 9. Juli 
1894 (ebenda, S. 120); 

6. Randerlass, betreffend mit Echinokokken, Psorospermen und multiplen 
Blntanstritten durchsetztes Fleisch, vom 28. Juli 1900, M. d. g. A., M. 6345. 

Die in diesen Erlassen anfgestellten Grundsätze stimmen nicht überall 
mit denen überein, die in den Ausfübrnngsbestimmnngen des Bnndesraths zu 
dem Gesetze, betreffend die Schlachtvieh- und Fleischbeschau vom 3. Juni 1900 
^ergl. Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 30. Mai 1902, Zentralbl. 
für das Deutsche Reiä. Beilage zu Nr. 22 und Anlage zu dem Rnnderlass 
vom 1. August d. J.) zur Geltung gebracht sind. Diese AnsfUhmngsbestim* 
mnngen treten zwar erst zugleich mit dem Fleischbeschaugesetz am 1. April 
1908 in Kraft. Es erscheint jedoch sowohl ans sachlichen Gründen, als auch 
um den üebergang zu den neuen Bestimmungen zu erleichtern, zweckmässig, 
den künftig ausschliesslich massgebenden Grundsätzen über die gesundheits* 
polizeiliche Behandlung beanstandeten Fleisches, soweit eine Fleischbeschau schon 
jetzt besteht und soweit dies nach den sonstigen Einrichtungen bei dieser 
Meisehbeschan angängig ist, sobald als möglich Geltung zu verschaffen. 

In Folge dessen ordnen wir hiermit an, dass an Stelle der bisherigen, 
insbesondere der in den obigen Erlassen yorgeschriebenen Grundsätze für die 
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Beartheiliing der Geonssteiigliehkeit des Pleisohee and fflr die weitere Behänd- 
lang des beanstandeten Fleisches diejenigen an treten haben, die in den be- 
zeiehneten AasfUhrangsbestimmangen des Bandesrathes, namentlich in den 
§§. 83 bis 40 and 45 der Anweisang fflr die üntersaohang and gesundheits- 
poliaeiliche Behandlong des Schlachtviehs and Fleisches bei Schlachtoogen im 
Inlande (Anlage A. za der Bekanntmaehang vom 30. Hai 1902)'), enthalten sind. 
Dabei ist jedoch sn beachten, dass das nach §. 40 a. a. 0. als in seinem 
Nahrangs- and Genasswerth erheblich herabgesetzt za erklärende Fleisch 
mindestens den in §. 7 Abs. 1 des Aoaftthrongsgesetzes zam Fleischbeschan- 
gesetze vom 28. Jani 1902 (G.-8.,S. 229)*) vorgesehenen Beschränkongen im Ver¬ 
triebe anterwerfen werden mnss. Wo es fOr die Eontrole dieser Beschränkongen 
an den erforderlichen Binrichtangen, insbesondere znr Kennzeichnang pp. noch 
fehlt and solche binnen Karzern aach nicht geschaffen werden können, wird es 
hinsichtlich der in §. 40 der Aosfflhrangsbestimmangen A. gedachten Mängel 
des Fleisches bei den bisherigen Vorschriften bis anf Weiteres sein Bewenden 
behalten müssen. 

Ueberhaapt wird für den Beginn der Anwendang der neaen Grandsätze 
ein je nach den Örtlichen Vertältnissen verschieden za bemessender Zeitranm 
gelassen werden müssen, dessen Bestimmang wir dem dortigen Brmessen an¬ 
heimstellen. Bs wird jedoch namentlich in den Öffentlichen Schlaohthänsem 
die Möglichkeit einer baldigen Anwendang fast überall gegeben sein. Sollten 
sieh der Anwendang vor dem Inkrafttreten des FleischbescbaagesetzeB 
Schwierigkeiten in den Weg stellen, so sehen wir einem Bericht entgegen. 


Verbot der Benutzung von Milchfuhrwerken zur Personen- 
befördernng. Allgemeine Verordnung des Begiernngspräsiden- 
ten in KOslin vom 22. Oktober 1902. 

§. 1. Fahrwerke, welche zar Beförderung von Milch bestimmt sind, 
dürfen, so lange sie diesem Zwacke dienen, zar gleichzeitigen BefOrderang von 
Personen nar insoweit benutzt werden, als der Kutschersitz dafür Banm bietet. 

Diese Bestimmang erstreckt sich anf den Fall der BückbefOrdemng der 
leeren Milchgefässe. 

§. 2. Zawiderhandlangen gegen die Bestimmnngen im §. 1 werden mit 
Geldstrafe bis zn 30 M., im UnvermOgensfalle mit entsprechender Haft bestraft. 

§. 3. Die im §. 2 bestimmte Strafe hat sowohl der Führer des Fahrwerks, 
als auch jeder, dasselbe anbefngter Weise zar Mitfahrt Benutzende, verwirkt, 

§. 4. Diese Polizei-Verordnung tritt mit dem 1. November 1902 in Kraft. 


Verhütung der Sänglingssterbliohkeit. Verfügnng desBegie- 
rnngspräsidenten in Aachen vom 5. November 1902 (a) an 
sämmtUche Kreisärzte des Bezirks and Anweisang für Hebammen vom 
8. November 1902 (b). 

a. Die grosse Sterblichkeit der Kinder, namentlich derer im Sänglingsalter, 
die auch in Ihren Jahresberichten immer wieder hervorgehoben worden ist, hat 
in hervorragendem Masse die diesjährige Versammlung des niederrheinischen 
Vereins für Öffentliche Gesandheitspflege beschäftigt. Die bedeatsamen Ver- 
handlangen haben ergeben, dass baaptsächlich nach zwei Bichtangen hin die 
Bcmühangen za richten sind, die hierin eine Besserung erstreben: es muss ver¬ 
sucht werden, erstens die Matter nach Möglichkeit wieder zam Selbststillen 
anzohalten, and zweitens für alle die Fälie, wo dies aas irgend einem Grande 
bisher nicht mOglich ist, eine wirklich reine and dabei billige Kindermilch zn 
beschaffen und darznbieten. 

Indem ich mir namentlich für den zweiten Punkt weitere Massnahmen 
Vorbehalte, bis eingehendere Berichte über die genannten Verhandlungen vor¬ 
liegen, habe ich es für angezsigt gehalten, schon jetzt die Hebammen auf die. 
Bedeatang des ersten Brfordernisses hinzaweisen. Ich ersuche Sie, die Anlagen 
an die Hebammen Ihres Kreises za vertheilen. Um auch das Interesse der 
Aerzte hierfür za wecken, habe ich mich mit dem Vorsitzenden des Vereins 
der Aerzte des Begiernngpsbezirks Aachen in Verbindung gesetzt. Ich ersuche 


') S. Beilage zn Nr. 18 der Zeitschrift, Jahrg. 1902, S. 169. 
») S. Beilage za Nr. 15 der Zeitschrift, Jahrg. 1902, S. 196. 
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Sie aber, schon jetzt aneh den Aerzten Ihres Amtsbezirkes ein Stftek der An¬ 
lage mit einem mnweis daran/, dass die Hebammen anf die Unterstützung der 
Aerzte angewiesen seien, znznstellen. Die tiberschiessende StUcke sind für zn- 
ziehende Aerzte and Hebammen aafznbewahren. Sie wollen selbst ferner diese 
Frage im Aage behalten, bei jeder passenden Gelegenheit anlklftrend nnd er¬ 
mahnend wirken and fOr die Versammlangen der Hebammenvereine insbesondere 
aach die vorliegende Frage za wiederholter BerOoksichtigong verwerthen. 

In den Jahresberichten sehe ich einer Aeassernng darttber entgegen, ob 
sich in diesen Verhältnissen ein Erfolg nachweisen lässt. 

b. Anweisung fttr die Hebammen. 

Im Laufe der letzten Jahrzehnte ist es gelangen, die allgemeinen 6e- 
sandheitsverhältnisse wesentlich an bessern: die Zahl der TodesfUle, die soge¬ 
nannte Sterblichkeitsziffer, sinkt fast stetig, nnd die durch ansteckende Krank¬ 
heiten vemrsachten Brkranknngs- and TodesfiUle nehmen immer mehr ab, 
insbesondere z. B. auch die an Eindbettfieber. Nor ein Gebiet ist von dieser 
Besserang bisher ausgeschlossen geblieben: die Ster bliohkeit der Kinder 
im Sänglingsalter. Zar Zeit sterben von je 100 Neageborenen in dem 
ersten Lebensjahre fast noch eben so viele, wie vor 20 nnd mehr Jahren. 

Darch neuere üntersuohongen ist festgestellt, dass die Ursache der 
meisten im Sänglingsalter vorkommenden Todesfälle eine Erkrankung des Uagens 
nnd Darmkanales ist, dass diese Erkranknng fast aosschliesslich durch unrich¬ 
tige Ernährang bedingt ist, dass alle diejenigen Kinder, welche mehrere Monate 
aosschliesslich die Matterbrnst erhalten, dieser Gefahr fast gar nicht ansgesetzt 
sind, dass aber die Gefahr sofort, namentlich während der Sommermonate, 
ansserordentlich steigt, wenn dem Kinde verdünnte Enhmilch gegeben wird, 
nnd dass alle anderen Nahrungsmittel noch geföhrlicher sind. 

Die Hebammen haben oft Gelegenheit, den Müttern zn rathen. Es ist 
bei der grossen Kindersterblichkeit, wie sie namentlich aneh im Be^emngs- 
bezirk Aachen herrscht, ihre Pflicht, diejenigen Bathschläge zn ertheilen, die 
für Matter and Kind am besten sind and die dem Volke eine grosse Zahl 
von Kindern erhalten kOnnen, deren Verlast bisher nnvermeidlioh schien. 

Im Anschluss an das Hebammenlehrbach and um der Verantwortong 
willen, die die Hebammen in dieser Sache tragen, ordne ich hiermit Folgendes an: 

1. Die Hebammen haben in jedem Falle mit ernster Entschiedenheit 
darauf za dringen, dass die Mütter die Kinder so lange wie möglich and, wenn 
es eben geht, mindestens 3 Monate lang aosschliesslieh selbst stillen. 

2. (Za §. 317 des Lehrbaches.) Kann die Wöchnerin anscheinend ihr 
Kind nicht selbst stillen, so hat sich die Hebamme eigener Bathschläge an 
enthalten, sie hat vielmehr dahin zn wirken, dass ein Arzt zngezogen werde. 

3. (Za §. 328.) Stellen sieh bei dem Kinde Verdannngsstörongen, ins¬ 
besondere Erbrechen und Durchfall ein, oder tritt in Folge mangelhafter Er¬ 
nährang ein anhaltender Gewiriitsvevlost oder deutliche Abmagemng des Kindes 
ein, so hat die Hebamme sofort and mit aller Bestimmtheit darauf zu dringen, 
dass ein Arzt zngezogen werde. 

4. Kann die Matter überhaupt nicht stillen, oder kann sie nicht ge¬ 
nügend Milch geben, oder treten die vorstehend nnter Ziffer 3 beschriebenen 
Erscheinungen von Abmagerang auf, and kann es die Hebamme dabei nicht 
darchsetien, dass ein Arzt zngezogen wird, so soll sie ausschliesslich gute, ge- 
kodite Kuhmilch in entsprechender Verdünnung als Nahrung für das Kind an¬ 
ordnen. Sie hat dabei die Matter oder die Pflegerin des Kindes zu berathen, 
wie der Kochkessel, die Milchflaschen und der Sauger nach jedesmaliger Be- 
nntznng gründlich gereinigt werden müssen. 

5. Die Behandlang kranker, insbesondere an Brechdnrchfall erkrankter 
Kinder darf die Hebamme niemals übernehmen, schon deshalb nicht, weil die 
Verantwortang, die sie damit anf sich nehmen würde, viel za gross wäre. 


O. König^eloh "Bayern., 

Gebühren für ärztliche Dienstleistungen bei Behörden. Aller¬ 
höchste Verordnung vom 17. November 1902. 

Wir haben Uns bewogen gefunden, die Bestimmnngen der Königlichen 
Vororduung vom 20. Dezember 1875, die Vergütung für ärztliche Amtsgeschäfte 
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betreffend (Ges.* n. y.*Bl. S. 859) einer Revision onterstellen za lassen, and 
verordnen demgemSss, was iolgt: 

§. 1. Für Ärztliche Dientleistangen werden anter den in gegenwärtiger 
Verordnung bestimmten Voraassetznngen Vergtttangen gewährt. Hierbei 
können in Betracht kommen eine GebOhr für die Verricbtnng, Bntschädigang 
für Zeitaufwand, Gewährang von Tagegeldern, Ersatz der Reisekosten and der 
besonderen Aaslagen. 

§. 2. Die Amtsärzte erhalten für amtsärztliche Dienstleistangen, sofern 
die Kosten vom Staate, einer Gemeinde oder einer Wohlthätigkeitsstiftnng zu 
tragen sind, Tagegelder and Ersatz der Reisekosten nach den Bestimmungen 
über die Aafrecbnang von Tagegeldern und Reisekosten bei aaswärtien Dienst- 
gesohäften der Beamten des Ziviistaatsdienstes. Eine Gebühr für die Verrieb* 
tong selbst wird nicht gewährt. 

Die betheiligten Ministerien sind ermächtigt, im Benehmen mit dem 
Staatsministeriam der Finanzen in AnsnahmeRUlen eine Vergütung für die Ver- 
riohtang selbst za bewilligen, ferner für besondere Fälle bezüglich der Vorans* 
aetzong znr Gewährang von Tagegeldern and Reisekosten, sowie bezüglich der 
Höhe der Tagegelder abweichende Bestimmangen za treffen. 

§. 8. Bai amtsärztlichen Dienstleistungen, für welche die Kosten nicht 
vom Staate, einer Gemeinde oder einer Wohltbätigkeitsstiftang za tragen sind, 
kommt den Amtsärzten für die Verrichtong eine Gebühr za, wie sie in der 
beifolgenden Gebührenordnang and, soierne diese eine Bestimmnng nicht ent¬ 
hält, in der mit der k. Verordnung vom 17. Oktober 1901, ärztliche Gebühren 
betreffend (Ges.* n. V.-Bl. S. 629) erlassenen Gebührenordnang^) bestimmt ist. 

Falls die Verrichtung die Entfernung des Arztes von seiner Wohnong 
erfordert and der Ort des Geschäfts nicht unter 2 km von der Wohnang eni^ 
fernt ist, erhält er Eatschädignng für den durch den Hin- und Rückweg ver- 
anlassten Zeitaufwand und zwar 1,50 M. bis 3 M. für jede angefangene halbe 
Stande, wobei die nothwendige Wartezeit bis zum Abgänge des Beförderongs- 
mittells eingerechnet wird, ferner Ersatz der Auslagen für Benutzung des Be¬ 
förderungsmittels. Für Benutzung des eigenen Fuhrwerks oder Beförderungs¬ 
mittels ist die Entschädigung na<ä den ortsüblichen Preisen za berechnen. 

§. 4. Das Staatsministerium des Innern ist ermächtigt, im Benehmen 
mit dem Staatsministeriam der Finanzen and den anderen betheiligten Ministerien 
über die Höhe der Entschädigung bei Benutzung des eigenen Fahrrads oder 
Motors besondere Bestimmung zu treffen. 

§. 5. Besondere Auslagen für Chemikalien, Instramente, Gehülfen, Ein- 
balsamirnngsmittel and ähnliches sind in jedem Falle nach dem wirklichen 
Aafwande zu ersetzen. Für die gewöhnliche Abnutzung von Instrumenten wird 
eine Entschädigung nicht gewährt. 

§. 6. Sind die Kosten der amtsärztlichen Dienstleistung aus der Staats* 
kasse einstweilen anszulegen, so erhält der Amtsarzt zunächst nnr die Ver¬ 
gütung nach den §§. 2, 4 und 5. Den nach §. 8 zieh berechnenden Mehrbetrag 
erhält er erst dann, wenn dieser Betrag von dem Zahlungspflichtigen erlegt ist. 

§. 7. Amtsärzte im Sinne dieser Verordnung sind die Landgerichtsärzte 
und Bezirksärzte. Inwieweit Assistenten derselben als Amtsärzte zu gelten 
haben, wird vom Staatsministeriam des Innern im Benehmen mit dem Staats¬ 
ministerium der Finanzen und den übrigen betheiligten Ministerien bestimmt. 

Amtsärztliche Dienstleistungen im Sinne gegenwärtiger Verordnung sind 
lediglich diejenigen, welche zur Geschäftsaufgabe der im vorstehenden Absatz 
bezeichneten Amtsärzte gehören. Die Erstattung von Berichten oder Gutachten 
für Organe der Arbeiterversicherung ist als eine amtsärztliche Dienstleistnng 
nicht anzusehen. 

§. 8. Andere Aerzte, beamtete oder nicht beamtete, welche zu einer 
amtsärztlichen Dienstleistung berufen werden, erhalten hierfür, gleichviel von 
wem die Kosten za tragen sind, die in den §§. 8, 4 and 6 bezeichneten Ver¬ 
gütungen. 

Dasselbe gilt, wenn solche Aerzte neben einem Amtsärzte zu einer amts¬ 
ärztlichen DiensUeistong berufen werden, sofern nicht besondere Bestimmungen 
getroffen sind. 


*) Siehe Beilaj^e za Nr. 24 der Zeitschrift; 1901, S. 240. 
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Die Voraohriften in Abs. 1 nnd 2 finden anch Anwendung anf die nach 
den S§. 7, 8 der k. Verordnung yom 3. September 1879, den firztlichen Dienst 
bei den G-eriohts- nnd Verwaltungsbehörden betrefifend (Ges.- u. V.*B1. 1081), 
aufgestellten beiirksärztlicben Stellvertreter. Fttr die den remunerirten beziiks- 
Krztlichen Stellvertretern nach §. 8 Abs. 2 jener Verordnnng besonders aufer> 
legten amtsftrztliohen Dienstleistungen gelten die Vorschriften in den §§. 2 bis 
6 nnd im §. 6. 

§. 9. Die Vorschriften im §. 8, Abs. 1 finden such dann Anwendung, 
wenn Amtsärzte oder andere Aerzte auf Veranlassung einer Behörde über Vor¬ 
kommnisse in ihrer Privatprazis Berichte oder Gutachten erstatten. Dieselben 
Vorschriften gelten, wenn Amtsärzte oder andere Aerzte Berichte oder Gut¬ 
achten fttr Organe der Arbeiterversichernng erstatten. 

§. 10. Wird ein anderer Arzt als ein Amtsarzt zum Verweser der er¬ 
ledigten Stelle eines Lsndgerichtsarztes oder Bezirksarztes bestellt, so erhält 
er aus der Staatskasse Ersatz der Beisekosten fttr die Beise von seinem Wohn¬ 
orte an den Amtssitz zur üebernahme der Funktion nnd fttr die Bttckreise 
nach beendigter Funktion gemäss den Bestimmungen im §. 8, Abs. 2 und im 
§. 4, ferner auf die Dauer der Verwesung ein Tagegeld von 6 Mark. Die Be¬ 
willigung eines höheren Tagegeldes unterliegt der Genehmigung der Staats¬ 
ministerien des Innern nnd der Finanzen. Im üebrigen finden anf den Verweser 
die Bestimmungen in den §§. 2 bis 6 Anwendung. Letztere Bestimmungen 
gelten auch dann, wenn der Verweser die Stelle von seinem Wohnort ans ver¬ 
sieht, sei es, dass die verweste Stelle sich am gleichen Orte befindet oder nicht. 

Vorstehende Bestimmungen finden anch dann Anwendung, wenn fttr einen 
beurlaubten oder erkrankten Amtsarzt ein Ven^eser von der Aufsichtsbehörde 
bestellt wird. 

§. 11. Wird ein anderer Arzt als ein Amtsarzt im öffentlichen Interesse, 
wie im Falle einer Epidemie, vorübergehend von seinem Wohnorte an einen 
anderen Ort abgeordnet, so erhält er Ersatz der BeiOekOsten. 

Ausserdem hat er, wenn die Abordnung 2 Tage nicht Qbersteigt und 
bei der Abordnung besondere Bestimmungen nicht getroffen werden, eine Ent¬ 
schädigung fttr Zeitaufwand bis zum Meistbetrage von 80 Mark fttr den Tag 
zu beanspruchen. 

Dauert die Abordnung länger als 2 Tage, so ist die Entschädigung be¬ 
sonders zu bestimmen. ' 

Dem abfireordneten Arzte' bleibt es unbenommen, von Zahlungsfähigen, 
welche seine Hülfe in Anspruch nehmen, Vergütung zu verlangen. 

§. 12. Soweit ein Spielraum zwischen einem niedrigsten nnd einem 
höchsten Satze gelassen ist, wird die Höhe der Vergütung nadi den besonderen 
Umständen des Falles, namentlich nach den örtlichen Verhältnissen, der Ver¬ 
mögenslage des Zahlnngspfiichtigen, sowie der Mühewaltung nnd dem Zeitanf- 
wande bemessen. 

Haben in den Fällen der §§. 8 nnd 9 Kassen des Staates, der Gemeinden 
oder Wohlthätigkeitsstiftnngen die Kosten zu tragen, so ist der niedrigste 
Betrag anznsetzen. Die betbeiligten Ministerien sind ermächtigt, im Benehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen in besonderen Fällen einen höheren 
Betrag zu bewilligen. 

Sind in den Fällen der §§. 8 nnd 9 die Kosten ans der Staatskasse einst¬ 
weilen ansznlegen, so erhält der Arzt zunächst nur den niedrigsten Betrag. 
Den sich nach Abs. 1 berechnenden Mehrbetrag erhält er erst dann, wenn dieser 
Betrag von dem Zahlnngspfiichtigen erlegt ist. Die Bestimmung im Abs. 2, 
Satz 2 findet anch hier Anwendung. 

§. 13. Insoweit fttr die Entschädigung von Amtsgeschäften besondere 
Vorschriften bestehen, wie bezüglich der öffentlichen Impfung, der Leichenschan- 
oder fttr ärztliche Dienstleistungen eine besondere amtliche Begelnng vorge¬ 
sehen ist, wie bezüglich der Babnärzte, der Postvertranensärzte, der Geftng- 
nissärzte, finden die Bestimmungen dieser Verordnnng keine Anwendung. 

§. 14. Die Festsetzung der fttr eine Dienstleistung zu gewährenden 
Beträge erfolgt durch die mit der Angelegenheit befasst Behörde. 

Gegen die von einem Ministerium, dem Obersten Landesgerichte oder 
dem Verwaltungsgerichtshofe vorgenommene Festsetzung findet nur Gegenvor¬ 
stellung statt. Im Üebrigen ist gegen die Festsetzung Beschwerde zu der im 
Instanzenznge Vorgesetzten Behörde zulässig. 
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§. 15. Die Bestimmungen in den §§. 8, 4,5, 12 gelten für beamtete nnd 
nicht beamtete Aerzte als TaxTonehriften im Sinne des §. 18 der Beiobs-Oe- 
btthrenordnnng für Zengen und SaohTerstandlge in der Fassung der Bekanni- 
maehnng vom 20. Mai 1898, gleichviel ob die Aerzte ans Anl^ einer amts¬ 
ärztlichen Dienstleistnng oder ans einem anderen Anlasse sn Sachverständigen 
ernannt worden sind. 

Werden Amtsärzte zn Sachverständigen ernannt, so kommen aneh die 
Bestimmungen in den §§. 2, 6 zur Anwendung. Das gleitÄe gilt fär remnnerirte 
bezirksbrztliche Stellvertreter, wenn sie ans Anlass einer im §. 8, Absatz 8, 
Satz 2 bezeiohneten amtsärztlichen Dienstleistnng als Sachverständige ernannt 
worden sind. 

§. 16. Die betheiligten Ministerien sind ermächtigt, die erforderlichen 
AasfOhmngsbestimmnngen zn erlassen und insbesondere die Form und das 
Verfahren bei AnMellnng und Einrichtung der Berechnung der VergOtnng 
zn regeln. 

§. 17. Gegenwärtige Verordnung, durch welche alle entgegenstehenden 
Bestimmungen und namentlich die k. Verordnung vom 20. Dezember 1876, die 
Vergtttnng fär ärztliche Amtsgesehäfte betreffend, und der §. 12, Abs. 2 der k. 
Verordnung vom 17. Oktober 1901, ärztliche Gebühren betreffend, an^ehoben 
werden, tritt am 1. Januar 1908 in Kraft. 


Gebührenordnung fär amtsärztliche Dienstleistungen. 

1. Besichtigung einer Leiche oder von Leiehenteilen mit Befundbrieht und 

vorläufigem Gutachten.6 bis 10 M. 

2. Vornahme einer Sektion von Leiehentheilen mit Befnndberieht und vor¬ 

läufigem Gutachten.10 bis 80 M., 

8. Vornahme einer Leichenöffnung mit Befnndberieht und vorläufigem Gut¬ 

achten . . . . ..20 bis 50 ]f., 

4. Assistenz bei Vornahme einer Leichenöffnung.5 bis 20 H. 

5. Mikroskopische, physikalische üntersuchnng mit Befnndberieht und vor¬ 

läufigem Gutachten bei einfachen Untersuchungen 5 bis 10 H., 

bei zeitraubenden Untersuchungen.10 bis 80 M. 

6. Bakteriologische, chemische Untersuchung mit Befnndberieht und vorläufigem 

Gutachten , ..10 bis 30 M 

bei zeitraubenden Untersuchungen.80 bis 75 M., 

7. Wundbeschau oder sonstige ärztliche Untersuchungen und Beobachtungen 

mit Befnndberieht und vorläufigem Gutachten — sofern nicht ein Fall 
der Ziffer 9 vorliegt — bei einfachen Untersuchungen und Beobachtungen 

6 bis 20 M., 

bei zeitraubenden Untersuchungen und Beobachtungen . 10 bis 80 M. 
78. Wissenschaftlich begründetes Gutachten über Personen oder Sachen ’ 

10 bis 50 M., 

9. Ausstellung von Zeugnissen ttber Gesundheit oder Krankheit, Diensttang- 

liehkeit, Anfisichts-, Arbeits- oder Erwerbsfähigkeit mit Untersuchung 

8 bis 20 M., 

10. Beglaubigung von Zeugnissen, Ausstellung eines Befnndscheines, Ertheilnng 

einer schriftlichen Auskunft ohne nähere gutachtliche Ausführung 1 bis 8 HL 

11. Gutachten in Bezug auf Beerdigung, Ausgrabung, Beförderung, Verbren¬ 

nung von Leichen.5 bis 20 H. 

12. Untersuchung einer Apotheke, einer Drogerie, einer Gifthandlnng ’ 

10 bis 30 M., 

13. Gutachten in polizeilichen Angelegenheiten über Einrichtungen oder gewerb- 

Anlagen.6 bis 20 M., 

14. Abwartung eines gerichtlichen Termins als Sachverständiger einschliesslich 

der während des Termins ansgeführten Untersuchung und des erstatteten 

mündlichen Gutachtens bis zn 2 Stunden.. . 6 M. 

für jede angefangene Stunde mehr . ..2 M.^ 

Als Anfang des Termins gilt die Zeit, zn welcher geladen ist, als End¬ 
punkt die Zeit der Entlassung. 

Unterbrechungen der Verhandlungen und Beurlaubungen des Arztes 
werden in die Terminsdaner eingerechnet; dies gilt jedoch bei einer Unter- 
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breohang oder Benilaabang, welche auf mehr als 2 Stunden bestimmt wird 
dann nicht, wenn der Arzt an seinen Wohnort yemommen wird. 

Die Gebflhr ist fflr jeden Verhandlnngstag besonders zu berechnen. 

Ist der Arzt in mehreren Terminen an demselben Tage beschäftigt, so 
darf dieselbe Zeit nicht mehrfach berechnet werden. 


1>. Girosslieirzojg^JiL'am Saden. 

Altersyeraiclierang der Hebanunen. Erlass des Grossherzog¬ 
lichen Hinisteriums des Innern yom 28. September 1902 an die 
Grossherzoglidien Kreisoberhebeärzte, Bezirksärzte und Bezirksassistenzärzte 
(I) und an sämmtliche Grossherzogliche Bezirksämter (II). 

L Durch Allerhöchste Entschliessung yom 19. August d. J. Nr. 965/68 ist 
uns ans dem unter Titel XII des Budgets des Finanzministeriums der Gross¬ 
herzoglichen Begiemng zur VerfOgung gestellten „Allgemeinen Fond ifir im 
Staatsyoranschlag nicht yorgesehene Bedürfnisse" für die laufende Budget¬ 
periode ein Betri^ yon 5000 Mark zum Zweck der Ermöglichung einer Alters- 
yersorgnng für die Hebammen zur Verfügung gestellt werden. 

Ans diesen Mitteln soll dienstunfähig gewordenen, unbemittelten und 
nicht zum Bezug einer Alters- und Inyalidenrente oder eines entsprechenden 
Buhegehalts aus der Gemeindekasse berechtigten Gemeindehebammen, die ans 
dem Hebammenbernf einen so wesentlichen Theil ihres Gesammteinkommens 
gezogen haben, dass sie bei Wegfall dieses Einkommens einer wirthschaftlichen 
Nothlage ansgesetzt sein, eyentnell der Armenpflege anheimfallen würden, eine 
nach dem Mass des yorhandenen Bedürfnisses und nach ihrem seitherigen 
beruflichen Einkommen zu bemessende Beute etwa bis zur Höhe des Mindest- 
betrages der Altersrente (110 Mark) unter der Voraussetzung gewährt werden, 
dass die betreffenden Gemeinden einen Theil dayon auf die Gemeindekasse 
übernehmen. 

Wir beauftragen demgemäss die Herren Kreisoberhebeärzte und Bezirks¬ 
ärzte, in den dazu geeigneten Fällen wegen Herbeiführung einer diesseitigen 
Entschliessung über die Gewährung einer solchen Bente dem Bezirksmt Mit- 
theilnng zu machen. Entsprechend dem Zwecke dieser Altersfürsorge für 
Hebammen soll ein Antrag auf Entlassung einer Hebamme unter Gewährung 
dieser Bente insbesondere dann gestellt werden, wenn die Entfernung einer 
Hebamme aus ihrem Dienst deshalb angezeigt erscheint, weil die Hebamme 
wegen Bückgangs ihrer körperlichen oder geistigen Kräfte nicht mehr im 
Stande ist, den Anforderungen der Wissenschaft bdnsichtlich der Aseptik etc. 
naehznkommen. 

Ob und inwieweit ans den uns zur Verfügung stehenden Mitteln etwa 
noch Beiträge gewährt werden sollen, um die äyalidenyersichemng der zur 
freiwilligen Versicherung berechtigten, d. h. der noch nicht 40 Jahre alten 
Hebammen zu erleichtern, muss späterer Entschliessung yorbehalten bleiben, 
da z. Z. im Beichsamt des Innern die Ausdehnung der Diyalidenyersichernngs- 
pflicht auf die Hebammen einer Prüfung unterzogen wird. Immerhin empfiehlt 
es sich aber selbst für den Fall, dass die Hebammen später durch Beschluss 
des Bundesraths auf Grund des §. 2, Abs. 1, Ziffer 1 des Inyalidenyersichernngs- 
gesetses für yersicherungspfliehtig erklärt werden, dass jetzt schon seitens der 
noch nicht 40 Jahre alten Hebammen in grösserem Umfange als dies 
seither geschehen ist, — die Zahl der der Inyalidenyersichernng angehörenden 
Hebammen hat auf 1. Januar 1901 nur 177 yon im Ganzen 2170 betragen — 
yon der werthyollen Befu^iss der Sslbstyersicherung gemäss §. 14, Absatz 1, 
Ziffer 2 des Inyalidenyersichemngsgesetzes Gebrauch gemacht wird, da die 
Höhe der Inyalidenrente mit der Zahl der Beitragswochen wächst und die In¬ 
yalidenrente überhaupt höher ist, als der Mindestbetrag der Altersrente. Es 
ist daher die Selbstyersichemng der Hebammen durch geeignete Anregnng und 
Belehrung bei sich bietender Gelegenheit thnnlichst zu fördern. 

n. Nachricht hieryon den Grossherzoglichen Bezirksämtern mit dem Auf¬ 
trag, auf eine bezügliche Anregung des Kreisoberhebearztes oder des Bezirks- 
arztes, oder wenn dem Amt sonst bekannt wird, dass bei einer Hebamme die 
Voraussetzungen zur Dienstleistung unter Gewährung einer Bente nach Mass- 
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gäbe des oben Ansgefttbrten vorliegen, die Femilien>, VemOgens- and Erwerbs« 
▼erhältnisse der betreffenden Hebamme, sowie die Höbe ihres während der 
ietsten 6 Jahre ans dem Hebammenberof gesogenen Einkommens — so weit 
erforderlich im Benehmen mit dem Grosshersogliohen Besirksarst — sa erheben 
and eine Erklärnng des Qemeinderaths nach erfolgter Zastimmang des BSrger- 
aaaschnsses darüber einzaholen, ob und welcher Theil der der Hebamme zn 
gewährenden Rente anf die Gemeindekasse ttbernommen werden soll. Alsdann 
ist anter Vorlage der Akten Antrag wegen Gewährong einer Altersrente hier¬ 
her sa stellen. 


£2» Oldenbnxrar- 

Anlage, Bau and Binrichtang von öffentlichen and Privat- 
Kranken-,. Entbidngs- and Irrenanstaltnn. Bekanntmaehnng des. 
Grosshersogliohen Staatsministeriams vom 18. November 1902 

Hit Höchster Genehmigung werden auf Grand des Artikels 9, §. 6 des 
Gesetzes vom 5. Dezember 18^, betreffend die Organisation des Staats¬ 
ministeriams, ttber Anlage, Bau and Binrichtang ven öffentlichen and Privat- 
Kranken-, Bntbindangs- and Irrenanstalten, sowie fOr den Umbau and die Br- 
weiterang bestehender Anstalten die nachstehenden Vorschriften erlassen: 

I. Anlage and Bau. 

§. 1. Die Anstalt mass thanlichst frei and entfernt von Betrieben liegen, 
welche geeignet sind, den Zweck der Anstalt sa beeinträchtigen. Der Baa- 
grand mass in gesondheitlicher Beziehnng einwandfrei sein. Mit der Anstalt 
mass ein Garten zar Benntzang für die Kranken verbanden sein, dessen Grösse 
bei Irrenanstalten mindestens 40 qm fOr jedes Krankenbett betragen muss. 

§. 2. Flar und Gänge müssen mindestens 2 m breit sein and die GWnge 
in der Regel einseitig angelegt werden. Mittelgänge sind nnr unter der Be¬ 
dingung zulässig, dass sie reichliches Licht unmittelbar von aussen erhalten, 
nicht ttber 15 m lang, mindestens 2,50 m breit and gut Ittltbar sind. In An¬ 
stalten mit nicht mehr als 80 Betten genttgt eine Breite von 2 m fttr die 
Mittelgänge. 

Jede Anstalt muss mit einer der regelmässigen Naehprfifong unter¬ 
liegenden Blitzableiteranlage versehen werden. 

§. 8. 1. Die fttr die Aafnahme von Kranken bestimmten Bäume mttssen 
mindestens 1 m ttber dem höchsten bekannten Grandwasserstand liegen and in 
der ganzen Grundfläche gegen das Bindringen von Bodenfeachtigkeit ge¬ 
sichert sein. 

2. Krankenzimmer, welche das Tageslicht nnr von einer Seite erhalten, 
dürfen nicht nach Norden liegen. 

8. Die Wände in Operations- and Bntbindangszimmern, sowie in solchen 
Räamen, in welchen Personen mit ansteckenden Krankheiten nntergebracht 
werden, sind zor Brleichterong der Desinfektion glatt nnd bis zu einer Höhe 
von mindestens 2 m abwaschbar herzastellen; aach mttssen die FassbOden in 
Operations- nnd Bntbindangszimmern nndarchlässig, glatt und in den Bcken 
abgerandet sein. 

§. 4. Die Treppen sollen mindestens eine Qangbreite von 1,50 m erhalten 
nnd mttssen, wenn sie za Räamen fuhren, die mit Kranken belegt werden, 
feuersicher hergestellt und ebenso überdeckt werden. Die Treppen müssen Licht 
nnd Latt in hinreichendem Masse von den Anssenmauern erhalten. 

§. 5. Die Fensterfläche in den Krankenzimmern hat mindestens Vr 
Bodenfläche za -betragen. 

§. 6. 1. Die Zimmer sollen in der Regel wenigstens eine lichte Höhe 
von 8,7 m besitzen. 

2. In Zimmern fttr mehrere Kranke ist fttr jedes Bett ein Lnftranm von 
mindestens 30 obtn erforderlich. In Einzelzimmer mass ein Lnftranm von 
wenigstens 40 cbm vorhanden sein. 

8. In gemeinsamen Krankenzimmern müssen wenigstens 7,5 qm, in Einzel¬ 
zimmern mindestens 10 qm Bodenfläche anf jedes Bett entfallen. 

4. Fttr Kinderbetten kommen zwei Drittel des vorstehend vorgesohriebenen 
Miadestmasses an Lnftranm nnd Bodenfläche in Ansatz. 
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5. Fttr Irrenanstalten mit genügenden Tagerftomen dürfen die unter 2 
ünd 8 bestimmten Abmessungen nm ein Drittel ermissigt werden, sofern die 
Marne nicht mit bettlägerigen Kranken belegt werden. 

Dasselbe gilt für solche Räume in allgemeinen Krankenbäusem, die ans* 
schliesslich yon altersschwachen, nicht bettlägerigen Personen bewohnt werden. 

H. Innere Einrichtung. 

§. 7. In jeder Krankenanstalt muss für jedes Geschlecht mindestens ein 
geeigneter Tageraum für zeitweise nicht bettlägerige, in gemeinsamer Pflege 
befindliche Kranke eingerichtet werden. 

§. 8. In jedem Krankenzimmer muss an leicht sichtbarer Stelle eine 
Tafel hängen, auf welcher mit deutlicher unverwischbarer Schrift die Zahl der 
zulässigen Betten angegeben ist. 

§. 9. Alle Krankenzimmer sind mit genügenden Ventilationseinriohtungen 
anszustatten; die Fenster der Krankenzimmer, der von den Ejranken benutzten 
Nebenräume, Flure und Gänge müssen leicht zu öffnen sein und mit Lfiftungs- 
einrichtungen versehen werden. 

§. 10. Die Entwässerung und die Entfernung der Abfallstoffe muss in 
gesundheitlich unschädlicher Weise erfolgen nnd zwar, wo eine Schwemm* 
kanälisation fehlt, mittels Einführung des Kübel- oder Tonnensystems. 

In kleineren Anstalten mit nicht mehr als 50 Betten ist die Anlegung 
von Abortsgruben, sofern deren Anl><ge nach den Vorschriften der jeweilig 
geltenden Baupolizeiordnungen überhaupt gestatttet ist, in einem Abstand von 
wenigstens 10 m von jedem Brunnen unter der Bedingung zulässig, dass ihre 
Sohle und ihre Umfassungswände ans Klinkern mit Zementmörtel gemauert, 
sowie mit einer Schicht fetten Thones in einer Stärke von wenigstens 26 cm 
umgeben werden, oder dass gusseiserne Tanks in die Grube eingelassen sind. 
Die Grube muss mittels Platten oder Gewölbe abgedeckt und mit einer ausser¬ 
halb des Hauses liegenden Beinigungsöffnung versehen werden, welche luftdicht 
zu verschliessen ist. 

AnsteckungsverdächtigeAuswurfsstoffe müssen sofort n schädUch beseitigt 
werden. 

§. 11. Das in der Anstalt benutzte Trinkwasser muss gesundheitlich 
einwandfrei sein. Die Wasserbezugsquelle, sowie die dazu gehörige Leitung 
sind nach Lage und Fassung gegen jede Verunreinigung durch Krankheits¬ 
oder Abfallstoffe zu sichern. 

§. 12. In jeder Krankenanstalt ist bei einer Belegzahl bis zu 80 Betten 
mindestens ein Baderaum für ein Vollbad, bei einer grösseren Belegzabl für 
mindestens je 80 Betten ein Baderaum zu beschaffen. 

§. 18. In Krankenanstaltrn, in welchen chirurgische Operationen ans- 
geführt werden, ist ein besonderes Operationszimmer vorznsehen. 

In Entbindungsanstalten mit mehr als 4 Betten ist ein besonderes Ent* 
bindungszimmer einzurichten. 

m. Nebengebände. 

g. 14. Für alle Anstalten ist eine geeignete Desinfektionseinrichtung 
vorznsehen, sofern nicht am Orte oder in dessen Nachbarschaft eine öffent¬ 
liche Desinfektionanstalt zur Verfügung steht. 

§. 16. Zur Unterbringung von Leichen ist in allen Anstalten ein be¬ 
sonderer Raum herzustellen, welcher lediglich diesem Zweck dient, einen 
eigenen Zugang besitzt und dem Anblicke der Kranken möglichst entzogen ist. 

IV. Unterbringung der Kranken. 

§. 16. In allen Anstalten müssen männliche und weibliche Kranke, ab¬ 
gesehen von Kindern bis zu 10 Jahren, in getrennten Räumen, in Anstalten 
mit mehr als 60 Betten in getrennten Abtheilungen nntergebracht werden. 

§. 17. Für Kranke, welche an ansteckenden, insbesondere akuten Krank¬ 
heiten leiden, sind in Anstalten mit mehr als 50 Mtten ein oder mehrere Ab- 
sondernngshänser, in kleineren Anstalten, soweit in diese solche Kranke anf- 
genommen werden, mindestens abgesonderte Räume in den oberen und, weng 
möglich, in besonderen Stockwerken vorznsehen« 



§. 18. In allen Öffentlichen, sowie in Privat- KiankeDanstalten mit mehr 
als 50 Betten mnsn fflr die Torflbefgehende Unterbringnng eines Qeisteekranken 
ein geeigneter Baum mit der erforderlichen Binrichtnng vorhanden sein. 

y. Sehlnss- and Strafbestimmnngea. 

§. 19. Die Vorschriften dieser Bekanntmachung erstrecken sieh nicht 
auf MilitirhospiULler nnd mit Ausnahme der §§. 8 und 11 nicht anf bestehende 
Anstalten, unbeschadet des Bechts der MedisinalbehOrden, die Beseitignng vor¬ 
handener Mlngel SU verlangen. In bestehenden Anstalten mOssen indessen in 
Zimmern für mehrere Kranke ffir jedes Bett mindestens 24 cbm Lnftranm nnd 
6,5 qm Bodenfliehe vorhanden sein. Diese Abmessungen dürfen für bestehende 
Irrenanstalten mit ausreichenden Tagerinmen nnd für die in §. 6, Ziffer 5, 
Schlussabsats erwähnten Bänme in vorhandenen Erankenhinsem anf 18 cbm 
Luftraum und 5 qm Bodenfläche ermässigt werden. 

Die Bestimmungen soilen auch bei einem Umbau oder einer Erweiterung 
bestehender Anlagen anf vorhandene Theile, welche vom Umbau nicht berührt 
werden, keine Anwendung Anden. 

Ein Umbau oder Erweiterungsbau ist unzulässig, wenn dadurch in den 
vorhandenen Theilen die den vorstehenden Bestimmungen nicht entsprechenden 
Zustände verschlechtert werden. 

§. 20. Die Pläne für neu zu erbauende oder neu einsuriehtende Kranken-, 
Entbindungs- nnd Irrenanstalten, sowie für Um- oder Erweitemngsbanten be¬ 
stehender Anstalten sind, sofern die Unternehmer nicht nach §. 80 der Reichs- 
gewerbeordnni^ einer Konzession der höheren Verwastnngsbehörde bedürfen, 
dem Staatsministerium, Departement des Innern, znr Genehmigung einzareichen. 

Sämmtliche Pläne sind in zwei Exemplaren vorznlegen, von denen das 
eine Exemplar znrückgegeben wird. 

§. 21. Das Staatsministerium, Departement des Innern, ist befngt, ans 
besonderen .Gründen von einzelnen ^Stimmungen dieser Bekanntmachung Aus¬ 
nahmen zuzulassen. 

§. 22. Zuwiderhandlungen gegen diese Ministerialbekanntmachnng werden, 
sofern nach den bestehenden Gesetzen keine höhere Strafe verwirkt ist, mit 
Geldstrafe bis zu 150 Mark geahndet. Daneben ist die Behörde befngt, die 
Herstellung vorschriftsmässiger Zustände herbeizufOhren. 


F. FtLrstentliiim ULppe. 

Sonn- nnd Feiertagsrnhe in Apotheken ohne Gehilfen. Ver¬ 
fügung der Lippisehen Regierung vom 1. Nov. 1902. 

Mit Höchster Genehmigung wird unter Abänderung der Bestimmung in 
§. 19, Kap. 15 des zweiten Abst^nittes der Medizinalordnung vom 23. Februar 
1789 nachstehendes verordnet: 

In Apotheken ohne Gehilfen darf, wenn keine Epidemie herrscht, an 
Sonn- und Feiertage Nachmittags von 2—6 Uhr oder von 3—7 Uhr eine Ruhe¬ 
pause gemacht werden. 

Ferner ist den ohne Gehilfen arbeitenden Apothekern gestattet, an einem 
Sonntag in jedem Monat und an den hohen Feiertagen zum Besuche des Haupt- 
gottesdienstes die Apotheken zu verlassen. 

Im Hanse der Apotheke muss während der genannten Zeiten eine zu¬ 
verlässige Person anwesend sein, welche Rezepte nnd Besteilangen annimmt 
nnd in NotbfäUen den Apotheker benachrichtigt. 

Für die Aerzte müssen für dringende Fälle in der Offizin eine Anzahl 
Arzneimittel zur Entnahme bereit gehalten werden. 

Falls der Apotheker zu Hanse ist, hat er auch während der Ruhezeit die 
Kunden sogleich zu befriedigen. 


Verantwortl. Redakteur: Dr. Bapmnnd, Beg.- u. Geh. Med.-Bath in Minden i. W. 

J. C. 0. Braai, H. 8. ■. V, SA.-li. Hof-UMhdraektrel In VtaidAB 
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Nf. 2. 15. Januar. 1903. 


Rechtsprechung. 

Die Bezeichnung eines Arzneimittels — Becker’s Thee — als Ge* 
nnssmittel ändert den Charakter als Arzneimittel nicht. Entscheidung 
des Prenssischen Eammergerichts (Strafsenats) vom 8. De* 
sember 1902. 

Der Drogist N. in Berlin war angeschnldigt worden, sich gegen die 
Kaiserliche Verordnung vom 27. Januar 1890 und §. 866 (8) des B. Str. G. B. 
vergangen an haben, indem er unbefugt in seinem Gesohäftslokal Jean B eoker’s 
Thee feilgebalten habe. N. machte zu seiner Vertheidignng geltend, der frag¬ 
liche Thee sei nicht ein Heilmittel, sondern ein diätetisches Qennssmittel. Auf 
den betreffenden Packeten sei ausdrücklich angegeben, dass es sich nur um 
ein diätetisches Qennssmittel bei Wassersucht handle. Das Landgericht er¬ 
kannte aber auf eine Geldstrafe und nahm an, dass es sich um ein Arznei¬ 
mittel handle, welches nicht freigegeben sei. Der bittere Geschmack nnd die 
Art, wie der Thee zubereitet und gebraucht werden solle, spreche dafür, dass 
es sich nicht um ein Gennssmittel handele; es sei vielmehr ein Arzneimittel, 
dessen Verkauf nach der Verordnung vom 27. Januar 1890 nur in Apotheken 
gestattet sei. Gegen diese Entscheidung legte der Angeklagte Bevision beim 
Eammergericht ein und suchte nachznweisen, dass die Vorentscheidung unzu¬ 
treffend sei; vor Allem erscheine §. 1 der Kaiserl. Verordnung vom 27. Januar 
1890 verletzt. Der Strafsenat des Eammergericbts wies jedoch die Bevision 
des Angeklagten als unbegründet zurück, da §. 867 (8) des Str. G. B. und §. 1 
der Verordnung vom 27. Januar 1890 ohne ersichtlichen Bechtsirrthum zur An¬ 
wendung gelangt seien. 


Befugniss der Polizeibehörde, einer Prostitnirten das Wohnen 
in einem bestimmten Hanse zu untersagen. Entscheidung des Prenss. 
Oberverwaltnugsgerichts (I. Senats) vom 25. April 1902. 

Die Befugniss der Polizeibehörden, den wegen gewerbsmässiger TTnzncht 
einer polizeilicheu Aufsicht unterstellten Frauenspersonen zur Erhaltung der 
öffentlichen Ordnung nnd des öffentlichen Anstandes das Wohnen in einem be¬ 
stimmten Hause zu untersagen, unterliegt keinem Zweifel. Auch beschränkt 
sich diese Befugniss, wie der Gerichtshof wiederholt ansgeführt hat, nicht auf 
den Erlass allgemeiner sittenpoiizeilicher Vorschriften, vielmehr kann sie auch 
durch Verbote ansgeübt werden, die sich an individuell bestimmte, der Pro¬ 
stitution ergebene Pranenspersonen richten, sofern hierdurch ein polizeiwidriger 
Zustand beseitigt werden soll. 

Im vorliegenden Falle geht die Behörde davon ans, dass das Wohnen 
der Klägerin in einem in der B.strasse belegenen Hanse gegenüber einem Ge¬ 
bäude, welches einer Beihe von christlichen Vereinen als Vereinshaus dient, 
geeignet sei, die öffentliche Ordnung, den Anstand zu stören; diese ihre An¬ 
nahme beruht auf polizeilichen Erwägungen, die nach der Sachlage objektiv 
gerechtfertigt erscheinen. Die Behörde war hiernach befugt, nicht allein der 
Klägerin das Verbleiben in jener Wohnung zu verbieten, sondern dieses Verbot 
auch dahin zu erstrecken, dass sie in keinem anderen in der B.strasse belegenen 
Hause Wohnung nehme. Hieran kann der Umstand nichts ändern, dass der 
Klägerin beim Beziehen ihrer Wohnung, obwohl sie über die Absicht, dort ihr 
Gewerbe auch ferner ausznüben, keinen Zweifel gelassen hatte, polizeilicher- 
seits kein Hinderniss in den Weg gelegt worden war. Selbst bei Unterstellung 
der Wahrheit ihrer Behauptung, ihr nnd ihrem Ehemann sei damals durch den 
zuatändigeu Polizeikommissar ausdrücklich erklärt worden, dass ihrem dortigen 
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Wohnen keine Bedenken entgegenständen, wäre einer derartigen Erklärnng ein 
Beeht, in dem anatösaigen NacbbarTerbältniss verharren zn dürfen, nicht zn 
entnehmen gewesen. Denn die Erklärung hätte bei gegebener Veranlasson^ 
jeder Zeit zurfickgenommen werden können. 

Unbeachtlich ist die Behauptung der Klägerin, dem ergangecen Weh* 
nungsrerbot stehe das Recht ihres Ehemannes auf eheliche Leben.‘^gemein8cbaft 
entgegen, dem sie sich nicht durch Wahl einer anderen Wohnung entziehen 
dürfe. Wie der Gerichtshof bereits mehrfach entschieden bat, wird die Befug- 
niss der Polizeibehörde, einer unter sittenpolizeilicher Aufsicht stehenden 
Frauensperson das Wohnen in einem bestimmten Hause zn untersagen, durch 
den Umstand nicht eingeschränkt, dass ihr Ehemann Inhaber der Wohnung ist, 
und dass sie nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts 1353 des B. O.B.) 
gebunden ist, ihrem Ehemann in dessen Wohnung zu folgen. Aufenthaltsbe¬ 
schränkungen, zu denen die Staatsgewalt einer Ehefrau gegenüber befugt ist, 
können uicht dadurch beseitigt werden, dass der Ehemann entgegengesetzte 
Anordnungen trifft. 

N icht minder haltlos ist das Vorbringen der Klägerin, dass die Wohnung, 
deren Räumung ihr aofgegeben sei, sich in einem ihr und ihrem Ehemanne 
gehörigen Hanse befiode, und dass sie aus ihrem Eigenibum nicht vertrieben 
werden dürfe. Denn der Eigentbümer kann über seine Sache reebtswirksam 
nur verfügen, soweit nicht das Gesetz entgegensteht (§. 903 des B. G. B.); und 
das Einfuhrnngsgesetz znm Bürgerlichen Gesetzbache Art. 111 lässt die landes- 
gesetzlichen Vorschriften, welche im öffentlichen Interesse das Eigeuthniii in 
Ansehang thatsächlicher Verhältnisse beschränken, unberührt. War also, was 
nach dem Vorstehenden keinen Zweifel znlässt, die Polizeibehörde befugt, von 
der Klägerin die Aufgabe ihrer Wobnnng zn verlangen, so konnte sie an Ans- 
ttbnng dieser Befngniss nicht dadurch gehindert werden, dass der Klägerin als 
lüteigentbümerin des Hauses das Recht znsteht, es za Wohnzwecken zu be¬ 
nutzen. Anf den Gebranch eines Hauses znm Betrieb gewerbsmässiger Unzucht 
bat dessen Eigentbümer der das öffentliche Interesse vertretenden Polizeibe¬ 
hörde gegenüber kein Recht. 

Hiernach darf die Polizeibehörde der Klägerin das Wohnen in der 
B. Strasse so lange untersagen, als diese wegen gewerbsmässiger Unzucht unter 
polizeiliche Ai^icbt gestellt bleibt. Der Umstand, dass ihr ans dem Verlassen 
des ihr und ihrem Ehemann gehörigen Hauses, wie sie angiebt, ein Vermögens- 
naehtheil erwachsen würde, ist für Entscheidnug der Frage, ob das Wohnnngs- 
verbot reebtUeb zulässig ist, ebenso wenig erheblich, wie ihre Anfühinng, dass 
das Thon und Treiben in ihrer Wohnung bis jetzt zu Beschwerden keine Ver¬ 
anlassung gegeben habe. _ 


Medizinal - Gesetzgebung. 

Könlgireioli Pireummen. 

Aerztliche Behandlung der Bangewerkschhler durch Spezialärzte. 
Erlass des Herrn Ministers für Handel und Gewerbe (gez. i. Anft.: 
Nenhans) vom 25. Oktober 1902 an die betheiligten Herren Regierung^ 
Präsidenten. 

Da Zweifel darüber entstanden sind, ob zn der freien ärztlichen Behand¬ 
lung der Schüler der Bangewerkschnlen auch die Behandlung durch einen 
Spezialarzt gehört, bestimme ich hiermit, dass anch die Kosten der spezialärztlichen 
Bebandlong ans dem Fonds bei Tit. 4 des Schnletats gezahlt werden, sofern 
der Schalarzt in besonderen Fällen die Bebandlong durch einen Spezialarzt für 
dringend nothwendig erachtet, and letztere am Orte der Bangewerkschale er¬ 
folgen kann. Ich setze hierbei vorans, dass die von der Schäe zn zahlenden 
Beträge sich in bescheidenen Grenzen halten und ans den verfügbaren Mitteln 
bestritten werden können. 


Anleitung fhr die bakteriologische Feststellnng der Cholerafälle. 
Erlass des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegenheiten 
(gez. I. Vertr.: Wever) vom 6. November 1902 an den Herrn Direktor 

des hygienischen Instituts in. 

Bw. Hochwohlgeboren übersende ich in den Anlagen ergebenst je ein 
Exemplar einer »Anleitnng für die bakteriologische Feststellnng der Cholera- 
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fSlle“ und einer ^Anwebnng mir Entnahme nnd Versendung eholersyerdächtiger 
üntersnchnngsobjekte“ zur gefälligen Eenntnissnabme und mit. dem Hinsnfflgen, 
dass dieseiben auf Grund der Beratbnng, welche am 21. August d. J. im dies* 
seitigen Ministerium stattgefunden hat, von dem Geheimen Medizinalrath Prof. 
Dr. Koch, dem Geheimen Ober-Medizinalrath Prof. Dr. Kirchner nnd dem 
Prof. Dr. Ko Ile ausgearbeitet und nach Einholung yon gutachtlichen Aensse- 
rungen sämmtlicher prenssischer Professoren der Hygiene unter Mitwirkung des 
Geheimen Medizinalraths Prof. Dr. Flügge und des Begiernngsraths Prof. 
Dr. Kossel endgültig festgestellt worden sind. Die Anleitung würde den¬ 
jenigen Sachyerständigen, welche ypn den Landes-Zentralbehörden im yorans 
bestimmt nnd eintretenden Falls sogleich an Ort nnd Stelle entsendet werden, 
für die bakteriologische Feststellung der Cholerafälle an die Hand an geben sein. 

Anleitnng für die bakteriologische Feststellung der OholeraflUle. 

I. TTntersuohungsmethoden. 

1. Mikroskopische Untersuchung 

a. yon Ansstriohpräparaten (wenn möglich yon Sohleimflocken). Färbung 
mit yerdünnter Karbolfnchsinlösnng (1:9); 

b. im hängenden Tropfen, anznlegen mit Peptonlösnng, sofort nnd nach 
halbstündigem Verweilen im Brutschrank bei 87 * frisch und gefärbt 
zu untersuchen. 

2. Gelatineplatten. 

Menge der Aussaat eine Oese (womöglich yon einer Schleimflocke), zu den 
Verdünnungen je drei Oesen. Zwei Serien zu je drei Platten anznlegen, 
nach 18 stündigem Verweilen im Brutschrank bei 22 ** bei schwacher Ver- 
grössernng untersuchen, Klatsch-, evtl. Ansstrichpräparate nnd Reinkul¬ 
turen herstellen. (Wegen Zubereitung der Gelatine s. Anhang Nr. 1.) 

3. Agarplatten.0 

Menge der Aussaat eine Oese, welche in bekannter Weise zur Herstellung 
yon 8 Platten yerwendet wird. Zur grösseren Sicherheit ist diese Aus¬ 
saat doppelt anznlegen. Es kann auch statt dessen so yerfahren werden, 
dass eine Oese des Aussaatmaterials in 6 ccm Fleischbrühe yertheilt und 
hieryon je 1 Oese auf 1 Platte übertragen wird; in diesem Falle genügen 
3 Platten. Nach 12—18stündigem Verweilen im Brutschrank bei ST** 
untersuchen wie zu 2. (Wegen Zubereitung des Agar s. Anhang Nr. 2.) 

4. Anreicherung mit Peptoniösung 

a) in Röhrchen yon je 10 ccm Inhalt. Menge der Aussaat eine Oese, 
Zahl der Röhrchen; nach 6- nnd 12stündigem Verweilen im Brut¬ 
schrank bei 37 ** mikroskopisch zu untersuchen; bei Entnahme der Probe 
darf das Röhrchen nicht geschüttelt werden; yon einem Röhrchen, 
welches am meisten yerdächtig ist, Cholerabakterien zu enthalten, 
werden für die weitere Untersuchung mit je einer Oese 3 Peptonröhrchen 
geimpft nnd je eine Serie Gelatine- nnd Agarplatten angelegt. Die 
Peptonröhrohen sind yor der Impfung im Brutschrank bei 37** yor- 
zuwärmen; 

b. im Kölbchen mit 60 ccm Peptonlösung, Menge der Aussaat 1 ccm 
Koth, Zahl der Kölbchen 1; nach 6- nnd 12 stündigem Verweilen im 
Brutschrank bei 37 untersuchen wie zu a. (Wegen Zubereitung der 
Peptonlösnng s. Anhang Nr. 8.) 

5. Anlegen yon Reinkulturen. 

Dasselbe erfolgt in der bekannten Weise am besten yon der Agarplatte 
ans, durch Fischen nnd Anlegen yon Gelatinestichknlturen auf schräg er¬ 
starrtem Agar, am besten yon den Agarplatten ans. 

6. Prüfung der Reinkulturen 

a) durch Prüfung der Agglutinationsfähigkeit; (S. Anhang Nr. 4.) 

b) durch den Pfeiffer’schen Versuch. (S. Anhang Nr. 5.) 

n. Gang der XJnteTeucliang. 

1. In ersten Fälien. 

Es sind sämmtliche Methoden anzuwenden, nnd zwar in folgender Reihen- 

Die mit solchem Agar hergestellten Platten müssen, ehe sie geimpft 
werden, eine haibe Stunde bei 87 ** im Brutschrank mit der Fläche nach unten 
offen gehalten werden. 



20 BechtspreehODg nad llediiiiMl-OeMtBgebnDg. 

folge: 1. Impfdag der PeptonrObrchen, 2. Herstellnag der olkroekoplEcheii 
Priparate, 8. Anfertigneg tob Gelatine- and Agarplatten, 4. ünterBnehiiBg 
der mikroskopisoheil ^Iparate, 6. Herstellang von ReinknltnreD, 6. PrfifODg 
derselben Termittelst des Agglntinations* sowie des Pf ei ff er'sehen 
VersQchs. 

2. In folgenden Fällen ist ebenso wie bei ersten Pillen tu Terfabnn, 
jedoch sind statt 6 nnr 3 PeptonrOhrehen, statt je awei nnr eine Serie 
der Gelatine- nnd Agarplatten, statt letsterer evtl, auch BObrrben mit 
sebrig erstarrtem Agar an impfen. Prtkfnng der verdiebtigen Kolonien 
nnr vermittelst des Agglntinationsversnchs im hängenden Tropfen. 

3. Bei Ansteckangsverdäohtigen (aSvaknirten") nnd b e 
Bekonvalessenten. 

Die mikroskopische Untersnehnng fällt fort, falls nicht die Ansleernngen 
eholeraartig sind. Statt der 6 Peptonröhreben 1 Peptonkälbchen (s. L 4b). 
Von da ans Anlegen je einer Serie Gelatine- nnd Agarplatten. PrOfnng 
der verdächtigen Kolonien nnr im hängenden Tropfen vermittelst des 
Agglntinationsversnchs. Sonst wie sn 2. 

4. Wassernntersnehnng. 

Mindestens 1 Liter des sn nntersnehenden Wassers wird mit 2 Kälbchen 
(100 com) der Pepton-Stammläsnng versetzt nnd grtkndlich dnrcbgescbttttelt; 
dann in Kälbchen zn je 100 ccm vertheilt nnd nach 8- nnd 18 ständigem 
Verweilen im Brntschrank bei 37** in der Weise nntersnebt, dass mit 
Träpfchen, welche ans der obersten Schicht entnommen sind, mikroskopische 
Präparate nnd von demjenigen Kälbchen, sn dessen Oberfläche nach Aus¬ 
weis des mikroskopischen Präparates die meisten Vibrionen vorhanden 
sind, Peptonrährchen, Gelatine- nnd Agarplatten angelegt nnd wie zn 1 
weiter nntersnebt werden. Zur Prüfung der Beinknltnren Agglatina- 
tions- nnd Pfeiffer’scher Versuch. 

III Beurthellnng des Befandes. 

' Zn I(. 1 (in ersten Fällen). 

Die Diagnose Cholera ist erst dann als sicher anznfehen, wenn sämmt- 
liohe üntersnehnngsmethoden ein positives Brgehniss haben; wichtig ist namentlich 
eine hohe Agglntinirbarkeit (s. Anhang 4 b) nnd der positive Ansfall des 
Pf ei ff er'sehen Versuchs. Ergiebt sich bei der rnikroskopiseben Untersnehnng 
eine Beinknltnr von Vibrionen in der charakteristischen Anordnung, nnd finden 
sieh anf der Gelatineplatte Kolonien von typischem Anssehen, so kann die vor¬ 
läufige Diagnose Cholera gestellt, vor Abgabe der endgültigen Diagnose muss 
aber das Ergebniss der ganzen Untersnehnng abgewartet werden. 

Giebt die Agglntinationsprobe im hängenden Tropfen nicht absolut ein¬ 
wandfreie Besnltate, so ist die quantitative Bestimmung der Agglntiuirbarkeit 
vorznnehmen, sobald eine Beinknltnr von der verdächtigen Kolonie gewonnen 
worden ist. 

Zn n. 2 (in folgenden Fällen). 

Die Diagnose Cholera kann gestellt werden bei positivem Ansfall der 
mikroskopischen Untersnehnng, sowie bei charakteristischer Beschaffenheit der 
Kolonien in Gelatine nnd auf Agar nnd bei positivem Ausfall des Agglnti- 
nationsversnehs im hängenden Tropfen. 

Zn II. 3 (bei Ansteoknngsverdäohtigen und Rekonvales¬ 
zenten). 

Cholera ist bei Anstecknngsverdächtigen als nicht vorhanden anznsehen, 
wenn bei zwei durch einen Tag von einander getrennten Untersnehnngen der 
Fäzes keine Cholerabakterien gefunden worden sind; 

Rekonvaleszenten sind als nicht mehr anstecknngsfähig anznsehen, wenn 
dieselbe Untersnehnng an drei durch je einen Tag getrennten Tagen negativ 
ausgefallen ist. 

Zn II. 4 (Wasser). 

Etwa im Wasser naebgewiesene Vibrionen sind nnr dann als Cholera¬ 
bakterien anznspreehen, wenn die Agglntinirbarkeit eine entsprechende Hübe 
hat, tmd der Pfeiffer'scbe Versuch positiv ansgefallen ist. 

lY. Fentstellung abgelanfener OholexaflUle. 

Abgelanfene choleraverdäohtige Krankheitsfälle lassen sich feststellen 
dnreh Untersnehnng des Blutserums der Erkrankten. Ans dem vermittelst 
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SohrOpfkopfs gewonnenen Blnt stellt man mindestens 1 ccm Sernm her und macht 
damit verschiedene abgestafteVerdtiDnangen mit 0 , 8 % EocbsalzlöBongbehDfsPrtt- 
fnng auf agglntinirende Bigensohaften gegenüber einer bekanntenfriecben Cbolera- 
kaitnr and behafs Anstellang des Pfeiffer'sehen Yersachs (s. Anb. Nr. 5). 

Anhang. 

1. Bereitang der Gelatine. 

a) Herstellang von Fleischwasserpeptonbrühe: V* hg in Stücken gekanftes 
and im Laboratoriam zerkleinertes fettfreies Rindfleisch wird mit 1 Liter 
Wasser angesetzt, 24 Standen lang in der Kälte oder 1 Stande lang 
bei 87 digerirt and darch ein Seibtach gepresst. Von diesem Fleisch* 
Wasser wird 1 Liter mit 10 g Peptonnm siccam Witte and 6 g Koch¬ 
salz versetzt, */, Stande lang gekocht, mit SodalOsnng alkalisch ge¬ 
macht, '/4 Stande lang gekocht and fiitrirt. 

b) Herstellang der Gelatine: Za 1 Liter Fleischwasserpeptonbrühe 
werden 100 g Gelatine gesetzt, bei gelinder Wärme gelüst, alkalisch 
gemacht — die erforderliche Alkaleszenz wird erreicht, wenn nach 
Herstellang des Lakmasnentralpanktes pro 100 ccm Gelatine 8 ccm 
einer lOproz. Lüsang von krystallisirtem, kohlensanrem Natron zage* 
setzt werden —,'/«Ständen lang in strümendem Dampf erhitzt and flltrirt 

2. Bereitang des Agars. 

a) Herstellang von Fleisohwasserpeptonbrühe: wie zu la. 

b) Herstellang des Agars. Za 1 Liter Fleisohwasserpeptonbrühe 
werden 80 g palverisirtes Agar hinzagesetzt, alkalisirt wie bei 1 b, 
entsprechend lange gekocht and flltrirt. 

8. Bereitang der Peptonlüsnng. 

a) Herstellang der Stammlüsnng: In 1 Liter destillirtem sterili- 
sirtem Wasser werden 100 g Peptonnm siccam Witte, 100 g Kochsalz, 
1 g Ealinmnitrat and 2 g krystallisirtes kohlensaores Natron in der 
Wärme gelüst, die Lüsnng wird flltrirt, in Külbchen zn je 100 com ab- 
gefüllt and sterilisirt. 

b) Herstellang der Peptonlüsnng. Von der vorstehenden Stammlüsnng 
wird eine Verdünnang von 1 + ^ Wasser hergesteilt and za je 10 com 
in Rührohen and za je 60 ccm in Külbchen abgefülit and sterilisirt. 

4. Agglatinationsversaoh. Das hierza erforderliche Testsernm ist ans 

dem Küniglichen Institat für Infektionskrankheiten za Berlin za beziehen.) 

a) Im hängenden Tropfen (in O.S^/q Kochsalz) bei schwacher 
Yergrüssernng. Es mass mit dem spezifischen Sernm in zwei ver¬ 
schiedenen Konzentrationen sofort, spätestens aber während eines 
20 Hinnten langen Yerweilens im Bratsebrank bei 87 ° dentiiehe Hänf- 
chenbildang eintreten. Znr Kontrole ist ein Präparat mit einer 10 Mal 
so starken Konzentration von normalem Sernm derselben Thierart, von 
welcher das Testsernm stammt, hersnstellen and zn ontersacben. Bei 
dieser Untersachnngsmethode ist za berücksichtigen, dass es Yibrionen- 
arten giebt, welche sich im hängenden Tropfen so schwer verreiben 
lassen, dass leichte Hänfchenbildang vorgetäascht wird. 

b) Qnantitative Bestimmnng der Agglntinirbarkeit. Mit 
dem Testsernm werden darch Vermischen mit 0,8 (behnfli vülliger 
Klärung zwei Mal durch gehärtete Filter filtrirter) Kochsalzlüsang 
Yerdünnangen im Yerhältniss von 1: 60, 1:100, 1: 600, 1:1000 and 
1:2000 hergestellt. Von diesen Yerdünnangen wird je 1 ccm in 
Reagensrübrehen gegeben, and je eine Oese der zu prüfenden Agar- 
Knltar darin verrieben und durch Schütteln gleichmässig vertheilt. 
Nach einstündigem Verweilen im Bratsebrank bei 87* werden die 
Rührohen heransgenommen und besichtigt, and zwar am besten so, dass 
man sie schräg hält and von unten nach oben mit dem von der Zimmer¬ 
decke reflektirten Tageslicht bei schwacher Lapenvergrüssernng be¬ 
trachtet. Der Aasfall des Yersachs ist nur dann als positiv anzosehen, 
wenn unzweifelhafte Hänfchenbildang (Agglutination) erfolgt ist. 


Anmerkung: In allen Fällen, in denen bei der üntersnohang der 
Verdacht entsteht, dass ans irgend einer Veranlassung, z. B. in Folge von Za- 
satz eines Desinfektionsmittels, das Untersachoogsmaterial nicht einwandfrei 
ist, mass sofort telegraphisch neues Material eingefordert werden. 
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Bei jeder üatenniohiing rnttBsen Kontrolrenniche angestellt werden, und zwar: 

1. mit der verdächtigen Enltnr and mit normalem Sernm derselben 
Thierart, aber in 10fach stärkerer Konzentration; 

2. mU derselben Knltnr und mit der Verdttnnnngeflttssigkeit; 

3. mit einer bekannten Choleraknltar von gleichem Alter, wie die an 
nntersachende Knltnr, und mit dem Testsemm. 

5. Pf elf f er’scher Versnch. (Das hieran erforderliche bakteriolytische 
Sernm ist gleichfalls ans dem Königlichen Institut fttr Infektionskrank* 
heiten zu Berlin zn beziehen.) Das hierzu verwendete Sernm muss mög¬ 
lichst hochwerthig sein, mindestens sollen 0,0002 g des Sernms genügen, 
am bei Injektion einer Mischung von einer Oese (1 Oese = 2 mg) einer 
ISstOndigen Choleraagarknltnr von konstanter Virnlens mit 1 com Nähr- 
bonilion die Cholerabakterien innerhalb einer Stande in Meerschweincben- 
Peritonem zur Auflösung unter Körnchenbildnng zu bringen, d. h. das 
Sernm muss mindestens einen Titer von 0,0002 g haben. 

Zur Ausführung des Pfeiffer’schen Versuchs sind 4 Meerschwein¬ 
chen von je 200 g Gewicht erforderlich. 

Thier A erhUt das fünffache Mnltiplnm der Titerdosis, also 1 mg 
von einem Serum mit Titer 0,0002. 

Thier B erhält das 10 fache Mnltiplnm der Titerdosis, also 2 mg 
des Serams. 

Thier 0 dient als Kontrolthier and erhält das fünfzigfaohe Mnltiplnm 
der Titerdosis, also 10 mg von normalem Sernm derselben Thierart, von 
welcher das bei Thier A nnd B benntzte Sernm stammt. 

Sämmtliche Thiere erhalten diese Seiumdosen gemischt mit je einer 
Oese der zu nntersnchenden, 18 Stunden bis 37** auf Agar gezüchteten 
Kultur in 1 ccm Fleischbrühe (nicht in Kochsalz- oder Peptoniösnng) mit 
stumpfer Kanüle in die Bauchhöhle eingespritzt. 

Thier D erhält nur V« Oese Choieraknltur intraperitoneal, um zn 
erfahren, ob die Kultur für Meerschweinchen virnlent ist. 

Zur Injektion benützt man eine Kanüle mit abgestumpfter Spitze. 
Die Injektion in die Bauchhöhle geschieht nach Dnrchschneidung der 
äusseren Haut; es kann dann mit Leichtigkeit die Kanüle in den Banch- 
raum eingestossen werden. Die Entnahme des Peritonealexsudates zur 
mikroskopischen Untersuchung im hängenden Tropfen erfolgt vermittelst 
Glaskapiliaren gleichfalls an dieser Stelle. Die Betrachtung des Exsudats 
geschieht im hängenden Tropfen bei starker Vergrössernng, and zwar 20 
Minuten nnd 1 Stande nach der Infektion. 

Bei Thier A und B muss nach 20 Minuten, spätestens nach einer 
Stunde typische Körnchenbildung bezw. Anflösnng der Vibrionen erfolgt 
sein, während bei Thier C und D eine grosse Menge lebhaft beweglicher 
nnd in ihrer Form gut erhaltener Vibrionen vorhanden sein mnss. Damit 
ist die Diagnose gesichert. 

Behufs Feststellung abgelanfener Cholerafälle ist der Pfeiffer'sehe 
Versuch in folgender Weise anznstellen. 

Es werden Verdünnungen des Serams des verdächtigen Menschen mit 
20, 100 und 500 Theilen der Fleischbrühe hergestelit, mit je einer Oese 
einer ISstüudigen Agarkultnr virulenter Choleravibrionen vermischt, je 
einem Meerschweinchen von 200 g Gewicht in die Bauchhöhle eingespritzt. 
Ein Kontrolthier erhält V 4 Oese der gleichen Kultur ohne Serum in 1 ccm 
Fleischbrühe aufgeschwemmt in die Bauchhöhle eingespritzt. 

Bei positivem Ausfall der Reaktion nach 20 bezw. 60 Minuten ist an- 
zunohmen, dass der betreffende Mensch, von weichem das Serum stammt 
die Cholera Überstunden hat. * 

Anweisung zur SntnaJbiine und Versendung choleraverdäohtiger 

UntersuchnngsobJ ekte. 

A. Entnahme des Materials, 
a) vom Lebenden. 

Ansleernngen. Etwa 50 ccm der Ausleerungen*) werden ohne Zn- 


*) Ist keine freiwillige Stuhlentleernng zn erhalten, so ist dieselbe dnreh 
Einftthrnng von Glyzerin zu bewirken. 
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Satz eines Antiseptikoms oder anch nnr von Wasser anfgefangen. Gleichzeitig 
wird auf eine Aiizahl Deckgläsehen — von jeder Probe 6 — je ein kleines 
Tröpfchen der Aasleerangen, womöglich ein Schleimflöckchen, gebracht, mit 
einer Skalpelispitze fein vcrtheilt and dann mit der bestrichenen Seite nach 
oben znm Trocknen hingelegt (Ansstrichpr&parate). Endlich empfiehlt es sich, 
gleich an Ort nnd Stelle 3 schräg erstarrte Agarröhrchen (ein Original 
and 2 Verdflnnnngen) mit einer Oese des Darminhalts oberflächlich zn impfen 
and mitznsenden. Die hierzu erforderlichen Agarröhrchen sind von der nächsten 
Untersnchnngsstelle sn beziehen. 

Wäschestücke: Frisch mit Ansleernng beschmntste Wäschestücke 
werden wie Proben von Aasleerangen behandelt. 

B1 n t: Handelt es sich nm nachträgliche Feststellung eines abgelanfcnen 
choleraverdächtigen Falles, so kann diese durch Untersuchnng einer Blutprobe 
vermittelst des Pfeiffer’sehen Versnehs nnd der Agglntinationsprobe ge¬ 
schehen. Man entnimmt mindestens 8 com Blnt durch Venenpnnktion am 
Vorderarm oder sterilen Schröpfkopf nnd sendet es in einem sterilen znge- 
schmolzenen Beagensglase ein. Scheidet sich das Serum rasch ab, so kann 
demselben znr besseren Eonservirung 0,6 % Phenol hinsngesetzt werden. 

b) von der Leiche. 

Die Obduktion der Leiche ist sobald als möglich nach dem Tode ans- 
Zufuhren nnd in der Begel auf die Eröffnung der Bauchhöhle und Herausnahme 
von 8 Dünndarmsohlingen zn beschränken. Zu entnehmen nnd einzn- 
senden sind 8 doppelt unterbundene 15 cm lange Stücke, und zwar ans dem 
mittleren The ile des lleum, etwa 2 m oberhalb, sowie nnmittelbar oberhalb 
der Ueocökalklappe. Besonders werthvoll ist das letztbezeichnete Stück, welches 
daher bei der Sendung niemals fehlen sollte. 

B. Aasvalil und Behandlung der zur Aufhahme des Materials 

bestimmten Qefässe. 

Am geeignetsten sind starkwandige Pnlvergläser mit eingeschliftenem 
Glasstöpsel and weitem Halse, in Brmangelnng derselben Gläser mit glattem, 
zylindrischem Halse, welche mit gut passenden, Irisch ausgekochten Korken 
zu verschliessen sind. 

Die Gläser müssen vor dem Gebranche frisch ausgekocht, dürfen 
dagegen nicht mit einer Desinfektionsflüssigkeit aasgespült werden. 

Nach der Aufnahme des Materials sind die Gläser sicher zu ver¬ 
schliessen and ist der Stopfen mit Pergamentpapier zu Überbinden; anch 
ist an jedem Glase ein Zettel, der genaue Angaben über den Inhalt 
unter Bezeichnung der Person, von welcher es stammt, nnd der Zeit der Ent¬ 
nahme (Tag and Stande) enthält, fest aufzuklebcn oder sicher anzubinden. 

O. Yerpaohung und Versendung. 

In einer Sendung dürfen immer nur Untersnchnngsmaterialien von einem 
Kranken bezw. einer Leiche gepackt werden. Ein Schein ist beiznlegen, auf 
dem anzngeben sind: die einzelnen Bestandtheile der Sendung, Name, Alter, 
Geschlecht des Kranken bezw. der Leiche, Tag und Ort der Erkrankung, 
Heimaths- bezw. Herkunftsort der von answärts zugereisten Personen, Krank¬ 
heitsform, Tag nnd Stande der Erkrankung bezw. des Todes. 

Zum Verpacken dürfen nur feste Kisten — keine Zigarrenkisten, Papp¬ 
schachteln nnd dergl. — benutzt werden. Deckgläschen werden in Fliesspapier 
eingeschlagen und mit Watte in einem leeren Deckglasschächtelchen fest ver¬ 
packt. Die Gläser und Schächtelcben sind in den Kisten mittelst Holzwolle, 
Heu, Stroh, Watte und dergl. so zn verpacken, dass sie unbeweglich liegen nnd 
nicht aneinander stossen. 

Die Sendung muss mit starkem Bindfaden amschnürt, versiegelt und 
mit der deutlich geschriebenen Adresse der üntersuchnngsstelle, sowie mit dem 
Vermerke: „Vorsicht“ versehen werden. 

Bei Beförderungen durch die Post ist die Sendung als „dringendes 
Packet“ anfzugeben und der üntersnchungsstelle, an welche sie gerichtet ist, 
telegraphisch anznkündigen. 

Bei der Entnahme, Verpackung und Versendung des Materials ist jeder 
nanütze Zeitverlust zn vermeiden, da sonst das Ergebniss der Untersuchung in 
Frage gestellt werden würde. 
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D. Yersendang lebender Kulturen der Oholeraerreger. 

Die Verseadong Toa lebenden Koltnren der Cboieraerreger erfolgt in 
zogesehmolzeaen OlasrOhren, die, umgeben von einer weichen Httlle (PUtrir* 
papier and Watte oder Holzwolle), in einem daroh flbergreifenden Deckel gut 
Terschiosacnen Blecbgefäsae atehen, das letztere iat aeineraeita noch in einer 
Kiate mit Holzwolle, Heu, Stroh oder Watte za verpacken. Ea empfiehlt aieh 
nar frlach angelegte Agarkaltnren za versenden. 

Verpaokang and Veraendong wie za C. 


B. König^reioli Bayern. 

Entechädlgang für Fahrrad und Motorbenntzuii^ dnrch Aerste. 
Bekanntmaohang des Königlichen Staatsminiateriams des 
Innern vom 17. Dezember 1902. 

Aaf Grand der in §. 6 Aba. 2 der KOniglichea AlleihOchsten Yerordnong 
vom 17. Oktober 1901, krztliche Gebühren betreffend, Gesetz- and Verordnanga- 
blatt S. 629, ertheilten Ermftchtigang bestimmt das Königliche Staatsministerinm 
des Innern, was folgt: 

1. Bedient sich der Arzt in den Fällen des §. 6 Abs. 1 der Königlichen 
Allerhöchsten Verordnang vom 17. Oktober 1901, ärztliche Gebühren betreffend, 
des eigenen Fahrrades oder Motors, so hat er Ansprach aaf eine Beisekosten- 
vergütang von 0,40 M. für jeden vollen Kilometer des Hin- and BUckweges. • 
Bracbtbeile von ^lometern kommen nicht in Betracht 

Würden die Kosten bei Benatzong von Eisenbahn, Dampfschiff and 
Gefährt geringer sein, so kann die Beisekoatenvergütang nor in dem geringeren 
Betrage beanspracht werden. 

2. Die Bestimmang des §. 7 der Königlichen Allerhöchsten Verordnang 
vom 17. Oktober 1901 ist aach bei Benatzong des eigenen Fahrrades oder 
Motors massgebend. 

8. Aaf die den Amtsärzten im Falle der Benatzong eigenen Fahrrades 
oder Motors bei dienstlichen Anlässen zakommende Belsekostenentschädigang 
(§. 2 der Königlichen Allerhöchsten Verordnang vom 17. November 1902, 
Gebühren für ärztliche Dienstleistangen bei Behörden betreffend, Gesetz- und 
Verordnnngsblatt S. 726) finden vorstehende Bestimmangen keine Anwendung. 


O. Grossli.erzog'thiim Bemmen. 

Beschränkung des Selbstzubereitens und Selbstdispenslrens homöo¬ 
pathischer Heilmittel. Bekanntmachang des Grossherzoglichen 
Staatsminiateriams vom 6. Dezember 1902 an die Grossherzoglioben 
Kreisgesandheitsämter, die Grossherzoglichen Kreisveterinärämter and die 
Apotheker des Grossherzogthams. 

Mit Genehmigung Seiner Königlichen Hoheit des Grossherzogs wird unter 
Abänderung der durch ansere Amtsblätter, Nr. 85 vom 6. Dezember 1833 and 
Nr. 80 vom 12. November 1860, erlassenen Vorschriften bestimmt, dass das den 
homöopathischen Aerzten bei Beobachtang der Vorschriften des zuletzt er¬ 
wähnten Amtsblattes allgemein gestattete Selbstznbereiten and Selbstdispensiren 
homöopathischer Heilmittel vom 1. Januar 1904 ab auf solche Fälle beschränkt 
wird, wo an dem Wohnort des Arztes oder in einer Entfernnng von 5 Kilo¬ 
metern von demselben eine den nachstehenden Vorschriften entspreohende 
homöopathische Apotheke oder ein homöopathisches Dispensatoriam, die von uns 
anerkannt sind, sich nicht befindet. 

Die Einrichtung einer homöopathischen Apotheke oder eines Arznei¬ 
sehranks nach §. 44 der Vorschriften über die Einrichtung und den Betrieb der 
Apotheken vom 14. Janaar 1897 (Beg.-Bl. Nr. 2) ist nicht als Errichtnng einer 
homöopathischen Apotheke oder eines homöopathischen Dispensatoriums im 
Sinne vorstehender Bestimmang anzasehen. 

Um Eriaabniss zam Selbstdispensiren mit Angabe der Orte, für welche 
von dieser Befagniss Gebrauch gemacht werden will, ist besonders nachznsaohen. 
Die Eriaabniss ist von nnserer Abtheilang für Öffentliche Gesundheitspflege jedem 
Arzt, wenn nicht besondere Gründe entgegenstehen, widerruflich za ertheilen. 

(Hieran schliessen sich die Vorschriften für die Einrichtung and den 
Betrieb der homöopathischen Apotheken and Dispensatorien.) 

VerantwortL Bedakteur: Dr. Bapmnnd, Beg.- u. Geh. Med.-Bath InMindenLW. 

0 . 0. Brau, H. 8. ■. r. Seli.-L. Hof-Baohdniekard ta Ulna«» 
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Rechtsprecliiiiig und Medizinal 

Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitsolirift für Medizinal-Beamte. 

Nr. B. 1. Februar. 190B. 


Rechtsprechung. 

Oispensirrecht der Krankenkassen. Begriff: „Ablassen an 
Andere.** ürtheil des Oberlandesgeriohts Hamm vom 1. De* 
sember 1902. 

Die Bevision war fflr begründet zn erachten. Nach §. 867, Nr. 8 B. St. 
G. B. wird bestraft: 

wer ohne polizeiliche Brlanbniss Gift oder Arzneien, soweit der Handel mit 
denselben nicht freigegeben ist, znbereitet, feilhtlt, verkaoft oder sonst an 
Andere Qberlässt. 

Als Arzneien im Sinne dieses Gesetzes sind alle Znbereitnngen zn yer* 
stehen, welcbe nach §. 1 der oben erw&hnten Kaiserlichen Verordnnng vom 
27. Januar 1890 — welche inzwischen durch die mit dem 1. April 1902 in 
Kraft getretene Verordnung vom 22. Oktober 1901 (Beicbsgesetzblatt S. 880) 
ersetzt ist — als Heilmittel nur in Apotheken feilgebalten oder verkauft werden 
dttifen. Dass derartige Znbereitnngen ans dem Lager der Krankennnter- 
sttttznngskasse, deren Vorstand die Angeklagten bilden, an die Kassenmitglieder 
verabfolgt sind, ist vom Vorderrichter festgestellt, Übrigens auch seitens der 
Angeklagten nicht bestritten. Die Frage, ob Arzneien der in Bede stehenden 
Art, wenn dieselben ans Mitteln eines Vereins, einer Krankennntersttttznngs* 
oder ähnlichen Kasse angeschafft sind, ohne polizeiliche Erlanbniss an Mitglieder 
des Vereins oder der Kasse — auch nnentgeltlich — abgegeben werden dürfen, 
oder ob vielmehr in dieser Abgabe ein „Ueberlassen an Andere** im Sinne des 
Strafgesetzes zn finden ist, ist in der Beohtsprechnng verschieden beantwortet. 
Während das Kammergericht (vergl. Johow, Bd.6, S. 189, Goltdammer, 
Bd. 40, S. 362 nnd Bd. 46, S. 856), die Oberlandesgerichte in Köln (vergl. Beger, 
Entscheidungen der Gerichte nnd Verwaltungsbehörden, Bd. 8, S. 183), Frank¬ 
furt (vergl. Pbarmazentische Zeitnng 1896, Nr. 83, S. 276) nnd Jena (vergl. 
ebenda 1900, Nr. 84, S. 324) in Fällen der gedachten Art ein üeberlassen an 
Andere nicht annehmen, haben sich die Oberlandesgerichte in Kiel (vei^l. 
Beger, Bd. 3, S. 57, nnd nach der Fnssnote daselbst auch der vormalige 
Kassationshof ftlr Bayern), Dresden (vergl. Beger, Bd. 10, S. 300), Breslan 
nnd CeUe (vergl. Goltdammer, Bd. 48, 8.145), sowie das jetzt erkennende 
Bevisionsgericht in seiner oben erwähnten Entscheidnng vom 17. April 1899 
im entgegengesetzten Sinne ansgesprochen. 

Die wiederholte Prfifnng der Frage hat dem Gericht keine Veranlassnng 
geboten, von seiner frfiheren Auffassung abzngehen. 

Wenn das Gesetz verbietet, die nicht freigegebenen Arzneien feilzn- 
halten, zn verkaufen oder sonst an Andere zn ttberlassen, so muss angenommen 
werden, dass der Gesetzgeber das letzterwähnte Verbot in möglichst weitem 
Umfange hat anfgefasst wissen wollen (vergl. anch Entscheidungen des Beichs* 
gerichts in Strafsachen, Bd. 3, S. 122/123), and dass er damit jede Uebertragnng 
der Verfttgnngsgewalt an den betreffenden Arzneien von einer Person an eine 
andere hat nntersagen wollen. 

Fasst man die Vorschrift in diesem Sinne anf, dann ergiebt sich von 
selbst, dass die Angeklagten, wenn sie die ans dem Lager der Kasse ent¬ 
nommenen Arzneien an die Kassenmitglieder nnentgeltlich verabfolgten, die 
Arzneien an Andere ttberlassen haben. 

Ob den Kassenmitgliedem an dem Vermögen der Kasse und damit an 
den von der Kasse beschilften Arzneien ein Miteigenthnm znsteht, ist hlemaeh 
nnerheblioh. Im üebrigen würde diese Frage zu verneinen sein. Die Kassen 
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welche, wie die hier in Rede stehende, anf Qrnnd des Erankenversichernngs- 
gesetses Tom 16. Joli 1883 / 10. April 1892 (Beiohsgesetsblatt 1892, 8. 879) 
gebildet sind, bilden ein selbststindiges Rechtssnbjekt, welchem anrb die ein* 
seinen Eassenmitglieder als Dritte mit besonderen Rechten und Pflichten 
gegenflberstehen (vergl. §§. 25, 26, 36, 66, 66, 68, 66, Abs. 3 des Oesetses); 
soweit es sich insbesondere am die seitens der Kasse beschafften Arsneien 
handelt, haben die Hitglieder lediglich einen Anepmch darauf, dase ihnen in 
Krankheitsfällen in dem im Gesetze bezw. im Kassenstatnt bezeicLneten Um¬ 
fange die erforderlichen Arzneien nneotgeltlich gewährt werden. 

Die Folgerungen, welche ans der hier yertretenen Auffassung gezogen 
werden (rergl. das angeführte Urtheil des Oberiandesgericbts in Jena), kOnnen 
nicht dazu führen, der gegentheiligen Auffassung den Vorzug zu geben. Dass 
es nicht strafbar ist, wenn ein Bote aus der Apotheke eine Arznei abbolt und 
diese dann seinem Auftraggeber übermittelt, ist bereits in dem mitgetheilten 
Urtheil des Oberlandesgerichts in Breslau ausgeftthrt. Ob es strafbar ist, wenn 
ein Hausvater seinen Angehürigen oder seinem Gesinde von einem für sich 
bezogenen Heilmittel etwas abgiebt, mag dabingestellt bleiben; wollte man in 
einer solchen Handlungsweise auch eine Uebertretung des §. 367, Nr. 3 R. 8t. 
G. B. erblicken, so müssten die sich hieraus ergebenden Bedenken doch ver¬ 
schwinden gegenüber den Folgen, welche eintreten können, wenn die Kranken- 
versicherungs- und ähnlichen Kassen grundsätzlich und ohne Weiteres für be¬ 
rechtigt erachtet werden, die bisher den Apotheken vorbebaltenen Arzneimittel 
im Grossen einzukanfen und dann im Einzelnen an ihre Hitglieder abzugeben. 
Es würden dann, da auf die Einrichtung, den Betrieb und die Beaufsicbtignng 
der eingerichteten Abgabestellen weder die hinsichtlich der Apotheken in dieser 
Beziehung gegebenen Vorschriften (z. B. die mit Zirkular vom 16. Dezember 
1893 erlassenen Vorschriften, abgedmckt bei Grotefend, Gesetzgebungs¬ 
material, 1894, 3. 22 ff.), noch auch — da es sich ja nicht um Verkaufsstellen 
handelt — die auf die Besichtigung der Drogen- und ähnlichen Handlungen 
bezüglichen Vorschriften (vergl. die Vorschriften vom 1. Februar 1894, bei 
Grotefend, 8.77) Anwendung Anden kOnnen, da weiter auch hinsichtlich 
der Vorbildung der mit dem Einkauf und der Verwaltung der Bestände und 
der Abgabe der Arzneien betrauten Personen die hinsichtlich der Apotheker 
gegebenen Vorschriften nicht anwendbar sein würden, die Hitglieder der be¬ 
treffenden Kassen bezüglich der Arzneimittel lediglich auf die Sacbkenntniss 
und die Gewissenhaftigkeit der seitens der Kasse angestellten Persönlichkeit 
angewiesen sein; die Kassenmitglieder würden also zu einem sehr erheblichen 
Theil des 8chatzes entbehren, der sonst dem Publikum durch die auf den Ver¬ 
kehr mit Arzneimitteln bezügliche Gesetzgebung gewährleistet ist. 

Dass es übrigens auch der Absicht des Krankenversicherungsgesetzes 
entspricht, dass die seitens der Kasse ihren Hitgliedern zu gewährenden Arz¬ 
neien aus den Apotheken entnommen werden sollen, ergiebt sich n. A. ans den 
§§. 6 a, Nr. 6, 26 a, Abs. 2, Nr. 2 b, 66 a des Gesetzes, in denen über die Be¬ 
stimmung einzelner Apotheken zu Kemsenapotheken Vorschriften gegeben sind. 

War nach dem Aasgeführten die Auslegung, welche das Berufungsgericht 
dem im §. 367, Nr. 3 R. 8t. G. B. aufgestellten Begriff des „Ueberlassens an 
Andere“ gegeben hat, eine rechtsirrthümliche, so musste, da anf diesem Rechts- 
irrthum das Urtheil beruht, die Aufhebung desselben erfolgen. 

Wenn die Angeklagten sich dann noch auf den §. 69 R. 8t. G. B. be¬ 
rufen haben, so konnte auf dieses Vorbringen jetzt nicht eingegangen werden, 
da die bisherigen Feststellungen des Berufungsgerichts zu einer rechtlichen 
Nachprüfung, ob die Voraussetzungen des §. 69 vorliegen, keine Unterlage ge¬ 
währen. Nach dieser Richtung hin, wie namentlich auch nach der Richtung, 
inwiefern sich die einzelnen Angeklagten an dem Ueberlassen der Arzneien 
betheiligt haben, erscheinen noch weitere thatsäehliche Erörterungen erforderlich. 

In Gemässheit der §§. 893, 394 R. 8t. P. 0. war daher die 8ache unter 
Aufhebung des angefochtenen Urtheils und der ihm zu Grunde liegenden Fest¬ 
stellungen zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung, welche sieh auch 
auf die Kosten der Revisionsinstanz zu erstrecken hat, an das Berafungsgerleht 
zurück zu verweisen. 
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Das Dispensirreeht der Krankenkassen, ürtheil des Kammer- 
geriohts (Strafsenats) vom 12. Januar 1908. 

Der Berision, die Verletsang des §. 867 (8) des Strafgesetsbnehs rtlgt, 
muss der Brfolg versagt bleiben; sie scheitert an der thatsttohlichen Feststellnng 
des Vorderriohters, worin die gesetzlichen Merkmale des angewandten Strat 
gesetzes ohne Beohtsirrtham gefanden worden sind. 0 Namentlich hat zutreffend 
und in Uebereinstimmung mit den vom erkennenden Senat bisher vertretenen 
Grundsätzen das Berufungsgericht die Verabfolgung von Arzneien aus den von 
dem Vorstande einer Ortskrankenkasse ffir diese angesohafften Vorräthen an die 
einzelnen ffassenmitglieder als ein Ueberlassen an „Andere“ angesehen, weil 
nach den Vorschriften des Krankenkassengesetzes, an denen nach §. 28 a. a. 0. 
das Statut nichts ändern konnte, die einzelnen Mitglieder nicht Miteigenthttmer 
der Vorräthe waren, auch nicht die thatsäohliche Verfügungsgewalt schon 
bMassen. 

Wenn der Beschwerdeffthrer sich auf einen Beschluss des K.-G. vom 
6. Mai 1884 (Jahrb. Bd. 6, S. 89) beruft zum Beweise dafür, dass auch schon 
die Abgabe von Arzneien seitens einer eingetragenen Genossenschaft an die 
Genossen für statthaft erklärt worden sei, so übersieht er, dass gerade Inhalts 
jenes Beschlusses es sich damals um eine Genossenschaft handelte, deren Statut 
als Gegenstand des Unternehmens gemeinsamen Binkanf von diätetischen und 
Arzneimitteln im Grossen und Vertheilung dieser Mittel ans dem gemeinsamen 
Vereinseigenthum an die Mitglieder im kleinen bezeichnete, nnd dass deshalb 
die letzteren als Miteigenthümer der gemeinschafUichen Vorräthe erklärt wurden. 

Die Bevision war sonach gemäss §. 605 der Str. Pr. 0. auf Kosten des 
Angeklagten zurückzuweisen. _ 


Bei Revisionen von Drogenhandlnngen sind die betreffenden Be* 
amten (Kreisärate n. s. w.) nicht berechtigt, die Vorlagen von Papieren, 
Rezepten und Bücher zu verlangen, ürtheil des Prenssischen 
Oberverwaltungsgerichts vom 8. Januar 1908. 

Der Polizeipräsident zu Berlin hat unterm 8. Februar 1902 folgende Ver¬ 
fügung an den Drogisten L. gerichtet: „Gelegentlich der am 10. Dezember 1901 
von dem zuständigen Königlichen Kreisärzte vorgenommene Bevision Ihres ... 
Drogengeschäfts £zben sie sieh geweigert, die in diesem Geschäfte vorhanden 
gewesenen sogenannten „gelben Bezepte“ dem Königlichen Kreisärzte anf dessen 
Verlangen vorzolegen, obwohl derselbe zu dieser Forderung berechtigt war. 
Im Falle einer nochmaligen derartigen Weigerung Ihrerseits einem zusUindigen 
Beamten gegenüber würde ich mich veranlasst sehen, die mir anf Grund des 
§. 182 des Gesetzes vom 30. Juli 1883 anstehenden Zwangsmittel gegen Sie an- 
znwenden.“ Auf Aufhebung dieser Verfügung wurde L. klagbar mit nach¬ 
stehender Ausführnng: „Die Bevision der klägerischen Drogenhandlung habe 
gemäss des Ministerial-Brlasses vom 1. Februar 1894 zu erfolgen, und zwar in 
Form einer „Besichtigung der Verkaufsstellen nebst den zugehörigen Vorraths- 
nnd Arbeitsränmen sowie dem Geschäftszimmer des Inhabers“. Davon sei aber 
begrifflich verschieden die Einsichtnahme von Papieren. Wenn die Nr. 2 a des 
Ministerial-Brlasses dem Bevisionsbeamten die Befogniss gebe, festzustelien, „ob 
etwa in den Nebenräumen Arzneien anf ärztliche Anordnung angefertigt werden“, 
so sei unter einer solchen „Feststellung“ immer nur die Beüchtigung der 
Arbeitsstätte bezw. das Nachforschen nach vorhandenen Medikamenten, halb¬ 
fertigen Arzneien, Geräthen, Packungen u. dergl. zu verstehen, nicht aber die 
Besichtigung von Papieren (Bezepten), weil eine soweit ausgedehnte Befogniss 
der Bevisionsbeamten den gesetzlichen Bestimmungen insbesondere dem Art. 6 
der Verfassung zuwiderlaufen würde. Auch die beim Inkrafttreten der Ver¬ 
fassung bereits bestehenden Bestimmungen seien anf die Bevision der Waaren- 
lager nnd die Behältnisse ausdrücklich beschränkt gewesen“. Der Polizei- 


*) Der Schriftsetzer B. hatte in seiner Eigenschaft als Vorsitzender der 
Ortskrankenkasse für das Buchdruckereigewerbe in Berlin in deren Kassenlokal 
rassischen Spiritus, aromatische Bisentinktur und mit Santalöl gefttUte Gelatine¬ 
kapseln, die nur in Apotheken als Heilmittel feilgehalten werden dürfen, in 
grösseren Mengen vorräthig gehalten und an erkrankte Kassenmitglieder ab¬ 
gegeben. 
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Präsident erwiderte in der Hanptsatshe: „Die Einsicht in die sog. gelben Beiepte, 
die dssa bestimmt seien, Verordnongen yon den dem freien Verkehr ttberlnssenen 
Anneimittel aafsonehmen, sei zweifellos eines der sichersten Mittel, fest- 
Bostellen, ob der Drogist etwa Arzneien anfertige, deren Abgabe ihm nnter* 
sagt ist. Die Behauptung des Klägers, zor Eeyision gebOre nicht die 
Einsichtnahme in Papieren werde schon durch die Bestimmung in Nr. 2 b des 
Ministerial* Erlasses yom 1. Februar 1894 wiederlegt, wonach die Konzession 
zum Giifthandel und das Giftbnch mit den Giftscheinen eingesehen werden 
mUsse. Wenn letzteres nicht gegen Art. 6 der Verfassung yerstosse, so sei 
dasselbe auch yon der Einsicht der „gelben Bezepte“ ansnnehmen. Ueberdies 
sei die blosse „Einsicht“ yon Papieren nicht mit ihrer „Beschlagnahme“ und 
das Verlangen ihrer „Vorlegung“ nicht mit einer „Durchsnchnng“ identisch.“ 
Der Bezirksausschuss wies in materieller Beziehung die Klage ab, indem er 
yon folgenden Erwägungen ansging: „Was die Befngniss der Beyisionsbeamten 
betrifft, auf Grund des Ministerial - Erlasses yom 1. Februar 1894 die Vorlegung 
der Bezepte zu yerlangen, so ist der Bezirksausschuss yon dar Auffassung aus* 
gegangen, dass zur Durchftthrung der in Nr. 2 a. a. 0. yorgeschriebenen „Fest¬ 
stellung, ob etwa in den Nebenränmen Arzneien auf ärztliche Verordnung an¬ 
gefertigt werden“, als nothwendige Voraussetzung die gleichzeitige Berecht^ung 
des Bevisionsbeamten gehört, diejenigen im Besitze des Beyidirten befindlichen 
Bezepte bezw. Verordnungen, welche erlaubte Arzneimittel betreffen, einzusehen 
und einer Prüfung daraufhin zu unterziehen, ob sich nnter ihnen nicht auch 
Verordnungen yon Arzneimitteln, deren Anfertigung dem Drogisten untersagt 
ist, finden möchten. Die Ausführung der durch die zitirten Vorschriften ge¬ 
regelten Besichtigungen würden anderenfalls in zweckentsprechender und wirk¬ 
samer Weise überhaupt nicht möglich sein. Hiernach gehört die streitige 
Befngniss der Polizeibehörde, die Vorlegung der sog. gelben Bezepte zu yer¬ 
langen, begriffsmässig zu der den Polizeibehörden übertragenen „Besichtigung“ 
der Drogengeschäfte, bezw. bildet sie ein nothwendiges Erforderniss für die 
yorgescluiebene „Feststellung“. Ihr Zweck ist lediglich der, die ordnnngsmässige 
Prüfung des Geschäftsbetriebes zu gewährleisten, nicht aber ein strafrechtlicher 
oder strafprozessnalischer, was sieh schon daraus erkennen lässt, dass die 
Strafyerfolgnng der bei der Besichtigung gefundenen Verstösse in den Ministerial- 
Erlasse an ganz anderer Stelle erwähnt wird.“ Der Bezirksausschuss hob nur 
den die Strafandrohungen enthaltenden Theil der Verfügung yom 3. Februar 1902 
wegen mangelnder Bestimmtheit auf. Gegen diese Entscheidung legte der 
Kläiger Berufung ein, worauf der 3. Senat des Oberyerwaltungsgerlchts am 
8. Januar 1903 die angefochtene Verfügung nach längerer Berathung yöUig 
mit der kurzen Begründung ausser Kraft gesetzt bat, dass der Polizeipräsident 
mit seiner an den Kläger gerichteten Forderung zu weit gehe. (Apoth.-Ztg.) 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A« Könlgfirelolii Prenmcien. 

üeberwachnng des Verkehrs mit Honig. Bunderlass der Mi¬ 
nister dem. 8.w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Vertr.: Weyer) 
für Landwirthschaft (gez. i. Vertr.: Sternberg), des Innern (gez. 
i. Vertr.: y. Bischoffshausen), für Handel und Gewerbe(fi:ez. in Vertr.: 
Lohmann) yom 29. Noyember 1902 — M. d. g. A. M. Nr. 7582, M. f. L., 
Nr. I. A. 7570, M. d. I. Nr. H. 9845, M. f. H. u. G. Nr. Hb 7673 — an sämmt- 
liche Herren Begiemngspräsidenten. 

Nach Prüfung der auf die Verfügung yom 30. August 1900 — M. d. I. 
Nr. Ha 6381, M. f. L. Nr. I Aa 4658, M. d. g. A. M. Nr. 7053 — eingegangenen 
Berichte über den Verkehr mit gefälschtem und nachgemachtem Honig ersuchen 
wir nnter Bezugnahme auf die Ausführungen in dem bezeichn eten Erlasse 
ergebenst, die Herstellnngs- und Verkaufsstätten für kUnstlicben Honig streng 
überwachen zu lassen und bei der Feststellung yon Zuwiderhandlungen gegen 
die Vorschriften des Nahmngsmittelgesetzes yom 14. 1879 — B. G. Bl. S. 145 
— mit Nachdruck auf eine strenge Bestrafung der Schuldigen hinzuwirken. 

Weitere Berichte über den Stand der Bienenzucht und die Ausdehnung 
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der HenteUung roD Kansthonig, aowie Aber die erdelten BestrafluigeB fttr 
GeeetaesObertretangen sehen wir bis som 81. Desamber 1904 entgegen. 


An- und Abmeldung der Kurpfuscher; Hittheilung darftber an 
die Ortspoliaeibehtfrden. AufklArnng der Presse durch die Poliaeibehörde 
über gesetzwidrige Ankündigungen. Bunderlass des ]f inisters der 
n.s. w. Medisinaiangelegenheiten (gez.: Stadt) vom 81. Dezember 
1902 — M. N. 2729 — an sammtliohe Herren Begierangspr&sidenten. 

In dem Eanderlasse vom 28. Jani d. J. — M. Nr. 16921 — (IHnisterial- 
Bl. fttr Hedizinalangelegenbeiten S. 241) ist unter Nr. 1 die Bestimmung ge¬ 
troffen, dass diejenigen Personen, welohe, ohne approbirt zu sein, gewerbsmässig 
die Heilkunde austtben, dies vor Beginn des Gewerbebetriebes unter Angabe 
ihrer Wohnung dem zuständigen Kreisarzt ,zu melden" haben. In gleicher 
Weise haben diese Personen nach Nr. 2 dasdbst auch den Wohnnngsweduel, 
sowie die Aufgabe der AusAbung der Heilkunde und den Wegzug aus dem 
Bezirke zu melden. 

Zur Beseitigung hervorgetretener Zweifel bemerke ich, dass die Meldung 
in den vorstehenden Fällen nicht das persönliche Erscheinen vor dem Kreisärzt e 
erfordert, sondern auch schriftlich erfolgen kann. Ich ersuche dies zur Kennt- 
niss der Kreisärzte und der Polizeibehörden zu bringen. 

Bei dem naheliegenden Interesse, welches die Polizeibehörden daran 
haben, von den bei dem Kreisärzte eingehenden Meldnngen der vorbezeiohneten 
Personen Kenntniss zu erhalten, empfiehlt es sich, £e Kreisärzte mit der 
Weisung zu versehen, dass sie von jeder Meldung sofort der zuständigen Polizei¬ 
behörde Mittheilung zu machen haben. 

In den Tagesblättern ist ferner ausgefAhrt, dass es fAr die verantwort¬ 
lichen Leiter der Presse in vielen Fällen schwierig, wenn nicht nnmöglich, sein 
werde, die Straffälligkeit einer unter Nr. 3 und 4 des Erlasses vom 28. Juni d. J. 
fallenden öffentlichen Anzeige bezw. AnkAndignng zu erkennen, und es unbillig 
erscheine, sie dennoch fttr üebertretungen dieser Vorschriften verantwortlich 
zu machen. 

Um diesen Bedenken, welchen eine gewisse Berechtigung innewohnt, 
entgegenzukommen, empfiehlt es dch, die Polizeibehörden zu veranlassen, dass 
sie bei Veröffentlichungen durch die Presse zunächst den verantwortlichen Leiter 
auf die Gesetzwidrigkeit der Aufnahme aufmerksam machen und erst, wenn 
dies ohne Erfolg ist, mit Strafen vergehen. 

Ich ersuche ergebenst, hiernach das Weitere gefiUligst zu veranlassen. 


Festztellang von Fleischvergiftungen. Erlass der Medizinal* 
Abtheilung des preuss. Kriegsministeriums vom 2. August 1902 
an sämmtliche Sanitätsämter. 

Fttr die unter der Bezeichnung als „Fleischvergiftung" beobachteten 
Erkrankungen sind im Laufe der letzten Jahre mehrfach speiubiohe Bakterien¬ 
arten als Ursache iestgestellt. Abgesehen von dem eine Sonderstellung als 
Vergiftung einnehmenden Botulismus (Allantiasis) kommen als Erreger der¬ 
artiger Erkrankungen namentlich in Betracht der Bacillus enteritidis, Gärtner, 
Bac. morbificans bovis Basenan, Bac. Gttnther, Bac. Haensche und 
Fi scher’s Grttnthaler Bacterium. Eine umfassende Uebersicht ttber dieses 
Gebiet giebt die von Prof. Dr. B. Fischer veröffentlichte Arbeit: „Zur Aetio- 
logie der sogenannten Fleischvergiftungen" in der Zeitschrift fttr Hygiene 
und Infektionskrankheiten; 39. Bd., 8. H. 

Es erscheint wichtig, kttnftig bei vorkommenden Fleischvergiftungen 
neben einer etwaigen chemischen Untersuchung und einer Frttfnng des morpho¬ 
logischen kulturellen und thierpathogenen Verhaltens der Erreger auch die 
Serumdiagnostik zur Aufklärung heranzuziehen, nachdem sich durch Unter¬ 
suchungen ergeben hat, dass das Serum von Personen, die eine Fleischver¬ 
giftung ttberstanden haben, auf die Entiritis-Bakterien agglutinirend wirkt 
und dass unter Umständen selbst mehrere Tage nach bereits ttberstandener 
Fleischvergiftung mit Httlfe des Serams noch nachträglich die Diagnose ge¬ 
stellt werden kann. Die Wirknng soll sich am dentlichsten zwischen dem 6. 
und 9. Tage zeigen. Die betreffenden Prttftugen wttrden nur von durchans 
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geBchulteii vnd mit üntenQcbnDgtmethoden TOllig Tertianten Baktetiologea 
▼oraanehmen aein. ln beaonderen Fällen bleibt die Entsendnng eines Bakt^o- 
logen bei der diesseitigen Stelle, nOthigeofells telegraphisch, an beantragen. 

Enltnren der oben beaeiohneten Bakterien werden bei dem bygieniscb- 
chemisohen Laboratorium der Kaiser Wilhelms-Akademie yorräthig gehalten 
und können im Bedarfsfall angefordert werden, falls sie nicht anderweitig 
leichter an beschaffen sind. 

Hinsichtlich der Technik der üntersnchnngen wird anl die Arbeit yon 
B.Marx: „Diagnostik, Sernmtherapie undProphylaxe*(Bibliotliek 
yon Coler, Bd.XI) Beang genommen. 


Voracluriften über den Verkehr mit Arxneimitteln anaserhalb der 
Apotheken nnd die Besichtigung von Drogenhandinngen. Bnnderlass 
des Ministers der n. s. w. Mediainalangelegenheiten (gea.: 
Stndt) yom 22. Deaember 1902 — M. Nr. 6587 — an sämmtliche König¬ 
liche Regiemngspräsidenten. 

Um die in den einaelnen Landestheilen bestehenden Bestimmungen über 
Binrichtnng nnd Betrieb der Drogen-, Material-, Farben nnd ähnlicher Hand¬ 
lungen einheitlich an gestalten, habe ich den Brlass Uber die Besichtigung 
solcher Handlungen yom 1. Februar 1894 — Min.-Bl. f. d. i. Verw. S. 82 — 
nach Anhörung yon Vertretern des Apotheker- nnd des Drogistenstandes einer 
Umarbeitung unterworfen. Dabei sind die auf den gemeinschaftlichen Brlass 
yom 10. Februar 1900 — M. f. H. pp. B. 453, M. d. g. A. M. 7786, M. d. I. 
II b 881 — erstatteten Berichte in der Weise yerwerthet worden, dass die yon 
der Mehraahl der Berichterstatter befürworteten Vorschläge thunlichst Berück¬ 
sichtigung gefunden haben. 

Im Binyerständnisse mit den Herren Ministern des Innern und für Handel 
und Gewerbe lasse ich Bw. Hochwohlgeboren die beifolgenden Grundaüge über 
die Regelung des Verkehrs mit Araneimitteln ausserhalb der Apotheken mit 
dem ergebensten Ersuchen angehen, auf Grund derselben in dem dortseitigen 
Beairke, so weit es noch nicht gesehen sein sollte, eine entsprechende Poliaei- 
yerordnung au erlassen, beaw. bestehende Verordnungen entsprechend 
abanändem (vgl. §. 867 Nr. 5 des Reiohsstrafgesetabnehs). 

Für die Ausführung der Aufsicht über die genannten Verkaufsstellen 
füge ich folgende Anweisung hinan: 

1. Verkaufsstellen, an welchen Araneimittel, Gifte oder giftige Farben 
feilgehalten werden, sind nebst den angehörigen Vorratbs- nnd Arbeitsränmen, 
sowie dem Gesohäftsaimmer des Inhabers der Handlung in der Regel alljährlich 
ein Mal nnyermuthet an besichtigen. 

2. Die Besichtigung erfolgt durch die Ortspoliaeibehörde unter Mit¬ 
wirkung eines approbirten Apothekers nnd, soweit thunlich, unter Zuaiehnng 
des anständigen Kreisarates, der in diesem Falle die Besichtigung leitet. In 
seinem Wohnorte leitet der Kreisarat stete die Besichtigung. 

Ein Apotheker darf an dem Orte, in welchem er eine Apotheke besitat, 
an der Besichtigung nur theilnehmen, wenn der Ort über 20000 Seelen aählt, 
auch in solchen Orten ist yon der Mitwirkung eines dort geschäftlich ange¬ 
sessenen Apothekers in den Fällen abznsehen, in denen die an besichtigende 
Handlung als Konkurrenzgeschäft für dessen Apotheke an betrachten ist. 

8. BeyoUmächtigten der höheren Medizinalbehörden steht ausserdem die 
Besichtigung der Verkanfsstellen jeder Zeit frei. 

4. Ueber die Besichtigung ist unter Zuziehung des Geschäftsinhabers 
oder seines Beauftragten an Ort nnd Stelle eine Niederschrift anfsnnebmen, 
yon welcher dem Geschäftsinhaber auf Antrag kostenpflichtig Abschrift zu, er- 
theilen ist. 

5. Ueber den Besichtigungsplan hat sich die Polizeibehörde mit dem 
Kreisärzte rechtzeitig yertranlich an yerständigen. 

Die Entscheidung darüber, ob den zur Tragung einer Uniform yerpflich- 
teten Poliaeibeamten für die Mitwirkung bei der Besichtigung die Anlegung 
yon Ziyilkleidern aufzuerlegen oder zu gestatten ist, wird Ew. Hocbwohlgeboren 
Ermessen überlassen. Die Polizeibehörde wird zweckmässig durch Hülfsbeamte 
der Staatsanwaltschaft yertreten werden, um erforderlichen Falles sofort Be¬ 
schlagnahmen ausführen zu können. 



ReehtspreohiiBg und lfedisiiial*(}eaetsgebiuig. 


81 


6. Bei der Beeiohtigong ist feetnutellen: 

a) Ob der Betrieb oar in den der PolineibehSrde angeieigten Bäumen etatt* 
findet. Die Darchsnohnng anderer Bäume darf nur unter Beobachtung 
der Vorschriften der §§. 102 und flg. der Beichs-Strafprozess-Ordnung 
erfolgen. 

b) Ob die Bestimmungen der Kaiserlichen Verordnung, betreffend den Ver¬ 
kehr mit Arzneimitteln, rom 22. Oktober 1901 — B. G. Bl. 8. 880 — 
innegehaltcn sind, insbesondere, ob etwa in den Nebenränmen, namentlich 
der Drogenhandlungen Arzneien auf ärztliche Verordnungen angefertigt 
werden. 

c) Ob die Aufbewahrung der Gifte und der Verkehr mit denselben den Vor¬ 
schriften der Polizeiverordnungen ttber den Handel mit Giften vom 
24. August 1895 — Min. Bl. f. d. i. V., S. 165 — und vom 16. Oktober 
1901 — Min. Bl. f. d. i. V., S. 245 — entsprechen. 

Auch die Konzession zum Gifthandel ist einznsehen und das Giftbnch 
nebst Giftscheinen auf ordnungsmässige Ftthrung zu prfifen. 

d) Die Besichtigung hat sich ferner auf die Aufstellung und Aufbewahrung 
sämmtlicher Arzneimittel, der indirekten Gifte und der giftigen Farben 
und Trennung der arzneilichen Stoffe von den Nahrungs- und Genuss¬ 
mitteln zu erstrecken. 

e) Auch ist festzustellen, ob die vorgeschriebenen Sondergeräthe fär die Gifte 
und differenten Mittel (Waagen, LOffel, MOrser) vorräthig, gehSrig be¬ 
zeichnet und sauber gehalten sind. 

Präzisirte Waagen und Gewichte, sowie besondere Waagen fär un¬ 
schädliche Arzneimittel sind nicht erforderlich. 

Die Vorschriften der Polizeirerordnnngen über den Handel mit Giften 
vom 24. August 1895 und 16. Oktober 1901 bleiben fär die Bezeichnung 
der Gefftese, sowie auch im Uebrigen nnberfihrt. 

7. Bei der Beurtheilung der Gttte der Waaren in denjenigen Handlungen, 
in welchen Arzneistoffe feilgehalten werden, sind nicht so strenge Anforderungen 
zu stellen, wie an die Beschaffenheit der Arzneistoffe in Apotheken. 

8. Vorschriftswidrige Waaren sind mit zu Protokoll gegebener Zu¬ 
stimmung des Geschäftsinhabers oder seines Vertreters zu vernichten; falls die 
Zustimmung versagt wird, sind sie in geeigneter Weise, z. B. durch amtliche 
Versiegelung bis zur richterlichen Entscheidung aus dem Verkehre zu ziehen. 

In dem Strafverfahren ist für den Fall der Vernrtheilnng die Binziehnng 
der vorschriftswidrigen Waare nach Massgabe der gesetzlichen Bestimmungen 
zu beantragen. 

Fär die Beseitigung kleiner, offenbar auf Unwissenheit oder Irrthum 
beruhender Mängel, geringer ünor^nng und ünsanberkeit in den Verkanfs- 
nnd Nebenränmen hat die Polizeibehörde unter Hinweis auf den Befund der 
Besichtigung Sorge zu tragen. Gröbere Verstösse, erhebliche Unordnung und 
Ünsanberkeit sind ernstlich zu rügen und im Wiederholungsfälle zur Bestrafung 
zu bringen. 

Wegen der Uebertretung der Vorschriften der Kaiserlichen Verordnung 
vom 22. Oktober 1901 und der Polizei-Verordnungen über den Verkehr mit 
Giften vom 24. August 1895 und 16. Oktober 1901 hat die Polizei-Verwaltung 
auf Grund des Gesetzes vom 23. April 1S83 — G. S. S. 65 — in Verbindung 
mit der Ansftthmngs-Anweisung vom 8. Juni dess. J. — Min. Bl. f. d. i. V. 
S. 152 — die Strafe festzusetzen, wenn nicht nach Beschaffenheit der Umstände 
eine die Zuständigkeit der Ortspolizei überschreitende Strafe angemessen er¬ 
scheint, in welchem Falle die gerichtliche Verfolgung durch den Amtsanwalt 
zu veranlassen ist. 

Mit besonderer Strenge sind Fälle der Anfertigung von Arzneien zu ver¬ 
folgen ; auch ist gegebenen Falls auf Grund des §. 85 Abs. 4 der Gewerbeord¬ 
nung für das Deutsche Beicb (in der Fassung der Bekanntmachung des Beichs- 
kanzlers vom 26. Juli 1900 — B. G. Bl. S. 871 —) zu verfahren. 

9. Der Kreisarzt hat eine Zusammenstellung der unter seiner Leitung 
stattgehabten Besichtigungen in Gemässheit der Vorschrift des §. 55 der Dienst¬ 
anweisung für die Kreisärzte vom 23. März 1901 — Min. Bl. für Mediz. pp. 
Angel. S. 16 — Ew. Hochwohlgeboren mit dem Jahresberichte einzureichen. 

Gelegentlieh der Apothekenbesichtignngen haben die Bevollmächtigten 
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such die hier gedachten VerkanfNtellen einer Besichtigung nach rorstehenden 
Gmndsttaen an nnterwerfen nnd die darflber anfgeoommenen Verhandlnngen 
Ihnen einsnreichen. 

10. Die durch die Besichtig^ der Verkaufsstellen n. s. w. entstehenden 
Ausgaben sind als Kosten der Örtlichen Polizei-Verwaltung au betrachten nnd 
fallen denjenigen snr Last, welche diese Kosten naoh dem bestehenden Rechte 
au tragen haben. 

11. Auf Oesoh&fte, weiche ansschliesslich Qrosshandel betreiben, finden 
die rorstehenden Vorschriften keine Anwendung. 

Orniidsfige 

über die Regelung des Verkehrs mit Araneimitteln ausserhalb 

der Apotheken. 

1. Wer den Verkauf ron Araneimitteln ausserhalb der Apotheken be¬ 
treiben will, hat in Zukunft sugleioh mit der durch §. 85 Abs. 6 der Gewerbe¬ 
ordnung ffir das Deutsche Reich (in der Fassung der Bekanntmachung des 
Reichskanalers rom 26. Juli 1900 — R. G. Bl. S. 871 —) rorgcschriebenen An- 
aeige einen Lageplan nnd eine genaue Angabe der Betriebsränme einschliess¬ 
lich des Gesohftftazimmers (Bureau, Kontor) zu den Akten der OrtspolizeibebOrde 
einsnreichen. 

Andere als die beaeichneten Räume dürfen weder als Betriebs-, noch als 
Vorraths- oder Arbeitsräume benutzt werden. 

Auch die Aufstellung Ton sogenannten Drogenschrlnken ist genau an- 
zugeben. 

2. Sämmtliche RSnme, sowie die Behältnisse für Arzneimittel nnd Arznei¬ 
stoffe sind stets ordentlich nnd sauber zu halten. 

3. Die Behältnisse für die nicht zu den Giften zählenden Arzneimittel 
sollen mit lateinischen nnd in gleicher SchriltgrOsse ansgefUhrten deutschen 
Bezeichnungen, welche dem Inhalt entsprechen, in haitbarer schwarzer Schrift 
auf weissem Grunde versehen sein. Bezeichnungen in anderen Sprachen sind 
unzulässig. 

Lediglich für den Gebrauch in der Thierbehandlnng dem freien Verkehr 
überlassene Arzneimittel sind durch die Bezeichnung 

„Thierheilmittel“ 
auf dem Behältniss kenntlich zu machen. 

Zur Herstellung der in Abs. 1 verlangten Bezeichnungen ist für be¬ 
stehende Handlungen eine üebergangszeit bis zum 31. Dezember 1906, sofern 
die derzeitigen Bezeichnungen bestehenden Polizeivorschriften entsprechen, bis 
zum 31. Dezember 1912 zu gewähren. Nene Einrichtungen sind den gegen¬ 
wärtigen Vorschriften sogleich zu nnterwerfen. 

4. Die Behältnisse sind im Verkaufsräume, wie in den Vorrathsränmen 
nach dem Alphabet — insoweit lateinische Bezeichnungen vorgeschrieben sind, 
nach dem Alphabet dieser Bezeichnungen — in Gruppen geordnet übersichtlich 
anfzustellen. In neuen Geschäften und bei Verlegung bestehender Geschäfte in 
neue Geschäftsräume hat die Aufstellung einreihig zu erfolgen. Vom 1. Januar 
1907 ab ist ausschliesslich die einreihige Aufstellung zulässig. 

5. Arzneimittel, welche gleichzeitig als Nahmngs- oder Gennssmittel 
dienen oder technische Verwendung finden, sind an der dem überwiegenden 
Gebrauch entsprechenden Stelle einznreihen. 

6. Dasselbe Arzneimittel in ganzer, zerkleinerter oder pulverisirter Waare 
darf in gesonderten Fächern desselben Kastens auch in bezeichneten Papier¬ 
beuteln anfbewahrt werden. 

7. Abgefasste Arzneimittel können in verschlossenen Behältnissen vor- 
räthig gehalten werden. Den Besichtignngsbevollmächtigten steht das Recht 
der Probeentnahme ohne Entschädigung zu. 

8. Die vorhandenen Arzneimittel müssen echt und zum Gebrauche für 
Uenschen nnd Thiere geeignet, dürfen weder verdorben noch verunreinigt sein. 

9. Auf GeschÜte, welche ansschliesslich Grosshandel betreiben, finden 
die vorstehenden Vorschriften keine Anwendung. 
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Amtiäntlicbe BmittolnagMi mid BertehtentattiiBg bei eplde- 
miMber GeBicketarre. Verfttffnng des Herrn BegiernngeprftBi- 
deuten in Arnsberg yom 12. April 1902 an sämmtuche Herren Ereis- 
drite des Benrks.*) 

Fttr die Beriohterstattnng ttber Erkrankungen an epidemiseber Genick* 
starre ersnohe ich Sie, sich des beifolgenden Formulars an bedienen. 

Von der Einreichong einer Jabresttbersieht kann in Zukunft abgesehen 
werden. 

Epidemlscbe 
1 . Kreis:. Ortschaft. 


2 . Zu- und Vorname des Erkrankten: 

3. Alter: ... 4. Wohnung. Strasse. 
Hausnummer:*) 

5. Stand und Beruf, bei Kindern und 
Dienstboten, die des Hanshaltnngs* 
Vorstandes: 

6 . Berufsstftnde, welche in demselben 
Hanse vertreten sind: 

8 . Beginn der Erkrankung (Datum): 

9. Aufenthaltsort während der Inkn- 
bationsseit: 

10. Verkehr während der Inknbations* 
seit: A. Schulbesnch. . . B. Gkut* 
wirthschaften, welche? . . . C. Ar¬ 
beitsstätten, welche? . . . D. Fa¬ 
milienverkehr, wo? ... . 

11. Herrschte epidemische Genickstarre 
am Aufenthaltsorte oder sind dort 
verdächtige Erscheinungen auf* 
getreten? Wie wurde dies er¬ 
mittelt? .... 

12. Ergab die Feststellung an den sn 
10 genannten Stellen, dass 

A) dort keine epidemische Gtonick* 
starre seit den letzten 2 Jahren 
anfgetreten ist? ... . 

B) dass von den Insassen Besuche 
der genannten Wohnungen (Ar¬ 
beitsstätte) Niemand unter 
verdächtigen Erscheinungen 
(Schnupfen mit heftigen Kopf- 
nnd Nackenschmersen und 
Fieber n. dgl.) in dem letzten 
V 4 Jahre erkrtmkt war?. . . . 


Qeniokatarre. 

Im Falle der Verneinung einer der 
Fragen zu 12 sind die Erhebungen auf 
die verdächtigen Fälle auszn- 
dehnen und ttber jeden Fall ist 
ein besonderer Fragebogen ausznfttllen. 

13. Ist der Patient mit Abgängen, 
Nasenschleim, Sputum von Genick* 
starrekranken oder mit der Wäsche 
(Taschentttcher, Bett* und Leib¬ 
wäsche) in den letzten Wochen in 
Bertthrnng gekommen? .... 

14. Welches ürtheil haben Sie ttber 
die Wege der Ansteckung ge¬ 
wonnen? .... 

16. Welche klinischen oder bakterio¬ 
logischen oder Sektions-Befunde 
sprechen fttr die Richtigkeit der 
Diagnose? .... 

16. Wo befindet sich der Kranke jetzt ? 

17. Wenn im Hanse, ist er isolirt 
und wie? (Wohnnngsbeschreibnng.) 

18. Wie wird seine Wäsche be¬ 
handelt? .... 

19. Wer ist mit seiner Pfiege betraut? 

g iamen.) 

ehören schnlpfiichtige Kinder dem 
Haushalte an? Wie viele und 
welche Schule besuchen sie? . . . 
21. Besuchen Angehörige des Haus¬ 
haltes Arbeitsstätten, in welche sie 
Genickstarrebazillen verschleppen 
können ? Wie viele ? v . . Welche 
Arbeitsstätte? .... 

22. Weiche Massregeln halten Sie zur 
Eindbnmnng fttr nothwendig. 


Sofort. 

Urschriftlich 


ttbersandt. 


., den.190 . 

dem Herrn Landrath 
Kgl. Landrathsamt 

zu. 


Der Königliche Kreisarzt. 

., den.190 . 

Dem Herrn Begierungs- und Medizinal-Bath in Arnsberg 
ttbersandt. Der Landratb. 


*) Gleichzeitig sind sämmtliche Landrätbe ersucht, die Fälle von epide¬ 
mischer Genickstarre, welche den OrtspolizeibehOrden gemeldet werden, in Zu¬ 
kunft telegraphisch oder telephonisch dem Kreisärzte anzeigen zu lassen und 
ansuordnen, dass die in Betracht kommenden Bäume und Effekten nach An¬ 
weisung des Kreisarztes desinfizirt werden. 

*) Häuser, Strasseu, Nummer, Namen sind genau anzugeben und event. 
zu beschreiben (Beinlichkeit der Stätten). 
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B. Köiilf(vel<di BAT’era. 

Bakterlolofiaehe üntennohniigeB «owie Vonehriften fttr die Ent- 
Bfthme, Verpeekaar nad Veneadnaa Toa Probea aar bakteriologisohea 
Uatersachaag; Gebtthreatarif. Bekeantmaehnag der K. Staats* 
Biiaisteriea des laaera beider Abtheilaagea aad derFiaaasea 
Toai 19. Noyember 1902. 

Yoai Staadpnakte der Offeatliobea Gesnadheitspflege aas ist es BedUifaiss, 
dass dea zastäadigea Stellea aad Behdrdea Gelegeabeit gebotea ist, etforder- 
lichea Falles bakteriologisohe Uatersaehaagea Toraebaiea za lassea, aad wird 
deshalb Nachsteheades yerfttgt: 

1. Die bygieaischea lastitate der K. üaiyersititea Mflaehea, WSrzbarg 
aad Erlaagea aehmen aaf amtliche Yeraalaasaag der sastiadigea Stellea aad 
Behörden bakteriologische Uatersaehaagea yor. 

Solche üntersachangea werdea insbesondere yeranlasst sein: 

a) zor Feststellang der bakteriologischen Diagnose bei zweifelhaften Krank- 
heits- and Todesfällen yon Menschen and Thieren, yor Allem bei drohenden 
oder ansgebroohenen Senchen; 

b) zar Feststellang der Yemnreinigang yon Wasser, Eis, Erdboden bezw. znr 
Feststellang des Yorhandenseins bestimmter Krankheitserreger in denselbeB; 

o) zar Feststellang des Yorhandenseins bestimmter Krankheitserreger, gift¬ 
bildender Bakterien oder yon denselben gebildeter Giftstoffe in Nahrags- 
and Genassmitteln. 

2. Die Untersnohnngen sind yorzanehmen: 

yom hygienischen Institnt der K. ünirersität Milnehen für die Begiernngs- 
bezirke Oberbayem, Niederba;^em, Sdiwaben and Nenbnrg; 

yom hygienischen lastitate der K. üniyersität Wörzborg fär die Be- 
gierongsbezirke Oberpfalz and yon Begensbarg, sowie Mittelfranken. 

yom hygienischen Institnt der K. Universität Erlangen ffir die Begiemngs- 
bezirke Pfalz, Oberfranken, Unterfranken and Asehsffenbnrg. 

3. Die Aasffihrnng der Untersnohangen erfolgt dnreh die Yorstäade der 
hygienischen Institnte and ihre Assistenten. 

Dieselben können bei Wasser-, Boden- and Laftnntersaehnngen sieh er¬ 
forderlichen Falles zar Orientimng aber die lokalen Yerhältnisse an Ort and 
Stelle begeben. 

Im Uebrigen Andet Untersachnng der eingesendeten Proben statt. Bei 
Entnahme, Yerpacknng and Yersendnng derselben sind die in Anlage I ent¬ 
haltenen Bestimmongen za beobachten. 

Die Einsendang yon Proben kann erfolgen, wenn es sich handelt: 

a) am Krankheitsdiagnosen an menschlichem oder thierisohem Material; 

b) am die Untersachnng verdächtiger Nahrangsmittel; 

c) am wiederholte Untersachong von Wasserproben aas schon bekannten 
Oertlichkeiten. 

4. Far die Yomahme von bakteriologischen Untersnohangen oder Orts- 
besichtigangen, welche mit solchen Untersaänngen im Znsammenhange stehen, 
ansserhalb des Amtssitzes erhalten die Institatsvorstände bezw. ihre 
Assistenten and Diener Tagegelder and Ersatz der Beisekosten nach Massgabe 
der far die Anfrechnang von Tagegeldern and Beisekosten bei answärtigen 
Dienstgeschäften der Beamten and Bediensteten des Zivilstaatsdienstes geltenden 
Yorschriften, wobei die Institationsvorstände nnter Ziffer 1 lit. b der K. Aller¬ 
höchsten Yerordnang vom 18. Jali 1892 (Ges.-a. Yerordn.-61. S. 485), die 
Assistenten nnter §. 6 Abs. 1 lit. d der K. Allerhöchsten Yerordnang vom 
11. Febraar 1875 (Ges.- a. Yorordn.-Bl. 8.105) and die Diener nnter §. 6 
Abs. 1 lit. f a. a. 0. einzareihen sind. 

Sollte in einzelnen Fällen der thatsächliche Anfwand die rerordnongs- 
mässigen Sätze za 14 M. bezw. 9 M. and 6 M. abersteigen, so können nach 
Massgabe des §. 9 der K. Allerhöchsten Yerordnang vom 11. Febrnar 1876 
(Ges.- and Yerordn.-Bl. S. 105) die Baaraaslagen anfgerechnet werden. 

5. Entstehen bei Yomahme von Untersachnngen oder Ortsbesichtignnges 
am Amtssitze besondere Aaslagen, wie dnreh Benntznng von Fahrwerk, 
Dienstmännern and dergl., so werden dieselben besonders vergötet. 

6. FBr die seitens der hygienischen Institnte vorgenommenen bakterio- 
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logisohea üntennehiugen werdan GebOhreB nach IfasBgabe dee ala Anlage II 
folgenden Gtobflhrentarifea erhoben. 

Die Gebühren flieaeen in die Inetitntekaaaen nnd werden je am Jahres* 
schlnsse su Vergtttnngen für das Institatspersonal nnd snr Decknng des für die 
üntersnchnngen erwachsenen sachlichen Aufwandes yerwendet. 

7. TTeber die ans Anlass der bakteriologischen Üntersnchnngen anfallenden 
Einnahmen nnd Ansgaben der hygienischen Institnte ist eigene Kasse nnd 
Bechnnng za führen. 

Die Bach- and Kassenführnng, sowie die Bechnnngsablage wird den 
K. TTniyersitfttshanptkassen übertragen. Die Beyision der ^chnnngen besorgt 
die E. Beohnnngskammer. 

Für die Kassa- nnd Beohnnngsführnng, sowie die BeohnnngssteUang ist 
die Erlassung einer besonderen Instmktion Vorbehalten. 

8. Ueber die Thätigkeit der hygienischen Institnte in Beziehnng anf 
Voniahme bakteriologischer Üntersnchnngen haben, die Distitntionsvorsttnde 
aUjfthrliah karsen Bericht za erstatten nnd diesen bis 1. Febmar an das E. 
Staatsministerinm des Innern vorsnlegen. 

9. Die vorstehenden Anordnnngen treten vom 1. Jannar 1908 ab in Kraft. 

Anlage T. 

▼orsohrlften fftr die Entnahme, ¥erpaoknng nnd Versendung von Proben 
zur bakterleloglsohen Untersnohnng. 

I. VorbemerlLungen. 

1. Beabsichtigt eine Behörde grossere Üntersnchnngen ansführen zn 
lassen, so ist vorher^e schriftliche Verständigung nOthig. 

2. Vor jeder einselnen Binsendnng von üntersnchnngsmaterial — Noth- 
ftile Vorbehalten — ist das hygienische Institut rechtzeitig zu benach¬ 
richtigen (schriftlich oder telegraphisch), dass nnd welche Einsendung zn 
einem bestimmten Termin erfolgen wird, nm alles Erforderliche znr ünter- 
snchnng bereitstellen nnd Sorge treffen zn kOnnen, dass ein geschalter ünter- 
sncher znr Stelle ist. 

3. Bakteriologische üntersnchnngsobjekte sollten thnnlichst sofort nach 
ihrer Entnahme nntersncht werden. Ist dies nicht möglich, so kOnnen sie nur 
bei Temperaturen zwischen 0 und -|- 5** 1—2 Tage ziemlich anverändert anf- 
bewahrt werden. Die Anfsnchnng bestimmter Bakterienarten wird durch 
längeres Anfbewahren entfernt von der Eistemperatnr sehr erschwert, wenn 
niebt nnmOgiich gemacht. 

Znm Zwecke von Bakterienzählnngen insbesondere sollten, wenn 
irgend mOglieh, im Anschluss an die Inspektion dnroh den Sachverständigen 
an Ort und Stelle Proben zn Zählplatten verarbeitet werden. Dagegen haben 
Bakterienzählangen gar keinen Werth, wenn die betr. Proben bei Zimmer- 
temperatnr, sei es im Sommer oder im Winter, anfbewahrt worden sind; selbst 
Versendnng in Eispaeknng ist, wenn es sich nm Zählung handelt, nur ein 
Nothbehelf (vergl. V.). 

4. Da die in den Institnten einlanfenden Proben nach dem Gesagten 
meist sofort nntersncht werden müssen, so ist die Versendung womöglich mit 
den Nachtzügen zn bewirken and stets der Vermerk beiznfügen: „Durch Eil¬ 
boten zn bestellen!“ 

5. Niemals darf eine Einsendang den Namen des Institntsvorstandes, stets 
nur die Adresse: Hygienisches Institut and Dienstsache tragen, um zn ver¬ 
meiden, dass Infektionsmaterial in den Wohnnngen abgegeben wird. 

II. BeechaiFang geeigneter Gefäeee. 

Alle Objekte sollen in Glasgeftsse mit Glas- oder Eorkverscblnss ver¬ 
packt werden — nnr für BlntprObchen znr Semmprobe and für Diphtherie- 
material sind Ansnahmen znlässig (siehe nnten). 

Glasgefässe sollten womöglich stets sterilisirt sein. Obligatorisch ist dies 
für Wasserproben nnd Blatproben vom Lebenden, wünschenswerth, aber nicht 
absolut obligatorisch für Organstückchen, Answarf, Darminbalt, Nahrungsmittel. 
In diesen letzteren Fällen genügt es, Gläser zn verwenden, die peinliehst mit 
heissem Wasser und event. einer neuen Bürste gereinigt und durch Anslanfen 
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troflkon geworden dnd. Korke werden V 4 Stnnde lug gekoebt ond helM auf* 
gesetst, es dflrfen nur neue, serande Exemplare rerwenaet werden. 

Du SterUielren ?oa Glasgefteeen ud OlasatOpeeln kau rorgenommen 
werden: 

1. Womöglich in Dampfsterilisirapparaten bei 100 > in 1 Stande. 

2. In Troekenaehrftnken oder Backöfen bei mindutene 180* in 1 Stande 
(Papier brinnt nich dabei ohne ra rerkohlen). Der Stöpiei wird dabei am 
besten dueben gelegt nnd anfgeutat, sobald sich der Apparat genttgend ab* 
gekohlt hat. 

3. Im Nothfall durch Aaskochen im Wasur. Dauer des Veiweilens im 
Wasser (ohne Stöpsel, mit Wasser gefüllt, liegend) Tom Beginn des Siedens 
V 4 Stande. Man Iftsst die Objekte im Eoohgefäss etwas abkühlen, hebt erst 
den Stöpsel mit aasgeglühter Zuge heraus, nimmt den Stöpsel in die linke 
Hud, hebt das Gefin mit Zuge nnd rechter Hud heraus, ISsst u aaslaufen 
und setst den Stöpsel auf. 

Du Sterilisiren hat womöglich in einem Erukenhaus oder einer Apo¬ 
theke stattzufinden, wo gewöhnlich die nöthigen Apparate ud saehkudigen 
Personen su finden sind. Sterilisirte Gefltose sollen bald nachher benutzt werden. 

Auf yorherige Anfrage liefern die Institute sterile zugeschmolzene luft¬ 
leere Gefftsse zur Wasserutersuchung, nach Bedarf auch sonstige sterilisirte 
GefSsse. 

Niemals dürfen mit Snblimat oder Kubol gereinigte GefBsse yerwendet 
werden, selbst weu sie nuhher mit Wauer ansgespOlt werden, worauf guz 
besonders Werth ra legen ist. 

Für die Entnahme yon Blutproben yom Lebenden kommen dünnwudtae, 
ca. 1—^2 mm weite Gluröhrchen zur Verwendug. Dieselben köuen yon oen 
lutituten bezogen werden. 

Für die Einsendung yon diphtherieyerdSchtigem Material sind besonders 
konstmirte kleine sterilisirte Tupfapparate yon den Instituten zu beziehen, be¬ 
stehend aus einer Papphülse, einem starkwandigen Beagensglu, einem Zink¬ 
draht, der an der Spitze einen Wattewischer ud höher oben einen Wattebausch 
trügt, welcher den Tapfer fest im Beagensglu hält. Für den Apparat inklusiye 
Zuendung werden 30 Pf. berechnet. 

in. Die Bntnalune der Proben. 

Du Füllen der Gefüsse geschieht in folguder Weise: 

1. Organe und Gewebe.*) 

1. Die Entnahme yon Blut yom lebenden Menschen. Der Arzt macht 
dem Patienten oder Bekonyaleszenten nach yorheriger Beinigug der Haut einen 
feinen Lanzettscbnitt in’s Ohrläppchen oder seitlich yom Nagel in die Finger¬ 
beere, so dass 3—4 Bluttropfen fiiessen; dieselben werden mit dem lugen 
Schenkel des Eapillarrohrs aufgenommen und letzteres mit etwu Wachs beider¬ 
seits yerschlossen. Die Methode ist für Typhus- und Choleraerkennnng wichtig, 
sie liefert meist yom 14. Tage der Erkrankug bis *.'4 Jahr nachher gute 
Besultate. 

2. Die Entnahme yon Baohenbelag bei Diphtherieyerdacht. Der Arzt 
fährt, nachdem du Kind womöglich den Mud ausgespült hat, mit dem Tapfer 
über die kranke Stelle und steckt den Stab an seinen Platz zurück. 

3. Entnahme yon Stahlproben. Der Stuhl wird in ein reinu Gefäss 
entleert ud ein Löffel yoll in ein Glu gefüllt. Einsendug yon Stuhl hat nur 
bei Cholera, nicht aber bei Typhu Werth. Bei Typhus ist die Blutprobe 
yiel wichtiger. 

4. Entnahme von Leichenblut (Milzbrud, Typhus). Aus dem mit sauberen 
Instrumenten geöffneten Herzen wird ein Esslöffel Blut, resp. ein entsprediendes 
Gerinnsel in ein Glu gefüllt. 

5. Entnahme yon Organen bei Typhus, Sepsis, räthselbaften Fleiuhyer- 
giftangen: Etwa 20 ccm Milz, ebenso yiel Leber und etwa (bei Typhu) ge¬ 
schwollene Mesenterialdrüsen werden in 8 yerschiedene Geftsse gethu. 

6 . Entnahme yon Orguen bei zweifelhaftem Todesfall einu Thieres an 

*) Leichenorgane sind nach möglichst frühzeitiger Sektion (und möglichst 
kühler Aufbewahrung der Leiche) mit reinen Händen zu entnehmu. 
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Milibrand, maligDem Oedem, Baasohbrand: Etwa 1 Esslöffel Blut, 1 Esslöffel 
Galle and 20—50 ocm ödematös dnrohtrinktes ünterhantiellgewebe and 20 g 
MUa werden in vier Tersohiedene GefSsse gegeben. 

7. Entnahme von Organen bei Schweine- and Binderkrankheiten anbe¬ 
kannter Natar: Bin Esslöffel Blat, 20 g Milz and Stöcke von etwa besonders 
charakteristisch verändert gefundenen Organen werden in verschiedene Gläser 
gegeben. 

8. Bei Krankheiten von Geflttgel, Mänsen and anderen kleinen Thieren 
sind einige ganze Exemplare möglichst frisch todt einznsenden. Todte Fische 
eignen sich nnr im Winter zar Versendnng; Lokalinspektion ist fast nie 
entbehrlich. 

2. Wasser- and Bodenproben. 

In den AosnahmeffUlen, in denen solche Proben nicht vom Sachver¬ 
ständigen selbst entnommen werden können, ist so vorsagehen: 

1. Das Wasser ans Schöpfbrunnen wird mit einem reinen, am besten 
ausgekochten Gefässe aas Metall geschöpft nnd hieraus in die sterilisirten 
Flaschen geföllt. 0 

2. Ans Pampbronnen pumpt man zuerst etwa 10 Minuten lang ab in 
einen grossen EObel, wobei Sorge za tragen ist, dass nicht das gepampte 
Wasser aof die oft mangelhafte Bedeckang des Brannenschachtes fliesst and wieder 
in die Tiefe, beladen mit Oberflächenschmatz, zarttcfcfliesst. Nach 10 Minuten 
Dingt man etwas von dem Wasserstrahl auf. 

8. Aas laufenden Bronnen füllt man die sterilisirten Flaschen ohne Um¬ 
stände, ebenso aus Leitangshähnen, nachdem man das Wasser hat 6 Minuten 
lang kräftig abfliessen lassen. Gat ist es, wenn man den Leitangshahn vorher 
mit einer Löthlampe oder Gasflamme abglttht. 

4. Aus Seen, Flössen, Bächen schöpft man Proben, ohne den Boden anf- 
zawirbeln, mit sterilisirten Flaschen. 

6. Bodenproben gewinnt man so: Man hebt ein frisches Loch bis in die 
Tiefe aus, die man bei der Untersachang noch berücksichtigen will. Von den 
Seitenwänden des aasgehobenen Schachts, sowie derselbe fertig ist, bohrt man 
mit einem jedes Mal frisch abgekühlten eisernen Instrament in verschiedenen 
(anzagebenden t) Tiefen seitlich in die Erde und füllt die Gefässe. 

lY. Die YerpaoAung der Proben. 

Man verschliesst die Proben sofort genau nnd zwar: 

1. Die luftleer gewesenen Eogelgefässe durch Zuschmelsen des abge¬ 
brochenen and getrockneten Endes in einer Spirituslampe. 

2. Fläschchen durch Aafsetsen der Glas- oder Korkstöpsel, die man mit 
Pergamentpapier ttberbindet. 

8. Blutproben in Haarröhrchen mit etwas Wachs. 

4. Diphtherieröhrchen, so wie man de erhalten hat 

Non trocknet,, und wenn nöthig, reinigt man peinlichst die Anssenseite 
des Gefässes nnd bfndet um den Hals des Gefässes einen Zettel mit Bezeich¬ 
nung oder klebt eine genau ausgefüllte Etikette anf. Am besten ist es, die 
Proben nur mit Nummern zu bezeichnen und ein ausführliches Begleitschreiben 
mitzusenden. 

Stets gehört die Glasflasche in ein solides Holzkistchen in Holzwolle, 
reines Stroh, aber nicht Heu, bruchsicher nnd fest verpackt Pappkästen 
sind unbrauchbar. 

Y. Yorsiohtsmasnregeln, um eine Yermehrung der Bakterien ln 
den vernondten Proben sn vermelden. 

Bei Temperaturen über 5 * ist eine rasche Vermehrung der Bakterien in 
den eingesandten Proben zu erwarten, was Zählungen werthlos macht und die 
Erkennung bestimmter Krankheitserreger erschwert. Es darf deshalb nur in 
der kalten Jahreszeit Material zur bakteriologischen Untersuchung ohne Eis- 
Packung versandt werden. Von Februar bis Dezember wird dieselbe selten zu 


*) Arbeitet man mit luftleerem sterilen, ans einem Institut bezogenen 
Gefässe, so bricht man die Spitse ab, indem man dieseibe unter Wasser hält. 
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entbehraa sein; *) sie ist immer anzawenden, wenn Zählangen im Wasser städti 
scher Versorgangen aassafflhren sind.») ** nasser staau- 

Unentbehriich ist die Eispaokong im Sommer für Leiehenorgaae inabe- 
sondere wenn die Sektion nicht sehr bald nachfl dem Tode gemSht’wSJdt 

Die grtssere Mtthe der kühlen Verpackang lohnt sich im reichsten Masee 
1 • verschlossene GlaeflaiSe 

to SirKÄrjTckr Biechbüch«, m“ sSSh 

Fttr 24 36 Standen wird so auch in der wärmeren Jahrssseit dAv WAim 
gehalt siemlioh konstant gehalten. Es tritt eine mässige Eeimvermind^rn?» 
ein, jedenfalls ist eine Keimvermehrong ausgeschlossen; ^““▼e»m»dernng 

ÜMichtig verpackte Proben müssen anantersacht bleiben so z n »nv 
gesundheitsschädliche Bakterien za prüfende Würste, die in Alkohol anfbowahrt 
eingesendet worden, Typhusstahl in Karbol oder Snblimatlösnng u s f 
werden Proben grundsätzlich nicht untersucht, die unzweifelhaft beim Tr^Sjon 
durch Vernachlässigung elementarer Vorsichtsmassregeln verdorben sindr ^ 

Anlage 11. 

Qebftlireiitarif für bakteriologisohe üntergaohnogeii. 

A. 

Die nachstehend festgesetzten Gebühren schliessen die Vanrutnn» kl¬ 
einen kurzen Bofundboricht in sieb. oie Vergütung für 

Für kürzere Gutachten kommt eine besondere Gebühr von in qa iw 
für längere Gutachten eine solche von 30—40 M. — je nach der SchwierSrriV 
des Falles und dem Umfange des Aktenstudiums - ii 

Ausserdem kann in besonderen Fällen eine üeberschreitnnir dm nxi.!..« 
betrages von 40 M. durch die einschlägigen K. Staatsministorien gJSährt werden' 

B. 

I. Regelmftesige Unterenohungsgebühren. 

1. Ermittelung der Keimzahl (in je einer Probe): 

a) Trinkwasser 10 M., b) Schmutz- und Abwasser 16 M.. c) Erde m»i.i 
K onserven etc. 15 M. ’ ®"“®» “®“*» 

2. Aufsuchung einer bestimmten Bakterienart in Organen odnf a».. « 

stoffen von Menschen und Thieren: * “ ®®®' -^“«wurf- 

a) Mikroskopische Diagnose (in animalischen Ausscheidumren'i eii.s« 
(Tuberkulose, Diphtherie, Gonnorrhöe n. ä.) 3-6 M. "''“«uungen) allem 

b) Mikroskopische Diagnose, Kultur und nOthigen Falle Thi..««... u 
aa) Untersuchung in Organstücken auf Typhi, auf wihtherie **auf 

malignes Oedem; auf Milzbrand, Bausohbrand und sonstige ThiA»ir»»i!i! -r“ 
10—30 M. (Darohschnittstaxe 20 M.), auf Pest 80 M.; bM Unteranif^^®^*®“ 
Darmentleerungen auf Cholera 20 M., auf Typhus 30 M. uchung von 

Gefriert das Wasser auf dem Transport, so ist dadurch eine 
rung der Keimzahl bedingt, die verschieden gross sein kann. Die überflkl^f*“ 
Keime entwickeln sich meist sehr langsam. überlebenden 

*) Bmpfehlenswerth für Städte, die öfters Wassernroben u 

lassen wollen und die immer mit den Grundsätzen der elementaren Bzkt • * 
logie vertrante Beamte besitzen, ist das von Schumburg ernnfohin«« 
fahren. Die Stadt schafft einen mit Filz ansgekleideten Koffer an in dem 
Anzahl platte Fläschchen mit festpassendem Glasstöpsel und eine BisbUBirti* 
haben. Der Koffer wird im Institut anfbewahrt. Will die Stadt eine^U i * 
snchnng machen lassen, so schickt das hygienische Institut den Koffer 
Glasfläschchen, gefüllt mit steriler Gelatine, ein. Der städtische Beamte * 

die Gelatine bei 40® und giebt zu derselben 1 ccm Wasser — gemessen mi«it 
einer innen im Stöpsel angebrachten Höhlung. Dann lässt er den FläaSlefc * 
Inhalt in horizontaler Stellung erstarren und sendet die so beimpften P^k”' 
im Koffer an das Institut, wo dann die Untersuchnng und giuhlnng . d«, „ 
waohsenen Koionien vorgenommen wird. * »*“ 
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8. Anfsnohnng einer bestimmten Bakterienart in Lnft, Wasser, Erde, 
Wäsche etc.: 

Dnrchsohnittstaxe 80 M., leichtere Fälle 20 H., besonders schwierige 
Verhältnisse 30—60 M. 

4. üntersnchnng von Nahrnngsmitteln anf gesnndheitssehädliche Stoffe 
and pathogene Bakterien: 

a) Allgemeine Prttfnng anf das Vorhandensein von Giften dnrch Ver¬ 
füttern oder injiziren von Ansztlgen etc. an Thiere 20—60 M.; b) Prttfnng anf 
gesnndheitssohädliche Bakterien bezw. Isolirnng von solchen Bakterien, erent. 
AnaSrobien 20—60 M. 

5. Semmdiagnose im Blnte von Patienten (Feststellong yon Typhös, 
Cholera etc.) 10—16 M. 

II. Brmftasigte Unterauoliaiigagebtlhreii. 

Die nnter I festgestellten Gebühren werden ermässigt: bei gleichzeitiger 
Vornahme der gleichen IJntersnohnngen an mehr als 8 Objekten nm 20 Proz., 
an mehr als 10 Objekten am 30 Proz. 

Bei sehr zahlreichen gleichzeitigen üntersnchnngen oder ständiger Eon- 
trole bleibt eine weitere Brmässignng einem besonderen Ueberkeinkommen 
Torbehalten. 

Die nnter I 8 and 4 bezeiehneten üntersnchnngen werden von der Br- 
mässigang regelmässig nicht betroffen. 

m. DienergebUhren. 

Fttr jede üntersnchnng, ans welcher sich fttr den Institntsdiener eine 
besondere Mtthewaltnng ergiebt, gelangt mit den allgemeinen Gebühren (zn I 
nnd II) eine eigene „Dienergebtthr^ znr Erhebung, welche anf 6 vom 100 der 
allgemeinen Gebühr zn bemessen ist nnd die Somme von 6 If. nicht übersteigen 
bezw. nnter den Betrag von 1 M. nicht herabgehen soll. 

Fttr die Mitarbeit bei Pestdiagnosen wird eine Dienergebtthr von 10 H. 
erhoben. 


O. Königfreloli. 'Wtlirttembeirgf. 

Bnchftthmng in den Apotheken. Bekanntmaehnng des EOnigl. 
Württemberg. Medizinalkollegiams vom 80. Dezember 1902 an 
die Eönigl. Stadtdirektion, das KOnigl. Stadtdirektionspbysikat Stuttgart, die 
EOnigl. Oberämter und die EOnigl. Oberamtsphysikate. 

Zufolge Erlass des EOnigl. Ministeriums des Innern vom 19. Dezember 
1902 Nr. 16 207 werden die BezirksbehOrden beauftragt, den Apothekenvot- 
ständen des dortigen Oberamtsbezirks dringend naheznlegen: 

A. ein am Ende jeden Monats abzuschliessendes nnd am Schloss joden 
Ealenderjahres mit einer üebersicht Ober die Ergebnisse der einzelnen Monate 
zn versehendes Tagebach zn führen, ans welchen entnommen werden kann: 

I. Die täglichen Baareinnahmen ans 1. bezahlten Rezepten, 2. ans be¬ 
zahltem Handverkanf, 3. ans bezahlten Rechnungen, 4. ans sonstigen Einnahmen 
für Nebengeschäfte; 

n. die täglich gebuchten Ausstände ans 1. unbezahlten Rezepten, a) für 
Private, b) fttr Eassen, 2. Handverkanf, 3. Nebengeschäften; 

III. der tägliche Gesammtnmsats ans Rezeptor, Handverkanf and Neben¬ 
geschäften 

IV. die tägliche Anzahl der Rezepte 1. bezahlten, 2. nnbezahlten, fi.) für 
Private, b) fttr Kassen, 3. Gesammtzahl der Rezepte; 

V. der anf die Lieferung für Eassen gewährte monatliche Preisnachlass 
nach Prozenten nnd Betrag: 

B. eine ordnnngsgemässe BnchfOhrnng einznführen nnter Empfehlung der 
in Nr. 17, Jahrgang 1902, der „Süddentsehen Apotheker-Zeitang" abgedrnekten 
Vorschläge zn einer BnchfOhrnng für Apotheker. 
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Jedem ApothekenvonUnd des dortigen Besirke ist ein Abdmck dieaee 
fitiinaaea aaaoatellen. 

Das Mediiinalkollegiam wird mit Dank anerkennen, wenn die Herren 
Obaramtarorat&nde and insbesondere die Herren Oberamtakrate künftig jede sieh 
bietende Qelegenbeit ergreifen werden, diejenigen Apotbekenbeaitaer, welche 
obiger Anregung an folgen noch anterlassen haben, daranf hinanweiaen, daaa 
sie nar an der Hand einer geordneten Bachführang und eines richtig geführten 
Tagebnohes in der Lage sind, sich selbst über ihre VermOgensyerhUtnisae and 
die Art ihres ümsataea genane Bechenechaft an geben, eine richtige Bentabili* 
t&taberechnnng für ihr Geachäft anfaastellen nnd VermOgenayerlnate and aelbat 
handelagesetaliohe Beatrafnngen hintaninhalten. 


I>. Gromslaearzos^liiuta Badeia. 

Die Sonntagarnhe in den Apotheken. Bescheid des Ministers 
des Innern yom 3. Deaember 1902 an den Ansschnsa der Apotheker. 

Anf die dortseits gegebene Anregung wollen wir — snnkchst yerancha- 
weise — genehmigen, daaa Apothekern, welche ihre Apotheke ohne Gehilfen 
betreiben, auf ihren Antrag durch das Bezirksamt nach Anhörung des Beairka- 
arates widerruflich gestattet werde, sich an Sonn* und Festtagen während be¬ 
stimmter Standen aus der Apotheke au entfernen, sofern Fürsorge getroffen 
ist, dass im Bedarfsfall der Apotheker innerhalb einer Stunde aurfickgernfen 
werden kann, und durch Vereinbarung mit dem Ortsarzt diesem die Möglich¬ 
keit geboten wird, die für dringende Fälle etwa nOthigen Arzneimittel aus 
der Apotheke auch in Abwesenheit des Apothekers zu entnehmen. 

Weiter genehmigen wir, dass in Orten mit zwei oder mehreren Apo¬ 
theken nach Vereinbarung unter den Apothekenyorständen Seitenp des Be¬ 
zirksamts nach Anhörung des Bezirksaiztes abwechselnd der Schluss eines 
Theils der Apotheken an Sonn- und Festtagen zagelassen wird; jedoch ist in 
diesen Fällen durch Öffentliche Bekanntmachung nnd Aushang an den Apo¬ 
theken zur allgemeinen Eenntniss zu bringen, welche Apotheken jeweils ge¬ 
öffnet sind. 


Grommherzogth nm Hemmen. 

Sonntagarnhe in den Apotheken. Bekanntmachung des Gross- 
herzoglichen Ministeriums desinnern yom 24. Dezember 1902. 

Mit Allerhöchster Genehmigung Sr. EOnig. Hoheit des Grosshersogs erhält 
auf Grund des §. 66 der Medizinalordnnng yom 26. Juni 1861 und nach An- 
hOren des pharmazeutischen Zentralausschusses der Absatz 1 des §. 41 der 
Verordnung, betreffend Vorschriften über die Einrichtung und den Betrieb der 
Apotheken des Grossherzogthums, yom 14. Januar 1897 die nachstehende 
Fassung: 

„Apothekern, welche ihre Apotheke ohne Gehilfen betreiben, kann anf 
ihren Antrag durch unsere Abtheilung für Öffentliche Gesnndheitspflege widei- 
ruflich gestattet werden, während bestimmter Standen sich ans der Apotheke 
zu entfernen, wenn Fürsorge getroffen ist, dass im Bedarfsfälle der Apotheker 
innerhalb einer Stande znrüokgerufen werden kann. In Orten mit zwei oder 
mehreren Apotheken kann nach Vereinbarung unter den Apothekenyorständen 
mit Znstimmung nuserer Abtheilung für öffentliche Gesundheitspflege an Sonn- 
und Feiertagen abwechselnd ein Theil der Apotheken gescUossen werden. 
Durch ortsübliche Bekanntmachung nnd Aushang in der Apotheke ist die 
ertheilte Genehmigung zur allgemeinen Eenntniss zu bringen. Ausserdem darf 
der Apothekenyorstand sein Geschäft nur bei Anwesenheit eines Gehilfen yer- 
lassen; dauert seine Abwesenheit länger als drei Tage, so hat er yorker dem 
zuständigen Ereisarzt Anzeige zn erstatten." 


Verantwort]. Bedaktenr: Dr. Bapmnnd, Beg.- u. Geh. Med.-Bath in Minden i. W. 

J. 0. O. Bnuii, H. S. ■. F. Seh.-Ib Hof-Bnohdnekw«! in lIind«B. 
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Biechtsprechimg und Medizinal 

&esetzgebnng. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal - Beamte. 

Nr. 4. 15. Februar. 190S. 


Rechtsprechung. 

Vernrtheilang eines Arztes weg^en fahrlässiger Kärperverletznog 
durch Verbrennnng in Folge von Röntgenbestrahlung. Urtheil des 
Königl. Landgerichts (II. Ferien-Strafkammer) in Hannover vom 
19. August 1902 (a) und des Reichsgerichts (IV. Strafsenats) vom 
4. Dezember 1902 (b). 

a. IJrtheii des Landgerichts vom 19. August 1902. 

Fräulein H., hierseibst, hatte am Kinn einen bartartigen Haarmichs, 
der ihr lästig erschien, obwohl er ihr hnssehen nur unbedeutend beeinträchtigte. 
Sie liess sich deshalb im Jahre 1896 von dem Angeklagten Dr. Sch. hierseibst 
mittelst Elektrizität behandele. Diese Behandlungsmethode, welche in dem 
Ansbrennen jedes einzelnen Haarbalgs bestand, war anfänglich von Erfolg be¬ 
gleitet. Die Haare schwanden und schienen dauernd beseitigt zu sein. Im 
Laufe der Zeit stellte sich jedoch der Haarwuchs in erheblidierem Umfange 
wie vordem wieder ein. 

Angeregt durch eine Zeitungsnotiz, in welcher von glttcklicb verlaufenen 
Ausrottungen abnormen Haarwuchses durch Röntgenstrahlen berichtet wurde, 
wandte sich Fräulein H. Ende Januar 1900 von Neuem an den Angeklagten, 
welcher sich als Spezialist in der Therapie mit Röntgenstrahlen und einzigen 
Fachmann hier in Hannover bezeichnete, mit dem Ersuchen um Vornahme einer 
entsprechenden Kur, nachdem dieser bei voranfgegangener Erkundigung erklärt 
hatte, er habe schon in 12 bis 15 Fällen Patienten mit Röntgenstrablen erfolg¬ 
reich behandelt, der Haarwuchs werde bei sechs- bis achtmaliger Behandlung 
beseitigt sein und nachtheilige Folgen könnten durch die Behandlung nicht 
eintreten. 

Die Enr fand in drei Perioden statt. In der ersten Periode, welche von 
Ende Januar bis Mitte März 1900 währte, fanden etwa 17 Bestrahlungen von 
15 bis 18 Minuten Dauer, zunächst regelmässig drei Mal, dann zwei Mal und 
zuletzt ein Mal wöchentlich statt, bis sich um Mitte März leichte Röthungen, 
die Anzeichen einer leichten Hautverbrennung, im Qesicht und insbesondere am 
Kinn der Patientin einsteliten. Der Angeklagte setzte in Folge dessen die 
Bestrahlung etwa 4 bis 6 T^e aus, nahm aber nach Ablauf dieser Zeit die 
Behandlung wieder auf, als die Gesichtsröthe geschwunden war. 

Die nun folgende zweite Knrperiode dauerte bis Ende Jnli 1900 und 
umfasste etwa 27 Bestrahlungen von gleicher Dauer und in gleichen Zwischen¬ 
räumen wie frtther. Auch in dieser Psriode stellten sich nach einigen Sitzungen 
Röthnngen im Gesicht der Patientin wieder ein, denen jedoch von dem Ange¬ 
klagten keine besondere Bedeutung beigemessen wurde, weil sie nach einiger 
Zeit wieder verschwanden. Das Resultat dieser Periode war insofern ein be¬ 
friedigendes, als die Patientin Ende Juli von dem lästigen Haarwuchs fast 
gänzlich befreit war. Der Angeklagte erklärte dann auch die Enr fttr beendet 
und reiste um die Zeit zur Theilnahme an den internationalen Aerztekongress 
nach Paris, während die H. eine Erholungsreise antrat. 

Bereits im August und September 1900 trat jedoch ein Theil des 
früheren Haarwuchses am Kinn der H. wieder auf. Veranlasst durch die Er¬ 
klärung ihres Vaters, dass er die ihm Anfangs Oktober zngesandte Honorar- 
Rechnung erst nach vollständiger Beseitigung des Hatkrwuebses begleichen 
werde, begab sich deshalb Fräulein H. um Mitte Oktober 1900 von Neuem in 
Behandlung des inzwischen ans Paris zurilckgekehrten Angeklagten. 

Jetzt begann die dritte Kurperiode, die von Mitte Oktober bis 8. No¬ 
vember 1900 dauerte. Vor B^^n derselben theilte der Angeklagte der H 
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mit, er würde von nun ab eine längere nnd häufigere Bestrahlnog bei ihr an* 
wenden; seine Kollegen, mit denen er in Paris Bttokspraohe genommen, tbäten 
das in solchen Fällen anch und hätten ihm diese Behandlnngsmethode em¬ 
pfohlen. Die H., welche sich damit einverstanden erklärte, wurde dement¬ 
sprechend in dieser Periode täglich mit Ansnahme von 2 Tagen, an welchen 
die Bestrahlong aasgesetzt wurde, behandelt. Dass bei dieser Behandlung eine 
stärkere Annäherung der Vacuumröhre an das Operationsfeld wie vordem er¬ 
folgte, ist nicht festgestellt. Die Behandlungsmethode unterschied sich vielmehr 
von derjenigen der früheren Periode nur durch die fast täglichen nnd längeren 
Bestrahlungen gegenüber den früheren selteneren und kürzeren Sitzungen. 

Gegen Ende Oktober zeigten sich wiederum Eöthungen im Gesicht der 
Patientin, dieses Mal aber erheblicherer Art wie früher. Die H. machte den 
Angeklagten wiederholt auf diese Hantverfärbungen aufmerksam. Letzterer 
nahm auch eines Abends, nach seiner Angabe am 27. Oktober, eine Unter¬ 
suchung vor, erklärte aber „beim Auerlioht nichts sehen zu künnen". Die Be¬ 
handlung nahm dessen ungerechnet ihren Fortgang. Die B^thungen wurden 
immer stärker und hatten sich, wie die Patientin wahmahm, am bl. Oktober 
1900 auch auf den Hals nnd den oberen Theil der Brust ausgedehnt. Auch 
jetzt wurden die Bestrahlungen nicht aasgesetzt. Während der vorletzten 
Sitzung, die am 1. oder 2. November stattfand, wurde der Angeklagte abge¬ 
rufen, so dass die Patientin längere Zeit ohne Aufsicht der Bestrahlung aus- 
gesetzt war. Am 2. oder 8. November war die letzte Sitzung. An diesem 
Tage zeigte das Kinn der Patientin eine hocbrothe Färbung, die Lippen waren 
weiss und geschwollen. Diese Anzeichen einer sich steigernden Hautver¬ 
brennung waren dem Angeklagten nicht entgangen. Denn er empfing die H. 
beim Erscheinen mit den Worten: „Sie sehen ja ganz weiss aus", erklärte aber, 
„weil der Erfolg so gut im Gange sei“, die Bestrahlung nicht aussetzen zu 
wollen und Hess trotzdem, allerdings unter Bedeckung der Lippen mit einer 
Schutzvorrichtung, die X-Strahlen in gewohnter Weise auf die Patientin 
einwirken. 

Nach der letzten Bestrahlung verschlimmerte sich der Zustand der H. 
zusehends, so dass der Vater derselben, beunruhigt durch das entstellte Aus¬ 
sehen der Tochter, ihr die weitere Behandlung durch den Angeklagten mittels 
Büntgeustrahlen untersagte. Die Schwellung der Lippen wuchs und dehnte 
sich über andere Gesichtstheile aus. Die Kranke empfand seit dem 4. No¬ 
vember heftige Schmerzen im Gesicht, die sich bis zum 9. November 1900 
derartig steigerten, dass der Angeklagte an diesem Tage in die H.’sche Woh¬ 
nung gerufen werden musste. Jetzt waren die Symptome einer schweren Ver¬ 
brennung durch Böntgenstrahlen erkennbar. Der Angeklagte konstatirte eine 
erhebliche Schwellung des ganzen Gesichts, die vom Auge bis unter das Kinn 
reichte nnd erhebliche Schmerzen verursachte. 

Die H. blieb nun noch längere Zeit in der Behandlung des Arztes, der 
die konstatirte Verbrennung als leichte bezeichnete, binnen 4 bis 6 Wochen 
Heilung in Aussicht stellte nnd die Kranke nach seiner Angabe mit milden 
Salben behandelte. Der körperliche Zustand der Patientin besserte sich jedoch 
zunächst nicht. Weil sie die Schmerzen nicht ertragen konnte, wandte sich 
die H. um Mitte November 1900 ein Mal an ihren Bruder, einem hiesigen Zahn¬ 
arzt, der ihr Karbolnmschläge verordnete, die sie ein Mal auf die schmerzhaften 
Stellen im Gesicht legte. 

Ende Januar oder Anfang Februar 1901 gab der Angeklagte in Folge 
Differenzen mit dem Vater der H., deren Behandlung auf nnd es trat nun an 
seine Stelle der Dr. Bl., der seit Jahren in der H.’scben Familie als Hausarzt 
fnngirt. Dieser zog nach einiger Zeit zu seiner Assistenz den Dr. B. von hier 
zu und behandelte die H. mit Salben. Er konstatirte bei der Kranken bei 
Beginn seiner Behandlung eine schwere Verbrennung (dritten Grades). Letztere 
hatte heftige Schmerzen, die erst nach monatelanger Behandlung allmählich 
schwanden. Auch heute ist der Heilungsprozess noch nicht vollständig beendet. 
Die Bewegung des Kopfes ist nach rückwärts mässig beschränkt. Kinn, Hals 
und obere Brust zeigen eine nicht unerhebliche geröthete Wundfiäohe. Letztere 
ist fast ganz geschlossen, hat aber Narbenbildnngen zurückgelassen, die die H. 
entstellen und voraussichtlich lebenslänglich sie entstellen werden. 

Der ErOffnungsbesehluss legt dem Angeklagten fahrlässige Körperver¬ 
letzung der H. zur Last. Letzterer bekennt sich nicht schuldig nnd führt in 
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tbatsäohlieher Beziehong za seiner Vertheidignng an, er babe die H. wieder« 
holt nnd namentlich anch durch Vorzeigung von Bildern, auf welchen die folgen 
verschiedener X« Strahlenverbrennungen erkennbar gewesen seien, auf die mög¬ 
lichen naohtheiligen Folgen einer derartigen Kur hingewiesen. Auch habe er 
vor Beginn der dritten Eurperiode seiner Patientin mitgetheilt, dass er noch 
keine Erfahrungen in der bei ihr anzuwendenden energischen Bestrahlnngs- 
methode besitze. Endlich behauptete er auch, dass er am 26. Oktober 1900 
die letzte Bestrahlung vorgenommen und, als am 27. Oktober die H. von eigen- 
thUmlicher Gesichtsverfärbung gesprochen, die Bestrahlung aasgesetzt und die 
Behandlung mit X-Strahlen nicht wieder aufgenommen habe. 

Das Gericht erachtet diese Angaben durch die Beweisaufnahme für wider¬ 
legt. Die Zeugin H., welche sich der einzelnen Vorgänge genau zu erinnern 
weiss, bekundet eidlich, dass ihr der Angeklagte wohl ein Mal während der 
ersten oder zweiten Eurperiode gesagt habe, einer seiner Eollegen habe einem 
Patienten mittelst X-Strahlen ein Loch in den Bücken gebrannt, im üebrigen 
sei sie aber bei auftretendem Angstgefühl über etwaige nachtheilige Folgen 
des Heilverfahrens stets beruhigt und ihr sicherer Erfolg in Aussicht gestellt. 
Die Zeugin bekundet auch auf das bestimmteste, dass die Bestrahlungen bis 
zum 2. oder 3. November 1900 und zwar auch nach dem Auftreten der Gesichts- 
röthe und der Schwellung der Lippen, in der oben geschilderten Weise statt- 
gefunden hätten, und es erschien ohne Bedenken, ihre Aussage obigen Fest¬ 
stellungen zu Grunde zu legen. 

Den festgestellten Thatsachen gegenüber kann es nun zunächst keinem 
berechtigten Zweifel unterliegen, dass die schwere Verbrennung, welche die H. 
im Gesichte, am Halse und am oberen Theile der Brust erlitten hat, mit dem 
von dem Angeklagten angewendeten Heilsverfahren mittelst Böntgenstrahlen 
in ursächlichem Zusammenhänge steht, der Angeklagte also die Verbrennung 
im Sinne des §. 230 St. G. B. objektiv verursacht hat. Der Angeklagte nimmt 
das auch nicht in Abrede und erhebt nur insofern gegen die Eansalität Einwen¬ 
dungen, als er behauptet, dass der körperliche Zustand der H. durch nnzweck- 
mässige und schädliche Manipulationen anderer Aerzte, insbesondere der Dr. Bl. 
und Dr. B., sowie durch die Behandlung des Zahnarztes H. mit Earbolumschlägen 
erheblich verschlimmert und dadurch das spätere veränderte Erankheitsbild 
nnd namentlich die jetzige Entstellung der H. durch Narbenbildungen bewirkt 
worden sei. 

Diese Einwendungen sind rechtlich nnd thatsächlich belanglos. Denn die 
konkurrirende Fahrlässigkeit eines Dritten ist nicht im Stande, die Strafbarkeit 
desjenigen zu beseitigen, der zur Herbeiführung des Erfolges seinerseits mit¬ 
gewirkt hat, dessen Thnn mithin für den Eintritt des Erfolges im rechtlichen 
Sinne gleichfalls kausal ist. Thatsächlich war aber auch von den genannten 
Aerzten nach dem von der Eöniglichen Wissenschaftlichen Deputation für das 
Medizinal wesen erstatteten Gutachten kein Mittel angewandt, das die bereits 
eingetretene Verbrennung verschlimmern konnte und ebenso wenig kann nach 
dem Gutachten des Gerichtsarztes Dr. Sch. in der einmaligen Behandlung der 
Patientin mit Earbolumschlägen durch den Zahnarzt H. im Hinblick auf die 
bereits eingetretene Verbrennung ein Faktor gefunden werden,. der auf den 
derzeitigen körperlichen Zustand der H. irgendwie von erheblichem Einfluss 
gewesen ist. Wenn trotz der sacbgemässen Behandlung durch die Aerzte Bl. 
und B. die Erankheitserscheinungen sich steigerten, so ist das nach dem er¬ 
wähnten Obergntachten eine Beobachtung, die man bei Verbrennungen durch 
Böntgenstrahlen schon mehrfach gemacht hat. Der Gerichtshof steht daher 
auf dem Standpunkte, dass der Angeklagte, vorausgesetzt, dass ihn ein sub¬ 
jektives Verschulden trifft, nicht nur für die bereits am 8. November 1900 
erkennbare schwere Verbrennung, sondern auch für den ganzen Verlauf des 
Erankheitsprozesses und namentlich auch für den jetzigen körperlichen Zustand 
der H. strafrechtlich allein verantwortlich ist. 

Es kann aber auch ferner nicht zweifelhaft sein, dass in der schweren 
Verbrennung mit ihren Folgeerscheinungen objektiv eben sowohl^ eine körper¬ 
liche Misshandlung, wie eine Gesundheitsbeschädignng der H. im Sinne des 
§. 230 St. G. B. zu erblicken. Brstere liegt vor, sofern durch die Applikation 
von Böntgenstrahlen durch den Angeklagten unmittelbar aiff den Eörper der 
Patientin eingewirkt nnd dadurch in dieser eine Störung ihres körperlichen 
Wohlbefindens hervorgenfen worden ist, während die Beschädigung der Ge- 
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sondheit darin sn befinden iat, dass dnrch die Bestiablnngen eine Krankheit 
Bfimlieh die Haatrerbrennnng, erzengt oder jedenfalls die im ersten Stadium 
D6findliche Krankheit durch den Angeklagten gesteigert worden ist. 

Hiernach war objektiv eine von dem Angeklagten vernrsaehte EOrneT- 
verletzang im Sinne des §. 230 St. G. B. featzustellen. 

Bei Beantwortnng der Frage nach dem snbjektiven Yerschnlden des An¬ 
geklagten iat davon anszngehen, dass dem Angeklagten ans der Behandlnng 
seiner Patientin mit Böngtenstrablen an sich kein Vorwnrf zu machen ist, da 
dies Verfahren, wie aas den erstatteten Qntachten erhellt, vielfach Ton 
Spezialisten der Böntgenstrahleu-Therapie za Knrzwecken, n. A. auch mir 
Aasrottang lästigen Haarwachses, angewandt wird. Insbesondere mnss anch 
sa Gunsten des Angeklagten angenommen werden, dass er nicht fahrlässig 
handelte, wenn er nm Mitte Oktober 1900 die energische, von ihm selbst 
foTzirt genannte Behandlnng mit X - Strahlen bei der H. anwandte, obwohl er 
in der ersten and zweiten Xarperiode leichte Verbrennnngserscheinnngen bei 
ihr beobachtet hatte. ^ Denn diese Erscheinungen waren, wie feststeht, ohne 
Hinterlassnng nachtheiliger Folgen völlig verschwunden, als er za der inten¬ 
siveren Behandlung mit X-Strahlen schritt. Endlich kann aber anch nach An¬ 
sicht des Gerichtshofs eine strafrechtlich vertretbare Fahrlässigkeit nicht in 
dem von dem Angeklagten hervorgehobenen Umstande erblickt werden dass 
der Angeklagte vor Beginn der dritten Enrperiode seine Patientin nicht auf 
die besondere Gefährlichkeit der von ihm demnächst angewandten längeren und 
fast täglichen Behandlung mit X-Strahlen aufmerksam gemacht hat dadurch 
ünterlassong eine Fahrlässigkeit nur dann begangen werden kann, wenn eine 
Pflicht zam Handeln besteht und eine allgemeine Bernfspflicht der approbirten 
Aerzte, die sich ihrer Behandlung unterziehenden Patienten auf die möglichen 
naehtheiligen Folgen des Heilverfahrens vor Beginn der Kur hinzuweisen 
nicht, wenigstens nicht in dem Sinne anerkannt werden bann, dass die Unter¬ 
lassung eines bezflgiiehen Hinweises den behandelnden Arzt strafreehtlich ver¬ 
antwortlich macht. 

Es kann daher nicht angenommen werden, dass der Angeklagte während 
der ersten und zweiten und bei Beginn der dritten Enrperiode nnsachgemäss 
verfahren ist und ihn bis dahin eine vertretbare Fahrlässigkeit bei BehMdlunw 
der H. zur Last fällt. ^ 


Was jedoch den Verlauf der dritten Enrperiode anlangt, so vertritt der 
Gteriohtsbof in üebereinstimmnng mit dem ansffihrlich begründeten Gutachten 
des Gerichtsarztes Dr. Sch., sowie im Einklänge mit den von dem hiesiiren 
Königlichen Medizinal-Kollegium und von der Königlichen Wissenschaftlichen 
Deputation für das Medizinalwesen zu Berlin eingezogenen Gutachten die An 
sicht, dass der Angeklagte hier insofern fahrlässig gehandelt hät als er nack^ 
dem sich gegen Ende Oktober 1900 die ersten Verbrennnngssvmntome 'nvkAK* 
lieber Art gezeigt hatten, die Bestrahlungen fortsetzte. 

Durch seine Patientin auf die um Ende Oktober aufgetretene Gesichts. 
Verfärbung ausdrücklich und mehrfach aufmerksam gemacht, wäre es nnhe* 
streitbare Pflicht des Angeklagten gewesen, die H. einer genaueren Üntersu^uff 
als geschehen zu unterziehen und, wenn er bei vorhandenem Anerlicht nidits 
feststellen konnte, bei Tageslicht die Untersuchung zu ernenem. Bei di^en 
leichten Verbrennnngserscheinnngen, die ihm bei Anwendnng der gehOriwen 
Sorgfalt nicht hätten entgehen kOnnen, mnsste der Angeklagte, wie er früher 
anoh sachgemäss gethan, die Bestrahlnng so lange anssetzen, bis jene Er- 
scheinnngen gänzlich geschwunden waren. That er das, wie festgestellt nicht* 
sondern setzte er die „forzirte“ Behandlung ohne wesentliche Unterbrechunf* 
am 2. November sogar längere Zeit ohne Aufsicht, fort und hielt er .aIW 
dann nicht mit der Bestrahlnng inne, als er am 8. November 1900 die weissa 
Färbung und Schwellnng der Lippen an seiner Patientin wabmabm, so beging 
er, wie das Obergntachten der Deputation für das Medizinalwesen in Ueber- 
einstimmnng mit dem von dem Gerichtsarzte erstatteten Gutachten «.1 
kennen lässt, einen der anerkannten Begeln der Wissenschaft znwiderlanfenden 
Knnstfehler und führte dadurch die als Körperverletzung sich darstellenden 
krankhaften Erscheinungen herbei, die sich am 8. November 1900 bei der H 
in der Schwellung des ganzen Gesichts als offenkundige Symptome einer 
schweren Verbrennung kundgaben und in der Folgezeit den oben geschllH^i^an 
bOsa^gen Verlauf nahmen. 
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Diesen Bifolg musste der Angelegte bei Anwendung der erforderlichen 
Sorgfalt nnd Vorsicht als mögliche Folge seines Handelns roranssehen. Konnte 
er anch bei dem heutigen Stande der wissenschaftlichen Forschnng über das 
Wesen und die Wirkung der BOntgenstrahlen, wie ihm zngestanden werden 
muss, die eingetretene schwere Verbrennung in ihren konkreten Brscheinnng^ 
formen nicht vor Augen haben, so musste er eich doch als wissenschaftlich 
gebildeter Ajrit, wie auch, einen Laien ohne Weiteres einleuchtet, sagen, dass, 
wenn einmal BOntgenstrahlen eine Verbrennung hervorrufen, ihre fortgesetzte 
Anwendung die bestehende Verbrennung unter allen Umständen steigern und 
in höhere Verbrennungsgrade ttberfttliren werde. 

Dem Augeklaigten fällt hiernach Fahrlässigkeit im Sinne des §. 230 St. 
G. B. zur Last nnd diese Fahrlässigkeit war eine um so grössere, als derselbe 
im vorliegenden Falle mit besonderer Vorsicht zu Werke gehen musste, weil 
ihm als Fachmaan und Spezialisten auf dem Gebiete der BOntgenstrahlen- 
Therapie zugestandenermassen bekannt war, dass die zur Zeit für die Beseiti* 
gung störenden Haarwuchses ttblichen Bestrahlnngsmethoden oftmals über¬ 
raschende Brscheinungeu bieten, auf die der behandelnde Arzt nicht gefasst 
ist und deren Ansgang sich bei der individuell sehr verschiedenen Hautempfind¬ 
lichkeit der Patienten gegen die X-Strahlen mit Sicherheit im Einzelnen nicht 
übersehen lässt. 

Der Einwand, dass einzelne Aerzte und Spezialisten der Böntgenstrahlen- 
Therapie, trotz Böthnngen nnd anderer Merkmale mindergradiger Verbrennung 
der Haut ihrer Patienten die Fortsetzung der Bestrahlung in Fachzeitschriften 
anriethen und ihm anch mündlich das Verfahren auf dem Aerztekongress in 
Paris anempfohlen sei, kann den Angeklagten nicht schützen. Denn selbst¬ 
verständlich hat der behandelnde Arzt im einzelnen Falle zu rüfen, ob eine 
derartige Behandlungsmethode für seinen Patienten anwendbar ist, und die¬ 
selbe jedenfalls dann auszuschliessen, wenn die Hautempfindlicbkeit des Pa¬ 
tienten solche nicht verträgt. Dass die H. aber für Hantverbrennungen be¬ 
sonders disponirt war, hatte der Angeklagte schon in der ersten nnd zweiten 
Knrperiode durch das wiederholte Auftreten der Gesiohtsröthungen erfahren, 
und musste ihm erneut zum Bewusstsein kommen, als seine Patientin ihn gegen 
Ende Oktober 1900 auf ihre Gesichtsverfärbung wiederholt aufmerksam machte. 
Vor Allem aber wurde der Angeklagte am 3. November 1900 auf die besonders 
starke Disposition der H. für Hautverbrennungen durch die weisse Verfärbung 
und Schwellung der Lippen hingewiesen. Wenn er an diesem Tage trotzdem 
die Bestrahlung vornahm, so musste er mit der Möglichkeit einer schweren 
Hantverbrennnng von unbestimmter Tragweite rechnen. 

Ebenso wenig kann der von dem Angeklagten geltend gemachte Um¬ 
stand die Strafbarkeit seines Handelns beseitigen, dass seine Patientin stets in 
die Fortsetzung der Bestrahlung nnd, namentlich auch nach eigener Angabe in 
der dritten Knrperiode nach angeblich bereits vorhandener Gesichtsröthe, ein¬ 
gewilligt habe. Denn diese Einwilligung geschah offensichtlich unter der Vor¬ 
aussetzung sachgemässer Behandlung nnd des Nichteintritts des konkreten 
vechtsverletzenden Erfolges, den die Patientin nicht, wohl aber der Angeklagte 
voraussetzen konnte. 

Ueber die einschlägigen Punkte noch weitere Gutachter, insbesondere 
die von dem Angeklagten benannten Spezialisten auf dem Gebiete der Böntgen- 
BtraUen-Therapie, zu hören, erschien bei dem Vorliegen eines von der Wissen¬ 
schaftlichen Deputation für das Medizinalwesen erstatteten Gutachtens nicht 
erforderlich. Denn es kann ohne Weiteres angenommen werden, dass die Mit¬ 
glieder der obersten Medizinalbehörde in Prenssen die nöthigen Spezialkenntnisse 
auf jenem Gebiete besitzen oder sich angeeignet haben, die zur Abgabe des Gut¬ 
achtens erforderlich waren. Der Gerichtshof hat demgemäss den gestellten 
Beweisantrag als unerheblich abgelehnt und nach alledem thatsächlich fest- 
gestellt: 

dass der Angeklagte im Herbst 1900 zu Hannover ans Fahrlässigkeit bei 
der Anwendung von Böntgenstrahlen die Körperverletzung des Fräulein H. 
verursacht hat. 

Da der Angeklagte zu der Aufmerksamkeit, welche er ans den Augen 
sehen, vermöge seines Berufes als Arzt besonders verpflichtet war, so war die 
Bestrafung desselben aus §. 230, Abs. 1 und 2 St. G. B. geboten. 

Bei der Strafzumessung hat der Gerichtshof den Grad der Fahrlässigkeit 
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aad die ttberaas naohtheiligea Folgen des fahiltssigen Handelns fUr das körper¬ 
liche Wohlbefinden and aas Aassehen der H. erwogen. Anderseits ist ca 
Qansten des Angeklagten dessen einschlägige Unbescholtenheit and der Um¬ 
stand in Betracht gezogen worden, dass er daroh Meinongs&osserangen and 
Btthsohlkge anderer Aerste zn der That bestimmt worden sein mag. 

Dar Gerichtshof hat danach anf eine Geldstrafe von 300 Mark ange¬ 
messen erkannt and dieser gem&ss §. 28 St. G. B. im Niehtbeitreibangsfalle 
eine Gefftngnissstrafe von 30 Tagen sabstitairt, zugleich aber den Angeklagten 
nach §. 497 St. P. 0. mit den Kosten dos Verfahrens belastet. 

b. Urtheil des Beichsgerichts vom 4. Dezember 1902. 

Der Vertheidiger hat aasweislioh des nach §. 274 der Strafprozessordnung 
aassohUesslich massgebenden ProtokoUes am Schlasse der Hanptverhandlong 
.Freisprechung des Angeklagten, eventuell Vernehmang der vom Angeklagten 
banannten SachverstOndigen" beantragt. Der Angeklagte hat sich alsdann per¬ 
sönlich geäUBsert, dem Anträge seines Vertheidigers nicht widersprochen and 
dadurch sich stillschweigend damit einverstanden erklärt, dass sein vorher un¬ 
bedingt gestellter Beweisantrag nur dann richterlich zu bescheiden sei, wenn 
nicht ohnehin anf Freisprechung erkannt werde. In Fällen solcher Art genügt 
es, dass im Urtheil selbst die Ablehnung des Antrages begründet wird. Li 
dem angefochtenen Urtheile findet sich der mit Gründen versehene Ansspmch, 
dass die Anhörang weiterer Gutachten, insbesondere der von dem Angeklagten 
benannten Spezialisten anf dem Gebiete der Röntgenstrahlen-Therapie, nicht 
erforderlich sei. Die Begründung beruht anf thatsächlichen Erwägaugen and 
lässt nicht erkennen, dass das nach §. 73 der Strafprozessordnung dem Gerichte 
zustehende Ermessen durch Bechtsirrthnm beeinflusst ist. Der wesentliche In¬ 


halt der Urtheilsgründe ist nach dem SitzungsprotokoUe verkündet worden. 
Die Behauptung, die Ablehnung des Beweisantrages and ihre Begründung sei 
nicht mit verkündet, ist ebenso wenig geeignet, die Revision zu stützen, wie 
die Aufstellung der Möglichkeit, es beruhe der in Betracht kommende Theil 
der Urtheilsgründe nicht auf Berathung and Beschlassfassnng des Gerichts. 

Die Beschwerde wegen Verletzung der §§. 243, 377 • der Strafprozess¬ 
ordnung ist mithin unbegründet. 

Die Prüfung des angefochtenen Urtheils ergiebt, dass der Thatbestand 
der nach §. 230, Abs. 1 and 2 des Strafgesetzbaches strafbaren Körperverletzung 
ohne Verletzung des materiellen Rechts und mit einer dem §. 266 der Straf¬ 
prozessordnung entsprechenden Begründung festgcstellt ist. 

Die Angriffe der Revision sind unzutreffend. 

Der Rath von Aerzten und Spezialisten der Röntgenstrahlen-Therapie, 
insbesondere auf dem Pariser Aerztekongress, trotz Röthung und anderer Merk¬ 
male mindergradiger Verbrennung der Haut der Patienten die Bestrahlung 
fortzusetzen, konnte schon wegen seiner aus der Natur der Sache sich er¬ 
gebenden Unbestimmtheit den Angeklagten nicht der Verpflichtung entheben, 
die Besonderheit des einzelnen Falles, also bei der von ihm behandelten un¬ 
verehelichten Dora H. namentlich deren Hautempflndlichkeit zu beachten. Des¬ 
halb enthält es keinen Widersprach und keine rechtsirrige Auffassung, vielmehr 
eine für das Revisionsgericht bindende Beweiswürdigung, wenn das Land¬ 
gericht, wegen der erwiesenen besonderen Umstände zu der Feststellung ge¬ 
langt, dass der Angeklagte trotz jenes Rathes durch die Fortsetzung der Be¬ 
strahlung, ungeachtet der erkennbaren Verbrennungserscheinungen einen den 
anerkannten Regeln der Wissenschaft zuwiderlaufenden Knnstfehler be¬ 
gangen hat. 

Dora H. hat bei Beginn der dritten Kurperiode in die längere und 
häufigere Bestrahlung und später nach eingetretener Gesichtsröthe in die Fort¬ 
setzung der Bestrahlung eingewilligt. Sie hat nach der Auslegung des ersten 
Richters hierdurch ihre Zustimmung dazu ertheilt, dass der Angeklagte sie 
sachgemäss behandle, also die Röntgenstrahlenbehandlung in einer dem der¬ 
zeitigen Stande der Wissenschaft entsprechenden Weise bei ihr anwende. Sie 
hat aber nicht darin eingewilligt, dass der Angeklagte die Bestrahlung selbst 
dann vornehme, wenn er als mögliche Folge ihrer Fortsetzung eine schwere 
Verbrennung voraussehen konnte, die dem Heilzwecke nicht diente. Diese Aus- 
l^ung der Erklärnngen und des Verhaltens der Dora H. durch das Landgericht 
ist nicht zu beanstanden. Sie begründet die Folgerung, dass aus derjenigen 
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SinwilUgang, welche die Patientin ertheilt hat, nichts sn Gunsten des Ange¬ 
klagten abgeleitet werden kaxxn. 

Da anoh die erkannte Strafe sich in den gesetzlichen Grenzen hält, ist 
die Bevision zn verwerfen. 


Angsbnrger Magentropfen sind als Heilmittel anznsehen und 
demgemäss dem freien Verkehr nicht überlassen. Urtheil des Ober¬ 
sten Landesgerichts München vom 18. Dezember 1902. 

Die Strafkammer hatte lediglich za prüfen, ob die Angsbnrger Magen¬ 
tropfen als Heilmittel feilgehalten oder verkauft and ob sie anf eine der in 
dem Verzeichnisse A anfgezählten Znbereitnngsarten znbereitet worden sind. 
Wenn nun die Strafkammer auf Grund der Gutachten der Sachverständigen zu 
der Annahme gelangte, dass aus dem aromatischen Gerüche und dem Geschmacke 
der fraglichen Magentropfen mit Sicherheit hervorgehe, dass dieselben ein Aus¬ 
zug in flüssiger Form im Sinne der Ziff. 3 des Verzeichnisses A seien, so lässt 
diese Feststellung keinen Rechtsirrthum ersehen und ist daher für das Be- 
visionsgericht bindend. Ebenso wenig liegt eia Anhaltspunkt dafür vor, dass 
die Strafkammer den Begriff „Lüsang“ im Sinne der Ziffer 4 des Verzeich¬ 
nisses A verkannt hat. Sie ging offensichtlich davon aus, dass eine solche dann 
anzunehmen sei, wenn ein fester Körper durch Beimengung anderer Körper 
in flüssigen Zustand gebracht wird, da sie konstatirte, dass, wie ans dem be¬ 
deutenden Zuckergehalt hervorgehe, eine grosse Menge Zucker in den Magen¬ 
tropfen zur Lösung gebracht sei. Auch diese Auffassung entspricht der dem 
Worte „Lösung“ allgemein beigelegten Bedeutung. Die Revisionen gehen 
offensichtlich von der Annahme aus, dass in dem mehrerwähnten Verzeichnisse 
A nur heilkräftige Stoffe, wirkliche Heilmttel, enthalten sind. Dies ist aber 
nicht richtig, wie schon der Wortlaut des §. 1 der Verordnung deutlich er¬ 
sehen lässt. 

Allein die in dem Verzeichniss A anfgeführten Zubereitungen sind nicht 
an sieh einer Beschränkung im Verkehre unterworfen, sondern nur dann, wenn 
sie als Heilmittel feilgehalten oder verkauft werden; denn dies ist nur in Apo¬ 
theken gestattet. Die Strafkammer hat mit Rücksicht hierauf weiter festge- 
stellt, dass die beiden Angeklagten die „ Augsburger Magentropfen“ auch nicht 
als Genuss-, sondern als Heilmittel feilgehalten und verkauft haben. Diese 
Annahme folgerte sie daraus, dass, wenn auch eine Reihe von Liqueuren als 
Genassmittel benutzt werden, doch hier die Bezeichnnng „Liquenr“ in der Zu¬ 
sammensetzung mit „Verdannngsliqueur“ gebraucht und hierdurch, sowie durch 
die weitere Bezeichnung „Magentropfen“ und die Bezugnahme anf das Gut¬ 
achten des Dr. Zanoli auf Heilzwecke hingewiesen werde. Diese Annahme 
ist keine rechtsirrige, insbesondere ist hierbei der Begriff eines Heilmittels, 
wie solcher in der Rechtsprechung nnd auch in §. 1 der nnnmehr geltenden 
Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 anerkannt ist, nicht unrichtig 
aufgefasst. Eine Verdauungsstörung zieht ein körperliches Uebelbefinden nach 
sich, kann also ebenfalls als eine Kränkelt erachtet werden, nnd als Mittel 
g^en solche wurden die Magentropfen von den Angeklagten feilgeboten und 
verkauft. Ob das Publikum die Magentropfen als Heilmittel ansah, ist uner¬ 
heblich ; zur Anwendung des §. 367 Nr. 3 des Str. G. B. und §. 1 der oben 
genannten Verordnung ist nur wesentlich, dass dieselben als Heilmittel feil¬ 
geboten oder verkauft werden. 

Der Wille des Feilbietenden oder des Verkäufers ist entscheidend. Auch 
in dieser Beziehung hat die Strafkammer ohne ersichtlichen Reehtsirrthum 
festgestellt, dass die Angeklagten die Magentropfen in bewusster Weise als 
Heilmittel, d. i. als Mittel, die bestimmt sind, Krankheiten zu heilen, verkauft 
haben. Dem gegenüber kann die Rüge der Revisionen, es sei dies mit Unrecht 
angenommen worden, im Hinblick anf die §§. 376, 260 der R. Str. P. 0. keine 
Beachtung Anden. Zum subjektiven Thatbestande einer Uebertretnng nacdi 
§. 367 Nr. 3 des Str. G. B. genügt, dass die Angeklagten, wie festgestellt ist, 
die Feilhaltung und den Verkauf der Magentropfen als Heilmittel bewusst 
Vornahmen. Sollten sie irriger Weise geglaubt haben, dass diese Tropfen audi 
ausserhalb der Apotheken feilgehalten und verkauft werden dürfen, so würde 
dieser Irrthum über das Strafgesetz sie nicht vor der Bestrafung schützen. 
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Ans diesen Brwignngen mnssten die ReTisionen der Aageklegtea als nnbe- 
grOndet verworfen werden. 


MedizinaKGesBtzgebuhg. 

Könlipreioli Px*eiiniflieiaa 

Gegenseitige Mittheilnng swischen Zivil- nnd Mllitärbehftrdem 
ftber das Auftreten ansteckender Krankheiten. Bnnderlass der 
Minister der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. L Anftr.: 
Förster) und des Innern (gez. i. Vertr.: v. Bisohoffshansen) vom 
.31. Dezember 1902 — M. d. g. A M. Nr. 13857, M. d. ln. Ila Nr. 8768 
an sftmmtliche Herren Regierangspräsidenten. 

ln Ansftthrang der Vorschriiten unter A Nr. 1 and B. Nr. 3 der von 
dem Bandesrathe beschlossenen Bestimmangen, betreffend die wechselseitige 
Benachriohtigang der Militär- und Polizeibehörden über das Auftreten Über¬ 
tragbarer Krankheiten vom 22. Juli d. J. — R.-G.-BL 1902, S. 257, Min.-Blatt 
fttr Medizinal- pp. Angelegenheiten 1902, S. 246 — bezeichnen wir die Orts¬ 
polizeibehörden als diejenigen Behörden, welche die vorgeschriebenen Mit- 
theilungen den Militärbehörden za machen und von diesen zu erhalten haben. 

Ew. Hoohwohlgeboren ersuchen wir ergebenst, hiernach das Erforderliche 
gefälligst zu veranlassen. _ 


Ertheilung der Staatsgenehmignng znr Anlegung eines kirch¬ 
lichen Begräbnissplatzes. Erlass des Ministers der n. s. w. Medi¬ 
zinalangelegenheiten (gez. i. Vertr.: Weyer) vom 25. Dezember 
1902 an sämmtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Aus Anlass der Anlegung eines ^rchlichen Begräbnissplatzes haben sieh 
Zweifel erhoben, ob die Staatsgenehmignng zu den Beschlüssen der kirchlichen 
Gemeindeorgane zu ertheilen sei von dom Regierungspräsidenten, in dessen 
Bezirk die beschliessende Kirchengemeinde ihren Sitz hat und dessen Staats¬ 
aufsicht sie demgemäss untersteht, oder von dem Regierungspräsidenten des 
Nachbarbezirks, in dessen Bereich der Begräbnissplatz angelegt werden sollte. 
Zur Beseitigung solcher Zweifel bemerke icb, dass die Ertheilung der Staats- 
genehmigung zu den Beschlüssen kirchlicher Gemeindeorgane in den gesetzlich 
vorgesehenen Fällen stets dem die Staatsaufsicht über die Kirchengemeinde 
führenden Regierungspräsidenten gebührt, auch dann, wenn die Beschlüsse 
gegenständlich über seinen örtlichen Verwaltungsbezirk hinaus- und in einen 
anderen Regierungsbezirk hinübergreifen. 

Dagegen ist es in solchen Fällen unerlässlich, bei der materiellen 
Prüfung derjenigen Gesichtspunkte, die für den fremden Verwaltungsbezirk in 
Frage kommen, die Mitwirkung des dortigen Regierungspräsidenten in An¬ 
spruch zu nehmen. Mit diesem wird sich daher der anfsichtführende Regiernngs- 
präsident in’s Einvernehmen zu setzen haben, bevor er eine Genehmigung der 
gedachten Art ertheilt. 

Bei Meinungsverschiedenheiten ist die Entscheidung des Oberpräsidenten 
oder, wenn Regierungsbezirke verschiedener Provinzen, betheiligt sind, die 
Entscheidung der ressortmässig betheiligten Minister einzuholen. 


Einführung der neuen Rechtschreibnng im amtlichen Verkehr der 
Behörden. Erlass desMinistersdern.s. w.Medizinalangelegen¬ 
heiten (gez. Stndt) vom 31. Dezember 1902 an die nachgeordneten 
Behörden. 

Durch den an die Königlichen Provinzial-Schnlkollegien und Regierungen 
ergangenen Erlass vom 16. Oktober 1902 — U II. 2690 U HL ü IIIA. U m 
DI — Zentralblatt S. 579 — ist die Einführung der neuen Rechtschreibnng 
in alle preussischen Schulen nnd Seminare für den Beginn des Schuljahres 
1903/04 angeordnet worden. 

Bezüglich der Anwendung der neuen Schreibweise im amtlichen Verkehr 
der Behörden hat das Königliche Staatsministerium in seiner Sitzung vom 
23. Dezember 1902 folgendes beschlossen: 

„Nachdem die verbündeten Regierungen in der Sitzung des Bundesrathes 
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Tom 18. Dezember 1902 die Einfflhrang einer einheitlichen BechtBchreihnng 
vereinbart haben, wird hierdurch angeordnet, dasa fttr die Schreibweise in 
dem amtlichen Verkehr der Behörden die im Aufträge des Hinisteriums 
der u. B. w. Medizinalangelegenheiten herausgegebenen, in der Weid¬ 
mann’sehen Buchhandlung zu Berlin 1902 erschienenen „Begeln ftlr die 
deutsche Bechtschreibung nebst Wörterverzeichnisse vom 1. Januar 1908 
ab massgebend sind. 

Die Anordnung erstreckt sich nur auf die Reinschriften und Veröffent¬ 
lichungen. Es wird aber anheimgestellt, auch in den fflr die Akten be¬ 
stimmten Entworfen die neue Schreibweise anzuwenden. 

Der bestehende Vorrath an Formularen und Stempeln (Druckplatten) 
kann aufgebraucht werden. 

Wegen des Gebrauches der in dem Wörterverzeichniss vorgesehenen 
Doppelschreibnngen einzelner Wörter bleibt weitere Bestimmung Vor¬ 
behalten. 

Das Königliche Staatsministerinm erwartet, dass auch die kommunalen 
und sonstigen nicht staatlichen Behörden sieh der neuen Rechtschreibung 
in dem vorbezeichneten Umfange bedienen werden.* — 

Die nachgeordneten Behörden veranlasse ich, demgemäss sowohl fttr Ihre 
eigenen Beamten, insbesondere die Kanzleien, wio auch fttr die Ihnen unter¬ 
gebenen Geschäftstellen ungesäumt die nöthigen Anordnungen zu treffen. 
Dabei wird es sich empfehlen, jedem Beamten ein Exemplar des vorbezeichneten, 
im Buchhandel zu beziehenden Regelbuches ans Fon^ der Behörde zngehen 
zu lassen. 


Binriehtang der kreisttratlichen Beglatratnr. VerlOgung des 
Herrn Regierungspräsidenten in Arnsberg vom 1. Dezember 
1902 an sämmtliche Kreisärzte des Bezirks. 

Ich ersuche die Registratur Ihres Kreisarztbezirkes thnnlichst nach dem 
anliegenden Plane binnen Jahresfrist einznrichten. 

Falls Vorgänge fttr einzelne Materien nicht vorhanden sind, erObrigt sich 
die Anlage von Akten und, wo die Vorgänge sehr gering an Zahl sind, eine 
Trennung in Act. gen. und Act. spec. Das erstere ist indessen in dem Akten- 
verzeichniss, das letztere auf dem Aktendeckel zu vermerken« Damit ich in 
der Lage bin zu verfttgen, zu welchem Aktenstttck die einzelnen Schriftstttcke 
zu nehmen sind, ist eine Aendemng in der Nummerirung der Akten zu , 
vermeiden. 

Die Medizinalbeamten, welche mehrere Kreise verwalten, haben fttr jeden 
Kreis gesonderte Registratur anzulegen. 

Bezttglich der Kartensammlungen wird noch besondere Verfügung ergehen. 

Die Kosten der Neuregelung der Registraturen sind aus dem Dienstauf- 
wande zu bestreiten. 

I. Mediainalpollzel. 

A. Medislnalpersoxien. 

1. Act. gen. betr. das Meldewesen. 

2. „ gen. „ die Beaufsichtigung der Aerzte. 

3. „ spec. » n n n » »ebst Kartensammlung. 

4. „ gen. „ Kurpfuscher. 

5. „ spec. „ , nebst Kartensammlung. 

6. „ gen. „ Apothekenwesen. 

7. „ spec. „ „ nebst Kartensammlung. 

a) Vermehrung der Apotheken nebst Kartensammlung. 

b) Musterung und Besichtigung. 

c) Sonstige Verhältnisse. 

d) Krankenhausapotheken nebst Kartensammlung. 

e) Aerztliche Dispensiranstalten nebst Kartensammlung. 

0 Diakonissinnen und Schwestern als Pharmazeutinnen. 

8. Act. gen. betr. den Verkehr mit Arzneimitteln und Giften 

ausserhalb der Apotheken. 

9. Act. spec. nebst Kartensammlung Ober Drogen- und Giftbändler. 

10. , gen. betr. Hebammenwesen. 
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11. Act. Bpee. betr. Hebammenwesan a) nabst Kartansammliuig, 

b) Bariobte dar Hebamman, 

c) Sonstige Vorkommnisse. 

12. /13. Act. gen. and spec. betr. Woohenpflegerinnea nebst Karten 

sammlong. 

14. Aet. gen. betr. Krankenwärter and Krankenpflege. 

15. „ spei. n „ nebst Kartensammlang. 

16. „ gen. „ Heilgehfllfen. 

17. , spez. „ „ nebst Kartensammlang. 

18. „ gen. „ Trichinenschaaer.*) 

19. „ spec. „ „ nebst Kartensammlang. 

20. „ gen. „ Desinfektoren. 

21. „ spec. „ „ nebst Kartensammlang. 

22. , gen. , Gesandbeitskommissionen. 

2ä. „ spec. „ , nebst Kartensammlang. 

24. „ gen. „ Leichenschaaer. 

26. „ spec. „ , nebst Kartensammlang. 

B. Medlslnalanatalten. 

26. „ gen. „ das Medizinalwesen bei Mediziualanstalten. 

27. , gen. „ Nahrangsmittelantersachangsanstalten. 

28. , spec. „ „ nebst 

Kartensammlang. 

29. Act. gen. betr. Schlachthäaser. 

30. „ spec. „ „ nebst Kartensammlang. 

31. „ gen. „ Krankenhänser. 

32. , spec. „ „ nebst Kartensammlang. 

a) Allgemeine Krankenanstalten. 

b) Bntbindangsanstalten and Wöchnerinnen-Heime« 

c) Irrenanstalten. 

d) Longenheilstätten. 

e) Trinkerheilstätten. 

1) Unfallstationen etc. etc. 

33. Act. gen. betr. Knrorte and Badeorte. 

34. „ spec. n n n i> nebst Kartensammlang. 

35. „ gen. „ Lymphgewinnangsanstalten. 

36. ^ spec. yf fl 

37. „ gen. „ üntersacbangsämter für Prostitairte. 

38. n spee. n n n n nebst 

Kartensammlang. 

39. Act. gen. betr. Desinfektionsanstalten and Desinlektions¬ 
wesen. 

40. Act. spee. „ Desinfektionsanstalten and Desinfektions 
wesen nebst Kartensammlang. 

42. Act. gen. betr. Qaarantäneanstalten. 

» spec. fl fl 

» fi>ön. f, Bakteriologische Institute. 

45. f, spec. n 9 9 

n. Sanitätspolizei. 

46. Act. gen. betr. Stand, Bewegung, Struktur der Bevölkerung 
Gebai^n and Sterbeziffer, Todesarsachen, Statistik, Kindersterblichkeit, 
Sterblichkeit an ansteckenden and nicht ansteckenden Krankheiten. 

47. Act. spec. 9999 

nebst Kartensammlang über die einzelnen Aemter and Ortschaften. 

48. Act. gen. betr. Städtebau nnd Wohnnngswesen. 

49. „ spec. 999 9 

a) Wohnangsverhältnisse der sesshaften Bevölkerong. 

b) Arbeiterkolonien und Massenquartiere. 

e) ünterbringang der Saisonarbeiter and Sachsengänger. 

d) Schlafstellen und Kostgängerwesen. 

e) Herbergen und Fennen. 


*) Wird jetzt lortfallen können. Bed. 
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50. 

51. 

52. 
58. 

54. 

55. 

56. 

57. 

58. 

59. 


f) Gastwirthschaften tuid Bestaorants. 

g) Bahnhöfe« 

Act. gen. betr. Beinhaltnng des Bodens, 
apec. „ 

«en. „ 


19 

” apec. 
» gen. 
„ spec. 
„ gen. 
„ spec. 
» gen. 
„ spec. 


W 

91 

» 

» 

71 


nebst Eartensammlnng. 


der Flusslftufe. 

„ „ nebst Eartensammlnng. 

„ Lnftn. Elima nebst Eartensamm- 

n V n n » » lung. 


Wasserversorgung. 

„ nebst Eartensammlnng. 

Beaufsiehtignng der Nahrnngsmittel. 


Eartensammlnng. 

a) Fleischschan, 

b) andere Nahrnngsmittel. 


nebst 


60. 

Act. 

gen. 

61. 

99 

spec. 

65. 

99 

gen. 

68. 

99 

spec. 

64. 

99 

gen. 

65. 

71 

spec. 

66. 

99 

gen. 

67. 

99 

spec. 

68. 

99 

gen. 

69. 

99 

spec. 

70. 

99 

gen. 

71. 

71 

spec. 

72. 

99 

gen. 

73. 

99 

spec. 

74. 

99 

gen. 

75. 

99 

spec. 

76. 



77. 

99 

gen. 

78. 

99 

spec. 


„ nebst Eartensammlnng. 

Frisenrläden. 

Waschen. Beinignngsanstalten n. TrOdlerläden 
Haltekinderwesen. 

f) 

Sanitäre Baanfsichtignng der Sohnien. 

„ „ „ „ 0 . Eartensamml. 

Gewerbeanlsicht. 

„ nebst Eartensammlnng. 

sanitäre Fremden* nnd Verkehrspoliiei. 

» » » » 

Leichen wesen. 

„ nebst Eartensammlnng 

über Eircbböfe nnd Leichenhänser. 

Bekämpfnng der Infektionskrankheiten. 

» » n nebst 


79. 

80. 


a) Cholera, b) Typhns, c) Bnhr, d. Einheimischer Brechdnrchfall, 
e) Einderdiarrhoe nnd Brechdnrchfall der Sänglinge, f) Hanl- nnd 
Elanensenche, g) Parotitis, h. Wormkrankheiten. 
i) Tnberknlose nnd Skrophnlose, k) Lungen- nnd Bmstlell- nnd Lnft* 
röhrenentsändung, 1) Botz, m) Eenchbnsten, n) Diphtherie nnd Cronp. 
o) Masern nnd Böteln, p) Scharlach, q) Pocken, r) Pockenimpfung, 
s) Flecktyphus, t) Böckfalltyphus nnd Wechselfieber, v) SchälMasen, 
w) Milzbrand, x) Lepra, y) &eb8. 

a) Syphilis nnd Tripper, a) Eindbettfieber, ß) ToUwnth, y) Genickstarre, 
8) Grannlose, s) Biennorrhoea neonatornm, £) Trichinosa, t]) Actinomy* 
ces, Ö-) Bhachitis. 

Act. gen. betr. Ortsbesichtignngen der Ereisärzte nnd Gesnnd- 
heitskommission. 

jf Sp6C« ff ff yi 19 Ti 71 

(Iflr jede Ortschaft gesondert 79a a ... x.) 


III. Gntachterthätigkeit. 

81. Act. gen. betr. Attestthätigkeit. 

82. „ spec. „ , ,, , 

83. „ gen. „ Gerichtsarzneiknnde. 

84. , spec. „ „ 


85. 

86 . 

87. 

88 . 


» gen. 

» »Pec. 
» gen. 
» apec. 


IV. Gesehäftsfllhrnng. 

^ amtlicher Schriftverkehr, Geschäfts* nnd Listen- 
fflhrnng. 

V 71 V 71 71 71 

ff Jahresberichte. 

91 » 
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89. Act. gen. betr. Oebfihren, Liquidationen, Qehalt. 

90. „ SpeO. rt n n n 

y. Penonalia. 

91. „ gen. betr. die Besetiang der Stelle. 

92. „ spec. betr. den Stelleninbaber. 


B. Köni^freioli TFiliTttembex*^. 

Abfassniig der Ptaysikatsberichte fttr das Kalenderjahr 1902. Er¬ 
lass des K. Ministeriums des Innern rom 4. Desember 1902 an 
die K. Stadtdirektion Stattgatt, die E. Oberlmter, das E. Stadtdirektions* 
physikat Stuttgart nnd die E. Oberamtsphysikate. 

Die Pbysikatsberiobte für das Ealendeijabr 1902 sind entsprechend den 
Bestimmungen des Ministerialerlasses vom 11. Jannar 1899 (Amtsblatt S. 17) 
in erstatten. 

In der Abtheilung F. üebersichtstabelle 1 ist die Zahl der Besich¬ 
tigungen Ton 

a) Drogenhandlangen, 

b) Drogen- und Qifthandlungen, 

c) Drogenschranken, 

d) GitÜtandlnngen 

ansugeben, im Begleitbericht zu Abtheilung F. das 'Bemerkenswertheste dazu 
ansufOhren. 


Abänderung der Bestimmungen ttber äartliehe, thierämtliche nnd 
pharmacentische Vereine. Yerfttgung des Ministeriums des Innern 
vom 14. Januar 1908. 

Der §. 9 der Yerfttgung des Ministeriums des Innern, betr. die ärztlichen, 
thierärztlichen und pharmazeutischen Vereine, vom 80. Dezember 1875 (Beg.- 
Blatt 7oa 1876, S. 5) wird mit Allerhöchster Genehmigung Seiner Eöniglichen 
Majestät folgendermassen abgeändert: 

§. 9. Die einzelnen Bezirksrereine haben je auf die Dauer von drei 
Jahren za den im §. 10 bezeichneten Zwecken Delegirte und fttr jeden derselben 
einen Stellvertreter ans ihrer Mitte zu wählen. Auf je 60 Mitglieder der ein¬ 
zelnen Bezirksvereine kommt ein Delegirter nnd ein Stellvertreter. Eine Zahl 
von weniger als 50 Mitgliedern, sowie ein Ueberschnss Ober eine durch 60 ohne 
Best theilbare Zahl von Mitgliedern wird vollen 50 Mitgliedern gleieh ge¬ 
rechnet. Bei der Wahl entscheidet einfache Stimmenmehrheit der erschienenen 
Vereinsmitglieder. 

Diese Delegirten oder deren Stellvertreter, ttber deren Wahl der Bezirks¬ 
vereinsvorstand dem Medizinalkollegium Anzeige zu erstatten hat, bilden den 
AuBschuBs des ärztlichen Landesvereins. 


O. Gx*oeimli.ex*asogtlau.m BadLen. 

Geschäftsbetrieb in den Apotheken. Verordnung des Grossh. 
Ministeriums des Innern vom 9. Januar 1908. 

Der §. 22 der diesseitigen Verordnung vom 11. September 1896 — den 
Geschäftsbetrieb in den Apotheken betreffend — erhält folgende Fassung: 

§. 22. In den Apotheken ist nach Massgabe des Arzneibuches fttr das 
Deutsche Reich zu dispensiren. Es darf nur nach Gewicht, nicht nach Volumen 
gearbeitet werden. 

Bei Angabe der Lösungsverhältnisse bedeutet die Bezeichnung 1 ss 10, 
1 = 20 n. 8. w., dass ein Theil Substanz in 9 bezw. in 19 Theilen Flttssigkeit 
u. s. w. zu lösen ist. Das gleiche Verfahren ist zu beobachten, wenn das Ver- 
hältniss der zu lösenden Substanz zu dem Lösungsmittel durch Doppelpunkte, 
Bindestriche, Bruchstrich oder Elammem bezeichnet wird. 


Verantwortl. Redakteur: Dr.Bapmund, Beg.-u. Geh. Med.-Bathin Minden i.W, 
0. 0. Binni, H, §• F, Sth.-L. Hof-Biehdnioker«! ln lllndev. 




Reclitsprecliiiiig und Medizinal- 

Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitsclirift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 5. l. März. 190S. 


Rechtsprechung. 

Die vorläufigen Anordnungen, welche gemäss § 8 des prenssischen 
Gesetzes, betr. die Dienststellung des Kreisarztes und die Bildung von 
Gesnndheitskommisslonen vom 16. September 1899 (G. S. S. 172) von 
dem Kreisärzte getrofien werden, haben ohne Beobachtung der im Abs. 2 
vorgeschriebenen Form keine Gültigkeit. Urtheil des Beiohs- 
gerichts vom 14. November 1902. 

Mit Recht hat die Strafkammer den §. 8, Abs. 3 des preussischen'de- 
setzes vom 16. September 1899, 4. März 1901, betr. die Dienststellung des 
Kreisarztes und die Bildung von GesnudheitskommisBionen, dahin ansgelegt, 
dass für die bei Gefahr im Verzage vom Kreisärzte zu treffenden vorlänfigen 
Anordnangen die Bröffnungen za Protokoll oder datch schriftliche Yerfttgung 
ein wesentiiches Erfordermss der Gültigkeit bildet. Die Aaslegang findet in 
der Wortfassang des Gesetzes ihre Rechtfertigang, and es ist aach gater Grand 
gegeben, die Gültigkeit der kreisärztlichen Anordnangen von der Beobachtang 
der vorgeschriebenen Form abhängig zn machen. Die Beobachtang der Form 
dient daza, den Unterschied zwischen Massnahmen, za denen der Kreisarzt 
im einzelnen Falle vielleicht als ärztlicher Raihgeber Anlass hat, and knord- 
nangen, welche von ihm als Organ der Polizei getroffen werden, bestimmt za 
Tage treten za lassen. Dass es ans dmsem Grunde für nötbig befanden worden 
ist, die Beobachtang der schriftlichen oder protokollarischen Form vorzu- 
schreiben, ist in den Motiven zn dem Entwarfe des Gesetzes besonders hervor* 
gehoben. 

Verfehlt ist weiter die Aasführang der Revision, dass die Beobachtung 
der in §. 8, Abs. 2 a. a. 0. vorgeschriebenen Form wohl für die Anwendung 
des §. 8, Abs. 4 a. a. 0. nöthig sein möge, eine Bestrafung auf Grand des 
§. 827 Str.-G.-B. aber nicht aasschliesse. Bei Nichtbeachtung der für vorläufige 
Anordnangen des Kreisarztes vorgeschriebenen Form sind diese Anordnangen 
als gar nicht erfolgt anznseben, und insofern wird durch eine Znwiderhandlnng 
gegen die formlos getroffene Anordnung der Thatbestand des §. 327 a. a. 0. 
nicht erfüllt .... 

Aas diesen Gründen war in Uebereinstimmnng mit dem Anträge des 
Ober-Reichsanwalts die Revision der Staatsanwaltschaft zu verwerfen. 


Berechnung der Reisekosten. Beschluss des Königlichen 
Landgerichts (I. Strafsenats) zu Hirsebberg vom 23. Dezember 
1902. 

Beschwerdeführer war von dem König!. Amtsgericht Sebmiedeberg zn 
einem Termine nach Amsdorf znm 17. Ohtober 1902, Vormittags 10 Uhr zwecks 
Vornahme einer Obdahtion geladen, nud bediente sich zar Reise «nes Fahr* 
Werks von Hirschberg aas. Beschwerdeführer hätte allerdings anch mit der 
Eisenbahn fahren können, er hätte aber dann einen Zag benutzen müssen, der 
um 6 Uhr 25 Minuten von Hirschberg abgeht and bereits am 7 Uhr 10 Hin. 
in Arnsdorf eintrifft'). Dem Beschwerdeführer sind die Reisekosten seitens 
des Amtsgerichts Schmiedeberg berechnet nud festgesetzt in der Höhe, wie sie 
entstanden wären, wenn er die Eisenbahn benutzt hätte; er beansprucht aber 


') Bei Benutzung eines späteren Zuges (9 Uhr 65 Min.) würde der 
Kreisarzt nicht rechtzeitig znm Termin eingetroffen sein. 
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ditt Eutcichädigung für die Benatzang des Landwegee, and bildet dies der 
Gegenstand der Beschwerde. 

BeseliwerdefQlirer beroft sieh zor Begrttndang seines Anspruchs aaf den 
Beschloss des Königlichen Staatsministeriums vom 30. Oktober 1895, wonach 
Dienstreisen in den Monaten Oktober bis März nicht vor 7 Uhr Morgens auge¬ 
treten za werden braachen. 

Dieser Miuisterial beschloss findet indessen auf dienstliche Beisen der 
Medizinalbeamten in gerichtlichen Angelegenheiten (Parteisachen) ebensowenig 
Anwendung wie bei Jostizbeamten (cf. Allg. Verf. des Justiz-Min. vom 26. Mai 
1884, Abs. 2 u. 8; Dezember 1896, C.-M.-Bl. 8. 104 u. 369) >). 

Es lässt sich nicht verkennen, dass eine Unbilligkeit darin liegt, dass 
ein beschäftigter Kreisarzt, wie es der Beschwerdeführer ist, durch die Nöthi- 
gung, mit der Eisenbahn zu reisen, unter Umständen mehrere Standen seiner 
Zeit bis zom Beginn des Termins nutzlos opfern soll. 

Die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen lassen indessen kein Ab- 
weichen von der Vorschrift za, wonach für Landweg nur dann liqaidirt werden 
kann, wenn eine Beise auf Eisenbahnen nicht zarückgelegt werden kann. 

Der §. 6 der Verfügung vom 24. Dezember 1872 bezieht sich nur auf 
den Fall, dass mehrere dieser Wege nach einem Ort führen, und der nähere 
dieser Wege aus besonderen Gründen, z. B. wegen Ueberschwemmung nicht 
benutzt werden kann. 

Es muss hiernach bei der Kostenfestsetzung, wie sie durch das Königl. 
Amtsgericht Schmiedeberg erfolgt ist, verbleiben. 

Die Entscheidung des Kostenpunktes rechtfertigt sich durch §. 6 des 
Deutschen Gerichtskostengesetzes. 


Fahrlässige Körperverletzung durch Abgabe unmässiger Mengen 
von opiumhaltiger Arznei. Urtheil des Beichsgerichts (111. Straf¬ 
senats) vom 12. Juli 1902. 

Die in dem angefochtenen Urtheile festgestellten Thatsachen recht- 
fertigen die Verurtheilung der beiden Angeklagten aus §. 230, Abs. 1 und 2 
St.-G.-ß. Die Qrtheilsgründe sind durchweg zutreffend. Mit Bücksicht auf 
die Ausführungen der Bevisionen ist zu bemerken: 

Der körperliche und geistige Zustand der Frau Sch. ist dadurch ver¬ 
schlimmert worden, dass sie ungeheuere Mengen der zur Hälfte aus Opium- 
tinktur bestehenden Arznei eingenommen hat. Sie hat diese Arznei durcn die 
angeklagten Verwalter der Schlossapotheke erhalten, durch H. von Februar 
1900 bis 31. März 1901, durch P. von da an bis 26. Juni 1901. Sie würde 
ohne diese Verabfolgung die Arznei nicht haben einnehmen können. Die 
Verabfolgung hat also das Einnehmen und die dadurch herbeigeführte Gesund- 
heitsbeschädigung verursacht. Bedeutungslos ist für den vorliegenden Fall die 
Frage, ob der vorgestellte Kausalverlauf unterbrochen, der wirkliche ursächliche 
Zusammenhang ausgeschlossen wird, wenn die beeinflusste oder freie vorsätzliche 
Handlang eines Andern sich in die zum Erfolge hinstrebenden Wirksamkeiten 
einschiebt. Denn das Urtheil sagt, es spreche nichts dafür, das Frau Sch. 
ihre Erkrankung wissentlich und vorsätzlich herbeigeftthrt habe; es müsse im 
Gegentheil festgestellt werden, dass ihre Willenskraft in Folge des fort¬ 
gesetzten masslosen Opiumgenusses mehr und mehr geschwächt worden und 
schliesslich wenigstens gegenüber der Gier zu immer weiteren möglichst ver¬ 
stärkten Opiumgenasse völlig geschwunden sei. Diese Feststellung, welche 
mit den gebilligten Gutachten der Sachverständigen über die Abschwäcbung 
des Willens und die geminderte Zurechnungsfähigkeit nicht in Widerspruch 


*) Das dürfte nicht zutreffend sein. 

*) Ob dieser Beschluss zutreffend ist, muss einer weiteren Entscheidung 
der höheren Instanz Vorbehalten bleiben. Nach den gegebenen Vorschriften 
soll der Beamte den billigsten Weg — unter BerttcksicbtiguDg von Beisekosten 
und Tagegeldern— wählen. Im vorliegenden Falle konnte die Beise nur bei 
Zurücklegung auf dem Landwege an einem Tage abgemacht werden; dem¬ 
gemäss war der vom Kreisarzt eingeschlagene Weg tbatsächlich der billigste, 
da er sonst am Tage zuvor hätte fahren mässen und für 2 Togo Tagegelder 
beanspruchen konnte. 
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Bteht, enthKlt slserdinga nicht den AüBsprueh, dass Fran Sch. sich in einem die 
freie Willensbestimmnng aasschliesRenden Znstande krankhafter StOrnng der 
Geisteatbätigkeit befnnden habe. Bin aolcher Anaaprnch war indeaa anch nicht 
erforderlich, um den nothwendigen Kanaalzuaammenhang »wischen den Hand¬ 
langen der Angeklagten und dem Erfolge herznstellen. Denn der Wille der 
Frau Sch., ihre Gesundheit »u beschädigen, ist verneint, weil sie sich der 
bösen Folgen des Opiumgennsses nicht mehr bewusst war. Sie hat also durch 
den Verbrauch der Arznei keine vorsätzliche Selbstbeschädigung vorgenommen, 
und dies begründet den Schluss, dass die Abgabe des Opiums die durch den 
Genuss herbeigeffibrte Gesundheitsbeschädignng der Frau Sch. trotz deren 
eigener Mitwirkung verursacht hat. 

Keinen Rechtsirthum enthalten die Ansfflhmngen des Urtheils, dass die 
Angeklagten, mit ROcksicht namentlich auf die ihnen als gelernten Apothekern, 
theoretisch und praktisch erfahrenen Technikern beizumessende Kenntniss über 
die Opiumsucht, bei höherer pflichtmässiger Ueberlegung und Sorgfalt hätten 
voraussehen können und mttssen, dass die stetige Verabfolgung der masslosen 
Arzneimengen die mehr und mehr fortschreitende Erankheitsverschlimmerung 
möglicher Weise zur Folge haben werde. 

Mit Recht ist verneint, dass die Angeklagten durch den Erlass des 
Ministers der geistlichen, Unterrichts- nnd Medizinalangelegenheiten vom 
Juni 1896 (Ministerialblatt für die innere Verwaltung, S. 123) gerecht¬ 
fertigt seien. Unter Hinweis auf §. 367, Nr. 5, St.-G.'B. wird hier verordnet: 

§. 1. Die in dem beiliegenden Verzeicbniss aufgeführten Drogen und 
Präparate, sowie die solche Drogen oder Präparate enthaltenden Zubereitungen 
dürfen nur auf schriftliche, mit Datum und Unterschrift versehene Anweisung 
(Rezept) eines Arztes, Zahnarztes oder Thierarztes ... als Heilmittel an das 
Publikum abgegeben werden. 

§. 8. Die wiederholte Abgabe von Arzneien ^ znm inneren Gebrauchj 
welche Drogen oder Präparate der im §. 1 bezeichneten Art enthalten, 
ist . . . ohne jedesmal erneute ärztliche oder zahnärztliche Anweisung nur 


gestattet, ... . . , , 

2. wenn die Einzelgabe aus der Anweisung ersichtlich ist und deren 
Gehalt an den bezeichneten Drogen nnd Präparaten die Gewichtsmenge, welche 
in dem beiliegenden Verzeichnisse für die betreffenden Mittel angegeben ist, 
nicht übersteigt. 

In dem Verzeichnisse ist einfache Opiümtinktnr mit 1,6 Gramm angeführt. 
Der §. 3, Abs. 1 enthält eine Ausnahme von dem Grundsätze des §. 1, setzt 
also die wiederholte Abgabe als Heilmittel voraus. Er trifft nicht den Fall, 
wo die Arzneien in dem Bewusstsein abgegeben werden, dass^ sie nicht als 
Heilmittel zur Gesundheitsbeschädigung dienen sollen. Br trifft aber auch 
nicht zu, wo dieses Bewusstsein aus dem Grunde fehlt, weil derjenige, dem 
die Abgabe stark wirkender Arzneimmittel anvertraut ist, die hieraus folgende 
Pflicht zur Sorgsamkeit vernachlässigt. Denn §. 8, Abs. 2 will und kann 
nicht die allgemeinen Rechtssätze über Verschulden abändern. Br ist also un¬ 
anwendbar auf den vorliegenden Fall, wo die ärztliche Anweisung, die am 
3 tägliche Einzelgaben mit je 0,26 Gramm lautete, täglich rund 36 Mal, die 
höchste zulässige Binzeiabgabe und Tagesabgabe rund 6 Mal überschritten ist 
und die Angeklagten nach der getroftenen Feststellung bei der gebotenen 
Vorsicht erkennen mussten, dass die unmässigen Arzneimengen nicht heilsam, 
sondern schädlich wirken würden. Diese Auslegung des Erlasses ist so nahe¬ 
liegend, dass ohne Rechtsirrthnm eine Fahrlässigkeit der Angeklagten in dem 
Glauben gefunden werden konnte, der Erlass gestatte ihr Verhalten. 

Den Angeklagten P. entschuldigt auch nicht die bei plötzlichem Abbruch 
des Opiumgenusses zu besorgende Lebensgefahr. Denn diese würde, wie fest¬ 
gestellt ist, durch einen sachkundigen Arzt oder durch sofortige Aufnahme in 
eine geeignete Kuranstalt abgewendet worden sein, wenn er den Ehemann 
oder den Hausarzt benachrichtigt hätte. Bei Beurtheilung der 
in einer gewissen Sachlage zu geschehen hat, um einen möglichen schädlichen 
Erfolg abzuwenden, sind die nach der Lebenserfahrung tauglichen Mittel zu 
berücksichtigen, und dazu kann je nach Umständen eine Benachrichtigung von 
Personen gerechnet werden, welche zur Hülfeleistnng durch ein AngeMrigkeito- 
oder Vertragsverhältniss, durch Amt oder Gewerbe r® 

daher ohne Gesetzesverletzung dem Angegeklagten als Sohluld beigemessen 
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werden, dass er die mögliche Vemrsachnng einer Körperverletanng einem nahe¬ 
liegenden Verhalten vorgezogen hat, welches Heilnng in Aussicht stellte. 

Zum Berufe oder Gewerbe der Angeklagten, die als gelernte Apotheker 
die Schlossapotheke leiteten, gehörte die Abgabe von Arzneien. In Folge ihres 
Berufes oder Gewerbes waren sie daher besonders verpflichtet, ihre Aufmerk¬ 
samkeit darauf sn richten, dass die für die Abgabe von Arzneien bestehenden 
Vorschriften befolgt und Arzneien nicht unter solchen Umständen abgegeben 
wurden, welche bei sorgsamer Brwägnng die Befürchtung nahe legten, dass 
sie nicht zur Heilung, sondern zut Schädigung der Gesundheit gebraucht 
werden würden. Die Voraussetzung der Brschwerung des §. 230, Abs. 2 
St.-G.-B. liegt also vor. 


Verbandwatten sind dem flreien Vekebr überlassen, ürtheil 
des Oberlandesgerichts Köln vom 11. Juli 1902. 

Watten (Zahn-, Ohren-, Augen- und Brandwundenwatten) sind dem Feil¬ 
halten und dem Verkauf nach §. 1 der Kaiserlichen Verordnung vom 27. Januar 
1890 freigegeben, auch wenn sie sich als eine der im Verzeicbniss A anfge- 
fttbrten Zubereitungen darstellen und in solchem Sinne als Heilmittel feilge¬ 
halten oder verkauft werden. Nur dann sind sie dem freien Verkehr entzogen, 
wenn sie mit einem der im Verzeichniss B enthaltenen Stoffe imprägnirt sind. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Köniigireiola Preiusseii« 

Herstellung von Cbolerasernm. Brlass des Ministers der 
u.'Is. w. Medizinalangelegeheiten (gez. i.Vertr.: Wever) vom 28. Ja¬ 
nuar 1903 — M. Nr. 10127 — au die Herren Direktoren der hygienischen 
Institute n. s. w. 

In dem Institute für Infektionskrankheiten werden auf meine Veran¬ 
lassung zwei Arten von Cholerasernm hergestelit und behufs Abgabe an die 
mit der Ausführung der Choleradiagnose betrauten Institute bereitgehalten. 
ein bakteriologisches und ein agglutinirendes. Beide Sera, von denen das 
erstere ans Kaninchen, das letztere ans Pferdebint gewonnen ist, sind ge¬ 
trocknet und zu je 0,1 g in Böhrchen abgetheilt. Der bakteriologische bezw. 
agglutinirende Titer ist auf der Btikette des Böhrchens vermerkt, auch ist 
jedem Böhrchen eine kurze Gebrauchsanweisung beigegeben. 

Ich habe den Direktor des Instituts für Infektionskrankheiten beauftragt, 
Bw. Hochwoblgeboren 5 Böhrchen von dem bakteriologischen und 10 Böhrchen 
von dem agglntinirenden Serum zu übersenden, und stelle Ihnen anheim, die¬ 
selben zur Einübung der Agglutinationsprobe und des Pfeiffer’schen Ver¬ 
suches seitens derjenigen Bakteriologen, welche zur Ausführung choreladia- 
gnostischer Untersuchungen in Aussicht genommen sind, zu verwenden. 

Bin weiterer Bedarf an Cholerasernm zu diagnostischen Zwecken beim 
eventuellen Herannahen einer Choleraepidemide wird Ihnen auf direktes, unter 
Umständen telegraphisches Ersuchen von dem Direktor des Instituts für In¬ 
fektionskrankheiten übersandt werden. 


Anneigepflicht nicht approbirter Personen. Erlass des Mini¬ 
sters der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. A.: Fischer) 
vom 30. Januar 1903 — M. Nr. 4394 — an den Herrn Begiemngspräsidenten 
zn Schleswig und sämmtlichen Herren Begiemngspräsidenten zur Kenntniss- 
nahme^ mitgetheilt. 

Bw. Hoch wohlgeboren erwidere ich auf den gefälligen Bericht vom 18. De¬ 
zember 1902 — I. A. Nr. 16 795 — ergebenst, dass zn den in meinem Erlasse 
vom 28. Juni 1902 M. Nr. 1692 I — behandelten Personen, welche, ohne appro- 
birt zu sein, die Heilkunde gewerbsmässig ausüben, auch die Zahntechniker und 
Zahnkünstler, die nicht geprüften Heilgehttlfen und Masseure, sowie die Bar¬ 
biere, welche die kleine Chirurgie betreiben, gehören, die Zahntechniker und 
Zahnkünstler jedoch nur, soweit sie die Zahuheilkunde ansüben. 
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Beaaehriehtignag vom geaieiageffthrliohea Kraakheitoa. Br lass 
des Hinist'ers der Q. 8. w. Medizinalangelefirenheiten (gea. i. Vertr.: 
Werer) vom 22. Januar 1903 — M. Nr. 10169 — an sUmmtliclieHerren 
Begiernngspräsidenten. 

Da ich von Erkrankungen an Fleckfieber und Pocken nicht sofort, son¬ 
dern in der Begel erst nach Ablauf derselben Eenntniss erhalte, so bestimme 
ich im Einvernehmen mit dem Herrn Minister des Innern, dass die Vorschrift 
in meinem Erlass vom 16. November 1902 — Mr. Nr. 18369 — *u §. 13, be¬ 
treffend die Benachrichtigung des Begiernngsprilsidenten, des Ministers der 
Medisinalangtilegenheiten und des Eaiserlichen Gesundheitsamtes von Erkran- 
knnden bezw. von verdächtisren Erkrankungen an Pest, auch auf die übrigen 
im Gesetn vom 80. Jnni 1900 anfgefOhrten gemeingefährlichen Erankheiten, 
Aussatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber nnd Pocken Anwendung findet. 


Ban nnd Einrichtung ländlicher Volknachnlhänaer. Erlass des 
Ministers der u. s. w. Medi zin alangeletrenheiten (gen.: Stadt) 
vom 20. Dezember 1902 — U. III. E. Nr. 9136 — an sämmtliche Herren 
Begiernngspräsidenten. 

Ans den auf den Bnnderlass vom 15. November 1895 — U. m. E. 7422 
G. m A. I — erstatteten Berichten der Eöniglicben Begiernngen habe ich 
mit Befriedigung ersehen, dass die Bestimmungen der mit diesem Erlasse mit- 
getheilten Denkschrift über Ban nnd Einrichtung ländlicher Volbsschnlhänser 
in Preussen sich in ihrer Anwendung im Ganzen bewährt haben, und dass ein 
BedSrfniss zur Abänderung oder Ergänzung dieser Bestimmungen oder der 
ihnen beigegebenen Muster-Entwürfe im Allgemeinen zur Zeit nicht vorliegt. 

Wenn von einigen Seiten bezüglich einzelner Anordnungen Einwendungen 
nnd Abändernngswttnsche vorgetragen sind, so bernhen dieselben znm grösseren 
Theil auf einer Verkennung der Absicht, welche für die Denkschrift nnd die 
Anfstellnng der ihr beigegebenen Muster-Entwürfe leitend war, nnd welche 
dahin ging, zu zeigen, wie vielseitig sich Grundriss nnd Aufbau der Schnl- 
hänaer gestalten lassen. Weit entfernt, den Muster-Entwürfen die Bedentnng 
bindender Normalien zu geben, sollte allein die Erfüllnng der bezeichneten 
hygienischen schul- nnd bantechnisehen Anfordernngen bei der Ausführung der 
Schulbauten sichergestellt, im Uebrigen aber für diese in jenen Entwürfen 
lediglich eine Beihe von Beispielen mitgetheilt werden; denn es ist natnr- 
gemäss nicht wohl möglich, für alle Fälle verwendbare Entwürfe zu geben. 
Die Art der Ansfithrnng wird sich vielmehr im Einzelfall nach dessen W 
sonderen Verhältnissen zu richten haben Ich kann es aber auch nur als er¬ 
wünscht bezeichnen, wenn sich die Ansföbrnng in Bauart, Ausstattung n. s. w. 
thnnlichst den örtlichen Verhältnissen anpasst, nnd damit nach Möglichkeit 
Beschwerden vorgebengt wird, wie sie in neuerer Zeit auch im Landtage laut 
geworden sind. In dieser Beziehung erwarte ich daher, dass die in dem Bnnd- 
erlasse vom 15. November 1895 nnd der Denkschrift enthaltenen Weisnngen, 
wonach die Eatwnrfsbeispiele den örtlichen Bedürfnissen der Art anznpassen 
sind, dass der Banansftthrnng hinsichtlich der Anwendung nnd Erhaltung des 
Ortsüblichen volle Bewegnngsfreiheit gewährt wird, entsprechende Beachtung 
finden. 

Einzelne Begiernngen haben daran! hingewiesen, dass die Masse der in 
den Entwnrfsbeispielen vorgesehenen Eingangsflnre bei Anbringung von Vor¬ 
richtungen zum Anfhängen der Ueberbleider nicht ansreichen. Dieser Hinweis 
erscheint zutreffend. Eine in mässigen Grenzen gehaltene Erweiterung der 
FInre kann deshalb in Fällen, wo derartige Vorrichtnngen gevrünscht werden 
nnd nicht etwa anderweiten Bedenken (z. B. Diebstahlsgefahr) begegnen, gut 
geheissen werden. 

Von anderer Seite sind Wünsche im Interesse einer Erleichterung der 
Erwärmung der Elassenränme geänssert nnd durch die Besonderheit der kli¬ 
matischen Verhältnisse bestimmter Gegenden begründet worden. Um diesen 
Wünschen entgegenznkommen, will ich mich damit einverstanden erklären, 
dass unter derartigen Verhältnissen, sofern im Einzelfall die hinreichende Be¬ 
leuchtung der Elassenränme durch die freie Lage des Schnihanses gesichert 
ist, das für die Fensterfläche vorgeschriehene Mindestmass auf */« der Boden- 
fläche des Elassenranmes herabgesetzt und das Mindestmass von 3,20 m für 
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die lichte Höhe des Elassenranmes auch dann zngelassen wird, wenn he- 
stimmangam&ssig ein höheres anznwenden sein würde. 

Im üebrigen aber wird anch fernerhin an den Qrnndsätzen des Bnnd- 
erlasses vom 15. November 1895 and der zagebörigen Denkschrift festgehalten 
werden müssen. Insbesondere wird eine Ermössignng der nnter Ziffer 1—4 
dieses Bnnderlasses gestellten hygienischen, ban- nnd schnltecbniscben Forde¬ 
rungen, nicht eintreten können. Es gilt dieses, wie ich ansdröcklicb gegenflber 
abweichenden Wünschen heryorhebe, namentlich anch hinsichtlich der Löftnngs* 
Vorrichtungen nnd Isolirschichten. Anderseits können, wenigstens bei den mit 
staatlicher Beihttlfe anszuftthrenden Schnlbanten, Wünsche, welche hinsichtlich 
des Umfanges nnd der Ausstattung der Gebäude über die in der Denkschrift 
gezogenen Grenzen hinausgehsn, nur bei ganz dringenden Anlässen berück¬ 
sichtigt werden. 

Dabei wird indessen nicht ausser Acht zu lassen sein, dass die Denk¬ 
schrift nur Landschnlbäuser kleinerer Gattung im Auge hat. Ihre Be¬ 
stimmungen können daher bei vielklassigen ScbnlbänFern mit 2 und mehr Ge¬ 
schossen neben dem Erdgeschosse nicht ohne Weiteres in Betracht kommen. 
In solchen Fällen kann vielmehr nur ihre sinngemösse Anwendung in Frage 
kommen, während im üebrigen die im Interesse der Verkehrssicherheit für 
Gebäude mit Versammlungs- u. s. w. Bäumen gegebenen Vorschriften vom 
1. November 1892 entsprechend anznwenden sind. In derselben Weise haben 
die Bestimmungen der Denkschrift auf städtische Schulen Anwendung zu finden, 
wobei namentlich diejenigen hygienischen, sowie bau- und schaltechnischen 
Charakters in Betracht kommen. 

Endlich ist noch hervorzuheben, dass sich unter Umständen da, wo es 
sich um die Beschaffung von Interims-Scbulräumen handelt (bei elementaren 
Unglücksfällen, Epidemien, starker Klassen -Ueberfüllnng nnd anderen Anlässen), 
die Beschaffung der neuerdings von mehreren Fabriken hergestellten trans¬ 
portablen Schulbaracken möglicher Weise namentlich in den Bezirken zu em¬ 
pfehlen ist, in denen mit einer wiederholten lohnenden Verwendung gerechnet 
werden kann. 


Empfehlung des Dr. Granier’schen „Lehrbncheg ffir Heilgebttlfen 
nnd Maeaenre^'. Bunderlass des Ministers der n. s. w. Medizinal- 
angelearenheiten (gez.: i. Anftr.: Förster) vom 24. Januar 1903 — 
M. Nr. 3362 — an sämmtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Das durch den Erlass vom 20. Oktober 1898 — M. Nr. 3536 — näher 
bezeichnete, vom Kreisarzt Geb. Med.-Rath Dr. Granier in Rerlin heraus¬ 
gegebene „Lehrbuch für Heilgehülfen und Masseure“ ist von dem Verfasser neu 
bearbeitet worden nnd in dem Verlage von Richard Schoetz in dritter, ver¬ 
mehrter Auflage erschienen. Bei der Neubearbeitung sind die technischen 
Forderungen, welche der Erlass vom 8. März 1902 — M. Nr. 3332 — (M.-Bl. 
f. d. Medizinal- n. s. w. Angelegenheiten, S. 102) an die staatlich geprüften 
Heilgehülfen nnd Masseure stellt, berücksichtigt worden. 

Bw. Hochwohlgeboren stelle ich ergebenst anheim, die betheiligten 
Kreise, insbesondere anch die Kreisärzte in geeigneter Weise auf das Buch 
aufmerksam zu machen. 


Empfehlung der Dr. Pistor’scben Schrift: Die Behandlung Ver¬ 
unglückter big zur Ankunft des Arzteg. Erlass des Ministers der 
n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Anftr.: Förster) nnd des 
Innern (gez. i. Vertr.: v. Bischoffshansen) vom 5. Februar 1903 — 
M. d. g. A. M. Nr. 4489 I, M. d. Inn. II a Nr. 860 — an sämmtliche Herren 
Regierungspräsidenten. 

Im Verlage der Richard Schötz’schen Buchhandlung in Berlin, Luisen¬ 
strasse 36, ist die von dem Geh. Oher-Med.-Rath Dr. Pi stör im Jahre 1883 
verfasste Schrift: „Die Behandlung Verunglückter bis zur Ankunft des Arztes“ 
in neuer Bearbeitung erschienen. 

Unter Bezugnahme auf die Erlasse vom 8. Oktober 1883 nnd 23. .Tnli 
1891 — M. d. g. A. M. Nr. 6315 u. 6161, M. d. Inn. II Nr. 9814 u. 8919 — 
ersuchen wir Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, die Ihnen untergeordneten Be- 
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hörden, sowie das Pabliknm gefälligst auch auf diese Neabearbeitang in geeig¬ 
neter Weise aafme>ktiam za maohen. 

Die in Bachform, Plakatform nnd Taschenformat erschienene Schrift ist 
yon der bezeiohneten Bachhandlang znm Preise von 60 Pfennige für das ein- 
telne Exemplar, bei Entnahme von 60 und mehr Exemplaren für 40 Pfennige, 
bei einer solchen von 200 Exemplaren nnd darüber für ‘66 Pf. zu beziehen. 


B. Oirosislieirzostlium Baden. 

Dienstthätigkeit des Krankenpflegepersonals. Verordnung des 
Grossh. Ministeriums des Innern yom 28. Norember 1902. 

Zam Vollzog des §. 9 der Dieastanweisang für die Bezirksärzte yom 
1. Januar 1886 (Gesetzes- and Verordnangsblatt S. 3) wird yerordnet was folgt: 

§. 1. Oie Aufgabe der Krankenpfleger and -pflegerinnen besteht darin, 
daroh leibliche Pflege den Zustand der ihnen anyertrauten Kranken thnnlichst 
za erleichtern und die Genesung derselben so yiel als möglich za befördern. 

Za diesem Zweck haben sie 

a) die hinsichtlich der Pflege der Kranken yom Arzte getroffenen An¬ 
ordnungen anf’s Gewissenhafteste anszaführen: 

b) die Kranken aufmerksam za beobachten und dem Arzte über jede 
wabrgeuommene Veränderung im Zastand der Kranken möglichst genaue nnd 
klare Mittheilnng za machen; 

c) Beinliohkeit and gute Luft, im Winter auch gehörige Wärme im 
Krankenzimmer za erhalten, das Bett der Kranken yon Zeit za Zeit za ordnen, 
für die Reinhaitang des Körpers der Kranken, sowie ihrer Leib- nnd Bett¬ 
wäsche za sorgen, den Kranken die ihnen zuträglichen Speisen nnd Getränke 
nach Au Ordnung des Arztes za rechter Zeit in der gehörigen Beschaffenheit 
and Menge za reichen nnd bei deren Gennss, sowie bei anderen Verrichtungen 
die nöthige Hülfe za leisten, am ihnen jede yermeidliche Anstrengung za 
ersparen, überhaupt für die körperliche and geistige Rahe der Kranken Sorge 
za tragen; 

d) bei yorübergehender Entfernang ans dem Krankenzimmer, soweit er¬ 
forderlich, einer anderen geeigneten Person die Pflege za übertragen and Vor¬ 
sorge za treffen, dass inzwischen nichts geschieht, was dem Kranken schädlich 
sein könnte. 

§. 2. Die Krankenpfleger and -pflegerinnen haben ferner den Arzt in 
seiner Thätigkeit durch ihre technischen Httlfeleistangen za anterstützen, ins¬ 
besondere durch Arzueiyerabreichnng, Umschläge, Einpackangen, EingiesfUngen, 
Binspritzangen, Temperatarmessnugen, Güsse, Schröpfen, Blategelsetzen, Kathe- 
terisiren, Herstellen yon Verbänden and dergleichen. 

Sie dürfen jedoch derartige Hülfeleistnngen nnr aaf ansdrückliche ärzt¬ 
liche Anordnnng eintreten lassen. 

Hülfeleistnngen, welche gegen die Schicklichkeit yerstossen, sind bei 
Kranken des anderen Geschlechts nnr in dringenden Nothfäilen zulässig. 

§. 3. Ohne ärztliche Anordnung sind Krankenpfleger and -pflegerinnen 
nar befugt, unter genauer Beachtong der ihnen bei ihrer Ansbildung oder yom 
Bezirksrath gegebenen Anweisungen 

a) kleine einfache Wnnden za reinigen and za yerbinden; 

b) einfache Klystiere, sowie trockene Schtöpfköpfe za setzen und Senf- 
papier aufzulegen; 

c) Umschläge nnd Einwickelnngen vorzanehmen. 

Die Bestimmnng in §. 2, Abs. 3 ist anch hierbei za beachten. 

§. 4. Im Uebrigen sind Krankenpfleger und -pflegerinnen zur selbst¬ 
ständigen Httlfeleistung nur in Nothfäilen befugt, wenn die Hülfeleistnng wegen 
Dringlichkeit der Umstände bis zum Eintreffen ärztlicher Hülfe ohne Gefahr 
nicht yerschoben werden kann. Dabei haben sie sich jedoch auf die Anwendung 
von Hausmitteln und die ihnen bei ihrer Ausbildung oder yom Bezirksarzt für 
die einzelnen Fälle besonders angegebenen Massnahmen za beschränken. Die 
Verordnnag and Anwendung yon Arzneien, die dem Verkehr nicht freigegeben 
sind, ist ihnen ausnahmslos untersagt. 
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§. 5. Die uach §. 4 dem KrankeDpflegepersoual gestattete Belbstetftndige 
Hfllfeleietong darf nicht Iftnger als bis aam Eintrett'en des Antes, dessen 
sohleanige fierbeirafaag sie za yeranlassen haben, andaaern. 

Die Krankenpfleger and •pflegerinnen haben die Verpflichtang, die Be> 
theiligten aaf diesen Umstand and aaf die hiernach zn treffenden Vorkehrongen 
aasdrdcklich aafmerksam za machen, and wenn jene einen Arzt za rafen sieh 
weigern sollten, jeder weiteren derartigen Thtttigkeit — ansser der Pflege im 
Sinne des §. 1 — sich za enthalten. 

§. 6. Die Krankenpfleger and -pflegerinnen haben, soweit dies mOglich 
ist, Vorsorge za treffen, dass ansteckende Krankheiten nicht darch sie selbst 
aaf andere Personen übeitragen werden; za diesem Zweck sollen sie insbe¬ 
sondere rermeiden, so lange sie ansteckende Kranke pflegen, anderen Personen, 
namentlich Kindern, die Hand za reichen; ferner sollen sie nicht Tersäamen, 
nach Verlassen des Kranken sich gehörig za reinigen, insbesondere die Hände 
mit Seife za waschen and — soweit möglich, die Kleidang za wechseln. 

§. 7. Aas demselben Grande sollen Krankenschwestern and Kleinkinder- 
sohalsch Western nicht in einem Hanse zosam men wohnen and -schlafen. 

Wo dies aas besonderen, dringenden Gründen nicht za yermeiden ist, 
dürfen Krankenschwestern mit Kinderschalschwestern in ein and demselben 
Hanse nar anter der Bedingang unterge bracht werden, dass die Kranken- 
sohwestern besondere Wohn- and Schlafränme, bei Neabaaten aach einen ge¬ 
trennten Eingang erhalten, so dass sie nicht mit den Kinderschalschwestern — 
and für den Fall, dass die Kleinkinderschale im nämlichen Hanse sich befindet, 
nach nicht mit den Kindern der Kleinkinderschnle — in Bertthrnng kommen. 

Wo wegen mangels geeigneter Bäume mit Zastimmang des Bezirksarztes 
yorerst yon der Darchführang der Vorschrift des Absatzes 2 abgesehen wird, 
ist die KinderschalschWester gehalten, die sofortige Scbliessnug der Kleinkinder- 
sehale daroh die Ortspolizeibehörde za yeranlassen, sobald die mit ihr za> 
sammenwohnende Krankenschwester die Pflege bei einer für Kinder besonders 
ansteckenden Krankheit, wie Scharlach, Diphtherie and Krupp übernommen hat. 

§. 8. Die Kinderschalschwestern dürfen, so lange die Kinderscbnle nicht 
wegen Aasbrachs einer Epidemie geschlossen ist, die Krankenpflege nicht aas¬ 
üben and müssen, wenn sie sich an der Pflege ansteckender Krankheiten be¬ 
theiligt haben, yor Wiederaafnahme ihrer Thätigkeit in der Kinderschale nach 
Massgabe der yom Bezirksarzt im Einzelfall za treffenden Anordnungen ihre 
Person and ihrer Kleidnng einer Desinfektion anterziehen. 

§. 2. Die Krankenpfleger and -pflegerinnen haben sich neben der yor- 
gesehriebonen polizeilichen Anmeldang bei der Ortspolizeibehörde (Bügermeister- 
amt, in den grossen Städten Bezirksamt), wenn sie zar Aosübang ihres Berafes 
sich an einem Orte niederlassen, ebenso wenn sie wieder wegziehen, aach beim 
Bezirksarzt persönlich an- and abzamelden, and zwar sofern sie einer reli¬ 
giösen Genossenschaft angehören, anter Angabe ihres bürgerlichen and ihres 
Ordensnamens, sowie des Sitzes ihrer Oberen. 

Eine schriftliche Anmeldang bei dem Bezirksarzt genügt, wenn das 
Krankenpflegepersonal in geschlossenen Anstalten (Krankenanstalten, Kliniken 
a. s. w.) beschäftigt oder entfernt yom Wohnort des Bezirksarztes stationirt 
ist; im letzteren Fall ist jedoch die mündliche Anmeldang bei der nächsten 
persönlichen Anwesenheit des Bezirksarztes am Aufenthaltsort des Kranken- 
pflegepersonals nachzaholen. 

Verfehlangen hiergegen werden nach §. 49 des Polizei-Str.-G.-B. bestraft. 

§. 10. Die Aufsicht über die beraflichen Leistungen des Krankenpflege- 
personals übt — unbeschadet der ßeaafsichtignng durch die demselben yorge- 
setzten Aerzte in Krankenanstalten etc. — der Bezirksarzt aas, dem es znsteht, 
Missstände, deren Abstellung ihm nicht gelingt, zur Kenntniss der betreffenden 
Vorgesetzten, eyentueli des Bezirksamts zu bringen; Verletzungen der Straf¬ 
gesetze hat der Bezirksarzt der Staatsanwaltschaft bezw. dem Bezirksamt 
mitzatheilen. 

§. 11. Die Bestimmungen in den §§. 2 bis 6, 9 and 10 finden auch aaf 
die sogenannten Heilgehttlfen (Wnndarzneidiener etc.) Anwendung. 


Verantwort!. Redakteur: Dr. Rapmand, Reg.-o. Geh. Med.-Bath in Minden i.W, 

J. 0. 0. Braai, H. S, «. F. Sah.-L. Hof-Baehdraeker«! In Jfladra. 
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licken Feilkalten yon Nahrongsmitteln den Gebraach gewisser Waarenbezeich- 
nangen dahin einschrftnken oder festlegen, dass mittelst dieser Bezeicbnnng 
nicht die Gefahr einer Tinschnng oder Irrcftthmng des kanfenden Pnbiiknms 
Ober die Qualität der Waare entstehe. Es ist ihr somit nicht verwehrt, den 
Verkanf gesnndheitsge^rlieher Miichsorten zn verbieten, z. B. der Milch von 
enterkranken, hastenden, abmagernden, verseuchten Ktthen — wie dies auch in 
§. 2 der Verordnung vom 24. Dezember 1897 geschieht. Ebenso dürfen Polizei- 
Verordnungen sowohl im gesandheitlichen Interesse, wie im Interesse von Treu 
und Glauben beim Marktverkehr oder dem öffentlichen FeUhalten von Nahrungs¬ 
mitteln den Begriff der Vollmilch nach Fettgehalt und spezifischem Gewicht so 
festsetzen, wie es in den Frankfurter Polizeiverordnungen und sonst geschieht. 
Auch das Verbot, ein Gemisch von Vollmilch und Magermilch als Milch in 
den Handel za bringen, ist nicht gesetzwidrig, wenn auch ttberfiflssig, weil es 
bereits im Nahrangsmittelgesetz und in §. 367, Nr. 7 B. Str. G. B. enthalten 
und unter Strafe gestellt ist. Dagegen ist die Polizei nicht befugt, reine 
natürliche Milch deshalb vom Handel anszoschliessen, weil sie einen bestimmten 
Fettgehalt nicht hat. Verboten darf werden, dass solche Milch unter dem 
Namen Vollmilch verkauft werde, weil dadurch die Anffassung beim kaufenden 
Publikum erweckt wird, sie habe 3 *’/o Fettgehalt. Allein sie unter ihrem rich¬ 
tigen Namen „Milch“, „reine frische Milch“ feilzubieten und zn verkaufen kann 
nicht untersagt werden. Irgend eine Täuschung im Verkehr findet dann nicht 
statt und irgend welche Gefahr für die Gesundheit liegt nicht vor. Noch 
weniger darf bestimmt werden, dass unter „abgerahmter Milch“ keine bessere 
Qualität verkauft werde, mag die betreffende Milch gar nicht abgerahmt sein 
oder weniger als die Polizei voranszusetzen für gnt befindet. Auch hier kann 
weder von einer Täuschung im Verkehr zum Nachtheil des Publikums, noch von 
einer Gefahr fftr die Gesundheit gesprochen werden. Das Gegentheil ist sogar 
der Fall. Soweit also die Polizeiverordnungen ftlr Frankfurt a. M. Den Ver¬ 
kauf reiner unverfälschter Milch, weiche weniger als 3**/« Fettgehalt besitzt, 
verbieten — vorausgesetzt, dass solches nicht unter dem Namen „Vollmilch“ 
geschieht —, und soweit sie für „abgerahmte Milch“ eine nicht zn flber- 
schreitende Bestqualität verschreiben, sind sie unverbindlich. Die Freisprechung 
des Angeklagten war gerechtfertigt. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

l>evit»olaem Relola. 

Betrieb von Anlagen zur Herztellnng von Präservativs, Sieher- 
heitspessorien, Snspensorien und dergleichen. Bekanntmachung des 
Beiohskanzlers (gez. i. Vertr.: Graf von Posadowsky) vom 
30. Januar 1903. 

Auf Grund des §. 120 e der Gewerbeordnung hat der Bnndesrath folgende 
Vorschriften erlassen: 

§. 1. In Bäumen, in welchen Präservativs, Sicherheitspessarien und 
andere zn ähnlichen Zwecken dienende Gegenstände angefertigt oder verpackt 
werden, darf Arbeitern unter achtzehn Jahren und Arbeiterinnen eine Be¬ 
schäftigung nicht gewährt und der Aufenthalt nicht gestattei werden. . 

|. 2. In Bäumen, in welchen Snspensorien angefertigt oder verpackt 
werden, darf entweder nur männlichen Arbeitern oder nur Arbeiterinnen eine 
Beschäftigung gewährt und der Aufenthalt gestattet werden. 

Jugendlichen Arbeitern sowie Arbeiterinnen unter einundzwanzig Jahren 
darf der Zutritt zu solchen Bäumen nicht gestattet werden. 

§. 3. Die vorstehenden Bestimmungen treten am 1. April 1903 in Kraft 
und an die Stelle der durch die Bekanntmachung des Beichskanzlers vom 
21. Juli 1888 (Beiehs-Gesetzbl. S. 219) verkündeten Bestimmung. 


B, Köiilgpreiola PjreiaaMi«it. 

Inwieweit Genesungsheime als Krankenanstalten onzusehen sind. 
Bnnderlass des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegen¬ 
heiten vom 12, Dezember 1902 an sämmtUehe Herren Begiemngsprä- 
sidenten. 
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Alf dM in den Hem Ifinister für Hendel nnd Gewerbe gerieMeU 
gefSUige Schreiben vom 24. Desember 1902 — ü. Hr. .9866 — erwidere 
ich ergebenst im EinTent&ndnisse mit den Herren Ministem fttr Hendel nnd 
Gewerbe, des Innern nnd der öffentlichen Arbeiten, dess die engeregte Frage, 
ob Genesnngsheime mit Arbeitsgelegenheit nnter die Bestimmnngen der ren 
dem Oberpräsidenten der Prorins Brendenbnrg nnter dem 8. Jnli 1898 er* 
lassenen Poliseirerordnnng ttber Anlage, Ban and Binricbtnng von öffentlichen 
nnd Privat-Kranken* n. s. w. Anstalten (Amtsbl. der KOnigl. Begierang in 
Potsdam, 1898, 8. 821 n. s. w.) fallen, allgemein nicht entsdiieden werden 
kann. Es wird im Einselfalle von der anständigen Behörde geprttft werden 
mässen, ob nnr solche Pfleglinge in der betreffenden Anstalt Anfnahme Anden 
sollen, deren Genesnng vollendet ist, nnd welche daher als krank nicht mehr 
angesehen werden können oder besondere Schntamassregeln im Hinblick anf 
ihren körperlichen Znstand nicht mehr erheischen. 

Ist dies der Fall nnd soll das Genesnngsheim nnr dasn dienen, den 
während der flberstandenen Krankheit geschwächten nnd der Arbeit entwöhnten 
Körper wieder an die Arbeit za gewöhnen, so wird das Genesnngsheim als 
eine Krankenanstalt nicht angesehen werden können. 

Befinden sich die Pfleglinge jedoch noch in dmr BekosTalemenz, so sind 
im Allgemeinen dieselben gesundheitlichen Forderungen an ihre Unterbringung 
zn stellen, wie bei den Kranken selbst. 

Bei Personen, welche an einer übertragbaren Krankheit erkrankt nnd 
in der Erholung begriffen sind, a. B. Typhus*, Tuberkulose* n. s. w. Rekon¬ 
valeszenten, kommen ansserdem noch diejenigen Forderangen in Betracht, 
welche snr Verhütung der Weiterverbreitnng der Krankheitskeime durch 
aweckmässige Absondernng, Verpflegung nnd Desinfektion an stellen sind. 
Genesnngsheime, welche Rekonvaleszenten der genannten Art anfnehmen 
sollen, sind daher für diesen Theil ihres Betriebes als Krankenanstalten im 
Sinne des Erlasses vom 19. August 1895 ansnsehen. 


Gesundheitliche Mindestfordernngen an Badeorte. Er lass'des 
Ministers der n. s. w. Medizinalangelegenheiten — M. 8984.II — 
vom 24. Januar 1908. 

In dem vorstehenden Erlasse sind bezüglich der an die Badeorte zn 
stellenden gesnndhcitspolizeiliehen Forderungen nachstehend Gtisichtspnnkte 
anfgestellt, welche jedoch weitergehende, durch die örtlichen Verhältnisse im 
Einzelfalle gebotene Massregelnicht ansscbliessen: 

„Unter einem Badeorte im gesnndbeitlichen Sinne ist jeder Ort an ver¬ 
stehen, der dnreh Prospekte oder andere Bekanntmachungen Fremde zur Be* 
nntznng seiner natürlichen oder künstlichen Heilmittel einladet nnd znlässt. 
Da in einen solchen Ort jeder Zeit leicht ansteckende Krankheiten dnreh 
Fremde eingeschleppt werden können, mnss hier mit Rücksicht anf §§. 28, 85 
des Beiebsgesetses, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, 
vom 30. Juni 1900 (R. G. Bl. S. 806) die Dnrehführnng derjenigen Massregeln 
mit besonderer Anfmerksamkeit gefordert nnd überwacht werden, welche einer 
Ansteckungsgefahr wirksam vorznbengen im Stande sind. 

Unbedingt nothwendig für jeden Badeort sind die Binricbtnng von 
Kranken- nnd Leicbenränmen, sowie die Beschaffung genügender Desinfektions- 
Vorrichtungen. Dabei ist jedoch wie bei allen gesnndheitspoliseilicben Forde¬ 
rungen die Leistnngsfithigkeit der Gemeinde so weit wie möglich zn berück¬ 
sichtigen. Kleine Badeorte, Gemeinden oder Gntsbeairke, welche bisher keine 
Kurtaxe erhoben haben, werden dies jetzt tbnn müssen, falls sie nidit ans 
eigener Kraft die Kosten für die sanitären Einrichtungen anfanbringen ver¬ 
meinen; es steht an hoffen, dass die GUste eine Knrstener, die ihnen Abwehr* 
massregeln gegen Ansiecknngsgefahr verbürgt, ohne Bedenken anf sich 
nehmen werden. 

Was die Erankenränme betrifft, so ist sowohl die Zahl der Orts¬ 
einwohner. als anch die der Badegäste zn bedenken. Mindestens soll jeder 
Badeort, falls nicht in seiner unmittelbaren Nähe eine leicht an erreichende 
nnd für die Bedürftiisse des Badeortes zur Verfügung stehende Krankenanstalt 
vorhanden ist, zwei geeignete Ränme zur Anftiabme von Kranken mit an* 
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steckenden Krankheiten nnd zur Wehnnng des Pflegers oder der Pflegerin in 
Bereitschaft halten. 

Die Forderung eiaes Leiohenranmes f(lr Verstorbene, insbesondere 
für solche, welche an ansteekenden Krankheiten gelitten haben, wird in den 
kleinsten Orten dnreh einen kleinen Anban an das Spritzenhaus leicht erfüllt 
werden kOnnen; aneh andere Rftnme sind znlftssig, vorausgesetzt, dass sieisolirt 
liegen nnd nicht mit menschliehen Wohnungen unmittelbar znsammenhlngen. 

Desinfektions Vorrichtungen sind in allen grdsseren Badeorten 
bereits vorhanden. Kleinere Vorriehtnngen, wie die handlichen Formalinde8> 
infektions* Apparate können anoh in den kleinsten Badeorten angesohafft werden. 
Vor Allem muss aber anoh Jemand vorhanden sein, der mit der Handlang nnd 
den gesetslichen Vorsehriften der Desinfektion vertrant ist. In manchen Orten 
wird der mit Ueberwaohnng der Vorbengnogsmassregeln betraute Kreisarzt die 
Desinfektion dnreh die ihm znr VerfBgnng stehenden Desinfektoren auf Kosten 
der Oemainde vornehmen lassen können. Aber anch, wo dies nicht der Fall 
ist, liegt die Sache nicht schwierig. Dar Badeort — Badeverwaltnng, Ge¬ 
meinde — lässt einen seiner Einwohner znm Desinfektor aasbilden. Dieser 
kann zngleich Bademeister, Gameindediener n. s. w. sein. Der Unterrichts- 
knrsns in der Dasinfektion erfolgt kostenlos in den hygienischen Instituten in 
Königsberg, Greifswald, Kiel, Posen u. s. w. nnd dauert 8 bis 10 Tage. Für 
die Präfnng sind 10—12 Mark zn entrichten. Die Badeverwaltnng hat ausser¬ 
dem noch die Kosten för die Hin- nnd Bäokreise, sowie fflr den Aufenthalt 
des Ansznbildenden am Orte des Unterrichts zu tragen. Es empfiehlt sich, 
dass die Badeverwaltang die Desinfektion in eigener Regie behält, wie es z. B. 
in Misdroy der Fall ist. Sie entlohnt den Angestellten nach ortsüblichen 
Sätzen für jede vorgenommene Desinfektion and lässt den Apparat mit Hfilife 
eines Arbeiters jedes Mal an Ort und Stelle bringen. Hierdnrch entstehen 2 
bis 3 Mark Kosten; es kommen hinzu die Auslagen für Verbrauch an Formalin, 
Spiritus, Watte, Schmierseife, Kalkmilch n. s. w., die sich nach der Grösse des 
za dasinfizirendan Raumes, oder nach der Zahl der zn desinfizirenden Gegen¬ 
stände richten. Die Kosten werden dem Erkrankten von der Badeverwaltang 
in Rachnnng gestellt unter Erhebung eines Zuschlags fflr Verzinsung and Ab¬ 
nutzung des Apparates. 

Zn den ansteckenden Krankheiten, nach welchen die Desinfektion der 
von den Kranken bewohnten Räume obligatorisch zn machen ist, muss neben 
Scharlach, Diphtherie, Masern, Pocken, Typhns, Rohr n. s. w. in Badeorten 
auch die Langenschwindsncht gerechnet werden. 

Znr Verhfltang ansteckender Krankheiten durch den Answnrf sind an 
geeigneten Stellen Spncknäpfe anfzastellen und dnreh Anschlag darauf hinzn- 
weisen, dass es den Anfordernagen der öffentlichen Gesnndheitspflege entspricht, 
nicht anf den Boden, sondern in die Spncknäpfe ansznwerfen. 

Schliesslich ist es nothwendig, dass in allen Badeorten geeignete Vor- 
riohtnngen fflr die erste Hülfe bei plötzlichen Erkranknogen, Vemnglflcknngen 
n. s. w. bei Seebadeorten nach znr Rettung Ertrinkender, hergerichtet nnd 
in gutem Zustande gehalten werden, sowie dass die erforderlichen Personen 
stets znr Verfflgnng stehen." _ 


Massnahmen anr Bekämpfung der Trnnksneht. Erlass des 
Ministers der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez.: Stndt) 
vom 81. Jannar 1908 — U. Ula, Nr. 1888 ü. III. M. — an den Herrn 
Regiemngspräsidenten zn Minden and sämmtliohen Herren Regierungspräsi¬ 
denten znr Kenntnissnahme mitgetheilt. 

Mit der Absicht der Königlichen Regierung znr Darehfflhmng meines 
Erlasses vom 81. Jannar d. J. — ü m A Nr. 8204/01 U HI. U ü. M. —, betr. 
die Bekämpfung der Trnnksneht, den Schalen noch nähere Anweisung zn geben, 
bin ich dnrehans einverstanden. Der Königlichen Regierung flberlasse ich daher, 
die nöthigen Belehmngen nach Ihrem Ermessen zn ertheilen. 

Gegen eine ins Einzelne gehende and fflr alle Schulen gemeinsame 
lehrplanmässige Bestimmnng fflr den Unterricht liegen jedoch erhebliche 
Bedenken vor. Neben manchen anderen sind die Schwierigkeiten in Betracht 
zn sieben, die in der Mannigfaltigkeit der Schnlorte, der grossen Verschieden¬ 
heit der Gegenden, nnd anch der Uehrer selbst begrtlndet sind. Bei einer 



BeohtapreohiiBg nod ]IediiiBal>0«8etBgebiug. 


65 


Tielklaasigen Schale wird die Belehrang io der iweiten Klaeee Boeh Umfang 
and Inhalt andere za halten sein, ale in der ersten, während in der einklaesigen 
Schale die ganze Oberstufe gemeinsam helehrt werden mnss. Es ist weiter in 
herOcksiohtigen, dass Aber den Lehrstoff noch za wenig Erfahrong Torliegt, 
als dass schon jetzt allgemein die ihm zasaweisende Zeit YorgeschrieMn 
werden könnte. Ausserdem stellt aber die Gegenwart der Volksschule Auf¬ 
gaben von ähnlicher Bedentang ans dem praktischen Leben in solcher Zahl, 
dass fttr jede einzelne ein fester Antheil an der za Gebote stehenden regel¬ 
mässigen Unterrichtszeit ttberhanpt nicht gewährleistet werden könnte. Es sei 
nor an die Gesandheitspflege, die Nahrangsmittellehre, den Thiersehnte, an 
wirthschaftliche Fragen der Landwirthsehaft, der Obst- und Gartenbanknnde, 
des Gewerbes, an die Rechnnngen des kaufmännischen Verkehrs einsehliesslieh 
der sagehörenden Foraralare, an die Einriehtangen des Staates, die Reicbsrer- 
fassong, das ReichsYersieherangswesen, an Heer und Flotte, an Verkehr, Kolo¬ 
nien n. 8. w. erinnert. Alle diese wichtigen Fragen haben bereohtigten An- 
gprach auf eine genügende Beachtung in der Volksschnle, aber nnr in dem 
Sinne, dass der Unterricht zn gelegener Zeit and nach Ifassgabe der örtlichen 
Verhältnisse anf sie einzngehen hat. Dieser Forderung kann nicht eine für 
alle Schalen gemeinsame Festsetsang im Lehrplane der Schalen, sondern 
nor die für jede einzelne Schale alljährlich anfzastellende Stoffrertheilnng 
(PensenYertheilang) entsprechen. Diese Yermag den Fordemngen nnserer Zeit 
gerecht za werden, sie ermöglicht auch einen jederzeitigen Wechsel der An- 
ordnnng unter fortlaufender BerOoksiehtigang der Erfahrung. Hit Hülfe der 
StoffYertheilang kann in einem Jahre diesem, im anderen Jahre jenem Gegen¬ 
stände eine besondere Beachtung gesichert werden so, wie es jeweilig dem 
Stande und Wechsel des Bedürfnisses entspricht. 

Die Königliche Regierang wolle daher ihre Anordnungen auf die Stoff¬ 
Yertheilang der einzelnen Schulen richten und auch anf diese beschränken. 

Die Kreissehnlinspektoren, denen die Anleitung der Schulleiter znr An¬ 
fertigung der StoffYertheilang und die Beaufsiohtigang der letzteren obliegt, 
sind mit genauer Anweisung za Yersehen. 


O. Gi*ossli.eirsEOfl^li.um Baden. 

Anzeige tob Taberknloseerkranknngen beim Wechsel der Woh- 
nang. Bescheid des Grossherzoglichen Hinisterinms des 
Innern Yom 16. Januar 1903 an den Grosnhersogl. Bezirksarzt I in Mannheim. 

Nach dem diesseitigen Erlass an das dortige Bezirksamt Yom 21. Dezember 
1902, Nr. 60466, die Bekämpfung der Tuberkulose der Menschen betreffend, 
ist unter dem in §. 2 der Verordnung Yom 30. Januar 1902 (die Bekämpfung 
der Taberkalose betreffend, Gesetz- n. Verordn.-Bl. S. 47) gebrauchten Aus- 
drack „Wechseln der Wohnung“ im Hinblick auf den Zweck dieser Vorschrift, 
die Verhütang der Uebartragang von Ansteckungskeimen durch die anzuord¬ 
nende Desinfektion, jegliches Aufgeben einer bisher durch einen anstecknngs- 
fähigen Kranken benntzten Wohnung zu Yerstehen, gleichgültig, ob dieses Auf- 
geben ein dauerndes oder nnr ein Yorübergehendes ist nnd ob die bisherige Woh¬ 
nung mit dem Krankenhaus oder einer anderweitigen Wohnung Yretauscht wird. 


Anweisung über die Zulässigkeit medizinischer Eingriffe in Uni- 
Yersitätskliniken und sonstigen Krankenanstalten. BrlassedesGross- 
herzoglichen Ministeriums des Innern Yom 6. Januar u. 2. Fe¬ 
bruar 1903 an die Vorstände der Kliniken nnd Polikliniken an den beiden 
Landesnnirersitäten nnd an die Bezirksämter. 

Mit-theilang der preassischen Ministerial-Erlasses Yom 29. Dezember 
1900 (s. Beilage zu Nr. 2 der Zeitschrift 1901, S. 73) zur Beachtung. 


X>. IXei*zo|gthum Saoliseu • BiXeiuinigeia. 

Prüfung und Anlage von zentralen und Einzel-Trinkwasserver- 
sorgnngen. Erlass des Staatsministeriums (Abtb. des InnerojYom 
18. NoYember 1902 an die Herzogi. Landräthe, die Magistrate n. Bürgermeister¬ 
ämter, die Hersogl. Physiker, Landbaumeister, Strassen- n. Wasserbanmeister. 

Bei der Wichtigkeit des Trinkwassers für Menschen und Thiere muss 
auch künftig der Beschaffenheit der Trinkwasser nnd der Beschaffung guten 
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Trinkwassen besondere Benohtang geschenkt werden. Wir bestimmen deshalb 
unter Zarflcknahme der bisher erTassenen Verfttgnngen Fönendes: 

1. Beim Anlegen oder ümKndem von Wasserleitungen sind Tor 
Aufnahme der Leitangsarbeiten die Pl&ne, aus denen sich Lage und Verlauf 
der Leitung ersehen lässt, dem Hernoglichen Physikus nur Prüfung, ob aus 
Gesundheitsrücksichten irgend welche Gedenken gegen die Anlage der Leitung 
au erheben sind, mitzutheilen. 

2. Da die Güte eines Trinkwassers nicht blos nach einigen physikalischen 
(Klarheit, Farbe, Temperatur) oder nach physiologischen (Geschmack, Geruch) 
oder nach chemischen Kennzeichnen (Rückstandsmenge, Härtegrad, gasfürmige, 
mineralogische und organische Stoffe) benrtheilt werden darf, vielmehr in Bück- 
sicht auf die Entstehung und Weiterverbreitung ansteckender Krankheiten die 
mikroskopische Untersuchung von grosser Wichtigkeit ist, so ist jetzt bei allen 
Trinkwasseruntersuchungen nicht nur die chemische Analyse erforderlich, 
sondern auch die mikroskopische Untersuchung durch die mit geeigneten 
Mikroskopen ausgerüsteten Herzoglichen Physiker anznordnen. 

8. Bei der Füllung der für die chemische und mikroskopische Unter* 
suehung bestimmten Wasserproben mnss mit grösster Sorgfalt verfahren werden, 
um ein zuverlässiges Ergebniss der Untersnchung zu sichern. Die Entnahme¬ 
stelle muss vollkommen sauber und frei von Verunreinigungen durch Boden¬ 
schlamm oder schwimmenden Körpern sein. Nöthigenfalls wird sie von Allem, 
was das Wasser verunreinigen kann, so rechtzeitig vor der Entnahme zu 
reinigen und zu verwahren sein, dass das Wasser völlig abgeklärt erscheint. 
Zur Wasserentnahme ist ein gut sterilisirtes mit eingeriebenem Glasstöpsel 
verschliessbares Glas zu benutzen. Für denjenigen, welcher dieses Glas mit 
Wasser zu füllen hat, ist eine Anweisung beizufügen, wie er dies ordnnngs- 
mässig zu machen hat. Das Glas ist nur mit sauberen (frischgewaschenen) 
Händen unter Wasser (bei Brunnenstuben) zu öffnen, das Glas voll laufen au 
lassen, der Stöpsel einzusetzen, das verschlossene Glas abzntrocknen und über 
den Stöpsel eine mehrfache Lage von Fliesspapier festznbinden. Bei laufenden 
Brunnen füllt man das Glas aus dem Strahl des ausfliessenden Wassere. 

Die Einsendung des Wassers hat unverzüglich nach der BinfüUnng 
an den Untersuchenden zu erfolgen und die Untersuchung selbst ist ohne 
längeren Zeitverlust vorzunehmen. 

4. Bei der mikroskopischen Untersuehnng ist, so lange die Zahl 
der im Kubikzentimeter Wasser enthaltenen Keime nicht Hunderte beträgt, 
die Anzahl derselben überhaupt anzugeben, ebenso die Anzahl der die Gelatine 
verflüssigenden Keime. Ueber die Art der hauptsächlichsten und wichtigsten 
Kolonien soll in dem Gatachten Näheres angegeben werden. 

Entwickeln sieh die Keime, wie dies namentlich bei niedrigerer Tempe¬ 
ratur der Fall zu sein pflegt, langsamer und sind nicht zu viele verflüssigende 
Keime vorhanden, dann sind die Kuiturplatten bis zu 6 Tagen anfznbeben. 

Als Vergütnng für die den Herzoglichen Physikern entstehenden Aus¬ 
lagen und das begleitende Gutachten kann der Ansatz von 6 Mark in Anrech¬ 
nung, gebracht werden. 

Von jedem Gutachten ist durch den Herzoglichen Landrath eine Abschrift 
in Umschlag uns vorzulegen. 

5. Bei laufenden Brnnnen kommen folgende Mängel vor: oberfläch¬ 
liche Lagerung der Röhren, schlechte Verbindung, eingetretene Fänlniss oder 
zufällige Verletzung derselben, wodurch fremdartige Znflüsse zu dem an sich 
guteu Wasser möglich werden. Sind nun die Leitungen, wie dies leider nnr 
zu oft noch aus Mangel an Sorgsamkeit gefunden wird, in der Nähe von Mist¬ 
stätten, Dunghaufen, Abtritten oder anderen Herden intensiver organischer 
Verwesung^ vorübergeführt, so ist es unvermeidlich, dass jede Undichtigkeit der 
Leitung einen Zufluss nnzersetzter organischer Stoffe und ihrer Zersetzungs- 
produkte, Ammoniak, salpetrige Säure und Salpetersäure herbeiführt. 

In allen diesen Fällen wird deshalb das nächste Augenmerk auf die 
Beschaffenheit der Leitung und auf die Nachbarschaft von Dnngstättbn etc. zu 
richten sein. 

In anderen, wenn auch selteneren Fällen entspringt die Verunreinigung 
des Wassers aus einer mangelhaften Fassung der Quelle und schlechter Be¬ 
schaffenheit der Bmnnenstube, sn dass hier, gleich beim Anstritt der Quelle 
aus dem-Bodeu, der Zufluss der Unreinigkeiten stattfindet. Durch sorgfältige 
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FaMQng der Quelle, oidnaagsmäBsige liauerang und ZementirDog der Wandoogen 
und der Decke der Brannenetnbe werden rieh diese Mängel beseitigen lassen. 

In noch selteneren FUlen fährt das ans dem Boden dringende Qnell- 
wasser selbst schon snspendirte organische Stoffe und namentlich deren Zer- 
setznngsprodukte, salpetrige nnd Salpetersänre, mit sich. Es findet sich dort, 
wo der Boden, ans welchem die Quellen entspringen, in hohem Grade mit 
organischen Snbstansen nnd deren Zersetsnngsprodnkten imprägnirt ist. Der¬ 
gleichen Wasser gelten als besonders bedenkiieb, wohl deshalb, weil ihr Gehalt 
an schädlichen Substanzen ein anhaltender nnd wenig wechselnder ist. 

Ob ein Quellwasser die organischen Snbstanaen nnd ihre Zersetznngs- 
prodnkte gleich ursprünglich mit sich führt oder dieselben erst bei ihrem 
Austritt ans dem Boden nnd im Verlaufe der Leitnng zngemiseht erhält, lässt 
sich leicht durch eine Vergleichung der Znsammensotznng des Wassers an der 
Quelle nnd am Ansfinss der Leitnng feststellen. 

6. Bei Pump- und Ziehbrunnen erhält sich das Wasser, auch 
wenn es ursprünglich von durchaus guter Beschaffenheit war, selten längere 
Zeit gut. Es kommt dies daher, dass die meisten Pumpbmnnen nicht tief 
sind, dass sie in grösserer Nähe menschlicher Wohnungen angelegt werden, 
wo der Boden grosse Mengen organischer Substanzen anfgenommen hat, dass 
sie gwöhnlich schlecht gemauert sind nnd dass leider in ihrer nächsten Um- 
gebnng ein Zustand fortgesetzter Unreinlichkeit zu herrschen pfiegt. Die Sorge 
für Pump- nnd Ziehbrunnen hat eine sehr erhöhte Bedeutung gewonnen, seit¬ 
dem sich ergeben hat, dass das sogenannte Grundwasser in Folge der Filtration 
durch die Erdschichten bakterienfrei ist nnd dass der meist zu beobadbtende 
g^rosse Beichthum von Bakterien im Wasser der Pump- nnd Ziehbmnnen stets 
die Folge äusserer Verunreinigungen oder schlechter Anlage derselben ist. Als 
besonders gefährliche Mängel solcher Anlagen sind hervorgetreten: in schleditem 
Zustande befindliche, halbvermoderte Böhren nnd mangelhafte Bedeckung der 
Bmanen, schadhafte durchlässige Erunnenmauern, verunreinigte schlammige 
Schächte, Janchetümpel nnd durchlässige Gossen in der Nähe der Brunnen. 

Wo ausreichend laufende Brunnen vorhanden oder unschwer zu be¬ 
schaffen sind, ist darauf hinznwirken, dass Pump- und Ziehbmnnen znm Trinken 
und. Kochen überhaupt nicht benutzt werden. Wo aber in Folge der gegebenen 
örtlichen Verhältnisse Pnmp- nnd Ziehbmnnen nicht entbehrt werden können; 
wird ihnen eine nm so grössere Aufmerksamkeit zngewendet werden müssen. 
Die Hauptaufgabe ist, zu verhüten, dass der Boden in der näheren Umgebnng- 
der Brunnen massenhaft mit organischen Substanzen verunreinigt werde: also 
grösste Beinlichkeit in der nächsten Umgebung, gehörige Ableitnng der ans¬ 
gegossenen Spülwasser, Entfernung von Dungstätten nnd ihrer Abflussgräben 
aus der Nähe der Pump- nnd Ziehbmnnen. Sodann aber ist durch die Bauart 
des Pump- und Ziehbrunnens selbst möglichst zu verhüten, dass die organi¬ 
schen Substanzen nnd ihre Zersetznngsprodnkte dem Wasser des Bmnnens zn- 
geführt werden. Dies ist dadurch, zu. erreichen, dass nnr das Wasser ans den 
tiefen Bodenschichten dem Brunnen znströmt, während das Wasser ans den 
oberflächlichen Seitenschichten des Bmnnens abgehalten wird. Pnmp- und Zieh¬ 
brunnen dürfen deshalb nicht zu oberflächlich angelegt nnd ihre Wände müssen 
sehr sorgfältig gemauert und gut zementirt sein. Hänfig wird aber letzteres 
absiehtlieh vermieden, nm auch die Wasser aus den oberflächlichen Schichten 
zwischen den Steinen der Umfassungsmauern durchsickern zu lassen. 

Es sind daher die Polizeistellen zu öfterer strenger Unteisncbung über 
solche Mängel nnd zur Anzeige derselben zwecks Abstellung anznweisen. 

7. Die Aufmerksamkeit der Behörden wird weiter auf die Gesnndheits-: 
Schädlichkeit der Verwendung von Blei bei Wasserleitungen gelenkt. 

Zwar ist die übliche Dichtung der ans anderen Materialien als Blei her¬ 
gestellten Leitnngsrohre mit gefetteten Hanfstricken nnd dämm gegossenem 
Wdchblei ungefährlich, da das Leitnngswasser mit diesem Blei gar nicht in 
Berührnng kommt nnd demgemäss Bleilösnngen nicht in sich anfnehmen kann. 

Dagegen ist die Verwendung von Blei zur Herstellung solcher Gegen¬ 
stände, welche mit dem Leitnngswasser in unmittelbare Berührnng kommen, 
z. B. zu den Leitungsrohren selbst, verwerflich. 

. Zwar ist die Menge des vom Wasser beim Dncchgehen durch. Bleiröbreu 
gelösten Bleies je nach der Beschaffenheit nnd Zusammensetzung des Wassers 
sehr verschieden. Da aber das Blei die Eigentbtimlicbkeit besitzt, dass es ein- 
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mol in den menschlichen Körper gelangt, darin narttckgehalten wird and somit 
seine Wirkongen sieh anhiofen, so können dnreb fortgesetzten Gennas von 
mit Bleilösangen anch nnr in geringem Grad rersetstem Wasser bedenkliehe 
GesnndheitsstOmngen entstehen. 

Die Gesondheitsstörnngen werden am so eher anftreten, je grösser die 
im Wasser gelöste Bleimenge ist. Da non, je lEnger das Wasser in einem 
Bieirohr steht, desto mehr Blei gelöst wird, so sind insbesondere die Zaleitnngs* 
rohre von den Haaptrohren nach den Geb&aden and Brannen, wenn sie ans 
Blei hergestelit sind, da in diesen das Wasser oft stnndenlang steht, geradesn 
gesaadheitsgefihrlieb. 

Aach die Verwendnng Terzinnter Bleirobre ist onznilssig. 

8. Die Verwendnng von eisernen Bohren za den Hansansehlflssen 
an die Wasserleitang wird dringend empfohlen. 

üm sn Torhttten, dass das Wasser dnrch Bisenbildnng gefärbt oder in 
seinem Geschmack Terändert werde, sind die Bohre innen za asphaltiren. 


Verpflichtung der Aerzte zur Anmeldung von ttbertrngbaren 
Krankheiten. Brlass des Ministeriums, Abtheilnng des Innern 
vom 19. Oktober 1902 an den Herrn Bezirksprisidenten. 

Das Gesetz, betr. die Bekkmpfang gemeingefährlicher Krankheiten vom 
30. Jani 1900 (B.'G.-B1. 8. 806), der Beschloss des Bnndesraths, betreffend die 
wechselseitige Benachriohtigong der Militär- and Polizeibehörden Aber das 
Anftreten ttbertragbarer Krankheiten (Bekanntmachung des Beiehskanzlers 
vom 22. Jnli 1902, B.-G.-B1. Nr. 37, 8. 267), sowie die Beschlllsse der Aerzte- 
kammer lassen eine Abändemng der ln den drei Bezirken glelchlantenden 
Bezirkspolizeiverordnongen, betr. die Verpfliohtnng der ierzte znr Anmeldung 
von Infektionskrankheiten vom Jahre 1895 angezeigt erscheinen. 

In der Anlage Qbersende ich Bw.den Bntwnrf einer ent¬ 

sprechenden Verorwang mit dem ergebenen Brsnchen, die Verordnnng alsbald 
fttr Ihren Bezirk zu erlassen, im Zentral- nnd Bezirksamtsblatte zn veröffent¬ 
lichen und die Kreisdirektoren sowie die Kreisärzte hiervon mit dem Bemerken 
zn verständigen, dass auch die doreh den Brlass vom 8. Angost 1895 — I. A 
Nr. 7887 — Ihnen mitgetheilten Ansfahrongsbestimmangen, Massnahmen nnd 
Desinfektionsvorschriften einige Abändemngen erfahren werden. Nähere Ver-. 
fUgnng hierQber behalte ich mir vor. Binstweilen ist nach den zur AnsfOhrnng 
der Besirkqtolizeiverordnang vom Jahre 1896 erlassenen Vorschriften zn ver- 
Äiliren. 

Bntwurf, betr. die Verpfllohtung der Aerzte zur Anmeldung von 
übertragbaren Krankheiten. 

Aal Grand des Dekretes vom 22. Dezember 1789, Abtheilnng 8, Artikel 2, 
Ziffer 9 und des Gesetzes vom 16./24. Angost 17M, Titel K., Artikel 3, 
Ziffer 5 wird hiermit fflr den Bezirk.verordnet was folgt: 

Die Aerzte sind verpflichtet, abgesehen von der ihnen nach den §§. 1 
nnd 2 des Gesetzes, betreffend die Bekämpfnng gemeingefithrlicher Krank¬ 
heiten, vom 30. Juni 19(X) obliegenden Anseigepflicht auch von jeder Br- 
kranknng, 

a) an ünterleibstyphns sowie von jeder Brkrankang, welche den Ver¬ 
dacht des Ünterleibstyphns erweckt oder ihm ähnlich ist (Paratyphns), 

ferner von jeder Brkrankang 

b) an Bohr (l^sentrie), Diphtherie nnd 8ebarlaeb, an Kopfgenickstarre 
(Meningitis cerebrospinalis), Bttokfallfieber nnd Woobenbettfieber, 

deren Behandinng ihnen anvertrant wird, längstens binnen 24 8tnnden 
nach Feststellong der Krankheit oder des Verdachts dem Kreisärzte desjenigen 
Kreises, in welchem sich der Kranke befindet, schriftliche Anzeige zu erstatten. 

In gleicher Weise ist 

o) Anzeige za erstatten von dem Vorkommen von Massenerkranknngen 
an der Kömerkrankheit (Trachom). 

Diese Verordnnng, welche die Verordnnng vom. 1895 ersetzt, 

tritt sofort in Kraft. 

..den. 1902. Der Bezirkspräsident. 

VerantwortL Bedaktenr: Dr. Bapmnnd, Beg.- n. Geh. Med.-BaUi in Minden i. W. 

J« 0« €• BncDfft H« 8« «• F, Hof-Bvdidni^erel ia MhideB. 
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Rechtsprechung. 

Nichtbefolgnng ärztlicher Ratschläge ist nicht als Körperver¬ 
letzung oder fahrlässige Tötung anznsehen. Entscheidung des 
Beichsgeriohts (Str.-S.) vom 80. Januar 1903. 

Das Landgurioht Stettin hatte einen Arbeiter wegen fahrlässiger Tötung 
verurteilt, weil dieser seine an einena Knieleidcn erkrankte Tochter ihrem und 
der Mutter Wunsche entsprechend, jedoch entgegen dem Rate des Arztes zu¬ 
nächst nicht ins Krankenhaus gebracht, sondern in der Wohnung gelassen 
hatte. Schliesslich war doch die Ueberftthrnng in das Krankenhaus erfolgt, wo 
jedoch das Mädchen bald starb. Die Revision des Angeklagten wurde vom 
Beichsanwalt für begründet erklärt. Das Urteil sei höchst auffallend 
und ungewöhnlich. Das Gericht sage, der Angeklagte habe „einsehen 
müssen", dass eine Behandlung seiner Tocuter im Krankenhanse erforderlich 
war. Wolle man allgemein diesen Qrnnlsats anwenden, so würde wohl der 
grössere Teil der Eltern, welche kranke Eindor haben, angeklagt werden 
müssen. Wenn jedermann verpflichtet sein solle, anzuerkennen, dass eine medi¬ 
zinische Behandlung notwendig sei, so müsst:» alle die zahlreichen Personen, 
welche zu der homöopathischen oder natnrärztlichen Behandlung allein Ver¬ 
trauen haben, in ähnlichen Fällen unter Anklage gestellt werden. Es handle 
sich lediglich um das freie Ermessen eines jeden einzelnen, ob er sich medi¬ 
zinisch behandeln lassen wolle oder nicht. Gemäss dem Anträge des Beichs- 
anwalts erkannte das Reichsgericht auf Aufhebung des Ur .eils und sprach den 
Angeklagten von Strafe und Kosten frei. 


Unlauterer Wettbewerb in der Heilkunde. Entscheidung des 
Reichsgerichts (Str.S.) vom 10. Februar 1903. 

Wegen unlauteren Wettbewerbes ist am 27. Oktober 1902 vom Land¬ 
gerichte Breslau der in Schlesien sehr bekannte Heilkünstler 0. M. zu 1000 M. 
Geldstrafe verurteilt worden, weil er in den Jahren 1899—1902 in Zeitungs¬ 
anzeigen allen an veralteten Haut- und Geschlechtskrankheiten leidenden Per¬ 
sonen schnollsta Heilung versprochen hat. Das Gericht hat hierin eine zur 
Irreführang geeignete Behauptung tatsächlicher Natur erblickt. Der Reichs¬ 
anwalt bezeichnete die Revision des Angeklagten als begründet. Bedenken 
errege schon die Feststellung, dass der Angeklagte Tatsachen behauptet habe, 
während er doch lediglich schnelle Hilfe und sicheren Erfolg versprochen habe. 
Oh in diesen Worten falsche Tatsachen behauptet seien oder ob es sich lediglich 
um marktschreierische Reklame bandle, hätte genauer geprüft werden müssen. 
Ein Mangel des Urteils beruhe auch darin, dass nicht festgestcllt sei, die An¬ 
gaben in den Inseraten seien zur Irreführung des Publikums bestimmt gewesen. 
Auf Grund dieser Bedenken erkannte das Reichsgericht auf Aufhebung des 
Urteils uni verwies die Sache an das Landgericht zurück. 


Unlauterer Wettbewerb. Urteil des Kammergerichts (St.-S.) 
vom 16. Februar 1903. 

Sch., ein früherer Apotheker ans der G^end von Frankfurt a. 0., hatte 
in der Presse Wattepackungen als neues, billiges und sicher heilendes Mittel 
gegen Gelenkrheumatismus angeprieseu. Nachdem die Aerztekammer gegen 
Sch. Strafantrag gestellt hatte, wurde er im Gegensatz zum Schöffengericht 
vom Landgericht zu 60 Mark Geldstrafe verurteilt. Der Gerichtshof kam nach 
Anhörung eines medizinischen Sachverständigen zur Ueberzengnng, dass Sch 
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bekannt sein mnsate, Gelenkrhenmatisnins kOnne nicht durch Wattepacknngen, 
sondern nur dnrch Mittel beseitigt werden, welche innerlich znr Anwendong 
gelangen. Die Hanilnngaweise des Angeklagten sei nm so bedenklicher ge¬ 
wesen, als der Qelenkrhenmatismas leicht das flers ergreife, wenn nicht recht¬ 
zeitig die Krankheit dnrch geeignete Mittel geheilt werde. Die Angaben des 
Angeklagten in den Inseraten waren mithin wissentlich nnwahr, zur Irreftthmng 
geeignet und enthielten den Anschein eines besonders gttnstigen Angebotes. 
Diese Entscheidnng focht Sch. dnrch Revision beim Kammergericht an and 
bestritt, an wahre Angaben tatsächlicher Art gemacht za haben; er sei nar 
anderer Ansicht als der medizinische Sachverständige gewesen. Das Kammer- 
gerioht wies jedoch die Revision des Angeklagten als anbegrOndet zarttok, da 
die Vorentscheidang ohne Rechtsirrtnm ergangen sei. Der Angeklagte habe 
Gelenkrbeamatismas billiger and besser als Aerzte dnrch anzalängliche Mittel 
heilen wollen. 


Der Vorstand der Aerztekammer ist berechtigt, einen Strafantrag 
gegen Karpfascher wegen nnlanteren Wettbewerbs an steilen. Urteil 
des Kammergerichts (Str.-S.) vom 19. Febraar 1903. 

ln diesem Urteil hat das Kammergericht in Uebereinstimmang mit dem 
Reichsgericht angenommen, dass der Vorstand der Aerztekammer berechtigt 
sei, einen Strafantrag zn stellen and die Vorentscheidang anch insofern ohne 
Rechtsirrtam ergangen sei, als das in Betracht kommende Inserat des Ange¬ 
klagten, wonach er in der Lage sei, „alle Krankheiten, aach Schwindsacht, 
Nierenkrankheiten and Wassersucht gründlich za heilen**, nnwahre and znr 
Irreführung geeignete Angaben tatsächlicher Art enthalte. 


Aqaa Amygdalararam amararnm dilata darf nur in Apotheken 
and in diesen nur auf ärztliches Rezept als Heilmittel abgegeben 
werden. Urteil des Oberlandesgerichts za Breslau (Str.-S.) vom 
30. Dezember 1902. 

In dem Urteil wird aasgefflhrt, dass Aqna Amygdal. amar. dilat. nicht 
zn denjenigen Arzneimitteln gehöre, die ansserhalb der Apotheken feilgehalten 
and verkauft werden dürfen, da VerdOnunngen von Bittermandelwasser als flüssiges 
Gemisch anznseben seien. Aach die Ansicht des Angeklagten, er habe bona flde 
gehandelt, gehe fehl, denn vom Vorderrichter sei fcstgestellt, dass der Ange¬ 
klagte nicht in einem zur Straffreiheit führenden Tatirrtnm, sondern in 
einem Rechtsirrtam über eine Norm des Strafrechts sich befanden habe, indem 
er über den Blaosänregehalt des Aqaa Amygd. amar. dilata unterrichtet ge¬ 
wesen sei. 


Der Begriff „Geheimmittel**. Ankfindigang von Entfettnngstee. 
Urteil des Kammergerichts (Str.-S.) vom 16. Febraar 1903. 

Der Begriff „Geheimmittel** ist erfüllt, wenn im Inserat nur die ein¬ 
zelnen Bestandteile, aber nicht die prozentualen Mengenverhältnisse angegeben 
sind. Die AnkUndigang eines Bntfettangstees als wirksames Mittel gegen Fett¬ 
leibigkeit ist nach der für die Provinz Westfalen geltenden Polizeiverordnang 
vom 25. Mai 1897, betr. Ankündigang von Geheimmitteln, anznverlässig; denn 
wenn auch Fettleibigkeit nicht immer eine Krankheit ist, so kann sie doch in 
eine solche aasarten. Zar Verhütung and Heilung dieser krankhaften Fett¬ 
leibigkeit ist aber der Tee auch bestimmt, da die Menschen, wenn sie sich 
krank fühlen, weit eher geneigt sind, za Geheimmitteln zu greifen. 


Als „Handel mit Giften“ ist nicht auch die Verwendung von Gift 
bei Ansübang einer gewerblichen Tätigkeit, z. B. des Viehkastrierens, 
za erachten. Entscheidang des Bayer. Verwaltangs-Geriohts- 
hofs (2. Sen.) vom 29. Oktober 1902. 


Die Hebammen sind yerpflichtet, den zngezogenen Aerzten 
anch ohne ausdrückliche Anffordernng bei der Gebart den erforder¬ 
lichen Beistand za leisten, selbst wenn sie dadurch im Widerstreit 
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mit der Lehre der Kirche eu kommen vermeinen. Erkenntnis des 
Kammergerichts vom 15. Januar 1903. 

Die lustroktion für die Hebammen des Königreichs Prenssen bestimmt 
in §. 10, dass die Hebamme gehalten sei, den von der Schwangeren in Rat 
gezogenen Aerzten ,den nötigen Beistand bei der Geburt zu leisten“, und ihnen 
„in allen Stöcken zur Hand zu gehen“. Dieser Bestimmung hat die Ange¬ 
klagte zuwider gehandelt. Denn die Strafkammer stellt lest, dass die Ange¬ 
klagte als Hebamme bei einer Entbindung zugegen war; sie sah, dass die 
Aerzte bei der Entbindung Beistand nötig batten, denn diese mussten sich 
beim Ausbleiben der sachkundigen Untersttttzung der Angeklagten von anderen 
Frauen, die nicht Hebammen waren, helfen lassen; daher war sie Ober die 
Notwendigkeit ihres Eingreifens nicht im Zweifel. Einer ausdrücklichen Auf¬ 
forderung oder Anordnung der Aerzte bedurfte es unter diesen Umstünden 
nicht, das ergiebt der klare Wortlaut des §. 10 a. a. Orte, der ausser der oben 
angeführten Vorschrift die weitere Bestimmung enthält, die Hebamme müsse 
auch „für die Ausführungen der Anordnungen (der Aerzte) Sorge tragen“. 

In der Hanptverhandlnng vor dem Bevisiousgerichte ist seitens der Ver¬ 
teidigung geltend gemacht: Die Angeklagte habe, nachdem sie sich darauf 
berufen, dass die Kirche die Perforation verbiete, und nachdem dann die Aerzte 
ihre Hilfe nicht ausdrücklich gefordert hätten, der Meinung sein dürfen, dass 
die Aerzte auf ihre Hilfe verzichteten. Ausserdem sei zweifelhaft, ob die Per¬ 
foration strafrechtlich erlaubt sei; wenn die Angeklagte daher gemeint haben 
sollte, sie dürfe zu einer verbotenen Handlung nicht Beistand leisten, und deshalb 
untätig geblieben sei, so könne sie nicht in Strafe genommen werden. — Der 
letzte Einwand ist tatsächlicher Natur. Er ist von der Angeklagten weder bei 
der Entbindung selbst, noch, was das Entscheidende ist, in der Hanptverhand¬ 
lnng vor dem Berufungsgerichte vorgebracht, übrigens hat der Verteidiger 
auch gar nicht behauptet, dass die Angeklagte wirklich an eine kriminelle 
Strafbarkeit des ärztlichen Verfahrens geglaubt und dass sie deshalb nicht 
geholfen hatte. Dieser zweite Angriff musste also nach §. 876 Str.-P.-O. un¬ 
beachtet bleiben. Ebenso der erste. Auch dieser ist tatsächlicher Natur; der 
Einwand ist vor dem Bernfungsrichter nicht erhoben, und endlich ist auch 
hier nicht behauptet, dass die Angeklagte geglaubt habe, die Aerzte verzich¬ 
teten auf ihre Mitwirkung. 

Die Revisionsrechtfertigung stützt sich in erster Linie darauf, dass die 
Angeklagte geglaubt habe, „die Kirche habe es (die Perforation) verboten“; 
die Angeklagte habe keine „Sünde“ begehen wollen. Mit Recht ist in der 
Hanptverhandlnng vor dem Revisionsgerichte hierauf ein Angriff seitens der 
Angeklagten nicht mehr begründet. Wenn die Angeklagte einerseits an ein 
kirchliches Verbot glaubte, wenn ihr anderseits das staatliche Gebot und die 
staatliche Strafandrohung bekannt waren, so musste sie, um der staatlichen 
Strafe zu entgehen, dem staatlichen Gebote Folge leisten, solange sie Hebamme 
blieb und nicht den Widerstreit der Pflichten dadurch ein Ende machte, dass 
sie ihr staatliches Amt niederlegte. Wenn aber die Angeklagte etwa ange¬ 
nommen haben sollte, der Staat werde sie trotz seiner Strafandrohung in 
diesem Konfliktsfalle nicht strafen, dann irrte sie über das Strafrecht, und 
dieser Irrtum ist ohne Bedeutung. Die Revision war daher kostenpflichtig 
(§. 605 Str.-P.-O.) zurUckzuweisen. 


Eine Hebamme, die sich der Hehlerei schuldig gemacht hat, ist 
nicht mehr zuverlässig und nnbescboiten. Sie entbehrt also Eigen¬ 
schaften, die bei Erteilung des Prflfnngszengnisses vorausgesetzt 
werden mussten. In solchem Falle kann daher das Prflfnngszengnis 
entzogen werden. Entscheidung des preussischen Oberver¬ 
waltungsgerichts vom 6. Februar 1902. 

Hat aber die Beklagte, wie danach einem Zweifel nicht unterliegen kann, 
um die lange Zeit hindurch fortgesetzte Bestehlnng des Warenhauses durch 
ihre darin angestellte Tochter gewusst und diese nicht nur nicht von der Fort¬ 
setzung ihres strafbaren Treibens abgehalten, sondern sich vielmehr durch 
Benutzung der gestohlenen Gegenstände die sich ans dem Diebstahl ergebenden 
Vorteile zu eigen gemacht, so kann ihre Verfehlung keineswegs, wie die Be- 
rufungsrechtfertignng anszuführen versucht, als eine leichte und wenig ins 
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Gewlcbt falleude, augvEehen werden. Es kann der Beklagten vielmehr das 
Veitranen nicht mehr geschenkt werden, dass sie »ich au Ireiudein Eigentnm 
unter keinen Umständen vergreifen und sich streng ehrlich halten werde. Von 
einer Hebamme aber, die bei Ansübang ihres Berufes in den Häusern und 
Familien der Wöchnerinnen aus* und eingeht und der gegenüber eine strenge 
Kontrolle gar nicht ansgettbt werden kann und bei der Vertrauensstellung, die 
sie vermöge ihres Berufes einnimmt, auch nicht einmal ansgettbt werden darf, 
muss unantastbare Bechtlichkeit und Bediichkeit unbedingt verlangt werden. 

Nach §. 3, Abi. 4 der hier zur Anwendung gelangenden Allgemeinen 
Verfttgang des Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Medisinalangelegen- 
heiten, betr. das Hebammen wesen, vom 6. August 1883 (Prenss. Hebammen- 
Lehrbuoh S. 274) werden in allen Fällen nur solche Personen als Schülerinnen 
in den Hebammen • Lehranstalten anfgenommen, welche . . . 

„2. die erforderliche Znverlässigkeit in Bezug auf denselben (nämlich 
den Hebammenberuf) besitzen, unbescholtenen Bofas sind und insbesondere 
nicht ansserehelich geboren haben.“ 

Die Beklagte besitzt nach Vorstehendem die erforderliche Zuverlässigkeit 
in Bezug auf ihren Beraf nicht mehr, und ebensowenig ist sie noch unbe¬ 
scholtenen Btfes. Sie entbehrt als) solcher Eigenschaften, welche bei Er¬ 
teilung des Prttfungszeagnisses voransgesetzt werden mussten (§§. 30, 53 Qew.- 
Ordn.). Das Prdfangszengnis war ihr daher zu entziehen. 


Eine Leibbinde kann als „Bruchband*^ zieh darstellen; in diesem 
Falle obliegt dessen Beschaffung ohne Rücksicht anf den Kostenpunkt 
der Krankenkasse. Diese Verpflichtung besteht auch während der 
Gewährung der Krankenhauspflege seitens der Krankenkasse. Ent¬ 
scheidung des bayer. Verwaltungs-Gerichtshofs (3. Sen.) vom 
20. Oktober 1902. 

... Zu untersucheu ist zunächst, ob dis der Th. Schw. gelieferte Leib¬ 
binde als „Oruch band“ im Sinne der angezogeueu Qeaetzcsstelle anzusehen ist. 

Die Vorinstanz hat diese Frage bejaht, wogegen die erste Instanz in 
dieser Beziehung die Voraussetzungen für die Annahme eines «ähnlichen 
Heilmittels“ als gegeben erachtet hat. 

Mit Biicksicht anf die zur Sache voriiegenlen ärztlichen Gutachten trägt 
der Gerichtshof fdr den vorliegenden Fall kein Bedenken, sich der Antfassung 
der Vorinstanz anznschliessen, dies hauptsächlich deshalb, weil ans sämtlichen 
Gutachten . . . mit aller Deutlichkeit erhellt, dass die der Sch. (im unmittel¬ 
baren Ansjhlusse an die Operation eines grossen Nabelbruchs) verordnete Leib¬ 
binde nicht nur den Zweck hatte, die äusserst schwachen Banchdecken zu 
stützen, sonlern zugleich das Entstehen eines neuen Bruches zu verhindern. 
Die in Frage kommende Leibbinde hatte sonach, wie überdies seitens der be- 
gutashteulan Aerzte ausdrileklich bemerkt ist, «den Zweck einer Bruchbandwe 
zu erfüllen“ und rechtfertigt sich eben deshalb auch deren rechtliche Gleimi- 
behandlung mit einem Bruchbande. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. l>eateiolLem Reiola. 

Beschäftigung jugendlicher Arbeiter bei der Bearbeitung yon 
Faserstoffen, Tierhaaren, Abfäilen oder Lumpen. Bekanntmachung 
des Beiohskanzlers (gez. in Vertr.: Graf von Posadowsky) vom 
27. Februar 1903. 

Auf Grund des §. 139 a, §. 154, Abs. 3 der Gewerbeordnung hat der 
Bundesrat für Fabriken und Werkstätten mit Motorbetrieb die nachstehenden 
Bestimmungen, belr. die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter bei der Be¬ 
arbeitung von Faserstoffen, Tierhaaren, Abfällen oder Lumpen 
erlassen: 

I. lu Hechelräumen, in Bäumen, in welchen Maschinen zum Oeffnen, 
Lockern, Zerkleinern, Entstäuben, Aufetten oder Mengen von rohen oder abge¬ 
nutzten Faserstoffen, von Tierhaaren, von Abfällen oder Lumpen im Betriebe 
sind, sowie in Biumen, in webhen Tierhaare durch Handarbeit entstäubt oder 
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gelockert (gefacht) werdea, darf jageodlichcB Arbeitern wShreud des Betriebs 
eine Beschftftignng nicht gew&hrt and der Anfenthalt nicht gestattet weiden. 

Die Karden (Krempel) ftlr Wolle and Banmwolle fallen nnter die vor* 
stehende Bestimmang nicht. 

II. In Betrieben mit Räumen der nnter I, Abs. 1 fallenden Art mnsa 
in den Ränmen, in welchen ingenillicbe Arbeiter beschäftigt werden, ansser 
der in den Fabriken nach §. 138, Abs. 2 der QewerbeordnuBg nnd in den Werk« 
Stätten nach Ziffer 6 nnd 15 der Bekanntmachnng vom 13. Jnli 1900 anszn- 
hängenden Tafel eine zweite Tafel aasgehängt werden, welche in deutlicher 
Schrift die Bestimmungen unter I wiedergibt. 

in. Die Yorstehenden Bestimmungen haben fär die Dauer you 10 Jahren 
Giltigkeit. 

Sie treten am 1. Juli 1903 in Kraft nnd an die Stelle der durch die 
Bekanntmachung des Reichekanzlers Yom 29. April 1892 Yerkttndeten Be¬ 
stimmungen. _ 


B. König reloh Prensmen. 

Bestellung you Ortssendnngen. Erlass des Ministers der 
n. s. w. Hedizinalangelegenheiten (gez. i. Anftr.: FSrster) Yom 
21. Februar 1903, and Allgemeine Verfdgang des Justiz- 
ministers (ger.: Schönstedt) Yom 31. Dezember 1902. 

Der Herr Jnstizminister hat durch die abschriftlich beiliegende Allge¬ 
meine Verfflgung Yom 31. Dezember y. J. die JnstizbebOrden angewiesen, in 
solchen Fällen, in welchen die Post nnr ansnahmsweise oder Yorttber¬ 
gehend fdr den OrtsYerkehr benutzt wird, die Sendnngen nicht mit dem 
PortoablösnngsYermerke nnd während des Jahres 1903 auch nicht mit Zähl¬ 
marken zu Yersehen, sondern sie im Wege der Pottostnndnng einzeln zu 
frankieren. 

Ferner ist in der Verfdgung bestimmt worden, dass auch der Ortspost- 
anstalt nuYerzflglieh daYon Mitteilnng gemacht werden soll, wenn eine Justiz¬ 
behörde, bei der bisher die Ortssendnngen durch die Post bestellt worden sind, 
nach dem 1. Januar 1903 die ßestellnng den eigenen Boten überträgt. 

Im Interesse der Einheitlichkeit des Verfahrens wird bestimmt, dass 
innerhalb des diesseitigen Geschäftsbereiches Yorkommecden Falls nach den 
gleichen Omndsätzen zu verfahren ist. 

Bei der Auslegnng des Portoablösnngsabkommens sind ferner Zweifel 
darüber entstanden, was unter „Ortssendnngen“ zu verstehen sei. Während 
die Postanstalten den Begriff „Ort“ im Sinne des §. 37 der Postordnung vom 
20. März 19(X) anfgefasst haben, wonach hierunter der gesamte Orts- nnd Lend- 
bestellbezirk einer Postanstalt fällt, ist von dem Herrn Finanzminister die 
Ansicht vertreten worden, dass nls „Ort“ nur die politische Gemeinde, in der 
die Behörde ihren Sitz hat, betrachtet werden könne. Im Bereiche der Jnstiz- 
verwaltnng werden als Ortssendnngen alle die angesehen, welche am Sitze der 
Behörde, oder in einer Entfernnng von weniger als 2 km von diesem Sitze zn 
bestellen sind. Ans diesen verschiedenen Anffassnngen sind besonders deshalb 
Weiterungen für die Praxis entstanden, weil sich der „Ort“ niu:h postalischem 
Begaff keineswegs mit der politischen Gemeinde deckt. 

Um zn verhindern, dass in Znknnft solche Sendnngen der Staatsbe¬ 
hörden pp., welche an Empfänger ausserhalb der politischen Gemeinde des 
Amtssitzes gerichtet sind, nnd welche mit Zählmarken frankiert bei der Post 
eingeliefert werden, von den Postanstalten als nicht nnter das Portoablösnngs- 
verfahren fallend, beanstandet werden, hat das Reichs-Postamt die Postan- 
stalten durch Verftlgnng vom 14. Januar d. J. allgemein angewiesen, als Orts- 
sendungen im Sinne des Portoablösnngsabkommens nnr solche Sendnngen anzu- 
sehen, welche innerhalb der Grenzen der politischen Gemeinde verbleiben, in 
der die absendende Behörde ihren Sitz hat. 

Allgemeine Verfügung vom 31. Dezember 1902 über die 
Bestellung der Ortssendnngen. 

1. Die Uebertragnng von Ortssendnngen auf die Post mit der Wirkung, 
dass die Frankiemng mittels dos Aversioniernngsrermerkes geschieht, kann nach 
dem 1. Januar 1903 nnr mit Gaaehmignng des Jnstizministers erfolgen. Die 
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GenehmigaBg ist bu bb beantragen, wenn die üebertragnng als dauernde 
Binriehtang beabsichtigt ist. 

2. Soll in einzelnen Fällen die ZastellnDg ansnabmsweise durch die Post 
bewirkt werden, oder wird im Falle eines Torttbergehenden Bedürfnisses (z. B. 
bei Erkrankung des einzigen ünterbeamten, plötzlicher Geschäftshänfnng n.s.w.) 
die Benutzung der Post zu Ortssendnngen angeordnet, so sind solche Sendungen 
nicht mit dem Aversioniernngsvermerk und während des Jahres 1908 auch nicht 
mit Zählmarken zu yersehen. sondern durch Entrichtung der Postgebühr zu 
frankieren. Die Anzahl der Ortssendungen und das Porto dafür sind in dem 
Portokontobuche besonders ersichtlich zu machen. 

Eine solche Benutzung der Post darf nur in dringenden Fällen und nur 
auf die unerlässlich notwendige Dauer erfolgen. 

8. Wenn eine Justizbehörde, bei welcher die Ortssendnngen bisher durch 
die Post bestellt worden sind, nach dem 1. Janoar 1908 die Bestellung auf 
Geriehtsdiener oderlGerichtayollzieher überträgt, ist auch der Ortspostanstalt 
hierron unverzttgliohSMitteilnng zu machen. 


Meldekarten Uber ansteckende Krankheiten können auch im Orts- 
yerkehr mit dem Portoablösungsvermerk yersehen werden. Erlass 
des Mjinisters dem. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Anftr.: 
Först)er) yom 5. März 1908 — M. d. g. A. M. Nr. 14459 A. — an den 
Herrn Regierungspräsidenten in Oppeln und sämtlichen Herren Regierungs¬ 
präsidenten zur Kenntnisnahme mitgeteilt. 

Durch den Rnnderlass vom 20. April 1897 — M. 11012 G HI — haben 
Ew.^Hochwohlgeboren'i die Ermächtigung erhalten, für Postsendungen mit 
Meldungen, welche aus'^Gründen der Gesnndheitspolizei oder der Medizinal¬ 
statistik auf Anweisung der Staatsbehörden seitens der Aerzte und des ärzt¬ 
lichen Hilfspersonals, sowie seitens der Standesbeamten erstattet werden, den 
yorgenannten Personen auf ihren Wunsch Briefumschläge oder Postkarten mit 
dem Abdruck des Dienstsiegels und dem Ayersioniernngsvermerk, sowie tun¬ 
lichst mit der Adresse des Empfängers, zuzustellen. Im Einverständnisse mit 
dem HerrnfFinanzminister und dem Herrn Minister des Innern, sowie nach 
Benehmen mit dem Herrn Staatssekretär des Beichspostamtes bestimme ich, 
dass dieses Verfahren auch für die durch das Reicbsgesetz, betreffend die Be¬ 
kämpfung gemeingefthrlicher Krankheiten, vom 80. Juni 1900, bezw. durch das 
demnächst zu erlassende Preussisehe Ausftthrungsgesetz yorgeschriebenen Krank- 
heits- pp. Meldungen beibehalten wird und zwar mit der Massgabe, dass die 
eingangs bezeichneten Personen auch berechtigt sind, die yon ihnen abzn- 
schickenden,* mit dem Portoablösungsyermerke C^ttr 1908 auch mit Portozähl¬ 
marken) yersehenen Meldekarten pp. im Ortsyerkebr durch die Post befördern 
zu lassen. 


Anneigen über die in Priyat-lrren- n. a. w. Anstalten nnterge- 
braehten ausländischen Kranken. Erlass des Ministers der Justiz, 
(gez. i. Vertr.: Kü nt sei), der Minister der n. s.w. Medizi na 1 an gelegen- 
heiten (gez. i. Vertr.: Förster) und des Innern (gez. i. Vertr.: y. Bi- 
sch'offshanseu) yom 27.^Febrnar 1903 — J.-M. Nr. 1224, M. d. g. A. 
M. Nr.'8430, M. d. I. Nr. U a 1679/80 — an den Herrn Regierungspräsidenten 
zu'{Wiesbaden und ; sämtlichen]^ Herren Regierungspräsidenten zur Kenntnis¬ 
nahme'mitgeteilt. 

Auf den an den Herrn Minister der auswärtigen Angelegenheiten ge¬ 
richteten undSlyon diesem]! uns mitgeteilten Bericht yom 11. September 1902 
— Pr. I M. Nr. 8364 — erwidern wir ergebenst, dass die in Nr. 9 der An¬ 
weisung über Unterbringung in Priyatanstalten für Geisteskranke, Epileptische 
und Idioten yom 26. März 1901 yorgeschriebenen Anzeigen über die Aufnahme 
yon Angehörigen anderer deutschen Bundesstaaten oder yon Ausländem in 
Priyatanstalten nach §. 14 a. a. 0. auch bei der Entlassung, Ueberführang und 
Beurlaubung, sowie bei dem Tode und der Entweichung solcher Kranken zu 
erstatten sind. 

"i^S^In'gleicherJWeise hat der^ in dem Begleiterlasse zu der genannten An¬ 
weisung sowie in dem Erlasse yom 16.; September 1901 — M. d. A. M. Nr. 7096, 
J.-M. I Nr. 6717, M. d. I. II a Nr. 7380 — yorgeschriebene Bericht über die 
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Aofnahme an den Herrn Minister der answirtigen Angelegenheiten anchim 
Falle der Entlassung sa erfolgen. 


Tanbetnrnmen'Statistik. Erlass des Ministers des Innern 
(ges. i. Anftr.: ▼. Kitsing) yom 18. Deaember 1902 — Ib8880— an die 
Herren Oberpräeidenten. 

Nach den vom Bnndesrate am 12. Desember 1901 beschlossenen, in Nr. 54 
des Zentralblatts fttr das Dentsche Beicb von 1901 — S. 484 ff. — abgedrnckten 
Bestimmungen ’) soll vom 1. Januar 1902 ab eine fortlaufende statistische Auf¬ 
nahme der Taubstummen unter Zugrundelegung des den Bestimmungen ange¬ 
schlossenen Fragebogens erhoben werden. Bei der Aufnahme wird jedes taub¬ 
stumme oder der Taubstummheit verdächtige Kind 

a) bei seinem Eintritt in das schulpflichtige Alter der Vollsinnigen, sowie 

b) bei seiner nach diesem Zeitpunkte (a) erfolgenden Aufnahme in eine 
Taubstummenanstalt gezählt. 

Die Fragebogen, für welche die Formulare nach Bedarf auf Antrag 
kostenfrei vom Königlichen statistischen Bureau in Berlin geliefert werden 
und Aber deren Ansffillnng sich das Nähere ans den oben gedachten Be¬ 
stimmungen ergiebt, sind — sobald die AnsfOllnng vollständig erfolgt ist — 
in doppelter Ausfertigung spätestens jedoch bis zum 15. Juni und 15. Dezember 
jeden Jahres, erstmalig bis spätestens zum 15. Juni 1908 dem statistischen 
Bureau einznsenden. Die darnach erforderlichen Anordnungen sind sofort zu 
treffen. Die erstmaligen Erhebungen haben sich auf die Zeit vom 1. Januar 
1902 ab snrflck zu erstrecken. 

Ausserdem ist ttber die Verwaltung jeder Taubstummen-Anstalt oder 
-Schule von den Direktionen ein Fragebogen nach dem angescblossenen Muster 
anssufllllen und am 15. Januar j. J. dem Königlichen statistischen Bureau ein- 
zusenden. 

Auch die Formulare für die letztbezeichneten Fragebogen sind kostenlos 
vom statistischen Bureau zu beziehen. Etwa notwendige Bflckfragen sind von 
den betreffenden Dienststellen mit tunlichster Beschleunigung zu beantworten. 
Insoweit die Beantwortung der Fragen 1—12 des Fragebogens fttr die Auf¬ 
nahme der taubstummen Kinder durch den Kreisarzt erfolgt, und letzterer aus 
diesem Anlass zu Reisen ausserhalb seines Wohnorts genötigt wird, kOnnen 
die dadurch entstehenden Kosten ans dem Diäten- und Fnhrkostenfonds der 
Begierung — Kap. 58, Tit. 11 des Staatshansbaltsetats — zahlbar gemacht 
werden. 

Ew. Excellenz ersuche ich im Einvernehmen mit dem Herrn Minister 
der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten ergebenst, die 
nachgeordneten Behörden hiernach gefälligst schleunigst mit Weisung zu 
versehen. 


Taubstummen-Statistik. 

Berichtsjahr 19 . . . 

Fragebogen fflr die Verwaltung der Taubstummen-Anstalten 

und Schulen. 

1. Bezeichnung der Anstalt:. 

2. Lage: Ort, Gemeinde.Kreis. 

8. Zeit der Gründung und Name des Ortinders der Anstalt:. 

4. Bezeichnung des Eigentflmers der Anstalt:. 

5. Name des Anstaltsleiters:. 

6. Zahl der Lehrkräfte:. 

a) ordentliche Lehrer: . . . . b) ordentliche Lehrerinnen . . . 
c) Hilfslehrer:.d) Hilfslebrerinnen . . . . e) tech¬ 
nische Lehrer: . . . . f) technische Lehrerinnen:. 

g) Aufseher: . . . . h) Aufseherinnen: .... 

7. Zahl des Personals für die Oekonomie: . . . m., . . . w. 

8. Zahl der lu besetzenden Stellen: im Internate., im Ex¬ 

ternste . . . ., als Schnlgänger .... 

9. Besetzte Stellen: im Internate . . . ., im Externate .... 
als Schnlgänger .... 


0 Siehe Beilage zu Nr. 1, 1902 der Zeitschrift, S. 7. 
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10. Zahl der ZOglioge in den einzelnen Klassen: I. m. . w. . 

XX« m« • «y W • • «y XXX« lU« « «y ^^« « « Q« 8« w« 

11. Abgang im Berichtsjahre: Gestorben: m« . «, w« « sonst ab¬ 
gegangen: m« . w« « « 

12« Bestand der Zöglinge am 31« Dezember 19 . « m« « w« « « 

13« Anstaltsarzt. 


Ansgefttllt (Ort)., den.19 . « 

Die Richtigkeit bescheinigt. 


Der Direktor der Tanbstnmmenanstalt« 


Vorschriften fttr die Prhfnng der Heilgehilfen nnd MassSre. Erlass 
des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Anftr.: 
Förster) vom 18. Febrnar 1903 an sämtliche Herren Regiernngspräsi- 
denten (mit Ansnahme von Posen, Lttnebnrg, Arnsberg, Wiesbaden, Sigmaringen). 

Die durch Erlass 7om 8. März 1902 — M. Nr. 3332 — mitgeteilten 
Vorschriften über die Prüfung und BeanfsUhtigung der „staatlich geprüften 
Heilgehilfen und Massöre" sind nach Eingang der erforderten Berichte von 
mir einer erneuten Durchsicht unterzogen nnd entsprechend den mir vorge- 
trageneu Wünschen in einigen Punkten geändert, in anderen durch Zusätze 
ergänzt worden«') Indem ich in der Anlage einen Abdruck der nengefassten 
„Vorschriften fttr die Prüfung und Beaufsichtigung der staatlich geprüften 
Heilgehilfen und Massöre" beifüge, ersuche ich Ew« Hochwoblgeboren ergebenst, 
nach Massgabe dieser Vorschriften nunmehr eine Heilgehilfenoidnung für den 
dortigen Bezirk gefälligst zu erlassen. 

Mit dem Entwürfe der vorgelegten Gebührenordnung erkläre ich mich 
einverstanden. 

Der Einreichung eines Exemplars des Amtsblattes, in welchem die Heil- 
gehilfenordnung bekannt gemacht ist, sehe ich binnen 2 Monaten entgegen. 
Vorsohriften über die Prüfang und Beaufelchtlgang der 
etaatlioh geprüften Heilgehilfen and Massöre. 

1. Zur Beilegung der Bezeichnung „staatlich geprüfter Heilgehilfe nnd 
Masaör“ sind nur Personen berechtigt, welche ein Btfäbignngtzengnis des für 
ihren Wohnsitz oder, sofern sie früher ausserhalb des Regierungsbezirkes 
(Landespolizeibezirkes Berlin) ansässig gewesen sind, des für ihren damaligen 
Wohnsitz zuständigen Regierungspräsidenten, in dem Landespolizeibezirk Berlin : 
des Polizeipräsidenten, erlangt haben. 

2. Das Befäbigungszengnis wird auf Grund einer vor dem zuständigen 
Kreisärzte abgelegten Prüfung ausgestellt, welchem die Bewerber ibr Zu- 
lassnngsgesnch einzuieicben haben. Dem Gesuche sind nachstehende Beschei¬ 
nigungen beizufügen: 

a) Bescheinigung der Ortspolizeibehörde über die Unbescholtenheit nnd den 
Wohnsitz des Bewerbers. 

b) Bescheinigung des leitenden Arztes einer Krankenanstalt mit mindestens 
50 Betten, dass der Bewerber wenigstens 3 Monate*) lang in der Kranken¬ 
pflege, Badepflege nnd Dienstleistung bei Operationen mit Erfolg ausge- 
bildet worden ist. 

Unter besonderen Verhältnissen kann auch die Bescheinigung des leitenden 
Arztes einer kleineren Krankenanstalt mit mindestens 25 Betten nach 
näherer Anweisung des Regierungspräsidenten (Polizeipräsidenten in Berlin) 
zugelassen werden. 

c) Bescheinigung über die erfolgreiche Teilnahme an einem mit Genehmigung 
des Regierungspräsidenten (Polizeipräsidenten in Berlin) unter ärztlicher 
Leitung veranstalteten Kurse zur Ausbildung von „staatlich geprüften Heil“ 
gehilfen und Massören“ von mindestens sechswöchiger Dauer*). 

d) Bescheinigung über die erfolgreiche Teilnahme an einem unter ärztlicher 

') Siehe Beilage zn Nr. 9 der Zeitschrift, 1902, S. 102. Di« Abän¬ 
derungen oder Znsätze sind in Knrsivschrift gedruckt. 

*) Xn dem früheren Erlass worden nnr 6 Wochen gefordert. 

') Xst insofern neu, als früher diese Teilnahme an Stelle von b) znlässig 
war, während jetzt beide gefordert weiden. 
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Leitang yeranstalteten sechswöchigen Earsas in der Massage, einachlieas- 

lich der Massage innerhalb des Bades. 

Die Bescheinignngen unter b—d können sich anf die gleiche Zeit 
beziehen. 

Bei der Meldung zur Prttfung sind die tarifmfissigen PrQfnngsge- 
bflhren zu entrichten. 

3. Die Prüfung erstreckt sich anf die gesamte Krankenpflege, Bade* 
pflege und Dienstleistung bei Operationen, insbesondere auf ScbrOpfen, An¬ 
setzen von Blutegeln, Klystiergeben, Messen der Körpertemperatur, Zahnziehen, 
Eatheterisieren, Anlegen yon Bandagen, Bereitung und Anlegung von üm- 
schlftgen oder Binwickelnngen, Zubereitung nnd Anwendung yon B&dem, Hand¬ 
habung der Douche, Ausführung von Uebergiessnngen nnd Abreibnngen. Aus- 
fflhrnng des Desinfektionsverfabrenp, mit Ausnahme der Wohnungsdesinfektion 
und der Desinfektion durch Dampf, Massage, erste Hilfe bei Unglficksfällen 
bis zur Ankunft des Arztes und Wiederbelebungsyersncbe bei Scheintoten. 

Ausserdem hat der Bewerber die für seinen Beruf erforderlichen Kennt¬ 
nisse des Baues des menschlichen KOrpers nachzuweisen. 

4. Die Prüfung ist in der Regel in einer geeigneten Heilanstalt abznbalten. 

Die Verhandlungen über die Prüfung sind dem RegiernngsprEsidenten 

(Polizeipräsidenten in Berlin) binnen 8 Tagen einznreichen. 

5. Personen, welche die Prüfung bestanden haben, erhalten ein Befähi- 
gungszengnis als „staatlich geprüfter Heilgehilfe nnd MassOr" nach anliegen¬ 
dem Master. 

6. Eine Wiederholung der nichtbestandenen Prüfung ist nur einmal zu¬ 
lässig und kann frühestens nach Ablauf eines halben Jahres statt Anden. 

7. Die Bestimmungen zu 1—6 finden auch auf Personen weilblichen Oe- 
schlechts Anwendung. Diese erhalten ein BeDlhigangszeugnis als „staatlich 
geprüfte Heilgehilfin und MassOse". 

8. Personen, welche auf Grund des Runderlasses yom 27. Dezember 1869 
das Recht erworben haben, sich als geprüfte Heilgehilfen zu bezeichnen, sind 
berechtigt, sich in Zukunft die Bezeichnung „staatlich geprüfter Heilgehilfe** 
beizulegen ^). 

Personen, welche auf Grund der bisherigen Bestimmungen das Recht er¬ 
worben haben, sich als .staatlich geprüfter Heilgehilfe und Massör, staatlich 
geprüfte Heilgehilfin und MassSse** zu bezeichnen, sind auch in Zukunft berech¬ 
tig, diese Bezeichnung zu führen. 

9. Sanitätsmannscbaften, welche ein Zeugnis des nächstyorgesetzten 
Stabs- oder Oberstabsarztes über eine fünfjährige aktiye Dienstzeit im Sani¬ 
tätsdienst und über ihre Fertigkeit in der Ausübung der Massage besitzen, er¬ 
halten auf ihren Antrag das Befähigungszeugnis ohne Prüfnng. 

10. Die „staatlich geprüften Heilgehilfen und MsssOre (Heilgehilflnnen nnd 
MassOsen)**, sowie die „staatlich geprüften Heilgehilfen** und die „geprüften 
Heilgehilfen (cf. Ziff. 8) unterstehen der Aufsicht des Kreisarztes, bei dem sie 
sich yor Beginn ihrer Berufstätigkeit unter Vorlegung ihres BeDLhigungszeng- 
nisses zu melden nnd dem sie jeden Wohnungswechsel, sowie die Aufgabe 
ihres Berufes mündlich oder schriftlich anznzeigen haben. 

11. Bei der Ausübung ihres Berufes haben die yorgenannten Personen 
sieh streng innerhalb der Grenzen der ihnen bescheinigten BeBlbigung zu 
halten. Katheterisieren ist jedoch nur auf besondere Anordnung eines Arztes und 
unter dessen Kontrolle vorzunehmen. 

12. Bei Ueberschreitung dieser Grenzen durch einen Heilgehilfen hat 
der Kreisarzt die Entziehung des Befähignngszengnisses bei dem Regierungs¬ 
präsidenten (Polizeipräsidenten in Berlin) in Antrag zu bringen. Dasselbe hat 
auch zu geschehen bei Verletzung der nachstehenden Bestimmungen. 

18. Die „staatlich geprüften Heilgehilfen u. s. w.** sind yerpflichtet, auf 
Anordnung des Arztes diejenigen Verrichtungen yorzunehmen, auf welche ihr 
Beßthigungszeugnis lautet, sie haben hierbei den Weisungen des Arztes unbe¬ 
dingt Folge zu leisten. 

14. Es ist ihnen untersagt, selbständig Euren yorzunehmen oder anzn- 
preisen, Arzneien oder schmerzstillende narkotische Mittel abzni^ben, selb- 
tändig anzuwenden oder anzupreisen, an der Berufstätigkeit eines Arztes 


’) Stand früher unter Nr. 1. 
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Kritik zu üben, einen Arzt Tor den anderen vorzneoblagen oder in anderer 
Weise Kranke in der Wahl des Arztes za beeinflassen. 

15. Sie haben ein Tagebach za fOhren, aas welchem Name and Wohnang 
derjenigen Personen, denen sie Hilfe geleistet haben, Veranlassnng znr Dienst- 
leistong, Zeit am Art derselben, sowie der Name des behandelnden Arztes zu 
ersehen sind. 

Das Tagebuch ist dem Kreisarzt auf Erfordern vorzulegen. 

16. Anch haben sie die erforderlichen Instrnmente, Gerätschaften nnd 
die den Hilfesnchenden zngänglichen Räume ihrer Wobnnng stets in sanberem 
Zustande za halten nnd sich aaf Verlangen des Kreisarztes jederzeit einer Re¬ 
vision bezäglich der genannten Gegenstände nnd Räume zu nnterwerfen. 

Desinfektionsmittel haben sie vorschriftsmässig za halten and vorsichtig 
anfzabewahren. 

17. Fttr ihre bernfsmässigen Leistangen stehen den „staatlich geprüften 
Heilgehilfen n. s. w.“ Gebttbren nach Massgabe einer vor dom Regiernngsprä- 
sidenten (Pnlizeiprä«i<tenten in Berlin) zu erlns. enden GcHibTenoidrnng rn. 

18. Die. „staathch geprüften Heilgehilfen u. s. tr.“ haben sich alle fünf 
Jahre einer Nachprüfung zu unterziehen, welche in der Hegel am Amtssitze 
des Kreisarztes in einem dazu geeigneten Kranhenhause stattfindet. Die Ladtmg 
zu der Prüfung hat mindestens 3 Wochen vor dem Priifungstermine zu erfolgen. 

Wer ungenügende Kenntnisse zeigt, hat sich nach 3 Monaten einer wieder¬ 
holten Nachprüfung zu unterziehen. Fällt auch diese ungenügend aus, so hat 
der Kreisarzt die Entziehung des Prüfungszeugnisses hei dem Pegierungspräsi* 
denten (Polizeipräsidenten in Berlin) zu beantragen. 

Ueber das Ergebnis der Nachprüfungen ist eine Zusammenstellung in den 
Jahresbericht des Kreisarztes aufzunehmen. 

Befähignngszengnis. 


hat in der vor geschriebenen Prüfung die BeRlhignng für die Krankenpflege, 
Badepflege nnd P enstleistnng bei Operationen, insbesondere für die nachste¬ 
henden, auf äretiiche Vorschrift susznführenden Verrichtungen in ansreicbender 
Weise dargetan: 

Schröpfen. Ansetzen von Blntegeln, Klystiergeben, Messen der Körpertem¬ 
peratur, Zahnziehen, Katheterisieren, Anlegen von Bandagen, Bereitung 
nnd Anlegen von TJmscblägen oder Einwicklnngen, Zubereitung und An¬ 
wendung von Bädern, Handhabung der Donche, Ansführnug von üeber- 
giessnngen and Abreibungen, Ansführnng des Desinfektionsverfabrens, mit 
Ausnahme der Wohnungsdesinfektion und der Desinfektion durch Dampf, 
Massage, erste Hilfe bei ünglttcksfällen bis zar Ankunft des Arztes und 
Wiederbelebnngsversuche bei Scheintoten. 

D . . . selbe hat hierdurch das Recht erworben, sich als „staatlich ge¬ 
prüfte . Heilgehilf . . nnd Massö ..." zu bezeichnen. Es wird indessen hier¬ 
bei vorausgesetzt, dass.sich bei Ausübung.Bemfs 

streng innerhalb der Grenzen der.bescheinigten Befähigung halten 

soteie die .... erliegenden Pflichten erfüllen werde, und ausdrücklich bemerkt, 
dass bei üebersebreitung oder Pflichtverletzung vorstehendes Befähigungszeugnis 
nnd damit das Recht, sich als „staatlich geprüfte . . Heilgehilf . . . nnd 
Massö . ." zu bezeichnen, aberkannt werden kann. 

.. den . . ten.19 . . 

(L. S.) Der Regierangs- (Polizei-) Präsident. 


Ermittelungen über die Verbältnisne der Hebammen. Erlass 
des Ministers der a. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Vertr.: 
Wever) vom 18. Februar 1903 — M. Nr.285 — an sämtliche Herren 
Regierungspräsidenten. 

Nachdem durch die auf den Erlass vom 17. Januar 1901 — M. 7810 — 
eingereichten Berichte die gegenwärtigen Verhältnisse der Hebammen in Bezug 
auf ihre Sicherstellung für den Fall des Alters nnd eintretender vorzeitiger 
ErwerbsunDlbigkeit festgestellt worden sind, erscheint es wünschenswert, die 
bisherigen Ermittelungen noch durch Feststellungen über die Einkommensver- 
bältnisse der Hebammen zu ergänzen, um auch die bezüglich der Aufbesserung 
des Einkommens vielfach laut gewordenen Wünsche prüfen, das vorhandene 
Bedürfnis klarstellen und geeignete Massnahmen vorbereiten sn können. 
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Bw. Hoohwohlgeboren enaohe ieh daher ergebenst, die Ermittelungen* 
betreffend die Hebammen des dortigen Bezirks anf Gmnd des anliegenden 
Fragebogens baldigst zn veranlassen, indem ich zugleich folgendes bemerke: 

Das Königliche Statistische Bnrean hier, S. W. 68. Lindenstrasse 28, 
wird Bw. Hochwohlgeboren eine der doppelten Zahl der Hebammen des Be¬ 
zirk entsprechende Anzahl von Fragebogen nebst der einfachen Zahl von Be¬ 
gleitschreiben nnd BriefnmschlSgen zngehen lassen. Bw. Hochwohlgeboren 
wollen sodann die Kreisärzte mit einer ausreichenden Zahl dieser Drucksachen 
versehen nnd anweisen, jeder Hebamme je einen Fragebogen nebst Begleit¬ 
schreiben nnd Briefumschlag, der mit Adresse, Stempel nnd Zählmarke anszu- 
statten ist, znkommen zn lassen. Die Hebammen haben den Fragebogen inner¬ 
halb 8 Tagen ansznfttllen nnd unter Benntznng des Freiknverts an den Kreis¬ 
arzt zurttckznsenden. Dieser bat die Angaben der Hebammen an der Hand 
des ihm zn Gebote stehenden oder sonst zogänglichen amtlichen Materials 
sorgfältig nachznprttfen nnd die Hebammen nötigenfalls zn Anfklärnngen nnd 
Ergänzungen zn veranlassen. Besondere Aufmerksamkeit hat der Kreisarzt 
der Beantwortung der Fragen 6—9 znznwenden nnd, nm ein möglichst zuver¬ 
lässiges Ergebnis zn Frage 7 zn erzielen, sich dieserbalb anch mit dem Landrat 
in Verbindung zn setzen. Die notwendigen Abänderungen hat der Kreisarzt 
in den Fragebogen mit roter Tinte nachzntragen nnd diesen dann zn unter¬ 
schreiben. Demnächst sind die Fragebogen in einheitlicher Sammlung von dem 
Kreisarzt nnmittelbar an das Statistische Bnrean einznsenden. 

Ich ersnche die Angelegenheit so zn beschleunigen, dass die Einsendung 
der Fragebogen bis spätestens znm 1. April d. J. erfolgt, worfiber ich bis znm 
25. April d: J. weiterem Berichte entgegensehen will. 

Zugleich wollen mir Ew. Hochwohlgeboren ans denjenigen Gemeinden, 
Gemeindeverbänden, Hebammenbezirken nnd Kreisen, in denen eine anf das 
Hebammenwesen bezögliohe statutarische Begelnng eingerichtet ist, je eine 
Abschrift des Statuts gefölligst einreichen und angeben, welcher Kostenbetrag 
in diesen Gemeinden n. s. w. im Rechnungsjahre 1902 für das Hebammenwesen 
verausgabt ist und anf welche Zwecke (Gehalt, Remuneration, Desinfektions¬ 
mittel, Karenzentschädignngen n. s. w.) sich im einzelnen verteilt. 

Hebammen - Statistik in Preussen 1908. 

Regierungsbezirk.Kreis. 

Fragebogen. 

für die Hebamme .. 

in. 

1. Alter: .... Jahre. 

2. Religionsbekenntnis:. 

3. Familienverhältnisse: 

a) verheiratet, verwitwet, ledig.*) 

b) Zahl der Im Haushalte der Hebamme lebenden Kinder: . . . 

4. Hebammentätigkeit: 

a) Datum nnd Ort des Frttfnngszengnisses.. 

b) Ist die Hebamme „freipraktizierende Hebamme"? Ja, nein.*) 

Seit wann? Seit .. 

c) Ist die Hebamme als „Bezirkshebamme" angestellt?' Ja, nein.*) 
Seit wann ist sie in dem gegenwärtigen Bezirk als Bezirkshebamme 

angestellt? Seit. 

Ist sie gleichzeitig mit anderen Bezirkshebammen in demselben Bezirk 
angestellt ? Ja, nein. *) Mit wievielen ? Mit . . ... 

Wie wird der Hebammenbezirk genannt? .. 

Wieviele Ortschaften gehören zn dem Hebammenbezirk? . . . 

Welche Ortschaft liegt am weitesten entfernt vom Wohnsitz der Bezirks- 
hebamme?.. 

Wie gross ist .die Entfernung dieser Ortschaft vom Wohnsitz der Be¬ 
zirkshebamme? .... km. 

5. Zahl der Entbindungen. 

Wieviel Entbindungen batte die Hebamme in den drei Jahren: 1900 . . 
1901 . . . 1902 . . . 


*) Das Nichtzutreffende ist zu streichen. 
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6. Binkommen aas dem Hebammenberof: 

a) Wieviel an barem Geld (Gehalt, Wohnangsgeld, Gebflhren, Bemane- 
rationen, Geldgesoheoke, Beihilfen, ÜDtersttltznrgeii, Prämien n. s. w.)bat 
die Hebamme ans ihrem Hebammenbernf während des Jahres 1902 im 

ganzen eingenommen? M. 

(Die etwa gewährten Bntschädignngen fttr Teilnahme an Nach- 
präfnngen and Wiederholnngskarsen, sowie fflr die Unterbrechung der 
Bemfstätigkeit bei ansteckenden Krankheiten sind hier nicht mitza> 
rechnen. Vergl. Ziffer 9.) 

h) Wie hoch stellt sich der Geldwert der Natnralien (Brot, Kartoffeln, 
Gktreide, Fleischwaren, Geflttgel n. s. w.), welche die Hebamme ans 
ihrem Hebammenbernf an Stelle von Gehalt, Gebflhren, Remnnerationen 
n. s. w. während des Jahres 1902 erhalten hat? M. . . . 

c) Wie hoch stellt sich der Geldwert sonstiger Geschenke (Wirtscbafts- 

gegenstände, Kleiderstoffe, Sehmncksachen n. p. w.>, welche die Hebamme 
infolge ihrer Hebammentätfgkeit während des Jahres 1902 erhalten hat ? 
M. 

(Die anentgeltlich gelieferten Instrnmente, Desinfektionsmittel, Tsge> 
bneb, Hebammenzeitnng, Hebammenkalender v. ähnliche znr Bemfstätig¬ 
keit gehörige Gegenstände sind hier nicht mitznrechnen (vergl. Ziff. 8). 

d) Erhält die Hebamme als solche freie Wohnnng, oder freies Ackerland, 
oder freien Garten, oder freie Weide, oder sonstige anentgeltlicbe 
Natznngen? Ja, nein.') Und zwar: 

Welches ist der Geldwert dieser Vorteile fflr das Jahr? M. 

7. Beiträge von Vereinen, Stiftangen oder öffentlichen Ver¬ 
bänden zam Binkommen der Hebamme. 

Von den nnter Ziffer 6 a, b, c, d angegebenen Binkommensbezflgen haben 

im Jahre 1902 geleistet 

a) der Verein — die Stiftang (Name). 

folgendes (im einzelnen anzngeben):. 

Der Geldwert dieser Leistnngen beträgt znsammen: tf. 

b) die Stadt — die Gemeinde — der Gntsbezirk (Name). 

folgendes (die Leistnngen jedes Ortes sind im einzelnen anzngeben): . . 


Der Geldwert dieser Leistnngen beträgt znsammen: M. . . . . 

c) der HeWmmenbezirk (Name). 

folgendes (im einzelnen anzngeben):. 

der Geldwert dieser Leistnngen beträgt im ganzen: JT. . . . 

d) der Kreis (Name). 

folgendes (im einzelnen anzngeben):. 

Der Geldbetrag dieser Leistnngen beträgt im ganzen: M. . . . 

8. Werden der Hebamme ansser den Bezügen nnter 6 noch In- 
strnmente, Desinfektionsmittel, Tagebnch, Hebammen- 
zeitnng, Hebammenkalender and ähnliche znr Bemfstätigkeit ge¬ 
hörige Gegenstände nnentgeltlich geliefert? Ja, nein.') Und zwar (das 

Gelieferte ist im einzelnen anzngeben):. 

Von wem nnd ans welchen Mitteln?. 

9. Brhält die Hebamme Entsehädignng: 

a) fflr die Teilnahme an einer Nachprflfnng? Ja, nein.') Wieviel? tf. . . . 

Von wem ?. 

b) fflr die Teilnahme an einem Wiederholnngsknrsns? Ja, nein.') Wieviel? 
M. .... 

Von wem ?. 

c) fflr den Fall der Untersagnng der Bemfstätigkeit infolge von an¬ 
steckenden Krankheiten? Ja, nein.') 

•Wieviel fflr den Tag? M. 

Von wem ?. 

10. Nebenbeschäftignng der Hebamme. 

a) Welche Nebenbeschäftignng betreibt die Hebamme?. 

b) Wie hoch stellten sich die Einnahmen der Hebamme ans dieser Be- 

scbäftignng im Jahre 1902? H. 


') Das Niobtzntreffende ist zn streichen. 
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11. Beschiftigang des Ehemannes nnd der im Haushalt der 
Hebamme lebenden Kinder. 

a) Welche Beschäftigung, welches Gew'erbe, welchen Beruf u. s. w. belieibt 

der Ehemann P.Welches Einkommen hat er 

daraus doichschnittlich im Jahr? H. 

b) Was rerdienen die im Haushalt der Hebamme lebenden Kinder durch¬ 
schnittlich im Jahr P M. 

Hebamme. 

Geprüft 

., den. 1903. 

Der Königliche Kreisarzt 
Dr. 


Gebühr des Kreiearntea für die Zusieliung zu den an seinem 
Wohnorte stattflndenden Hebanunenpiüfnngen. Erlass des Ministers 
der n.8. w. Medizinalangelegenheiten vom 5. Februar 1903. 

In dom Erlasse des Ministers der Medizinal-Angelegenheiten vom 
ö. Februar 1903 — Ul Kr. 18080 M — ist in UebereinsUmmung mit der 
Bundverfttgong vom 12. April 1876 (M.-B1. f. d. i. V. 1876, S. 107) und dem 
Erlass vom 28. Januar 1893 (H.-Bl. f. d. i. V., 1882, S. 29) erneut darauf hlnge- 
wlesan worden, dass der Kreisarzt, welcher za den au seinem Wohnsitze statt- 
fiaianden Hcbammanprüfangan ats hkiminator teilnimmt, auf eine Gebühr 
nach §. 8, Ziff. 1 dai Qesetzas vom 9. März 1872 (G.-S. S. 265) Anspruch hat. 
Etwaige Uaterbrechongen der Prüfungsverhandlungen (z. B. die Mittagspause) 
sinl von der auzarechn mden Terminszeic in Abzug zu bringen, eine Abrun¬ 
dung auf volle Stunden darf für einen Tag nur einmal erfolgen. 


C. Köuigfreiola Saoluieia. 

Gesichtspunkte für die Errichtung neuer Apotheken. Verord¬ 
nung des Königlichen Ministeriums des Innern vom 1. Juli 1902. 

. . . Hat es nach Vorstehendem für Leipzig vor der Hand bei den bis¬ 
herigen Apotheken zu bewenden, so will das Ministerium des lauern doch nicht 
unterlassen, bei dieser Gelegenheit noch auf folgendes hinznweisen: 

Erstens liegt kein Grund vor, auf hohe Kaufpreise, welche von einzelnen 
Besitzern realberechtigter Apotheken in neuerer Zeit bezahlt worden sind, be¬ 
sondere Rücksicht zu nehmen. Es ist wiederholt öffentlich vor Zahlung zu 
hoher Kaufpreise für solche Apotheken gewarnt worden, und wer dies unbe¬ 
achtet gelassen hat, hat sich den Schaden, der ihm daraus erwächst, selbst 
zuzuschreiben. Es triffc dies zumeist bemittelte Personen, die nicht warten 
wollen, bis sie dem Alter nach eine persönliche Apothekenkonzession erhalten 
können, vielmehr in jungen Jahren eine Realkonzesslou käuflich erwerben und 
auf diese Weise schon dadurch vor ihren weniger bemittelten Kollegen bevor¬ 
zuge sind, dass sie zeitiger in den Besitz eines eigenen Geschäftes gelangen. 
Mit Räcksicht auf sie keiae neue Konzessionen zu begründen, hiesse die unbe¬ 
mittelten Apotheker doppelt benachteiligen. 

Was ferner die Lebensfähigkeit einer Apotheke anlangt, so ist ein Um¬ 
satz von 24—30000 Mark als völlig genügend anzusehen, da erfabrungsgemäss 
mindestens ein Drittel des Umsatzes sich als Reingewinn darstellt, obiger Um¬ 
satz also einen Reingewinn von 8—10000 Mark ergibt, der für die Lebens¬ 
stellung eines Apothekers als genügend erachtet werden muss nnd beispiels¬ 
weise im Staatsdienste nur von wenigen erreicht wird. Von den in vorliegendem 
Falle beteiligten Apotheken haben nach den eigenen Angaben ihrer Besitzer 
keine unter 30000 Mark, die meisten aber haben 40—50000 Mark Umsatz, 
also 12—15000 Mark Reingewinn nnd bei der K.-Apotheke beträgt dieser sogar 
über 20000 Mark. Wenn die Behörden nicht bei Zeiten darauf Bedacht nehmen, 
dass neue Apotheken errichtet werden, so steigern sich die Einkünfte der vor- 
hanieneu Apotheken immsr mehr, und bei deren Besitzern beginnt sich die 
Annthme zu befestigen, dass sie ein wohlbegrttndetes Recht auf so hohe Ge¬ 
winne haben. Nach Ansicht des Ministeriums liegt aber kein Grund vor, auf 
diese Weise einige Personen in kurzer Zeit zu reichen Leuten zu machen und 
dafür eine grosse Anzahl anderer zu nötigen, bis in ihr spätes Alter für 2 bis 
3000 Mark jährlich jenen als Gehilfen zu dienen. In Sachsen kommt durck- 









83 


Rechtspreohong and Medizinal • Gesetagebang. 


sehnittlioh aof 13000 Binwohner eine Apotheke, anderwärts schon auf 10000, 
teilweise sogar anf 8000 and 7000 Einwohner, and es wird aaoh in Sachsen 
dahin za streben sein, dass ein annäherndes Verhältnis erreicht wird. Selbst¬ 
verständlich ist dabei mit grösster Vorsicht za verfahren and anf die bestehenden 
Verhältnisse Bttcksicht za nehmen. 


1>. Ox*oBSlieiraEos^mi& Baden. 

Verkehr mit Giften. Erlass desMinisteriams desinnern vom 
4. Febraar 1903 an das Grossb. Bezirksamt (Polizeidirektion) in Karlsrnhe. 

Nachdem festgestellt warde, dass infolge von'Legen von Schweihfarter 
GrOn zam Zweck der Vertilgang von Ungeziefer in dem Hanse Werderstrasse 
Nr. 34 a bei verschiedenen Bewohnern and anch bei vorübergebend dort be¬ 
schäftigten Personen Vergiftangserscheinnngen and länger daaernde Störnngen 
der Gesandbeit eingetreten sind, sehen wir ans veranlasst, daranf hinzaweisen, 
dass Schweinfarter Grün nicht sds ein mit einer löslichen grünen Farbe ver¬ 
mischtes arsenhaltiges Ungeziefermittel im Sinne des §. 18, Absatz 2 der Ver- 
ordnang vom 27. Febraar lb95 — den Verkehr mit Giften betreffend — anza- 
sehen ist. Es stellt vielmehr eine zar Verwendang als Farbe bestimmte Doppel- 
verbindang von arseniksaarem and essigsanrem Eapfer dar and ist im Wasser 
nicht löslich. Das Legen von Schweinfarter Grün zam Töten von Tieren in 
Wohnangen fällt daher nnter das Verbot des §. 21 der gedachten Verordnnng. 
Brlaabnisscheine zar Abgabe von Schweinfarter Grün zam Zweck der Vertilgang 
von Ungeziefer sind deshalb in der Folge nicht mehr aaszastellen. 


Freiwillige Krankenpflege im Kriege. Erlass des Ministeriams 
des Innern vom 9. Febraar 1903 an die Grossh. Bezirksärzte. 

Seitens des Vorstandes des Badischen Landesvereins vom Boten Kreaz 
ist es als erwünscht bezeichnet worden, dass die Benrteilnng der öffentUchen, 
von dem Landesdelegierten der freiwilligen Krankenpflege genehmigten Schlass- 
prfifangen der Sanitätskolonnen jeweils älteren erfahrenen Aerzten and zwar, 
soweit es sich nicht am Uebangen an Garnisonorten handelt, bei denen natnr- 
gemäss in erster Beibe ältere Militärärzte in Betracht kommen, den Gross¬ 
herzoglichen Bezirksärzten, in deren Dienstbezirk die betreffende Uebnng statt- 
flndet, übertragen werde. Aach wir müssen die Mitwirknng erfahrener and 
gegenüber den Kolonnenärzten sich einer gewissen Aatorität erfreuender älterer 
Aerzte bei den Schlassprüfnngen der Sanitätskolonnen für darchans förderlich 
und zweckdienlich erachten und weisen deshalb die Grossherzoglicben Herren 
Bezirksärzte an, anf jeweiliges, im Binzelfall seitens des Vorstandes des Badi¬ 
schen Landesvereins vom Boten Kreaz an sie ergehendes Ersachen die bezüg¬ 
lichen Schlassprüfnngen abzanehmen and über das Ergebnis der Prüfung einen 
kurzen Bericht nach dem beiliegenden Master an den Vorstand des Badischen 
Landesvereins vom Boten Kreaz einzasenden. Dabei wird dem Prüfenden an¬ 
heim gegeben, sieh am Schluss des Berichts auch über etwaige sonstige be¬ 
merkenswerte Beobachtangen, auf deren Erwähnung die in dem beiliegenden 
Berichtsmaster enthaltenen Fragen nicht besonders hinweisen, auszasprechen. 

Die durch die Abnahme der Prüfnngen den Grossherzoglichen Bezirks¬ 
ärzten erwachsenden Beisekosten and Tagegelder werden auf die Staatskasse, 
übernommen; die betreffenden Fordernngszettel sind dem Grossherzoglichen 
Verwaltongshof nnter Bezugnahme auf diesen Erlass vorzalegen. 

Bericht 

über das Ergebnis der Prüfung der freiwilligen Sanitätskolonne 

zu.bei der am . ten. 

stattgehabten Schlussprüfang. 

1. Name des Kolonnenfübrers beziehnngsweise Arztes, welcher die 
Uebnng geleitet batP 

2. Zahl der Mannschaften, welche an der Uebnng teilgenommen haben? 

3. Ergebnis der tberoetischen Prüfung ? 

4. Ergebnis der praktischen Prüfung? 

6. In welcher Bichtnng sind Verbesserungen anznstreben? 

6. Sind die für eine gute Darchbildang der Kolonne erforderlichen Lehr¬ 
mittel and Ansrüstangsgegenetände vorhanden, eventnell welche Ergänzungen 
werden für notwendig gehalten? 
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la welehem Zastand befinden sich die vorhandenen Lehrmittel nnd Ana- 
rfiatnngagegenstfinde P 

7. Wnrden. die in Krankenpflegern ansgebildeten Mannschaften einer 
speziellen Prfifang unterzogen, eventaeU welches Ergebnis hatte dieselbe? 

8. Allgemeines Urteil Aber die kriegsmässige Ansbildnng der Kolonne. 
Etwaige sonstige Bemerkungen. 

., den.. ten.19 .. Der Grosshersogl. Bezirksarzt. 


X3. Orosmh.erzofi'tum Hemmen. 

Ein öffentlielies Krankenhang ist selbst bei gewerbsmässigem 
Betriebe nicht als „Priyat*Krankenanstalt** sn erachten. Erlass des 
Mi'nisterinms des Innern vom 7. Oktober 1902. 

Nach §.30 Gew.-Ordn. bedürfen nnrdiejenigen Privatpersonen der 
Konzession, welche znm Zwecke der Gewinnerzielnng eine Krankenanstalt als 
Unternehmer betreiben wollen. Hierans ergibt sich, dass znm Betriebe eines 
öffentlichen Krankenhanses eine Konzession auch dann nicht erforderlich 
ist, wenn dasselbe gewerbsmässig betrieben wird. Die Frage, welche Kranken¬ 
anstalten als öffentliche anznsehen sind, insbesondere ob den von Privatvereinen 
errichteten Anstalten dieser Charakter znzusprechen ist, ist nicht nnbestritten. 
Im vorliegenden Falle kann jedoch von der Stellnngnahme zn dieser Frage ab¬ 
gesehen werden. War es schon nach der Art der Aufbringung der Mittel znm 
Bau der fraglichen Anstalt zweifelhaft, ob ein gewerbliches Unternehmen er¬ 
richtet werden solle, so kann es nach den nenerlichen Erklärnngen des Ver¬ 
treters der Konzessionsnachsncher als festgestellt angesehen werden, dass das 
hier fragliche Krankenhaus nicht als ein Erwerbsgeschäft, sondern lediglich 
als eine Wohltätigkeitsanstalt betrieben werden wird. Der fraglichen Anstalt 
fehlt daher das hauptsächlichste Merkmal einer nach §. 30 a. 0. konzessions¬ 
pflichtigen Anlage, nämlich die Gewerbsmässigkeit des Betriebs. 

Hiernach sind die Verwaltungsgerichte nnd das Ministerium als Konzes- 
sionsbehörden, weil nicht zuständig, zn Unrecht in An; prnch genommen worden. 


F. Girommliiex'zogftii.m jMCeoklen.biurg'-Schwer in. 

Sonntagsruhe in Apotheken. Bnndschreiben des Ministeriums 
vom 6. Februar an die Kreisphysiker. 

Das Unterzeichnete Ministerium ist geneigt, den Apcthekern, welcbe ihre 
Apotheken ohne Gehilfen betreiben, auf ihren Antrag nach Befinden dispensando 
widerruflich zu gestatten, an Sonn- nnd Feiertagen während bestimmter Stunden 
die Apotheken zu schliessen. Die Genehmigung wird — vorbehaltlich weiterer 
Bestimmungen im Einzelfalle — regelmässig nnr unter den nachstehenden Be¬ 
dingungen erteilt werden: 

1. Der Apotheker hat Fürsorge zu treffen: 

a) dass im Hanse der Apotheke eine zuverlässige Person anwesend ist, 
welche Bezepte annimmt; 

b) dass er, wenn ein Bezept zn bereiten ist, innerhalb einer Stunde her¬ 
angeholt sein kann. 

2. Die erteilte Genehmigung ist durch Anshang an der Apotheke zur 
öffentlichen Kenntniss zn bringen. 

3. Auf dem Anshange (Ziff. 2) muss bemerkt sein,- welche Einrichtungen 
gemäss Ziffer 1 (a und b) getroffen sind. 


Gr. Freie Sta-dt Hambvurg'. 

Feuerbeetattnngswesen in Hamburg. Gesetz vom 14. Januar 1903. 

Der Senat hat in Uebereinstimmung mit der Bürgerschaft beschlossen nnd 
verkündet hierdurch als Gesetz, was folgt: 

§. 1. Das in Ohlsdorf errichtete Krematorium des Vereins für Feuer¬ 
bestattung in Hamburg untersteht der Oberaufsicht der Frledhofsdepntation. 

§. 2. Die Feuerbestattung ist nnr zulässig, wenn eine Bescheinigung des 
für den Sterbeort zuständigen beamteten Arztes über die Todesursache des 
Verstorbenen beigebracbt wird. 

Für die im hamburgischen Staate Verstorbenen erfolgt die Ausstellung 
dieser Bescheinigung durch den Polizei- bezw. Distriktsarzt des Bezirks, in 
welchem der zn Bestattende verstorben ist. 
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Leichen auswärts verstorbener Personen müssen von einem vorsebrifts- 
mässigen, daroh die snatändige Behörde aasgestellten Leicbenpasse begleitet sein. 

§. 8. Jede Feaerbestattnog ist, unter Beibriognng des Beerdignngs- 
Scheins des zuständigen Standesamts, zunächst beim Vorstande des Vereins für 
Feuerbestattung in Hamburg anznmelden, welcher die weitere Anmeldung auf 
dem Friedhofsbureau — und zwar mindestens 24 Stunden vor der Feuer¬ 
bestattung — unter Eutriohtung einer Gebühr von 10 Mark zu beschaffen hat. 
Das Friedhofsbureau stellt im Einvernehmen mit dem Vorstande des Vereins 
den Zeitpunkt der Feuerbestattung fest. 

Dar Vorstand erhält vom Friedhofsbureau für jede angemeldete Feuer¬ 
bestattung eine Anweisung zur Bestattung, welche dem beaufsichtigenden Be¬ 
amten der Friedhofsverwaltung zu übergeben ist, sowie eine Nnmmertafel, 
welche auf dem Sargdeckel am Fassende desselben haltbar zu befestigen ist. 

Särge, welche nicht von einer Anweisung zur Feuerbestattung begleitet, 
oder nicht mit einer Nummertafel versehen sind, werden zur Fonerbestattnng 
nicht zagelassen. 

§. 4. Die Beförderung der Leichen im Einzelwagen ans der Stadt, der 
Vorstadt und den Vororten, sowie aus dem Distrikt südlich der Elbbrücke bis 
zum Krematorium in Ohlsdorf kann dem Unternehmer des Leicbenfubrwesens 
der Friedhofsdepntation nach dem Tarif A der Begräbnisordnung für den Fried¬ 
hof in Ohlsdorf übertragen werden. 

§. 5. Zur Beförderung der Leichen dürfen nur gutgediebtete und fest¬ 
verschlossene Särge verwendet werden. 

§. 6. Zur Feuerbestattung bestimmte Leichen in Särgen, von Anweisung 
zur Feuerbestattung begleitet und mit Nnmmertafel versehen, können aus¬ 
nahmsweise in die Leichenkammer des Krematoriums zu Ohlsdorf einge¬ 
stellt werden. 

Die Bestattung ist in der Begel in der Zeit vom 1. Hai bis zum 80. Sep¬ 
tember innerhalb 8 mal 24 Stunden, in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 
80. April innerhalb 4 mal 24 Stunden zu bewerkstelligen. 

§. 7. Die Friedhofsverwaltung wird für jede Feuerbestattung einen Be¬ 
amten zur Beaufsichtigung derselben entsenden. Diesem Beamten ist der Zu¬ 
tritt zu allen Bäumen des Krematoriums zu gestatten. 

§. 8. Die Leiche darf dem Feuer nur im Sarge aus Holz oder Zinkblech 
übergeben werden. 

§. 9. Die Aschenreste der Leichen können auf einer auf dem Grund¬ 
stücke des Vereins für Feuerbestattung anzulegenden Begräbnisstätte beige¬ 
setzt werden. 

§. 10. Das Grundstück des Vereins darf zu einem anderen Zwecke, als 
für den Betrieb der Feuerbestattung und die Beisetzung von Asebenresten nicht 
verwandt werden. 

Eine Veräusserung oder Belastung des Grundstücks ist unzulässig. Doch 
kann die Veräusserung oder Abschreibung einzelner Teile des Grundstücks 
zum Zwecke einer anderweiten Verwendung vom Senate gestattet werden, so¬ 
fern dadurch die Zwecke, welchen die Anlage dient, nicht beeinträchtigt werden. 

Bestimmungen der Satzung des Vereins, nach welchen für den Fall der 
Auflösung des Vereins oder der Entziehung der Bechtsfähigkeit das Grundstück 
an andere Personen als den Fiskus fallen soll, bedürfen der Genehmigung des 
Senats. Das Gleiche gilt von einem B3S3hlasse der Mitgliederversammlung 
oder eines anderen Vereinsorgans, wenn durch elncu solchen Beschluss andere 
Anfallberechtigte als der Fiskns bestimmt werden. 

§. 11. Der Verein für Feuerbestattung in Hamburg ist verpflichtet, ein 
ordnungsmässiges Begister über die einzelnen Feuerbestattungsfälle zu führen 
und nach Jahresschluss der Friedhofsdeputation eine Abschrift desselben zu 
übersenden. 

Das Begister ist mit fortlaufenden Nummern zu versehen und muss die 
vollen Namen des Verstorbsnen, Geburtsjahr und Geburtstag, Todestag, Stand 
oder Geschäft, letzte Wohnung und Konfession, die Nummer des Sarges, sowie 
Tag und Stande der Feuerbestattung enthalten. 

Die vom Verein zur Begelung des Bcstattungswesens etwa weiter zu 
erlassenden Bestimmungen unterliegeu der Genehmigung des Senats. 

Verantwortl. Bedakteur: Dt. Bapinund, Beg.- n. Geh. Med.-Bath in Minden i.W 
i, 0. 0. Braai, H. 8. n. F. Stth.-L. Hof-Buhdrnekerel 1b innd«ii. 
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Rechtsprechung. 

Dispensierrecht der Krankenkassen. Urteil des Oberlandes« 
gerichts Oldenburg Tom 22. Norember 1902. 

Als ein Ueberlassen an andere Im Sinne des §. 867, Ziff. 3 Str.>G.-B. ist 
es anznseben, wenn der Angeklagte als Vorsitzender der Ortskrankenkasse ans 
einer staatlich konzessionierten Apotheke bezogene, in eigene Verwahrnng der 
Krankenkasse genommene Zabereitangen, welche nach der Eaiserl. Verordnung 
vom 27. Januar 1890 nur von den Apotheken feilgehalten oder verkauft werden 
dürfen, auf ärztliche Anordnnng an Mitglieder der Krankenkasse verabfolgt. 
§. 867, Ziff. 3 enthäit wesentlich eine gesnndheitspolizeiliche Vorschrift. Sie 
stellt schon das Zabereiten der nicht für den Handel freigegebenen Arzneien, 
aber auch das Feilhalten und ferner das Verkaufen oder sonst an andere 
Ueberlassen derselben ohne polizeiliche Erlaubnis unter Strafe. Sowohl ans 
dem Zweck als auch ans dem Wortlaut der Vorschrift ergibt sich, dass unter 
dem „sonst an andere Ueberlassen“ etwas Umfassenderes zu verstehen ist, als 
unter dem „Verkaufen“, und dass der Ausdruck jedes Uebertragen der tat¬ 
sächlichen Verfügungsgewalt auf einen anderen ohne Beschränkung auf ausser¬ 
halb eines bestimmten Familien-, Gesellscbafts- oder Vermügenskreise Stehende 
in sich begreift. 


Einspruch gegen Eintragung des Vereins nur Bekämpfung der 
Vivisektion n. s. w. zu .... . . in das Vereinsregister. Erkenntnis 
des Oberverwaltungsgeriohts vom 16. Januar 1903. 

.... Politisch ist jedenfalls der Zweck einer Einwirkung auf die Gesetz¬ 
gebung oder die Grundsätze der Verwaltung des Staates. Daher ist auch der 
Zweck iner Einwirkung auf die Gesetzgebung oder die Grundsätze der Ver¬ 
waltung des Staates hinsichtlich der Vivisektion politiseh. Soll die Vivi¬ 
sektion durch Gesetz oder Anordnung der Verwaltungsbehörde untersagt oder 
eingeschränkt werden, so ist dies ein politischer Zweck. 

Die Satzungen des „Vereins zur Bekämpfang der Vivisektion und anderer 

Tierquälerei zu.“ bezeichnen im §. 1 ids Zweck des Vereins: „Der 

Tierquälerei, insbesondere der Vivisektion, mit jedem gesetzlich zulässigen 
Mittel entgegenzutreten, und zwar hauptsächlich durch öffentliche Versamm¬ 
lungen, durch Verbreitung von Flugschriften und durch Eingaben an die Be- 
gierungen und gesetzgebenden Körperschaften.“ Durch öffentliche Versamm¬ 
lungen und durch Verbreitung von Flugschriften sollen zunächst möglichst 
weite Kreise davon überzeugt werden, dass die Vivisektion verwerflich und 
unzulässig sei. Aber der Verein will nicht bloss auf die Volksüberzengnng 
wirken, sondern er will sich auch mit Eingaben an die Begiernngen und an 
die gesetzgebenden Körperschaften wenden, um der Vivisektion entgegenzn- 
treten, also doch offenbar zu dem Zwecke, um einen Akt der Gesetzgebung 
oder Verwaltung gegen die Vivisektion zu veranlassen. Eine Beseitigung der 
Vivisektion kann der Verein nicht allein von der Verbreitung seiner Anschau¬ 
ungen erwarten, sondern hierzu will er die Mitwirkung der Begiernngen und 
der gesetzgebenden Körperschaften in Anspruch nehmen, bei denen er um so 
eher Gehör zu finden hofft, je grösser Volkskreise sind, von denen die 
Anschauungen des Vereins geteilt werden. 

Die gesetzgebenden Körperschaften haben sich auch schon wiederholt 
mit der Frage der Vivisektion beftisst. Auch hat der frühere Minister der 
geistiiohen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten v. Gossler in einem 
an die medizinischen Fakultäten gerichteten Erlasse vom 2. Februar 1886 
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(HiniBterialbl. d. inn. Verwaltnng 8. 26) allgemeine Bestimmnngen über die 
Behandlung der Vivisektion auf den Landesuniversitäten getioffen. Diese Be¬ 
stimmungen werden von den Gegnern der Vivisektion fttr nnzalänglich er¬ 
achtet, wie sich aus der bei den Polizeiakten befindlichen Broschttie von Stenz: 
.Die Vivisektion in ihrer wahren Gestalt" S. 40 (vgl. auch den ebenda be¬ 
findlichen als Flugschrift gedruckten Brief der Malerin Parlaghy an den 
Minister Bosse, ferner den Bericht der Kommission des Abgeordnetenhanses, 
Aktenstück Nr. 242 b, Anlagen von 1886) ergibt. In der Broschttre von Stenz 
wird den Parlamenten und Begiernngen znm Vorwnrfe gemacht, dass sie ttber die 
„Schaneriichkeiten nnd Schfindlichkeiten der Vivisektion so leicht hinweg¬ 
gingen" (a. a. 0. 41), also doch von ihnen ein Einschreiten gegen die Vivi¬ 
sektion verlangt. Zwar heisst es in jener Broschfire (S. 41) weiter, von oben 
her sei keine Hilfe zu erwarten, es solle von nnten ans anf die öffentliche 
Meinung gewirkt werden, aber es wird hinzngeftigt, kein Beichstag nnd keine 
Begiernng werde eine „Antivivisektionspetition a& eine Bagatelle behandeln". 
In einem Vortrage Uber Vivisektion von H. Beringer ist nach einem bei 
den Polizeiakten befindlichen gedruckten Anszage fthnlich ansgeftkhrt worden, 
die Gegner der Vivisektion könnten nnr anf die öffentliche Meinung einwirken, 
so lange sie diese nicht fflr sich hätten, würden sie mit ihren Petitionen bei 
den Begiernngen und Parlamenten und mit ihren Anklagen und Protesten bei 
den „Wissenschaftslenten" nichts aasrichten. Das Ziel derartiger Bestrebungen 
bleibt also ein staatliches Verbot. 

Im §. 3 a der bei den Streitakten befindlichen Statuten des „Internationalen 
Vereins zur Bekämpfung der wissenschaftlichen Tierfolter" in Dresden ist „die 
Brwirknng von die Vivisektion beschränkenden bezw. anfhebenden Gesetzen" 
als erstes Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks nnd damit auch als Zweck 
des Vereins anfgefflhrt (vrgl. auch die Zeitschrift „Der Tier- und Menschen¬ 
freund" Nr. 1 von 1899 in den Polizeiakten, wo mitgeteilt wird, der Inter¬ 
nationale Verein zur Bekämpfung der wissenschaftlichen Tierfolter bezwecke 

das völlige gesetzliche Verbot der Vivisektion u. s. w. zu.) Der Verein 

zur Bekämpfung der Vivisektion soll aber nach §. 16 seiner Satzungen dem 
Internationalen Vereine zur Bekämpfung der wissenschaftlichen Tierfolter zu 

Dresden beitreten. Damit eignet sich der.Verein den Zweck an, den 

der Verein zur Bekämpfung der wissenschaftlichen Tierfolter verfolgt. 

Nach dem bei den Akten befindlichen Jahresberichte des Vereins zur 
Bekämpfung der Vivisektion in . . . ., erstattet am 14. Juni 1901, hatte ferner 
der „Weltbund zum Schutze der Tiere und gegen Vivisektion", dem der.... 
Verein nach §. 16 seiner Satzung ebenfalls beitreten soll, anf einem im vorher¬ 
gehenden Jahre abgehaltenen Kongresse folgenden Beschluss erneuert: 

1. „Die Vivisektion ist insgesamt strafrechtlich zu verbieten. 

2. Zur strengen üeberwachung des Verbotes verlangen wir die Einsetzung 

von Tiersehntzbehörden." (Jahresbericht S. 6.) 

Dies wird also von dem Vereine zu Bekämpfung der Vivisektion in 
. . . ., da er Mitglied des Weltbundes ist, erstrebt. 

Verfehlt ist danach die Ausfflhiung des Vorderrichters, dass sich der 
Verein neben seiner hauptsächlich anf Beeinfiussnng der öffenüichen Meinung 
gerichteten Tätigkeit bloss die gelegentliche Berührung mit Gesetzgebung und 
Verwaltung nicht versagen wolle, und dass der Verein mit seinen Eingaben 
an die Begiernng und an die gesetzgebenden Körperschaften nur rein auf- 
kiärende und kritisierende Tendenz verfolgen könne. Wenn im §. 1 der 
Satzungen zunächst von öffentlichen Versammlungen und Verbreitung von Flug¬ 
schriften und dann erst von Eingaben an die Begiernngen und gesetzgebenden 
Körperschaften die Bede ist, so darf man doch darum nicht annebmen, dass 
solche Eingaben bloss gelegentlich oder nebenher in Betracht kommen sollten. 
Dagegen spricht schon der Wortlaut des §. 1 der Satzungen; denn das Wort 
„hauptsächlich" bezieht sich mit auf die Eingaben an die Begiernngen und die 
gesetzgebenden Körperschaften. Die Voranstellnng der öffentlichen Versamm¬ 
lungen und der Verbreitung von Flugschriften erklärt sich vielmehr nach dem 
Voransgeschiekten daraus, dass zunächst die Anschauungen des Vereins mög¬ 
lichst verbreitet werden sollen, um dadurch einen Druck anf die Begierungeii 
und auf die gesetzgebenden Körperschaften zu üben. Eine Beseitigung oder 
Einschränkung der wissenschaftlich fttr notwendig erachteten Vivisektion ist 
ohne staatliches Eingreifen offenbar nicht erreichbar. Der Verein will nicht 
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bloss, wie der KlSger angibt, strafgesetzwidi^e Tierquälereien anieigen und 
die BehOrdea in ihrem Bestreben, Tierquälereien in yerhindem, nnterettttzen; 
denn der Verein bekämpft die Vivisektion iiberbaapt, auch soweit als sie ge- 
setsiieh nicht verboten ist und von den Behörden nicht verboten wird. 

Im Qegensatse lu den vom Kläger erwähnten, eine Aenderung der Ortho* 
graphie oder der Technik bezweckenden Vereinen, deren Bestrebungen den 
Staat und dessen Organe nur nebenher auch berühren, hat sich dieser Verein 
nach dem Sinne seiner Satzung zur Aufgabe gemacht, einen Akt der Staats¬ 
gewalt herbeizuftthren, durch den die Vivisektion verboten oder eingeschränkt 
werden soll, und muss dies daher auch als ein vom Vereine verfolgter Zweck 
im Sinne des §. 61, Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches erachtet werden. 
Damit erledigt sich die auf die Eatstehungsgeschiehte des Gesetzes geg^flndete 
Ausführung des Klägers, dass es nicht genüge, wenn der Verein nur mittelbar 
einem politischen Zweck diene. Unrichtig ist es ferner, dass der Akt der 
Staatsgewalt, durch den die Vivisektion untersagt werden soll, nur ein Mittel 
zur Erreichnng des eigentlichen Vereinszweckes, der Bekämpfung der Vivisek¬ 
tion, aber nicht selbst Zweck des Vereins sei. ln Bekämpfung d^er Vivisektion 
verfolgt der Verein den Zweck, die Organe des Staates zu einem Verbote der Vivi¬ 
sektion zu veranlassen. Dieser Vereinszweck ergibt sich ans dem allgemeineren 
oder entfernteren Zwecke der Vivisektion. Von einer mit dem eigentlichen 
Vereinszwecke bloss ,in losem Zusammenhänge stehenden Nebenwirkung", die 
nach der Entstehungsgeschichte des zweiten Absatzes des §. 61 des Bürgerl. 
Gesetzbuchs nicht als vom Vereine verfolgter Zweck anges^en werden darf, 
kann hier keine Bede sein. 

Ein gemeinnütziger Verein verfolgt allerdings nicht schon darum einen 
politischen Zweck, weil er von Behörden finanziefie Unterstützungen zu be¬ 
kommen sucht. Das ist nicht der Zweck des Vereins, sondern nur ein Weg 
neben den anderen, um die Mittel zur Erreichung des Vereinssweckes zu er¬ 
langen. Dabei handelt es sich auch nicht um Aenderung eines Grundsatzes 
der Staatsverwaltung, sondern um die Verwendung der den Behörden für ähn¬ 
liche Zwecke zu Gebote stehenden Fonds. 

Nach alledem muss angenommen werden, dass der Verein zur Bekämpfung 
der Vivisektion u. s. w. einen politischen Zweck im Sinne des §. 61, Abs. 1 
des Bürgerl. Gesetzbuches verfolgt. 


1. Das Bewusstsein der Stsndeswidrigkeit einer Handlung ist 
nicht Voraussetzung der ehrengerichtlichen Bestrafung. 

2. ln dem nicht förmlichen ehrengerichtlichen Verfahren kann 
auf Veröffentlichung der ehrengerichtlichen Entscheidung nicht er¬ 
kannt werden. Entscheidung des prenssischen ärstlichen Ehren- 
geriehtshofes vom 25. Oktober 1902. 

Der erste Bichter stellt eine Verfehlung des Angeschnldigten gegen §. 8 
des Gesetzes vom 26. November 1899 fest, weil er im November 1901 in drei 
in der Nähe seines Niederlassungsortes belegenen Ortschaften dort prakti¬ 
zierende Aerzte durch eine mittels der Ortssehelle bekannt gemachte Offerte 
unterboten hat. 

In der Beschwerdereohtfertignng beantragt der Angeschnldigte, unter 
Wiederholung seiner erstinstanzlichen An- und Ausführungen, in erstm Linie 
Anfhebnng des Beschlnsses und „Einstellung des Verfahrens", da er bei Be¬ 
gehung der Handlung nicht das Bewusstsein der Standeswidrigkeit gehabt 
habe. Eventuell stellt er den von dem Vertreter der Anklage in der Beant- 
wortungsschrift der Beschwerdereohtfertignng befürworteten Antrag, den ersten 
Beschluss insoweit anfzoh°.ben, als er die Veröffentlichnng der Entscheidung 
anordne. 

Ebensowenig wie auf dem Gebiete des strafrechtlichen Verschuldens der 
Irrtum über das Erlanbtsein der Handlung vor Strafe schützt, kann ids Vor- 
auBset!’nng der ehrengerichtlichen Ahndung das Bewusstsein der Standeswidrig¬ 
keit gefordert werden. Auch hier hat der Satz error iures nocet Geltung. 
Zutreffend führt daher der erste Bichter ans, dass für die Bestraftmg des An¬ 
geschuldigten lediglich die Absidit desselben entscheidend sei, die Tathandlnng 
des Praktizierens zu billigeren Preisen zu begehen, welche objektiv zweifellos 
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«ine Staadeswidrigkeit im Sinne des §. 3 des Gesetses vom 26. November 1899 
enthiit. 

Ist hiernaeh aneh die Beschwerde des Angesohnldigten in der Hauptsache 
unbegründet, so muss die vom ersten Richter erkannte Nebenstrafe der Ver- 
bffentlichnng der Entscheidung schon ans dem Gmnde entfallen, da dieselbe 
gem&ss §§. 15 und 17 des Gesetses vom 25. November 1899 im nichtförmlicheu 
Verfahren überhaupt nicht verhängt werden darf. 

Sonach war, wie geschehen, die Beschwerde des Angeschnldigten mit der 
aus der Entseheiduogsformel ersichtlichen Hassgabe zu verwerfen. 


1. Nach §. 6, Abs. 1 des Ehrengerichtsgesetzes ist das Ehren« 
gericht derjenigen Kammer zuständig, in deren Bezirke der Arzt, 

S egen welchen das ehrengerichtliche Strafverfahren gerichtet ist, zur 
eit der Erhebung der Klage seinen Wohnsitz oder in Ermangelung 
eines solchen seinen Aufenthalt hatte. Die Erhebung der Klage im 
Sinne dieser Vorschrift kann nur durch den Antrag des Beauftragten 
des Oberpräsidenten auf Beschlussfassung nach §. 17 oder auf Eröffnung 
der Voruntersuchung nach §. 20 des Ehrengerichtsgestzes erfolgen. 

2. Die Rechtsgiltigkeit des Ehrengerichtsgesetzes kann durch 
Berufung auf angeblich entgegenstehende Bestimmungen der Beichs- 
Gewerheordnung nicht angefochten werden. Entscheidung des 
Prenss. ärstlichen Ehrengerichtshofes vom 25. Oktober 1901. 


Eine Befangenheitserklärnng bezttglich der erstinstanzlichen 
Richter ist nur vor Abschluss des erstinstanzlichen Verfahrens zu¬ 
lässig. Entscheidung des Prenssischen ärztlichen Ehrenge¬ 
richtshofes vom 25. Oktober 1902. 


Trunkenheit als standeswidriges Verhalten. Entscheidung 
des Prenssischen ärztlichen Ehrengerichtshofes vom 25. Ok¬ 
tober 1902. 

Die erste Entscheidung stellt fest, 

dass der Angeschuldigte durch Trunkenheit im allgemeinen, durch unge¬ 
bührliches, gleichfalls auf Trunkenheit snrttckzulflhrendes Verhalten gegen¬ 
über seine ärztliche Hilfe suchenden Personen im besonderen, sowie durch 
Unterlassung eines versprochenen Krankenbesuches gegen §. 8 des Gesetzes 
vom 25. November 1899 verstossen habe. 

Was die dem Angeschtüdigten zur Last gelegten Verfehlungen betrifft, 
so unterliegen die tatsächlichen, auf Grund der eidlichen Aussagen der Zeugen 

.getroffenen Feststellungen des ersten Richters keinem Bedenken; sie 

werden auch durch das Vorbringen des Angeschnldigten in der Berufungsrecht- 
fertigung nicht erschüttert. 

Immerhin kann die von der ersten Entscheidung als erwiesen erachtete 
Trunksucht des Angeschuldigten im allgemeinen auf sich beruhen, da der An- 

geeehuldigte schon durch sein Verhalten der Frau.gegenüber, sowie in 

der Nacht zum 20. Februar 1901 ohne Zweifel die ärstlichen Standespflicbten 
verletzt hat. 

Die von ihm hinsichtlich des Vorganges in der Nacht zum 20. Februar 
1901, sowie bezttglich des Nichtbesuches der Frau.zu seiner Verteidi¬ 

gung geltend gemachten Tatsachen haben bereits in der ersten Entscheidung 
gebührende und zutreffende Würdigung gefunden. 

Die Berufung des Angeschuldigten war demnach, wie geschthen, da auch 
die Höhe der erkannten Strafe einem zugunsten des Angeschnldigten sprechenden 
Bedenken nicht unterliegt, als unbegründet zu verwerfen. 


Verletzung der Kollegialität durch Aeusserungen tther einen 
anderen Arzt. Entscheidung des Prenssischen ärztlichen Ehren¬ 
gerichtshofes vom 25. Oktober 1902. 

Die erste Entscheidung stellt tatsächlich fest, 
dass der Angeschuldigte in den Jahren 1900 und 1901 zu Lossen in seinen 

Aeusserungen über Dr.und in dem Verhalten gegen diesen die 

Pflicht der Kollegialität einem Standesgenossen gegenüber verletzt hat. 
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Unter Anescheidiuig mehrerer anderer dem Angeachnldigten nur Last 
gelegten Aeasserongen bejaht der erste Richter die Sohnldfrage hinsiehtUeh der 
na 1, 2, 3, 9 nnd 10 des Urteils aafgeftthrten Anslassongen. Von diesen er¬ 
scheint der za 3 ervr&hnte Vorhalt, den der Angesohnldigte dem Apotheker 

.über dessen za intimen Verkehr mit einem zeitweiligen Vertreter 

des Dr. N. gemacht hat, nicht geeignet, als Grandlage fOr die Bejahung der 
Frage, ob der Angesohnldigte die yon der Pflicht der Eollegialitftt aaferlegte 
Zarückhaltnng bezüglich des Dr. X. selbst gewahrt hat, verwendet za werden. 
Wohl aber ist dies der Fall bezüglich der anderen vom ersten Richter als 
standeswidrig bezeiohneten Aensserangen, insbesondere insofern sie den Vor¬ 
warf aasdrUoken, dass Dr. N. gegen den Angeschuldigten „arbeite" hezw. „in- 
triguiere". Dass dieser Vorwarf von dem Angeschnldigten erhoben worden, 

ist dnrch die Aassagen der Apotheker.and .... erwiesen. Bs kann 

daher von der Zengenanssage des Rentmeisters A., wdohe der Angeschnldigte 
aas den in der Berafangsrechtfertigong angeführten Gründen gegen sich nicht 
verwertet wissen will, abgesehen werden. 

Im übrigen ist dem Richter darin beizntreten, dass der Wahrheits¬ 
beweis, dass Dr. N. gegen den Angeschnldigten intriguiere, nicht erbracht 
worden ist. Bs gilt dies aacb, soweit dieser Beweis in der Reohtfertlgnngs- 
schrift angetreten and in den gegen Dr. N. verhandelten Akten erhoben worden 
ist. Teils haben die vernommenen Zeogen überhanpt nichts znm Beweisthema, 
teils nichts den schweren Vorwarf der Intrigae Rechtfertigendes zn behänden 
vermocht. 

Da nach alledem die tatsächliche Feststellung der erstinstanzlichen Bnt- 
soheidang za Recht besteht, auch die dem Angeschuldigten zur Seite stehenden 
Milderangsgründe hei der Strafabmessang hinreichende Berücksichtignng ge¬ 
funden haben, so war die Bernfang — nach §. 46 des Gesetzes vom 25. No¬ 
vember 1899 aaf Kosten des Angeschädigten — wie geschehen, als unbegründet 
za verwerfen. 


1. Uebernahme der ärztlichen Behandlnng von Patienten, welche 
sich bereits in der Behandlnng eines anderen Arztes befinden. 

2. Eine allgemeine Verpfiichtnng des Arztes, sich yor der üeber- 
nahme der Behandlnng eines Patienten zn verständigen, ob dieser sich 
bereits in der Behandlnng eines anderen Arztes befinde, lässt sich 
nicht begründen. Nnr wenn besondere Umstände anf die bereits er¬ 
folgte Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe hinweisen, erscheint eine 
solche Erkundigung angemessen. 

3. Der Arzt, welcher weiss, dass ein Patient in der Behandlnng 
eines anderen Arztes steht, ist verpfiichtet, den letzteren von der 
Uebernahme der Behandlnng zu benachrichtigen. 

4. Bei Patienten, welche Mitglieder einer Krankenkasse sind, 
wird diese Benachrichtignngspfiicht nicht schon durch die Kenntnis 
der Zugehörigkeit dieser Personen zur Krankenkasse begründet. 
Entscheidang des Prenssischen ärztlichen Bhrengeriohts- 
hofes vom 25. Oktober 1902. 

Das erste Urteil stellt tatsächlich fest, 
dass der Angeschnldigte in den Jahren 1900 und 1901 in mindestens vier 
Fällen in der Behandlung eines anderen Arztes stehende Patienten über¬ 
nommen hat, ohne den vorbehandelnden Arzt hiervon in Kenntnis zu setzen, 
ferner darch Schreiben vom 25. Mai 1901 einen Standesgenossen beleidigt hat, 
und erblickt hierin einen Verstoss gegen §. 3 des Gesetzes vom 25. No¬ 
vember 1899. 

I. Hinsichtlich der Uebernahme der Patienten gründet der Vorderrichter 
die Bejahang der Schaldfrage in den Fällen M., B. and H. darauf, dass der 
Angeschnldigte mit Rücksicht auf die ihm bekannte Eigenschaft der Patienten 

als Mitglieder der Krankenkasse des Werkes.. im Falle B. nnd H. auch 

im HinMick auf die vorgeschrittene Natar der Krankheit, sich habe sagen 
müssen, dass die Patienten bereits in der Behandlnng des Kassenarztes Dr. N. 
standen. In der Berafangsrechtfertigangsschrift bestreitet der Angeschnldigte, 
gewusst za haben, dass die fraglichen Personen Mitglieder der Krankenkasse 
waren. Ob dies der Fall, kann anerürtert bleiben; denn für die Frage, ob ein 
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Yersehaldea des Angesohaldigten anxanehmeii, ist allein massgebend, ob er 
gewnsst hat, dass die von Ihm ttbemommenen Patienten tatslehlich in der Be* 

handlang des Dr..standen. Selbst wenn ihm die ZngehOrigkeit der 

Patienten sor Krankenkasse bekannt war, folgte hierans allein fttr ihn noch 
nioht, dass sie sich auch wirklich von dem Eassenarst behandeln Hessen. Hit 
Beoht führt die Berafnngsrechtfertigangssohrift ans, dass die Mitgliedschaft bei 
einer Krankenkasse lediglich die Befugnis, nicht aber eine Pflicht, sich in die 
Behandlung des Kassenarstes su begeben, begründet. Auch aus der Art und 
Schwere der Krankheit ist ein zwingender Schluss auf ein bereits erfolgtes 
Eingreifen eines anderen Arztes keineswegs ableitbar. Im Palle B. lässt sich 
ferner der Umstand, dass der Angeschuldigte mit Dr. N. am Krankenlager zu* 
sanunengetroffen ist, nicht gegen den ersteren verwerten, da dies, wie er glaub* 
würdig angibt, bei seinem zweiten Besuche geschehen ist, seine Kenntnis von 
der Zuziehung des Dr. N. für den Zeitpunkt der Uebernahme mithin hieraus 
nicht folgt. Eine allgemeine Verpflichtung eines Arztes, sich vor der üeber* 
nähme der Behandlung eines Patienten zu erkundigen, ob dieser sieh bereits 
in der Behandlung eines anderen Arztes beflnde, lässt sieb, wie es von Seiten 
des ersten Bichters geschieht, nicht begründen. Nur wenn besondere Umstände 
auf die bereits erfolgte Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe hinweisen, erscheint 
eine solche Erkundigung angemessen. DitfOr aber, dass in den fraglichen 
Fällen solche Umstände Vorgelegen haben, ist nichts erbracht. 

n. Was den Fall M. betrat, so steht allerdings auf Grund der eidlichen 
Aussage des Zeugen M. fest, dass dieser den Angescbnldigten von der vorauf¬ 
gehenden Behandlung seitens des Dr. N. in Kenntnis gesetzt hat. Die Ueber¬ 
nahme der Behandiung des Kindes M. stellt aber nichtsdestoweniger keine 
Verfehlung des Angescbnldigten dar, weil sie in seiner Sprechstunde, in welcher 
der Zeuge M. mit seinem Sande beim Angescbnldigten erschien und in welcher 
er berichtet, dass Dr. N. bereits konsultiert worden sei, erfolgte. Es muss als 
das Becht eines jeden Arztes anerkannt werden, die ihm in der Sprechstunde 
zugetragenen Krankheitsfälle ohne Bücksicht darauf, ob ihretwegen bereits ein 
anderer Arzt in Anspruch genommen ist, in Behandlung zu nehmen. 

HI. War nach obigem die Schuldfrage bezüglich der Uebernahme der 
Patienten in allen Fällen zu verneinen, so hat sich der Angeschuldigte ander¬ 
seits durch die ihm zur Last gelegte Beleidigung zweifellos eine Verletzung 
der Standesehre schuldig gemacht. Die vom Angeschuldigten erbetene Kom¬ 
pensation mit der ihm von Dr. N. zngefügten Beleidigung erscheint im ehren¬ 
gerichtlichen Verfahren nicht angezeigt. Mit Bücksicht einerseits auf die 
Schwere der Beleidigung, anderseits darauf, dass der Angeschuldigte durch 
seinen Gegner gereist worden ist und in Erregung gebandelt hat, hat der 
Ehrengerichtshof eine Geldstrafe von fünfzig Mark für eine angemessene 
Sühne erachtet. 

Nach alledem ist in der Hauptsache, wie geschehen, erkannt worden. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

]>eatmolie« Reioh. 

Benohäftigung jugendlicher Arbeiter auf Steinkohlenbergwerken 
in Prenasen, Baden und Elsass-Lothringen. Bekanntmachung des 
Beiehskanzlers (i. Stellvertr.: Graf v. Posadowsky) vom 24. März 
1903. 

Auf Grund des §. 189 a der Gewerbeordnung hat der Bnndesrat die 
nachstehenden 

Bestimmungen, betreffend die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter auf 
Steinkohlenbergwerken in Preussen, Baden und Elsass-Lothringen, 
erlassen: 

I. In Preussen, Baden und Elsass-Lothringen dürfen auf Steinkohlen¬ 
bergwerken, deren Betrieb auf achtstündige Schichten eingerichtet ist, bei der 
Bcaehäftigung derjenigen jugendlichen Arbeiter männlichen Geschlechts über 
vierzehn Jahre, welche über Tage mit den unmittelbar mit der Förderung der 
Kohlen zusammenhängenden Arbeiten beschäftigt sind, die Beschränkungen des 
§. 186, Abs. 1, 2 der Gewerbeordnung mit folgenden Massgaben ausser An¬ 
wendung bleiben: 
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1. Die Besohäftigang darf nicht tot fttnf ühr Morgens beginnen und, 
wo in zwei Tagesschiohten gearbeitet wird, nicht nach eil Ühr Abends 
schliessen; keine Schicht darf einschliesslich der Pansen länger als acht 
Stonden danem. 

Die Beschäftigung darf am Tage yor Sonn* und Festtagen nm vier Uhr 
Morgens beginnen und, wo in zwei Tagesschichten gearbeitet wird, am nächsten 
Werktag nm ein ühr Nachts schliessen. 

2. Zwischen zwei Arbeitsschichten, mnss den jugendlichen Arbeitern eine 
Bnhezeit von mindestens fflnfzehn Stunden gewährt werden. Die den Arbeits¬ 
schichten an Tagen vor Sonn- und Festtagen voransgehende und die den Arbeits- 
schiohten an Tagen nach Sonn- und Festtagen folgende Bnhezeit mnss mindestens 
dreizehn Standen dauern. 

8, Zwischen den Arbeitsstanden müssen den jugendlichen Arbeitern an 
jedem Arbeitstage eine oder mehrere Pausen in der Gesamtdauer yon mindestens 
einer Stande gewährt werden; yon diesen müssen zwei mindestens je eine 
Viertelstande, oder drei mindestens je zehn Minuten betragen. Während der 
Pansen darf den jngendlichen Arbeitern eine Beschäftigung im Betriebe nicht 
gestattet werden. 

II. Auf Steinkohlenbergwerken dürfen jngendliohe Arbeiter männlichen 
Geschlechts über yierzehn Jahre in höchstens sechsstündigen Schichten unter 
Wegfall der im §. 136, Abs. 1, Satz 3 der Gewerbeordnung yorgeschriebenen 
Pause mit ihren Kräften angemessenen Arbeiten über Tage beschäftigt werden, 
sofern die Art des Betriebes an sich Unterbrechungen der Beschäftigung mit 
sich bringt. 

Wegen des Beginnes und des Schlnsses dieser Beschäftigung und wegen 
der zwischen zwei Arbeitsschichten zu gewährenden Bnhezeit gelten die Be¬ 
stimmungen unter I, Ziffer 1 und 2. 

III. In der bei I und II bezeichneten Art dürfen jugendliche Arbeiter 
nur beschäftigt werden, wenn durch das Zeugnis eines yon der höheren Ver¬ 
waltungsbehörde zur Ausstellung solcher Zeugnisse ermächtigten Arztes nach- 
gewiesen ist, dass die körperliche Entwickelung des Arbeiters die für den¬ 
selben in Aussicht genommene und genau anzugebende Beschäftigung auf dem 
Werke ohne Gefahr für seine Gesundheit zuJässt. Das ärztliche Zeugnis ist 
yor Beginn der Beschäftigung dem Arbeitgeber ansznhändigen, welcher es zu 
yerwahren, auf amtliches Verlangen yorzulegen und bei Beendigung des Arbeits- 
yerhältnisses dem jugendlichen Arbeiter bezw. dessen gesetzlichen Vertreter 
wieder auszuhändigen hat. 

IV. Auf Arbeitsstellen, wo jugendliche Arbeiter nach Massgabe der Vor¬ 
schriften unter Nr. I, II und ni beschäftigt werden, muss neben der nach 
§. 188, Abs. 2 der Gewerbeordnung auszuhängenden Tafel eine zweite Tafel 
ausgehängt werden, welche in deutiieher Schrift die Bestimmungen unter I, n 
und III wiedergibt. 

Die höhere Verwaltungsbehörde kann einzelne Betriebe, in denen jugend¬ 
liche Arbeiter nach Massgabe der Vorschriften unter I beschäftigt werden, auf 
Antrag yon der Angabe des Beginns und Endes der Pausen in der nach §. 138 
der Gewerbeordnung zu erstattenden Anzeige und yon der entsprechenden 
Angabe in dem Ausbange für solche im einzelnen namhaft zu machenden Be- 
schäftigungszweige entbinden, bei denen nach der Art der Arbeit regelmässig 
mindestens Arbeitsunterbrechungen yon der unter I, Ziffer 3 bestimmten Dauer 
eintreten. Diese schriftlich zu erteilende Genehmigung ist jederzeit wider¬ 
ruflich. 

Die höhere Verwaltungsbehörde hat über die Betriebe, die auf Grund 
der Bestimmung im yorstebenden Absätze yon der Angabe des Beginnes und 
Endes der Pansen in der nach §. 138 der Gewerbeordnung zu erstattenden 
Anzeige und yon der entsprechenden Angabe in dem Ansbang entbanden worden 
sind, nach dem anliegenden Master ein Verzeichnis zu führen. Ein Auszug 
aus diesem Verzeichnisse, der das abgelanfene Kalenderjahr umfasst, ist bis 
zum 1. Februar jedes Jahres durch die LandcszentralbehOrde dem Beichskanzler 
yorzulegen. 

V. Die yorstebenden Bestimmungen haben für zehn Jahre Giltigkeit. 

Sie treten am 1. April 1903 in Kraft und an Stelle der durch die Be¬ 
kanntmachung des Beichskanzlers yom 1. Februar 1895 (Beichs-Gesetzbl. 8. 5) 
yerkündeten Bestimmungen. 
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Verzeichnis 

derjenigen Betriebe, welche auf Grund der Vorschrift unter IV, Abs. 2 der 
Bestimmungen Aber die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter auf Steinkohlen¬ 
bergwerken von der Angabe des Beginns und Endes der Pausen in der nach 
§. 188 der Gewerbeordnung zu erstattenden Anzeige nnd yon der entsprechenden 
Angabe in dem Aushang entbunden worden sind. 


1. 

2. 

8. 

4. 

5. 

6. 


a. 

Beschäfti- 

Datum 

der 

Ausnahme- 

be- 

willigung. 

Zahl der 



Name des 

gungzweige. 

jugendlichen Arbeiter 

Be¬ 

mer¬ 

kungen. 

5z; 

Bergwerks, 

b. 

fttr welche 
die Aus¬ 

(im Jahresdurchschnitt), 
welche in der bei 8 

• 

«> 

SH 

Aufsichts- 

bezirk* 

nahme 
gestattet ist. 

angegebenen Weise 
beschäftigt werden. 







B, Könlfl^eiola Pxreiuisezi. 

Mitwirkung der Begiernngs- nnd Medizinalräte in Fragen des 
Fleisches als Nahrungsmittel. Erlass des Ministe rs der u. s. w. Hedi- 
sinalangelegenheiten (gez. i. Anftr.: Förster) vom 20. Februar 
1903 — Nr. 6075 — an sämtliche Herren Begiernngspräsidenten. 

Ein Spezialfall gibt mir Veranlassung, dahin Anordnungen zu treften, 
dass in Zukunft bei allen Fragen, die das Fleisch als Nahrungsmittel betreffen, 
der Begierungs- und Medizinalrat im Korreferate mitzuwirken hat. 

Bw. Hochwohlgeboren wollen fttr die Beobachtung dieser Bestimmung 
gefälligst Sorge tragen. 


Benutzung der Post im Ortsverkehr unter Anwendung des Porto- 
ablösnngsvermerkes. Erlass des Ministers der u. s. w. Medizinal¬ 
angelegenheiten (gez. i. Vertr.: Weyer) yom 4. März 1903 — an 
die Herren Oberpräsidenten, die Herren Begierungspräsidenten, die Königlichen 
Begiernngen nnd die Königlichen Konsistorien mit Einschluss des Königlichen 
Landes-Konsistoriums in Hannoyer. 

Im Binyerständnisse mit dem Herrn Finanzminister und dem Herrn 
Staatssekretär des Beichs-Postamtes genehmige ich, dass für dienstliche 
Sendungen der Generalsnperintendenten, der Superintendenten, Kirchenpröbste, 
Metropolitane nnd Dekane, der Kreisschulinspektoren im Hauptamts, der Kreis- 
schnlinspektoren im Nebenamte, der Ortsschnlinspektoren, der mit erweiterten 
Aufsichtsbefngnissen ansgestatteten Bektoren und Lehrer, der yollbesoldeten 
Kreisärzte, der nicht yoUbesoldeten Kreis-, Oberamts- und Gerichtsärzte, der 
Kreisassistenzärzte nnd der Provinzial- (Bezirks-, Landes-) Konseryatoren die 
Post im Ortsverkehr unter Anwendung des Portoablösungsvermerkes benutzt 
werden darf, soweit nicht durch die Benutzung der Post fttr den Absender 
eine Erschwerung der Beförderung seiner Ortssendungen herbeigeftthrt wird. 

Die nachgeordneten Behörden wollen die in Frage kommenden Beamten 
Ihres Geschäftsbereiches hiernach schleunigst mit Nachricht versehen. 

An die Kaiserlichen Ober-Postdirektionen wird seitens des Herrn Staats¬ 
sekretärs des Beichs-Postamtes das Erforderliche verfttgt werden. 


Stellung des Vertreters der Anklage in dem nicht förmlichen 
Verfahren vor den ärztlichen Ehrengerichten. Erlass des Ministers 
der n. s. w. Medizinalangelegenheiten vom 11. Februar 1908. 

Das in §. 17 des Gesetzes vom 25. November 1899 vorgesehene nicht 
förmliche Verfahren soll nach seiner Struktur analog dem förmlichen Verfahren 
verlaufen, nur sind die Stadien dieses Verlaufes abgekürzt und die Formalitäten 
vereinfacht. Die Stellung des Vertreters der AnUage ist die gleiche wie in 
dem förmlichen Verfahren, nur dass, weil die mündliche Verhandlung wegfällt, 
die persönliche Anwesenheit des Vertreters der Anklage bei dem Beschlüsse 
nicht stattfinden kann. 
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Aas diesem Qrondgedaakcn des Geeetses ergibt sieh die Folgemag, dass, 
wie fttr die Ablebanng der Eröffnoag des nicbtförmlicbea Yerfabreas Qberaaapt, 
so aach insbesondere fttr die Stellnng des Vertreters der Anklage in dieser 
Beziebnng, die Vorschriften des §. 28 des Gesetzes ttber die Ablehnnng der Er¬ 
öffnung des förmlichen Verfahrens gleichfalls zur Anwendung zu bringen sind. 

Dass §. 23, Abs. 1 des Gesetzes im nicht förmlichen Verfahren zur An¬ 
wendung gelangt, dürfte unbestritten sein, da diese Anwendung wohl hftnfig 
bei jedem Ehrengerichte yorkommt. Das Gleiche gilt alsdann für den §. 23, 
Abs. 2 des Gesetzes. 


Reklame der Katarheilkftnstler im Bereich der prenssischen 
Eisenbahnen. Erlass des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
Tom 17. Januar 1908 an die Eisenbahn - Direktionen. 

Die Geschäfts- und Arbeitsränme der Staatseisenbahnyerwaltang dttifen 
nicht dazu benutzt werden, Grundsätze auf dem Gebiete der Natnrheilkunde, 
sei es durch Wort oder Schrift (Eolportageliteratnr) zu erörtern. Selbstyer- 
ständlich werden dadurch die Bestimmungen ttber die Ausbildung Ton Eisen¬ 
bahnbediensteten im Samariterdienste nicht bertthrt. Ferner wird im Interesse 
der Eisenbabnbediensteten die Anfmer^mkeit darauf bingelenkt, dass Kosten 
fttr ärztliche Behandlung, fttr ein Heilyerfahren, fttr Zuziehung eines zweiten 
Arztes oder eines Spezialarztes und ähnliche Vergttnstignngen, fttr deren Ge¬ 
währung die ärztliche Bescheinigung der Notwendigkeit Voraussetzung ist und, 
soweit sie Ton der Verwaltung oder den Krankenkassen überhaupt übernommen 
werden, nur dann bewilligt werden dürfen, wenn die Behandlung dnrch die 
Ton der Verwaltung oder den KasseuTorständen bestellten Aerste oder deren 
Vertreter oder durch staatlich anerkannte Aerste erfolgt und die erforderlichen 
Bescheinigungen yon solchen Aerzten ansgestellt sind. 


Weiterftthrnng einer Apotheke dnrch den ehemaligen Besitzer 
bis znr üebemahme derselben dnrch den Nachfolger. Erlass des 
Ministers der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: 
Förster) yom 24. Februar 1903 — M. 5582 — an die Herren Ober¬ 
präsidenten. 

Ein Spezialfall gibt mir Veranlassung, unter Hinweis auf den Bnnd- 
erlass yom 17. Noyember 1898 — M. 10108 — in Erinnerung zu bringen, dass 
ein Apothekenbesitzer, welcher in den Besitz einer nenen Apothekenbonzession 
gelangt, die bisher yon ihm betriebene Apotheke so lange weiter zn führen 
hat, bis sein Nachfolger die Konzession erhalten und die Geschäfte übernommen 
hat. Eine Botriebsnnterbrechnng, welche namentlich in Ortschaften mit nur 
einer Arzneiabgabestelle an bedenklichen Folgen führen könnte, ist unter allen 
Unutänden zu vermeiden und der Besitzweäsel derartig zu vollziehen, dass 
ein Geschäftsschiass, auch nur auf kurze Zeit, überhaupt qicht statt findet. 

Ew. Exzellenz ersuche ich hiernach, die Regierungspräsidenten mit ent¬ 
sprechender Weisung zu versehen._ 


Vorkommen der epidemischen Genickstarxe im Jahre 1901. 
Runderlass des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegen¬ 
heiten (gez. i. Vertr.: Förster) vom 21. Februar 1908 — M. Nr. 11346 
— an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Aus den auf meinen Erlass vom 19. Januar 1897 — M. 278 — erstatteten 
Berichten geht hervor, dass in dem Jahre 1901 in Prenssen insgesamt 121 
sichere Fälle von epidemischer Genickstarre zur amtlichen Kenntnis gekommen 
sind gegen 127 in dem Jahre 1900 und 112 im Jahre 1899. 

Von diesen 121 Erkrankungen wurden gemeldet in der Provinz: 


Schlesien 

1901 

25 

(1900) 

(27) 

(1899) 

(35) 

Ostpreussen 

1901 

8 

(1900) 

(5) 

(1899) 

(4) 

Westfalen 

18 

(3) 

(6) 

Pommern 

7 

• (0) 

(8) 

Brandenburg 

13 

(25) 

(7) 

(24) 

Posen 

6 

(3) 

(4) 

Schleswig-Holstein 

11 

(15) 

Hannover 

5 

(8) 

(2) 

Hessen-Nassau 

9 

(23) 

(4) 

Sachsen 

4 

(6) 

(1) 

Rheinprovinz 

9 

(12) 

(15) 

Westprenssen 

3 

(0) 

(2) 





Zusammen 

121 

(127) 

(112) 



94 
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Auf die einseinen Begiemngsbesirke Terteilen sich die Erkrankungen wie 

Zahl der Einw. 


1901 

(1900) 

(1899) 

1868062 

Oppeln 

26 

(24) 

(19) 

1887687 

Sdileswig 

11 

(16) 

243 

1884161 

Berlin 

10 

(^) 

(7) 

1861466 

Arnsberg 

10 

(0) 


1202758 

Königsberg 

8 

ß) 

W 

699699 

Münster 

8 

(0) 

(1) 

1007241 

Wiesbaden 

8 

(19) 

(4) 

687842 

KOslin 

7 

(0) 

(8) 

2599696 

DOseeldoif 

6 

(2) 

(11) 

1199181 

Posen 

4 

(8) 

(8) 

1190169 

Merseburg 

4 

(2) 

(1) 

472667 

Lttneburg 

4 

(1) 

(2) 

897744 

Marienwerder 

3 

(0) 

(0) 

1929219 

Potsdam 

3 

(19) 

(0) 

688924 

Bromberg 

2 

(0) 

(1) 

1697798 

Breslau 

2 

(3) 

(18) 

1021696 

COln 

2 

(10) 

(0) 

1102623 

Liegnits 

1 

(0) 

(0) 

828419 

Osnabrfick 

1 

(4) 

(0) 

890069 

Cassel 

1 

(4) 

(0) 

614976 

Aachen 

1 

(0) 

(0) 

1176644 

Magdeburg 

0 

(4) 

(0) 

686917 

Minden 

0 

(8) 

(2) 

1178782 

Frankfurt a. 0. 0 

(2) 

(0) 

874887 

Stade 

0 

(2) 

(0) 

791664 

Gumbinnen 

0 

(1) 

(0) 

289962 

Aurich 

0 

(1) 

(0) 

840734 

Trier 

0 

(0) 

(4) 

666716 

Dansig 

0 

(0) 

(2) 

In den Regiernngsbezirken Stettin, 

Stralsund 

, Erfart HannoTer, Hildes- 


heim, Kobleni und Sigmaringen ist in den leisten 8 Jahren kein sicherer Fall 
von epidemischer Genickstarre gemeldet worden. 

Mehr als eine Erkrankung kam in folgenden Orten vor (unter Angabe 
des Monats der Erkrankung): 


Ort. 

ä 

g 

Februar | 

a 

Ps 

◄ 

-a 

a 

0 


1 

Sep¬ 
tember 1 

Ok¬ 
tober 1 

No¬ 
vember 1 

De- 1 
zember 1 

Königsberg. 

- 



1 

1 

_ 

1 

_ 




_ 

Osterode (B.-B. Königsberg) 

1 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Belgard (KOslin) .... 

— 

— 

— 

1 

8 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Berlin. 

— 

— 

3 

2 

1 

1 

— 

1 

— 

1 


— 

Kolonowska (Oppeln) . . 
Benthen (Oppeln). . . . 

2 

2 

— 

1 

— 

1 

— 

z 

— 

— 

— 

— 

KOnigshfltte (Oppeln) . . 

— 

1 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

8 

___ ] 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Nieder'BydnItan (Oppeln). 

— 

— 

2 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sohönwald (Oppeln) . . . 

— 

— 

1 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Halle a. S. 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Kiel. 

— 

— 

2 

— 

— 

1 

1 

— 

1 

— 

— 

1 

Vohren (Münster) . . . 

— 

— 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Frankfurt a. M. 

— 

1 

— 

1 

— 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

1 

Heddernheim. 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Cöln. 

— 

— 

l 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 


üeber mutmassliche üebertragungen wird folgendes mitgeteilt: 
Die in Vohren, Kreis Warendorf, in der Zeit vom 28. bis 80. MSrs 
beobachteten 4 Erkrankungen betrafen Kinder im Alter Ton 4 bis 8 Jahren in 
HKnsem, an einer Hanptstrasse des Ortes belegen. Die auf dem Dominium 
Pschow (Kreis Bybnik) am 5., 6. und 25. Märs erkrankten Kinder waren 8 
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bis 8 Jahre alt; eiae üebeitragnog konnte in beiden Orten nicht mit Sicher* 
heit festgestellt werden. 

Von den 8 Kindern, welche in Belgard im Mai eArankten, wohnten 

2 in denselben Hanse. Ansserdem worden in einem Falle Hotter nnd Kind, 
in einem anderen 2 Brttder and in einem dritten Falle 2 Spielkameraden Ton 
der epidemischen Genickstarre befallen. 

Im Kreise Hamm erkrankte ein djihriges Kind am 10. Märi mit 
Leibsehmerzen, Erbrechen, Kopfschmerz ond Naokenstarre, ferner ein 2jähriges 
Kind am 13. März mit Krämpfen, beide starben am 14. März; der behandelnde 
Arzt stellte die Diagnose anf Fleischvergiftong. Eine Nachbarfran, welche die 
Kinder gepflegt hatte, erkrankte am 22. März, also nach 8 Tagen an Genick* 
starre and starb bereits am 24. März. In demselben Hanse, in welchem diese 
Frao wohnte, erkrankte am 18. März ein 7 jähriger Knabe an Kopfschmerz, 
Erbrechen nnd Bewnsstlosigkeit and starb am 19. März, ohne dass die Todes* 
Ursache ärztlich festgestellt wurde. Das 5jährige Kind eines Salinenarbeiters, 
mit welchem der Vater der beiden angeblich an Fleischvergiftang gestorbenen 
Kinder zusammen arbeitete, erkrankte am 25. März an Cerebrospinalmeningitis. 
Von diesem Kinde wurde wiederum hbohstwahrscheinlich ein anderes 16jähriges 
Mädchen inflsiert, welches am 29. März erkrankte. 

Man wird unter diesen Umständen kaum fehlgehen, wenn man bei den 

3 am 14. und 19. März yerstorbenen Kindern gleichfalls Genickstarre als Todes* 
Ursache annimmt. Ist diese Annahme richtig, so hat man hier 5 noch zu¬ 
sammenhängende Fälle von Genickstarre, von denen anscheinend 2 durch üeber* 
tragung durch dritte Personen zu stände gekommen sind. 

Weitere Uebertragungen konnten ni^t festgestellt werden, vielmehr trat 
die Krankheit in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle sporadisch anf, ohne 
dass es zu eigentlichen Epidemien gekommen wäre. 

Als Schutzmassregeln wurden angeordnet: 

Fernbleiben der gesunden Kinder aus einem Haushalte, in dem eine Er¬ 
krankung vorkam, vom Sohulbesueb, Desinfektion der Kleider, Betten, der Ge* 
brauchsgegenstände und der Wohnung der Erkrankten; wenn angängig üeber* 
fflhrung in ein Krankenhaus. 

Auf die einzelnen Monate verteilen sich die Erkrankungen in folgender 
Anzahl: 1901 (1900) 1901 (1900) 1901 (1900) 

Januar 9 (4) Mai 16 (10) September 6 (5) 

Februar 8 (8) Juni 9 (15) Oktober 8 (4) 

März 28 (16) Juli 5 (5) November 2 (8) 

April 22 (10) August 5 (5) Dezember 3 (9) 

Nicht angegeben (27) 

Die Mehrzahl der Fälle ereignete sieh hiernach im Fr^ahr und im 
Anfang des Sommers, nämlich in dem Vierteljahr von März bis Mai 66 (86), 
von Juni bis August 19 (25), von September bis November 16 (17) und von 
Dezember bis Februar 20 (21) Fälle. 

Eine Zusammenstellung nach Alter, Geschlecht, Ausgang und 
Dauer der Erkrankung ergibt folgende Tabelle: 



Krankheitstag, an 
welchem der Tod erfolgte 
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Diese Zosammenstelliuig bestätigt die auch in frttbefen Jahren gemachte 
Erfahrung, dass die epidemische Genickstarre vorsugsweise jngendiiohe 
Personen befälit. Von den 121 Erkrankten standen 84 = 69,4 "/o im Alter bis 
zn 16 Jahren. Die Sterblichkeit war eine recht erhebliche nnd betrog 
66,9% der Erkrankten. Die Dauer der Krankheit bis zum Eintritt des Todes 
schwankte zwischen 1 und 130 Tagen. 

In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle begann die Krankheit plötzlich 
mit hohem Fieber, Kopfschmerzen, üebeikeit nnd Erbrechen, es stellten sieh 
bald Benommenheit nnd Steifigkeit der Nacken- und zum Teil Spannung der 
Rttckenmnskeln ein. In einer Anzahl von Fällen wurden Innervationsstömngen 
an den Augen beobachtet. Erscheinungen, die ausser den bereits bekannten 
noch weitere Anhaltspunkte für die Sicherung der Diagnose bieten könnten, 
wurden nicht berichtet. In 13 Fällen sicherte die während des Lebens yor- 
genommene Lumbalpunktion dnrch den Nachweis der charakteristischen Jäger- 
Weichsel bäum’sehen Diplokokken die Diagnose; in einem Falle fiel die 
Lumbalpunktion negatiy ans, obschon die spätere Sektion die während des 
Lebens gestellte Diagnose der epidemischen Genickstarre bestätigte. 

Sektionen fanden in 25 Fällen statt. 

Differentialdiagnostisch kamen häufig in Betracht: tuberkulöse Himhant- 
entzttndnng, Entzündungen des Gehirnes nnd seiner Häute dnrch Eiteinngen in 
der Nachbarschaft nnd das Auftreten kleiner Gehirnblntnngen bei Inflnenza. 

Die Behandlung der Krankheit war, in Ermangelung spezifisch 
wirkender Mittel, die gebränchlicbe: Eisnmschläge auf den Kopf, Abführmittel, 
Einreibungen von grauer Salbe, Jodkalinm innerlich nnd ähnliches. 

Bei Uebergang der Erkrankungen in Heilung dehnte sich die Rekon¬ 
valeszenz oft anl viele Wochen, selbst Monate ans, nicht selten blieben 
Störungen des Seh- nnd Hörvermögens, sowie Beeinträchtignngen des Gedächt¬ 
nisses nnd der Intelligenz zurück. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich den Landräten nnd Kreisärzten von 
dem Inhalt des Vorstehenden Kenntnis zn geben nnd ihnen eine genaue Be¬ 
richterstattung auch für die Folge anfzngeben. 


Veränderung der Apotheken-Ränmlichkeiten. Bekanntmachung 
des Königlichen Polizeipräsidenten zu Berlin vom 14. März 
1903. 

Im Verlaufe der Jahre sind mehrfach Apotheken-Bänmlichkeiten ohne 
meine Genehmigung nach Ausdehnung oder Lage verändert worden. 

Die für die Anlage einer Apotheke in Anssicht genommenen Bäume 
werden von der Aufsichtsbehörde vor ihrer Einrichtung nicht allein bau-, sondern 
stets auch medizinalpolizeilich darauf geprüft, ob dieselben ihrer künftigen Be¬ 
stimmung überhaupt, wie insbesondere nach räumlicher Ausdehnung und Lage zu 
einander, entsprechend gewählt sind. Erst nachdem die Aufsichtsbehörde sich 
mit der getroffenen Wahl einverstanden erklärt bat, darf die Einrichtung der 
Räume beginnen. Dieses Verfahren hat den Zweck, Unznträglicbkeiten für 
den Apothekenbesitzer bei der Eröffnnngsrevision zn verhüten, bei welcher die 
Offizin, wie die Nebenränme auch in Ansehung des Raumes (Apothehenbetriebs- 
ordnnng vom 18. Februar 1902, §. 1 nnd Anweisung für die amtliche Besich- 
tigang der Apotheken vom 18. Febrnar 1902, §. 1) zn besichtigen sind. 

Jede Veränderung jener Räume bedarf daher der Genehmigung der Auf¬ 
sichtsbehörde, d. h. für Berlin, Charlottenburg, Schöneberg und Rixdorf des 
Unterzeichneten. Die Herren Apotbekenbesitzer und Verwalter mache ich hier¬ 
auf unter Hinweis auf §. 1H2 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwal- 
tnng vom 30. Jnli 1883 G.-S. S. 195) nnd die daraus event. sich ergebenden 
Folgen ausdrücklich aufmerksam. _ 


Errichtung von Düngerstätten. Verfügung des Königlichen 
Regierungspräsidenten in Minden vom 17. Febrnar 1903 an 
sämmtliche H. Landräte und Kreisärzte. 

Für die neuen Düngerstätten werden die znr Zeit geltenden Vorschriften 
der §§.39 und 40 der Bezirks-Ban-Ordnung bezw. der besonderen Orts-Ban- 
Ordnungen auch ferner znr Anwendung zu bringen sein, während die Ab¬ 
stellung der Mängel bei den alten Düngerstätten zweck- 
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mäsaig im Wege der polizeilioheu Verfflgang and nicht allgemein 
durch Polizeiverordnang za erstreben sein wird. 

Von jeder vorhandenen Dttngerstätte mass eine derartige Einrichtung 
gefordert werden, dass das üeberfliossen der Jauche auf öffent¬ 
liche Wege, in Strassenrinnen und Wasserlänfe, sowie anf 
Naohbargrandstttcke verhindert and die Veranreinigang oder 
Verseachung vonBrannen and Wohnränmen durch Jauche ver¬ 
mieden wird. 

Die Polizeibehörden haben sich die Verbesserang der DttngerstKtten nach 
diesen Bichtangen hin auf das ernstlichste angelegen sein za lassen und bei 
den Besitzern, deren DUagerstätten diesen Erfordernissen nicht entsprechen. 
Überall da die Verbesserung darch besondere Veifögong anzaordnen and im 
Zwangswege darohzasetzen, wo and soweit die örtlichen und finanziellen Ver- 
hUtnisse es irgend gestatten. Wo dies nicht der Fall ist, wird mit Milde za 
verfahren sein. Bestimmte Vorschriften, wie die Verbesserung vorgenommen 
werden soll, werden zweckmässig za vermeiden, vielmehr wird die Art der 
Aasfllhrang der Ortspolizeibehörde nach Lage des Falles za Überlassen sein. 

Ich ersuche daher die Polizeibehörden sofort anzaweisen, za diesem 
Zwecke sämtliche Gemeinden ihres Bezirks — beginnend mit den ge¬ 
schlossenen Ortschaften, die am dringlichsten der Abhilfe bedürfen — saccessi^e 
in Bezag aaf den Zustand der Düngerstätten, möglichst bei nassem Wetter, 
einer eingehenden Besichtigung za unterziehen, die von den obigen Vorschriften 
abweichenden Mängel and die getroffenen Aaordnnngen gemeindeweise in eine 
Liste einzatragen und Ihnen diese fortschreitend zur Einsicht vorzalegen. 

Sie selbst ersaohe ich, der Angelegenheit Ihr besonderes Inter-^sse zaza- 
wenden and die Forschritte der Revision, sowie die Absteliang der Mängel in 
geeigneter Weise za kontrolieren. 

Nach Verlauf vou 6 za 6 Monaten — zunächst zam 1. September er. — 
wollen Sie berichten, welche Gemeinden bereits revidiert and welche noch im 
Rückstände sind. 

Ich selbst behalte mir vor, die Listen einzelner Gemeinden einzafordern 
und darch meinen Herrn Dezernenten an Ort uad Stelle die Eintragangen 
za prüfen. _ 


Anmeldung, Aasbild ang and Prüf ang als „staatlich geprüfter 
Desinfektor". Bekanntmachung des Königlichen Regierungs¬ 
präsidenten za Danzig vom 28. Februar 1903. 

Ueber die Anmeldung, Ausbildong and Prüfung als „staatlich geprüfter 
Desinfektor" wird nach bezüglicher Vereinbarung mit dem Magistrat der Stadt 
Danzig, welcher sich bereit erklärt hat, bis auf weiteres Personen aus der 
Provinz Westpreassen bei der städtischen hygienischen Untersuchnngsanstalt 
aasbilden za fassen, nachfolgendes bestimmt: 

I. Anmeldung. 

1. Personen aas der Provinz Westpreassen, welche sich als „staatlich 
geprüfter Desinfektor" ausbilden lassen wollen, sind bei dem Magistrat der 
Stadt Danzig anzamelden. 

2. Der Anmeldung müssen beigefügt sein: 

a) ein Zeugnis der für den Angemeldeteu zuständigen Ortspolizeibehörde über 
seine Unbescholtenheit and Zaverlässigkeit, 

b) ein Zeagnis des zaständigen Kreisarztes über die körperliche und geistige 
Geeignetheit des Angemeldeten für den Beruf eines Desinfektors. Das 
Zeugnis za b wird erst auf Vorlage des Zeugnisses zu a ausgestellt werden. 

8. Der Magistrat der Stadt Danzig wird auf Grand dieser Zengnisse zu 
2 über die Aunal^e der Angemeldeten za Desinfektionsschülern entscheiden, 
die zugelassenen zu den nach Bedarf abzahaltenden Kursen einbernfeu and 
gleichzeitig die Zeit eines jeden Kursus, wie die Teilnehmer (Namen, Stand, 
Wohnort nebst Kreis, event. Gemeinde, für welche die Ausbildnng erfolgt) 
zwecks Herbeiführung der Prüfung III mir mitteilen. 

4. An einem Kursus sollen über 12 Schüler in der Regel gleichzeitig 
nicht teilnehmen. 

n. Ausbildung. 

5. Für jeden Desinfektionssehüler sind vor Beginn des Kursus 10 Mark 
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PrüfongsgebShreii und 1,50 Mark Stempelgebflhrea, also insgesamt 11,60 Mark 
bei der Regierangs • Haaptkasse in Dansig porto« and bestellgeldfrei einsazahlen. 

Die Qaittnng (Postqaittang) hierüber ist dem Leiter des Earsas beim 
Antritt Torsaseigen; ohne diese Qaittong wird die Teilnahme am Unterricht 
nicht gestattet. 

Diese Gebühren werden narOckgenahlt, wenn ein Schüler wegen ünge- 
eignetheit Tor Beendigang des Earsas daroh dessen Leiter entlassen wird; 
ebenso die Stempelgebühren, wenn die Prüfang nicht bestanden wurde. 

6. Die Aasbild ang selbst ist anentgeltlioh and erfolgt durch den Direktor 
der st&ltisehen hygienischen UntersnChangsanstalt in Daniig unter ent¬ 
sprechender Zasiehang seiner Assistenten. 

7. Jeder Earsas dauert 9 Wochentage und hat zum Ziel die, soweit 
zam Yerstftndnis erforderliche theoretische and insbesondere die praktische 
Ansbildang der Schüler im kanstgerechten Desinfizieren nnd zwar insbesondere 
Ton yerseachten Wohnnngen, Möbeln, Betten, Eleidongsstücken, Gerätschaften, 
Wäsche, menschlichen EOrperteilen, Leichen, Abgängen and Ansscbeidnngen 
yon Badewässern, Abwässern, Verbandgegenständen, sowie yon Fuhrwerken, 
Brdstellen, Rinnsteinen, Strassenpfiaster, Donghaofen, anoh yon Batten nnd 
Mäasen, desgleichen die Ansbildang in der Behandlung, Verpaekang and Trans- 
portierann yersenohter Gegenstände bis zur Desinfektion, sowie in der Be¬ 
dienung o^es Dampfdesinfektionsapparates. 

Dem Unterricht wird zunächst die „Desinfektionsanweisnng bei Pest*, 
Anlage 1 der Bekanntmachung des Bandesrates, betreffend die yorlänfigen Be¬ 
stimmungen zur Aasführang des Gesetzes über die Bekämpfung gemeingeRihr- 
licher Erankheiten vom 6. Oktober 1900 (Reichsgesetzblatt S. 849, Dienstan¬ 
weisung für die Ereisärzte S. 128), zu Grande gelegt. 

Die Desinfektion yon See- und Flossfahrzeugen, Eisenbahnwaggons nnd 
Brunnen wird bei diesen Earsen im allgemeinen lücht geübt. 

III. Prüfung. 

8. Die Prüfang zum „staatlich geprüften Desinfektor* erfolgt yor der 
zaständlgen Prüfangsbehörde, welche gebildet wird aus dem Begiernngs- und 
Medizinalrat bei der Eöniglichen Begiemng zu Danzig als Vorsitzenden, dem 
Ereisarzt des Stadtkreises Danzig nnd dem Direktor der städtisdien hygieni¬ 
schen Untersuohungsanstalt in Danzig bezw. aus deren Vertretern. 

9. Die Prüfang findet auf Einladung des Vorsitzenden der Prüfungs- 
behOrde in der Regel am Nachmittage des letzten Ausbildnngstages bei der 
städtischen hygienischen Untersaehnngsanstalt statt und erstreckt sich auf das 
theoretische und insbesondere praktische Eönnen der Prüflinge im Rahmen 
der Erfordernisse zu 7. 

Der Leiter des Earsas wird dafür Sorge tragen, dass die Personalien 
der Prüflinge, insbesondere auch ihre Zengnisse zu 2, zar Eenntnisnahme der 
Prüfangsbehörde zar Stelle sind. 

10. Ueber jeden Prüfling ist eine Verhandlung anfsonehmen and sofern 
die Prüfang bestanden wurde, durch Vermittelung des Vorsitzenden der Prü¬ 
fangsbehörde mir einznreichen, worauf das Prüfungszengnis yon mir ansge¬ 
stellt und dem Betreffenden übermittelt werden wird. 

War die Ansbildang auf Veranlassung yon Gemeinden oder anderen 
Behörden erfolgt, so werden diesen die Prüfangszeognisse zar Weitergabe an 
die Bestandenen diesseits zogestellt werden. 

Ueber das Nichtbestehen eines Prüflings ist seitens des Vorsitzenden der 
Prüfangsbehörde ein Vermerk aaf dem kreisärztlichen Zeugnis (zu 2 b) za machen. 

11. Nur Personen, welche das Prüfangszengnis za 9 oder ein gleich¬ 
wertiges Zeugnis einer zur Ausstellang zuständigen Behörde besitzen, sind be¬ 
rechtigt, sich als „staatlich geprüfter Desinfektor* za bezeichnen. 

Die unbefugte Beilegung dieser Bezeichnung ist nach §. 860, Ziff. 8 des 
Str.-G.-B* strafbar. 

IV. Uebergangsbestimmungen. 

12. Personen, welche bei Erlass dieser Bekanntmachung bereits als 
Desinfektoren aasgebildet sind, ohne ein Zeugnis als „staatlich geprüfter Des¬ 
infektor* erworben za haben, können auf Antrag ohne weiteren Enrsns zu der 
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Prttfniig (in III) rageUsBen werden, wenn bia mm 81. Deiember 1908 bei dem 
Vonitienden der PrtlfnngBbehOrde eingereicht werden: 

a) ein Nachweis der voranfgegangenen raireiehenden Anabildnng des Betref* 
fanden als Desinfektor; 

b) ein Zeugnis der raattndigen Ortspolizeibehbrde fiber seine ünbeaeholtenheit 
nnd ZnTerlässigkeit; 

c) eine Bescheinignng des inständigen Xreisarxtes ttber die körperliche und 
geistige Geeignetheit sowie Ober das Genflgen der bisherigen Leistungen 
des Antragsteilers als Desinfektor. 

Ueber die Znlassnng entscheidet die PrflfnngsbehOrde (m 8). 

Die einrasahlenden Gebühren regeln sich nach Ziffer 5, die Anfor* 
demngen an den Prüfling nach Ziffer 7 beiw. 9, die Anshändignng des Prü* 
fnngsiengnisses all „staatlich geprüfter Desinfektor“ nach Ziffer 10. 


O. Glx*ommliexrzofl^iam Baden. 

Mamregeln gegen die Verbreitung der granulösen Angenent- 
Bttndnng. Erlass des Grossherioglichen Ministeriums rom 
21. Februar 19 08 an die Grossherioglichen Bexirksänte nnd Bexirksassi* 
stenxärxte. 

Nachdem in letxter Zeit Traehomfäile auch unter den ans Itaiien ein- 
gewanderten Arbeitern, und, neben einigen bloss Terdlchtigen Fällen, wenig¬ 
stens ein sicherer Fall yon üebertragung des Trachoms von italienischen Ar¬ 
beitern anf Einheimische festgestellt worde, werden die Bexirksärxte und 
BexirksassiBteniärite angewiesen, mit der gemäss Ziffer 2 unseres Erlasses vom 
18. Februar 1901, Nr. 45694, die gesundheitliche Beanfsichtignng der anslän¬ 
dischen Arbeiter betreffend, anf Anordnung des Beiirksamts yorxnnehmenden 
Impfung xngexogener italienischer Arbeiter auch eine Untersnchnng derselben 
anf Trachom xu yerbinden und bei positiyem Ergebnisse derselben gemäss der 
Vorschrift nnseres Generalerlasses yom 16. Jannar 1900, Nr. 41,952, die Medi- 
xinalstatistik des dritten Quartals betreffend, für ärxtliche Behandlnng nnd 
iweekentspreehende Unterbringung der an Trachom Erkrankten in sorgen, 
wobei in erster Linie anf die Zuweisung der Erkrankten an die beiden Uni- 
yersitätskliniken Bedacht lu nehmen ist — jedoch ohne Zwang hinsichtlich 
der eyentuell den Krankenkassen bexw. den Armenyerbänden xnstehenden 
Wahl des Krankenhauses ausxnüben — in jedem Falle aber den Vorstand der 
nächsten dieser Kliniken yon jedem neuen Erkranknngsherde Kenntnis 
ra geben. 

Da die Untersuchung auf Trachom mit grosseren Schwierigkeiten yer- 
bunden m sein pflegt, so sind im Interesse der Gründlichkeit derselben nicht 
mehr als 60 Personen ra einem Untersuchnngstermine yorxuladen. Das im 
Anschluss mitfolgende Exemplar der Schrift yon Prof. Axenfeld inFreibnrg, 
„das Trachom etc.“ ist mit der Wertangabe yon 1 Mark dem dortigen Inyentar 
einrayerleiben. 


B. XVeie Stadt Bambiixraf. 

Beibringung einei Erlaubnisicbeinei ixt bei Abgabe von arien- 
baltigem Fliegenpapier nicht erforderlieh; es genügt die Ansstellnng 
eines Giftscheines nnd die Eintragung in das Giftbneb. Bekannt¬ 
machung des Medisinalkolleginms yom 26. Februar 1908. 


Freie Stadt Bremern. 

Anueigepflicbt bei gemeingefübrlieben Krankheiten. Verord¬ 
nung des Senats yom 27. Noyember 1902. 

§. 1. Ausser den nach dem Beichsgesetxe yom 80. Juni 1900, betreffend 
die Bekämpfang gemeingefährlicher Krankheiten (B. G. Bl. S. 806) anxeige- 
pflichtigen Erkrankungen an 
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Auasats (Lepra), Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphas), Gelbfieber, 
Pest (orieotalischer Bealenpest), Pocken (Blattern), 
ist jede Brkrankang und jeder Todesfall an 

Darmtyphas, Bttckfallfieber, Diphtherie, Scharlach, Bahr (Dysenterie), Kopf¬ 
genickstarre (Heningitis cerebrospinalis), Kindbettfieber, granalöser Angen- 
eotzQndang, ToUwat,. Verletsangen durch tollwütige oder tollwotverdächtige 
Tiere, Milzbrand, Botz, Trichinose, Beri-Beri and Skorbut 
anverzt^lich dem für den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterbeort 
zaständigen Medizinalbeamten anzazeigen. 

Wechselt der Erkrankte den Aufenthaltsort, so ist dies nnyerzfiglich bei 
der Polizeibehörde des bisherigen und des neuen Aufenthaltsortes zar Anzeige 
zu bringen. 

2. Zar Anzeige sind verpflichtet: 

1. der zagezogene Arzt, 

2. der Haushaitaogsvorstand, 

3. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten beschäf¬ 
tigte Person, 

4. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs- oder 
Todesfall sich ereignet hat, 

5. der Leichenschauer. 

Die Verpflichtung der unter 2 bis 5 genannten Personen tritt nur dann 
ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden ist. Zur Anzeige 
von Erkrankungen der Wöchnerinnen und Neugeborenen ist nach dem Arzte 
zunächst die Hebamme verpflichtet. 

§. 3. Für Krankheits- und Todesfälle, welche sich in öffentlichen 
Kranken-, Entbindungs-, Pflege-, Gefangenen- und ähnlichen Anstalten ereignen, 
ist der Vorsteher der Anstalt oder die von der zaständigen Stelle damit be¬ 
auftragte Person ausschliesslich zur Erstattung der Anzeige verpflichtet. 

Die Anstalten haben jeden beobachteten Fall anzumelden, wenn auch 
bereits von dem Arzte, der die Aufnahme veranlasst hat, eine Anzeige er¬ 
stattet ist. 

Auf Schiffen oder Flössen gilt als der zur Erstattung der Anzeige ver¬ 
pflichtete Hanshaltungsvorstand der Schiffer oder Flossführer oder deren Stell¬ 
vertreter. 

§. 4. Die Anzeige kann mündlich oder schriftlich erstattet werden. 

Die Medizinalämter haben auf Verlangen Meldekarten für schriftliche 
Anzeigen unentgeltlich zu verabfolgen. 

§. 6. Stellt sich zu Lebzeiten des Kranken oder nach seinem Tode 
heraus, dass die Annahme des Vorhandenseins der gemeldeten Krankheit irr¬ 
tümlich war, so hat der zagezogene Arzt unverzüglich dem zaständigen Medi- 
ziualamte eine Berichtigung einzusenden. 

§. 6. Die Vorschriften des §. 40 der Medizinalordnung werden durch 
diese Verordnung nicht berührt. 

§. 7. Die Medizinalkommission kann die Vorschriften dieser Verordnung 
auf andere als die in §. 1 genannten Krankheiten ausdehnen. 

§. 8. Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird 
bestraft, wer die ihm nach den §§. 1 bis 3 und 5, oder nach Anordnung der 
Medizinalkommission gemäss §. 7 obliegende Anzeige unterlässt oder länger als 
vierundzwanzig Stundent nachdem er von der anzuzeigenden Tatsache Kenntnis 
erhalten hat, verzögert. Die Strafverfolgung tritt nicht ein, wenn die An¬ 
zeige, obwohl nicht von dem zunächst Verpflichteten, doch rechtzeitig gemacht 
worden ist. 


F. Freie S-tad-t ILilibeolc. 
Apothekenbetriebsordnung. Bekanntmachung des Senats 
vom 28. März 190 3. 

Dieselbe entspricht im wesentlichen der prenssischen Betriebsordnung, so 
dass von ihrem Abdruck hier Abstand genommen wird. 


Verantwortl. Redakteur: Dr. Bapmund, Beg.-u. Geh. Med.-Bat in Minden i.W. 

J« C* 0. Braus, H. 8. a. F, 8eli.-L« Hof-Baehdraekerol tu mnden* 
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Al, l>eataiolie« Reioki. 

Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben. Gesets Tom 80. Hin 
190 8. 

L Einleitende Bestimmnngen. 

§. 1. Auf die BeschKftignng Ton Kindern in Betrieben, welche als ge* 
wetbliohe im Sinne der Gewerbeordnung annnsehen sind, finden neben den W 
stehenden reiobsreehtlicben Yorsohriften ^e folgenden Bestimmnngen Anwendung, 
und zwar auf die Beschäftigung fremder Kinder die §§. 4 bis 11, auf die Be¬ 
schäftigung eigener Kinder die §§. 12 bis 17. 

§. 2. Kinder im Sinne dieses Gesetzes. 

Als Kinder im Sinne dieses Gesetzes gelten Knaben und Mädchen unter 
dreizehn Jahren, sowie solche Knaben und Mädchen ttber dreizehn Jahre, wel^e 
noch zum Besuche der Volksschule yerpflichtet sind. 

§. 8. Eigene, fremde Kinder. 

Im Sinne dieses Gesetzes gelten als eigene Kinder: 

1. Kinder, die mit demjenigen, welcher sie beschäftigt,voder mit^dessen Ehe¬ 
gatten bis zum dritten Grade yerwandt sind, 

2. iUnder, die yon demjenigen, welcher sie beschäftigt, oder dessen Ehegatten 
an Kindesstatt angenommen oder beyormnndet sind, 

8. Kinder, die demjenigen, welcher sie zugleich mit Kindern der unter 1 
oder 2 bezeichneten Art beschäftigt, zur gesetzlichen Zwangserziehung 
^ärsorgeerziehung) überwiesen sind, 

sofern die Kinder zu dem Hausstande desjenigen gehören, welcher sie be¬ 
schäftigt. 

Kinder, welche hiernach nicht als eigene Kinder anzusehen sind, gelten 
als fremde Kinder. 

Die Vorschriften ttber die Beschäftigung eigener Kinder gelten auch für 
die Beschäftigung yon Kindern, welche in der Wohnung oder Werkstätte einer 
Person, zu der sie in einem der im Abs. 1 bezeichneten Verhältnisse stehen 
und zu deren Hausstände sie gehören, für Dritte beschäftigt werden. 

II. Beschäftigung fremder Kinder, 

§. 4. Verbotene Beschäftigungsarten. 

Bei Bauten aller Art, im Betriebe derjenigen Ziegeleien und ttber Tage 
betriebenen Brüche und Gruben, auf welche die Bestimmungen der §§. 134 bis 
189 b der Gewerbeordnung keine Anwendung finden, und der in dem anliegenden 
Verzeichnis aufgefttbrten Werkstätten, sowie beim Steinklopfen, im Schomstein- 
fegergewerbe, in dem mit dem Speditionsgeschäfte yerbnndenen Puhrwerks- 
betriebe, beim Mischen und Mahlen yon Farben, beim Arbeiten in Kellereien 
dürfen Kinder nicht beschäftigt werden. 

Der Bundesrat ist ermächtigt, weitere ungeeignete Beschäftigungen zu 
uutersagen und das Verzeichnis abzuändem. Die bescUossenen Abänderungen 
sind durch das Beichsgesetzblatt zu yerOffentlichen und dem Beichstage sofort 
oder, wenn derselbe nicht yersammelt ist, bei seinem nächsten Zusammentritt 
zur Kenntnisnahme yorzulegen. 

§. 5. Beschäftigung im Betriebe yon Werkstätten, im Handelsgewerbe und in 

Verkehrsgewerben. 

Im Betriebe yon Werkstätten (§. 18), in denen die Beschäftigung yon 
Kindern nicht nach §. 4 yerboten ist, im Handelsgewerbe (§. 106b, Abs. 2, 8 
der Gewerbeordnung) und in Verkehrsgewerben (§. 106 i, Abs. 1 a. a. 0.) dürfen 
Kinder nnter zwOlf Jahren nicht beschäftigt werden. 
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Die Beschäftigung von Kindern über zwölf Jahre darf nicht in der Zeit 
zwischen acht Uhr abends and acht Uhr morgens and nicht vor dem Vor- 
mittagsanterriohte stattfinden. Sie darf nicht länger als drei Stunden und 
während den von der Saständigen Behörde bestimmten Scholferien nicht länger 
als vier Standen täglich dauern. Um Mittag ist den Kindern eine mindestens 
zweistündige Paase za gewähren. Am Nachmittage darf die Beschäftigung 
erst eine Stande nach beendetem Unterrichte beginnen. 

§. 6. Beschäftigung bei öffentlichen theatralischen Vorsteilangen und anderen 

öffentlichen Schaostellangen. 

Bei öffentlichen theatralischen Vorstellungen and anderen öffentlichen 
Schaostellangen dürfen Kinder nicht beschäftigt werden. 

Bei solchen Voratellangen und Schaastellangen, bei denen ein höheres 
Interesse der Kanst oder Wissenschaft obwaltet, kann die untere Verwaltungs¬ 
behörde nach Anhörang der Schnlaafsichtsbehörde Aasnahmen zolassen. 

§. 7. Beschäftigang im Betriebe von Gast- und von Sohankwirtsohaften. 

Im Betriebe von Gast- und von Sohankwirtsohaften dürfen Kinder unter 
zwölf Jahren überhaupt nicht und Mädchen (§. 2) nicht bei der Bedienung der 
Gäste beschäftigt werden. Im übrigen finden auf die Beschäftigung von Kindern 
über 12 Jahren die Bestimmungen des §. 5, Abs. 2 Anwendung. 

§. 8. Beschäftigang beim Aastragen von Waren und bei sonstigen Botengängen. 

Auf die Beschäftigang von Kindern beim Aastragen von Waren und bei 
sonstigen Botengängen in den in §§. 4 bis 7 bezeichneten und in anderen ge¬ 
werblichen Betrieben finden die Bestimmnngen des §. 5 entsprechende Anwendung. 

Für die ersten zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes kann 
die untere Verwaltungsbehörde nach Anhörang der Schulaufsichtsbehörde für 
ihren Bezirk oder Teile desselben allgemein oder für einzelne Gewerbezweige 
gestatten, dass die Beschäftigung von Kindern über zwölf Jahren bereits von 
sechseinhalb Uhr morgens an und vor dem Vormittagsunterrichte stattfindet; 
jedoch darf sie vor dem Vormittagsunterrichte nicht länger als eine Stunde 
dauern. 

§. 9. Sonntagsruhe. 

An Sonn- und Festtagen (§. 105 a, Abs. 2 der Gewerbeordnung) dürfen 
Kinder, vorbehaltlich der Bestimmungen in Abs. 2, 3, nicht beschäftigt werden. 

Für die öffentlichen theatralischen Vorstellnngen und sonstigen öffent¬ 
lichen Schaustellungen bewendet es auch an Sonn- und Festtagen bei den Be¬ 
stimmungen des §. 6. 

Für das Aastragen von Waren, sowie für sonstige Botengänge bewendet 
es bei den Bestimmungen des §. 8. Jedoch darf an Sonn- und Festtagen die 
Beschäftigang die Dauer von zwei Standen nicht überschreiten und sich nicht 
über ein Uhr nachmittags erstrecken; auch darf sie nicht in der letzten halben 
Stande vor Beginn des Haaptgottesdienstes and nicht während desselben 
stattfinden. 

§. 10. Anzeige. 

Sollen Kinder beschäftigt werden, so hat der Arbeitgeber vor dem Be¬ 
ginne der Beschäftigang der Ortspolizeibehörde eine schriftliche Anzeige zu 
machen. In der Anzeige sind die Betriebsstätte des Arbeitgebers, sowie die 
Art des Betriebs anzngeben. 

Die Bestimmung des Abs. 1 findet keine Anwendung auf eine bloss ge¬ 
legentliche Beschäftigang mit einzelnen Dienstleistungen. 

§. 11. Arbeitskarte. 

Die Beschäftigung eines Kindes ist nicht gestattet, wenn dem Arbeit¬ 
geber nicht zuvor für dasselbe eine Arbeitskarte eingehändigt ist. Diese Be¬ 
stimmung findet keine Anwendung auf eine bloss gelegentliche Beschäftigung 
mit einzelnen Dienstleistungen. 

Die Arbeitskarten werden auf Antrag oder mit Zustimmung des gesetz¬ 
lichen Vertreters durch die Ortspolizeibehörde desjenigen Orts, an welchem das 
Kind zaletzt seinen dauernden Aufenthaltsort gehabt hat, kosten- und stempel¬ 
frei ausgestellt; ist die Erklärung des gesetzlichen Vertreters nicht zu be¬ 
schaffen, so kann die Gemeindebehörde die Zustimmung ergänzen. Die Karten 
haben den Namen, Tag und Jahr der Gebart des Kindes, sowie den Namen, 
Stand und letzten Wohnort des gesetzlichen Vertreters zu enthalten. 

Der Arbeitgeber bat die Arbeitskarte zu verwahren, auf amtliches Ver¬ 
langen vorzulegen und nach rechtmässiger Lösung des Arbeitsverbältnisses dem 
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gesetiliohen Vertreter wieder anazohfindigen. Ist die Wohnnng des gesetzlichen 
Vertreters nicht za ermitteln, so erfolgt die Aoshlndigong der Arbeitskarte an 
die im Abs. 2 bezeiohnete OrtspolizeibohOrde. 

Die Bestimmangen des §. 4 des Gewerbegerichtsgesetzes Tom 29. Sep¬ 
tember 1901 (Reichsgesetzbl. S. 858) über die ZastSndigkeit der Gewerbe- 
geriehte für Streitigkeiten hinsichtlich der Arbeitsbücher finden entsprechende 
Anwendang. 

m. BeschSftignng eigener Kinder. 

§. 12. Verbotene Besch&ftigongsarten. 

In Betrieben, in denen gemäss den Bestimmangen des §. 4 fremde Kinder 
nicht beschäftigt werden dürfen, sowie in Werkstätten, in welchen durch 
elementare Kraft (Dampf, Wind, Wasser, Gas, Lnft, Elektrizität a. s. w.) be¬ 
wegte Triebwerke nicht bloss rorübergehend znr Verwendung kommen, ist aach 
die Beschäftigung eigener Kinder untersagt. 

§. 18. Besehäftigung im Betriebe von Werkstätten, im Handelsgewerbe und 

in Verkehrsgewerben. 

Im Betriebe von Werkstätten, in denen die Beschäftigung von Kindern 
nicht nach §. 12 verboten ist, im Handelsgewerbe und in Verkehrsgewerben 
dürfen eigene Kinder unter zehn Jahren überhaupt nicht, eigene Kinder über 
sehn Jahren nicht in der Zeit zwischen acht Uhr abends und acht Uhr morgens 
und nicht vor dem Vormittagsunterrichte beschäftigt werden. Um Ifittasr ist 
den Kindern eine mindestens zweistündige Pause zu gewähren. Am Nach¬ 
mittage darf die Besehäftigung erst eine Stande nach beendetem Unterrichte 
beginnen. 

Eigene Kinder unter zwOlf Jahren dürfen in der Wohnung oder Werk¬ 
stätte einer Person, zu der sie in einem der im §. 8, Abs. 1 bezeichneten Ver¬ 
hältnisse stehen, für Dritte nicht beschäftigt werden. 

An Sonn- und Festtagen dürfen auch eigene Kinder im Betriebe von 
Werkstätten und im Handelsgewerbe, sowie im Verkehrsgewerbe nicht be¬ 
schäftigt werden. 

§. 14. Besondere Befugnisse des Bandesrats. 

Der Bandesrat ist ermächtigt, für die ersten zwei Jahre nach dem In¬ 
krafttreten dieses Gesetzes für einzelne Arten der im §. 12 bezeichneten Werk- 
stiltten, in denen durch elementare Kraft bewegte Triebwerke nicht bloss vor¬ 
übergehend zur Verwendung kommen, und der im §. 18, Abs. 1 bezeichneten 
Werkstätten Ausnahmen von den daselbst vorgesehenen Bestimmungen zn- 
znlassen. 

Nach Ablauf dieser Zeit kann der Bandesrat für einzelne Arten der im 
§. 12 bezeichneten Werkstätten mit Hotorbetrieb die Beschäftigung eigener 
Kinder nach Massgabe der Bestimmangen im §. 18, Abs. 1 unter der Bedingung 
gestatten, dass die Kinder nicht an den durch die Triebkraft bewegten 
Maschinen beschäftigt werden dürfen. Auch kann der Bnndesrat für einzelne 
Arten der im §. 13, Abs. 1 bezeichneten Werkstätten Ausnahmen von dem Ver¬ 
bote der Beschäftigung von Kindern unter zehn Jahren zulassen, sofern die 
Kinder mit besonders leichten und ihrem Alter angemessenen Arbeiten be¬ 
schäftigt werden; die Beschäftigung darf nicht in der Zeit zwischen acht Uhr 
abends und acht Uhr morgens stattfinden; um Mittag ist den Kindern eine 
mindestens zweistündige Pause zu gewähren; am Nachmittage darf die Be¬ 
schäftigung erst eine Stunde nach beendetem Unterrichte beginnen. Die Ans- 
nahme^timmungen können allgemein oder für einzelne Bezirke erlassen werden. 
§. 16. Besohäftigfung bei öffentlichen theatralischen Vorstellungen und anderen 

öffentlichen Scbanstellnngen. 

Auf die Besehäftigung eigener Kinder bei öffentlichen theatralischen 
Vorstellungen und anderen öffentlichen Sehanstellnngen finden die Bestimmungen 
des §. 6 Anwendung. 

§. 16. Beschäftigung im Betriebe von Gast- und von Schankwirtsebaften. 

Im Betriebe von Gast- und von Schankwirtsebaften dürfen Kinder unter 
zwölf Jahren überhaupt nicht, und Mädchen (§. 2) nicht bei der Bedienung der 
Gäste beschäftigt werden. Die untere Verwaltungsbehörde ist befugt, nach 
Anhörung der Schulaufsichtsbehörde in Orten, welche nach der jeweilig letzten 
Volkszählung weniger als zwanzigtansend Einwohner haben, rär Betriebe, in 
welchen in der B^l ausschliesslich zur Familie des Arbeitgebers gehörige 
Personen beschäftigt werden, Ausnahmen snzalassen. Im übrigen finden anf 
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die Beeohiftignng Ton eigenen Kindern die Bestiminnngen des §. 18, Abe. 1 
Anwendnng. 

§. 17. Besebftftignng beim Anstragen yon Waren and bei aonstigen 

Boteng&ngen. 

Anf die Beechftftignng beim Aastragen yon Zeitnngen, Milch nnd Baek- 
waren finden die Bestimmnngen im §. 8, §. 9, Abs. 8 dann Anwendung, wenn 
die Kinder für Dritte beschäftigt werden. 

Im übrigen ist die Besohäftignng yon eigenen Kindern beim Anstragen 
yon Waran nnd bei sonstigen Botengängen gestattet. Dnrch Poliseiyerord* 
nnngen der anm Brlasse solcher berechtigten Behörden kann die Besohäftignng 
beschränkt werden. 

IV. Gemeinsame Bestimmnngen. 

§. 18. Werkstätten im Sinne dieses Oeseties. 

Als Werkstätten gelten neben den Werkstätten im Sinne des §. 105 b, 
Abs. 1 der Gewerbeordnung auch Bänme, die anm Schlafen, Wohnen oder Kochen 
dienen, wenn darin gewerbliche Arbeit yerriohtet wird, sowie im Freien ge¬ 
legene gewerbliche Arbeitsstellen. 

§. 19. Abweiohnngen yon der gesetzlichen Zeit. 

Beträgt der Unterschied zwischen der gesetzlichen Zeit nnd der Ortszeit 
mehr als eine Viertelstande, so kann die höhere Verwaltnngsbehörde bezüglich 
der in diesem Gesetze yorgesehenen Bestimmimgen über Anfang nnd Ihide der 
znlässigen täglichen Arbeitszeit für ihren Bezirk oder einzelne Teile desselben 
Abweiohnngen yon der Vorschrift über die gesetzliche Zeit in Deutschland 
(Gesetz yom 12. März 1898, Beichsgesetzbl. S. 93) znlassen. Die Abweichungen 
dürfen nicht mehr als eine halbe Stande betragen. Die gesetzlichen Be¬ 
stimmungen über die zulässige Dauer der Beschäftigung bleiben unberührt. 

§. 20. Besondere polizeiliche Befngnisse. 

Die zuständigen Polizeibehörden können im Wege der Verfügung eine 
nach den yorstehenden Bestimmnngen zulässige Beschäftigung, sofern dabei 
erhebliche Missstände zn Tage getreten sind, anf Antrag oder nach AnhOmng 
der Sohnlanfsiehtsbehörde für einzelne Kinder einschränken oder nntersagen 
sowie, wenn für das Kind eine Arbeitskarte erteilt ist (§. 11), diese entziehen 
and die Erteilung einer neuen Arbeitskarte yerweigern. 

Die zuständigen Polizeibehörden sind ferner befngt, zur Beseitigung 
erheblicher, die Sittlichkeit gefährdender Missstände im Wege der Verfügung 
für einzelne Ghmt- oder Sohankwirtschaften die Beschäftigung yon Kindern 
weiter einznschränken oder zu nntersagen. 

§. 21. Aufsicht. 

Insoweit nicht durch Bundesratsbeschluss oder durch die Landesregie¬ 
rungen die Aufsicht anderweitig geregelt ist, finden die Bestimmnngen des 
§. 189 b der Gewerbeordnung Anwendung. 

In Priyatwohnungen, in denen ausschliesslich eigene Kinder beschäftigt 
werden, dürfen Beyisionen während der Nachtzeit nur stattfinden, wenn Tat¬ 
sachen yorliegen, welche den Verdacht der Naehtbeschäftigung dieser Kinder 
begründen. 

§. 22. Zuständige Behörden. 

Welche Behörden in jedem Bundesstaat unter der Bezeichnung: höhere 
Verwaltungsbehörde, untere Verwaltungsbehörde, Schulaufsichtsbehörde, Ge¬ 
meindebehörde, Polizeibehörde, Ortspolizeibehöide zu yerstehen sind, wird yon 
der Zentralbehörde Mes Bundesstaats bekannt gemacht. 

V. Strafbestimmungen. 

§. 28. Mit Geldstrafe bis zu zweitausend Mark wird bestraft, wer den 
8§. 4 bis 8 zuwiderhandelt. 

Im Falle gewohnheitsmässiger Zuwiderhandlung kann auf Gefängnisstrafe 
bis zu sechs Monaten erkannt werden. 

Der §. 75 des Geriehtsyerfassungsgesetzes findet Anwendnng. 

§. 24. Mit Geldstrafe bis zn sechshundert Mark wird bestraft: 

1. wer dem §. 9 zuwider Kindern an Sonn- nnd Festtagen Beschäfti¬ 
gung gibt; 

2. wer den auf Grund des §. 20 hinsichtlich der Besohltftigang fremder 
Kinder endgültig ergangenen Verftgungen zuwiderhandelt. 

Im Fidle gewohnheitsmässiger Zuwiderhandlung kann auf Haft erkannt 
werden. 
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§. 26. Mit Geldstrafe bis sa einhandertfOnfnig Mark wird bestraft: 

1. wer den §§. 12 bis 16, §. 17, Abs. 1 nnwiderbandelt; 

2. wer den aaf Grand des §. 20 binsiehtlioh der Besehtftigang eigener 
Kinder endgültig ergangenen VerfOgangen oder den ^nf Grand des §. 17, Abs. 2 
erlassenen Vorscbriften sawiderhandelt. 

Im Falle gewohnheitsmässiger Znwiderbandlong kann aal Halt erkannt 
werden. 


§. 26. Mit Geldstrafe bis za dreissig Mark werden Arbeitgeber bestraft, 
welohe es nnterlassen, den darch §. 10 für sie begründeten Yerpfliobtangen 
naohsokommen. 

8. 27. Mit Geldstrafe bis za zwanzig Mark wird bestraft: 

1. wer entgegen der Bestimmung des §. 11, Abs. 1 ein Kind in Besohüf- 
tignng nimmt oder behült; 

2. wer der Bestimmang des §. 11, Abs. 3 in Ansehang der Arbeitskarten 
sawiderhandelt. 

§. 23. Die Strafrerfolgang der im §. 24 bezeichneten Vergehen veijührt 
binnen drei Monaten. 

§. 29. Die Bastimmnngen des §. 151 der Gew.-Ordnnng finden Anwendung. 

VI. Schlassbestimmnngen. 

§. 30. Die vorstehenden Bestimmnngen stehen weitergehenden landes* 
rechtlichen Besehränknngen der Beschäftignng von Kindern in gewerblichen 
Betrieben nicht entgegen. 

§. 81. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Janaar 1904 in Kraft. 

Anlage. 

Verzeichnis 

derjenigen Werkstätten, in deren Betrieb, abgesehen vom Aastragen von 
Waren und .von sonstigen BotengSngen Kinder, nicht bescbüftigt werden dürfen. 

. 


Gmppe 

der 

Gewerbe¬ 

statistik. 


Beseichnnng der Werkstätten. 


IV. 


V. 


VI. 

VJI. 


Werkstätten znr Anfertigung von Schieferwaren, Schiefertafeln 
and Griffeln, mit Ansnahme von Werkstätten, in denen lediglich 
das Färben, Bemalen and Bekleben, sowie die Verpacknng von 
Griffeln and das Färben, Liniieren and Binrabmen von Schiefer¬ 
tafeln erfolgt. 

Werkstätten der Steinmetzen, Steinhaner. 

Werkstätten der Steinbohrer, -sehleifer and -polierer. 

Kalkbrennereien, Gipsbrennereien. 

Werkstätten der Töpfer. 

Werkstätten der Glasbläser, -ätzer, -schieifer oder -mattierer, mit 
Ausnahme der Werkstätten der Glasbläser, in denen ansschliess- 
lich vor der Lampe geblasen wird. 

Spiegelbelegereien. 

Werkstätten, in denen Gegenstände anf galvanischem Wege dnrch 
Vergolden, Versilbern, Vernickeln and dergleichen mit Metall¬ 
überzügen versehen werden, oder in denen Gegenstände anf 
galvanoplastisohem Wege hergestellt werden. 

Werkstätten, in denen Blei- and Zinnspiel waren bemalt werden. 

Blei-, Zink-, Zinn-, Bot- and Gelbgiessereien and sonstige Metall- 
giessereien. 

Werkstätten der Gürtler und Bronzenre. 

Werkstätten, in denen Blei, Kapfer, Zink oder Legiernngen dieser 
Metalle bearbeitet oder verarbeitet werden. 

Metallsdileifereien and -polierereien. 

Feilenbanereien. 

Hamischmachereien, Bleianknüpfereien. 

Werkstätten, in denen Qneeksilber verwandt wird. 

Werkstätten znr Herstellong von Explosivstoffen, Fenerwerks- 
kOrpem, Zündhölzern and sonstigen Zündwaren. 

Abdeckereien. 
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Gmppe 

der 

Gewerbe¬ 

statistik. 

Bezeichnnng der Werkstätten. 

IX. 

Werkstätten, in denen Gespinste, Gewebe und dergleichen mittels 
chemischer Agentien gebleicht werden. 

Färbereien. 

Lnmpensortierereien. ' 

XI. 

Felleinsalzereien, Gerbereien. 

Werkstätten zur Verfertigung yon Gummi-, Guttapercha- und 
Eautschukwaren. 


Werkstätten zur Verfertigung yon Polsterwaren. 
Bosshaarspinnereien. 

xn. 

Werkstätten der Porlmntteryerarbeitnng. 

Haar- und Borstenzurichtereien. Bürsten- und Pinselmachereien, 
sofern mit ausländischem tierischen Materiale gearbeitet wird. 

xm. 

Fleischereien. 

XIV. 

Hasenhaarschneidereien. 

Bettfederreinignngsanstalten. 

Chemische Waschanstalten. 

XV. 

Werkstätten der Maler und Anstreicher. 


Betrieb von Anlagen znr Hentellnng Ton Präeeryatiye, Sicher* 
heitspeesarien, Snspeneorien und dergleichen. Bekanntmaohang des 
Beichskanalers vom 1. April 1903. 

Aaf Grand des §. 120 e der Gewerbeordnnng bat der Bi^desrat be¬ 
schlossen: 

Der §. 2, Abs. 2 der darob die Bekanntmachnng des Beichskanalers vom 
30. Januar 1903 *) (Reiohsgesetabl. S. 3) verktlndeten Bestimmnngen, betreffend 
den Betrieb von Anlagen aar Herstellnng yon Präserrativs, Sioherheitspessarien, 
Saspensorien and dergleichen, erhftlt folgenden Znsats: 

„Aaf jagendliche Arbeiter and auf Arbeiterinnen unter einnndzwanaig 
Jahren, welche bereits im März 1903 bei der Anfertigung oder Verpackang 
von Saspensorien beschäftigt waren, findet diese Bestimmang keine An- 
wendang. In den Bftamen, in denen solche Personen fernerhin beschäftigt 
werden, ist ein Verzeichnis aaszahängen, welches deren Namen enthUt 
and von der Ortspolizeibehörde za beglaubigen ist.“ 


B* Könlg^eloli Prenmmeai. 

Maasnahmen zur Verhütung der Verbreitung der Cholera durch 
den Binnenachiffahrtsyerkehr. Erlass des Ministers der u. s. w. 
Medizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: Förster) yom 11. Fe¬ 
bruar 1903 an sämtliche Herren Begierangspräsidenten. 

Unter den Massnahmen, welche in den Jahren 1892 und 1893 znr Ver¬ 
hütung einer Weiteryerbreitnng der Cholera durch den Binnensebiffabrts- und 
Flössereirerkehr empfohlen worden sind, war die Erleichterang des Bezuges 
nnrerdächtigen Trinkwassers ffir die Schiffer und Flösser yorgesehen. An den 
Ueberwachangsstellen entlang der Flnssläafe und an anderen geeigneten Orten 
der üeberwachungsbezirke, insbesondere den regelmässigen Anlegestellen der 
Schiffe sollten Einrichtungen getroffen werden, welche die Trinkwasseryer- 
sorgnng der Flassschiffe ermöglichten. (Vergl. „Grundsätze für die gesundheit¬ 
liche üeberwaohung des Binnenschiffahrts- and Flössereiyerkehrs“ Nr. 4 in den 
„Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamts“; 1903, S. 485.) 

In Hamburg hat sieh nach einer Mitteilung des dortigen Senate gezeigt, 
dass die dauernde Einrichtung yon Zapfstellen im Hafen, an denen die ober- 
elbischen Schiffer leicht in beliebiger Menge filtriertes Wasser sich holen können. 


*) S. Beilage zn Nr. 6 der Zeitschrift, S. 62. 
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erzieherisch aof die Shhiffer gewirkt hat, und dass nnr noch wenige Schiffer 
während ihres Anfenthalts im Hamburger Hafen rohes Blbwasser trinken. 

ln vielen anderen Teilen des Reiches haben sich dagegen seinerzeit der 
Dnrehfahmng dieser Massregel Schwierigkeiten entgegengestellt. Da es nicht 
aosgesehlossen erscheint, dass die Cholera im Laufe des Jahres den Grenzen 
Dentschlands sich wiederum nähert, ist es mir von Interesse, darüber nnter- 
liehtet zu werden, ob im dortseitigen Bezirke dauernde Binrichtnngen für die 
Bntnahme von einwandfreiem, nicht ans dem Flosslanfe selbst stammenden 
Trinkwasser fttr Schiffer und Flössen getroffen sind nnd ob diese Personen regel¬ 
mässig davon Gebrauch machen, oder ob wenigstens im Falle eines Senchen- 
ansbmchs solche Einrichtungen sich rasch nnd leicht ins Leben mfen lassen. 
Unter Umständen wird schon jetzt zu erwägen sein, wie die in Frage stehenden 
Zapfstellen gegebenenfalls ohne Verzögerung bereitgestellt werden können. 

Ew. Hoehwoblgeboren ersuche ich ergebenst, über die angeregten Funkte 
binnen 6 Wochen gefälligst Bericht zu erstatten. 


Festsetsnng der Liquidationen der Medizinalbeamten fiber Ver¬ 
richtungen, welche auf Ersuchen der Staatsanwaltschaft vorgenonunen 
werden. Erlass des Ministers der u. s. w. Medizinalangelegen¬ 
heiten vom 27. Februar 1903. 

Durch den vorstehenden Erlass ist bestimmt, dass Liquidationen der 
Medizinalbeamten ttber Verrichtungen, welche sie anf Ersuchen der Staatsan¬ 
waltschaft vorgenommen haben, im Falle des §. 10, Abs. 2 des Gesetzes vom 
9. März 1872 von dem Regierungspräsidenten festzusetzen sind, nnd der Rnnd- 
erlass vom 18. Juni 1895 — M. 3530 — also insoweit eine Einschränkung er¬ 
fahren hat. 


Geb&hren des Kreisarztes bei Revision von Drogenhandlungen. 
Erlass des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegenheiten 
vom 6. März 1903. 

Als , Abwartung von Terminen“ im Sinne des §. 3, Nr. 1 des Gesetzes 
vom 9. März 1872, G. S. S. 265, kann die Revision der Drogenhandlungen nicht 
angesehen werden. Unter der „Abwertung eines Termins“ kann nnr die Teil¬ 
nahme an einer von einer Behörde anberanmten und vor einer Behörde statt¬ 
findenden Verhandlung nach Art der Termine in Partei- und Untersuchungs- 
Bachen verstanden werden. Wenn ein Kreisarzt an einem Tage mehrere 
Drogengeschäfte revidiert, so wird die hierfür von den Gemeinden zu ent¬ 
richtende Gebühr unter Zugrundelegung einer Tagesentschädigung von 15 Mk. 
(§. 1, Abs. 3 des gedachten Gesetzes) nach der Dauer der auf die Revision ver¬ 
wendeten Zeit mit der Massgabe zu berechnen sein, dass bei Dienstreisen die 
gesetzlichen Tagegelder statt der Gebühren beansprucht werden können. 


O. Oirosiailzerzogftiim Baden. 

Leichentransport. Erlass des Grossherzogi. Ministeriums 
des Innern vom 1. März 1903 an den Grossherzogliehen Bezirksarzt in 
St. Blasien nnd sämtlichen übrigen Bzirksärzten nnd Bezirksassistenzärzten, 
sowie den Bezirksämtern o. s. w. zur Kenntnis mitgeteilt. 

In Ihrem Hanptjahresbericht pro 1900/1901 ist es als sehr wünschens¬ 
wert bezeichnet worden, wenn die in §. 3, Ziffer 2 der Verordnung vom 1. Fe¬ 
bruar 1888, den Transport von Leichen betreffend (Gesetzes- und Verordnungs¬ 
blatt 8.',49), behufs Ausstellung eines Leichenpasses vorgeschriebene bezirks- 
ftrztliehe Bescheinigung schon nach der ersten Leichenbesichtignng ausgestellt 
würde, während nach dem Erlass vom 14. Juni 1894, Nr. 14853, die Vornahme 
der Leichenschau bei Leichentransporten betreffend, diese Bescheinigung nidit 
vor Vornahme der zweiten Leichenbesichtignng zn erteilen ist. 

Da diese letztere indessen in den Fällen der Ziffern 2, 3 nnd 4 des §i 7 
der Verordnung vom 16. Dezember 1875, die sanitätspolizeiliehen Massregeln 
intBezng auf Leichen nnd Begräbnisstätten betreffend (Gesetzes- und Verord- 
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naagsblatt S. 869), anter der Voranssetzang der Bescheinignng der sioheren 
Zeichen des Todes durch einen Arzt schon nach ümflass von 80 Standen naeh 
eiogetretenem Tode and, wenn die Leiche vom Arzt geöffnet worden ist (§. 7, 
Ziffer 1 der zit. Verordnung) auch noch früher Yorgenommen werden kann, so 
ist damit die SfÖglichkeit einer nach Lage des Falles etwa gebotenen tanliehst 
raschen Fortschaffang der Leichen gegeben. Dabei ist es nach der Ansicht 
der diesseitigen Medizinalreferenten zolässig, dass die Leichenüffnong auf die 
Oeffnang einer einzigen Körper höhle beschrinkt wird. 


Hypnotische Experimente. Erlass des Ministeriums des 
Innern vom 5. März 1903 an das Grossherzogliche Bezirksamt MttUheim 
und sämtlichen Grossherzoglichen Bezirksämtern und den Herren Landeskom¬ 
missaren, sowie den Grossherzoglichen Bezirksärzten und Bezirksassistenzärzten 
zur Kenntnis mitgeteilt. 

Nach den in den vorgelegten Akten enthaltenen Eingaben des Bedaktenrs H. 
und den Aeusserungen des Grossherzoglichen Bezirksarztes über die yon ihm 
gelegentlich des Vortrags des H. gemachten Beobachtungen kann es keinem 
Zweifel unterliegen, dass die von H. vorgeführte sogenannte „Wachsuggestion" 
ein zur Hypnose gehöriger Zustand ist. Unter den Begriff der Hypnose fallen 
nach der Ansicht des diesseitigen Medizinalreferenten nicht allein diejenigen 
Zustände, in welchen das benutzte Medium in tiefen Schlaf versenkt wird, 
sondern auch diejenigen Veränderungen der Gehirntätigkeit, welche durch die^ 
sogenannte Wachsuggestion hervorgerafen werden. Die Uebergänge der Wach-^ 
Suggestion in den hypnotischen Schlafzastand sind keine feststehenden, und tat¬ 
sächlich ist auch nach den vom Grossherzoglichen Bezirksarzt geschilderten 
Erscheinungen, die an dem in der Vorstellung vom 14. Februar d. J. benutzten 
Medium hervorgetreten sind, zweifellos anzunehmen, dass dasselbe nicht mehr 
im Zustande der Wachsuggestion, sondern in Hypnose sich befand. Bei stark 
suggestiblen Naturen gehen überhaupt die verschiedenen Stadien bezw. Grade 
der Hypnose ineinander über, sodass es der Experimentator nicht immer in 
der Hand hat, den üebergang des Wacbzastandes in tiefe Hypnose zu 
verhindern. 

Dass derartige Experimente der Gesundheit die benutzten Medien 
schädigen können, ist längst wissenschaftlich nacbgewiesen. Aus diesem Grande 
ist bereits durch den diesseitigen Erlass vom 29. Dezember 1886, Nr. 24553, 
das Verbot derartiger öffentlicher oder privater hypnotischer Experimente — 
letztere soweit , dabei nicht ein wissenschaftliches Interesse obwaltet — ausge¬ 
sprochen worden. Weiterhin ist in dem diesseitigen Erlasse vom 1. September 
1893, Nr. 24662, besonders hervorgehoben, dass die Vorstellungen eines ge¬ 
wissen Albin Kr. — der wohl mit dem in Lörrach aufgetretenen Albert Kr. 
identisch sein dürfte — über Suggestion mit den im obenerwähnten früheren 
Erlasse erwähnten „hypnotischen Vorstellungen* gleichbedeutend und desbidb 
zu verhindern seien. 

Hierdurch ist die Beschwerde des Bedaktenrs H. gegen die dortige, 
die Verwendung von Personen ans dem Publikum verbietende Verfügung gegen- 
standlos, da die Vorführungen und Vorträge des H. künftig überhaupt nach 
Massgabe der erwähnten Erlasse zu behandeln sind. 

Es ist daher allen weiteren Vorstellungen und Vorträgen des H. 
grundsätzlich durch Verbot entgegenzutreten, selbstverständlich auch dann, 
wenn die Experimente an von auswärts mitgebrachten Personen vorgenommen 
werden sollten. 


HiotlK. Das in der Beilage zu Nr. 1 der Zeitschrifr, 1903, S. 1 abge- 
druckte Urteil des Reicbsgerichts vom 10. Juli 1902 ist, wie uns naehträgUeh 
mitgeteilt wird, noch kein endgültiges, sondern das Beichsgerioht bat die An¬ 
gelegenheit zur nochmaligen Entscheidung an das Oberlandesgerieht Dresden 
zurückverwiesen; diese Entscheidung steht jedoch noch ans. 


Verantwortl. Bedakteur: ’Dr. Bapmund, Beg.- u. Geh. Med.-Bat in Minden i. W. 

0, 0, Bnuit^ H. 8. n. F. 8eb.-L. Hof-Bv<)1i4lrvokerel Hi Mlndeii» 
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31. Oktober 1900 nicht. Anf die Absichten des Klägers in besag aaf Vertn- 
demngen and Neaeinrichtangen konnte bei dem Fehlen jeglicher, eine Prflfnng 
ermöglichender Unterlagen tlborhaapt nioht eingegangen werden. 

Hieraus folgt die Bestätigong der Yorentsdieidang .... 


Weben Alpenkräatertee ist ein trockenes Gemenge im Sinne 
der Nr. 4 der Kaiserlichen Verordnung yom 88. Oktober 1901 nnd 
demgemftss sein Feilbieten im Umheniehen verboten. Urteil des 
Kammergerichts (Strafsenats) vom 30. Mftrs 1908. 


Ein polizeiliches Verbot der Ajikttndignng von Tierheilmitteln 
ist zulässig, soweit deren Verkauf gesetzlich untersagt oder beschränkt 
ist (z. B. von Blähsnchtwasser nach Nr. 5 der Abt. A der Kaiserlichen 
Verordnung vom 27. Januar 1890). Verteilung von Broschüren über 
ein solches Heilmittel an Interessenten fällt unter dem Begriff „An¬ 
kündigung“. Entscheidung des Kammergerichts (Strafsenats) 
vom 2. April 1903. _ 


Medizinal - Gesetzgebung. 

Al. l^eutmoliefs Reioli. 

Abänderung der Ansführnngsbestimmnngen A, C nnd D zn dem 
Schlachtvieh- nnd Fleischbeschangesetze.*) Bekanntmachung des 
Beichskanslers vom 27. März 1903. 

Der Bundesrat hat auf Grund des §. 22 des Gesetzes, betr. die Sohlacht- 
vieh- und Fleischbeschau, vom 3. Juni 19(K) 'Ober die Behandlung des Fleisches 
von schwach trichinösen und nur leicht an Schweineseuche erkrankten Schweinen 
beschlossen, was folgt: 

I. Schweine, bei deren Beschau durch die mikroskopische Untersuchung 
von mindestens je 6 aus den Zwerchfellpfeilern, dem Bippenteile des Zwerch¬ 
fells, den Kehlkopfmuskeln und den Zungenmnskeln zu untersuchenden Präpa¬ 
raten in nicht mehr als 8 Präparaten Trichinen festgestellt werden, gelten als 
schwach trichinös. 

Die ganzen Tierkörper von solchen Schweinen sind als bedingt tauglich 
anzusehen. 

Die Brauchbarmachung solchen Fleisches zum Genüsse für Menschen hat 
durch Kochen oder Dämpfen zn geschehen. Bei Fett ist auch Ausschmelzen 
gestattet. Bei der Anwendung dieser Verfahren sind die Vorschriften im §. 39 
der Ausföhrungsbestimmungen A zum Schlachtvieh- und Fleischbeschangesetze 
mit der Massgabe zu beachten, dass beim Kochen das Fleisch in Stücken von 
nicht über 10 cm Dicke mindestens 2^« Standen in kochendem Wasser gehalten 
werden muss. 

In das Zollinland eingefflhrte geschlachtete Schweine, bei denen in nicht 
mehr als 8 von den vorschriftsmässig zu untersuchenden Präparaten Trichinen 
gefunden worden sind, dürfen auf Antrag des Verfügungsberechtigten zur 
Wiederausfuhr zugelassen werden, wenn das Fleisch vorher der für schwach 
trichinöses Fleisch bei Schlachtungen im Inlande vorgeschriebenen Behandlung 
unterworfen worden ist. Eine besondere Kennzeichnung des Fleisches darf in 
solchem Falle unterbleiben. 

II. Von Schweinen, bei deren Beschau sich ergibt, dass es sich nur um 
eine schleichend, ohne Störung des Allgemeinbefindens verlaufende und mit 
erheblicher Abmagerung nicht verbundene Erkrankung an Schweineseuche oder 
nur um Ueberbleibsel dieser Seuche (Verwachsungen, Vernarbungen, einge¬ 
kapselte, verkäste Herde und dergl.) handelt, sind die ganzen Tierkörper mit 
Ausnahme der als untauglich zu erachtenden veränderten Teile als tauglich 
zum Genüsse für Menschen anzusehen. 

Bei denjenigen in das Zollinland eingeführten geschlachteten Schweinen, 
deren Untersuchung ergibt, dass es sich bei ihnen um Schweineseuche ohne 
Allgemeinerkrankung handelt, sind nur die veränderten Teile in unschädlicher 
Weise zu beseitigen. Im übrigen sind die betreffenden Tierkörper, sowie alle 

') Siehe Beilage zu Nr. 13 der Zeitschrift, Jahrg. 1902, S. 169 u. folg* 
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Mutigaa, mit ihnen znr nSmliohen Sendung gehörigen Tierkörper, Ton denen 
aozonehmen ist, dass auf sie eine üebertragung des Kruikheitsstoffes stattge* 
fanden hat, von der Einfuhr zurttckzuweisen. 

in. Demgemäss werden die AnsfAbrungsbestimmungen A, C und D zu 
dem Gesetze abgeändert, wie folgt: 

Von den Ausfflhrungsbestimmnngen A erhalten 
§. 34, Nr. 4 folgende Fassung: 

IMchinen bei Schweinen, wenn durch die mikroskopische Untersuchung 
Ton je 6 aus den Zwerohfellpfeilern, dem Bippenteile des Zwerchfells, den 
Eehlkopfmuskeln und den Zungenmuskeln entnommenen Präparaten in 9 oder 
mehr Präparaten Trichinen festgestellt sind. 

§. 87, unter III, Nr. 3 folgenden Zusatz: 

und insoweit es sich nicht nur um eine schleichend, ohne Störung des 
Allgemeinbefindens verlaufende Erkrankung an Schweineseuche oder nicht nur 
um üeberbleibsel dieser Seuche (Verwachsungen, Vernarbungen, eingekapselte, 
verkäste Herde und dergl.) handelt; 

§. 87 unter III folgenden Zusatz Nr. 5: 

5. Trichinen bei Schweinen, falls nicht die Bestimmung im §. 34, Nr. 4 
Anwendung findet. 

§.89 im Abs. 1, Nr. Ha folgende Fassung: 
a) durch Kochen oder Dämpfen: 

1. bei Tuberkulose in den Fällen zu §. 87 unter II und III, Nr. 1; 

2. bei Trichinen der Schweine im Falle des §. 37, Nr. 6. 

§. 89, Nr. 2 hinter dem ersten Satze, der mit „besitzt“ 
schliesst, folgende Einschaltung: 

„Sohwaehtriobinöses Fleisch von Schweinen (§. 37 unter III, Nr. 5, §. 38, 
Abs. 1 unter II a, Nr. 2) ist in Stflcken von nicht ttber 10 cm Dicke mindestens 
2*/* Standen in kochendem Wasser zu halten.“ 

§. 46, Abs. 8 hinter den Worten „trichinöses Fleisch“ 
folgende Einschaltung: 

„in den FäUen des §. 33, Nr. 15 und §. 84, Nr. 4“. 

Von den Ausffibmngsbestimmnngen C erhält im zweiten Abschnitt unter 
n, Nr. 22 der Abs. 2 folgende Fassung 

Nach §. 24 des Gesetzes ist die Begelnng der Trichinenschau den Landes¬ 
regierungen Vorbehalten. Wird hiernach von der zuständigen Stelle das Vor¬ 
handensein von Trichinen festgestellt, so ist bei Schweinen zu unterscheiden, 
ob sie stark oder schwach trichinös sind. Ersteres ist anzunehmen, wenn durch 
die mikroskopische Untersuchung von mindestens je 6 aus den Zwerchfell- 
pfeilem, dem Bippenteile des Zwerchfells, den Eehlkopfmuskeln und den Zangen¬ 
muskeln entnommenen Präparaten in mehr als 8 Präparaten Trichinen festge- 
stellt werden. In diesem Falle ist der ganze Tierkörper, ausgenominen Fett, 
als untanglieb zum Genüsse för Menschen anzusehen (§. 34, Nr. 4); das Fett 
gilt alsdann als bedingt tauglich (§. 37 unter I). In allen anderen Fällen ist 
das Fleisch einschliesslich des Fettes als bedingt tauglich zu erachten (§. 37 
unter m, Nr. 5). Beim Hnnde ist ausnahmslos der ganze Tierkörper als un¬ 
tauglich zum Genüsse für Menschen anzusehen (§. 33, Nr. 15). 

Von den Ausftthmngsbestimmungen D erhalten 

§. 18, Abs. 1 unter lA hinter „Sohweineseuche“ folgende 
Einschaltung: 

„(die letztgedaehte Seuche jedoch nur im Falle einer Allgemein- 

eriErankW)**« 

§. 18, Abs. 1 n nter IB folgenden Zusatz: 
an Stelle der unschädlichen Beseitigung ist die Wiederausfuhr von 
Schweinen, bei denen in weniger als 9 von den vorschriftsmässier zu unter¬ 
suchenden 24 Präparaten Trichinen gefunden sind, auf Antrag des Verfügungs¬ 
berechtigten zu gestatten, wenn das Fleisch vorher der für schwach trichinöses 
Fleisch von Schweinen bei Schlachtungen im Inlande vorgeschiiebenen Behand¬ 
lung unterworfen ist; 

§. 18, Abs. 1 unter IC hinter d folgende Einschaltung: 
e) bei Sehweinesenche oder dem begründeten Verdacht dieser Krankheit; 
§. 18, Abs. 1 unter IC an Stelle des Buchstaben „e“ den 
Buchstaben „f“. 
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§. 18, Abs. 1 unter IIA von denWorten „wenn auch nni bei 
einem TierkSrper Lnngensenobe* ab folgende Faeenng: 

.oder Sohweinesenche (die letstgedachte Krankheit mit Anenahme des 
unter lA bezeiohneten Falles) oder ifanl- und Elanensenohe, oder der be¬ 
gründete Verdacht einer dieser Krankheiten yorliegt, bei Lnngensenche oder 
Sohweinesenche oder dem Verdacht einer dieser Krankheiten nach nnsehädlicher 
Beseitigung der yer&nderten Teile (yergl. I unter C, d und e) 

§. 18, Abs. 1 unter U B, Zeile 3 statt des Buchstabens «e* 
den Bnohstaben ,1". 

§. 25, Abs. 2 hinter dem ersten Satze, der mit »sicherge- 
stellt ist" schliesst, folgende Einschaltung: 

dasselbe gilt, wenn im Falle des §. 18, Abs. 1 unter IB die Wiederaos- 
fohr yon Fleisw sehwaeh trichinöser Schweine gestattet wird und die dort 
yorgesohriebene Behandlung stattgefnnden hat. 


Ergänzung der Prüfnugsrorseliriften fftr die Trichinenschsner. 
Bekanntmachung des Beichskanzlers yom 27. März 1908. 

Auf Omnd des §. 22 des Gesetzes, betr. die Schlachtyieh- und Fleisch- 
beschau, yom 3. Juni 1900 hat der Bnndesrat beschlossen, die Prflfnngsyor- 
schriften für die Triohinenschaner — Beilage E der Bekanntmachung yom 
30. Mai 1902 über die Ausführung des Schlachtyieh- und Fleisehbeschangesetzes 
— durch folgende Bestimmung zu ergänzen*): 

Personen, welche zur Zeit des Inkrafttretens des Gesetzes die Beffthignng 
zur Ausfühmng der Trichinenschau anf Grund eines staatlich anerkannten Be- 
nUügnngsausweises bereits besitzen, sind yon der Ablegung der Prüfung be¬ 
freit, sofern die Erwerbung dieses Beffthignngsausweises unter Voraussetzungen 
und Bedingungen erfolgte, welche hinsichtlich des geforderten Masses der 
Kenntnisse und Fertigkeiten den Prüfnngsyorschriften für das Reich im wesent¬ 
lichen entsprechen. Der Bnndesrat bestimmt, welche bisher geltenden landes¬ 
rechtlichen Vorschriften über die Erteilung yon BeBlhigungsansweisen als diesen 
Anforderungen entsprechend anznsehen sind. 


S* Könlgpreioli 

Ausübung der praktischen ärztlichen Tätigkeit vor der An¬ 
stellung als Kreisarzt. Erlass des Ministers der n. s. w. Medi¬ 
zinalangelegenheiten yom 31. März 1903. 

Nach dem Erlasse — M. Nr. 772 — kann der Bestimmung im §. 3, Nr. 4, 
der Dienstanweisung für die Kreisärzte, nach welcher der Anstellung als 
Kreisarzt in der Regel eine fünfjährige selbständige praktische Tätigkeit als 
Arzt yoraufgehen soU, nicht die Bedeutung beigelegt werden, dass diese 
Tätigkeit anf die pensionsfithige Dienstzeit anznrechnen wäre. Die Vorschrift 
des §. 14, Nr. 4 des Pensionsgesetzes yom 27. März 1891 (G.-S. S. 268) ist anf 
diesen Fall nicht anwendbar. 


Formular für die dem Jahresbericht beiznffigende Uebersicht 
über die Tätigkeit der Kreis- und Gerichtsärzte. Rnnderlass des 
Ministers der u. s. w. Medizinalangelegenheiten yom 27. April 
1903 — M. Nr. 1113 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

üm die Erstattung der nach dem Erlass yom 1. Oktober 1901 — M. 
Nr. 475 (Min.-Bl. f. Med.- n. s. w. Ang. S. 266) einzureichenden Bezirksgesund¬ 
heitsberichte in einigen Abschnitten gleichmässig zu gestalten, ersuche ich 
Ew. Hochwohlgeboren gefillligst zu yeranlassen, dass bei Abschnitt XIII la 
„Personal- und Tätigkeit der beamteten Aerzte" das beigegebene Formular zu 
gründe gelegt wird. Dasselbe ist zunächst yon den Kreis- und Gerichtsärzten 
bezw. den ^eisassistenzärzten anaznfüllen und dem Jahresbericht beizulegen, 
sodann dnreh den Regiemngs- und Medizinalrat für den Regierungsbezirk in 
einer Hauptübersicht zusammenzustellen und dem Bezirksgesnndheitsberioht 
druekfertig anzuffigen. Eine Zusammenstellung für den Bezirk ist nnter ent- 

S rechender Benutzung der Formulare m, IV und V der Dienstanweisung für 
e Kreisärzte auch betr. die Zahl der Kurpfuscher und deren Tätigkeit, die 


*) Siehe Anmerkung auf^S. 110. 
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Bedohtigiuig der Drogen* n. s. w. Handlungen, sowie die Zahl nnd Tätigkeit 
der Hebanunen nach Kreisen dmekfertig hermstellen. Diese Bezirksttbersichten 
sind bereits mit dem am 1. Juli d. J. fälligen Qesondheitsbericht fflr 1902 
einsnreiehen. 

A. In geriohinftrstlloher Beziehung. 

1. üntersuohnng an lebenden Personen. 

1. Untersuehnngen d. Körpersnstandes. d) Haft*, Vernehmungsfähigkeit. 

a) Verletzungen, 2. üntersuohnng des Geisteszustandes, 

b) Notzucht nnd ünzueht, Znreohnnngs- nnd Verhandlnngs- 

e) Sehwangersohaft, Geburt, Abtrei* fähigkeit. 

bung, 

11. üntersnohung an Leichen nnd Gutachten darttber. 

1. Leiohenbesiehtigungen. Nachweis von Giften in den* 

2. Obduktionen. selben. 

3. üntersuohnng Ton Leichenteilen, 4. Obdnktionsberiohte. 

III. üntersuohnng an leblosen Objekten. 

1. üntersnehnng verdächtiger Flecke 2. Anderweite üntersachnngen nnd Be- 
auf Kleidern u. s. w. gntachtnngen. 

IV. üntersnchungen im zivilrechtlichen Interesse. 

1. Haftfähigkeit. a) des Geisteszustandes, 

2. Brwerbsfähigkeit. b) in Ehesachen, 

8. üntersnchungen von Wohnungen pp. c) in sonstigen Prozessachen. 

4. Anderweite Untersuchungen 

V. Untersuchungen von Beamten wegen Dienstfähigkeit. 

VI. Zahl der gerichtlichen Termine Überhaupt. 

VIL Zahl der Dienstreisen in geriohtsärztlichen Angelegen¬ 
heiten. 


B. In medlzinalpollzeiUohen Angelegenheiten. 


L Allgemeines. 

1. Termine. 

2. Dienstreisen. 

3. Nummern des Tagehuchs Überhaupt. 

II. Im besonderen. 

1. Aerzte nnd Zahnärzte. 

a) Berichte pp. darttber (Auszeich¬ 
nungen, kreisärztliche Prüfung, 
homöopathische Prttfnng, spezial- 
ärztliohe Ausbildung, sonstiges), 

b) Meldungen (Ab- nnd Zugänge), 

c) Aerztliche Dispensieranstalten. 

2. Kurpfuscher. 

a) Berichte pp. darttber, 

darunter 

b) Meldungen, 

c) Bestrafungen. 

3. Apothekenwesen. 

a) Berichte pp. darttber, 

darunter 

b) Meldungen von Apotheken, Apo¬ 
thekergehilfen und Lehrlingen. 

0) Attestierung von Servierzeng- 
nissen, 

d) Znlassnngszengnisse fttr Lehr¬ 
linge, 

e) Prttfnngen von Lehrlingen bei 
Musterungen, Besichtigungen pp., 

f) Besichtigungen v. Apotheken pp., 

g) Musterungen von Apotheken pp. 

h) Prttfnng des Personals fttr 
Krankenhansapotheken, 

i) Anlegung neuer Apotheken. 


4. Verkehr mit Arzneimitteln 
nnd Giften. Ausserhalb der 
Apotheken: Verkehr mit Ge¬ 
heimmitteln. 

a) Berichte darttber, 

darunter 

b) Besichtigung der Drogen- n. s. w. 
Handlungen, 

c) Mitwirkung bei Erteilung der 
Genehmigung zum Handel mit 
Giften, 

d) Bestrafungen von Inhabern von 
Drogen- n. s. w. Handlungen. 

5. Hebammen. 

a) Berichte darttber, 

darunter 

b) Znlassungsatteste, 

c) Teilnahme an der Hebammen- 
prttfung, 

d) Hebammennachprttfungen, 

e) Revisionen von Hebammen, 

D Meldungen, 

g) Feststellungen von Kindbett- 
fieber, 

b) Untersagung der Berufstätigkeit, 
i) Bestrafungen von Hebammen, 
k) Hebammenpfuscherei. 

6. Staatlich geprttfte und son¬ 
stige Heilgehilfen, MassOre, 
Krankenpfleger nnd Bade¬ 
wärter. 

a) Berichte darttber, 

b) Meldungen, 
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o) Prttfnngen, 

d) Nachprtifangen, 

e) Bestrafongen. 

7. Desinfektoren. 

a) Berichte darflber, 

b) Frttfang, 


c) NaohprOfong, 

d) Meldungen. 

8. Leichenbeschaaer. 

a) Berichte darüber, 

b) PrUfongen, 

e) Meldongen. 


O. Sanitfttnpollxelliclie Angdleaenlielton. 


I. Allgemeines. 

1. Termine, 

2. Dienstreisen, 

8. Nummern des Tagebuchs. 

IL Besondere Angelegen¬ 
heiten. 

1. Wohnnngshygiene. 

a) Berichte darttber, 

b) Besichtigungen Ton Ortschaften, 

c) » „ Wohnungen. 

d) Mitwirkung bei baupolizeilichen 
Genehmigungen. 

2. Wasseryersorgung, Besei¬ 
tigung der Abfsllstoffe, 
Öffentliche Wasserläufe. 

a) Berichte darttber, 

b) Besichtigung yon Brunnen und 
sonstig. Wasserentnahmestellen, 

c) Besichtigung yon zentralen 
Wasseryersorgnngsanlagen, 

d) Besichtigung yon Manalisations- 
anlagen pp., 

e) Gutachten ttber Flnssyernnreini- 
gung. 

3. verkehr mit Nahrungsmit¬ 
teln, Genussmitteln und Ge¬ 
brauchs gegenständen. 

a) Berichte darttber, 

b) Besichtigung yon Nahrnngsmit- 
telgeschäften, 

a. Milchhandlnngen, 
ß. Molkereien, Käsereien, 
r* Fleischereien, 

8. Schlachthäuser, 
e. Mineralwasserfabriken, 
g. sonstige. 

e) Besichtigung yon üntersuehungs- 
anstalten. 

4. Verhtttnng und Bekämpf nng 
gemeingefährlicher oder 
s on st ttbertragbarer Krank¬ 
heiten. 

a) Berichte darttber, 

b) Feststellung yon ansteckenden 
Krankheiten, 

e) Besichtigung yon Desinfektions- 
apparaten. 

5. Schntzpookenimplung. 

a) Berichte darttber, 

b) Beyision yon Impfterminen. 

6. üeberwachnng der Prosti¬ 
tution. 

a) Berichte darttber, 

b) Beyision yon Prostitntionsärztep 
und Beschanterminen. 


7. Gewerbehygiene. 

a) Berichte darttber, 

b) Mitwirkung bei der Genehmigung 
neuer Anlagen, 

c) Besichtigung yon gewerblichen 
Anlagen.! 

8. Schulhygiene. 

a) Berichte darttber, 

b) Schulbesichtigungen, 

c) Schulschliessnngen, 

d) Begutachtung yon Schulbauten, 

e) Schnlarztkon^renzen. 

9. Haltekinderwesen. 

a) Berichte darttber, 

b) Revision von Ziehmttttern. 

10. Fttrsorge fttr Kranke, Sieche 

und Gebrechliche. 

a) Berichte darttber, 

darunter 

b) Besichtigung yon Heilanstalten, 
Rettungskästen, Unfallstationen 
u. s. w. 

c) Begutachtungen von Neu- und 
Umbauten, 

d) Mitwirkung bei der Konzessio- 
nimng von Priyatkranken- u. s. w. 
Anstalten, 

e) Besuch der in Priyatpflege unter- 
gebrachten Geisteskranken, Epi¬ 
leptischen und Idioten. 

11. GesundheitspflegederKlei¬ 
dung und Körperreinigung. 

a) Berichte darttber, 

darunter 

b) Besichtigung von Badeanstalten, 

c) „ „ Frisenrläden, 

d) „ „ Waschanstalten, 

e) „ „ Trödlerläden pp. 

12. Kurorte und Bäder. 

a) Berichte darttber, 

darunter 

b) Besichtigungen. 

13. Leichenwesen. 

a) Berichte darttber, 

darunter 

b) Leicbentransportatteste, 

c) Besichtigung von Begräbnis¬ 
plätzen. 

d) Gutachten ttber Leiehenansgra- 
bnng. 

14. Amtsärztliche Atteste. 

a) Atteste ttber die An- oder Ein- 
stellnngsfäbigkeit von Lehrern, 
yon Postbeamten, 

« Stenerbeamten, 
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von Eisenbahnbeamten, 

, polizeilichen Ezekativbe' 
beamten, 

„ sonstigen, 

b) Atteste fOr Militär-Reklama¬ 
tionen, 

e) Atteste für Dienstanterbreehong 
von Beamten, _ 


d) Atteste fttr Fensioniemng von 
Beamten, 

e) Anfnahmefähigkeit von Geistes¬ 
kranken, 

f) sonstige Atteste. 

16. Sonstige amtliche Geschäfte. 


Bekämpfang der Karpfascherei. Erlass des Ministers der 
n. s. w. Medizinalangelegenheiten vom 7. April 1903 — M. 
Nr. 699 n — an sämtliche Herren Regiemngspräsidenten ansser Breslau. 

Zar Behebung von Zweifeln weise ich darauf hin, dass sich der Erlass, 
betr. die Bekämpfang der Karpfascherei vom 28. Jnni (Min.-BI. f. Medisinal- 
0. s. w. Angel. S. 241), wie aas den Absätzen 1—3 hervorgeht, auch in Abs. 4, 
Ziff. 4 (Ankflndigang von Gegenständen, Vorriohtnngen, Methoden oder Mitteln) 
nar auf diejenigen Personen besieht, welche die Heilknnde gewerbsmässig aus- 
fiben, ohne in Dentschland approbiert zu sein. 

Es empfiehlt sich, diese Beziehung, wie es schon in einer Reihe von Be¬ 
zirken geschehen ist, dadarch besonders znm Ansdrack zu bringen, dass die be¬ 
treffende Polizeiverordnang mit einer entsprechenden üeberschrift versehen wird. 


Verkauf und Vertrieb von Schwefeläther. Polizeiverordnang 
des KSniglichen Regierungspräsidenten in Bromberg vom 
2. April 1903. 

§. 1. Die Abgabe von reinem oder mit anderen Stoffen vermischtem Schwefel- 
äther gdgen Entgelt ist verboten, soweit sie nicht geschieht: 1. anf eine schrift¬ 
liche, mit Datum und Unterschrift versehene Anweisung (Rezept) eines Arztes, 
Zahnarztes oder Tierarztes; oder 2. gegen eine schriftliche, mit Datum und 
Unterschrift versehene Bescheinigung der Ortspolizeibehörde, wonach der Aether 
nicht zu Gennsszweoken, sondern nur im Gewerbebetriebe des Empfilngers An¬ 
wendung finden soll. 

§. 2. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser Verordnung 
werden mit Geldstrafe bis zur Höhe von 30 Mark bestraft. 

§. 8. Diese Polizeiverordnang tritt mit dem Tage ihrer Verkttndignng 
in Kraft. 


O. Könlfgreiola Bayena. 

Verkauf von Tnberknlin. Bekanntmaehung des Königlichen 
Staatsministeriums des Innern vom 13. Januar 1903. 

Unter Bezog auf die §§. 16 u. 16 der Allerhöchsten Verordnung vom 
29. Dezember 1900, die Zubereitung und Feilhaltung der Arzneien in den Apo¬ 
theken betreffend, wird folgendes bekanntgegeben: 

Nach dem Arzneibuch für das Deutsche Reich — IV. Ausgabe, S. 396 — 
unterliegt das Tuberkulinum Kochii der staatlichen Aufsicht, welche sieh anf 
seinen gleichbleibenden Gehalt an spezifischem Toxin bezieht, und wird in 
amtlich plombierten Fläschchen geliefert; auch darf das Tuberkulin gemäss 
der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 nur in den Apotheken ab¬ 
gegeben werden. 

Die Prüfung des Tnberkulins erfolgt durch das lustitut für experimen¬ 
telle Therapie in Frankfurt a. M. 

Die kontrollierten Fläschchen sind am Stopfen mit Papier ttberbunden 
(tektiert) und plombiert Auf dem von dem Plombenverschlnsse gesicherten 
Deekpapier tragen dieselben das Datum der Prüfung und die Kontrolnnmmer; 
auf der einen Seite der Plombe befindet sich als Zeichen der Prttfhngsstelte 
da Adler. Ausserdem müssen die Fläschchen mit einer Angabe über den Ort 
und die Fabrikationsstätte der Herstellung versehen sein. 
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Vom 1. i^ril d. J. ab dürfen nar noch mit dem staatlichen Prüfoags* 
zengnisse yersehene FlKsehsehen feilgehalten and yerkaaft werden. 

Seitens der Königlichen Begierongen, Kammern des Innern, sind die 
Beteiligten hieranf besonders anfmerksam za machen. 


!>• Girosmlieirzog^nm Sachsen > Weimax*. 

üeber die Erhaltnng der snr Speisnng von Wnnierleitnngen 
dienenden Qnellen. Gesetz yom 11. Kürz 1908. 

§. 1. Liegt die Erhaltnng einer Qaelle, die znr Speisnng einer Wasser* 
leitnng dient, im Öffentlichen Interesse, so kOnnen anf Gmndstoäen and Grand* 
stOoksteilen im Znflnssgebiet der Quelle Bohrnngen, Anssehachtongen, Ein* 
grabnngen and sonstige Arbeiten yerboten werden, welche den Bestand der 
Qaelle za gefährden geeignet erscheinen. 

§. 2. Das Verbot wird anf Antrag des Eigentümers der Wasserleitnng 
yon dem Direktor desjenigen Verwaltangsbezirks erlassen, in dem die Arbeiten 
yorgenommen werden sollen. 

Gegen die Entscheidung des Bezirksdirektors ist binnen einer anssehliess* 
liehen Frist yon 10 Tagen yon der ErOffnang ab Berufung zulässig. 

üeber die Berufung entscheidet das Staatsministerinm, oder, wenn der 
Fiskus an dem Verfahren beteiligt ist, die Beyisionskommission. 

§. 3. Wird ein Verbot erlassen, so ist der Antragsteller yerpfliehtet, 
Ersatz derjenigen Aufwendungen za gewähren, die bis zum Erlass des Verbots 
dareh die yerbotenen Arbeiten yeranlasst worden sind. 

Der Eigentümer des Grundstücks, auf dem die yerbotenen Arbeiten yor* 
genommen werden sollten, ist berechtigt, zu yerlangen, dass der Antragsteller 
das Eigentum des Grundstücks insoweit erwirbt, als Arbeiten der in 1 be* 
zeichneten Art yerboten werden konnten. 

KOnnen die übrig bleibenden Grandstücksteile für sieh allein nieht mehr 
zweckmässig benutzt werden, so kann der Grundeigentümer yerlangen, dass der 
Antragsteller das Eigentum des ganzen Grundstücks erwirbt. 

Die Entscheidung darüber, in welchem Umfange der Antragsteller zum 
Erwerb des Eigentums des Grundstücks yerpfliehtet ist, erfolgt anf Antrag 
durch den Bezirksdirektor. Auf die Anfechtung der Entscheidung finden die 
Bestimmungen in §. 2, Abs. 2 and 3 Anwendung. 

§. 4. Kommt über die yon dem Antragsteller za gewährende Ent* 
Schädigung (§. 3, Abs. 1 bis 8) eine Einigung nicht za stände, so wird dieselbe 
unter entsprechender Anwendung der Vorschriften in §§. 67, 68, Ziffer 1 a and b 
des Gesetzes yom 16. Februar 1854 über den Schatz gegen fliessende Gewässer 
and über die Benutzung derselben und des Gesetzes yom 10. Dezember 1884, 
die Feststellung der Entschädigung in EnteignongsfäUen betreffend festgestellt. 
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 

Auf den dem Eigentümer zustehenden Entschädigangsanspraeh finden 
die Vorschriften im Artikel 62 and 53 des Ebführnngsgesetzes zam Bürger¬ 
lichen Gesetzbuch Anwendung. 

§. 5. Die Kosten des Verfahrens hat für die erste Instanz der Antrag¬ 
steller (§. 2), für die Berufungsinstanz der unterliegende Teil za tragen. 

§. 6. Dieses Gesetz findet keine Anwendung: 

1. anf die dem Berggesetz unterfeilenden Betriebe; 

2. auf Anlagen und Betriebe, die bei dem Inkrafttreten des Gesetzes be¬ 
stehen, und auf die zur Benutzung bestehender Anlagen und Fortsetzung 
bestehender Betriebe notwendigen Arbeiten. 

§. 7. Das Gesetz tritt mit seiner Verkündigung in Kraft. 

Das Staatsministerinm ist mit der Aasfühmng des Gesetzes beauftragt. 


Verantwort!. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh.Hed.-Rat in Minden LW. 

f. O. 0. Brau, H. S. «. r. S«k.-L. Hot-Bvehdrackeral ia lOadM, 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

JL» l>eittMobes Reloli. 

Beschäftigung yon Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
in den zur Anferti([^g von Zigarren bestimmten Anlagen. Bekannt¬ 
machung des Reichskanslers vom 24. April 1902. 

Auf Grand des §. 189 a der Gtewerbeordnung hat der Bandesrat be¬ 
schlossen: 

Die Bestimmungen ttber die Beschäftigung von Arbeiterinnen Und jugend¬ 
lichen Arbeitern im §. 11 der Vorschriften Uber die Einricbtung und den 
Betrieb der zur Anfertigung von Zigarren bestimmten Anlagen (Bekannt¬ 
machung des Beichskanzlers yom 8. Juli 1893 — Beichsgesetzbl. S. 218 —) 
bleiben bis zum 1. Mai 1905 in Kraft. 


Beschäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in 
Bleifarben- und Bleizuckerfabriken. Bekanntmachung des Beichs¬ 
kanzlers Tom 24. April 1903. 

Auf Grund des §. 189 a der Gewerbeordnung hat der Bundesiat be¬ 
schlossen : 

Die Gültigkeitsdauer der im §. 7 der Bekanntmachung, betreffend die 
Einrichtung und den Betrieb der Bleifarben- und Bleizuckeifabriken, yom 
8. Juli 1893 (Beichsgesetzbl. S. 218) enthaltenen Bestimmungen Aber die 
Beschäftigung yon Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern wird bis zum 
1. Juli 1903 yerlängert. _ 


Grundsätze fär die Erteilung der Erlaubnis zum Gebrauche des 
Roten Kreuzes. Bekanntmachung des Beiehskanzlers yom 
7. Mai 1903. 

Auf Grund des §. 1 des Gesetzes zum Schatze des Genfer Neutralitäts- 
Zeichens yom 22. März 1902 (Beichsgesetzbl. S. 125]) hat der Bandesrat fttr die 
Erteilung der Erlaubnis, das in der Genfer Eonyention zum Neutralitätszeichen 
erklärte Bote Kreuz auf weissem Grande sowie die Worte „Botes Kreuz" zu 
geschäftlichen Zwecken sowie die Bezeichnung yon Vereinen (äer Gesellschaften 
oder zur Kennzeichnung ihrer Tätigkeit zu gebrauchen, folgende Grundsätze 
anfgesteUt: 

1) Die Erlaubnis ist denjenigen Vereinen oder Gesellschaften einschliess¬ 
lich der Bitterorden sowie der geistlichen Orden und Kongregationen zu er¬ 
teilen, welche sich im Deutschen Reiche der £[rankenpflege widmen und durch 
eine Bescheinigung des zuständigen Kriegsministeriums nachweisen, dass sie 
für den Kriegsfall zur Unterstützung des militärischen Sanitätsdienstes zuge- 
lassen sind. 

2) Die Erteilung der Erlaubnis ist bei der zuständigen Landeszentral¬ 
behörde zu beantragen. 

3) Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis ist die Zentralbehörde des 
Bandesstaats, in dessen Gebiet der Verein oder die Gesellschaft den Sitz oder 
in Ermangelung eines inländischen Sitzes eine Niederlassung hat. 

4) In der Erlaubnisurkunde ist zum Ausdrucke zu bringen, dass auf 
Grund der Erlaubnis die Mitglieder des Vereins oder der Gesellschaft das Bote 
Kreuz zu ihren persönlichen Zwecken nidit gebrauchen dürfen. 

5) Die Erlaubnis ist zarückzunehmen, wenn die Voraussetzungen, welche 
' fttr die Erteilung der Erlaubnis massgebend gewesen sind, nicht mehr zutreffen. 
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Zaständig ffir die Zoittoknahme ist die Behörde, welche die Erlaubnie 
erteilt^hat. 

6) Für das Verfahren werden Koaten and Stempel nicht erhoben. 


B. Könligrelola Prenmmeik 

AnafAhriiBgsbeetinimnngen, betreffend die Scblacbtvieb- nnd 
Fleiscbbencban, einecblieeelicb der Tricbinenacban, bei Scbloebtongen 
im Inlande. Eand-Erlass der Minister der n. s. w. Medizinal¬ 
angelegenheiten, der Finanzen, für Landwirtschaft n. a w., 
des Innern vom 20. März 1903. 

Anf Grand des §. 23 des Reichsgesetzes, betreffend die SohlaehtTieh- nnd 
Fleisohbesohaa, vom 8. Jnni 1900 (B. G. Bl. 8. 647) and des §. 17, Abs. 2, §. 18, 
Abs. 2, sowie der §§. 19 and 20 des Gesetzes, betreffend AnsfAhrnng des 
Schlachtvieh- and Fleischbesohangesetzes, vom 28. Jnni 1902 (G. S. S. 229) wird 
nachstehendes bestimmt:*) 

1. Sohlaohtvleh- and Flelsohbesoban. 

Bildung der Bezobaubeairlte und Bestellung der Beschauer. 

§. 1. Die Bildung der Beschaabezirke (§. 6 B. G., §. 3 B. B. A.) erfolgt 
in Städten mit mehr als 10000 Einwohnern, sowie in den selbständigen 
Städten der Provinz Hannover*) durch die OrtspolizeibehOrden, im übrigen 
durch die Landräte. 

Die Landespolizeibehörde ist befugt, Beschaabezirke zu bilden, die über 
den Zuständigkeitsbereich einer der vorgenannten Behörden hinansgehen. 

§. 2. Jedem Beschanbezirk ist ein Name beiznlegen, der sich, sofern der 
Beschaubezirk mit einem Ortspolizei- oder sonstigen politischen Bezirke zn- 
sammenfällt, nach dem Namen dieses Bezirks, andernfalls nach dem Namen des 
zn dem Beschaabezirke gehörigen Hanptortes zu richten hat. Zerfällt eine 
Ortschaft etc. in mehrere Beschaabezirke, so erhält jeder Bezirk aasser dem 
Namen als besonderes Zeichen eine Nammer. 

§. 8. Die Bestellung der Beschauer und ihrer Stellvertreter (§. 6 B. G., 
§. 8 B. B. A.) erfolgt, vorbehaltlich der Bestimmung in §. 5, Abs. 2, Satz 2, B. G., 
für die Schlachtvieh- und Fleischbeschau in öffenwchen Scblachthänsern durch 
die Gemeindebehörden, abgesehen hiervon in Städten mit mehr als 10 000 Ein- 


*) Bei der Bezeichnung der einzelnen Gesetze nnd Ansführungsvor- 
schriften werden folgende Abkürzungen gebraucht werden: 

1. B. G.: Beiehsgesetz, betreffend die Schlachtvieh- und Fleischbeschau, vom 
8. Juni 1900 (B. G. Bl. S. 547); 

2. A. G.: Preussisches Gesetz, betreffend Ausführung des Schlachtvieh- und 
Fieischbesohaugesetzes, vom 28. Juni 1902 (G. S. S. 229); 

8. B. B. A. B. D. E,: Die einzelnen Ausführungsvorschriften des Bandes¬ 
rats, die durch Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend die Ans- 
führung des Schlachtvieh- und Fieischbeschangesetzes, vom 20. Mai 1902 
(Beilage zu Nr. 22 des Zentralblattes für das Deutsche Reich S. 115) ver- 
öffentScht worden sind: 

A. üntersuchung nnd gesundheitspolizeiliche Behandlung des Schlacht¬ 
viehs und Fleisches bei Schlachtungen im Inlande; 

B. Prüfungsvorschriften für Fleischbeschauer; 

D. Untersuchung und gesundheitspolizeiliche Behandlung des in das 
Zollinland eingehenden Fleisches; 

E. Prüfungsvorschriften für die Trichinenschauer; 

4. B. B. D. a. b.: Die Anlagen a nnd b zu dem Abschnitte D der unter 
Nr. 8 bezeiohneten Ausführungsvorschriften des Bandesrats: 

a. Anweisung für die tierärztliche üntersuchung des in das Zollinland 
eingehenden Fleisches; 

b. Anweisung für die Untersuchung des Fleisches auf Trichinen and 
Finnen. 

*) Ais solche sind diejenigen Städte anzusehen, anf welche die Hannover¬ 
sche revidierte Städteordnong vom 24. Juni 1858 hannoversche G. S. S. 141) 
Anwendung ^det, soweit sie nicht in §. 27, Abs. 2 der Ereisordnnng für die 
Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 (G. S. S. 181) ausgenommen sind (vergL 
auch §. 28, Abs. 1 a. a. 0.). 
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wohnern, desgleichen in den selbständigen Städten der Provinz Hannover dnreh 
die OrtspolizeibehOrden, im Übrigen dnreh die Landräte nnd allgemein in den 
von der Landespolizeibehörde gebildeten Bezirken dnreh die letztere. 

Die Landespolizeibehörde ist befngt, die Bestellnng der Beschaner von 
ihrer Genehmignng abhängig zu machen oder sich ein Binspmehsrecht gegen 
die Bestellnng vorznbehalten nnd das Genehmignngs- oder Binspruchsreät, 
sowie die ihr nach Abs. 1 obliegende Bestellung der Beschaner anch nachge* 
ordneten Behörden zu Übertragen. 

§. 4. Der Beschauer hat in dem Besehanbezirke, für den er bestellt ist, 
zu wohnen. Ausnahmen können, sofern besondere Qrttnde vorliegen, durch die 
fOr die Bestellung zuständigen Behörden zugelassen werden. 

Als Stellvertreter können auch Beschaner benachbarter Bezirke bestellt 
werden (vgl. §. 3, Abs. 5 B. B. A.). 

§. 6. Die Beschauer und deren Stellvertreter sind von denjenigen Be¬ 
hörden, von denen sie bestellt werden, auf die gewissenhafte BrftUlnng ihrer 
amtlichen Obliegenheiten eidlich zu verpflichten. Bei Beschauern nnd Stell¬ 
vertretern, die schon anderweitig verpflichtet sind, genügt der Hinweis auf 
den früher abgelegten Diensteid; die Hinweisung kann auch schriftlich ge¬ 
schehen. 

§. 6. Die Bildung der Besehanbezirke, sowie die Bestellung der Be¬ 
schaner nnd der Stellvertreter der letzteren erfolgt unter Vorbehalt jeder- 
zeitigen Widerrufes. Beschauer, die als Tierärzte approbiert sind, können 
jedoch auch gegen Kündigung oder für längere Dauer bestellt werden. 

Bei der Bestellnng ist auf den Vorbehalt der Widerruflichkeit oder die 
sonstigen Bestellnngsbedingungen, bei den tierärztlichen Beschanein nnd deren 
Stellvertretern auch darauf besonders hinznweisen, ob sie für die Schlachtvieh- 
nnd Fleischbeschau überhaupt oder nur für die den Tierärzten vorbehaltenen 
Zweige der Beschau oder für bestimmte Fälle (§. 7) bestellt sind. 

§. 7. Es ist zulässig, approbierte Tierärzte zu Stellvertretern der Be¬ 
schauer für bestimmte Fälle zu bestellen, beispielsweise für die Untersuchung 
solcher Tiere, zu deren Behandlung sie zngezogen werden. Das gleiche giit 
für beamtete Tierärzte in solchen Fällen, in denen sie ans veterinärpolizei- 
liohem Anlasse bei der Untersuchung von Tieren tätig werden. 

§. 8. Die Namen und die Zusammensetzung der Besehanbezirke, ferner 
die Namen und Wohnorte der für jeden Beschaubezirk bestellten Beschauer 
und ihrer Stellvertreter, sowie der Umfang der jedem Beschauer und Stellver¬ 
treter zugewiesenen Befugnisse sind durch das Kreisblatt oder das zu ortspoli¬ 
zeilichen Bekanntmachungen bestimmte Blatt zu veröffentlichen. 

Das gleiche gilt für jede Veränderung in den nach Abs. 1 bekannt zu 
machenden Verhältnissen. 

§. 9. Die nach §. 8 zu veröffentlichenden Nachrichten sind dem zu¬ 
ständigen Kreis- (Bezirks-) Tierarzte zum Zwecke der von diesem Uber die 
Beschauer zu führenden Kontrolle (vgL §§. 75 bis 78) mitzuteilen. Insoweit 
andere Tierärzte mit der Kontrolle beauftiagt sind (§. 75, Abs. 2 und 3), sind 
die Mitteilungen diesen zu machen. 

BeflUügttng anr Aasflbnng der Besohan. 

§. 10. Personen, die nicht die Approbation als Tierarzt besitzen, aber 
die Befähigung als Fleischbeschaner nach Massgabe der Ausführnngsbe- 
stimmungen erlangt haben, dürfen, wenn die Landespolizeibehörde auf Grund 
des §. 6, Abs. 1 A. G. ausnahmsweise die Genehmigung dazu erteilt hat, dass 
ihnen in Schlachthansgemeinden mit weniger als 10000 Einwohnern die 
Schlachtvieh- und Fleischbeschau im öffentlichen Schlachthaus übertragen vdrd, 
diejenigen Untersuchungen von frischem, nicht im Schlachthaus ausgesoblach- 
teten Fleisch nicht vornehmen, die auf Grund der §. 20, Abs. 2 B. G. §. 2 des 
Schlachthausgesetzes vom 18. März 1868 / 9. März 1881 (G. S. S. 277/273), 
§. 5, Abs. 1 und §. 21 A. G. stattfinden. Derartige Nachuntersuchungen bereits 
anderweit untersuchten frischen Fleisches dürfen vielmehr nur durch Beschauer, 
die als Tierärzte approbiert sind, ansgeführt werden. 

§. 11. Die Landespolizeibehörden können den in §. 20 A. G. bezeieh- 
neten Personen die weitere Ausübung der Schlachtvieh- und Fleischbeschau in 
dem öffentlichen Schlachthaus nngei^tet der Vorschrift in §. 6, Abs. 1 A. G., 
also auch in Gemeinden mit 10000 nnd mehr Einwohnern, auf Antrag diesei; 
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Gemeinden aaenahnuireiae gestatten, insoweit die Beschan niokt nach dem 
Beiohsgesetz nnd den Ansftthmngsbestimmnngen des Bnndesrats approbiezten 
Tierärsten Vorbehalten ist. Diese Personen müssen jedoch die Befähigung snr 
Ansttbnng der Schlachtvieh- nnd Fleischbesohan nach den neuen Bestimmungen 
besitsen oder erwerben. 

^ Bei der Entscheidung Ober die beantragte Oenehmignsg ist zu prüfen, 
ob die bisher als Beschauer tätigen Personen eine anderweite, ihren Fähig¬ 
keiten nnd ihrer bisherigen Besoldung entsprechende Beschäftigung in den 
Schlachthäusern oder in anderen ähnlichen Zweigen der Gemeinde-Verwaltung 
finden können. Bejahendenfalls ist die Genehmigung zu versagen. 

Auch für solche Personen gilt ferner die in §. 10 verordnete Be¬ 
schränkung der Befugnisse. 

§. 12. Die Prüfungskommission (§. 2 B. B. B.) ist in der Regel ans 8 
Mitgliedern zusammenzusetzen und zwar ans 

1. dem Departementstierarzt als Vorsitzenden, 

2. einem bei der Fleischbeschau in einem öffentlichen Schlachthaus amtlich 
tätigen Tierarzte, 

8. einem weiteren geeigneten approbierten Tierarzt, als welcher in erster 
Linie ein Kreis- (Bezirks-) Tierarzt in Betracht kommt. 

Sowohl für den Vorsitzenden als auch für die Mitglieder sind Stellver¬ 
treter zu ernennen. 

Ausnahmsweise, namentlich in Fällen, in denen' die Zuziehung eines 
dritten. Mitgliedes auf Schwierigkeiten stösst oder unverhältnismässig hohe 
Kosten verursachen würde, oder bei Behinderung eines dritten Mitgliedes nnd 
der Stellvertreter, darf die Kommission auch ans 2 Mitgliedern bestehen. Den 
Vorsitz hat stets der Departementstierarzt oder ein anderer beamteter Tierarzt 
zu führen. Als zweites Mitglied empfiehlt es sich auch in diesem Falle einen 
Schlachthanstierarzt zu bestellen. Andere Mitglieder als approbierte Tierärzte 
sollen der Kommission nicht angehören. 

Der Prüfung dürfen als Kommissare der LandespolizeibehOrde auch 
nichttierärztliche Beamte beiwohnen. Im übrigen sind die Prüfungen nicht 
öffentlich. Der Vorsitzende kann jedoch den Leitern des Unterrichtes nnd 
Personen, die sich als Beschauer ansbilden lassen, die Anwesenheit bei der 
Prüfung gestatten. 

§. 13. Die Bildang der Prüfungskommissionen ist Sache der Landes- 
polizeibehörden. Für jeden Begienngsbezirk ist mindestens eine Kommission 
einznsetzen. Auch wenn mehrere Kommissionen gebildet werden, ist der De¬ 
partementstierarzt regelmässig für alle zum Vorsitzenden zu bestellen. 

Zum Sitze der Kommissionen, an dem die Prüfungen abgehalten werden, 
sind tunlichst Orte zu wählen, an denen sich nach §. 3, Abs. 1, Nr. 3 B. B. B. 
zur Ausbildung von Beschauern bestimmte Schlachthöfe befinden. 

Werden mehrere Kommissionen für einen Begierungsbezirk bestellt, so 
ist jeder ein Prüfnngsbezirk zu überweisen. Die innerhalb des Prüfnngsbezirkes 
ausgebildeten Personen sollen regelmässig vor der für diesen Bezirk bestellten 
Kommission geprüft werden. Ausnahmen sind mit Genehmigung der Landes¬ 
polizeibehörde zulässig. 

Innerhalb der Prüfnngsbezirke sollen in erster Linie die von der Kom¬ 
mission dieses Bezirkes geprüften nnd in dem Bezirk ansgebildeten Personen 
bei der Bestellung zu Beschauern berücksichtigt werden. Mit dieser Massgabe 
ist der von einer Prüfungskommission im Deutschen Reiche nach den Prüfungs- 
Vorschriften (B. B. 6.) ansgestellte Beffthigungsausweis genügend, um die Be¬ 
fähigung zum Beschauer im ganzen Staatsgebiete darzntun. 

§. 14. Die Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind durch Vermittelung 
der Behörden, denen am Wohnsitze des Prüflings die Bestellung der Beschauer 
obliegt, an den Vorsitzenden der für den betreffenden Bezirk zuständigen 
Prüfungskommission zu richten. Diese Behörden haben sich bei Weitergabe 
der Gesuche an den Vorsitzenden darüber zn änssern, ob ihnen Tatsachen be¬ 
kannt sind, die die Unzuverlässigkeit des Nachsuchenden in Bezug auf die 
Ausübung des Berufes als Fleischbeschauer dartnn (§. 3, Abs. 3 B. B. B.). 

Die Beschwerde über die Versagung der Zulassung zur Prüfung (§. 3, 
Abs. 4 B. B. B.) geht an die Landespoliseibehörde. 

§. 15. Der Altersnachweis (§. 3, Abs. 1, Nr. 1 nnd §. 4 B. B. B.) kann 
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sowohl dnreli kirohliehe oder standesamtliehe Zengnisse, als anoh dnroh andere 
Urkonden (Militftrpapiere eto.) gefShrt werden. 

An Stelle der Bescheinigung Uber die Torgesehriebene Ausbildung in 
einem bfFentUohen Schlachthofe (§. 3, Abs. 1, Nr. 3 und §. 4 B. B. B.) genügt 
auch ein Zeugnis des Leiters des Unterrichts darüber, dass der Gesuobsteller 
zur Zeit an einem Unterrichtsknrsus in einem Sffentlichen Schlachthofe teil¬ 
nimmt. In diesem Falle darf die Zulassung zur Prüfung jedoch nur Torlfiufig 
unter der Bedingung erfolgen, dass bis zum Beginne der Prüfung die vor- 
sohriftsmSssige Bescheinigung über die vollendete Ausbildung beigebracht wird. 

Unter „amtlichem Ftthmngszengnis" im Sinne des §. 4 B. B. B. ist eine 
polizeiliche Bescheinigung zu verstehen. 

§. 16. Die Prüfungen werden nach nSherer Anordnung des Vorsitzenden 
der Prüfungskommission je nach der Zahl der vorliegenden Meldungen abge¬ 
halten. Von den aus 3 Mitgliedern bestehenden Kommissionen sollen in der 
Hegel nicht mehr als 10, ausnahmsweise bis zu 15, vor den zweigliedrigen 
Kommissionen gewöhnlich nicht mehr als 6, höchstens 10 Personen in einem 
Prüfungstermine geprüft werden. 

Der Vorsitzende hat die Mitglieder und die Prüflinge zu laden, bei vor¬ 
übergehender Behinderung eines Mitgliedes dessen Stellvertretung anzuordnen, 
die Prüfung zu leiten, insbesondere die Einhaltung der Bestimmungen der 
Prüfungsordnung zu überwachen, die Prüfungsgegenstände unter die Mitglieder 
der Kommission zu verteilen und die Befähignngsausweise anszuhändigen. 

§. 17. Die Nachprüfung (§. 9 und §. 10, Abs. 8 B. B. B.) ist vor dem 
Kreis- (Bezirks-) Tierarzte des Bezirkes abznlegen, in dem der Beschauer be¬ 
stellt ist oder seinen Wohnsitz hat. 

Die Anträge auf Zulassung zur Nachprüfung sind bei dem zuständigen 
beamteten Tierarzte mündlich oder schriftlich zu stellen. Das Gesuch ist zu- 
rückzuweisen, sofern der BeGlhigungsansweis erloschen ist (§. 9, Abs. 2 B. B. B.) 
und nicht einer der Fälle vorliegt, in denen der Ausweis durch Bestehen der 
Nachprüfung nach §. 9, Abs. 3 B. B. B. wieder gewonnen werden kann. 
Gegen die Versagung der Zulassung ist die Beschwerde bei der Landespolizei¬ 
behörde zulässig. 

Die Nachprüfung soll spätestens innerhalb 14 T^en nach der Anmeldung 
oder nach der die Zulassung aassprechenden Entscheidung in der Beschwerde- 
instanz abgehalten werden. Sie soll, insoweit nicht das für den praktischen 
Teil der Prüfung erforderliche Material anderweit beschafft werden kann, tun¬ 
lichst an einem Schlachthoforte stattfinden. 

Sofern nach f. 9, Abs. 3 B. B. B. die Prüfung vor der Prüfungs¬ 
kommission im vollen Umfange der §§. 5 bis 7 B. B. B. abgelegt werden muss, 
bedarf es ausser der Vorlegung des früheren Beföhlgungsnacbweises nur der 
Beibringung eines ärztlichen Zeugnisses und eines polizeilichen Führungszeug¬ 
nisses (§. 4 B. B. B.). 

§. 18. Als „staatlich geordnete Prüfang*^ im Sinne des §. 10, Abs. 2 B. 
B. B. ist jede auf Grund von Polizeiverordnungen oder -Verfügungen oder auf 
Grund von Gemeindebeschlttssen nadi Massgabe des Schlachthansgesetzes ein¬ 
gerichtete Prüfung von Fleischbeschauem (nicht Trichinen-undFinnenscbanem) 
und als „öffentliche Fleischbeschau“ jede Beschau anzusehen, die auf gleicher 
Grundlage beruht. 

Die Meldung zur Zulassung zur weiteren Ausübung der Schlachtvieh- 
nnd Fleischbeschau nach §. 10, Abs. 2 B. B; B. ist an diejenige Behörde zu 
richten, der die Bestellung der Beschauer für den Bezirk obliegt, in dem der 
Nachsuchende als Beschauer tätig ist oder seinen Wohnsitz hat. Dem Gesuche 
sind ein Altersnachweis, ein polizeiliches Führungszeugnis und eine Bescheini¬ 
gung der Anstellungsbehörde über tadellose Dienstführung beizufügen. Die 
letztgenannte Bescheinigung erübrigt sich, wenn die Anstellungsbehörde zu¬ 
gleich die Behörde ist, an die das Gesuch gerichtet wird. 

Letztere Behörde hat über die Zulassung zu der in Abs. 2 a. a. 0. vor¬ 
gesehenen Prüfung (Uebergangsprüfung) zu befinden und den Prüfling der 
zuständigen Prüfungsstelle zu überweisen. 

Die Prüfnngsstelle ist von der Landespolizeibehörde zu bestimmen. In 
erster Linie ist dafür der Departementstierarzt in Aasricht zu nehmen, soweit 
sich dies mit seinen sonstigen Dienstgeschäften vereinbaren lässt. In Bezirken 
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in denen eine grosse Zahl von PrIIAugen in Frage kommt, können andmre be¬ 
amtete Tierdnte mit der üebergangsprfifon^ beauftragt werden. 

Es ist auch zulässig, eine Kommission, der bOchstens 8 Mitglieder, 
darunter mindestens ein beamteter Tierarzt, angeboren, als PrOfnngsstelle zu 
bestimmen. In diesem Falle finden die Vorscbriften über das Veifabren vor 
den Prttfangskommissionen fär die Hanptprüfnng sinngemässe Anwendung. 

Jeder Prüfnngsstelle ist ein bestimmter Bezirk zn Überweisen, in dem die 
Prfiflinge als Beschauer tätig sein oder ihren Wohnsitz haben sollen. 

Die Prfifnng ist, insofern sieh das erforderliche Prttfungsmaterial nicht 
anderweit beschaffen lässt, tunlichst an einem Sehlachthofort abznhalten. 

Wer die Prfifnng besteht, erhält Ton der Prfifnngsstelle einen Befthi- 
gnngsansweis nach dem Muster in Anlage 1. Wird die Uebergangsprfiffing 
nicht bestanden, so ist ihre einmalige Wiederholung zulässig.*) 

Von dem Ausfälle der Prfifnng ist die Behörde, der die Bestellung der 
Beschauer am Wohnsitze des Prfiflings obliegt, zn benachrichtigen. 

§. 19. Die Prfifngsgebfihren betragen ffir die Prfifnng vor der 
Prüfungskommission (§. 2 und §. 9, Abs. 8 B. B. B.) 10 Mark, ffir die Nach¬ 
prüfung (§. 9 B. B. B.) und ffir die üeberganesprfifnng (§. 10, Abs. 2 B. B. B.) 
je 6 Mark. Sofern eine grossere Zahl von Prflflingen gleichzeitig geprfift wird, 
kann die Gebfihr ffir die letzteren beiden Prüfungen von der Landespolizei- 
behOrde bis auf 8 Mark herabgesetzt werden. 

Die Gebühren sind in voller Hohe zur Belohnung der Mitglieder der 
Prfifnngskommission oder der einzelnen Prüfenden einschliesslich der Deckung 
der sächlichen Kosten und etwaiger Beisekosten zn verwenden. 

Unter die Mitglieder einer Prfifnngskommission sind die Gebtthren nach 
Abzug der sächlichen und der etwaigen Beisekosten in der Weise zn verteilen, 
dass bei drei Mitgliedern der Vorsitzende die beiden anderen Mitglieder 
jo */io> bei zwei Mitgliedern der Vorsitzende Vg, das zweite Mitglied Vs des 
Bestes erhalten. Der LandespolizeibehOrde bleibt Vorbehalten, in besonderen 
Fällen auch eine andere Verteilung eintreten zn lassen. 

Die Einziehung der Gebühren erfolgt vor dem Beginne der Prfifnng durch 
die Prfifnngsstelle, bei Prfifnngskommissionen durch den Vorsitzenden, der auch 
die Verteilung vomimmt. 

Ffir die Berechnung der Beisekosten (Abs. 8) sind znm Zwecke der Ver¬ 
teilung der Prfifnngsgebfibren die Grundsätze des Gesetzes, betreffend die Tage¬ 
gelder und Beisekosten der Staatsbeamten, vom 21. Juni 1897 (G. S. S. 198) 
und zwar bei den Kreis- (Bezirks-) Tierärzten und den nicht beamteten Tier¬ 
ärzten die Sätze ffir die in Art. 1, §. 1 unter V a. a. 0. bezeichneten Beamten 
anznwenden. Tagegelder sind jedoch nicht zn berechnen. 

Sollte hiernach ffir die Prfifangstätigkeit selbst eine ausreichende Ver¬ 
gütung nicht verbleiben, so ist die LandespolizeibehOrde befngt, die Prfifnngs- 
gebfihren angemessen, jedoch nicht über das anderthalbfache der gewöhnlichen 
Sätze zn erhöhen. 

Anmeldung znr SchlaolitTleli- und Fleinolibenchau. 

§. 20. Die Anmeldung znr Schlachtvieh- und Fleischbeschau (§. 1 B. B. 
A.) hat bei dem Beschauer des Bezirkes, in dem die Schlachtung stattfinden 
soll, unter Angabe des ffir die Schlachtung in Aussicht genommenen Zeitpunktes 
möglichst zeitig mttndlich oder schriftlich zn geschehen. Für schriftliche An¬ 
meldungen wird die Benutzung eines Formulars nach Anlage 2 empfohlen.*) 

Im Falle des §. 5, Nr. 1 B. B. A. ist die Anmeldung an den zum Be¬ 
schauer bestellten Tierarzt zn richten, sie kann ferner bei dem nicht im Besitze 
der Approbation als Tierarzt befindlichen Beschauer unterbleiben und an den 
zuständigen tierärztlichen Beschauer unmittelbar gerichtet werden, wenn der 
Anmeldepflichtige erkennt, dass das Sehlachttier mit einer Krankheit behaftet 
ist, deren Beurteilung dem tierärzüiehen Beschauer Vorbehalten ist (§. 5, Nr. 2 
und §. 11 B. B. A.), oder wenn der letztgenannte Beschauer bereits ans 
anderem Anlasse zngezogen ist und die Beschau innerhalb seiner Zuständigkeit 
liegt (vergl. §. 7 ). 

Die Anmeldung ist zu wiederholen, wenn die Schlachtung nicht innerhalb 
der in §. 7, Abs. 8 B. G. und §. 6, Abs. 1 B. B. A. vorgesehriebenen Frist von 


*) Von dem Abdruck der Anlage ist Abstand genommen. 
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2 Tagen nach der Brteilnng der Genehmigung anr Schlaehtnng etfoigt oder 
wenn in den Fällen, in denen die Genehmigung an die Bedingung der so¬ 
fortigen Vornahme der Schlaehtnng geknüpft ist (rergl. §. 11, Abs. 1, 8 und 4 
B. B. A.), diese Bedingung nicht erfüllt wird. 

§. 21. Die Anmeldung zur Schlachtviehbeschan gilt auch als Anmeldung 
zur Fleischbeschau, wenn bei ersterer oder bei der Schlachtviehbeschau der 
Zeitpimkt der Schlachtung genau bezeichnet wird. 

Andernfalls und in den Fällen, in denen nach §. 2 B. B. A. die An¬ 
meldung zur Schlachtviehbeschau unterblieben ist, hat die Anmeldung zur 
Fleischbeschau unter sinngemässer Anwendung der Vorschriften in §. 20, Abs. 1 
und 2 zu erfolgen. 

§. 22. In Besehaubezirken, in denen ausser den Stellvertretern mehrere 
Beschauer bestellt sind, ohne dass ihre örtliche und sachliche Zuständigkeit 
abgegrenzt ist, haben die zur Bestellung der Beschauer zuständigen Behörden 
anznordnen, dass die Anmeldung zur Schlachtvieh- und Fleischbeschau an einen 
der Beschauer oder an eine sonstige Stelle zu richten ist. Dies gilt insbe¬ 
sondere für Beschaubezirke mit Beschauämtem oder öffentlichen Schlachthöfen. 

Das in den §§. 20, 21 und in Abs. 1 dieses Paragraphen vorgeschriebene 
Verfahren kann für öffentliche Schlachthöfe, in denen die Vornahme der 
Schlachtvieh- und Fleischbeschau durch geeignete Massnahmen gesichert ist, 
durch Anordnung der zur Bestellung der Beschauer zuständigen Behörden ab¬ 
weichend geregelt werden. 

Die Anordnungen nach Abs. 1 und 2 sind in der in §. 8 vorgesohriebenen 
Weise öffentlich bekannt zu machen. 

AunfOhrniig der Beaohsa. 

(Pflichten der Beschauer; Beschränkung der Besohauzeit.) 

§. 28. Der Beschauer hat den in ordnnngsmässiger Weise an ihn er¬ 
gehenden Aufforderungen zur Ausübung seines Amtes alsbald Folge zu leisten 
und hierbei den Wünschen der Antragsteller in Bezug auf Zeit und Ort der 
Untersuchung tunlichst zu entsprechen. Di der Begel soll er die Untersuchungen 
nicht später als 6 Stunden nach der Anmeldung vornehmen, wobei die Stunden 
von abends 7 Uhr bis morgens 7 Uhr in der Zeit vom 1. April bis 80. Sep¬ 
tember und von abends 7 Uhr bis morgens 8 Uhr in der Zeit vom 1. Oktober 
bis 81. März ausser Anrechnung bleiben. 

Die Untersuchungen sollen bei Tageslicht ansgeführt werden. Wo dies 
ausnahmsweise nicht angängig ist, muss für ausreichende künstliche Be¬ 
leuchtung gesorgt werden. Kerzen-, Oel-, Petroleum- oder gewöhnliches Gas¬ 
licht ist hierfür, abgeseheu von Notföllen, nhdit als geeignet zu erachten (vgl. 
§. 4 B. B. D. a.). 

§. 24. Die Beschauzeit kann von der Ortspolizeibehörde auf bestimmte 
Tagesstunden beschränkt werden (§. 4, Abs. 2 B. B. A.). Bei Festsetzung der 
Besehauzeiten sind die Wünsche der Gewerbetreibenden und der beteiligten 
Beschauer, soweit irgend tunlich, zu berücksichtigen. 

Ausnahmsweise können, wenn anders im Hinblick auf den Umfang der 
Besehanbezirke und die Zahl der vorhandenen Beschauer eine geordnete Schlacht¬ 
vieh- und Fleischbeschau nicht ermöglicht werden kann, von der Ortspolizei¬ 
behörde, und zwar in den Städten über 10000 Einwohner und in den selbst¬ 
ständigen Städten der Provinz Hannover nur mit Genehmigung der Landes- 
polizeibehörde, im übrigen nur mit Genehmigung des Landrats, bestimmte 
Schlachttage festgesetzt werden, ausserhalb deren die Beschauer — abgesehen 
von Notschlachtungen und ähnlichen dringenden Fällen — nicht verpflichtet 
sind, den an sie ergehenden Aufforderungen zur Ausübung ihres Amtes Folge 
zu leisten. 

§. 26. Ist ein Beschauer verhindert, die Schlachtvieh- und Fleischbeschau 
auszuflben, so hat er, sofern nicht nach §. 6 B. B. A. zu verfahren ist, unver¬ 
züglich den ihm zngehenden Auftrag an seinen Stellvertreter weiter zu geben. 

§. 26. Die Genehmigung der Schlachtung und die Anordnung der etwa 
zu beobachtenden Vorsichtsmassregeln (§. 7, Abs. 1 B. G., §. 18 B. B. A.) hat 
durch Ausstellung eines Schlachterlaubnisscheines zu erfolgen, zu dessen Aus¬ 
fertigung der erste Teil des als Anlage 2 an §. 47, Abs. 6 B. B. A. vorge- 
schriebenen Musters einer Bescheinigung über die Untersuchung (vgl. Anm. 2 
dazu) dienen kann. 
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Eine mflndliehe Genehmignng ist snllssig, wenn die Schlaehtong im vn* 
mittelbaren Ansehlnes an die SchlaehtTiehbesdiaa oder im öffentlichen Seblacbt- 
hof erfolgt. Ob nach Massgabe des §. 18 B. B. A. in öffentlichen Sehlaehthöfen 
eine aosdrflekliohe Mitteilung des Ergebnisses der Schlachtviehbeschau unter¬ 
bleiben darf, bestimmt die Ortspoliseibehörde. 

Die Anordnung besonderer Yorsichtsmassregeln für die Schlachtung (§. 7, 
Abs. 1 B. G.) ist, abgesehen von den Vorschriften in §. 11, Abs. 1, 3 und 4, 
sowie in §. 15 B. B. A., namentlich zulässig, um bei kranken oder krankheits- 
Yerdächtigen Tieren eine Verbreitung des Erankheitsstoffes su verbfiten, oder 
um die Erkennbarkeit der Krankheit oder die Beurteilung der Genusstauglich- 
keit des Fleisches am geschlachteten Tiere sicher zu stellen. Zu diesem 
Zwecke kann beispielsweise angeordnet werden, dass das Tier nur in bestimmten 
Bäumlichkeiten (Seuchenschlachthänsem n. s. w.) oder nur in Gegenwart des 
Beschauers geschlachtet werden darf. 

§. 27. Von der Versagung der Schlaohterlaubnis (§. 9 B. B. A.) hat der 
Beschauer unverz^lich die Ortspolizeibehörde zu benachrichtigen. Die gleiche 
Benachrichtigung ist erforderlich bei einem Yorläufigen Verbote der Schlachtung 
im Falle des §. 11, Abs. 2 B. B. A., sofern der Besitzer nicht auf die Ver¬ 
wendung des Schlachttieres als Nahrungsmittel fOr Menschen rerzichtet (§. 12 
B. B. A.), und bei Genehmigung der Schlachtung im Falle des §. 11, Abs. 3 
B. B. A. Die Ortspoliseibehörde hat in den letztgenannten beiden Fällen 
von Amtswegen darauf zu achten, dass die Zuziehung des tierärztlichen Be¬ 
schauers erfolgt. 

Die in §. 11, Abs. 2 und 3 B. B. A.. Yorgeschriebenen MitteUungen des 
Ergebnisses der SehlachtYiebbeschau an den Uerärztlichen Beschauer könuen 
mündlich oder schriftlich, nötigenfalls durch Vermittelung der Ortspolizeibehörde 
geschehen. 

§. 28. Sofern der nicht als Tierarzt approbierte Beschauer bei der 
Fleischbeschau erkennt, dass er zur Entscheidung nicht zuständig ist (§. 21, 
Abs. 3 B. B. A.), hat er die Ortspolizeibehörde unYerzOglich mündlich oder 
schriftlich zu benachrichtigen. Die Ortspolizeibehörde hat darauf zu achten, 
dass die Zuziehung des zuständigen tierärztlichen Beschauers erfolgt. Das Er¬ 
gebnis der Fleischbeschau ist dem tierärztlichen Beschauer mündlich oder 
schriftlich Yon dem ersten Beschauer, nötigenfalls durch Vermittelung der 
Ortspolizeibehörde, mitzuteilen. 

§. 29. Die nach §. 17, Abs. 2 B. B. A. für öffentliche Schlachthöfe zu- 
gelassenen Ausnahmen können you der Ortspolizeibehörde gestattet werden. 
Ais solche Ausnahmen kommen beispielsweise in Betracht: die Yollständige 
Loslösung der Haut Yon dem Tierkörper, ferner die Trennung Yon Kopf und 
IJnteifüssen bei Kälbern, sofern in beiden Fällen die Vorschrift des §. 17, Abs. 8 
B. B. A. beobachtet wird. 

§. 30. Die in §. 24 B. B. A. nur für Verdachtsfälle angeordnete Unter¬ 
suchung Yon Binderlebem auf das Vorhandensein Yon Leberegeln hat regel¬ 
mässig stattzuünden. Die Landespolizeibehörde kann diese üntersuehung auf 
Verdachtsfälle beschränken. 

§. 31. Von der Spaltung der Wirbelsäule und des Kopfes bei Schweinen 
zum Zwecke der Untersuchung auf Finnen (§. 27 B. B. A.) kann auf Antrag 
des Besitzers ausnahmsweise, z. B. bei Schau- und Ausstellungstieren, abge¬ 
sehen werden, wofern durch genaue sonstige Untersuchung, nötigenfalls durch 
Einschnitte in Zunge und Kaumuskeln, sowie durch Anlegung zahlreicher 
Schnitte durch das Herz, das NichtYorhandensein Yon Finnen ausreichend sicher- 
gestellt ist. 

Terflaliren nscli der Unterenohumg. 

(Behandlung und Kennzeichnung des Fleisches.) 

§. 32. Der Beschauer hat bei der nach §. 41, Abs. 1 B. B. A. der Polizei¬ 
behörde zu erstattenden Anzeige Yon der Beschlagnahme beanstandeten Fleisches 
ausser der Mitteilung des Beanstandungsgmndes auch Vorschläge Ober die 
zweckmässigste Art der weiteren Behandlung dieses Fleisches im Rahmen der 
gesetzlichen und der Ansführungsbestimmungen zu machen. Die Polizeibehörde 
hat bei der ihr nach §. 41, Abs. 2 B. B. A. obliegenden Entscheidung diese 
Vorschl^e, sowie etwaige Wünsche der Besitzer des Fleisches tunlichst zu 
berücksichi^en. 

§. 33. Die Vorschrift des §. 41 B. B. A. findet auch auf das als gennsn- 
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tauglich, aber io eeinem Nahroogs- und Gennsswert erheblich herabgeaetate 
(minderwertige) Fleisch mit der Massgabe Anwendong, dass die Bnt- 
soheidong der Polizeibehörde Ober die weitere Behandlnng des minderwertigen 
Fleisches nach den §§. 7 bis 12 G., sowie den darauf bezOglichen Vor- 

Bchrilten in diesen An^Ohrongsbestimmungen zu treffen ist. 

Als minderwertiges Fleisch ist bis auf weiteres nur solches anzn- 
sehen, das mit den in §. 40 B. B. A. bezeichneten Mängeln behaftet ist. 

§. 84. Die Landespolizeibehörden haben, sofern nicht besondere Gründe 
entgegenstehen, für Gemeinden mit mehr als 5000*Einwohnern, in denen keine 
Freibänke eingerichtet sind, für den Vertrieb und die Verwendung minder¬ 
wertigen Fleisches die Beschränkungen der in §. 11, Abs. 2 und 8 B. G. ge¬ 
dachten Art anznordnen (vgl. §. 7, Abs. 2 A. G.). 

Im übrigen sind derartige Anordnungen nach Bedürfnis unter Berück¬ 
sichtigung der Absatzfähigkeit des Fleisches zu treffen. 

§. 85. Nähere AnsfOhmngsbestimmungen Ober die Einrichtung von Frei¬ 
bänken (§§. 8 bis 12 A. G.) und deren Betrieb werden Vorbehalten. 

In den Gemeindebeschlüssen über den Betrieb von Freibänken ist Be¬ 
stimmung darüber zu treffen, ob minderwertiges oder bedingt taugliches Fleisch, 
das nicht im Freibankbezirk ansgeschlachtet oder untersucht ist, auf’ der Frei¬ 
bank leilgehalten oder verkauft werden darf. 

Wo für kleinere Gemeinden, in denen die selbständige Einrichtung einer 
Freibank nicht zweckmässig erscheint, das Bedürfnis eines besseren Absatzes 
von minderwertigem oder bedingt tauglichem Fleisch besteht, ist auf die An- 
gliedernng solcher Gemeinden an benachbarte, insbesondere grössere Gemeinden 
zum Zwecke der Freibankeinrichtung nach §. 8, Abs. 2 A. G. Bedacht zu nehmen. 

Die Landespolizeibehörden haben über etwaige auf Grund dieser gesetz¬ 
lichen Bestimmung bei ihnen eingehende Anträge unter sorgsamer Abwägung 
aller in Betracht kommenden Umstände Entscheidung zu treffen. 

§. 36. Das in §. 42, Abs. 1 B. B. A. vorgeschriebene vorläufige Er¬ 
kennungszeichen besteht aus Zetteln von dünnem Papier, die die Aufschrift 
„Vorläufig beschlagnahmt*', sowie die Unterschrift des Beschauers tragen und 
an verschiedenen augenfälligen, von der Haut befreiten Stellen des Tierkörpers 
oder der beanstandeten Fleischteile durch Auflegen zu befestigen sind. Die 
Vorschrift des §. 42 B. B. A. Ober die vorläufige Kennzeichnung beanstandeten 
Fleisches gilt auch für das als minderwertig ausgesprochene Fleisch. 

Die in §. 42, Abs. 1 B. B. A. für öffentliche Schlachthöfe zugelassene 
Ausnahme von der Anbringung eines vorläufigen Erkennungszeichens kann von 
der Ortspolizeibehörde gestattist werden, wo ein praktisches Bedürfnis dafür 
vorhanden ist. 

Die endgültige Kennzeichnung des Fleisches und die Berichtigung der 
Kennzeichen im Falle des §. 42, Abs. 2 und 4 B. B. A. erfolgt durch den¬ 
jenigen Sachverständigen, dessen Gutachten für die endgültige Entscheidung 
massgebend ist, oder, wenn ein weiterer Sachverständiger nicht zugezogen ist 
(z. B. bei Zurücknahme der Beschwerde), durch den Beschauer, der die erste 
Beschau vorgenommen hat. 

§. 37. Die Anbringung weiterer als der in §. 44, Abs> 1 B. B. A. vor¬ 
gesehenen Stempelabdrüdke (vgl. §. 44, Abs. 2 B. B. A.) darf in der Hegel 
nur im unmittelbaren Anschluss an die Fleischbeschau erfolgen. Ausnahms¬ 
weise ist die Abstempelung von FleiscbstOcken auch nachträglich statthaft, 
wenn die Herkunft des Fleisches von einem vorschriftsmässig untersuchten Tier 
ausser Zweifel steht. 

Für die nachträgliche Stempelung des Fleisches hat der Beschauer von 
dem Eigentümer ausser einer etwaigen Beisekostenentschädignng von 10 Pfg. 
Hlr das Kilometer eine Gebühr zu beanspruchen, die für jedes Fleischstück 
5 Pfg., jedoch insgesamt mindestens 50 Pfg. beträgt. 

§. 38. Im übrigen gelten für die Kennzeichnung des Fleisches die dafür 
bereits erlassenen besonderen Ansführungsbestimmungen. 

§. 89. Die in §. 45, Abs. 8 B. B. A. zugelassene unschädliche Beseitigung 
von Fleisch auf andere als die im Abs. 1 und 2 a. a. 0. vorgeschriebene Weise 
darf nur ausnahmsweise von der Ortspolizeibehörde in solchen Fällen gestattet 
werden, in denen die Beachtung der in Abs. 1 und 2 a. a. 0. gegebenen 
Vorsdurift nnverhältnismässig schwierig oder kostspielig sein würde. Als eine 
solche anderweite Beseitigungsform kommt n. a. das Vergraben nach Anlegung 
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von tiefen Sinschnitten und üebergieasnng des Fleisches mit Fetrolenm oder 
mit Janohe in Betracht. 

Die Verwendnng von nntanglichem Fleisch im Falle des §. 9, Abs. 3 B, G. 
(vgl. auch §. 10, Abs. 3 B. G.) an anderen Zwecken als znm Genüsse für 
Menschen ist — abgesehen von der nach §. 45, Abs. 1 B. B. A. zngelassenen 
technischen Verwertung der von soichem Fleische gewonnenen Ersengnisse — 
fflr Fleisch, das mit tierischen Schmarotsem oder Infektionserregern behaftet 
ist, ansgeschlossen. 

Im Übrigen ist eine derartige Verwendung a. B. als Fntter für Hände, 
Schweine, Geflttgel, Menagerietiere n. s. w., oder an technischen Zwecken, wie 
anr Herstellnng von Schmierfetten, Seife, Lichten, Leim, Fleisch- nnd Enochen- 
pnlver and dergl., nnr zulässig, wenn die Unbrauchbarmachung für den mensch¬ 
lichen Genuss im Wege der fabrikationsmässigen Behandlung durch geeignete 
Eontrollmassregeln oder durch die in §. 45, Abs. 2 B. B. A. beaeichnete, vor 
dem Vergraben anzuwendende Behandlung sichergestelit, oder wenn das Fleisch, 
sofern es als Tierfutter verwendet werden soll, durch Einspritzung anffäUiger 
von der Fleischfarbe abweichender Farbstoffe vollständig gefärbt worden ist. 
In allen Fällen dieses Absatzes ist ferner das Fleisch mit tiefen Einschnitten 
an versehen und auf der Oberfläche, sowie auf den Schnittflächen möglichst 
dicht mit dem dreieckigen Stempel für untaugliches Fleisch zu stempeln. Die 
Stempelung und die sonstige Behandlung zur Unbrauchbarmachung kOnnen 
unterbleiben, wenn die anderweite Verwendung unter polizeilicher Aufsicht 
erfolgt. 

BeeoliaiibftohLer. 

§. 40. Die Ffihrung eines gemeinsamen Tagebuches kann für Orte, an 
denen mehrere Beschauer angestellt sind (z. B. in SchlachthOfen oder fflr Be- 
schauämter), von den Behörden, denen die Bestellung der Beschauer obliegt, 
zagelassen werden (§. 47, Abs. 4 B. B. A.). In solchem Falle hat entweder 
jeder Beschauer die von ihm gemachten Eintragungen mit seiner Unterschrift 
zu versehen, oder es ist einer der Beschauer mit der Fflhrung der Tagebflcher 
zu beauftragen und für die Richtigkeit der Eintragungen verantwortlich zu 
machen. Auch in letzterem Falle ist in dem Tagebache kenntlich zu machen, 
von welchem Beschauer die der Eintragung zu Grande liegenden Untersuchungen 
ausgefflhrt sind. 

Die Verwendung vorhandener Tagebuchformnlare, die nicht der Anlage 1 
zu B. B. A. entsprechen (vgl. §. 47, Abs. 3 daselbst), ist nach dem 1. April 
1903 nicht gestattet. 

Im flbrigen bleibt der Erlass besonderer Bestimmungen über die Führung 
der Tagebücher und über die Anfertigung und Einreichung statistischer Zn- 
sammensteliungen Vorbehalten. 

11. Triohinensohan. 

AUgemelnee. 

§. 41. Auf die Bildung von Trichinenschaubezirken, die Bestellung von 
Trichinenschanern, die Anmeldung zur Trichinenschau, die allgemeinen Pflichten 
der Tricbinenschaner, die Obliegenheiten der Polizeibehörden und die Zu¬ 
ständigkeit der Behörden bei der Trichinenschau, Anden die entsprechenden 
gesetzlichen und Ausführungsvorschriften fflr die Fleischbeschau mit nach¬ 
stehenden Massgaben sinngemässe Anwendung. 

§. 42. Die Trichinenschaubezirke sind den Fleischbeschaubezirken tunlichst 
anzngliedern. Es kOnnen jedoch für die Trichinenschau innerhalb der letzteren 
Bezirke besondere Schaubezirke gebildet werden. Dies empflehlt sich namentlich 
dort, wo bei Hausschlachtungen von Schweinen nur die Trichinenschau, nicht 
jedoch die Schlachtvieh- und Fleischbeschau vorgeschrieben ist. 

StTverb der Bemxigung fflr die Trisclilxieneolian. 

§. 43. Zu Trichinenscbauern sind entweder die Fleischbeschauer, sofern 
sie zugleich die Befähigung zur Ausübung der Trichinenschau besitzen, oder 
andere Personen zu bestellen, die genügende Kenntnisse nachgewiesen haben. 

Personen, die nach den „Prüfungsvorschriften für Tricbinenschaner“ 
(B. B. E.) zur Untersuchung des ausländischen Fleisches auf Trichinen amtlich 
verwendet werden kOnnen, sind auch zur Ausübung der Trichinenschau für 
inländisches Fleisch befähigt. 
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Im ttbrigen gleiten für den Naobweis gentigender Kenntnieze zn letzterem 
Zwecke die vorbezeicbneten PrflfangsTorscbriften mit folgenden Massgaben. 

§. 44. Die tierärztliche Amtsstelle, bei der die vorgeschriebene PrOfong 
abznlegen ist f§. 2 B. B. E.), wird von der Landespolizeibehörde bestimmt. 

In der Regel sind die Kreis-(Bezirks-) Tierärzte mit der Prttfang der¬ 
jenigen Prüflinge za beauftragen, die innerhalb des Amtsbezirkes dieser Tier¬ 
ärzte ihren Wohnsitz haben. 

Ans besonderen Gründen kann dem Departementstierarzt oder einer 
Prüfirngskommission, der jedoch nar Tierärzte and nicht mehr als 3 Mitglieder 
angehören dürfen, die Prüfung übertragen werden. Auf das Verfahren vor 
den Prüfungskommissionen Anden die für die Prüfung der Fleischbeschaner 
gegebenen Vorschriften sinngemässe Anwendung. 

§. 45. Das Gesuch um Zulassung zur Prüfung ist an diejenige Behörde 
zu richten, der die Bestellung der Trichinensohauer in dem Bezirke des Wohn¬ 
sitzes der Nachsuchenden obliegt. Von dieser Behörde ist über die Zulassung 
zur Prüfung zu entscheiden und der Zugelassene der zuständigen Prülungs- 
stcUe zu überweisen. Gegen die Versagnng der Zulassung findet die Beschwerde 
an die Landespolizeibehörde statt. 

Der Ausbildungsnachweis ist entweder in der in §. 8 Abs. 1 Nr. 4 
B. B. E. Torgeschriebenen Weise oder nach näherer Bestimmung der Landes¬ 
polizeibehörde auf Grund eines mindestens 14 tägigen theoretis^en und prak¬ 
tischen Unterrichtes in der Trichinen- und Finnenschan bei einem beamteten 
Tierärzte zu erbringen. 

§. 46. In dem praktischen Teile der Prüfung kann von der in §. 6 b. 
B. B. B. yorgeschriebenen üntersnchnng geräucherten trichinösen Fleisches 
abgesehen werden. 

§. 47. Besteht der Prüfling die Prüfung, so erhält er ein Zeugnis über 
seine Befähigung zur Trichinenschau nach Anlage 8.*) 

§. 48. Die Nachprüfungen (§. 9 B. B. E.) sind yon den Kreis-(Bezirks) 
Tierärzten innerhalb ihrer Amtsbezirke yorznnehmen. Für die Meldung und 
die Zulassung zur Nachprüfung finden die in §. 19 gegebenen Vorschriften 
sinngemässe Anwendung. Für Trichinenschauer, die zugleich Fleichbescbaner 
sind, ist die Naehprüfnng mit der in §. 17 yorgeschriebenen zu yerbinden. 

Bei der Nachprüfung ist auch festzustellen, ob die Mikroskope sowie die 
sonstigen Ansrüstnngsgegenstände der Trichinenschauer sich in ordnnngs- 
mässigem Zustande beladen und ob die Triehinenschanbücber ordnnngsmässig 
geführt worden sind. 

§. 49. Die Gebührensätze des §. 10 B. B. B. sollen auch für die Prüfung 
der für die üntersuchung des inländischen Fleisches zn bestellenden Trichinen- 
schaner massgebend sein. Die Gesamtgebühr für die Nachprüfung eines 
Trichinenschaners, der zugleich Fleischbeschauer ist (§. 48 Abs. 1), beträgt 
8 Mark. Die Gebühr kann yon der Landespolizeibehörde aus besonderen Gründen 
(yergl. §. 19 Abs. 1) für die letztere Nachprüfung auf 6 Mark und für die 
Nachprüfung eines Trichinenschaners, der nicht zugleich Fleischbeschaner ist, 
auf 3 Mark herabgesetzt werden. 

§. 50. Die üebergangsyorschrift des §. 11 Abs. 2 B. B. B. findet auf 
die weitere Zulassung der yorhandenen Trichinensohaner zur Ausübung der 
Trichinenschau bei inländischem Fleische mit der Massgabe Anwendung, dass 

a) die dort yorgesehene einjährige Dauer der Tätigkeit yor dem Erlass der 
Vorschriften keine Vorbedingung für die Zulassung ist, yielmebr 

b) sämtliche am 1. April 1903 an einem öftentliohen Schlachthause, bei 
einer öffentlichen Fleischbeschan für ausländisches Fleisch oder überhaupt 
auf Grund der bisherigen Vorschriften im Inlande als Trichinenschauer 
amtlich tätigen Personen bei tadelloser Dienstführung den Ausweis als 
Trichinenschauer ohne Prüfung erhalten können, wenn sie 

o) sieh bis zum 1. Oktober 1903 bei derjenigen Behörde melden, der die Bestel¬ 
lung der Trichinensohauer für den Tätigkeitsort des Nachsuchenden obliegt. 

Ferner können Personen, die am 1. Aprii 1903 zwar nicht als Trichinen¬ 
sohauer tätig sind, aber die BeDlhigung dazu auf Grund einer staatlich 
geordneten Prüfung nicht yor dem 1. AprU 1902 erworben haben, den Ausweis 
als Trichinensohaner in derselben Frist und in gleicher Weise erhalten, sofern 

Vom Abdruck der Anlage ist Abstand genommen. 
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das für das Bestehen der Prtlfting geforderte Hass der Eenatiiine tnd Fertig* 
keiten ann&hernd den nenen PrttfnngsToreohriften entsprochen hat. 

üeber die Znlassang haben die in Abs. 1 nnter c beieiohneten Behörden 
nach Anhörnng des Kreis-(Bezirks-) Tierarztes zn befinden. Gegen die Ver¬ 
sagung der Zulassung findet die Beschwerde an die LandespoliseibehOrde statt. 

Die letztere Behörde kann sich die Entscheidung Aber die Zulassung 
Vorbehalten. Sie kann ferner allgemein anordnen, dass die Zulassung zur Aus¬ 
übung der Trischinenschau nach dem 1. April 1908 fAr die vorstehend auf- 
gefAhrten Personen von dem Bestehen einer den nenen Vorschriften entsprechenden 
oder einer auf den praktischen Teil (§. 6 B. B. E., vgl. §. 46) beschränkten 
UebergangsprAfung unter Verzicht auf den Nachweis einer Ausbildung abhängig 
zn machen, oder dass die vorgeschriebene Nachprüfung (§. 9 nnd 11 Abs. 2 
B. B. E.) von den znznl assenden Personen alsbald oder nach einer kürzeren 
Frist als nach drei Jahren abzulegen ist. 

Im Falle der Zulassung nach vorstehenden Bestimmungen ist ein neuer 
Befähigungsansweis von der für die Zulassung zuständigen Stelle nach Anlage 4 
auszufertigen. *) 

§. 51. Von der Bestellung zn Trichinenschanem sind ausser den in 
§. 12 B. B. E. bezeichneten an<ä die weiteren in §. 11 B. B. B. erwähnten 
Personen ausgeschlossen. 

§. 52. FAr Personen, die gleichzeitig die Befähigung als Fleischheschaner 
nnd Trichinenschauer erwerben wollen, genügt ein regelmässiger theoretischer 
nnd praktischer Unterricht in der Schlachtvieh- und Fleischbeschau einschliesslich 
der Trichinenschau in einem der nach §. 3 Abs. 1 Nr. 3 B. B. B. zngelassenen 
öffentlichen Schlachthöfe während der Dauer von fünf Wochen. 

Die Prüfung für die Trichinenschau kann mit derjenigen für die Schlacht¬ 
vieh- und Fleischbeschau vor den für letztere bestimmten Prüfungskommissionen 
gleichzeitig abgelegt werden. Die Prüfung hat sich alsdann auch auf die für 
Trichinenschauer vorgesohriebenen Prüfungsgegenstände zn erstrecken. 

Im übrigen gelten für das Verfahren die für die Prüfung in der Fldsch- 
beschau gegebenen Vorschriften. 

Es ist jedoch ein besonderer Befähigungsansweis nach Anlage 6 ans- 
zn stellen.*) 

Die Prüfungsgebühr für die vereinigte Prüfung soll regelmässig 12 Mark 
betragen vorbehaltlich der Erhöhnngsbefügnis der Landespouzeibehörde nnter 
sinngemässer Anwendung der Vorschrift in §. 19 Abs. 6. 

Auefüliraiig der Trlohineneohan. 

§. 53. Für die den Trichinenschauern obliegenden Untersuchungen von 
inländischen Schlachttieren oder Wildschweinen gilt die vom Bnndesrat er¬ 
lassene Anweisung für das in das ZoUinland eingehende Fleisch (B. B. D. b.), 
soweit sich ihre Bestimmungen auf die Untersuchung von ganzen Tierkörpern 
beziehen, mit folgenden Massgaben. 

§. 54. Entdeckt ein Trichinenschauer, der nicht approbierter Arzt oder 
Tierarzt ist, in den untersuchten Fleischproben Trichinen oder Gebilde, deren 
Natur ihm zweifelhaft oder unbekannt ist, so hat er den ganzen Tierkörper 
vorläufig zu beschlagnahmen und die Ortspolizeibehörde zn benachrichtigen. 
Die weitere Untersuchung bleibt dem für die Schlachtvieh- nnd Fleischbes^an 
in Fällen der Unzuständigkeit des nicht tierärztlichen Beschauers zuständigen 
tierärztlichen Beschauers oder dem Tierarzte Vorbehalten, der abgesehen von 
der Trichinenschau für den betreffenden Bezirk als Beschauer bestellt ist. 
Die Zuziehung des Tierarztes hat nach Massgabe des §. 28 und nnter weiterer 
Beachtung der Vorschriften in §. 7 B. B. D. b. zu erfolgen. Der tierärztliche 
Beschauer hat dem Trichinenschauer davon Mitteilung zn maehmi, ob der 
Trichinenverdacht bestätigt ist oder nicht. 

§. 55. Die Vorschrift in §. 8 B. B. D. b. über die Untersuchung auf 
Finnen gilt für solche Fälle, in denen die auf Trichinen zn untersuchenden 
Tiere auch der allgemeinen Fleichbeschan unterliegen, eine solche Beschau 
aber noch nicht stattgefnnden hat nnd der Trichinenschauer nicht zugleich als 
Fleischheschaner amtlich tätig ist. Das Ergebnis der Untersuchung ist dem 
Fleischbeschauer mündlich oder schriftlich nur dann mitsnteilen, wenn bei der 
Untersuchung das Vorhandensein von Finnen oder der Verdacht auf Finnen 
festgestellt ist. 


*) Vom Abdruck der Anlage ist Abstand genommen. 
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Die Entscheidnng Uber dM Vorhandensein Ton Finnen steht nnr dem 
tierlntliehen Besehaner in and zwar entweder demjenigen, der abgesehen yon 
der Trichinenschau znm Beschauer ftir die gesamte Fleichbeschau oder dem¬ 
jenigen, der zum Beschauer ittr die den TierBrzten yorbehaltene Beschau bestellt 
ist. In letzterem Falle hat demnach die Zuziehung des nichttierBrztlichen 
Fleisehbeschauers zu unterbleiben. Die Zoziehung des tierBrztUchen Beschauers 
erfolgt nach den für die Fleischbeschau massgebenden Vorschriften. 

FOr öffentliche Schlachthöfe können yon der Ortspolizeibehörde besondere 
Bestimmungen ttber die Mitwirkung der Trichinenschauer bei der Finnenschau 
getroffen werden. 

Inwieweit die Trichinenschauer auch eine üntersuchung auf Finnen in 
den FBllen vorzunebmen haben, in denen zwar [eine Trichinensoban, aber nicht 
eine allgemeine Fleischbeschau yorgeschrieben ist, richtet sich nach den für die 
Trichinenschau massgebenden Polizeiyerordnnngen (§. 13 A. 6.). 

§. 56. Die in §. 9 B. B. D. b. zugelassene Eöchstzahl der an einem 
Tage yon einem Trichinenschauer zu untersuchenden Schweine kann für Beschau¬ 
bezirke yon ^össerer Ausdehnung durch die OrtspolizeibehOrde bis zur Zahl 
you 10 Schweinen herabgesetzt werden. Die gleiche Befugnis steht den Land- 
rBten und der Landespolizeibehörde zu. 

§. 57. Von den Trichinenschauem sind Tageböoher nach Anlage 6 *) und 
zwar auch, wenn die Trichinenschauer zugleich Fleischbeschauer sind, getrennt 
yon den für die Fleischbeschau yorgeschriebenen Tagebüchern zu führen. Die 
Bintragungen in die Tagebücher sind sofort nach der Anmeldung und Unter¬ 
suchung zu bewirken. 

IHr Orte, wo mehrere Trichinenschauer angestellt sind (z. B. in Schlacht- 
höfen und BeschauBmtera) kann yon den Behörden, denen die Bestellung der 
Trichinenschauer obliegt, die gemeinsame Führung der Tagebücher zagelassen 
werden. In diesem Falle finden die Bestimmungen in §. 40 Abs. 1 sinngemBsse 
Anwendung. 

Die Tagebücher sind für jedes Kalenderjahr neu anzulegen, die ab¬ 
geschlossenen drei Jahre lang aufzubewahren. 

Im übrigen wird der Erlass besonderer Bestimmungen über die Führung 
der Tagebücher und über die Anfertigung und Einreichung statistischer Zu¬ 
sammenstellungen Vorbehalten. 

§. 58. Für die Untersuchung des ans einem anderen deutschen Bundes¬ 
staat oder aus den Hohenzollernschen Landen eingeführten Fleisches yon 
Schweinen und Wildschweinen in den FBllen der §§. 2 und 3 A. G. sind die 
Trichinenschauer derjenigen Schanbezirke znstBndig, in denen das Fleisch in 
Verkehr gebracht werden soll. Auf diese Untersuchung finden die yorstehenden 
Vorschriften und, insoweit es sich nicht um die Untersnchnng ganzer Schweine 
handelt, auch die anf die Untersuchung einzelner Stücke zubereiteten Fleisches 
(Pökelfleicb, Schinken and Spedueiten) bezüglichen Vorschriften in B. B. D. b. 
sinngemBsse Anwendung. 

Auch die Ergebnisse dieser Untersuchungen sind in die nach §. 57 zu 
führenden Tagebücher einzntragen. Die Eintragungen können in einem be¬ 
sonderen Abschnitte des Tagebuches bewirkt werden. 

§. 59. Die Landespolizeibehörden sind befugt, die für die Trichinenschau 
bestehenden bisherigen Vorschriften mit den durch die Ausftthrungsbestimmungen 
des Bandesrats zum R. G. etwa bedingten Aendemngen bis zum 31. Dezember 
1903 aufrecht zu erhalten, insbesondere die Weiterführung der bisherigen 
Tagebücher zu gestatten. 

in. Kosten der Sohlaohtvteh- und Fleisohhesohan, einsohliesslloh 

der Triohlnensohan. 

Festsetzung und Einzlehnng von fiehfthren. 

§. 60. Hinsichtlich der Kosten der Untersuchung der in ein öffentliches 
Schlachthaus gelangenden Schlachttiere, ferner der Kosten der durch Beschlüsse 
yon Schlachthausgemeinden angeordneten Untersnchnng des nicht im öffent¬ 
lichen Schlachthaus ansgeschlachteten frischen Fleisches sowie hinsichtlich der 
für diese Untersuchnngen zu erhebenden Gebühren verbleibt es nach §. 5, 
§. 15 Abs. 1, §. 21, Satz 2 A. G. bei den besonderen gesetzlichen Bestimmungen. 

Im übrigen haben die Landespolizcibchörden die für die Belohnung der 


*) Siehe Anmerkung 1 anf S. 128. 
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Besohaner and die sonstigen Kosten der Sehlaehtvieh* and Fleisehbesehan, ein- 
sohliesslioh der Triehinensehan nnd der Kennieichnang des Fleisches, sowie 
fOr die Bemessnng and Erhebang Toa Gebühren sar Deokang dieser Kosten 
massgebenden Anordnnngen unter Beachtang der gesetzlichen Vorschriften in 
§.14 Abs. 2. §§. 15 nnd 16 A. G. za treffen, insbesondere die Gebtthrentarife 
festzosetzen. 

Als Anhaltspankte für diese Begelang sollen folgende Bestimmungen gelten. 

§. 61. DieBelohnnng der Fleisohheschaner und Trichinen* 
schauer kann sowohl darob Bewilligang fester Gehälter, als auch durch 
Gewährang von Vergütongen für die einzelnen Leistangen erfolgen. Neben 
den Gehältern oder den Einzelrergütongen können erforderlichenfalls aach 
Wegegelder und ähnliche Entschädigangen in Form von Paaschaisätzen oder 
nach bestimmten nach der Entfernnng oder der Art der Beförderangmittel za 
bemessenden Einzelsätzen zagebilligt werden. Wo solche besonderen Ent¬ 
schädigangen nicht gewährt werden, ist durch Erhöhung der für die eigentlichen 
Arheitsleistungen der Beschauer angemessenen Vergütungen auf eine aus¬ 
reichende Abgeltung der den Beschauern durch Zorücklegong weiterer Wege 
entstehenden Auslagen und auf eine Entschädigung für den dadurch bedingten 
Zeitverlust Bedacht zu nehmen. 

Die Gewährang durchsohnittlioh erhöhter Beschauvergütungen unter 
Ausschluss von Wegegebübren etc. wird sich, wenigstens soweit es sich nicdit 
um die den Tierärzten ausschliesslich vorbehaltene Beschau (Ergänzungs- 
beschau) handelt, zur Vereinfachung des Kostenwesens überall da empfehlen, 
wo bei nicht allzu erheblicher Ausdehnung der Beschaubezirke die Zurück- 
legung ungewöhnlich weiter Entfernungen für die Beschauer nicht in Frage 
kommt. Auf die Ermöglichung einer solchen Begelnng ist durch sachgemässe 
Abgrenzung der Beschaubezirke tunlichst hinzuwirken. 

Dagegen wird regelmässig die Zubilligung besonderer Wegevergütungen 
für die Ergänzungsbeschau im Hinblik darauf nötig sein, dass die einem tier¬ 
ärztlichen Beschauer zugewiesenen Bezirke meist einen grossen Umfang haben 
werden. Desgleichen wird es sich kaum vermeiden lassen, in Stellvertretungs- 
fäUen Wegevergütungen zu gewähren, sofern die Stellvertreter nicht in dem 
betreffenden Beschaubezirk ihren Wohnsitz haben (vgl. jedoch §. 65 Abs. 1 
unter III a. E.). 

Die für Einzelleistangen festzusetzenden Vergütnngssätze werden je 
nach der Gattung der untersuchten Tiere verschieden zu bemessen sein, nnd 
zwar werden für Pferde und Binder die höchsten, für Schweine nnd Kälber 
mittlere, für sonstiges Kleinvieh die niedrigsten Sätze zn bestimmen sein.^ 

Die Belohnungen der Beschauer werden im allgemeinen in gleicher 
Höhe für die den Tierärzten nicht vorbehaltene (ordentliche) Beschau zu 
bemessen sein, gleichgültig, ob Tierärzte oder andere Personen zu Beschauern 
bestellt sind. Eine durchschnittliche Erhöhung der Einzelvergütungen, die 
den als ordentliche Beschauer bestellten Tierärzten zu gewähren sind, wird 
nur mit Bücksicht darauf in Frage kommen können, dass diese Tierärzte auch 
die Ergänzungsbeschau vornehmen und dass dadurch die Zuziehung von Tier¬ 
ärzten neben anderen zu Beschauern bestellten Personen erspart wird. 

Dagegen werden grundsätzlich besondere höhere Vergütungen für die 
den Tierärzten vorbehaltene Beschau in solchen Bezirken vorgesehen werden 
müssen, in denen für die ordentliche Beschau nicht tierärztliche Beschauer 
bestellt sind. 

§. 62. Die Gebtth ren, die nach §. 14 Abs. 2 A. G. von den Besitzern 
der Schlachttiere und des Fleisches erhoben werden können, sind zur Deckung 
der gesamten Kosten der Schlachtvieh- nnd Fleischbeschau einschliesslich der 
TrioUnenschau und der Kennzeichnung des Fleisches bestimmt. Sie sind also, 
insoweit nicht seitens der Träger der Kosten der örtlichen Polizeiverwaltung 
auf volle Deckung verzichtet wird, so zu bemessen, dass dadurch auch die den 
Beschauern etwa zn zahlenden Wegevergütungen nnd ferner die Kosten der 
Ergänzungsbeschau gedeckt werden. Andererseits dürfen die Gebühren für 
die Verbände, denen die Kosten der Beschau zur Last fallen und infolgedessen 
auch mittelbar oder unmittelbar die Gebühren zufliessen, keine Einnahmequelle 
werden. Es ist daher, sobald erkannt vrird, dass die Gebühren diesen Gmnd- 
sätzen zuwider zu hoch bemessen sind, eine entsprechende Ermässigung er¬ 
forderlich, Um diese, andererseits aber auch eine etwa erforderliche Erhöhung 
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der Qebtthren rechtzeitig za ermOgUcheo, sind daher die Gebtthrentarife ent¬ 
weder nar anf kürzere Frist oder anter Vorbehalt jederzeitigen Widermfez 
festzosetzen. Um das Ziel einer vollständigen and gerade aasreiehenden 
Deekang der Kosten za erreichen, wäre es in Bezirken, in denen die Beschaner 
keine festen Gehälter beziehen, am richtigsten, von jedem Tierbesitzer die¬ 
jenigen Beträge als Gebühren za erheben, die darch die im Binzelfalle vor¬ 
genommene Beschan entstehen, also anch die jedesmaligen Wegevergütnngen 
and etwaige Kosten einer tierärztlichen Ergänzangsbeschan. Eine solche 
Begelong ist jedoch, abgesehen von besonderen Ansnahmefällen, tnnlichst za 
vermeiden, weil sie häafig za einer nnverschaldeten and darum nngerecht- 
fertigten Belastung von Besitzern führen kann, die entfernt von dem Beschaner 
wohnen, oder deren Tiere wegen eines die Zaständigkeit des nichttierärztlichen 
Bescbaaers aasschliessenden Mangels beanstandet werden. 

Es ist daher im allgemeinen bei der Festsetzung der Gebührentarife 
davon aaszugehen, dass jeder Tierbesitzer, gleichgiltig ob bei der üntersachang 
seines Schlachttieres besondere Nebenkosten entstehen oder nicht, eine einheit¬ 
liche, nur nach den Tiergattnngen abgestofte Gebühr zu entrichten hat, wobei 
allerdings die Trichinenschau besonders zu berücksichtigen sein wird. Aus¬ 
nahmen werden nur bei Schlachtungen von Einhufern zu machen sein, weil 
bei diesen allgemein die kostspieligere tierärztliche Beschan vorgeschrieben 
ist. Ferner bleibt dem Ermessen der LandespolizeibehOrde überlassen, für 
Fälle, in denen eine Ergänzangsbeschan erforderlich wird, die Gebühr, wenn 
aach nicht anf den vollen Betrag der wirklich entstehenden Kosten, so doch 
über die für gewöhnliche Fälle festgesetzte Gebühr hinaus, angemessen zu 
erhöhen, um einer sonst vielleicht zu befürchtenden übermässigen Inanspruch¬ 
nahme der Ergänzangsbeschan vorzubengen (vgl. §. 30, Nr. 2 B. B. A). — 

§. 63. Die Einziehung der Gebühren und deren Verwendung 
zar Belohnung der Beschauer kann entweder in der Weise geschehen, dass die 
Ortspolizeihörden die Gebühren unter Vermittelung öffentlicher Kassen einziehen 
und die Beschauer aus diesen ihre Vergütungen erhalten, oder in der Weise, 
dass die Gebührenerhebung den Beschauern selbst überlassen wird. 

Eine einheitliche ^gelang der Art der Gebühreneinziehung für das 
ganze Staatsgebiet erscheint untunlich. Die Erhebung durch Vermittelung 
der Ortspolizeibehörde oder öffentlicher Kassen wird sich in mehreren west¬ 
lichen und mittleren Provinzen allgemein, ferner auch in Bezirken, in denen 
auf dem platten Lande die Binziehnng durch die Beschauer gewählt wird, für 
grössere, besonders städtische Gemeinden empfehlen. Diese Erhebungsform 
bietet namentlich den grossen praktischen Vorteil, dass die Höhe der Gebühren 
ohne weiteres unabhängig von den wirklich im Binzelfall entstehenden Kosten 
bemessen werden kann, und dass für die Art der Besoldung der Beschaner 
gleichfalls völlig freie Hand bleibt. Wie die Einziehung der Gebühren von 
den Tierbesitzern zu den Polizeikassen im einzelnen zu geschehen hat, muss 
besonders geregelt werden. Es kann entweder der Weg der Binziehnng in 
bestimmten Zeitabschnitten auf Grund der vom Beschaner nach dem Tagebuch 
za liefernden Nachweisungen gewählt, oder es können auch vorweg von den 
Polizeikassen Quittungen über die ZaUung der verschiedenen für die Beschau 
in Betracht kommenden Gebflhrenbeträge — gegebenenfalls in Form von 
Beschaumarken — aasgegeben werden, die dem Beschauer vor Ausführung der 
Beschau ausgehändigt und von diesem an die Polizeikasse zurück geliefert 
werden müssten. Der Verkauf solcher Quittungen oder Marken kann in 
grösseren Polizeibezirken dadurch erleichtert werden, dass er den Ortsvorstehern 
oder Steuererhebern etc. übertragen wird. 

Für die Besorgung der Kassengeschäfte wird von den Gebfihreneinnahmen 
ein angemessener Anteil beansprucht werden können. Die Höhe der Gebühren 
wird also unter Berücksichtigung auch dieser Ausgaben festzusetzen sein. 

§. 64. Die unmittelbare Erhebung der Gebühren durch 
die Beschauer wird in ländlichen Bezirken der östlichen und einiger west¬ 
lichen Provinzen am Platze sein. Sie wird in denjenigen Fällen keine prak¬ 
tischen Schwierigkeiten bieten, in denen den Beschauern die volle von ilmen 
einzuziehende Gebühr überlassen werden kann, also dann, wenn besondere 
Wegevergütnngen etc. nicht zu entrichten oder solche ausnahmsweise von den 
Tierbesitzem hi der wirklich entstehenden Höhe zu tragen sind, and wenn 
ferner für die besonderen Kosten der Ergänzangsbeschan seitens der Träger 
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der Kostenlast anf eine Deckung verzichtet wird, z. B. die Gemeinden oder 
grossere kommunale Verbftnde (Kreise etc.) diese Kosten ttbemehmen wollen. 
Das Gleiche gilt fttr solche Bezirke, in denen neben den ein Itbr allemal an die 
Beschauer zu leistenden Einzel Vergütungen besondere Kosten nicht entstehen, 
z. B. dort, wo die gesamte Beschau approbierten Tierärzten übertragen ist 
und Wegevergtttnngen im Einzelfalie nicht gezahlt werden. 

Werden jedoch nach den in §. 62 entwickelten Grundsätzen von den 
Tierbesitzern gleichmässige Gebühren erhoben, die auch zur Deckung von 
Wege Vergütungen oder der Kosten der Ergänzungsbeschan dienen sollen, so 
müssen die Beschauer einen entsprechenden Teil der durch sie einzuziehenden 
Gebühren an die Polizeikassen zur Ansammlung eines Fonds abführen, ans dem 
jene besonderen Ausgaben zu bestreiten sind. 

Die Abrechnung mit den Polizeikassen wird in bestimmten Zwischen¬ 
räumen, etwa allmonatlich, anf Grund der Eintragungen in den Tagebüchern 
zu erfolgen haben. Zn dem Zweck empfiehlt es sich, den Formularen für die 
Tagebücher zwei besondere Spalten mit der Ueberschrift gGebühreneinnabme*^ 
und „Gebührenabzng" hinznzufügen. Diese Spalten sind für jede Seite der 
Tagebücher und für die zur Abrechnung bestimmten Zeitabschnitte aufznreehnen. 
Die OrtspolizeibehOrden werden bei der Abrechnung die Bichtigkeit der Ein¬ 
tragungen zu prüfen haben. 

Ergibt sich, dass die an die Polizeikassen abznführenden Beträge zur 
Deckung der besonderen Kosten nicht ansreichen oder sie übersteigen, so wird 
nütigenfalls auf eine anderweite Bemessung der Gebührensätze Bedacht zu 
nehmen sein. Etwaige Ausfälle haben die Träger der Polizeikostenlast zu 
decken, wohingegen ihnen auch etwaige Zuschüsse zufliessen. Es scheint zu¬ 
lässig, solche üeberQchüsse zu. einem Fonds anzusammeln, ans dem etwaige 
künftige Ausfälle oder die besonderen Ausgaben für Fleischbeschauzwecke ge¬ 
deckt werden können. Die Verwendung dieser Fonds für die gedachten Zwedie 
ist Bicherzustellen; auch ist dafür zu sorgen, dass die Fonds eine angemessene 
Höhe nicht überschreiten. 

Die Einziehung der Gebühren wird in allen Fällen durch den zuerst zu- 
gezogenen Beschauer und zwar vor dem Beginn der Beschau zu erfolgen haben, 
üeber die Zahlung der Gebühren ist dem Tierbesitzer von dem Beschauer 
Quittung zu leisten. Es wird zweckmässig sein, die Herstellung von Quittungs- 
formnlaren für die einzelnen in Betracht kommenden Gebührensätze zu veran¬ 
lassen. Zur besseren Kontrolle wird die Einführung von nummerierten Block- 
quittungsbüohem in Erwägung zu nehmen sein, aus denen nach Abtrennung 
der Quittungen deren Zahl und die Höhe der danach eingezogenen Beträge 
ersichtlich bleiben. Diese Quittungsbücher würden bei der Abrechnung von 
den Ortspolizeibehörden nachznprüfen sein. 

§. 65. Die Höhe der den Beschauern zu zahlenden Vergütungen 
sowie der von den Tierbesitzern zu erhebenden Gebühren wird sich weder 
für das gesamte Staatsgebiet noch auch für die einzelnen Regierungsbezirke 
einheitlich festsetzen lassen. In bevölkerten und räumlich nicht ausgedehnten 
Besehaubezirken mit einer grossen Zahl von Schlachtungen, die dem Beschau- 
zwang unterliegen, werden die Vergütungen und die Gebühren erheblich nie¬ 
driger bemessen werden können, als in Besehaubezirken von grossem räumlichen 
Umfang, in denen die Beschauer nur auf Einnahmen ans einer verhältnismässig 
kleinen Zahl von Untersuchungen angewiesen sind. Für die Bemessung der 
Vergütungen und Gebühren im ersteren Falle werden die an den Schlacht¬ 
höfen bisher üblichen Sätze einen Anhalt bieten. 

Für ländliche Beschanbezirke von grösserer Ausdehnung und mit nicht 
erheblicher Zahl von UntersuchnngsfäUen wird folgendes Beispiel eines 
Tarifs gegeben: 

. I. Die Tierbesitzer haben an Gebühren zu entrichten: 

1. für die Untersuchung von Einhufern die den tierärztlichen Beschauern zu 
zahlenden Vergütungen (vergl. unter III). 

2. im übrigen für die Schlachtvieh- und Fleischbeschau zusammen: 

a) für ein Stück Rindvieh (ausschliesslich Kälber) . . . 8,00 Hark 

b) für ein Schwein (einschliesslich der Trichinenschau) . 1,60 , 

c) für ein Schwein (ausschliesslich der Trichinenschau) . 1,00 „ 

d) für ein Kalb. 0,70—0,90 „ 

e) für ein sonstiges Stück Kleinvieh (Schaf, Ziege etc.). 0,60—0,70 „ 
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Diese Sätze sind in voller Hohe anch za zahlen, wenn eine Schlaoht- 
▼iehbeschaa ohne nachfolgende Fleisohbesehan (§. 6, Abs. 1, §. 9 and 
§. 12 B. B. A., sowie §. 20, Ab. 8) oder wenn bei Not- oder Hansschlach- 
tnngen lediglich eine Fleischbeschan stattfindet (§. 2 B. B. A.). 

3. für die Trichinenschau allein: 


a) fttr einen ganzen TierkOrper.0,75 Mark 

b) fttr einen Schinken oder ein anderes Fleischstück . . . 0,50 . 

c) fttr ein Stttck Speck., 0,35 „ 

U. Von den unter I. 2. festgesetzten Gebtthren sind zu rechnen auf: 


a) beim Bind. 2,00 Mark 0,50 Mark 0,50 Mark 

b) beim Schwein einschliessl. 

Trichinenschau .... 1,30 „ 0,20 „ 0,10 „ 

c) beim Schwein ansschliessl. - 

Trichinenschau .... 0,70 „ 0,20 - 0,10 - 

d) beim Kalb.0,40-0,60 „ 0,20 „ 0,10 „ 

e) bei sonstigem Kleinvieh . 0,40—0,50 „ 0,10 „ 0,10 „ 

Die in der letzten Spalte aufgeftthrten Beträge sind von den Beschauern 

an die Polizeikassen abzuftthren. Sie können auf etwa das Doppelte erhobt 
werden, wenn der Beschauer lediglich die Schlachtviehbeschau vornimmt. 


Die Triehinenschaugebtthren (I. 8.) werden in der Begel den Trichinen- 
sehauern voll zu ttberlassen sein. Die Kosten fttr die Zuziehung von Tier¬ 
ärzten im Falle der Entdeckung von Trichinen oder der Feststellung eines 
Trichinenverdachts werden aus den nach vorstehendem Absatz anzusammelnden 


Fonds bestritten werden kOnnen, was im Hinblick auf das verhältnis¬ 
mässig sehr seltene Vorkommen von Trichinen angängig erscheint. 

Wegevergtttungen sind in der HOhe von 10 Pf. pro km des Hin- und Bttck- 
weges bei Entfernungen von mehr als 2 km (ohne Abrundung auf mindestens 
8 km) in den Fällen zu zahlen, in denen die Beschau durch den in einem 
benachbarten Bezirke wohnhaften Stellvertreter erfolgt. Die Deckung dieser 
Vergtttung erfolgt aus dem gleichen Fonds. 

III. Fttr die den Tierärzten ausschliesslich vorbehaltene Beschau sind 


an Vergütungen zu zahlen 

a) fttr ein Pferd, einen Esel oder ein Maultier .... 3,00—4,00 Mark 

b) fttr ein Bind (ausschliesslich Kälber) 3,00 „ 

c) fttr ein Schwein (anch bei der Trichinenschau) . . 2,00 „ 

d) fttr ein Kalb. 1,50—2,00 „ 

e) fttr ein sonstiges Stttck Kleinvieh. 1,00—1,50 „ 

Ausser diesen Vergütungen erhalten die Tierärzte in den Fällen der ihnen 

vorbehaltenen Beschau, wenn die Entfernung ihres Wohnortes von dem Be- 
schanorte mehr als 2 km beträgt, an Beisekosten pro km Landweg 40 Ff. 
und pro km Eisenbahn 7 Pf. ohne Zu- und Abgangsgebtthren. Eine Abrun¬ 
dung auf mindestens 8 km bat nicht stattzufinden, die Sätze sind vielmehr 
nur für die wirklich zurttckgelegte Entfernung des Hin- und Bttckwegs zu 
gewähren. Sind die Tierärzte bereits ans anderem Anlass am Orte der 
Beschau anwesend und ttben sie die Ergänzungsbesohau deshalb ans, ohne 
dass vorher ein nichttierärztlicher Beschauer zngezogen war (vgl. §. 7), so 
haben sie selbstverständlich keine Beisekosten zu beanspruchen und wird 
ihnen der Einfachheit halber die unmittelbare Einziehung lediglich der Oe- 
btthrensätze zu lila bis e von den Tierbesitzem zu ttberlassen sein. 


An das vorstehende Beispiel sind die Landespolizeibe- 
httrden bei der Festsetzung der Tarife keineswegs allgemein, 
auch nicht fttr die Fälle gebunden, in denen die in der Einlei¬ 
tung gegebenen Voraussetzungen zatreffen. Es werden vielmehr 
die örtUchen Verhältnisse, namentlich nach der Bichtung hin zu prüfen sein, 
ob nicht insbesondere fttr die unter 11 angegebenen Vergütungen und demzu¬ 
folge auch fttr die unter I erwähnten Sätze des Gebtthrentarifs eine Ermässi- 
gung eintreten kann. Dies wird beispielsweise allgemein Ittr solche Bezirke 
in Aussicht zu nehmen sein, in denen die Schlachtvieh- und Fleischbeschan 
bereits bisher bestanden hat and die dafür erhobenen Gebtthren niedriger ge¬ 
wesen sind. Umgekehrt ist es nicht ausgeschlossen, dass ausnahmsweise auch 
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Aber die Sätze des Beizpielz hinanzgegangen wird. Eine eolohe EibShnng wird 
jedoch, wenn irgend mOglieh, zn yermeiden sein, da für das Beispiel bereits 
in bezog anf die Ansttbnng der Sohlachtyieh- nnd Fleischbeschao nngflnstige 
Verhältnisse zo gronde gelegt worden sind. Ohne dass dadnreh die für das 
lakraftreten des Fleischbesobaogesetzes alsbald erforderliche Festsetzung der 
Gebtthrentarife n. s. w. anfznhalten ist, ist im Falle einer die Sätze des Bei* 
spiele ttbersteigenden Bemessung der Gebühren Aber die dafAr massgebenden 
zn berichten. 

IT. ZastlndUkelt der Behörden. 

Regelung des Besohwerdeverfshrens. 

§. 66. Die in dem B. G. und in den AnsfAhmngsbestimmnngen des 
Bundesrats den Landesregierungen Aberwiesenen Befugnisse werden, soweit 
nicht im A. G. nnd in diesen AnsfAhrnngsbestimmungen ein anderes bestimmt 
ist, Ton der Landespolizeibehörde wahrgenommen, können von ihr jedoch anf 
naohgeordnete Behörden Abertragen werden. 

Zn den nach §. 8 B. G. zulässigen Anordnungen bedarf es der Ermäch¬ 
tigung des Ministers fAr Landwirtschaft, Domänen nnd Forsten. 

§. 67. Die nach dem B. G. und §. 17, Abs. 1 A. G. den Ortspolizei¬ 
behörden zustehenden Befugnisse können yon der Landespolizeibehörde anderen 
Behörden oder Beamten Abertragen werden (§. 17, Abs. 2 A. G.). 

Als solche kommen namentlich die Gemeindeyorsteher, soweit diese nicht 
selbst Ortspolizeibehörden sind, ferner in grösseren Gemeinden untere Beamte 
der Ortspouzeibehörden (Polizeikommissare n. s. w.), nnd fAr Gemeinden mit 
öffentlichen Schlachthöfen oder Beschanämtern auch Sohlaohthofbeamte nnd die 
bei der Beschau amtlich tätigen Personen in Betracht. 

Von den Befugnissen der Ortspolizeibehörden bei der Behandlung yon 
beanstandetem Fleisch eignen sich zur üebertragnng an andere Behörden oder 
Beamte insbesondere diejenigen, die sich anf die polizeiliche Mitwirkung nach 
der Beanstandung einzelner Organe oder Fieisohteile oder kleinerer Tiere 
beziehen. 

Es erscheint ferner zulässig, den Beschauern selbst die polizeilichen Be¬ 
fugnisse insoweit zn Abertragen, als es sich nur um die unschädliche Beseiti¬ 
gung einzelner Organe oder geringwertiger Fieisohteile handelt nnd der Be¬ 
sitzer mit dieser Beseitigung einverstanden ist. 

Mit den nach §. 11, Abs. 2 und §. 18, Abs. 3 B. G. (vgl. auch §. 7, Abs. 2 
A. G.) den Ortspolizeibehörden znstehenden Befugnissen dürfen untere Behörden 
oder Beamte nicht betraut werden. Die Landespolizeibehörden können diese 
Befugnisse sich selbst Vorbehalten oder, mit Ausnahme der Städte mit mehr 
als 10000 Einwohnern, den Landräten Abertragen. 

§. 68. Gegen die Entscheidungen des Beschauers, auf Grund deren ein 
Eingreifen der Polizeibehörde nicht erforderlich ist (Versagung der Sehlacht¬ 
erlaubnis nnd Anordnung besonderer Vorsiohtsmassregeln bei der Schlachtung), 
Andet die Beschwerde an die Ortspolizeibehörde statt. 

Die Erklärung des nicht als Tierarzt approbierten Beschauers, dass er 
zur selbständigen Beurteilung eines Sohlachttieres nicht zuständig sei, und dass 
die Zuziehung des tierärztlichen Beschauers zn erfolgen habe, ist als eine Ent¬ 
scheidung, gegen die ein Beohtsmittel zulässig ist, nicht anzusehen. 

Gagen die sonstigen Entscheidungen des Beschauers Andet die Beschwerde 
an diejenige Behörde statt, die auf die Beschwerde Aber die an die Ent¬ 
scheidung des Beschauers sich anschliessende polizeUiohe Verfügung (vgl. §. 69) 
zn entscheiden hat. 

Ist an einem Sohlaehthof oder an einem Besohanamte mit mehreren 
Beschauern ein tierärztlicher Beschauer mit der Dienstanfsicht Aber die 
anderen Beschauer betraut, so kann durch die Ortspolizeibehörde bestimmt 
werden, dass zunächst, vorbehaltlich des Beschwerderedites, der dienstanfiüeht- 
fAhrende Beschauer die angefochtene Entscheidung des Beschauers nachprAft 
nnd darüber entscheidet. 

Die anf die Beschwerde in den Fällen dieses Paragraphen ergehende 
Entscheidung ist endgültig. 

§. 69. üeber die Beschwerde gegen polizeiliche Verfügungen, die auf 
Grund des B* Cl.^ des A G. und der zn beiden Gesetzen erlassenen AnsfAhrungs- 
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bertimmaagea ergebeii (g. 18. Aba. 1 A. G.), entaoheiden, inaowait dieae Ver> 
fflgvngen tob den OrtapoliieibehQrden getroffen aind, diejenigen Behörden, die 
neoh g. 127, Aba. 1 des Geaetiea ttber die allgemeine Landeayerwaltnng Tom 
80. JnJi 1888 (G. 8. S. 195) xnr Entsoheidnng ttber die dort erwähnte erate 
Beaohwerde inständig sind. Fttr die Städte in der ProTini Hannover aind die 
gg. 27 nnd 28 Aba. 1 der Ereiaordnnng fttr die genannte Provinz vom 6. Mai 
1884 (G. 8. 8.181) maasgebend. 

Fttr Besehwerden gegen polizeiliche Verfttgnngen anderer Behörden oder 
Beamten, denen die Befugnisse der Polizeibehörden nach g. 17, Abs. 2 A. G. 
nnd g. 67 Qbertragen sind, hat die LandespoliseibebOrde die znr Entscheidung 
zuständigen Behörden zn bezeichnen. Sind untere Behörden oder Beamte mit 
den Befugnissen der Polizeibehörde betraut, so kann der OrtspolizeibehOrde die 
Entsoheidnng ttber die Beschwerde ttbertragen werden. 

g. 70. Die Beschwerden (gg. 68, 69) sind binnen einer eintägigen Frist 
nach der Eröffnung der Entscheidung (vgl. §. 187, Abs. 1 nnd §. 188, Abs. 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches) bei derjenigen Stelle anznmelden, von der die an* 
gefochtene Entscheidung getroffen ist; sie kOnnen auch bei der znr Ent¬ 
scheidung ttber die Beschwerde zuständigen Behörde angebracht werden. Im 
ersteren Falle ist die Beschwerde nnverzttglich an die znr Entscheidung zu¬ 
ständige Behörde weitenugeben. 

Die Beschwerden haben aufschiebende Wirkung. 

g. 71. Die zur Entscheidung Ober die Beschwerden (gg. 68, 69) zu¬ 
ständigen Behörden haben, sofern die Entscheidung oder das Gutachten eines 
Beschauers angefochten wird, vor der Entsoheidnng das Gutachten eines 
weiteren Sachverständigen einznholen nnd zwar: 

1. des tierärztlichen Beschauers des Beschanbezirkes, wenn bei der ange* 
fochtenen Entscheidung ein nicht als Tierarzt approbierter Beschauer mit¬ 
gewirkt hat; 

2. des zuständigen Kreis-(Bezirks-) Tierarztes oder des Departements-Tier¬ 
arztes, wenn bei der angefochtenen Entsoheidnng ein nichtbeamteter 
approbierter Tierarzt mitgewirkt hat; 

3. des Departements-Tierarztes, wenn bei der angefochtenen Entscheidung 
ein beamteter Tierarzt mitgewirkt hat. 

Hat der Departements-Tierarzt das Gutachten erster Instanz abgegeben 
so ist der Departements-Tierarzt eines benachbarten Bezirkes znzuziehen. 

g. 72. Die in g. 71 genannten Sachverständigen haben fttr die Erstattung 
des Gutachtens im Falle der Nr. 1 diejenigen Vergütungen etc. zn bean¬ 
spruchen, die ihnen fttr die den Tierärzten vorbehaltene Beschau znstehen (vgL 
g. 65 ni). Dies gilt auch fttr beamtete Tierärzte, sofern sie als Beschauer fttr 
die Ergänzungsbesohan in dem betreffenden Bezirk bestellt sind. 

Im übrigen sind den als Sachverständige in der Beschwerdeinstanz zn- 
gezogenen beamteten Tierärzten Gebühren, Beisekosten nnd Tagegelder nach 
den fttr die Besorgung amtlicher Geschäfte massgebenden Sätzen zu gewähren. 

g. 78. Die durch eine nnbegrOndete Beschwerde entstehenden Kosten 
hat, auch im Falle des §. 68, der BesehwerdefOhrer zn tragen (vgl. §. 13, Abs. 1 
A. G.). Znr Deckung dieser Kosten kann ein angemessener Vorschuss einge¬ 
sogen werden. Im flbrigen gelten die Kosten des Besohwerdeverfahrens als 
Kosten der Örtlichen Polizeiverwaltung (§. 14, Abs. 2 A. G.). 

g. 74. Von der endgültigen Entsoheidnng hat die entscheidende Behörde 
den BesehwerdefOhrer nnd die Stelle, von der die angefochtene Entscheidung 
ergangen ist, nötigenfalls auch die OrtspolizeibehOrde oder die mit deren Be- 
fugniaBen betrauten anderen Behörden oder Beamten sofort in Kenntnis zu setzen. 

Y. BeanÜBlohtlgiing der nelsohbesohan. 

g. 76. Die in g. 48 B. 6. A. vorgesohriebene fachmännische Kontrolle 
der gesamten Tätigkeit der Beschauer Uegt, soweit es sich um nichttierärzt- 
liche Beschauer handelt, regelmässig den Kreis- (Bezirks-) Tierärzten innerhalb 
ihrer Amtsbezirke ob. Sie haben auf Grund der ihnen nach §. 9 zngehenden 
Machriditen eine Liste Aber die in ihrem Bezirke tätigen Beschauer zu ftthren, 
in dieser alle Veränderungen nadizntragen und^bei jedem Beschaner das Datum 
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der von ihnen Torgenommenen BeTisionen, sowie die wichtigeren dabei ge¬ 
machten Beobachtungen nn Termerken. 

Die LandespolizeibehSrden können die Kontrolle hinsichtlich der nicht* 
tieräratiichen Beschauer auch nicht beamteten approbierten Tierftriten, insbe¬ 
sondere den für die Ergänzungsbeschau bestellten Beschauern übertragen. 

Die technische Aufsicht über die tierärztlichen Beschauer liegt regel¬ 
mässig dem Departements-Tierarzt ob. Sie kann yon der Landespolizeibehörde 
auch den Kreis- (Bezirks-) Tierärzten übertragen werden, soweit diese nicht 
selbst als Beschauer bestellt sind. 

§. 76. Die in §. 48 B. B. A. vorgeschriebenen Beyisionen der einzelnen 
Besehaubezirke sind tunlichst bei Gelegenheit yon Dienstreisen ausznfOhren. 
Sie haben sieh anf die gesamte Diensttätigkeit der Beschauer zu erstrecken. 
Insbesondere ist dabei zu prüfen, ob 

1. die nichttierärztliohen Beschauer noch im Besitze der BeBUiignng zur Aus¬ 
übung der Beschau sind, 

2. die Ausrüstung des Beschaners und die Beschaastempel sieh in yorsehrifts- 
mässigem und gutem Zustande befinden, 

3. die Tagebücher der Beschauer ordnungsmässig geführt sind und die 
statistischen Zusammenstellungen (§. 47, Aba. 2 B. B. A.) mit den Ein¬ 
tragungen in den Tagebüchern übereinstimmen, 

4. in den Fällen, in denen die Beschauer mit der Gebührenerhebnng betraut 
sind, diese ordnungsmässig erfolgt ist, namentlich die nötigen Eintragungen 
in die Tagebücher gemacht sind, 

6. die sonstigen Vorschriften über die Schlachtyieh- und Fleischbeschau 
sowohl seitens der Beschauer als auch der Tierbesitzer beobachtet 
worden sind. 

Es ist erwünscht, dass der reyidierende Tierarzt der Ausführung einer 
Beschau durch den Beschauer beiwohnt oder ein yon diesem untersuchtes Tier 
nachnntersucht. 

Ueber die bei den Beyisionen beobachteten Mängel, die einer sofortigen 
Abstellung bedürfen, ist in Städten mit mehr als 10000 Einwohnern und in 
den selbständigen Städten der Proyinz Hannoyer den Ortspolizeibebörden, in 
anderen Beschanbezirken den Landräten nnyerzüglich Anzeige zu machen. 

Im übrigen sind die Ergebnisse der Beyisionen bei den zu erstattenden 
Jahresberichten zu yerwerten. Nähere Anordnung hierüber bleibt yorbehalten. 

§. 77. Die Bestimmungen in den §§. 75 und 76 finden auf die Trichinen" 
schau sinngemässe Anwendung. Die Beyisionen sind tunlichst mit den Nach" 
Prüfungen der Trichinenschauer zu yerbinden (ygl. §. 48, Abs. 2). 

§. 78. Die yon den beamteten Tierärzten yorzunehmenden Beyisionen 
gelten als gesundheitspolizeiliche Verrichtungen im allgemeinen staatlichen 
Interesse. 


Kontrolle des Verbots der Einfuhr von mit Eonserriernngsmitteln 
behandeltem Fleische. Bund-Erlass des Finanzministers yom 
28. Februar 1903 — J. Nr. III2054 /1 2728 (a), — und des Ministers 
für Landwirtschaft a.s.w. yom 6. März 1908 — I. GaNr.1808 — (b) 
an sämtliche Herren Stenerdirektoren (a) und Begierungspräsidenten (b). 

a. Nach §. 21 des Fleischbeschaugesetzes yom 3. Juni 1900, welcher nach 
der Kaiseilichen Verordnung yom 16. Februar y. J. (B. G. Bl. S. 47) seit dem 
1. Oktober y. J. in Kraft gesetzt ist, dürfen bei der gewerbsmässigen Zube¬ 
reitung yon Fleisch Stoffe, welche der Ware eine gesundheitsschädliche Be¬ 
schaffenheit zu yerleihen yermögen, nicht angewendet werden. Als solche Stoffe 
hat der Bandesrat gemäss der ihm im Abs. 2 des erwähnten §. 21 erteilten 
Ermächtigung die in der Bekanntmachung des Herrn Beichskanzlers yom 18. Fe¬ 
bruar y. J. (B. G. Bi. S. 48) angegebenen Zusätze, unter anderem Borsäure, 
schweflige Säure und deren Salze bezeichnet. 

Das Verbot erstreckt sich nach dem angeführten Paragraphen auch auf 
die Einführung des mit den yerbotenen Stoffen behandelten Fleisches aus dem 
Auslande; eine regelmässige Kontrolle der gesamten Fleischeinfuhr nach dieser 
Biohtung hin wird mit der Durchführung der Untersuchung des in das Zoll- 
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inland eingehenden Fleisches nach Massgabe des §. 18 des Fleisohbesehange- 
setaes Tom 1. April d. J. ab eintreten. Bia dahin ist die Einfnhr, dea gedachten 
Binfahrrerbotes angeachtet, von der üntersaohang im allgemeinen befreit and 
ea besteht nnr im Falle des Verdachtes einer Verletznng desselben fttr die Zoll¬ 
verwaltung die Möglichkeit, die einzelne verdächtige Sendung, wie dies auch 
bei Veratössen gegen sonstige Einfahrverbote geschieht, anzohalten. 

Es ist nan zu erwarten, dass sich ähnlich, wie dies beaOglich der Wilrste 
und des Bttobsenfleisches vor dem Inkrafttreten des Einfabrverbotes fttr diese 
Waren am 1. Oktober 1900 der Fall war, die Binfahr namentlich von anbe- 
bereitetem Fleisch bis zam 1. April d. J. erheblich steigern wird, da der Handel 
mit ausländischen Fleischwaren sich vor der dann beginnenden Untersuchung 
reiohlich zu decken bestrebt sein wird. Hierbei wird, wie anzunehmen ist, 
vielfach versucht werden, auch Fleisch, das mit verbotenen Zusätzen, nament¬ 
lich mit Borsäure, schwefliger Säure oder deren Salzen behandelt ist, einzu- 
ftthren. Einzelne derartige Verstösse sind bereits festgestellt worden. Diese 
Sachlage lässt es wttnschenswert erscheinen, die Einfuhr von Fleisch auch schon 
vor dem 1. April d. J. nach der bezeichneten Bichtnng schärfer zu ttberwachen. 

Wie mir der Herr Minister fttr Landwirtschaft, Domänen und Forsten 
mitgeteilt bat, bestehen, wenn auch das Vorhandensein der verbotenen Stoffe 
im Fleisch in der Regel nur durch schwierige von Sachverständigen vorzu- 
nehmende Untersuchungen festgestellt werden kann, doch gewisse Merkmale, 
die — wenigstens bei eigentlichem Fleisch (nicht Fett) — die Verwendung 
verbotener Stoffe bei der Zubereitung der Ware in hohem Masse wahrscheinlich 
machen. So ist davon auszugehen, dass dats nicht in gefrorenem oder gektthltem 
Zustande eingehende Fleisch, das ttberseeischen Ursprungs ist, oder sonst einen 
längeren Transport hinter sich hat, sofern es den Eindruck frischen 
Fleisches macht, von vornherein den Verdacht der Behandlung mit Borpräpa¬ 
raten oder anderen unerlaubten Konservierungsmitteln erweckt. Während ferner 
Fleisch, das nur mit Salz und Salpeter behandelt worden ist, fester als frisches 
ist, und das an solchem Fleisch befindliche Fettgewebe seine lappige Beschaffen¬ 
heit eingebüsst und ein mehr gleichmässiges Aussehen angenommen hat, besitzt 
bei der mit Borsäure oder Borax behandelten Ware das Muskelfleisch gewöhn¬ 
lich die Weichheit frischen Fleisches und das daran befindliche Fettgewebe die 
lappige Beschaffenheit des frischen Fettgewebes. Dies tritt namentlich an 
dem Fettgewebe hervor, das sich an der Oberfläche von Fleischstttcken befindet. 
Endlich fällt bei Fleisch, das mit schweflig-sauren Salzen behandelt worden 
ist, die unnatttrlich rote Farbe des Muskelfleisches auf. 

Es ist im polizeilichen Interesse von Wichtigkeit, von der Einfuhr solchen 
Fleisches, das nach den angegebenen Merkmalen als verdächtig anzusehen ist, 
baldmöglichst zum Zwecke der näheren Untersuchung und weiteren Veran¬ 
lassung Kenntnis zu erhalten. Auch wird es, wie ich annehme, fttr die Zoll- 
abfertigungsbeamten möglich sein, bei der Abfertigung von Fleisch auf das 
Vorhandensein jener Merkmale zu achten und dasjenige Fleisch, das sich da¬ 
nach als verdächtig erweist, herauszufinden. 

Ew. Hoch wohlgeboren ersuche ich daher, die Abfertigungsbeamten anzn- 
weisen, das zur Abfertigung gelangende Fleisch nach der angedeuteten Rich¬ 
tung einer Prttfung zu unterziehen, und gegebenenfalls der zuständigen Polizei¬ 
behörde nnverzttglich Nachricht zu geben. 

b. Beifolgend ttbersende ich Abschrift einer von dem Herrn Finanz¬ 
minister unterm 28. v. Mts. an die Provinzialstenerbehörden erlassenen 
Verfttgung mit dem Ersuchen, die Ihnen unterstellten Polizeibehörden ent¬ 
sprechend zu verständigen. Im Falle einer Benachrichtigung der Zollab¬ 
fertigungsstellen gemäss dem Schlusssätze des Erlasses des Herrn Finanz¬ 
ministers sind von den Polizeibehörden ungesäumt alle Massnahmen zu treffen, 
die zur weiteren Aufklärung des Verdachtes von Zuwiderhandlungen gegen 
§. 21 des Gesetzes vom 3. Juni 1900, betreffend die Schlachtvieh- und Fleisch¬ 
beschau (R. G. Bl. S. 547), — vergl. auch Allerhöchste Verordnung vom 
16. Februar v. J. (R. G. Bl. S. 47) und Bekanntmachung des Herrn Reichs¬ 
kanzlers vom 18. Februar v. J. (B. G. Bl. S. 48) — und zur Einleitung des 
Stri^verfahrens (vergl. §. 26, Nr. 1 und §. 28 des genannten Gesetzes) erforder¬ 
lich und zulässig erscheinen. Zu dem Zwecke wird insbesondere eine sachver- 
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stftndige XJntennichiiiig Ton Proben, die aiu den Terdäehtigen Sendungen — 
nötigenfalle unter Anwendung der geaetnliehen Vorsehriften Uber die Bescblng- 
nahme — zu entnehmen sind, zu yeranlassen sein, wobei fttr die Probeentnahme 
und das üntersnchnngsTerlahren diejenigen Bestimmungen zum Anhalte dienen 
können, die vom Bandesrate in den Anlagen e und d zu den Ausftthmngs- 
bestimmungen D zum Fleischbeschaugesetze (yergL Bekanntmaehung des Herrn 
Beiohskanzlers yom 80. Mai y. J., Zentr. Bl. 1 d. D. B., Beilage zu Nr. 21) 
gegeben worden sind. _ 


Kontrolle bei Einf&hrnng von Fleisch nns dem Anslnnde. Bänder 
lass der Minister fftr Landwirtschaft U.S.W. und desinnernyom 
4. April 1903 — M. 1 L. I. Ga. Nr. 2689, Fin.-M. 1. Nr. 5095/IH. Nr. 4519 
— an sämtliche Herren Begierungspräsidenten, Proyinzial-Steuer-Direktoren 
und den Herrn Generaldirektor des Thüringischen Zoll- und Steuer-Vereins. 

Nach einer yon dem Herrn Beichskanzler sämtlichen Bundesregierungen 
gemachten Mitteilung unterliegt das yor dem 1. April 1908 zu einer öffent¬ 
lichen Niederlage (mit Ausnahme der in §. 107 des Vereinszollgesetzes er¬ 
wähnten Freiläger) oder zu einem Priyatlager sowie das yor dem gleichen 
Zeitpunkte mit Begleitschein I auf eine Zollstelle im Inlande abgefertigte 
Fleisch, auch wenn es erst nach diesem Zeitpunkte yerzollt und in den freien 
Verkehr ttbergefOhrt wird, nicht der in §. 18 des Schlachtyieh- und Fleisch- 
besohaugesetzes yorgeschriebenen Untersuchung, ist yielmehr im allgemeinen 
ohne eine solche Untersuchung zur Verzollung zuzulassen. Dagegen findet auf 
solches Fleisch der bereits seit dem 1. Oktober 1902 in Kraft befindliche §. 21 
des Fleisohbeschaugesetzes Anwendung, wonach es yerboten ist, Fleisch, das 
mit bestimmten, yom Bundesrate laut Bekanntmachung des Herrn Beichskanzlers 
yom 18. Februar 1902 (B.-G-B1. S. 48) bezeichneten Zusatzstoffen zubereitet 
worden ist, aus dem Auslande einzuffihren oder in den Verkehr zu bringen. 
Bs ist erwünscht, eine Kontrolle darüber einzurichten, ob bei der Einführung 
oder dem Inverkehrbringen des Eingangs bezeichneten Fleisches die Bestim¬ 
mungen des §. 21 a. a. Orte beobachtet worden sind. Zu dem Zwecke ist das 
Verfahren, das in meinem, des Finanzministers Erlasse yom 28. Februar 1908 
III Nr. 2054 /1. Nr. 2728 — fttr das bis zum 1. April d. J. eingehende Fleisch 
yorgeschrieben war, auf das eingangs gedachte Fleisch sinngemäss anzuwenden 
Die Polizeibehörden sind mit entsprechender Anweisung versehen. 

Fleisch, das am 1. April 1903 in den in §. 107 des Veröinszollgesetzes 
bezeichneten Freilägern (Freibezirken) lagert, ist, sofern es von dort in den 
weiteren Verkehr des Inlandes gebracht werden soll, den Bestimmungen des 
Fleischbeschaugesetzes in gleicher Weise unterworfen, wie das ans dem Zoli- 
anslande eingehende Fleisch. Als ZoUansland in diesem Sinne sind selbstver¬ 
ständlich auch die Freihafengebiete anzusehen. 


Stempelung der bei der Verkttndnng des Gtesetues unm Schntce 
des Genfer Nentriditätszeichens vom 22 , März 1902 mit dem Boten 
Kreuze bezeichneten Waren. Erlass der Minister der a.s. w. Medi- 
zinalangeiegenheiten, des Innern, fttr Handel und Gewerbe 
vom 15. Mai 1903 — M. d. g. A. M. 6802, M. d. I. M. 979, M. f. H. 
Ila 2086 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Zur Ansftthrung der Bestimmungen des Beichskanzlers vom 8. Mai 1908 
(B. G. Bl. S. 216), betreffend die Stempelung der bei der Verkündung des Ge¬ 
setzes zum Schutze des Genfer Neutralitätszeichens yom 22. März li^ (B. G. 
S. S. 125) mit dem Boten Kreuze — §. 1 und 3 des Gesetzes — bezeictoeten 
Waren wird hierdurch folgendes angeordnet: 

1. Die Ortspolizeibehörden haben sofort durch öffentliche Bekanntmachung 
den Gewerbetreibenden anheimzugeben, die Abstempelung der Waren mit Bttck- 
sicht auf die Bestimmungen des am 1. Juli 1903 in kraft tretenden Gesetzes 
vom 22. März 1902 baldigst nachzusuchen. 

2. Sofern die Ortspolizeibehörden die Abstempelung nicht ausschliessUch 
mit ihrem Dienststempel vorzunehmen beabsichtigen, haben sie sich rechtzeitig 
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mit der erforderlioben Ansahl der in Nr. 2 der Bekanntmaehniig des Beiohe* 
keiulere erwähnten, auf der Btlckseite gommiertcm Stempelabdrfloke an ver* 
sehen, welche sie in der Beichedmckerei Berlin S. W. Oranienstrasse 91 anm 
Preise von höchstens 30 Pfg. für 1000 Stück erhalten können. 

8. Die Ortspolizeibehörden sind darauf hinzu weisen, dass für Waren, 
auf welchen das Bote Krenz in eingetragenen Warenzeichen oder Firmen an¬ 
gebracht ist, gemäss §. 6, Nr. 1 and 2 des Gesetzes eine Abstempelnng nicht 
erforderlich ist, soweit es sich nm den Vertrieb bis znm 1. Juli 1906 handelt. 

4. Etiketten und Umhüllungen, welche das Bote Kreuz tragen, sind ge¬ 
mäss §. 5 des Gesetzes nicht für sich allein, sondern nur in Verbindung mit 
den Waren, für welche sie bestimmt sind, zur Abstempelung zuznlassen. 

5. Bei Waren, deren Brauchbarkeit durch längeres Liegen beeinträchtigt 
wird, wie z.]B. bei Nährmitteln, Jodoform- und Sublimat-Verbandstoffen, wird 
die Vermutung dagegen sprechen, dass sie schon vor dem 26. März 1902 mit 
dem Boten Kreuz bezeichnet sind. Sofern daher das Gegenteil nicht glaubhaft 
gemacht wird, ist ihre Abstempelung zu yerweigem. — Nr. 2 der Bekannt¬ 
machung des Beichskanzlers. Im übrigen sollen die Ortspolizeibehörden zur 
Anstellung eingehender Ermittelungen in gedachter Bichtung nicht yerpflichtet 
sein, sofern hierzu nicht etwa ein besonderer Anlass yorliegt. 

6. Sämtliche Abstempelungen sind bis zum 1. Juli d. J. zu erledigen. 
Die unbenutzt gebliebenen Stempelmarken sind zu yernichten. 

7. üeber die Ausführung dieser Anordnung ersuchen ydr Sie bis zum 
1. Oktober d. J. hierher Bericht zu erstatten. 


Revision der Gifthandlnngen. Erlass der Minister der n. s. w. 
M edizinalangelegenheiten, des Innern und für Handel und 
Gewerbe yom 17. April 1908 — M. d. g. A. M. Nr. 7413, M. d. Inn. 
II b Nr. 1458, H. f. Handel pp. II b 3251 an die Herren Oberpräsidenten. 

Der Erlass yom 18. Juli 1896 — M. d. g. A. M. Nr. 11178, M. d. Inn. 
II Nr. 9655, M. f. H. C Nr. 6003 — bestimmt zur Sicherung des Vollzuges 
der Anordnungen der Polizeiyerordnung yom 24. August 1895 über den Handel 
mit Giften (Min.-Bl. f. d. i. V. S. 265), dass in Zwischenräumen yon etwa 
2 Jahren nnyermutete Beyisionen der Lagerräume und Verkaufisstätten für 
Gifte stattzufinden haben. 

Nach den §§. 54 n. 55 der Dienstanweisung für die Kreisärzte yom 
23. März 1901 (M.-Bl. f. d. Med. pp. Ang. S. 2) liegt jetzt dem Kreisärzte die 
Ueberwachung des Handels mit Giften unter Beachtung der yorbezeicbneten 
Polizeiyerordnung ob. Das Ergebnis der yon dem Kreisärzte abgehaltenen Be¬ 
yisionen gelangt durch die alljährlich zu erstattenden Gesundheitsberichte zur 
Kenntnis der Zentralinstanz. 

Die angeordneten anderweiten Besichtigungen der Lagerräume und 
Verkaufsstätten erscheinen hiernach nicht mehr erforderlich, zumal für die¬ 
selben durch meinen, des Unterzeichneten Ministers der Medizinal-Angelegen¬ 
heiten ergangenen Erlass yom 22. Dezember 1902 — M. Nr. 6587 Nr. 1 und 
Nr. 6 c entsprechend gesorgt ist. 

Die Bestimmung des eingangs gedachten Erlasses yom 18. Juli 1896 
wird daher hiermit aufgehoben. 


Gewährung von WohnnngzgeldziuchftaseB an die nnmittelbaren 
Staatsbeamten vom 12. Mai 1873. Gesetz yom 15. April 1908. 

Der §. 6, Abs. 2 des Gesetzes, betr. die Gewährung yon Wobnungsgeld- 
zusohüssen an die nnmittelbaren Staatsbeamten yom 12. Mai 1878 (Gesetzsamml. 
S. 209) wird dahin abgeändert, dass yom 1. Oktober 1902 ab bei Bemessung 
der Pension der Durchschnittssatz des Wohnungsgeldzuschnsses für die Seryis« 
klassen I bis IV in Anrechnung gebracht wird. 

In dem dem Gesetze yom 1878 beigefügten Tarife BUlt die Seryis* 
Masse V fort. 
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Massregeln in Benag auf Brunnen als Ursache der Weiterver- 
breitnng ansteckender Krankheiten, insbesondere des Typhus, durch 
Wasser. Verfttgnng desBegiernngspräsidenten inAachen yom 
20. Märs 1903 an sämtliche Herren Kreisärzte und Landräte des Bezirks. 

Da manche ansteckende Krankheiten, insbesondere Typhns, in zahlreichen 
Fällen anf Ansteoknng dnrch Wasser znrtlckzafllhren sind, kommen die Polisei- 
behOrden oft in die Lage, über die Frage, ob nnd welche Hassregeln in Bezng 
aal Brunnen za ergreifen sind, Entscheidung treffen zu müssen. Um hierfür 
eine geeignete Grundlage zu gewähren, mache ich auf folgende Punkte auf¬ 
merksam : 

Die durch Sachyerständigen-Gutachten festznstellende Voraussetzung 
für ein Vorgehen in Bezug anf Brunnen ist, dass dem Publikum oder einzelnen 
Mitgliedern des Publikums aus der Verwendung des Wassers des Brunnens 
Gefahr droht. Dass bereits ein Schaden yorliege, ist nicht Vorbedingung. Es 
ist auch nicht die Voraussetzung des polizeilichen Einsrhreitens, dass die Ge¬ 
fahr unmittelbar beyorstehe. Die Polizei darf Vorkehrungen zum Schutze gegen 
die Gefahr yerlangen, die in dem Vorhandensein des Brunnens liegt. Eine 
Verschlechterung des Wassers braucht nicht nachgewiesen zn sein; die Lage 
des Brunnens nahe der Senkgrube kann den Verdacht genügend begründet 
erscheinen lassen, dass der Brunnen gefährdet und deshtdb zn schliessen sei, 
falls nicht die Senkgrube yerlegt wird. 

Was den Inhalt der, in möglichst bestimmter Form zu erlassenden Ver¬ 
fügungen anbelangt, so ist yorab zu beachten, dass es nach einer Entscheidung 
des Oberyerwaltungsgericbts nicht angängig ist, einem Einzelnen, insbesondere 
also dem Besitzer des Brunnens, die Auflage zu machen, dass er das Wasser 
zum Genüsse für sich selbst nicht yerwenden dürfe. Denn es ist, wie das 
Oberyerwaltungsgericht heryorhebt, nicht Aufgabe der Polizei, den Menschen 
gegen sich selbst zu schützen. Wohl aber tritt die Berechtigung des polizei¬ 
lichen Einschreitens ein, sobald ein Brunnenwasser yon gefährlicher oder yer- 
dächtiger Beschaffenheit für andere nicht überhaupt unzugänglich ist. Unter 
■diesen „anderen“ bezw. unter „Mitgliedern des Pablikums“ sind alle Menschen 
ausser dem Besitzer zu yerstehen, insbesondere auch nnyernünftige nnd sorglose 
Menschen nnd Kinder, sowie Fremde, die mit den örtlichen Verhältnissen nicht 
bekannt sind. Ob die Familienangehörigen nnd das Gesinde des Besitzers als 
in diesem Sinne sohntzbedürftig zu betrachten sind, darüber hat das Oberyer- 
waltungsgericht sich bisher nicht geäussert, und es erscheint nicht unzweifel¬ 
haft, ob sie dem „Publikum“ im Sinne des §. 10, Teil U, Titel 17 Allgemeinen 
Land-Bechts zugezählt werden können. Da indes eine Verneinung dieser 
Frage ein Vorgehen gegen die im Innern der Häuser belegenen Brunnen meist 
aussohliessen würde, was zu erheblichen Bedenken führen müsste, so werden 
die Polizeibehörden im Falle dringender Notwendigkeit yon einem Eingreifen 
nicht Abstand zu nehmen haben und es wird event. die Entscheidung des Ober- 
yerwaltungsgerichts abzuwarten bezw. herbeiznführen sein. 

Die jeweilig anzuordnenden Massnahmen werden durch die Umstände 
des Einzelfailes bedingt; sie werden das Mass des Notwendigen nicht übersteigen 
dürfen. In der Begel dürften in Betracht kommen: 1. die Auflage, an dem 
Brunnen eine Warnungstafel mit der Aufschrift „kein Trinkwasser“, oder einer 
ähnlichen anzubringen, 2. die Schliessung, 3. die Beseitigung (Verschüttung) 
des Brunnens. Sind die Umstände der Art, dass mit der Möglichkeit, dass 
dritte Personen das Grundstück betreten, zn rechnen ist, so braucht sich die 
Polizeibehörde nicht mit einer Aufschrift oder mit Anschliessung des Pampen¬ 
schwengels zu begnügen, zumal da auch weder die Zusicherung des Besitzers, 
den Brunnen dauernd geschlossen zu halten, yolle Sicherheit gewährt, noch auch 
die polizeiliche Schliessung überall eine wirksame polizeiliche Kontrolle 
ermöglicht. 

Die polizeiliche Verfügung kann jederzeit dem Bedürfnis entsprechend 
yerschärft oder gemildert werden. 

Ich ersuche, diese Grundsätze zu beachten. 


Vurantwortl. Bedakteur: Dr.Bapmund, Beg.-u. Geh.Med.-Bat in Minden i.W. 

J, 0« 0. Branfft H* 8« «. F, 8eh«-L. Hof-Bnohdnieker^ Id Minden« 



Rechtsprechung und Medizinal- 

ftesetzgehung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 
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Rechtsprechung. 

Bernfügeheimnis und Zengnisverweigernng des Arztes. 

a. Urteil des Hanseatischen Oberlandesgerichts (III. Ziyilsenats) 

za Hamburg vom 20. Dezember 1902. 

... Freilich ist neben dem Zvrecke der Vermeidnng eines Qewissenzwangs 
aach ein legislatorischer Grand des Zeagnisverweigerongsrechts des Arztes der 
Interessenschatz derer, die solchen Personen ihr Vertrauen zu schenken haben. 
Damit aber, dass dies Interesse durch das sonst anormale Zengnisverweigerongs- 
reoht geschützt wird, erhält der ganze Stand des Arztes etc. eine besonders 
geartete Qaalidkation, die das Vertrauen des Publikums im allgemeinen sichern 
und erhöhen soll. Nicht bloss der Binzelne, der ein Geheimnis anzuyer- 
trauen hat, ist im Einzelfalie daran interessiert, dass der schweige, dem er 
jeweilig sein Vertrauen schenkt, sondern es ist ein Öffentliches Interesse 
aller und auch ein Interesse der Aerzte selbst, dass sie nicht auszusagen 
brauchen, es sei denn, dass sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit 
entbanden sind. Wäre es anders und mttsste auch der Arzt wie jeder andere 
Zeugnis ablegen, so würde dadurch nicht bloss das Einzelinteresse gerade 
dessen gefährdet, in Bezug auf welchen er auszusagen hätte, sondern auch 
das Interesse aller derer, die nun nicht mehr wagen, ihm etwas anzuTer- 
trauen, und damit also recht eigentlich auch das Bernfsinteresse des Arztes 
selbst. — Wenn nun auch anzuerkennen ist, dass in dem Falle X. die 
Verweigerung des Ehemannes, seinen Arzt von der Verschwiegenheitspflicht 
zu entbinden, ungerechtfertigt war, auch eine schwere Verletzung der dnrch 
die Ehe begründeten Pflichten (§. 1568 B. G. B.) enthielt, so bleibt es gleich¬ 
wohl bedenklich, an Stelle der subjektiven Entscheidung des sich dem Arzte 
Anvertrauenden die objektive des Bichters zu setzen. Damit wird in das aus 
Öffentlichem Interesse eingeführte Zeugnisverweigerungsrecht gewisser Bernfs- 
kiassen eingegriffen. Es darf auch das ethische Moment nicht übersehen 
werden, dass ein Arzt etc. aus guten Gründen demjenigen, der sich ihm an¬ 
vertraut hat, selbst dann sein Wort halten zu müssen vermeint, wenn auch 
das höchste Gericht ihm aaseinandersetzt, der Vertrauende habe kein Hecht, 
noch länger Verschwiegenheit zu fordern. Der Arzt braucht aber nicht bloss 
da zu schweigen, wo ihm noch Strafe aus §. 300 St. G. B. droht, sondern er 
kann es auch da, wo sein Gewissen ihm rät, ein einmal stillschweigend zu¬ 
gesagtes Vertrauen auf Verschwiegenheit unbedingt zu rechtfertigen.“ 

b. Urteil des Beichsgerichts (VI. Zivilsenats) vom 19. Januar 1903. 

a) Es besteht kein Zweifel darüber, dass Aerzte zu den Personen ge¬ 
hören, denen kraft ihres Standes oder Gewerbes hänflg Tatsachen anvertrant 
werden, deren Geheimhaltung sowohl dnrch die Natur derselben, als auch dnrch 
gesetzliche Vorschrift, nämlich durch die dem §. 300 Str. G. B. zu Grande 
Hegende Norm geboten ist, und dass sie daher auf Grund des §. 883, Abs. 1, 
Nr. 5 Z. P. 0. zur Verweigerung ihres Zeugnis berechtigt sein können. Diese 
Berechtigung reicht nach dem Gesetze so weit, wie sich die Verpflichtung des 
betreffenden Zeugen zur Verschwiegenheit erstreckt, oder um in Beziehung auf 
Aerzte mit den Worten des §. 300 Str. G. B. zu reden: es kommt hier darauf 
an, ob es sich um ein anvertrautes Privatgeheimnis eines Dritten handelt, und 
ob dessen Offenbarung unbefugter, also rechtswidriger Weise geschehen würde. 
Nun kann es im allgemeinen keinem Zweifel unterliegen, dass, wenn ein Arzt 
bei Behandlung eines Patienten bei diesem eine geschlechtliche Krankheit fest¬ 
stellt, ihm damit ein Privatgeheimnis desselben anvertrant ist, und dass es 
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ganz besonderer Gründe bedarf, am die OfiFenbarong dieses Geheimnisses an 
eine andere Person als eine befagte erscheinen zn lassen. Anderseits ist nicht 
za leagnen, dass, wenn diese andere Person gerade der Ehegatte des 
Patimiten ist, sich mancherlei solche besondere Gründe denken lassen, ja dass 
es sogar nnter Umstünden als ganz berechtigt erscheinen kann, wenn der Arzt 
gegen den aasgesprochenen Willen des Patienten dem Ehegatten desselben 
Mitteilang von einer solchen Krankheit macht. Denn wie esBechtspfliohten 
gibt, die einer Verschwiegenheitspflicht vergehen kOnnen, sosindanch höhere 
sittliche Pflichten anzaerkennen, vor denen die Verpflichtnng zor Ver* 
Bchwiegenheit zorücktreten mnss. So kann es z. B. nnter Umstünden für den 
Arzt geboten erscheinen, der Ehefran von der geschlechtlichen Erkrankong des 
Mannes Ennde za geben, am eine Anstecknng derselben nach Möglichkeit zn 
yerhindern; wie es anch vielleicht nicht schlechthin aasgeschlossen würe, eine 
solche mor^sebe Mitteilangspflicht nnter Umstünden einer dritten Person, die 
nicht die Ehefran würe, gegenüber als gegeben anzanehmen. Was aber die 
2iengniBpflicht des Dr. H. betrifft, so ist ganz konkret zn fragen, ob gerade zn 
dieser, jetzt verlangten, Mitteilnng ihm eine höhere sittliche Yerpflichtang 
obliegt. Diese Frage ist za verneinen; denn es handelt sich hier ja nicht nm 
eine zar Erhaltang der körperlichen Gesnndheit der Klügerin zn machende 
Mitteilang, sondern am die Beantwortnng der Frage, ob der Beklagte im Mai 
1899 an frisch erworbener Syphilis behandelt worden sei. Die Klügerin 
will diese Mitteilnng nnr daza benntzen, einen Ehebmch ihres Mannes zn be¬ 
weisen, am dadnroh die Scheidong ihrer Ehe zn erlangen. Non kann man 
freilich anch darin einen sittlichen Zweck erblicken, einer Ehefran znr 
Scheidong von ihrem Manne za verhelfen, wenn dieser sich so schwer gegen 
sie vergangen hat. Aber das würe im Vergleiche mit der Verschwiegenheits¬ 
pflicht nicht die höhere sittliche Pflicht; vielmehr würde mit solchen Er, 
wügangen dieser ganze Fall des Zengnisverweigerangsrechts (§. 388, Abs. 1- 
Nr. 5 Z. P. 0.) überhanpt za beseitigen sein. 


Die anf Grund des Ministerialerlasses vom 28. dani 1902 (M.-B1. 
f. Med. n. s. w. Ang., 8. 241) erlassenen Polizeiverordnnngen, dnreh 
die nicht approbierten Personen, welche die Heilkunde gewerbs¬ 
mässig ansbben wollen, die Verpflichtung zur Meldung bei dem Kreis¬ 
ärzte anferlegt ist, sind reebtagflltig. Urteil des Kammergerichts 
vom 16. April 1908. 

Die Bevision der Königlichen Staatsanwaltschaft, welche Verletzong 
materieller Bechtsvorschriften rügt, ist begründet. 

Auf Grand eines Erlasses des Ministers der geistlichen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten hat der Begiernngsprüsident zu Köslin am 16. Jali 
1902 eine Polizeiverordnong erlassen, welche im Amtsblatt der KOnigliohen 
Begiemng zu Köslin von 1902, S. 171 fg. abgedmekt ist. Diese bestbnmt 
in §. 1: 

„Personen, welche ohne approbiert zn sein, die Heilkande gewerbsmässig 
aasüben wollen, haben dies vor Beginn des Gewerbebetriebes demjenigen 
Kreisarzt, in dessen Bezirk der Ort der Niederlassung liegt, unter Angabe 
ihrer Wohnung zn melden and gleichzeitig diesem die erforderlichen An-« 
gaben über ihre persönlichen Verhältnisse za machen. Personen, die be¬ 
reits znr Zeit die Heilkande aosüben, haben diese Meldung und Angabe 
binnen 14 Tagen nach dem Inkrafttreten dieser Polizeiverordnong zn 
bewirken.“ 

§. 5 enthält die Strafvorschrift. Dieser Polizeiverordnong hat der An¬ 
geklagte anstreitig znwidergehandelt. Br bestreitet seine Strafbarkeit, da die 
erwähnte Bestimmnng nicht rechtsgültig sei. Dieser Auffassang ist das Land¬ 
gericht mit nachfolgender Begründung beigetreten. Nach §. 1 der Reichsge- 
werbeordnnng sei der Betrieb eines Gewerbes jedermann gestattet, soweit nicht 
daroh dieses Gesetz Ausnahmen vorgeschrieben oder zagelassen seien, wie dies 
z. B. in den §§. 5, 28, 80 a, 33 c, 37, 38, 39 geschehen sei. Hiernach lasse die 
Reiohsgewerbeordnong weitere einschränkende Bestimmungen nur soweit ra, 
als sie dies der Landesgesetzgebnng oder den Landesbehörden ausdrücklich 
gestatte. Da non §. 14 R. G. 0. die Anmeldung des selbständigen Gewerbe¬ 
treibenden bei der nach den Landesgesetzen zostündigeu Behörde vorschreibty 
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regeln sie diese Materie erschöpfend; wenn eine weitere Meldepflicht vorge* 
schrieben werde, so widerspreche dies dem §. 1 B. G. 0. und enthalte eine 
Dorehbrechang der Rechtseinheit. Die Reyision der Königlichen Staatsan¬ 
waltschaft macht hiergegen geltend, dass der §. 1 sich nnr auf die Zolassong 
Bom Gewerbebetriebe beziehe und deshalb Beschränkungen, welchen der Be¬ 
trieb aus anderen ais rein gewerblichen, z. B. medizinalpolizeilichen Grtlnden 
unterworfen werde, nicht ausschliesse. 

Der Angeklagte führt demgegenüber ans, dass die Vorschrift das Prinzip 
der unbeschränkten Zolassong znm Gewerbebetriebe rerletze, welches nicht 
nnr in §. 1 B. G. 0., sondern auch in Art. 3, Abs. 2 der Beichsyerfassong ans- 
gesptbohen sei. 

Der Beyision konnte der Erfolg nicht yersagt werden, denn die erwähnte 
polizeiliche Vorschrift steht nicht mit dem Beichsrecht, insbesondere nicht mit 
der Beichsgewerbeordnnng in Widerspruch. Nach §. 6, Abs. 1, Satz 2 B. G. 0. 
findet dieses Gesetz auf die Aosübnng der Heilkunde nnr insoweit Anwendung, 
als dasselbe ausdrückliche Bestimmungen darüber enthält (§. 29 in Verbindung 
mit §. 147, Nr. 3, §§. 30, 40, 63, 56 a, Nr. 1, 80, 144, Abs. 2, 147, Abs. 1, Nr. 8, 
148, Abs. 1, Nr. 7 a und 8). Nun ergibt sich allerdings ans §. 29, dass die Aus¬ 
übung der HeUknnde an sich freigegeben, also die Zulassung zu diesem Ge¬ 
werbe nicht beschränkt werden sollte (yergl. yon Landmann-Böhmer, 
Komm. 8, Anfl. 1, S. 229, Anm. 4 zu §. 29 und. die dort angeführte Recht¬ 
sprechung). Aber eine solche Beschränkung liegt in der angeführten Vor¬ 
schrift nicht; denn der nicht approbierte Heilgewerbetreibende yerliert nach 
der Verordnung die Gewerbeberechtigung nicht, wenn er die yorgeschriebene 
Anzeige unterlässt, sondern er yerfUlt lediglich der dort festgesetzten Strafe. 
Der §. 14 B. G. 0. aber, welchen das Landgericht ebenfalls heranzieht, muss 
für die Erörterung yoUständig ansscheiden, weil er nach §. 6, Abs. 1 auf die 
Ausübung der Heilkunde nicht anwendbar ist. Beichsrechtlich stehen somit 
der Vorschrift keine Bedenken entgegen; landesrechtlich findet sie ihre Be¬ 
gründung in §§. 6f und 12 des Gesetzes über die Polizeiyerwaltnng yom 
11. März 1850, wonach die Sorge für Leben und Gesundheit zu den Gegen¬ 
ständen polizeilicher Vorschriften gehOrt, in Verbindung mit §. 6 des Gesetzes, 
betreffend die Dienststellung des Kreisarztes und die Bildung yon Gesundheits- 
kommissionen, yom 16. September 1899 (G S. S. 172) und des §. 46 der Dienst¬ 
anweisung für die Kreisärzte yom 23. März 1901 (M.-B1. für Medizinal- etc. 
Angelegenheiten S. 13 fg.). _ 


Ffihning des Apothekertitels. Urteil des Grossh. Badischen 
Verwaltungsgerichtshofes in Karlsruhe yom 10. März 1903. 

Wenn auch das Wort „Apotheker” zugleich und yorwiegend die Be¬ 
deutung yon „Apothekenbesitzer” hat, so entspricht es doch dem allgemeinen 
Sprachgebrauch und auch dem Gesetze (yergl. §. 29 der Gewerbeordnung), dass 
auch diejenigen, welche durch eine Prüfung und die darauf erfolgende Appro¬ 
bation die Qualifikation znm Betrieb einer Apotheke erworben haben, sich als 
Apotheker bezeichnen. Bei dem Kläger kommt noch hinzu, dass er während 
mehrerer Jahre eine Apotheke geführt hat. Dem Vertreter des Standesinter¬ 
esses ist jedoch zuzugeben, dass unter Umständen eine Ordnnngswidrigkeit 
darin liegen, ein ordnungswidriger Zustand im Sinne des §. 30 des Badischen 
Polizeistrafgesetzbuches dadurch geschaffen werden kann, dass jemand, der 
zwar die Approbation, aber keine Konzession und keine Apotheke besitzt, beim 
Betrieb einer Drogenhandiung die Bezeichnung Apotheker in einer Weise ge¬ 
braucht, die geeignet ist, in dem Publikum den Irrtum zu erzeugen, es handle 
sieh bei diesem Geschäftsbetrieb um eine konzessionierte und nnter ständiger 
staatlicher Kontrolle stehende und darum grossere Garantien bietende Apotheke. 
Ob aber ein solcher Irrtum nach den Umständen des einzelnen Falles erzeugt 
werden kann oder ausgeschlossen ist, erscheint als eine Tatfrage, die in jedem 
einzelnen Falle geprüft werden muss. 

In diesem Sinne hat auch hinsichtlich des prenssischen Polizeirechts das 
prenssische Oberyerwaltnngsgericht in ständiger Rechtsprechung, auf welche 
beide Teile sich berufen, geurteilt, dabei aber ausdrücklich beryorgehoben, dass 
es stets auf die konkrete Art des Gebrauchs der Bezeichnung „Apotheker” an¬ 
komme und dass diese Bezeichnung nach den Umständen des einzelnen Falles 
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geeignet sein mnse, jenen Irrtom m eraengen. Ffir das badische Becbt kommt 
aber ferner noch §. 136 des Poliseistrafgesetabnohes in der Fassnng des 6e- 
setses vom 7. Mai 1890 in Betracht, wonach der Gebrauch der fraglichen Be- 
zeichnnng noch Umständen sich nicht bloss als eine Ordnnngswidrigkeit, sondern 
ais eine Bechtswidrigkeit charakterisiert. Diese Bestimmung bedroht nämlich 
denjenigen mit üebertretungsstrafen, der ffir seinen Geschäftsbetrieb eine Be- 
seichnnng an wendet oder andere Veranstaltungen trifft, durch welche im Wider¬ 
spruch mit den Tatsachen der Glaube erweckt wird, der Betrieb sei im Gross¬ 
herzogtum obrigkeitlich genehmigt oder einer besonderen staatlidien Anfsidit 
unterworfen. Bs kann nach den Gesetzesmaterialien keinem Zweifel nnter- 
li^en, dass diese Gesetzesbestimmung auch gegen den Missbrauch der Be¬ 
zeichnung „Apotheker" gerichtet ist. Allein zum Tatbestand dieser Ueber- 
tretnng gehört, auch wie zur Annahme einer blossen Ordnnngswidrigkeit, dass 
die Bezeichnung oder Veranstaltung, gegen welche eingeschritten werden soll, 
den Glauben erweckt, der Betrieb sei obrigkeitlich genehmigt oder einer be¬ 
sonderen staatlichen Aufsicht unterworfen. Die Entscheidung hängt daher 
immer von der Frage ab, ob durch die Bezeichnung „Apotheker" und die Übrigen 
Veranstaltungen des Wägers der Glaube erweckt wird, es handle sich bei 
seinem Geschäftsbetrieb um eine Apotheke. Der Gerichtshof glaubte diese 
Frage nach den gesamten Umständen des Falles, die hier in Betracht gesogen 
werden mfissen, verneinen zu- sollen. 


Medizinal • Gesetzgebung. 

Dentmolae« Relola. 

Auaftthrnngsbestinunnngen snm Sftssstoffgesetze vom 7. Jnli 1908. 
Bekanntmachung des Beichskanzlers vom 23. März 1903. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 5. d. Mts. beschlossen, die 
nachstehend abgedruckten Ansffihmngsbestimmnngen zum Sttssstoffgesetze vom 
7. Jnli 1902 zu genehmigen. 

§. 1. Die DurcbfOhrung der Vorschriften des Sttssstoffgesetzes wird in 
den einzelnen Bundesstaaten denjenigen Behörden und Beamten übertragen, 
denen die Verwaltung der Zölle und indirekten Stenern obliegt. Auch sind die 
Behörden und Beamten der Lebensmittelpolizei verpflichtet, bei der allgemeinen 
Ueberwachnng des Verkehrs mit Nahrnngs- und Gennssmitteln darfiber zu 
wachen, dass eine unzulässige Verwendung von Süssstoff nicht stattfindet. 

Die BeichsbevoUmächtigten für Zölle und Stenern und die Stationskon- 
troUenre haben in Bezug auf die Ausführung des Süssstoffgesetzes dieselben 
Rechte und Pflichten, welche ihnen bezüglich der Verwaltung der Zölle nnd 
Verbrauchssteuern beigelegt sind. 

Der Beichskanzler ist ermächtigt, im Einvernehmen mit den beteiligten 
Bundesregierungen auch andere Behörden und Beamte zur Durchffihrung des 
Gesetzes heranznziehen. 

Zn §. 3 des Gesetzes. 

§. 2. Zur Herstellung von Süssstoff wird unter Vorbehalt des jeder¬ 
zeitigen Widerrnfis die Saccharinfabrik, Aktiengesellschaft, 'vorm. Fahlberg, 
List & Co. in Salbke-Westerhüsen ermächtigt. 

Als Sttssstoff im Sinne dieser und der nachfolgenden Bestimmungen 
gelten auch diejenigen süssstoffhaltigen Zubereitungen, welche nicht unmittelbar 
zum Genüsse bestimmt sind, sondern nur als Mittel zur Sfissnng von Nahmngs- 
nnd Genussmitteln dienen. 

Der Geschäftsbetrieb der Fabrik (Abs. 1) steht unter amtlicher Ueber¬ 
wachnng, auch unterliegen sämtliche Geschäftsbücher, die über den Bezug und 
die Verwendung der Rohstoffe, die Herstellung nnd Verwertung der Zwisehen- 
erzengnisse nnd Rückstände nnd die Fertigstellung, den Verbleib nnd den Ver¬ 
kaufspreis des Süssstoffes in seinen verschiedenen Formen Aufschluss geben, 
der Prüfung durch die Oberbeamten der Stenerverwaltnng. Diese Beamten sind 
auch befugt, sich die Bestände an Rohstoffen, Zwisehenerzengnissen nnd fertigen 
Süssstoffen vorzeigen zu lassen nnd sie nötigenfalls anfsnnehmen. Die näheren 
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Anordniuigeit hinriohtlioh dar üeberwaohang dar Fabrik trifft dia Stanar- 
direktirbehOrda. 

§. 3. Fertigar Sttnstoff darf nur in beatijnmtaD, roo dar StenerbehSrda 
ni ganebmigendan and nach daran Anordnung gegan Diebstahl n. s. w. in 
siehemden BSumen anfbewahrt werden. 

üeber den Zn- und Abgang von SAssstoff in den genehmigten Anfbe- 
wahrnngsränmen and den Verbleib der abgesehriebenen Mengen hat der Leiter 
der Fabrik fflr jedes Kalenderjahr ein Lagerbnch nach einem von der Direk- 
tiybehOrde voraAschreibenden Master so fAhren. Dia Eintragungen haben so¬ 
fort nach der Fertigstellung und unmittelbar nach der Entnahme Ton SAssstoff 
zu erfolgen. 

Am Schlüsse jedes Jahres ist das Lagerbnch abzuschliessen und mit den 
zugehörigen Belegen (Bestellzetteln) der Bezirksstenerstelle einzareichen, 
nachdem die Uebertragung des verbliebenen Bestandes in das neue Lagerbnch 
erfolgt ist. 

§. 4. Bei dem Verkaufe des SAssstoffes seitens der Fabrik an inl&ndischa 
Abnehmer darf der Preis von 30 Mark fAr ein Kilogramm raffiniertes Saccharin 
nicht Aberschritten werden. Der Reichskanzler wird ermftohtigt, die Höchst¬ 
preise fAr die einzelnen in der Fabrik hergestellten SAssstoffarten unter Zu¬ 
grundelegung des vorgenannten Einheitspreises festznsetzen. 

§. 5. Dia Ausfuhr von SAssstoff in das Ausland ist der Fabrik gestattet. 

Der anszufAhrende SAssstoff ist in der Fabrik amtlich absnfertigen und 
bis zum Ausgang Aber die Zollgrenze unter Begleitseheinaufsicht und amtlichen 
Verschluss zu stellen. 

Bei der Abfertigung des SAssstoffs, sowie bei der Ausfertigung, Erledi¬ 
gung, NachprAfung und RAcksendung der Begleitscheine finden die Aber das 
Begleitscheinwesen im Zollverkehr erlassenen Bestimmungen entsprechende 
Anwendung. 

Bei Versendungen nach dem Auslande mit der Post kann mit Oenehmi- 
gnng der Direktivbehörde von der Ausfertigung von Begleitscheinen und der 
Verschlussanlage abgesehen werden, sofern der abgefertigte SAssstoff bis zur 
üebemahme der Sendungen durch die Post unter Steueraufsicht bleibt und 
durch Vereinbarung mit der Ortspostbehörde verhindert wird, dass der Ab¬ 
sender ohne Zustimmung der Steuerbehörde die aufgegebenen Sendungen znrAck- 
nimmt oder ihren Bestimmungsort Ändert. 

FAr die Versendung von SAssstoff im Verkehr mit den dem Zollgebiet 
angesohlossenen fremden Staaten und Giebietsteilen kann der Reichskanzler be¬ 
sondere Bestimmungen treffen. 

Zu §. 4 des Gesetzes. 

§. 6. Im Inlande darf die Fabrik SAssstoff nur gegen Vorlegung des 
amtlichen Bezugsscheins (§. 7) und nur gegen vorschriftsmSssig ausgestellte 
Bestellzettel (§. 8) abgeben. 

Anf der RAckseite des dem Besteller znrAckzngebenden Bezugsscheins 
hat die Fabrikleitung den Tag der Lieferung, sowie die Art und die Menge 
des gelieferten SAss^ffs einzutragen und diese Eintragung durch Beiscbrift 
von Oirt und Bezeichnung der Fabrik und des Namens des Eintragenden zu 
bescheinigen. 

Die Bestellzettel sind mit einem Vermerk Aber die AnsfAhmng der Be¬ 
stellung und mit der Nummer, unter der die Abschreibung des abgegebenen 
SAssstoffs im Lagerbache (§. 3) erfolgt ist, zu versehen und bei diesem Buche 
aufsube wahren. 

§. 7. Die Leiter von Apotheken, sowie die im §. 4, Abs. 2 des Gesetzes 
bezeiehneten Personen haben, soweit sie SAssstoff beziehen wollen, die Aus¬ 
stellung eines Bezugsscheins — fAr jedes Kalenderjahr besonders — bei der 
Steuerbehörde durch Vermittelung der Bezirkssteuerstelle zu beantragen. In 
den Anträgen der im §. 4, Abs. 2 des Gesetzes bezeiehneten Personen ist der 
Verwendungszweck des SAssstoffs anzngeben. 

Die Ausstellung der Bezugsscheine hat fAr die Leiter von Apotheken 
seitens der zustKndigen Hanptzoll- oder HanptstenerSmter nach Master 1 zu 
erfolgen. 

Die Erteilung der Erlaubnis zum Bezug und zur Verwendung von SAss- 
stoff an die im §. 4, Abs. 2 des Gesetzes bezeiehneten Personen bleibt der 
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DirektiTbehörde vorbebalten. Sie erfolgt darob Aasetellang eines Besngs* 
Scheins nach Unster 2. 

In den Besagssoheinen fflr die im §. 4, Abs. 2 zn b des Gesetzes bezeich- 
neten Gewerbetreibenden sind aneh die Waren, bei deren Herstellang der 
Sflssstoff yerwendet werden soll, genau za bezeichnen. 

Zar erstmaligen Erteilung eines Bezugsscheins an die im§. 4, Abs. 2 
zu b des Gesetzes bezeiohneten Gewerbetreibenden und bei einer Aendernng 
des Verwendungszwecks für den yon diesen Gewerbetreibende^ zn beziehenden 
Sftssstoff (Herstellung anderer Waren nnter Verwendung yon Süssstoff als der 
bisher erlaubten) bedarf die Direktiybehörde der Zustimmung der obersten 
Landesfinanzbehörde und des Beiehskanzlers. 

Jedem Bezugsschein ist ein Muster zum Sflssstoffbestellzettel 8) bei* 
znfOgen. 

Widerrufene oder abgelanfene Bezugsscheine sind einzuzieben. 

§. 8. Die Inhaber yon Bezugsscheinen (§. 7) können ihren Bedarf an 
Süssstoff entweder unmittelbar aus der Süssstofffabrik (§. 2) oder aus einer in* 
ländischen Apotheke beziehen. 

Die Bestellungen haben schriftlich mittels eines nach Muster 3 anszu* 
stellenden Bestellzettels zu erfolgen. Jeder Bestellung ist der Bezugsschein 
beizufügen. 

§. 9. Als Kurort, dessen Besuchern der Genuss mit Zucker yersüsster 
Lebensmittel ärztlicherseits untersagt zu werden pflegt, ist zur Zeit Neuenahr 
in der preussischen Bheinproyinz anzusehen. 

()b künftig noch andere Orte als Kurorte in diesem Sinne anzusehen 
sind, entscheidet die Landesregierung im Binyemebmen mit dem Beichskanzler. 

Als Inhaber yon Gast* und Speisewirtscbaften im Sinne des §. 4, Abs. 2 
zn d des Gesetzes gelten auch die Wohnungsyermieter, welche ihre Mieter 
ganz oder teilweise beköstigen. Die Abgabe yon Süssstoff oder yon Waren, 
die unter Verwendnng yon Süssstoff hergestellt sind, seitens dieser Wirtschafts* 
Inhaber an Personen innerhalb des Kurorts unterliegt im allgemeinen keiner 
Beschränkung; die oberste Landesfinanzbehörde ist jedoch befugt, behufs Ver* 
hütnng yon Missbränchen, insbesondere zur Sicherung der Binhdtung der Vor* 
Schrift im §. 5, Al». 8 des Gesetzes, Beschränkungen in der gedachten Beziehnng 
eintreten zu lassen. 

Zu §. 5 des Gesetzes. 

§. 10. Die Apotheken dürfen Süssstoff entweder gegen Vorlegung des 
amtlichen Bezugsscheins (§. 7) und yorsehriftsmässig ansgestellte Bestellzettel 
(§. 8) oder gegen schriftliche, mit Ausstellungstag und Unterschrift yersehene 
Anweisung eines Arztes, Zahnarztes oder Tierarztes abgeben. 

Gegen eine ärztliche Anweisung dürfen nicht mehr als 50 g Süssstoff 
yerabfolgt werden. 

Sttssstofftäfelchen yon höchstens llOfacher Süsskraft in Fabrikpackung 
(Glasröhrchen^ yon nicht mehr als 25 Stück mit zusammen nicht über 0,4 g 
Gehalt an remem Süssstoffe dürfen auch ohne ärztliche Anwetsung abgegeben 
werden. 

Die yorgelegten Bezugsscheine sind, nachdem auf ihrer Bückseite der 
Tag der Abgabe, sowie Art und Menge des abgegebenen Sflssstoffs eingetragen 
und diese Eintragung durch Beischrift yon Ort und Bezeichnung der abgebenden 
Apotheke und des Namens ihres Leiters bescheinigt worden ist, dem Besteller 
zurückzngeben. 

Die Bestellzettel und die ärztlichen Anweisungen sind zurückznbehalten 
und, geordnet nach dem Ti^e der Abgabe des Süssstoffs, dem Süssstoffausgabe* 
buche (§. 11) als Belege beizufügen. 

§. 11. üeber den Verbleib des Süssstoffs hat der Leiter der Apotheke 
ein besonderes Buch — Süssstoffansgabebnoh — für jedes Kalenderjahr an 
führen. In dieses ist jede auf Bestellzettel abgegebene Süssstoffmenge sofort 
nach der Abgabe unter Angabe des Tages der Abgabe, des Empfängers und 
der Form und Menge des abgegebenen Süssstoffs einzeln einzutragen. Die Ein* 
tragnng des sonst abgegebenen und des im Apotbekenbetriebe yerwendeten 
Süssstoffb kann monatlich im Gesamtbeträge erfolgen. 

Den Oberbeamten der Steueryerwaltnng sind der Bezugsschein, das Süss* 
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itoffftugabebvoh nebst Belegen, sowie die Bestände an Sttssstoff anf Verlangen 
Toranlegen. 

Am Sohlnsse des Jahres sind die von den Lieferern des SOssstofEs auf 
dem abgelanfenen Besogsseheine gemachten Ansehreibnngen nnd das Sttssstoff- 
ansgabebnch absnaohliessen, die nach dem Sttssstoffansgabebnch yerwendete 
oder abg^ebene Menge anf dem Bezogsschein abznsetzen nnd der verbliebene 
Bestand in dem nenen Bezngsscheine vorzntragen oder, falls anf einen solchen 
verzichtet ist, im Sttssstoffansgabebnch fttr das nene Jahr an vermerken. Als- 
duin sind der abgelanfene Besngssohein nnd das Sttssstoffansgabebnch mit den 
zugehörigen erledigen Bestellzetteln nnd ärztlichen Anweisnngen der Bezirks« 
stenerstelle einznreichen. 

§. 12. Den Apothekern ist es ferner gestattet, von Gewerbetreibenden, 
denen die Erlaubnis erteilt ist, bestimmte Waren nnter Verwendung von Sttss« 
Stoff herzustellen, derart znbereitete Waren znm Wiederverkanfe zu beziehen. 
Soweit es sieh hierbei nm Nahmngs- oder Gennssmittel bandelt, ist beim Ver¬ 
kaufe die Vorschrift im §. 16, Abs. 2 an beachten. 

§. 13. Auf Apotheken, in denen Waren unter Verwendung von Sttssstoff 
zum Verkaufe hergestellt werden, finden fttr die Herstellnng nnd den Vertrieb 
dieser Waren die Vorschriften des §. 7, Abs. 8 bis 5 nnd der §§. 16, 17 An¬ 
wendung. 

§. 14. Personen, welchen die Erlaubnis zur Verwendung von Sttssstoff 
zu wissenschaftlichen Zwecken erteilt ist, sowie staatliche Behörden nnd öffent- 
liehe Anstalten znr üntersnehnng von Nahrungs- nnd Genussmitteln sind von 
besonderen Anschreibungen ttber den Bezug und die Verwendung des Sttssstoffs 
befreit. Sie sind jedoch verpfiichtet, hierttber der Direktivbehörde anf Ver¬ 
langen Auskunft zu geben. 

Am Schlüsse des Jahres haben sie die von den Lieferern des Sttssstoffs 
auf ihrem Bezugsscheine gemachten Ansehreibnngen abznsehliessen, die Menge 
des im Laufe des Jahres verwendeten Sttssstoffs abznsetzen, den verbliebenen 
Bestand in dem neuen Bezugsscheine vorzntragen nnd alsdann den abgelanfenen 
Schein der Bezirksstenerstelle einznsenden. 

§. 15. Leiter von Kranken-, Enr-, Pflege- und ähnlichen 
Anstalten, welchen die Erlaubnis znr Verwendung von Sttssstoff fttr die in 
der Anstalt befindlichen Personen erteilt ist, dürfen Sttssstoff oder nnter Ver¬ 
wendung von Sttssstoff hergestellte Nahmngs- oder Gennssmittel nur innerhalb 
der Anstalt abgeben. Sie haben ttber den abgegebenen oder znr Herstellnng von 
Nahmngs- oder Gennssmitteln verwendeten Sttssstoff monatlich Ansehreibnngen 
zu machen, welche mit dem ihnen erteilten Bezngsscheine den Oberbeamten der 
Stenerverwaltnng anf Verlangen znr Einsichtnahme vorznlegen sind. 

Am Schlüsse des Jahres sind diese Ansehreibungen abznsehliessen, ihre 
Summe von der nach den Ansehreibnngen der Lieferer des Sttssstoffs bezogenen 
Menge anf dem Bezugsschein abznsetzen nnd der verbliebene Sttssstoffbestand 
in dem nenen Bezugsscheine vorzntragen. 

Der abgelanfene Bezugsschein ist durch den Leiter der Anstalt mit einer 
Bescheinigung dahin zu versehen, dass die abgeschriebene Menge lediglich fttr 
die in der Anstalt befindlichen Personen verwendet worden ist, nnd sodann der 
Bezirksstenerstelle einznreiehen. 

§. 16. Die im §. 4, Abs. 2 zu b des Gesetzes benannten Gewerbetreibenden 
dürfen den bezogenen Sttssstoff nur znr Herstellnng der in dem amtlichen Be¬ 
zugsscheine bezeiehneten Waren verwenden. Soweit es sich hierbei nm Nahrnngs- 
oder Gennssmittel handelt, mttssen diese Waren in den Verkaufsräumen an be¬ 
sonderen Lagerstellen aufbewahrt werden, welche von den Lagerstellen fttr 
die ohne Verwendung von Sttssstoff hergestellten Waren getrennt nnd durch 
eine ent^reehende Aufschrift gekennzeichnet sind. 

Die nnter Verwendung von Sttssstoff hergestellten Nahrangs- oder Ge- 
nussmittel dürfen znm Wiederverkanfe nur an Apotheken, im übrigen nur an 
solche Abnehmer, welche derart znbereitete Waren ausdrücklich verlangen, nnd 
nur in äusseren ümhttllnngen oder Gefässen abgegeben werden, welche an in 
die Augen fallender Stelle die deuUiehe, nicht verwischbare Inschrift 

»Mit kttnstlichem Sttssstoffs zubereitet. Wiederverkauf ausserhalb der 
Apotheken gesetzlieh verboten.* 
tragen. 
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Die Aoefohr der unter Verwendung ron Sflsflstoff hergeetellten Waren 
unterliegt keiner Beschribiknng. 

§. 17. Der Gesch&ftsbetrieb der im §. 4, Abs. 2 zu b des Gesetzes be¬ 
nannten Gewerbetreibenden untersteht der amtlichen Aufsicht, deren Umfang 
im einzelnen Falle von der Direktivbehörde zu bestimmen ist. Den Ober¬ 
beamten der Stenerverwaltnng sind auf Verlangen die Geschäftsbücher, soweit 
sie Angaben ttber den Bezug von Sflssstoff und seine Verwendung, sowie über 
die Herstellung und den Absatz der unter Verwendung von Sflssstoff znbe- 
reiteten Waren enthalten, zur Binsichtnahme Torzulegen und die Bestände an 
Sflssstoff und an Waren, die unter Verwendung von Sflssstoff hergestellt sind 
Yorznzeigen. 

Nach Anleitung dieser Oberbeamten hat der Gewerbetreibende fflr jedes 
Kalenderjahr fortlaufende Anschreibnngen Uber die bezogenen und yeiwendeten 
Sflssstoffmengen und Aber die unter Verwendung yon Sflssstoff hergestellten 
Waren zu führen. 

Die Anschreibnngen sind am Schlüsse des Jahres abznsehliessen und mit 
dem abgelaufenen Bezugsscheine der Bezirksstenerstelle einanreichen, nachdem 
die yerbliebenen Bestände in den Anschreibnngen fflr das neue Jahr yorge- 
tragen sind. 

§. 18. Der Reichskanzler ist ermächtigt, eine yorflbergehende Erhöhung 
der gemäss §. 4 festgestellten Höchstpreise fflr Sflssstoff, sowie in einzelnen 
Fällen die Einfuhr yon Sflssstoff ans dem Ausland unter Festsetzung der Be¬ 
dingungen zuznlassen. 

Direktiybezirk. Muster 1. 

Sflssstoff-Bezngsschein fflr Apotheken. 

Nr. . . fflr 19 . . 

(Name des Bezugsberechtigten).ist berechtigt, im 

Kalenderjahr 19 .. fflr die yon ihm geleitete.Apotheke zu 

(Ort, Strasse, Hausnummer).Sflssstoff ans anderen in¬ 

ländischen Apotheken oder unmittelbar ans der Saccharinfabrik zu Salbke- 
Westerhflsen bei Magdeburg gegen yorschriftsmässig ausgestellte Bestellzettel 
zu beziehen. 

(Ort u. Tag). 

.Haupt.amt. 

(Stempel) (Unterschrift) 

Bin Muster zum Sflssstoff-Bestellzettel liegt an. 

Anleitung zum Gebrauche. 

1. Bei jeder Sflssstoffbestellnng ist dieser Bezugsschein dem Lieferer yorzu- 
legen. Letzterer hat den gelieferten Sflssstoff auf der Rflekseite dieses 
Scheines in den Spalten 1 bis 5 einzntragen, die Richtigkeit der Ein¬ 
tragung durch Ansfflllnng der Spalten 6/7 zu bescheinigen und alsdann 
den Bezugsschein dem Besteller znrflckzngeben, den Bestellzettel aber als 
Belag zum Sflssstoff - Auegabebuch (Lagerbuche) znrttckzubehalten. 

2. Der Besteller (Inhaber des Bezugsscheins) hat in Spalte 8 den Tag des 
Eintreffens der bestellten Sflssstoffsendung zu yermerken. Am Jahres¬ 
schlüsse hat er die Eintragungen der Lieferer des Sflssstoffs auf der Rflek¬ 
seite dieses Scheines abznsehliessen, yon der Summe die nach dem Sflss¬ 
stoff-Ansgabebuch abgegebene oder yerwendete Menge abznsetzen und den 
yerbliebenen Bestand in dem Bezugsscheine fflr das neue Jahr yorzn- 
tragen. 

3. Der abgelanfeue Bezugsschein ist alsdann mit dem abgeschlossenen Sflss¬ 
stoff-Ansgabebuch und den zu diesem gehörigen Belegen (erledigte 
Bestellzettel und ärztliche Anweisungen) der Bezirksstenerstelle einzn- 
reichen. 
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Direktivbeairk. Muster 2. 


SflsBstoff'Beziigssoheiii fttr andere Personen als Apotheker. 

Nr. . . fttr 19 . . 

(Genaue Beaeicbnnng des Inhabers des Beingsscheins. 

an (Ort, Strasse, Hansnnmmer).wird hiermit nnter 

Vorbehalt jederseitigen Widerrofs die Erlanbnis erteilt, im Kalenderjahr 19 . . 
SQssstoff ans einer inltndischen Apotheke oder nnmittelbar yon der Saccharin¬ 
fabrik in Salbke-Westerhttsen bei Magdeburg gegen yorschriftsmissig ansge¬ 
stellte Bestellzettel zn beziehen und den bezogenen Sflssstoff 
(Angabe des Verwendungszwecks; bei dem nnter §.4, Abs. 2 nnter b des Ge¬ 
setzes bezeichneten Gewerbetreibenden genaue Bezeichnnng der Waren, bei 
deren Herstellnng Sttssstoff yerwendet werden soll.) 
zn yerwenden. 

(Ort nnd Tag). 

(Bezeichnung der Direktiybchbrde). 

(Stempel und Unterschrift). 

Bin Muster znm Sttssstoff - Bestellzettel liegt an.*) 

Anleitung zum Gebrauche. 

1. Bei jeder Sttssstoffbestellung ist dieser Bezugsschein dem Lieferer yorzn- 


*) Wie bei Muster 1. 
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legen. Letiterer hat den gelieferten Sflsgetoff auf der Bttekeeite dieaes 
Soheines ln den Spalten 1 bis 5 einntragen, die Biehtigkeit der Bin« 
tragnng daroh AuBfflllang der Spalten 6 and 7 za bescheinigen and als¬ 
dann den Besagsscbein dem Besteller znrttckingeben, den Bestellzettel 
aber als Beleg zam Sflssstoff - Ansgabebnch (Lagerbaohe) znrtlekzabebalten. 

2. Der Besteller (Inhaber des Beznssscbeius) bat in Sp^te 8 den Tag des 
Eintretens der bestellten Sttssstoffsendang za Termerken. 

3. Der bezogene Süssstoff darf uor za den im yorstehenden Bezngssehein 
angegebenen Zwecken verwendet werden. 

4. Am Jahresschiasse bat der Inhaber des Besagssebeins die Eintragnngen 
der Lieferer des Süssstoffs aaf der Büokseite dieses Scheines absosehuessen, 
die verwendete Sttssstoffmenge abzasetzen and den verbliebenen Bestand 
in dem Bezagsscbeine für das neae Jahr vorzntragen. 

5. Der abgelaafene Bezagsscbein ist alsdann — *) mit der im §. 15, Abs. 8 
der Aasftthrangsbestimmongen vorgeschriebenen Beseheinignng — mit den 
im §. 17 der AasfUhrangsbestimmnngen vorgeschriebenen Anschreibongen 
— der BezirkssteaersteUe einzareiehen. 

Master 3. 

Sttssstoff-Bes teilzettel. 

Aaf Grand des anliegenden, von de.onter Nr. . . 

aasgestellten Bezngsscheins für das Kalenderjahr 19. . bestelle ich hiermit 
(Form and Menge des gemischten Süssstoffs, sowie sonstige Wünsche hinsieht« 
lieh der Lieferang) 


(Ort und Ta^p) 


(Firma) 


(Unterschrift) 


Phosphorz&adwaren. Gesetz vom 10. Mai 1903. 

§. 1. Weisser oder gelber Phosphor darf zor Herstellnng von Zünd¬ 
hölzern and anderen Zündwaren nicht verwendet werden. 

Zündwaren, die onter Verwendong von weissem oder gelbem Phosphor 
hergestellt sind, dürfen nicht gewerbsmässig feilgehalten, verkanft oder sonst 
in Verkehr gebracht werden. 

Zündwaren der bezeichneten Art dürfen znm Zwecke gewerblicher Ver- 
wendang nicht in das Zollinland eingeführt werden. 

Die vorstehenden Bestimmnngen finden anf Zündbänder, die zor Ent- 
zttndang von Grabensicherheitslampen dienen, keine Anwendong. 

§. 2. Wer den Vorschriften dieses Gesetzes vorsätzlich znwiderhandelt, 
wird mit Geldstrafe bis za zweitaasend Mark bestraft. 

Ist die Handlang ans Fahrlässigkeit begangen worden, so tritt Geld¬ 
strafe bis za einhandertfttnfzig Mark ein. 

Neben der Geldstrafe ist aaf Einziehong der verbotswidrig hergestellten, 
eingeführten oder in Verkehr gebrachten Gegenstände sowie bei verbots¬ 
widriger Herstellnng aaf die dazn dienenden Gerätschaften za erkennen, ohne 
Unterschied, ob sie den Vernrteilten gehören oler nicht. Ist die Verfolgnng 
oder die Verorteilong einer bestimmten Person nicht ansfOhrbar, so ist aaf 
die Einziehong selbständig za erkennen. 

§. 3. äe Vorschriften des §. 1, Abs. 2 treten am 1. Januar 1908, im 
übrigen tritt das Gesetz am 1. Januar 1907 in Kraft. 


BekämpftiBg der Knrpftucherei. Bandschreiben des Beichs- 
kanzlers (Beichsamt des Innern) vom 10. März 1903 — m. B. 488 
— an sämtliche dentschen Bandesregiemngen ausser Prenssen. 

Die Königlich Preossischen Herren Minister der geistlichen, ünterrichts- 
nnd Medizinalangelegenheiten, für Handel and Gewerbe and des Innern haben 
meine Aufmerksamkeit aaf das stetige Wachsen der Kurpfoscherei und die 
dadurch herbeigeführten Missstände hingelenkt und sich dahin ansgesproehen. 


*) Unzutreffendes ist za dorohstreichen. 
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dass eine Abhilfe durch Gezetzirebangg- und Verwaltungsmazzuahmen dringend 
geboten erscheine. Für diese Stellungnahme sind die folgenden Brwftgungen 
massgebend gewesen. 

Die yeranlassteu Ermittelungen haben ergeben, dass die Ansttbung der Heil¬ 
kunde durch nicht approbierte Personen in den letzten Jahrzehnten an Umfang 
sowohl, wie auch an Steigerung des Betriebs erheblich zngenommen hat. Die Art, 
wie die Kurpfuscher ihr Gewerbe ansflben, und die Dreistigkeit, mit welcher sie 
in der Tagespresse dem Publikum in marktschreierischen Annoncen ihre Dienste 
aufdrängen, machen das Knrpfuschereiwesen zu einem bedenklichen Missstand 
unseres Öffentlichen Lebens, durch welchen die Interessen des Publikums und 
des trztlicben Standes gleichmassig in schwerer Weise geschädigt werden. 

Die Herbeiführung einer Abhilfe ist seitens der Königlich Prenssisohen 
Regierung zunächst im Verwaltungswege erstrebt und zwar insbesondere unter 
Ausnutzung und schärferer Anwendung der Mittel, welche schon die bestehende 
Gesetzgebung zur Bekämpfung der Kurpfuscherei an die Hand gibt. 

In dieser Beziehung ist zunächst von dem Herrn Minister der Medizinal- 
Angelegenheiten eine strengere Ueberwachung der Kurpfuscher seitens der zu¬ 
ständigen Medizinalbeamten in die Wege geleitet und in dem §. 46 der Dienst¬ 
anweisung für die Kreisärzte vom 13. März 1901 (M.-Bl. f. M. pp. A. S. 13) 
dem Kreisärzte die besondere Beaufsichtigung der nicht approbierten Heilper¬ 
sonen zur Pflicht gemacht. Zur ErmOglichung und Sicherung dieser Beauf¬ 
sichtigung ist die allgemeine Binfilhrnng der Meldepflicht der Kurpfuscher im 
Polizeiverordnungswege beabsichtigt. 

Zur Beseitigung bezw. Einschränkung der marktschreierischen Zeitnngs- 
reklame ist ferner in Aussicht genommen, die Öffentliche Ankttndignng von 
Heilmitteln und Heilmethoden seitens nicht approbierter Personen im Polizei- 
verordnnngswege zu verbieten, sofern die Ankflndignngen zu täuschen geeignet 
sind oder prahlerische Versprechungen enthalten. 

Weiterhin ist der Herr Justizminister ersucht worden, den staatsanwalt- 
schaftlichen Behörden eine schärfere Verfolgung der Kurpfuscher auf Gmnd 
des Reichsgesetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs vom 27. Mai 
1896 (Reiehs-Gesetzbl. S. 145) zu empfehlen. Diesem Ersuchen hat der Herr 
Justizminister durch die in Abschrift beifolgende Verffignng an die Oberstaats¬ 
anwälte vom 21. Dezember 1901*) entsprochen. 

Diese Massnahmen reichen aber nicht ans, um den vorhandenen Miss- 
ständen wirksam zu begegnen. Es erscheint vielmehr geboten, znm Schutze 
des Publikums den Behörden die Möglichkeit zu bieten, wenigstens in den 
Fällen, wo Kurpfuscher bereits Leben oder Gesundheit der sich ihnen an ver¬ 
trauenden Kranken gefährdet haben oder wo nach der Vergangenheit und Per¬ 
sönlichkeit des Kurpfuschers eine Ausbeutung des Publikums zu befttrchten ist, 
ihuen den ferneren Gewerbebetrieb zu untersagen. 

Es wird daher vorgeschlagen, dass die in dem §. 85 der Gewerbeordnnng 
fttr ähnliche Fälle gegebene Befugnis der Untersagung des Gewerbebetriebs 
auch auf die Ausflbung der Heilkunde durch nicht approbierte Personen aus¬ 
gedehnt und zu diesem Zwecke eine Ergänzung dieses Paragraphen dahin 
herbeigefflhrt wird, dass am Schlüsse des ersten Satzes des Abs. 3 die Worte 
angefflgt werden: „und von der gewerbsmässigen Ausflbung der Heilkunde 
durch nicht approbierte Personen“. 

Bevor ich zu diesen Anregungen Stellung nehme, ist es fflr mich von 
Wert, Aber die dortseitigen Ansichten unterrichtet zu sein. 

Ich beehre mich daher an.. 

das ergebene Gesuch zu richten, mich mit einer Aenssernng Aber folgende 
Fragen gefälligst versehen zu wollen: 

I. Sind Wahrnehmungen gemacht, welche die Ermittelungen der Königlich 
Preussischen Herren Ressortminister Aber die Zunahme der Kurpfuscherei 
und Aber die bei ihrer Ausflbung zu Tage getretenen Missstände be¬ 
stätigen? 

n. Sind dortseits bereits Massnahmen getroffen, welche bezwecken, die bei der 
AnsAbnng der Knrpfnscherei hervorgetretenen Missstände zu beseitigen ? 
m. Wird dem von der Königlich Preussischen Regierung gemachten Vor¬ 
schlag auf Ergänzung des §.35 der Gewerbeordnnng zngestimmt? 


*) Siehe Beilage zu Nr. 2 der Zeitschrift; 1902, S. 10. 
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IV. Welche sonstigen Mtssregeln kSnnen dortseits zor Bekitopfong der be- 
obaehteten üebelstände Yorgesohlagen werden? 


B« Könlflnreloli Pireiuinien« 

Tagegelder der Mitglieder der Medininal-Kollegien bei ihrer 
Yemehmnng als gerichtliche Sachverständige. Erlass des Ministers 
der n. s. w. Medizinalangelegenheiten vom 21. März 1903 — 
M. Nr. 318 — an das Medizinal-Eolleginm der Provinz N. N. zn N. N. 

Mit den Ansftthrongen in dem gefälligen Berichte vom . . Jannar d. J. 
erkläre ich nach Benehmen mit dem Herrn Jastizminister mich dahin ergebenst 
einverstanden, dass der Erlass vom 15. Angnst 1901 — Jnst. Min. lila 1911, 
M. d. g. A. M. 3093 — anf die Mitglieder der Medizinal - Kollegien keine An¬ 
wendung findet. Hinsichtlich der Höhe der Tagegelder der Mitglieder der 
gedachten Kollegien bei ihrer Vemehmnng als gerichtliche Sachverständige ist 
nach wie vor die im diesseitigen Einverständnisse ergangene, nnterm 20. Jnli 
1893 — M. 7514 — dem dortigen Medizinal-Eolleginm mitgeteilte Verffignng 
des Herrn Jnstizministers vom 10. April 1893 — I. 1381 — muagebend, nach 
welcher die fraglichen Tagegelder gemäss den ffir die Dienstreisen geltenden 
Vorschriften zn berechnen sind. 


Abgabe gerichtlich geforderter Gutachten seitens der Mitglieder 
der Med&inal-Kollegien. Erlass des Ministers der n. s. w. Medi- 
zinalangelegenheiten vom 13. Mai 1903 — M. Nr. 8728/02 n — 
an die Herren Oberpräsidenten. 

Es ist wiederholt vorgekommen, dass Medizinal-Eollegien die Erstattung 
eines gerichtlich erforderten Gutachtens über den Geisteszustand einer Person 
abgelehnt haben, weil der Faohreferent des Kollegiums bereits in einem 
frtiheren Stadium des Verfahrens ein Gutachten zur Sache abgegeben hatte, 
und das Kollegium infolgedessen die Mitwirkung des wesentlich in Betracht 
kommenden Mitgliedes bei dem erneuten Gutachten hätte entbehren mfissen. 

ln solchen Fällen habe ich anf Ersuchen der Gerichte mehrfach Ver¬ 
anlassung genommen, das Medizinal-Kollegium einer anderen Provinz mit der 
Abgabe des Gutachtens zn beauftragen. 

Es erscheint im dienstlichen Interesse erwünscht, wenn derartigen Vor¬ 
kommnissen und den aus denselben hervorgehenden ünzuträgliehkeiten ffir die 
Zukunft nach MOglioheit vorgebengt werde. Zn diesem Zwecke ersuche ich 
Bw. Exzellenz ergebenst, in Fällen der gedachten Art, sofern eine Begutachtung 
durch das Kollegium voraussichtlich später in Frage kommen wird, von dem 
gesetzlichen Einspruchsrechte anf Grund des §. 76 Abs. 1 der Stra^rozessordnung 
und des §. 408 Abs. 2 der Zivilprozessordnung Gebrauch zu machen und die 
Mitglieder des Medizinal-Kollegiums anznweisen. unbeschadet der seitens der 
Gerichte zu erstattenden Benachrichtigungen (vergl. Allg. Verfügung des 
Jnstizministers vom 18. Mai 1883, J.-M.-B1. 8. 155) von jeder gerichtUehen 
Vorladung zur Vernehmung als Sachverständige unter Angabe des Gegenstandes 
Bw. Exzellenz sofort Anzeige zu machen. 


Znniebnng von geeigneten Sachverständigen bei strafrecbtlieben 
üntersncbungen und Anklagen wegen Nahmngsmittelverfälscbnngen. 
Bund-Erlass des Jnstizministers vom 24. März 1903 — Nr. I 
1618 — an sämtliche H. Oberstaatsanwälte und Oberlandesgerichtspräsidenten. 

In letzter Zeit ist mehrfach von Nahrnngsmittellieferanten nnd Händlern 
Klage darüber geführt worden, dass infolge unzutreffender Begntachtungen 
Anklagen wegen VerBllsehung von Nahrungsmitteln erhoben oder richterliche 
Strafbefehle erlassen würden, deren Grundlosigkeit sich später bei Vemehmnng 
geeigneter Sachverständiger ergebe. Es wird nicht ohne Berechtigung daraiff 
hingewiesen, dass für den Gewerbetreibenden die Erhebung der AnUage wegen 
NahmngsmittelverBilschnng und die öffentliche Verhandlung vor Gericht auch 
dann von nachteiligen Folgen ist, wenn er freigesprochen wird. 

Aehnliche Beschwerden haben zu der Bnndverfügnng vom 5. Juni 1883 
(I. 2367) geführt. Dort ist insbesondere hervori^hoben: Die Untersuchung 
einer Anzahl von Nahrangs- nnd Genussmitteln biete in welen Fällen solche 
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Schwierigkeiten, dass de iweekmäseigerweiee nur solohen Chemikern anTertrant 
werden könne, welche anereichende Btlahrnngen gerade anf den in Bede 
stehenden Gebieten besitsen; und es sei ferner erforderlich, dass die Fragen, 
ob eine beanstandete Ware gesondheitsschädlioh nnd ob sie „snm Zwecke der 
T&nsehang im Handel nnd Verkehr“ verfälscht sei, in allen irgend sweifel- 
haften Fällen nur nach Anhörong von ärztlichen oder von gewerblichen, spesieU 
mit den Gewohnheiten des betreffenden Indnstriesweigs vertranten Sachver* 
ständigen entschieden würden. Deshalb erscheine schon die Erhebung einer 
Anklage nicht angezeigt, bevor diesem Erfordernis genügt sei. 

In der an die Herren Oberstaatsanwälte gerichteten Bnndverfügnng vom 
22. Februar 1889 (I. 465) ist noehmals die Wichtigkeit der Auswahl tü<ätiger 
Sachverständiger betont und den Beamten der Staatsanwaltschaft empfohlen 
worden, in denjenigen Fällen, in welchen Fragen des Handelsrechts nnd Handels¬ 
brauchs in Betracht kommen, wenn nicht von vornherein Sachverständige von 
unzweifelhafter Befähigung zur Verfügung stehen, mit den zuständigen Handels¬ 
kammern wegen Benennung solcher Sachverständiger in Verbindung zu treten. 

Die Herren Oberstaatsanwälte ersnohe ich, die Beamten der Staats¬ 
anwaltschaft wiederholt anf die vorstehenden Gesichtspunkte aufmerksam 
zu machen. 

Den Herren Oberlandesgerichtspräsidenten gebe ich anheim, auch den 
Gerichtsbehörden Abdrücke dieser Verfügung mitznteilen. 


BekämpAing des ttbermässigen Alkoholgennsses. Erlass der 
Minister der n.8.w. Medizinalangelegenheiten, für Landwirt¬ 
schaft n. s. w., des Innern und für Handel und Gewerbe — M. d. 
g. A. M. Nr. S776, M. d. I. II b 36, M. f. L. I. Aa 16, M. f. H. Hla 3029 U, 
I. 276811 — an die Herren Oberpräsidenten. 

Zur weiteren Ausführung der Beschlüsse des Landtags über die Be¬ 
kämpfung des übermässigen Alkoholgennsses (vergl. Verb. d. Haus, der Abg., 
Session 1902, S. 5070-5130, 6143—6175, Verh. des Herrenhauses 1902, S. 393 
bis 403) nehmen wir im Anschluss an den Bunderlass vom 18. November v. J. 
— M. d. g. A. M. 8454, M. d. I. Hb 4535, M. f. H. u. G. Hla 9904») — Ver¬ 
anlassung, darauf hinznweisen, wie es im Interesse einer erfolgreichen Be¬ 
kämpfung der Trunksucht erwünscht erscheint, dass sich immer weitere Kreise 
an diesem Kampfe beteiligen, nnd die Bestrebungen zur Einschränkung des 
Alkoholgenusses auch seitens der Staats- nnd Kommnnalbehörden durch ge¬ 
eignete Massnahmen wirksam unterstützt werden. 

Als solche Massnahmen kommen insbesondere folgende in Betracht: 

1. Das Bestreben, dem gemeinschädlichen Missbrauch des Alkohols durch 
praktische Einrichtungen entgegenzntreten, hat in manchen Betrieben dazu ge¬ 
führt, Vorsorge zu treffen, dass den Arbeitern in wohnlich hergerichteten 
Bäumen Gelegenheit zum Aufenthalt nnd zur Unterhaltung ohne Zwang zum 
Genüsse geistiger Getränke gegeben wird. Die Arbeiter und die sonstigen 
betriebsangestellten Personen, welche in der arbeite- nnd dienstfreien Zeit zu 
längerem Aufenthalt ausserhalb ihrer Häuslichkeit genötigt sind, finden in^ der¬ 
gleichen geeignetenfalls mit Büohersammlnngen nnd gemeinverständlichen 
Schriften ausznstattenden Aufenthaltsräumen die erwünschte Unterkunft. Zweek- 
mässigerweise werden diese Aufenthaltsräume mit einer Gelegenheit zur Be¬ 
reitung und Erwärmung von Speisen nnd Getränken ausgestattet oder mit 
Speisewirtschaften (Kantinen) verbunden, welche die Möglichkeit zu^ einer 
zweckmässigen, den Verhältnissen angemessenen Verpflegung bieten. Die Ver¬ 
abreichung von Branntwein nnd Spirituosen würde grundsätzlich anszu- 
schliessen sein. 

Es empfiehlt sich, diesen Einrichtungen, mit welchen anf dem Gebiete 
der Bergwerks-, Staatsbau-, nnd Staatseisenbabnverwaltnng schon seit längerer 
Zeit mit gutem Erfolge vorgegangen ist, eine weitere Verbreitung zu geben; 
ihre Einführung wird insbesondere auch bei der Domänen- und Forstverwaltnng 
ins Auge zu fassen, sie wird in gleicher Weise den Eommnnalbehörden für 
ihre Betriebe anzoempfehlen und auch für die Privatindnstrie, die anf diesem 
Gebiete zum Teil schon Anerkennenswertes geleistet bat, nach Möglichkeit zu 
fördern sein. 


') Siebe Beilage zu Nr. 24 der Zeitschrift; 1902, S. 322. 
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2. Avoh di« Schaffang Ton BrfrisehnngigelegenheiteB uderer Axt, irie 
die Brriehtong Ton TrinkirMserbraDnen, die Bereithaltang tob Obet nnd alkO' 
holfreien Qetrftaken auf den OffentUehen PlitBon OBd TorkehnreiebeB Sttum 
der grOiaereB Stftdte OBd auf deo BahahOfen der KleiBbahaeB wird die 
kimpfoBg dea flberminigen AlkoholgeBasaea weaeBtUoh BoterstUtseB; auch ii 
dieser Husicht ist die StaatseisenbahBTenraltBBg bereits erfolgreich sütVoi- 
schrifteo Ober deo Betrieb der BahohofswirtsohaftoB nad Ober die Ansstattmg 
der Aofeatbaltsräame aof dea BahohOfea oiit frischem Thekwasser Torgegaogei. 

Das Gleiche gilt tob der Eüiriehtang tob VolksbibliothekeB, tob Spiel* 
plitaeo fOr jOagere Leute, sofera diese aach dea VerhiltaisseB aageseigt ei* 
seheiaen, tob Lesehallea, ia welohea, aameatlich ia der Wiatersaeit, nBTe^ 
heiratete Arbeiter eiaen sosageadea Aufeathait, eiae aagomesseae Lektflre ui 
Uaterhaltuag fiadea — alles Vorkehrungea, welche als Mittel aur Ableukug 
tob dem Wirtshaosbesuoh sich als geeigaet erweisea, aur Binsehriakuag des 
Alkoholkoasams ia wirksamer Weise beisntragea. 

Die Gemeiadea aad weiterea KbmmaaalTerbiade werde« fflr die ror* 
steheadea Biariohtuagea au iatereasierea aad es wird derea AasfOhraag neck 
Möglichkeit aa fördere seia. 

3. Die Bestrebaagea der MässigkeitsTereiae, iasbesoadere des Deatsdiei 
Vereias gegea dea Missbrauch geistiger Getriake aad seiaer Zweigrereü«, 
Terdieaea die aachhaltige üaterstOtaaag aach der staatlichea BehOrdea. 

4. Ueber die Aafgabe, welche der Schale bei der Bekämpfuog dei 
Truaksucht aafftllt, aad Ober die Mittel, durch welche die BriOllaag dieser 
Aafgabe aaaastrebea ist, habe ich, der Miaister der geistlichea a. s. w. A^ 
legeabeitea, bereits in dem Brlasse Tom 31. Jaaaar 1902 das Erforderliche 
angeordaet (M.-B1. f. Med.-Angel. S. 97).*) 

Aber aach ausserhalb der Schale empfiehlt es sich, bei jeder sieh du* 
bietenden Gelegenheit die BeTölkemag Ober die sittlichen, gesandheitlicbeB 
and wirtschaftlichen SehSdignngen des ObermOssigen Alkoholgennsses aafia* 
kliren and die Bestrebungen tob Privaten, Vereinen n. s. w., welche die Be¬ 
lehrung der Bevölkerung durch Vortrige, Verbreitung gemeinverstäadliehei 
Schriften and de^l. sich snr Anf^be gestellt haben, in geeigneter Weise zo 
nnterstOtzen. 

Die Beseiohnnng einer in gememverständlicher Sprache geschriebues, 
zur Massenverbreitung geeigneten Schrift Ober die Ghtfahrea des Alkohols blüht 
Vorbehalten. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir hiernach ergebenst, der Angelegen¬ 
heit Ihre besondere Aafmerksamkeit zasawenden und nach den angegebucB 
Gesichtspunkten, sowie nach eigenem Ermessen auch in sonst geeigneter Wehe 
im Sinne der Bekämpfung der Tranksacht tätig zu sein. Ueber den Erfolg 
der Bestrebungen wollen wir nach Ablauf von 2 Jahren einem Berichte ent¬ 
gegensehen. _ 


Bekämpfaag des Alkoholismns. Beschaffnng der Qnensel’scben 
Denkschrift: „Der Alkohol and seine Gefahren**. Bnnderlass des Hi- 
nisters der n. s. w. Medizinalangelegenheiten und des Innern 
vom 29. Mai 1903 — M. d. g. A. Nr. 6368 U. HI, M.d. Inn. Ilh. Nr.2099 
an sämtliche Herren Begiemngspräsidenten. 

Bei der grossen Bedentang, welche einer sachgemässen Anfklärang nnd 
Belehrung der Bevölkerung Ober die schädlichen Wirkungen des Obertriebenen 
Alkoholgennsses in dem Kampfe gegen die Tranksacht beiznlegen ist, bsbes 
wir beschlossen, von der gemeinverständlich geschriebenen Drnckscbrift der 
Beg.-Bats Quensel in Cöln: „Der Alkohol nnd seine Gefahren". Cfili) 
Druck nnd Verlag von Greven & Bechtold, anf Staatskosten eine grössere 
Anzahl von Exemplaren anznschaffen nnd zur unentgeltlichen Verteilung unter 
die Bevölkerung zur Verfflgnng za stellen. 

In welcher Weise die Verteilnng der auf den dortigen Bezirk entfü- 
lenden Exemplare am zweckmässigsten za bewirken sein wird, glauben wir 
der Entscbliessnng Ew. Hochwohlgeboren Oberlassen za sollen. 

Der höhere oder geringere Grad, in welchem gewisse Klassen der Be- 


') Siehe Beilage za Nr. 6 der Zeitschrift; 1902, S. 57, 




Baohtapreehniig ud Medidnal-Oaiettgebiuig. 


156 


▼Slkenug (Beruf, Gewohnlieit u. b. w.) den Gefahren des AlkohoÜBmuB ausge- 
satik sind, wird bei der Erteilung entsprechende BerQoksichtignng au finden haben. 
Die Verteilung der Schrift an die Famiiien wird nach dortseitigem Ermessen 
in geeignet erscheinender Weise an geschehen haben; auch dürfte es sich em¬ 
pfehlen, die ^ engere oder weitere Kreise bestimmten Bibliotheken, sowie 
die Bflehereien der Volksschulen, Seminare, Strafanstalten u. s. w. nicht unbe- 
rOeksiehtigt au lassen. Auch den Mitgliedern der Kreisaussohttsse (als Kon- 
aessioasb^örden) wird aweckmlssig eine entsprediende Anaahl von Exemplaren 
aur Verfügung au stellen sein. 

Ew. Hochwohigeboren ersuchen wir ergebenst, an die Adresse des mit- 
nnteraeiohneten Ministers der geistlichen Angelegenheiten binnen 4 Wochen 
anauaeigen, welche Anzahl von Exemplaren & den dortigen Bezirk Toraus- 
siehtlieh erforderlich sein wird. Die Sendung wird Ihnen alsdann Ton der 
Verlagsbuchhandlung direkt augehen. 

Gleichzeitig ersuchen wir Ew. Hochwohigeboren ergebenst, auf die 
Qnenselsohe Siärift amtlich aufmerksam zu machen und Sich die Fürdemng 
ihrer Verbreitung in geeigneter Weise angelegen sein au lassen. 


BekAmpfung der Wnrmkrankheit. Verfügung des Eüniglichen 
Begierungsprüsidenten an Arnsberg vom 19. April 1903 an die 
Herren Kreisärate au Gelsenkirchen, Bochum, Dortmund Stadt, Dortmund Land 
und Hörde, Hamm, Hagen nnd Hattingen. 

Die Ausdehnung, welche die Wurmkrankheit bei den unter Tage arbeiten¬ 
den Bergleuten in jüngster Zeit gewonnen hat, erweckt die Befürchtung, dass 
die Seuche auch anf die Angehörigen der Bergleute übertragen werden könnte. 
Wenn nach den bisher gemachten Erfahrungen über die Natur der Krankheit 
eine grössere Verbreitung über Tage auch nicht zu erwarten steht, so erscheint 
es doch notwendig, in Anschluss an die Ton der Bergpolizei ermittelten Krank- 
heitsftlle die Angehörigen des Haushaltes der mit Wurm behafteten Bergleute 
bis auf weiteres anf das Vorhandensein Yon Wnrmeiem au untersuchen. 

Ich veranlasse Sie daher, jeden Ihnen gemeldeten Wnrmfall festznstellen 
und mir darüber an der Hand des angesehlossenen Formulars zu berichten. 

Besondere Aufmerksamkeit wollen Sie der Erledigung der Fragen 21 
und 22 znwenden. 

Unter Nr. 21 sind die Angehörigen nach Namen, Stand und Alter auf- 
zuführen. 

Die Untersuchung der Stühle (22) werden Sie in der Regel spStestens 
am Tage nach der Feststellung im nächsten Krankenhause selbst vor¬ 
nehmen können. 

Nur in den Fällen, wo dies nicht möglich ist, sind die Proben dem 
nächsten bakteriologischen Institut bezw. der nächsten Wurmuntersuchungs- 
stelle zu übersenden. Ueber die Lage der Untersuchnngsstellen wird Ihnen 
noch besondere Verfügung augehen. Von den bakteriologischen Instituten des 
Bezirkes sind die in ^Isenkirchen, Dortmund und Bochum und zwar stets das 
zunächst gelegene zu benutzen. 

Der Transport ist durch die Seuchenwärter durch Vermittelung^ der 
Ortspolizeibehörde in geeigneten, genau signierten Geftssen zu bewerkstelligen. 

Da die Feststellungen nicht besonders eilbedürftig sind, empfiehlt es sich, 
deren mehrere mit einander au verbinden. 


Kreis.Amt . 

1. Name, Vorname des Erkrankten 


2. Alter . . . 

8. Familienstand (Hanshaltnngsvor- 
Btand, Hausfrau, ledig) . . . . 

4. Bemfsart und Bemfsort (bei 
Kindern, Dienstboten, auch die des 
Haushaltungsvorstandes) . . . . 

5. Art der Tätigkeit in diesem Be¬ 
rufe: — genau au besehreiben — 


.... Ort. 

6. Wohnung, (Ort, Strasse, Haus¬ 
nummer) . 

7. Enthält der Stuhl Parasiten: 

in über^OBser Anzahl? . . . 
„ mässiger Anaahl? . . . 

„ geringer Anzahl? . . . 

8. Wann und von wem wurde dies 
festgestellt ? . . . 

9. Worin bestehen die Krankheits¬ 
erscheinungen? . . . 

10. Wann begannen diese ungefähr?. 
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11. Anf welche Zeit entfällt demnnch 
ungefähr die Infektion P . . . . 

12. Aufenthaltsort, Bemfsart tu •Ort, 
Verkehrsstätten in den Freistonden 
während dieser Zeit? . . . 

13. Herrschte an einer dieser Stellen 
die Warmkrankheit P . . . 

14. Kam Patient in persönliche Be- 
rtlhrang mit warmkranken Per* 
sonen and weichenP . . . 

15. Konnte er in Bertlhrang mit dem 
Stahl Ton Warmkranken kommen 
and darch welche Tätigkeit besw. 
Gewohnheit P . . . 

16. Arbeitete er ständig mit Warm¬ 
kranken zasammen oder in an¬ 
mittelbarer Nachbarschaft der¬ 
selben and mit welchen P . . . 

17. Welche Temperatar herrschte aaf 
der Arbeitsstätte P . . . 

18. Wnrde letztere berieselt P Wenn 
„Ja“ mit welchem Wasser jetzt 


and zar Zeit der matmasslidien 
InfektionP ... 

19. Welcher Abort wurde anf der 
Arbeitsstätte benntztP Welche 
Arbeiter pflegten diesen gleichfalls 
za benatzenP ... 

20. Wie ernährte er sich aof der Ar¬ 
beitsstätte P . . . 

21. Welche Personen gehören seinem 
Haosstande anP . . . 

22. Ergibt die üntersachong, dass 

unter diesen Wnrmträger sindP.. . 

28. Welchen Abort hat er im Hanse 
benatstP . . . 

24. Sind in seiner Behaosong die Be- 
dingangen zur Bntwickeiong der 
Warmeier gegeben P . . . 

25. Wo beflndet sich der Kranke jetzt P 

26. Wie werden seine Dejekte be- 

handeltP . . . 

27. Wird er einer Wormkor anter- 
worfen P . . . 


O. Heirzojgtum BrAunscluweiar- 

Medizinalgesete yom 9. März 1903. 

I. Von den Medizinal - Behörden und -Beamten. 

I. Das Herzogliche Landes-Medizinalkolleginm. 

§. 1. Die Leitang and Beaafsichtigang der Medizinal • Angelegenheiten 
ist Sache des Herzoglichen Landes-Medizinalkollegioms, welches dem Herzog¬ 
lichen Staatsministeriam anmittelbar nntergeordnet ist and den sonstigen 
StaatsTerwaltangsbehörden zar Seite steht. 

§. 2. Das Landes-Medizinaikoliegiam besteht aas einem rechtshändigen 
Präsidenten, höchstens drei ordentlichen and so viel ansserordentlichen Mit¬ 
gliedern, dass alle wichtigen Zweige der medizinischen Wissenschaft yertreten 
sind. Ausserdem ist der jedesmalige Vorsitzende der Kammer der Aerzte and 
Apotheker aasserordentliches Mitglied. 

Das Landes-Medizinalkolleginm ist befagt, nach Bedarf zam Zwecke 
yon Prflfongen oder bei anderen Geschäften geeignete Sachyerständige zn- 
zaziehen. 

Der Geschäftsgang wird durch eine yom Herzoglichen Staatsministeriam 
nach Anhörung des Landes-Medizinalkollegioms za erlassende Ordnung geregelt. 

§. 8. Zam Wirkangskreise des Landes-Medizinalkollegioms gehört: 

1. die Beaafsichtigang des Gesxudheitszastandes der Bevölkerung and des 
Viehbestandes, sowie die Sorge für die öffentliche Gesundheitspflege; 

2. die Beaafsichtigang des gesamten Medizinalpersonals; 

3. die Leitung and Beaafsichtigang der Schatzpockenimpfong, insbesondere 
die Prüfung der von den Impfärzten and anderen Aerzten eingereichten 
Impflisten; 

4. die Obera^sicht and Revision der Apotheken and Arzneiznbereitangs- 
Anstaiten, die Bearbeitung der Anträge aaf Zulassong neuer Apotheken 
and Arzneiznbereitangs-Anstalten and die Erteilung der Konzessionen 
zam Betriebe yon Apotheken; 

5. die Oberaufsicht über die Gift- and Drogenhandlangen; 

6. die Oberaafsieht über die ans anderen als Staatsmitteln errichteten und 
unterhaltenen Kranken-, Entbindnngs-, Irren-, Idioten-Anstalten and An¬ 
stalten für Epileptische; 

7. die Prüfung and Verpflichtung der Physici, die Verpflichtung der Apo¬ 
theker und Kreistierärzte, die Prüfung, Zolassang und Verpflichtung der 
Heilgehilfen, die Prüfung, Anstellung und Verpflichtung der Ortshebammen; 

8. die Prüfung and Bescheidiang der Anträge anf Erteilung der Erlaibnis 
zam Betriebe von Privat-Kranken-, Entbindnngs-, Irren-, and Idioten- 
Anstalten und Anstalten für Epileptische; 
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9. did erforderlich werdende Rfleknahme der den Apothekern, Aerzten etc. 
nach §. 29 der Reiehsgewerbeordnnng erteilten Approbation, die Bntziehnng 
der Konzession znm Betriebe einer Apotheke, die Bttcknahme der Brlanb- 
nis znm Betriebe von Ilrivat-Kranken-, Entbindongs- nnd Irren-AnsUdten 
n. s. w., des einer Hebamme bezw. einem HeilgehUfen erteilten PrtÜnngs- 
zengnisses oder der einer Ortshebamme erteilten Bestallong; 

10. die Brstattang der vom Herzoglichen Staatsministerinm über Gegenstände 
des Medizinalwesens geforderten Berichte; 

11. die Abgabe der von Reichs- nnd Staatsbehörden in medizinisch-gericht¬ 
licher and medizinisch-polizeilicher Hinsicht geforderten Obergntachten. 

§ 4. Das Landes-Medlzinalkolleginm ist befngt, znr Brledignng der 
ihm flberwiesenen Geschäfte die Beihilfe anderer Staatsbehörden in Anspmeh 
zu nehmen. 

§. 6. Hinsichtlich der im Staatsdienste angestellten Medizinalpersonen 
hat der Vorstand des Landes-Medizinalkolleginms die Disziplinargewalt nach 
den Vorschriften des Gesetzes tlber den Zivilstaatsdienst vom 4. April 1889 an 
handhaben (vergl. übrigens §. 66, Ziff. 4), hinsichtlich der in der Kammer der 
Aerzte and Apotheker vertretenen sonstigen Medizinalpersonen aber das Recht, 
bei der Kammer der Aerzte and Apotheker anf BestraÄing anzntragen. 

2. Handhabung der Medizinalpolizei and Gesnndheits- 

Eommissionen. 

§. 6. Die Handhabung der Medizinalpolizei ist Sache der Landes- und 
Ortspolizeibehörden unter Mitwirkung der beamteten Aerzte nnd Tierärzte. 

§. 7. Die Gemeinden sind befugt und auf Anordnung der Aufsichts¬ 
behörde verpflichtet, Gesundheitskommissionen zu bilden. 

Die Zusammensetzung nnd Bildung der Kommission erfolgt in den Städten 
in Gemässheit der in den §§. 111 ff. der Städteordnnng bezüglich der Depu- 
taticmen vorgesehenen Bestimmungen, in den Landgemeinden nach Massgabe 
der von der Aufsichtsbehörde getroffenen Anordnung. 

Die Mitglieder verwalten ihr Amt als Ehrenamt. 

Der Physikus kann an allen Sitzungen der Gesundheitskommission teil¬ 
nehmen und darf jederzeit die Zusammenberafung derselben verlangen. Er hat 
bei allen Verhandlungen der Gesundheitskommission beratende Stimme nnd 
muss jederzeit gehört werden. 

§. 8. Die Gtesundheitskommission hat die Aufgabe: 

1. von den gesundheitlichen Verhältnissen des Orts dnrdi Besichtigungen sich 
Kenntnis zu verschaffen und die Massnahmen der Polizeibehörde, insbe¬ 
sondere bei der Verhütung des Ausbruchs oder der Verbreitung gemein¬ 
gefährlicher Krankheiten in geeigneter Weise (Untersuchung der Woh¬ 
nungen, Belehrung der Bevölkerung etc. und dergleichen) zu unterstützen ; 

2. über alle ihr von der Polizeibehörde, dem Gemeindevorstande oder von 
den Aufsichtsbehörden vorgelegten fragen des Gesundheitswesens sich 
gutachtlich zu äussem; 

3. diesen Behörden Vorschläge auf dem Gebiete des Gesundheitswesens 
zu machen. 

3. Die Physici. 

§. 9. Zur Wahrnehmung der medizinisch-gerichtlichen nnd der medi¬ 
zinisch-polizeilichen Geschäfte und zur unmittelbaren Beaufsichtigung aller 
das Medizinalwesen betreffenden Angelegenheiten werden medizinisch vorge¬ 
bildete Beamte angestellt, welche den Diensttitel „Herzoglicher Physikus“ 
führen und dem Herzoglichen Landes - Medizinalkollegium unterstellt sind. 

§. 10. Geeignet, als Physikus angestellt zu werden, sind nur solche 
approbierte und promovierte Aerzte, welche eine besondere Prüfung vor dem 
Landes-Medizinalkoilegiam bestanden haben. 

Die Prüfungs-Ordnung wird im Verwaltungswege erlassen. 

§. 11. Erledigte Physikatsstellen sind nicht wieder zu besetzen, bevor 
darüber nicht auch die Landespolizeibehörde gehört ist. 

Wegen des Stadtphysikats in Braunschweig behält es bei den Be¬ 
stimmungen des Art. 8 des Vertrages der Landesregierung und der Stadt Braun¬ 
schweig über verschiedene, von letzterer in Anspruch genommene Güter und 
Gerechtsame etc. vom I./IO. August 1858 (G. n. V. S. S. 259) sein Bewenden. 

§. 12. Zum Wirkungskreis des Physikus insbesondere gehört: 

1. die Beaufsichtigung der Gesundheitszastände und die Beobachtung der 
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dafür wichtigen Verhlltniese, sowie die Sorge für die Öffentliche Gesnnd* 
heitspflege; 

2. die Benaohrichtigang der snst&ndigen Polizeibehörde von den rtteksiohtiich 
der öffentlichen Gtesnndheitepflege bemerkten Mtngeln nnd gntaehtliche 
Aenssernng über deren Abstellong; 

3. die Vornahme Ton üntersnohongen nnd Brstattnng Ton Gntaehten in ge¬ 
richtlichen und polizeilichen Angelegenheiten, sowie die Besorgung der 
gerichtsärztlichen Geschäfte; 

4. die Wahmehmang der impfärztlichen Geschäfte bezw. die Ueberwachnag 
der von anderen Aerzten vorgenonunenen Impfungen; 

5. die Hitwirknng bei der Beaufsichtigung und Bevision der Apotheken und 
Arzneiznbereitungs-Anstalten, sowie der tierärztlichen Hausapotheken; 

6. die Beaufsichtigung des in den Apotheken und Arzneiznbereitungs-An¬ 
etten beschäftigten Personals; 

7. die Beaufsichtigung und Bevision der Gift- nnd Drogenhandlnngen; 

8. die Entgegennahme der Keldung von Aerzten nnd Ztüinärzten, welche sieh 
zur Ausübung der ärztlichen Praxis im Physikatsbezirke niederlassen, und 
die Führung bezüglicher Bollen; 

9. die Ueberwachnng der Hebammen nnd der Hellgehilfen und die Führung 
bezüglicher Bollen; 

10. die üeberwachung derjenigen Personen, welche, ohne approbiert zu sein, 
die Heilkunde ansüben, nnd die Herbeiführung der Bestrafung derselben, 
wenn sie sich einen Titel beilegen, durch welchen der Glaube erweckt 
wird, sie seien approbierte Medizinalpersonen, oder wenn sie sonstige Ge- 
setzesverletznngen sich zu Schulden kommen lassen; 

11. die Ueberwachnng der im Physikatsbezirke vorhandenen Privat-Kranken-, 
Bntbindnngs-, Irren-, Idioten-Anstalten und Anstalten für Bpileptische; 

12. die Behandlung der armen Kranken nnd der Gefangenen, soweit nicht 
besondere Aerzte dazu angestellt sind, auf Erfordern der zuständigen 
Armenbehörde bezw. Gefängnisverwaltnng; 

13. die Abgabe von Gutachten über den Gesundheitszustand solcher Personen, 
welche im Dienste des Beichs bezw. des Staates stehen oder in solchem 
Dienste angestellt werden sollen, auf Erfordern der betreffenden Behörde, 
wenn es sich um Wabrnehmnng dienstlicher Interessen handelt; 

14. die ärztliche Mitwirkung bei der Militärmusternng und Aushebung, wenn 
er hierzu bei Behinderung des kommandierten Militärarztes durch den 
Zivilvorsitzenden der Ersatz- bezw. Ober-Ersatz-Kommission aufge¬ 
fordert wird; 

15. die Wahrnehmung des Amtes eines Wahlvorstehers bei der Wahl du 
ärztlichen Mitglieder der Kammer der Aerzte nnd Apotheker, insofern sein 
dienstlicher Wohnsitz in einem Kreishauptorte sich befindet; 

16. die Festsetzung der ans öffentlichen Reichs-, Staats- oder Gemeinde-) 
Kassen zu bezahlenden Vergütungen für Dienst- und Hilfeleistung der 
Medizinalpersonen, sowie die Feststellung von Apothekerrechnnngen. 

§. 13. üeber den Wirkungskreis der Physici, über ihre Geschäfts¬ 
führung, sowie darüber, ob und in welcher Höhe sie für einzelne der ihnen 
obliegenden Geschäfte besondere Vergütungen zu beanspruchen haben, im Ver¬ 
waltungswege nähere Bestimmungen zu treffen, bleibt dem Herzoglichen Staats- 
ministerinm überlassen. 

§. 14. Der Physikns ist befugt, in die Häuser nnd Grundstücke, deren 
Besichtigung und Untersuchung im Interesse der öffentlichen Gesundheitspfiege 
geboten erscheint, einzntreten. 

§. 15. Wenn Gefahr im Verzüge und Verfügung der zuständigen Orti^ 
oder Landespolizeibehörde nicht schnell genug zu erwirken ist, bat der Pbysi- 
kns die durch die Sachlage gebotenen medizinal-polizeilichen Anordnungen 
vorläufig selbständig zu treffen, davon aber, dass nnd wie dies geschehen, der 
zuständigen Polizeibehörde ohne Verzug Mitteilung zu machen. 

Die vorläufigen Anordnungen des Physikns bleiben so lange in Kraft, 
bis von der zuständigen Behörde anderweitige Verfügung getroffen wird. 

Abschnitt 4 (§§. 16—19) handelt von den beamteten Tierärzten. 

II. Ton den die Heilkunde ausübenden Personen. 

1. Allgemeine Bestimmungen. 

§. 20. Approbierte Aerzte und Zahnärzte, welche sich zur Ausübung der 
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Heilknnde üi einem Orte des Hersogtnms niederlaesen oder die Heilknnde im 
Hercogtnm rertretnngsweise snsfiben wollen, baben hieryon yor Beginn der 
Praxis unter Vorlegung ihrer Approbation dem anständigen Pbysikns scbriftlieh 
Anseige an machen, auch yon jedem Wohnortsweohsel mit oder ohne Aufgabe 
der Praxis in gleicher Weise Meldung an erstatten. 

Dieser Anzeigepfiioht unterliegen auch Anstalts- und Priyat-Assistena- 
ärate, sowie solche Militärärate, welche neben ihrem Hauptberufe Priyatpraxis 
ansanäben beabsichtigen. 

§. 21. Zn den in §. 2 des Reichsgesetses über die Bekämpfung gemein- 
gefthrlieher Krankheiten yom SO. Juni 1900 und in §. 7, Ziffer 7 und §. 8, 
Ziffer 1 des Landesgesetzes, betr. die Bestrafung der Polizeittbertretnngen, yom 
28. Hära 1899 erwähnten Anzeigen sind neben den Aerzten auch alle ttbrlgen, 
die Heilknnde ausübenden Personen yerpfliohtet. 

Die OrtspolizeibehOrden haben dafür zu sorgen, dass die Anzeigen mit 
tnnliehster Beschleunigung dem Physikns zngehen. 

§. 22. Alle die Heilknnde ausübenden Personen haben nicht nur den 
allgemeinen gesundheitspolizeiliohen Vorschriften, sondern bei Sencbengefahr 
auch den besonderen bezüglichen Anordnungen des Pbysikns und der Orts- und 
LandespolizeibehSrden Folge zu leisten. 

Vor erfolgter Verfügung der Geriehtsbehörde die Sektion eines Leieh- 
nams oder überhaupt Handlungen an einem Leichnam yorznnehmen, durch 
welche geriohtlioh au yerfolgende Spuren einer strafbaren Handlung yemiehtet 
oder unkenntlich gemacht werden könnten, ist yerboten. 

2. Die Aerzte. 

§. 28. Die Aerzte sind yerpfliohtet, dem Physikns, den Geriehts- und 
Polizeibehörden in den diesen obliegenden Geschäften auf Erfordern Hilfe an 
leisten gegen Entschädigung, welche nötigenfalls das Landes-MediainalkoUe- 
ginm festzusetaen hat. 

§. 24. Die Aerzte sind yerpflichtet, über den Gesundheitszustand der 
yon ihnen behandelten Kranken und über sonstige Verhältnisse derselben, welche 
ihnen bei Ausübung ihres Berufes bekannt geworden sind, ohne triftigen Grund 
nichts an yerlantbaren. 

§. 25. Die Bereitung, der Verkauf und die unentgeltliche Abgabe yon 
Arzneimitteln ist den Aerzten untersagt. Dies Verbot bezieht sich jedoch nicht 
auf die zur ärztlichen Untersuchung nötigen oder in dringenden Fällen un¬ 
mittelbar erforderlichen Arzneien. 

8. §§.26 und 27 handeln yon den Tierärzten. 

4. Die Hebammen. 

§. 28. Zur Ausübung des Hebammenberufes sind nur diejenigen weib¬ 
lichen Personen befnart, welche yom Landes-Medizinalkolleginm ein Zeugnis 
über die bestandene Hebammenprüfnng und zugleich eine Bestallung als Heb¬ 
amme für einen oder mehrere bestimmte Orte empfangen haben. 

Personen, welche ein in einem anderen deutschen Bundesstaate erlangtes 
Prüfnngszengnis anfweisen, können yon der Ahlegnng einer nochmaligen Prüfung 
durch das Landes-Medizinalkolleginm befreit werden. 

§. 29. Die Berufung zum Hebammendienste erfolgt nach Bedarf und 
zwar auf einen yom Physikns und yon der Landespolizeihehörde zustimmend 
begutachteten und yom Landes-Medizinalkollegium genehmigten Antrag der 
Gemeindebehörde. 

Weigert sich eine Gemeindebehörde, das Bedürfnis der Anstellung einer 
Hebamme anzuerkennen, oder eine Anwärterin für eine zu besetzende Heb¬ 
ammenstelle zu benennen, so wird das Nötige yom Landes - Medizinalkolleginm 
im Einyemehmen mit dem Physikns und der Landespolizeibehörde yeifügt. 
IMe Verfügung ist anfechtbar mit einer Beschwerde beim Herzoglichen Staats- 
miuisterium. 

Geeignet, zur Hebamme berufen zu werden, sind nur solche weibliche 
Personen, welche 

1. mindestens das 21. Lebensjahr erreicht und in der Regel das 85. Lebens¬ 
jahr noch nicht überschritten haben; 

2. für den Hebammendienst körperlich und geistig beflfliigt, insbesondere 
auch des Lesens und Schreibens kündig sind; 

3. sieh eines unbescholtenen Rufes erfreuen und yolle Znyerläesigkeit besitzen. 
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§. SO. Die Hebammen •Anw&rteriimeii werden in der Hebammen •Lehr* 
anstalt ansgebildet; ihre Anfhahme in die Anstalt wird nach Erledigung der 
erforderlichen Voryerhandlnngen vom Landes •Medisinalkolleginm verfOßt. 

Die Kosten der Ansbildnng, sowie die der erforderlichen Ansrüstnng 
der Hebammen werden mangels anderweiter Vereinbarnng von der Gemeinde 
getragen, in deren Dienst die Hebamme eintreten soll, und nötigenfalls nach 
Festsetzung durch das Landes-HedizinalkoUegiom im Wege des Verwaltungs- 
Zwangsverfahrens eingezogen. Erstreckt sich der Dienstbezirk einer Hebamme 
ttber mehrere Gemeinden, so haben diese die entstehenden Kosten mangels 
anderweiter Vereinbarung nach Massg^be der BevOlkemngsziffer unter sich 
zu teilen. 

§. 31. Nach Beendigung des Lehrknrsns werden die Hebammen vor dem 
Landes-Medizinalkollegium einer mttndlichen Prüfung unterworfen, nach deren 
Bestehen mit einem Prüfnngszeugnisse und einer Bestallnngsurknnde versehen 
und auf die ihnen in einem Drnckezemplare zusnfertigende, vom Landes-Medi- 
zinalkollegium mit Genehmigung Herzoglichen Staatsministerinms erlassene 
Dienstanweisung in Eid und Pflicht genommen. 

§. 32. Die Hebammen stehen unter der Aufsicht des Physikns. Dieser 
hat die Hebammen in ihrer Berufsausflbnng dauernd zu überwachen, sie 
mindestens alle zwei Jahre nach näherer Anweisung des Landes-Medizinal- 
kollegiums einer besonderen Nachprüfung zu unterziehen und über deren Er¬ 
gebnis an das Landes-Medisinalkolleginm Bericht zu erstatten. 

Stellen sich gelegentlich solcher Nachprüfung bei einer Hebamme wesent¬ 
liche M&ngel oder Lücken in ihrem berufsmässigen Wissen und Können heraus, 
so wird sie durch Verfügung des Landes-Medizinalkolleginms behufs eines 
Nachkursns in die Hebammen-Lehranstalt einberufen. W^en der Kosten, 
welche durch solchen Nachkursns erwachsen, gelten die Grundsätze des §. 30, 
Absatz 2. 

Einer Hebamme, welche durch eigene Erkrankung oder durch die Mög¬ 
lichkeit, eine Krankheit zu übertragen, die sich ihr anvertranenden Personen 
gefährdet, kann von dem zuständigen Physikus die Ausübung ihrer Berufs¬ 
tätigkeit für die Dauer des Bestehens jener Gefahr untersagt werden. 

§. 33. Hebammen werden vom Landes-Medisinalkolleginm ihres Dienstes 
einstweilen enthoben oder unter Bücknahme des Prüfnngszengnisses dauernd 
entlassen, wenn sie 

1. sieh einem anstössigen Lebenswandel ergeben, oder zum Verluste der 
bürgerlichen Ehrenrechte gerichtlich verurteilt werden; 

2. trotz wiederholter Vermahnung der Dienstanweisung beharrlich zn- 
widerhandeln; 

3. der Verfügung des Medizinalkollegiums, sich behufs eines für nötig er¬ 
achteten Nachkursns in der Hebammen-Lehranstalt einzuflnden, trotz 
wiederholter Aufforderung nicht nachkommen; 

4. in ihrem berufsmässigen Wissen und Können dauernd erhebliche Mängel 
und Lücken zeigen, welche auch durch einen Nachkursns nicht zu be¬ 
seitigen sind; 

5. durch Krankheit oder Altersgebrechen an der Ausübung ihres Berufes 
danemd gehindert werden. 

Die Entlassungs-Verfügung ist anfechtbar mit der Klage beim Ver- 
waltungsgerichtshofe. 

§. 34. Die Gebühren, welche den Hebammen für ihre bemfemässigen 
Leistungen nach der vom Herzoglichen Staatsministerium erlassenen Gebühren¬ 
ordnung znstehen, werden nötigenfalls von der Landespolizeibehörde festge¬ 
stellt und zur Einziehung im Wege des Verwaltnngszwangsverfahren überwiesen. 

Fällt das Einziehungsverfahren fruchtlos aus, so ist der der Hebamme 
nach der Gebührenordnung znstehende Mindestbetrag ans der Ortsarmenkasse 
zu zahlen. 

Die Hebammen haben Anspruch auf die vorschriftsmässige Gebühr für 
jeden innerhalb ihres Dienstbezirks vorkommenden EntbindungsfaH, auch wenn 
sie zu demselben nicht zngezogen sind, es sei denn, dass die Zuziehung einer 
auswärtigen Hebamme durch Abhaltung oder Behinderung der Ortsbebamme 
veranlasst, oder dass statt einer Hebamme ein Arzt zngezogen, oder dass die 
Entbindung ohne ffilfe einer Hebamme oder eines Arztes geschehen ist. 
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5. Die Heilgehilfen. 

§. 35. Eines Prttfaogszeagnisses des Landes •Hedizinalkollegiume be« 
dürfen diejenigen Personen, welche sich als •Heilgehilfen** oder mit gleich* 
bedeatenden Titeln bezeichnen. 

Von dem Erfordernisse eines Prttfangszengnisses des Landes •Medizinal* 
koUegiams können von dieser Behörde diejenigen entbanden werden, welche 
sich im Besitze eines entsprechenden PrOfangszengnisses der znständigen 
* hörde eines anderen deatsohen Bandesstaates befinden. 

§. 36. Zar Heilgehilfen - Prdfang wird nar zngelassen, wer 

1. für den Heilgehilfendienst körperlich and geistig befähigt, aaeh onbe* 
seholten ist, die erforderliche Zarerlässigkeit für den Dienst besitzt, 
mindestens 21 Jabre and höchstens 40 Jahre alt ist; 

2. einen Lehrkarsns im Herzoglichen Erankenhanse oder in einer anderen, 
nach dem Urteile des Herzoglichen Landes-MedizinalkoUegioms dem 
Herzoglichen Erankenhanse gleichwertigen Anstalt dorchgemacht hat. 

Die Anfnahme zar Ansbildung im Herzoglichen Erankenhanse wird nach 
▼orgängiger Zastimmang des nach dem Wohnorte des Anwärters anständigen 
Physikas and der Landespolizeibehörde daroh das Landes-UedisinalkoUeginm 
reranlasst. 

Die Eosten der Anfnahme sind vor der Aufnahme sicher zu stellen. 

§. 37. Die Heilgehilfen haben ihre Tätigkeit im allgemeinen anf die* 
jenigen Dienstleistungen za beschränken, welche ärztlich verordnet sind. Ins¬ 
besondere gehört zu ihrem Wirkungskreise: die Vorbereitung von Operationen 
and die HUfeleistnng bei solchen, sowie bei Leichen *Schaaen und *OefhiangeD, 
die Anlegung einfacher Verbände, das Setzen von Blategeln and SchröpfkOpfen, 
die Aosttbang der Massage, jede Art von Pflege nnd Wachtdienst. 

Za selbständiger Erankenbehandlang und zur Aasftthrang solcher Ope* 
rationen, welche eine medizinisch-wissenschaftliche Vorbildung voraossetzen, 
sind sie nicht befagt; dagegen sind sie verpflichtet, in Notizen die erste 
Hilfe bis zar Ankunft des Arztes zu gewähren. 

§. 38. Die Heilgehilfen sind der Aufsicht des Physikns unterworfen. 
Sie haben diesem den Ort, an welchem sie sich zur Aosttbang der Heilkunde 
niedergelassen haben, vor Beginn der Praxis und jeden Wohnortsweehsel binnen 
acht Tagen anzozeigen. 

§. 39. Sind die Heilgehilfen wiederholt wegen Uebersehreitnng ihrer 
Befugnisse bestraft oder ergibt sich aus sonstigen Tatsachen, dass sie die fttr 
den Dienst eines Heilgehilfen erforderliche Zuverlässigkeit nicht mehr haben, 
oder ergeben sie sich einem anstössigen Lebenswandel, so kann ihnen das 
Prttfangszeagnis vom Landes * Medizinalkolleginm entzogen werden. Die be* 
zttgliche Verfttgang ist anfechtbar mit der Elage beim Verwaltnngsgerichtshofe. 

§. 40. Ueber die Höhe der den Heilgehilfen fttr ihre Verrichtungen zu- 
kommende Vergtttang ist die vom Herzoglichen Staatsministerinm erlassene 
Gebtthrenordnung massgebend. 

III. Die Apotheken und die Apotheker. 

A. Geschäftsamfang. 

§. 41. Die Apotheken haben die Befugnis, Arzneien za bereiten und 
za verkaufen. 

Der Handel mit anderen Gegenständen in den Apotheken regelt sieh 
durch die Gewohnheit nnd onterliegt im Zweifelfalle der Entscheidong der 
Kammer der Aerzte and Apotheker. 

Znm Betriebe von Nebengeschäften bedarf der Besitzer einer Apotheke 
der Erlaubnis des Landes-MedizinalkoUegioms. 

Der Verkauf von Geheimmitteln, selbst auf ärztliche Verordnungen, ist 
in den Apotheken untersagt. 

Die Beratung und Behandlang in ErankheitsDlllen bei Menschen nnd 
Tieren ist den Apothekenbesitzern nnd ihrem Hilfspersonal verboten. 

B. Zulassung. 

§. 42. Apotheken bestehen auf Grund entweder eines landesherrlichen 
Privilegiums oder einer mit Genehmigung Herzoglichen Staatsministerinms vom 
Landes-MedizinalkoUegium ausgespr^enen Zulassung. 

Wer den Apothekerbemf selbständig austtben wiU, bedarf dazu einer 
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persönliehen Koniession, welche vom Landes-Mediiinalkollegiain nach Tor> 
heriger Qenehmigiing des Heraogliehen Staatsministerinms erteilt wird. 

Vor der Oeschäftslkbemahme hat der Apotheker den rorgesohriebenen 
Eid an leisten. 

§. 43. Konzessionen zam Betriebe einer Apotheke werden erteilt, wenn 
die Konzession znin Betriebe einer schon bestehenden Apotheke erledigt ist, 
oder das Bedürfnis nach Anlage einer neuen Apotheke yorliegt. 

Konzessionen werden nur an solche Apotheker erteilt, welebe mindestens 
26 Jahre alt sind und einen sittlich nnbescholtenen Lebenswandel nachweisen 
können. 

§. 44. Die Konzessionen werden anf Lebenszeit nnd nnr bei privile¬ 
gierten Apothekern auch PSehtem and Verwaltern anf die Dauer der Pachtzeit 
bezw. Verwaltung erteilt. Bei Ansbmeh des Konknrses über das Vermögen 
des Konzessionärs erlischt sein Recht anf Fortsetzung des Betriebes; ebenso, 
wenn er Iftnger als drei Jahre an der Wabmehmnng seiner Verpflichtungen 
behindert ist. 

§. 45. Die privilegierten Apotheken können verkanft, verpachtet oder 
verwaltet werden. 

Den Apothekern, welche eine privilegierte Apotheke erwerben, darf die 
Konzession nnr ans solchen Gründen versagt werden, welche ans der Person 
des Naohsnchenden hervorgeben. 

Pächter and Verwalter müssen die Apothekerprüfling bestanden haben 
nnd den vorgeschriebenen Eid ableisten. 

§. 46. Wenn der Besitzer einer anf Gmnd einer Personalkonzession 
betriebenen Apotheke vorübergehend behindert ist, der Apotheke genügend 
vorznstehen, so ist mit Genehmigung des Landes-Medisinalkolleginms die An- 
stellnng eines Verwalters znlSssig. 

Die Verwaltung darf einen Zeitraum von drei Jahren nicht überschreiten. 

S. 47. Ansser zn selbstftndigen Apotheken werden in geeigneten Füllen 
anch Konzessionen zn Zweigapotheken — d. s. Apotheken, welche hinsichtlich 
des Beznges der Arzneimittel von einer anderen Apotheke abhängig sind, — 
nach zuvor eingeholter Genehmigung des Herzoglichen Staatsministerinms 
widerrnflieh vom Landes - Hedizinalkolleginm erteilt. 

§. 48. Grösseren Krankenhänsem kanp mit Glenehmignng des Herzog¬ 
lichen Staatsministerinms vom Landes-Hedizinalkolleginm die Erlaubnis zur 
Selbstdaratellnng von Arzneien erteilt werden, wenn sie im Besitze ordnnngs- 
mässig eingerichteter Apotheken sind, in welchen geprüfte Apotheker die Her- 
stellnng und Znbereitnng der Arzneien besorgen. 

Diese Apotheker sind als Apothekenverwalter zn vereidigen. 

Ansnabmsweise kann mit Genebmignng des Herzogi. Staatsministerinms 
vom Landes - Hedizinalkolleginm Krankenhänsem auch die Errichtung von 
Arzneiznbereitnngsanstalten gestattet werden, deren Einrichtung der der Zweig¬ 
apotheken entspricht nnd deren Leitung durch Pflegeschwestem besorgt wird, 
welche für diesen Zweck besonders ansgebildet sind nnd vor einer ans den 
stimmführenden Hitgliedera des Landes-Hedizinalkolleginms nnd einem von 
diesem zngezogenen Apothekenbesitzer gebildeten Kommission ihre Befähigung 
nachgewiesen haben. 

Die in den Arzneiznbereitnngsanstalten zur Verwendung kommenden 
Arzneimittel müssen ansnahmslos ans Apotheken des Herzogtums bezogen werden. 

§. 49. Wenn ein Apotheker behindert ist, seinem Geschäfte genügend 
vorznstehen, oder nach dem Ableben eines Apothekers hat das Landes-Medi- 
zinalkolleginm erforderlichenfalls die wegen einstweiliger Fortführang des Ge¬ 
schäftsbetriebes nötigen Anordnungen zn treffen. 

§. 50. Verzichtet ein Apotheker anf die Konzession, wird ihm dieselbe 
entzogen oder erlischt sie dnrch seinen Tod oder ans anderen Gründen, so 
wird sein Nachfolger verpflichtet, die Apothekenntensilien nnd Vorräte, soweit 
sieh dieselben in einem zeitgemässen nnd brauchbaren Zustande befinden, zn 
übernehmen. 

üeber die Verpflichtung zur üeberaahme des Hanses nebst GmndstUek, 
in welchem das Apothekengeschäft betrieben wird, wird vom Landes-Hedizinal- 
kolleginm bei Erteilung der nenen Konzession Bestimmung getroffen. 

Die Ueberaahmepreise werden mangels Einigung nnter den Parteien von 
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drei SaohTeratändigen festgeatellt, von denen jeder Teil einen nnd das Landes- 
MediiinalkoUegiam den dritten answfthlt. Jede Partei hat den von ihr er* 
wählten Saohverstäindigen an entschädigen and die Hälfte der Kosten des Ton 
dem Landes •HedisinalkoUegiam erwäUten Saohrerständigen an erstatten. 

C. Beanfsichtigang der Apotheken. 

§. 61. Die Apotheken, ancb die Zweigapotheken, die Krankenhansapo* 
theken und die Araneiaabereitangsanstalten yon Krankenhäasem nnterliegen 
der Beanfsichtigang des Landes-Mediainalkollegiams and des Pbysikns nach 
den dafftr vom Landes - Mediainalkollegiom erlassenen Anweisangen. 

§. 52. Die Apotheker sind für die yorschriftsmässige Einriohtang and 
Verwaltang ihrer Apotheken yerantwortlich. Sie haben sich den yom Landes- 
Mediainalkoilegiam yerfttgten Revisionen za anterwerfen and den Bestimmnngen 
dieser Behörde in Bezog aof Einrichtang and Betrieb der Apotheken, sowie 
auf das Halten von Qehilfen and Lehrlingen Folge an leisten. Sie haben die 
für den Betrieb des Apothekengeschäfts erlassenen Gesetze, Verordnnngen and 
Bekanntmachangen za halten and in gehöriger Ordnong aofzabewahren. 

§. 53. Das Landes-Medizinalkollegiam ist befagt, am seinen Anord* 
nnngen Wirksamkeit za verschaffen, die Apotheker in Ordnongsstrafen bis 
100 Mark za nehmen. 

Gegen derartige Strafverfügungen ist Beschwerde an Herzogliches Staats* 
ministeriam aolässig. 

§. 64. Die Disziplinargewalt Ober die Apotheker steht der Kammer der 
Aerzte and Apotheker za (vgl. §. 65, Ziffer 4). 

Bin Disziplinarverfahren vor der Kammer findet jedoch nicht statt, bezw. 
ein bereits eingeleitetes Verfahren ist einzastellen, wenn vom Landes-Hedi- 
zinalkoUegiam gegen denselben Apotheker das Verfahren aal Approbations* 
oder Konzessionsentziehnng eingeleitet wird. 

§. 55. Eataiehong der Konzession znm Betriebe einer Apotheke hat za 
erfolgen: 

1. wegen beharrlicher Widersetznng gegen die vom Landes-Mediainalkollegiam 
innerhalb seines gesetzlichen Wirknngskreises erlassenen Anordnongen in 
Betreff der Aasübang des Apothekerberafs; 

2. wegen grober Nachlässigkeit in Aasübang des Berafs, Missbraach des 
Berofs za anerlaabten Zwecken oder wiederholter Uebersehreitong der 
zaständigen Befagnisse; 

8. wegen anstössigen Lebenswandels oder Bestrafung anlässlich eines nach 
der öffentlichen Heinong entehrenden Verbrechens oder Vergehens. 

Die Entziehang der Konzession erfolgt dnrch einen mit der EUage beim 
Verwaltangsgerichtshofe anfechtbaren Beschlass des Landes*Medizinalkollegiams. 

D. Besondere Verpflichtangen der Apotheker. 

§. 56. Die Apotheker sind verpflichtet, anf Anfordern der Behörden 
sowohl in medizinisch-gerichtlichen, als medizinisch • polizeilichen Fällen be* 
sondere and allgemeine Aufträge, welche ihren Geschäftskreis berühren, gegen 
eine nötigenfalls vom Landes-Medizinalkollegiam festznstellende EntschMignng 
zn flberne^en. 

§. 57. Die Apotheker sind verpflichtet, die ärztlich verordneten Arzneien 
bei Tage und bei Nacht so schnell als möglich anzafertigen. 

Der Verfertiger einer Arznei hat seinen Namen anf die Rückseite des 
Rezeptes zn schreiben and vollständige Abschrift des Rezeptes, welche anch 
den Namen des Arztes and Preisangabe amfasst, in ein Bach einzatragen. 

Wegen Abgabe stark wirkender Arzneimittel gelten die darüber vom 
Landes - Medizinalkollegiam erlassenen Bekanntmachangen. 

Sind anf einem Rezepte die festgestellten Maximaldosen von stark 
wirkenden Arzneimitteln überschritten, so gelten für solche Fälle die Be- 
stimmnngen des Deutschen Arzneibaches. Solche Rezepte haben die Apotheker 
anfznbewahren. 

§. 68. Die Abgabe einer ärztlich verordneten Arznei darf ans dem 
Grande vom Apotheker nicht verweigert werden, weil nicht sofort Bezahlnng 
erfolgt, sofern sohlennige Anfertignng der Arznei vom Arzte gefordert wird. 

§. 69. Die Apotheker haben sich jederzeit an die Bestimmnngen der 
festgestellten Arzneitaxe zn halten, jedoch bei Abgabe von Arzneien zn Tier* 
heilzwedren einen Rabatt von 15*‘/o anf diese Taxe zu gewähren. 
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Auf jedem Bezept soll der Preis in Zahlen bemerkt and nach erfolgter 
Zahinng das Besept sar&ckgegeben werden, den in §. 57 a. E. gedachten Fall 
aasgenommen. 

§. 60. Beschwerden wegen Uebersohreitang der Arzneitaze sind zonächst 
bei dem Physikas anzabringen and yon diesem za erledigen vorbehaltlich des 
Bekarses an das Landes-Medizinalkolleginm. 

Wiederholte Ueberschreitnngen der Arzneitaze in einer Apotheke werden 
auch disziplinarisch bestraft. Machen Gehilfen sich solcher Ueberschreitnngen 
schuldig, so trifft die Disziplinarstrafe doch den Besitzer der Apotheke. 

IV. Die Kammer der Aernte und Apotheker und der Diseiplinarhof. 

§. 61. Die approbierten Aerzte and die Zahnärzte, welche sieh zar 
Aosttbnng der Heilkunde im Herzogtame niedergelassen haben, sowie die kon¬ 
zessionierten Apotheker des Herzogtums oder, falls sie nicht selbst ihre Apo¬ 
theke verwalten, deren Pächter oder Verwalter fttr die Dauer ihrer Wirksam¬ 
keit als solche werden durch die «Kammer der Aerzte und Apotheker des 
Herzogtums Braunschweig“ in der durch dieses Gesetz bestimmten Weise ver¬ 
treten. Von den Aerzten sind nicht einbegriffen die Militärärzte und diejenigen 
Assistenzärzte Cffentlicher und privater Krankenanstalten, welche eich auf die 
assistenzärztliche Austtbung der Heilkunde in diesen Anstalten beschränken. 

§. 62. Die Kammer hat ihren Sitz in der Stadt Braunschweig, führt 
ein Dienstsiegel mit dem springenden Pferde und geniesst Freiheit von Stempel 
und Gebühren. 

Sie besteht aus 10 auf 6 Jahre gewählten Mitgliedern und zwar aus 7 
Aerzten, von welchen 2 von den Aerzten des Kreises Braunschweig, je 1 von 
den Aerzten der übrigen fünf Kreise, und aus 8 Apothekern, welche von der 
Gesamtheit der wahlberechtigten Apotheker gewählt werden. 

Für jedes Kammermitglied wird zugleich ein Stellvertreter gewählt. 

Mit beratender Stimme nimmt an den Sitzungen der Kammer ein Bechts- 
beistand teil, welchen die Kammer aus dem Bichterstande sich zugesellt und 
welcher, wenn darüber von der Kammer nicht anders beschlossen wird, zugleich 
das Amt des Schrift- und BechnungsfOhrers verwaltet. 

Herzogliches Staatsministerium ist auf Antrag der Kammer befugt, die 
Anzahl der zu wählenden Mitglieder der Kammer zu erhöhen und wird im 
Falle einer entsprechenden Anordnung zugleich bezüglich der WahlkOrper Be¬ 
stimmung treffen. 

§. 68. Die Wahl der ärztlichen Kammermitglieder und deren Stellver¬ 
treter erfolgt durch die im Kreise angesessenen approbierten Aerzte und Zahn¬ 
ärzte in einer Wahlversammlung, welche vom Vorsitzenden der Kammer für 
jeden Kreis auf einen anderen Tag nach der Kreishauptstadt einzuberufen und 
deren Zeitpunkt den Wahlberechtigten von derselben Stelle aus zuschriftlich 
bekannt zu machen ist. 

Das Amt des Wahlvorstehers übernimmt der Herzogliche Phjsikns des 
Wahlorts, in dessen Behbdernng der an Lebensjahren älteste am Wahlorte 
wohnende Arzt. 

Die Wahlversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel 
der wahlberechtigten Aerzte sieh daran beteiligen. Als Beteiligung gilt nicht 
nur persönliche Stimmenabgabe, sondern auch die Einsendung beglaubigter 
Stimmzettel an den Wahlvorsteher, welche indes nur denjenigen Aerzten frei¬ 
steht, welche nicht am Wahlorte wohnen. Der Stimmzettel muss spätestens 
am Tage vor der Wahl in den Händen des Wahlvorstehers sein. 

Ungenügend oder gar nicht entschuldigtes Fernbleiben vom Wahltermine 
besw. Unterlassen des Einsendens eines beglaubigten Wablzettels hat eine Ord¬ 
nungsstrafe von 80 Mark zur Folge, welche die Kammer verhängt. 

Die Wähler sind bei der Wahl an die Aerzte ihres Kreises nicht ge¬ 
bunden. 

Bei der Abstimmung entscheidet relative Stimmenmehrheit, bei gleichen 
Stimmen das Los. 

Die Wahl kann abgelehnt werden von Aerzten, welche fünf Jahre 
Kammermitglieder gewesen sind, für die nächste Wahlperiode und von den¬ 
jenigen, deren Wohnort mehr als 40 km von Braunschweig entfernt ist. Ueber 
die ZuUUsigkeit anderer Ablehnnngsgründe entscheidet die Kammer. 

Das Ergebnis der Wahl ist vom Wahlvorsteher durch die Braun- 
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sehweigisohen Anieigen bekannt an machen and der Kammer anzoaeigen, von 
dieser anch dem Landes-Mediainalkollegiam mitaateilen. 

§. 64. Die Apotheker des Landes wählen in einer gemeinsamen in 
Brannschweig abaahaltenden Wahlversammlnng drei Mitglieder der Kammer 
and ebenso viele Stellvertreter onter der Leitang des den Lebensjahren nach 
ältesten in Brannschweig wohnenden Apothekers. 

Die Bestimmnngen des §. 63 finden anf diese Wahl sinngemässe An- 
wendong. 

§. 65. Zorn Geschäftskreise der Kammer gehOrt: 

1. Die Ftthrong der Bolien der Aerate and Apotheker; 

2. Die Wahrnehmnng der Standesinteressen der Aerate and Apotheker dorch 
Anträge an die Landesregierung; 

8. die Sorge fflr Entfaltung and Erhaltung eines würdigen Standesgeistes 
durch Erlass einer Standesordnung, in welcher diejenigen Pflichten aa- 
sammengestellt werden, die den approbierten Aerzten und Apothekern in 
Austtbnng ihres Bemfes zur Wahrung der Ehre und des Ansehens ihres 
Standes in und ausserhalb ihrer Berufstätigkeit obliegen; 

4. der Erlass von Disziplinarverfflgungen gegen die durch die Kammer ver¬ 
tretenen Aerate und Apotheker wegen ordnungswidrigen oder unange¬ 
messenen Verhaltens. Anf Militärärzte erstreckt sich die Disziplinar¬ 
gewalt der Kammer nicht, auf beamtete Aerzte nur insoweit, als es sich 
um Verfehlungen eines solchen Arztes in seiner Privatpraxis handelt. 
Darüber, ob dieser Fall vorliegt, entscheidet im Zweifelsfalle das Landes- 
Medizinalkollegiam and auf erhobene Beschwerde das Herzogliche Staats¬ 
ministerium ; 

5. die Sorge, Streitigkeiten unter den in der Kammer vertretenen Medizinal¬ 
personen vorznbeugen, bei entstandenen Streitigkeiten deren gütliche Bei¬ 
legung za versuchen and über eingereichte gegenseitige Beschwerden za 
entscheiden; 

6. ^e Erstattung von Gutachten über Gegenstände der Medizinalverwaltnng, 
insbesondere Über den Erlass und die Veränderung einer Gebührenordnung 
für die approbierten Aerzte etc., wenn solche vom Herzoglichen Staats- 
ministerium gefordert werden; 

7. die Erstattung von Gutachten über Streitigkeiten zwischen Privatpersonen 
and den in der Kammer vertretenen Medizinalpersonen anlässlich der Be- 
rnfsaaeübung der letzteren, wenn solche Gutachten von den Streitenden 
oder einer Behörde angefordeit werden; 

8. die Beaufsichtigung der Kassen- and Bechnnngsfühinng der Kammer; 

9. die weitere Verfolgung von Beschwerden, welche Aerzte oder Apotheker 
gegen Behörden oder Beamte za führen haben and zur weiteren Ver¬ 
folgung an die Kammer abgeben; 

10. schiedsrichterliche Entscheidung über die Höhe des im Einzelfalle zur 
Anwendung zu bringenden Satzes der ärztlichen Gebührenordnung auf 
Anrufen beider Teile. 

§. 66. Die Kammer kann nach Anhörung der Beteiligten folgende Dis- 
siplinarstrafen verhängen: 

1. Warnung, 

2. Geldstrafe bis 2000 Mark, 

3. schriftlichen Verweis, 

4. Verweis vor versammelter Kammer, 

5. Verlust des aktiven und passiven Wahlrechts für eine oder mehrere Wahl¬ 
perioden und entsprechend öffentliche Bekanntmachung. 

Es bleibt dem Ermessen der Kammer überlassen, unter diesen Strafübeln 
sn wählen oder anch mehrere derselben zugleich anzawenden. 

Die durch ein eingeleitetes DiszipUnarverfahren erwachsenen Kosten 
(Auslagen) können dem Betraften auferlegt und im Wege des Verwaltungs- 
Zwangsverfahrens eingezogen werden. 

Von den abgegebenen Disziplinarverfflgungen ist dem Landes-Medizinal- 
kollegium Mitteilung zu machen. 

§. 67. Disziplinarverfflgungen der Kammer einschliesslich der nach §. 66, 
Abs. 3 ergehenden Kostenentscheidnngen sind anfechtbar mit der Beschwerde 
beim „ärztlichen Dlsziplinarhof", welcher endgültig entscheidet. 
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Der Dissiplinarbof beBteht aas einem Ton der Herzogliobon Ludern 
regierang za ernennendea riobterllchea Beamten, Welcher den Yorsits fflhtt, 
einem gleichfalls von Herzoglicher Landesregierung za ernennenden Mitgliede 
des Landes-Mediziuaikoliegiams and einem von der Hammer der Aerzte ud 
Apotheker auf fünf Jahre za erwählenden Mitgliede, welches nicht zngleieh 
Mitglied der Kammer sein darf. 

An den Disziplinarhof zn richtende Beschwerden sind binnen einer Ans- 
schlassfrist von 14 Tagen nach Zustellang der auzofechtenden Verfügung bei 
der Kammer einzareichen und von dieser unter Beifügung der Yorakten an den 
Disziplinarhof weiter za befördern. 

§. 68, Der Geschäftsgang der Kammer bei Ausübung ihrer Disziplinär- 
befagnis (§. 65, Nr. 4 und §. 66) und des Disziplinarhofes regelt sich nach einer 
Anweisung, die vom Herzoglichen Staatsministerium nach Anhörung der Kammer 
der Aerzie and Apotbekor zu erlassen ist. 

§. 69. Für den Geschäftsgang der Kammer ist, insoweit nicht die nach 
den voröteheudeu Paragraphen vom Herzoglichen Staatsministerinm zu er¬ 
lassenen Vorschriften in Frage kommen, die von der Kammer selbst festzu- 
stellcude „Gc 3 i:bättsordiiung‘‘ massgebend. Die Kammer wählt mit absoluter 
Stimmeiimebrheit aus ihren Mitgliedern einen Yorsiizenden und einen Stell¬ 
vertreter desselben, weicher die Geschäfte nach der Geschäftsordnung zu 
leiten hat. 

Mitglieder der Kammer, gegen welche eine der in §. 66, Ziffer 3, 4 und 
5 aafgefdbrten Dis-jipliaar.strafen verhängt oder eine gerichtliche Bestrafung 
wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens erfolgt ist, scheiden für die 
betreffende Wahlzeit ans der Kammer aus. 

Scheidet aus diesen oder anderen Gründen ein Mitglied der Kammer 
aus, so £at der Vorsitzende bis zu der alsbald arizuordnenden Ersatzwahl seinen 
Stellvertreter einzuberufen und für diesen mit Zustimmung der Kammer einen 
einstweiligen Vertreter zu bestimmen. 

§. 70. Die Kammer ist beschlussfähig, wenn mindestens 7 Mitglieder 
derselben anwesend sind. 

Ihre Bescaiüsse werden nach absoluter Stimmenmehrheit gefasst. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet in DiS2ipiiuar.sachen die gelindere Meinung, in 
anderen Fällen die Stimme des Vorsitzenden. 

Es bleibt der Kammer überlassen, sieb, wenn bei einer Angelegenheit 
lediglich das besondere Interesse entweder der Aerzie oder der Apotheker in 
Frage kommt, in eine Abteilung der Aerzte und eine Abteilung der Apotheker 
zu sondern, von w’elcben jede sodann allein handelt. Bezüglich der Bsschluss- 
fähigkeiisÄificr in diesem Falle eniecheidet die Geschäftsordnung. 

§. 71. Die Kammer versammelt sich, so oft der Vorsitzende dieselbe 
zusammenruft, oder sobald mindestens 3 Mitglieder der Kammer (§. 62) die 
Anberaumung eiuor Sitzung bei dem Vorsitzenden unter Angabe des Verhand- 
lungsgegenstandes beantragen. 

Ein MitgUe.l, wcdcües am Erscheinen behindert ist, hat dies unter An¬ 
gabe der Grliaae vor der Sitzung dem Voreitzenaen anzuzeigen, und zugleich 
seinen Stellvertreter zu benachrichtigen, auf welchem dadurch die Pflicht zum 
Erscheinen übergeht. 

Mitglieder und Stellvertreter, welche ohne genügende Eniöchaldignng 
nicht erscheinen, und Mitglieder, welche im Falle eigener Behinderung ihren 
Stellvertreter zu benachriehtigen versäumen, verfallen in eine Strafe von 15 M., 
weiche endgültig von der Kammer verfügt wird. 

§. 72. Mindestens alle zwei Jahre hat die Kammer einen Bericht über 
ihre Tätigkeit abfassen und nebst einer Abrechnung über die Kassenyerhält- 
nisse den in der Kammer vertretenen Aerzten und Apothekern, sowie dem 
Landes-Mediziaalkollegium zugehen zu lassen, 

§. 73. Bei der Kammer wird eine Kasse eingerichtet und die Kassen- 
und Ecchnungsführarig nach §. 62, Abs. 4 vou der Kammer geordnet. 

In die Kasse fliessen: 

1. die Eintrittsgelder von je 15 Mark, welche von jedem, welcher den in der 
Kammer vertretenen Aerzten und Apothekern (§. 61) hinzutritt, zU ent¬ 
richten sind; 

2. die von der Kammer verhängten Disziplinär- und Ordnungs-Geldstrafen; 

3. die Beiträge der in der Kammer vertretenen Aerzte und Apotheker, Welche 
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VOB diesen in demjenigen Betrage anfzabringen sind, weloher von der 
E!ninmer je naeh Bedürfnis lestgeatelit and ausgeschrieben wird. 

Alle diese Kasseneinnahmen werden erforderliohenfalls im Wege 4eB 
Verwaltnngs-Zwangsverfahrens beigetrieben. 

Aas der Kasse bestritten werden die durch die Geschäftsfiihrang der 
Kammer entstehenden Kosten, insbesondere auch die dem jaristisohen Beistände 
(§. 62, Abs. d) and dem etwa ausserdem angenommenen Sobritt-, Kassen- und 
Becbnnngsführer ausznwerfende feste Entschüdignng und die den auswärtigen 
Mitgliedern der Kammer für die Beisen za den Sitzungen nach Massgabe der 
Geschäftsordnung zl bewilligenden Tagegeidof ünd Reisekosten. 

§. 74. Die in der Kam oer vertretenen Aerzte und Apotheker (§. 61) 
haben den von der Kammer innorhalb ihrer Zuständigkeit gefassten Beschlüssen 
nUd abgegebenen Verfngaugen Folge zu leisten. Gegen Ungouorsame kann 
die Kammer nach Betinden Ordnungsstrafen bis zn 80 Mark verhängen. 

Die Herzogliohen Behörden nud Beamten haben der Kammer und dem 
Diszipliuarhofe bei den derselben nach Üirer Zuständigkeit obliegenden Ge¬ 
schäften auf Ersuchen die erforderliche Hilfe za leistest. Icebesondeie haben 
in Disziplinaruntcrsachangssacheu die Herzoglichen Amtsgeiichte bei der Er¬ 
mittelung oder Feststeilung von Tatsachen auf Ersuchen mitruwirken und auf 
Abtrag Zangen oder Sachverständige unter Beiladung dos Beschuldigten und 
des von der Kammer bestollton Rsforenten eidlich zu vernehmen. 

Bei den bezügliolKu HauUnngen der ersuchten Gerichte finden die 
§§. 158—160, 166 G. V. G. bezw. die Bostimraungen der St. P. 0. über die 
Vernehmung von Zeugen und Sachvarständigen mit der Massgabe ent¬ 
sprechende Auwcnduiig, dass die zur Erzwingung des Zeugnissts zulässige 
Haft nicht über die Zeit von 6 Wochen hinaus angeordnet werden kann. 

§. 7ö. Die Kammer steht unter der unmittelbaren Obeninfsicht des 
Herzoglichea Staatsministefin.ins, welches solche durch einen dazu besonders 
ernannten Baauftragten ansüeen wird. 

Dir Regieraagsbeaiittragte ist bürechtigt, allen Sitzungen der Kammer 
beizuwohaen und gegen ihre Bsschlüsse, insoweit diese nickt nur Disziplinar- 
Verfiigangen enthalton, Einsprache einzsiegen. Geschieht dies, so ist die Aus¬ 
führung der Beschlüsse bis dahin, dass das Herzogliche Staalsmiriieterinm ent¬ 
schieden hat, ausansetzen. 

Der Regicrnugsbeaufiragte ist von den angesetzteu Kamniersitznneen 
zeitig zuvor zu benachrichtigen. Die von der Kammer gefassten Beschlüsse 
sind ihm mitzntcilen. 

Y. Privat-Kranken- etc. Anstalten und Sorge für Geisteskranke. 

§. 76. Krajiköu-, Entbindungs-, Irren-, Idioten-Anblailei), Ansi,allen für 
Epileptische nnd Anstalten für die Erziehung schwaclilreläi igtey Kinder, weicht 
aus anderen als Staatsmitteln errichtet oder xiiiterhalttx wotdeu, unterliegen 
der Aufsicht des Landes-Medizinaikolletriurat. Dasselbe ist btfngt und ver¬ 
pflichtet, diese Anstalten von Zeit zu Zeit einer Be-sichtigung zu unteiziehcn 
bezw. durch den Physikus oder sonstige Bevollmächtigte uuteiziehen zu lassen. 

Die AnstaltsvorsTände sind verpfliciitet und könncu nötigenfalls durch 
polizeiliche Zwangsmittel dazu aaeehalten weiden, den Mitgiieoern und Be¬ 
vollmächtigten des Landes-Mcdizinaikollegiums den Zutritt zu allen Anetalts- 
räumeu und zu allen darin unteigehraehten Kranken zu gewähren. 

Mängeln, durch welche der Zweck solcher Ansi alten »vesectlich beeinträet- 
tigt wird, ist von der Verwaltung auf Verlangen der ^ olsich isbel örde abznhelleii. 

§. 77. Die Sorga für Gsisteskranko ist zunächst Sache der Angehörigen 
bezw. des Vormundes. Sind Augabörige oder ein Vormund, welche für den 
Kranken sorgen können, nicot vorhanden, oder versäumen dieselben hierin ihre 
Pflicht, oder erwächst aus dem Verbleiben der Geisteskranken in ihren häus¬ 
lichen Verhältnissen für sie selbst oder für andere Gefahr, oder sind die 
Kranken für die öffentliche Schicklichkeit anstössig, so geht die Farsorgepfiieht 
auf die Landespolizcibchörde über. 

Die Landespolizeibeiiörde kann in solchen Fällen auf Grund eines von 
der Herzoglichen Direktion dsr Heil- uni Pflegeanstalt gebiliigten Physikats- 
Gutaohtens die Aufnahme eines Geisteskranken in die Staats-Irrenanstalt auch 
gegen den Willen der Angehörigen verfügen. Gegen eine derartige Verfügung 
findet Klage beim Verwaltungsgericbtshofo statt. An Stelle der Klage ist Bach 
Wahl auch Beschwerde an das Herzogliche Staatsministerium zulässig. 
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Die Behandlung wegen Geisteskrankheit, Geistesschwlcbe nnd Epilepsie 
ist ausser in dazu bestimmten staatlichen nur in solchen PriTatanstalten ge¬ 
stattet, denen die Behandlong nnd Pflege derartig Erkrankter ausdrücklich 
genehmigt ist. 

Von jeder Anfnahme eines Geisteskranken in eine geschlossene Anstalt 
der in §. 76 bezeichneten Art bat deren Leiter die zuständige Landespolizei- 
nnter Vorlegung des Gutachtens eines beamteten Arztes binnen längstens drei 
Tagen nach der Aufnahme zu benachrichtigen. 

§ 78 Straf- und SchlnssbeBtinunnngen. 

1. Wer den Vorschriften der §§. 14, 18 nnd 76 zuwider den Mitgliedern und 
Beauftragten des Landes - MedizinalkoUegiums, dem Pbysikus oder Kreis¬ 
ärzte den Zutritt zu seinen Gebäuden und Grundstücken verweigert, wird 
mit Geldstrafe von 60 bis 160 Mark oder mit Haft bestraft. 

2. Wer den nach §. 16 vom Physikns getroffenen vorlänfigen Anordnungen 
nicht Folge leistet oder znwideihandelt, wird, sofern nicht nach den be¬ 
stehenden gesetzlichen Beetimmnngen eine schärfere Strafe verwirkt ist, 
mit Geldstrafe bis zu 160 Maik oder mit Haft bestraft. 

8. Approbierte Aerzte, Tierärzte nnd Heilgehilfen, welche den Vorschriften 
in §§. 20 nnd 38 zuwider die daselbst vorgescbriebene Meldung an den 
Pysikus bezw. Ereistierarzt unterlassen, werden mit Geldstrafe bis zu 
30 Mark oder mit Haft bestraft. 

4. Alle die Heilkunde ausübenden Personen, welche die im §. 21 vorge- 
sobriebenen Meldungen unterlassen, werden mit Geldstrafe bis zu 160 Mark 
oder mit Haft bestraft. 

5. XJebertretnngen des §. 22 werden, sofern nicht nach den bestehenden ge¬ 
setzlichen Bestimmungen schärfere Strafe verwirkt ist, mit Geldstrafe bis 
zu 160 Mark oder mit Haft bestraft. 

6. Aerzte, Tierärzte und Apotheker, welche dem Physikns oder den Orts- 

nnd Landespolizeibebörden die in den §§. 23, 26 nnd 66 ihnen zur Pflicht 
gemachte Hilfe zu gewähren verweigern oder unterlassen, werden mit 
Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bestraft. ' 

7. Aerzte, welche dem Verbote des §. 26 zuwider Arzneimittel zubereiten, 
verkaufen oder unentgeltlich abgeben, werden mit Geldstrafe bis zu 150 
Mark oder mit Haft bestraft. 

8. Wer ohne eine Bestallung des Landes-MedizinalkoUegiums den Beruf 
einer Hebamme ansübt, wird mit Geldstrafe bis zu 300 Mark oder im 
ünvermSgensfaUe mit Haft bestraft. 

9. Wer sieb, ohne im Besitze eines Prüfnngszengnisses des Landes-Medizinal- 
koUegiums zu sein, als „Heilgehilfe" bezeichnet oder sich einen gleich 
ähnlichen Titel beilegt, nnd derjenige Heilgehilfe, welcher die Grenzen 
seiner Befugnisse (§. 37) überschreitet, wird mit Geldstrafe bis zu 300 M. 
oder im Unvermögensfalle mit Haft bestraft. 

10. Leiter von Anstalten, welche der Vorschrift in §. 77, Abs. 4 zuwider die 
Anmeldung der Anfnahme von Geisteskranken unterlassen oder verzögern, 
werden mit Geldstrafe bis zu 160 Mark oder im UnvermOgensfalle mit 
Haft bestraft. 

§. 79. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Juli d. J. in Kraft. 

§. 80. Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes verUeren 

die Verordnung, betreffend das bei Behandlung armer Kranker nnd Auf¬ 
bringung der dadurch verursachten Kosten zu beobachtende Verfahren, 
vom 5. Juli 1826, Nr. 16, 

das Medizinalgesetz für das Herzogtum Brannschweig vom 26. Oktober 
1865, Nr. 67, 

die entgegenstehenden Bestimmungen in §. 8 des Gesetzes, betreffend den 
Schutz des Publikums gegen den Genuss trichinenhaltigen Schweine¬ 
fleisches, vom 15. März 1866, Nr. 26, nnd in §§. 3, Abs. 1, nnd 7, Abs. 3 
der zugehörigen Ansfühmngs-Verordnung vom 18. März 1866, Nr. 26, 

das Gesetz, betreffend die Anstellung beamteter Tierärzte, vom 28. März 
1881, Nr. 17 

und alle sonstigen entgegenstehenden Bestimmungen ihre Wirksamkeit. 
Verantwortl.Bedakteur: Dr.Bapmnnd, Beg.-n. Geh.Med.-Bat in Mindeni.W> 

J, C* 0« Bnii&f, H. 8, V. F. Sch.-L. Hof-Bnohdniekerel in lOiideii« 



Rechtsprechung und Medizinal- 

Gresetzgehung. 

Beilage zur Zeitsclirift für Medizinal-Beamte. 

Nr. IS. 1. Juli. 1901. 


Rechtsprechung. 

Vergnch mit nntanglichen Mitteln ist strafbar. Urteil des 
Beichsgeriohts (Strafsenats) vom 4. Juni 1908. 

Bin Dienstmädchen hatte einem seiner Pflege anvertranten Kinde da¬ 
durch Schaden zufdgen wollen, dass es ihm den Kopf eines Zündhölzchens in 
die Suppe brOekelte. Es hatte aber dazu ein phosphorfreies Zündholz ver¬ 
wendet in dem Glauben, es sei ein giftiges. Gegen das Urteil der Strafkammer 
des Landgerichts zu Lübeck, durch das sie wegen versuchter Beibringung von 
Gift zu drei Monaten verurteilt war, legte sie Bevision ein; das Beichsgericht 
wies diese als anbegründet zurück, indem es an dem schon früher mehrfach 
angenommenen Grundsatz festbielt, dass auch der Versuch mit untauglichen 
Mitteln strafbar sei. 


Ankflndigung yon Geheimmittelii durch Broschttre. Entschei¬ 
dung des pro ussi sehen Kammergeriohts in Berlin (Strafsenats) 
vom 8. Juni 1908. 

Ein Apotheker war in Strafe genommen, weil er Geheimmittel, denen 
eine übertriebene Wirkung beigelegt, dadurch Öffentlich angekündigt hatte, 
dass er Personen, die in seiner Apotheke etwas kauften, eine Broschüre „Der 
Tierarzt im Hause“, in der diese Geheimmittel gegen gewisse Krankheiten 
empfohlen waren, unentgeltlich mitgegeben hatte. Gegen die verurteilende 
Entscheidung des Landgerichts legte er Berufung ein, die aber vom Strafsenat 
des Kammergerichts zuifickgewiesen wurde, da vom Vorderrichter ohne Bechts- 
irrtum festgestellt sei, dass der Angeklagte Geheimmittel unbefugt angekün¬ 
digt habe. _ 


Die auf Grund des Ministerialerlasses vom 88. Juni 1902 er¬ 
lassenen PoUzeiverordnnngen sind auch insoweit rechtsgiltig, als sie 
öffentliche Anzeigen von nicht approbierten Personen, welche die Heil¬ 
kunde gewerbsmässig ausüben, verbieten, sofern sie über Erfolge 
dieser Personen zu täuschen geeignet sind. Urteil des Kammer¬ 
gerichts vom 28. Mai 1903. 

Der Vorderrichter ist zu der Feststellung gelangt, dass durch die ganze 
Art, den Inhalt und die Ueberschrift des von dem Angeklagten, der ohne appro¬ 
biert zu sein, gewerbsmässig die Heilkunde ausübt, veröffentlichten Inserats 2 
(Bronchialkatarrh) der Anschein erweckt wird, der Angeklagte wolle den Erfolg 
bei der geschilderten Behandlung der Zeugin Vogt, die er selbst gar nicht 
behandelt hat, als seinen eigenen binstellen, so dass der Angeklagte eine Öffent¬ 
liche Anzeige erlassen hat, die über seine Erfolge zu täuschen geeignet ist. 

Diese Auslegung ist tatsächlicher Natur und, da sie einen Bechtsirrtnm 
nicht erkennen lässt, für das Bevisionsgeriebt bindend. Sie rechtfertigt die 
Anwendung des §. 8 der Polizeiverordnnng vom 8. August 1902, soweit er 
öffentliche Anzeigen von nicht approbierten Personen, welche die Heilkunde 
gewerbsmässig ausüben, verbietet, sofern sie über Erfolge dieser Personen zu 
Moschen geeignet sind. 

Die materielle Bechtsgiltigkeit dieser von dem Vorderrichter zur An¬ 
wendung gebrachten Bestimmung unterliegt keinem Bedenken. Sie flndet ihre 
gesetzliche Stütze in den §§. 6f, 12 des Gesetzes vom 11. März 1850 und dem 
(§. 10II, 17 A. L. B., denn das ausgesprochene Verbot hat zum Gegenstand 
die Sorge für Leben und Gesundheit, auch soll durch das Verbot das Publikum 








17Ö 


fiechtBprecliilng and liedininal*(}esetsgebang. 


vor Gefahren geschlitzt werden, die ihm durch derartige auf Ttnsehnng hin¬ 
zielende Anzeigen nicht approbierter Heilkundiger drohen. 

Dass der in dem ausgesprochenen Verbot enthaltene Tatbestand durch 
das Beiohsgesetz vom 27. Mai 1896, insbesondere die §§. 1 und 4 in einer er¬ 
schöpfenden und eine Polizei rerordnang aussohliessenden Weise geregelt worden 
ist, wie die Revision meint, kann nicht anerkannt werden. 

Das Gesetz vom 27. Mai 1896 ist, wie auch sein Name zeigt, erlassen 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes. Es sollen durch dasselbe die 
Gewerbetreibenden gegen unlautere geschäftliche Massnahmen von seiten anderer 
Gewerbetreibenden geschlitzt werden. 

Das durch den §. 1 gegebene Recht, auf Unterlassung und Bntsehldigung 
zu klagen, ist ebenso wie das Recht, bei dem Vorliegen des im §. 4 unter 
Strafe gestellten Tatbestandes auf Bestrafung anzutragen, nach den §§. 1 und 
12 nur solchen Gewerbetreibenden gegeben, die Waren oder Leistungen gleicher 
oder verwandter Art hersteilen oder in den geschäftlichen Verkehr bringen 
oder von Verbänden zur Forderung gewerblicher Interessen. 

Die Poiizeiverordnnng geht aber von ganz anderen Gesichtspunkten aus. 
Sie hat zum Gegenstand die Sorge für Leben und Gesundheit und nicht den 
Sohutz gewerblicher Interessen, sie will das Publikum als solches schützen und 
nicht lediglich die Gewerbetreibenden, von deren Antrag ausserdem nach dem 
Beiohsgesetz die Bestrafung abhängig ist. Die Giltigkeit der in Frage 
kommenden Vorschrift des §. 8 der Poiizeiverordnnng wird also durch die §§. 1 
und 4 des Reiohsgesetzes nicht ausgeschlossen, da sie mit den Bestimmungen 
dieser Paragraphen nicht im Widersprach steht. Der in dem §. 4 unter Strafe 
gestelite Tatbestand ist nur insoweit abschliessend und erschöpfend geregelt, 
als es sich um Strafbestimmungen handelt, die die Gewerbetreibenden gegen 
unlautere Konkurrenz von seiten anderer Gewerbetreibenden schützen sollen. 

Die Revision war daher zurückzuweisen. 


Eine zur Bekämpfung der kontagitfsen Aagenentsftndung er¬ 
lassene Polineiyerordnnng, welche zwecks Untersuchung eine allge¬ 
meine Pflicht zum Erscheinen an Öffentlichen Orten vorschreibt, steht 
im Widerspräche mit der Allerhöchsten Kabinetsordre vom 8. Angnst 
1835 und ist ungiltig. Urteil des Königlichen Kammergerichts 
zu Berlin vom 18. November 1902. 

.... Es besteht kein Zweifel, dass gemäss §. 15 des Polizeigesetzes 
vom 11. März 1850 Polizeiverordnungen sich nicht mit der Kabinetsordre und 
ihrem Regulativ in Widersprach setzen dürfen. Solches aber tut die Polizei- 
yerordnung vom 28. Oktober 1901 in mehr als einem Punkte. 

Zunächst widerspricht sie, wie der Vorderrichter zutreffend bemerkt, den 
§§. 63, 18 c des Regulativs, wonach die an kontagiOser AngenentaOndung 
Leidenden verpflichtet sind, sich der näheren Gemeinschaft mit anderen, insbe¬ 
sondere des Besuchs Öffentlicher Orte zu enthalten. Hiernach haben die 
Kranken jedenfalls Zusammenkünften der gesamten Bevölkerung, Terminen, zu 
denen Jedermann" bestellt wird, fern zu bleiben. Eine Verordnung*, die ihnen 
solches anferlegt, widerspricht der Kabinetsordre nnd braucht von ihnen nicht 
befolgt zu werden. Nun ist aber auch klar, dass die Kabinetsordre jene Vor¬ 
schrift erlassen hat im Interesse der Gesunden, nicht der Kranken, dass sie die 
Gesunden bewahrt wissen wollte vor der Gemeinschaft mit den Kranken. Eine 
Verordnung, welche den Gesunden gebietet, an Massenzusammenkünften mit 
Kranken teilzunehmen, widerspricht also gleichfalls dem Sinne der Kabinets- 
ordre und ist auch für die Gesunden unverbindlich. Dabei macht es keinen 
Unterschied, ob die Orte der Zusammenkünfte an sich Öffentliche sind oder 
nicht. Die Kabinetsordre verbietet derartige Zusammenkünfte schlechthin nnd 
fügt nur ergänzend hinzu, dass die Kranken sich insbesondere des Besuches 
Öffentlicher Orte enthalten sollen. Uebrigens dürfte jeder Ort, zu dessen Be¬ 
such die ganze Bevölkerung bestellt wird, im Sinne der Kabinetsordre ein 
Öffentlicher sein. Aber selbst wenn man darunter nur einen dauernd Öffentlichen 
verstehen wollte, so müssen doch ohne Zweifel Schale nnd Gemeindelokal hier¬ 
her gerechnet werden. Der Zweck der Bestimmung wäre dann, die Infektion 
derjenigen Orte zu verhindern, an denen ein Öffentlicher Verkehr stattflndet^ 
wo namentlich Schulkinder aus- nnd eingehen nnd verweilen sollen.' 
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Aber selbst abgesehen Ton den Massenterminen nnd den Terminen an 
Sffentlieben Orten ist die Poliseirerordnnng yom 28. Oktober 1901 nngflltig, 
soweit sie der Berölkernng eine allgemeine Oestellnngspflicbt anflegt, nm sieh 
nntersachen sn lassen. Die Eabinetsordre vom 8. Angnst 1885, — ebenso das 
Beichsgesets Tom 80. Jani 1900 — regeln selbständig diejenigen Anseige- 
pflichten, welche dem Pabliknm znr Anfdeeknng ansteckender Krankheiten ob¬ 
liegen. Bin polizeiliches Verordnnngsrecbt ist auf diesem Oebiete nnr mOglich, 
soweit es jene Gesetze gestatten. Hierüber lassen namentlich die §§. 9, 25,86, 
41, 44, 59, 65, 74, 84, 95, 107, 117 des Begnlatirs yom 8. Angnst 1^ keinen 
Zweifel. Sie regeln jene Materie in eingehendster nnd sorgfältigster Weise 
nnd fOgen es überall ansdrücklich hinzn (§§. 41, 59), wenn der Polizeibehörde 
ein ergänzendes Verordnnngsrecht offen gehalten werden soll. Anoh die Sani¬ 
tätspolizei ist daher in Prenssen nicht befngt, der BeyOlkemng eine allgemeine 
Anseigepflicht anfznlegen, soweit ihr diese Befugnis nicht dnrch Gesetz be¬ 
sonders angewiesen ist. Noch weniger ist sie berechtigt, der gesamten Be¬ 
yOlkemng eine persönliche Gestellnngspflieht zwecks üntersncbnng anfznlegen, 
nm an ermitteln, ob nnd in welchem Umfange gewisse Krankheiten besteben. 
Eine solche Gestellnngspflieht konnte erst recht nnr durch Gesetz eingefübrt 
werden, wie das z. B. das Impfgesetz yom 8. April 1874 getan bat. Der 
Kabinetsordre yom 8. Angnst 1885 aber ist eine derartige Verpfliehtnng gänz¬ 
lich nnbekannt. Das Reichsgesetz yom 80. Jnni 1900 ß. 12 nnd die Ansführangs- 
bestimmnngen des Bnndesrats yom 4. Oktober 1900 (B.-G.-Bl. S. 806 n. 850) 
haben allerdings eine Verpfliehtnng, vor der GesnndheitsbehOrde znr persön¬ 
lichen Untersnehnng an erscheinen, für zulässig erklärt, aber nur in eng be¬ 
grenztem Rahmen, nämlich nnr bei Anssatz, Cholera, Flecktsphns, Gelbfieber, 
Pest nnd Pocken nnd nnr gegenüber solchen Personen, „welche obdachlos oder 
ohne festen Wohnsitz sind oder bemfs- oder gewohnheitsmässig nmberziehen, 
z. B. fremdländische Answanderer oder Arbeiter, Zigenner, Landstreicher, 
Hansierer." 

Die Polizeiyerordnnng des Regierangspräsidenten zn Gnmhinnen vom 
28. Oktober 1901 geht also schon mit der Binführang der allgemeinen Ge- 
stellnngspflicht zwecks Untersnehnng des Gesundheitszustandes der Angen über 
die Grenzen hinaus, welche dem sanitätspolizeilichen Verordnnngsrecht gezogen 
sind, nnd Angeklagter ist mit Recht freigesproeben worden. . . . 


Znr&cknahme der Konzession zn einer Privatkrankenanstalt 
wegen Niehtentiassnng eines dem Konzessionär als nnznyerlässig be¬ 
kannten Stellyertreters; Voransgehen einer Entlassnngsanffordernng 
seitens der Behörde ist nicht erforderlich. Entscheidung des Brann- 
sehweigischen Verwaltnngsgerichtsbofes yom 80. April 1902. 

.... Die Konzession kann aber auch znrückgenommen werden, wenn 
der Inhaber einen Stellyertreter nicht unverzüglich entfernt, von dem er weiss 
oder bei Anwendung gehöriger Sorgfalt wissen kann, dass er Handlnngen oder 
Unterlassungen begangen hat, welche im Falle ihrer Begehung dnrch den In¬ 
haber den Konzessionsverlnst znr Folge haben würden; denn durch das Be¬ 
halten eines unzuverlässigen Vertreters tut der Inhaber seine eigene Unzu¬ 
verlässigkeit dar. Die Ansicht mehrerer Kommentare zn §. 151 Gew.-Ordn., 
dass in dem letzterwähnten Falle eine Aufforderung der Behörde snr Ent¬ 
lassung des Stellyertreters heryorgegangen sein müsse, kann als richtig nicht 
anerkannt werden. Sie findet weder im Gesetze, noch in dem von ihnen ange¬ 
führten Ministerialerlasse eine Stütze. Auch der von v. Landmann hinzn- 
gefügte Grund, ob die Handlnngen oder Unterlassungen des Vertreters die 
Konsessionsentziehnng an sich rechtfertigen würden, ist nicht stichhaltig. Das 
Gesetz setzt die yoranfgegangene Aufklärung des Inhabers unbestritten dann 
nicht voraus, wenn es sich nm Handlnngen oder Unterlassungen handelt, welche 
er selbst, oder welche mit seinem Vorwissen sein Stellyertreter begangen hat. 
Bs führt deshalb zn einer Inkongruenz, sie in dem hier besprochenen Falle zn 
verlangen. Auch das prenss. Oherverwaltnngsgericht, welches diese Frage 
früher unbeantwortet gelassen hatte, hat nenerdings in einem solchen Falle 
eine vorherige Aufforderung des Inhabers znr Entlassung des Vertreters nicht 
erfordert. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. l>eiitaolKe« Reloli. 


Abftndening des KrABkenveraicliernngsgeBetses. Gesets Tom 
26. Mai 1908. Artikel I. 

Das Erankenversioherangsgesetz ivird wie folgt abgeftndert: 

L Im §. 1 ist der vierte Absatz za streichen. 

IL Im §. 2, Abs. 1 ist die Ziffer 6 za streichen. 

UI. Der §.3 erhält folgende Fassang: 

„Personen des Soldatenstandos, sowie solche in Betrieben oder im Dienste 
des Beichs, eines Staats oder Eommanalverbandes beschäftigte Personen, welche 
dem Beiche, Staate oder Eommonalverbande gegenüber in ErankheitsfäUen 
Ansprach aaf Fortzahlang des Gehalts oder des Lohnes oder anf eine den Be- 
stimmangen des §. 6 entsprechende Unterstützang mindestens für dreizehn 
Wochen nach der Erkrankang und bei Fortdauer der Erkrankung für weitere 
dreizehn Wochen Ansprach aof diese Unterstützung oder auf Gehalt, Pension, 
Wartegeld oder ähnliche Bezüge mindestens im anderthalbfachen Betrage des 
Erankengeldes haben, sind von der Versicberungspflicht aasgenommen.* 

IV. Der §. 6, Ahs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Erai&enunterstützang endet spätestens mit dem Ablauf der sechs* 
nndzwanzigsten Woche nach Beginn der Erankheit, im Falle der Erwerbsnn* 
fthigkeit spätestens mit dem Ablauf der sechsundzwanzigsten Woche nach 
Beginn des Erankengeldbezags. Endet der Bezug des Erankengeldes erst nach 
Ablaaf der sechsnndzwanzigsten Woche nach dem Beginn der Erankheit, so 
endet mit dem Bezüge des Elrankengeldes zugleich anch der Ansprach aof die 
im Ahs. 1 anter Ziffer 1 bezeichneten Leistangen.* 

V. Im §. 6 a, Abs. 1 werden anter Ziffer 2 die Worte: 

„durch Trankfälligkeit oder geschlechtliche Ausschweifungen* durch die 
Worte: „oder durch Trankfälligkeit* ersetzt; ebendaselbst wird die Vorschrift 
unter Ziffer 3 wie folgt abgeändert: 

„3) dass Versicherten, welche von der Gemeinde die Erankenonterstütznng 
onnnterbrochen oder im Laufe eines Zeitraums von zwOlf Monaten für sechs- 
nndzwanzig Wochen bezogen haben, bei Eintritt eines neuen Unterstütznngs* 
falls, sofern dieser durch die gleiche, nicht gehobene Erankheitsnrsache veran* 
lasst worden ist, im Laufe der nächsten zwölf Monate Erankennntersttttznng 
nar für die Gesamtdaaer von dreizehn Wochen za gewähren ist.* 

Im Abs. 1 daselbst wird unter Ziffer 6 am Schlosse hinzogefflgt: 

„Die auf Grand dieser Bestimmung abgeschlossenen Verträge sind der 
Aafsichtsbehörde mitzuteilen.* 

Im Abs. 2 daselbst wird statt der Worte: „zu zwanzig Mark* gesetzt: 

„zam dreifachen Betrage des täglichen Erankengeldes für jeden einzelnen 
üebertretnngsfall. * 

VI. Der erste Satz des §. 8 erhält folgende Fassung: 

„Der Betrag des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter wird, 
nach Anhörung der Gemeindebehörde und nachdem Vertretern der beteiligten 
Arbeitgeber und der beteiligten Versichernngspflicbtigen Gelegenheit zu einer 
Aeosserung gegeben worden ist, von der höheren Verwaltungsbehörde festge¬ 
setzt und durch das für ihre amtlichen Bekanntmachungen bestimmte Blatt 
Teröffentlicht.* 

Vn. Im §. 10, Abs. 1 werden die Worte: „zwei Prozent* daroh|die Worte: 

„drei Prozent* ersetzt. 

Der Abs. 2 ebendaselbst erhält folgenden Zusatz: 

„Solange Beiträge über zwei Prozent des ortsüblichen Tagelohns erhoben 
werden, findet eine Bttckerstattung von Vorschüssen nicht statt.* 

Die ersten beiden Sätze des §. 10, Abs. 3 daselbst werden ersetzt, wie folgt: 

„Ergeben sich aus den Jahresabschlüssen dauernd Ueberschflsse der Ein¬ 
nahmen aus Beiträgen über die Ausgaben, so hat nach Ansammlung eines 
Beservefonds im Betrage der durchschnittlichen Jahresausgabe der letzten drei 
Jahre die Gemeinde zu beschliessen, ob eine Herabsetzung der Beiträge oder 
eine E rhöhu ng oder Erweiterung der Unterstützungen eintreten soll.* 

Vm. Im §. 13, Ahs. 1 werden die Worte: „zwei Prozent* durch die 
Worte „drei Prozent* ersetzt. 
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IX. Im §. 20, Abs. 1, Ziffer 1 wird das Wort: »drei* ersetzt doreh das 
Wort; »Tier“. 

Ebendaselbst in Ziffer 2 werden die Worte: »mindestens Tier Woehen 
nach ihrer Niederknnft, und soweit ihre BescbBftignng nach den Bestimmnngen 
der Gewerbeordnung fttr eine längere Zeit untersagt ist, ffir diese Zeit* durch 
die Worte: »sechs Wochen nach ihrer Niederknnft* ersetzt. 

Im Abs.2 daselbst wird das Wort: »vier* durch das Wort: »fOnf* ersetzt. 
Der §. 20 erhSlt als fünften Absatz folgenden Zusatz: 

»In den Fällen, in welchen auf Grnnd der Reichsgesetze Aber ünfallyer« 
Sicherung gleichfalls ein Anspruch auf Sterbegeld begründet ist, ist der Kasse 
bis zur Hohe des Ton ihr gewährten Sterbegeldes durch üeberweisnng des auf 
Grund der ünfallrersicherungsgesetze zu gewährenden Sterbegeldes Eriatz 
zu leisten.“ 

X. Im §. 21, Abs. 1 wird die Vorschrift unter Ziff. 1 wie folgt abgeändert: 
»1) Die Dauer der Erankenunterstlitznng kann auf einen längeren Zeit- 

raum als seohsundzwanzig Wochen bis zu einem Jabre festgesetzt werden.* 
Ebendaselbst wird folgende neue Ziffer 2 a eingefügt; 

»2 a) Neben freier Kar und Verpflegung in einem Erankenhause kann, 
falls der Untergebrachte Angehörige hat, deren Unterhalt bisher aus seinem 
Arbeitsrerdienste bestritten wurde, ein Krankengeld bis zur Hälfte des durch« 
sc^nittUohen Tagelohns (§. 20) bewilligt werden.* 

Daselbst wird in Ziffer 3 statt »Achtel* gesetzt: »Viertel*. 

Die Ziffer 4 daselbst wird, wie folgt gefasst: 

»4) Schwangeren, welche mindestens sechs Monate der Kasse angeboren, 
kann eine der WOchnerinnennnterstütznng gleiche Untersttttznng wegen der 
durch die Schwangerschaft remrsachten Erwerbsunfähigkeit bis znr Gesamt« 
daner Ton sechs Wochen gewährt werden. Auch kann freie Gewährung der 
erforderlichen Hebammendienste und freie ärztliche Behandlung der Schwanger« 
schaftsbeschwerden beschlossen werden.* 

ln Ziffer 6 daselbst fallen die Worte: »im Falle der Entbindung* fort. 
Die Ziffer 6 daselbst erhält Tor dem letzten Worte: 

»wdrden* folgenden Zusatz: »auch kann ein Mindestbetrag yon fflnfzig 
Mark festgesetzt*. 

XI. Im §.26, Abs. 1 werden die Worte: »dreizehn Wochen* durch die 
Worte: »seohsundzwanzig Wochen* ersetzt. 

Xn. Im §. 26 a, Abs. 2 werden unter Ziffer 2 die Worte: 

»durch Trunkfälligkeit oder geschlechtliche Ausschweifungen* durch die 
Worte: »oder durch Trunkfelligkeit* ersetzt. 

In Ziffer 2 a daselbst werden die Worte »zu zwanzig Mark* ersetzt durch 
die Worte: »zum dreifachen Betrage des täglichen Krankengeldes für jeden 
einzelnen UeWtretnngsfall*. 

Der Ziffer 2 b daselbst wird folgender Schlusssatz hinzugefflgt: 

»die auf Grund dieser Bestimmung abgeschlossenen Verträge sind der 
Aufsichtsbehörde (§. 44) mitznteilen ;* 

ebendaselbst wird die Vorschrift unter Ziffer 3, wie folgt, abgeändert: 
»3) dass Mitgliedern, welche yon dieser Krankenkasse eine Kranken- 
unterstfltzung ununterbrochen oder im Laufe eines Zeitraums yon zwOlf Monaten 
fttr sechsnndzwanzig Wochen bezogen haben, bei Eintritt eines neuen Unter« 
sttttzungsfalls, sofern dieser durch die gleiche nicht gehobene Krankheitsursache 
yeranlasst worden ist, im Laufe der nächsten zwOlf Monate Krankennnter« 
Bttttzung nur im gesetzlichen Mindestbetrage (§. 20) und nur fttr die Gesamt« 
daner yon dreizehn Wochen zu gewähren ist;* 

In Ziffer 6 daselbst wird das Wort: »yier* ersetzt durch das Wort: »fttnf*. 
Xni. Im ersten Absatz des §. 31 werden die Worte: »zwei Prozent* 
durch die Worte: »drei Prozent* und im zweiten Absätze desselben Paragraphen 
die Worte: »drei Prozent“ durch die Worte: »yier Prozent“ ersetzt. 

XIV. Der §. 36 erhält als dritten Absatz folgenden Zusatz: 

»Der Vorsitzende des Vorstandes bat Beschlüsse der Eassenorgane, 
welche gegen die gesetzlichen oder statutarischen Vorschriften yerstossen, 
unter Angabe der Gründe mit aufschiebender Wirkung zu beanstanden. Die 
Beanstandung erfolgt mittels Berichts an die AnfcdchtsbehOrde.“ 

XV. Der §. 42 erhält als yierten, fttnften und sechsten Absatz folgende 
Zusätze: 
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„Ist ein yontaBdsmitglied, ein Beehnnngs- oder KMsenfBlurer infolge 
geriohUieher Anordnung in der Verffignog Aber sein Vermögen beschränkt oder 
ist gegen eine dieser Personen auf Verlust der Fähigkeit sur Bekleidung Offent- 
lioher Aemter oder auf Verlust der bärgerliehen Ehrenrechte erkannt oder 
werden hinsichtlich einer dieser Personen Tatsachen bekannt, welche sich als 
grobe Verletzung der Amtspflichten in being auf die EassenfiUimng darstellen, 
so kann der Betreffende, nachdem ihm und dem Kassenvorstande Ghslegenheit 
nur Aeusserung gegeben worden ist, durch die Aufsichtsbehörde seines Amtes 
enthoben werden. 

Ist gegen ein Vorstandsmitglied, einen Beehnnngs- oder EassenfOhrer 
das Hanptrerfahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens eröffnet, das die 
Aherkennnng der bflrgerliohen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung 
Öffentlicher Aemter inr Folge haben kann, so kann der Betreffende bis nur 
Beendigung des Strafrerfahrens durch die Aufsichtsbehörde seines Amtes ent¬ 
hoben werden. 

Die Entscheidung der Aufsichtsbehörde kann binnen yier Wochen nach 
der Zustellung derselben auf dem im §. 68, Abs. 8 Satz 2 beseichneten Wege 
angefoehteu werden. Die Anfechtung hat keine anfschiebende Wirkung.* 

XVI. Dem §. 45 wird folgender Zusatz als Abs. 6 hinzngeftlgt: 

„Die Ton der Aufsichtsbehörde auf Grund des Abs. 1 oder des Abs. 5 
getroffenen Anordnungen kOnnen von dem Vorstand oder der Generalrersamm- 
Inng der Easse oder von dem durch die Anordnung betroffenen Vorstandsmit- 
gliede binnen yier Wochen nach der Zustellung auf dem im §. 24 bezeichneten 
Wege angefoehteu werden, sofern die Anfechtung darauf gestdtzt wird, dass 
die getroffene Anordnung rechtlich nicht begrflndet, und die Easse oder das 
Vorstandsmitglied durch die Anordnung in einem Rechte verletzt oder mit einer 
reehUich nicht begründeten Verbindlichkeit belastet sei.* 

XVn. Im §.47, Abs. 1, Ziffer 2 werden die Worte: „drei Prozent* 
durch di e W orte: „vier Prozent* ersetzt. 

XVm. Im §. 64, Abs. 2, ^er 1 wird das Wort „vier* ersetzt durch 
das Wort: „fünf*. 

XIX. An Stelie des §. 66, Abs. 2 treten als §. 66, Abs. 2, 8, 4 folgende 
Bestimmungen: 

„Die Uebertragnng der dem Untersttttzungsbereehtigten znstebenden An- 
sprtlehe auf Dritte, sowie die Verpfändung oder Pfihidung hat nur insoweit 
rechtliche Wirkung, als sie erfolgt: 

1) zur Deckung eines Vorschusses, welcher dem Berechtigten auf seine 
Ansprüche vor Anweisung der ünterstütznng von dem Arbeitgeber oder einem 
Organe der Easse oder dem Mitglied eines solchen Organs gegeben worden ist; 

2) zur Deckung der im §. 860, Abs. 4 der Zivilprozessordnong bezeich- 
neten Forderungen. 

Die Ansprüche dürfen auf geschuldete Eintrittsgelder und Beiträge, auf 
gezahlte Vorschüsse, auf zu Unrecht gezahlte ünterstütznngsbeträge und auf 
die von den Organen der Eassen verhängten Geldstrafen anfgerechnet werden. 
Die Ansprüche dürfen ferner anfgerechnet werden auf Ersatzforderungen für 
Beträge, welche der Unterstütznngsberechtigte in den Fällen des §. 67, Abs. 4 
oder auf Grund der Reichsgesetze über ünfallversiehemng bezogen, aber an 
die Easse zu erstatten hat; Ansprüche auf Erankengeld dürfen jedo<^ nur bis 
zur Hälfte au^erechnet werden. 

Ausnahmsweise darf der Berechtigte den Anspruch ganz oder zum Teil 
auf andere übertragen, sofern dies von der unteren Verwaltnngsbebürde ge¬ 
nehmigt wird.* 

XX. Der §. 67, Abs. 6 erhält am Schluss den Zusatz: „sofern nicht 
höhere Auf wendungen naehgewiesen werden.* 

XXI. Der §. 67 a, Abs. 4 erhält am Schluss den Zusatz: „sofern nicht 
höhere Aufwendungen naehgewiesen werden.* 

XXn. Im §. 66, Abs. 2 werden die Worte: „drei Prozent* durch die 
Worte : „vie r Prozent* ersetzt. 

XXni. Der §. 74, Abs. 8 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorschriften des §. 20, Abs. 6, §. 26, Abs. 1 und Abs. 2, Satz 1, §. 66, 
Abs. 2 bis 4, §. 66 a und §. 67 a Anden auch auf Enappschaftskassen Anwendung, 
und zwar die Vorschriften des §. 66, Abs. 2 bis 4 auch hinsichtlich aller den 
Knappschaftskassen berggesetzlich obliegenden Leistungen.* 



fieehtspreclmng and Medisinal-Clesetigöbattg. 


1 % 


XXIV. Der §. 76 wird, wie folgt, gefasst: 

,Die Bestimmongen des §. 20, Abs. 5, §. 67, §. 68, Abs. 2 finden anf die 
im §. 76 beseiohneten Hilfskassen Anwendnng." 

Artikel IL 

In dem Giesetse vom 6. Mai 1886, betreffend die Unfall- and Kranken- 
▼ersicherang der in land- and forstwirtschaftlichen Betrieben beschäftigten 
Personen (Beiehsgesetsbl. 8.182), werden im §. 186, Abs. 1, §. 187, Abs. 1, 
Ziffer 2 die Worte: ^dreizehn Wochen“ dorch die Worte: «sechsondzwanzig 
Wodien“ ersetzt. 

Artikel m. 

In UntersttttznngsfäUen, bei welchen znr Zeit des völligen Inkrafttretens 
dieses Gesetzes die Daaer der Untersttttzong nach den bisher geltenden Vor¬ 
schriften noch nicht beendet ist, finden von diesem Zeitpnnkte ab die Be- 
stimmongen dieses Gesetzes Anwendong, sofern diese ffir den ünterstfltznngs- 
berechtigten günstiger sind. 

Artikel IV. 

Dieses Gesetz tritt, soweit es sich nm die za seiner Dorchführong not¬ 
wendigen Massnahmen handelt, sofort, im übrigen mit dem 1. Janaar 1904 
in Xrut. 

Insoweit Enappsohaftskassen in Frage kommen, kann mit Znstimmang 
des Bandesrats dorch Kaiserliche Verordnang ein spaterer Zeitpnnkt für das 
Inkrafttreten von Vorschriften dieses Gesetzes in einzelnen Bandesstaaten oder 
im Beiohsgebiete bestimmt werden. 

Sofern bis zam Inkrafttreten dieses Gesetzes die Statnten einer Kranken¬ 
kasse die nach demselben erforderlichen Abänderongen nicht rechtzeitig er¬ 
fahren sollten, werden diese Abänderongen daroh die Aofsiohtsbehörde mit 
rechtsverbindlicher Wirkung von Amts wegen vollzogen. 

Die auf Grand des §. 76 a des Krankenversicherangsgesetzes^ den Hil&- 
kassen ausgestellten Bescheinigungen verlieren am 1. Janaar 1904 ihre Giltig¬ 
keit, sofern sie nicht nach der Verkündung dieses Gesetzes von neuem erteilt 
worden sind. 


JB« KönlflfireloliL Prenmmen. 

Umlagen der Aeratekammern. Erlass des Ministers der o. s. w. 
Medizinalangelegenheiten vom 9. April 1908 — M. Nr. 875 — 
an sämtliche Herren Oberpräsidenten. 

Die Tatsache, dass anlängst ein approbierter Arzt, welcher die ärztliche 
Praxis nicht mehr aasübte, gegen die Aerztekammer des Bezirks auf Frei¬ 
lassung von den Beiträgen za den Umlagen der Aerztekammer im Zivilprozesse 
gerichtliche Klage erhoben hat, gibt mir Veranlassong, darauf hinznweisen, 
dass die Beiträge zu den Umlagen der Aerztekammer sich als öffentliche 
Korporationsabgaben darstelien, der Bechtsweg über die Verpfiichtnng 
zur Leistung derselben hiernach nar insoweit gegeben ist, als die besonderen 
Voranssetzangen des §. 79 11 14 A. L. B. — Vertrag, Privileg, Verjährung — 
oder der §§. 9 and 10 des Gesetzes, betreffend die Erweiterung des Bechts- 
weges vom 24. Mai 1861 (G. S. S. 241) — Tilgung, Verjährung, Bestzeiten 
der Eigenschaft als öffentliche Abgabe — vorliegen. 

Ich ersuche, die Aerztekammer hiervon mit dem Hinweise in Kenntnis 
za setzen, dass es sich empfiehlt, in Fällen der gedachten Art durch die Er¬ 
hebung der Einrede der Unzulässigkeit des Bechtswegs das gerichtliche Ver¬ 
fahren auszusohliessen, und dass eine Anfechtung der Heranziehung zu den 
Beiträgen nur in Gemässheit der Vorschrift des §. 14 des Gesetzes über die 
Verjälffungsfristen bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840 (G. 8. 8. 140) 
zulässig sei. _ 


Hausapotheken in Strafanstalten und Gefängnissen. Bnnderlass 
der Minister des Innern und der u. s. w. Medisinalangelegen- 
heiten vom 12. Mai 1908 — M. d. I. Nr.4687, M. d. A. M. 8682 — an 
sämüiche Königlichen Begiemngspräsidenten. 

Bei den 8trafan8talten und grösseren GeffüigniBsen in der Verwaltung 
des Innern sind Hausapotheken einzurichten, in denen Arzneimittel vonätig zu 
halten sind, welche in grösserer Menge gebraucht werden und dem Verderben 
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nicht aosgecetzt sind. Die KegierangsprSsidenten können, nach Anhöinng des 
Begiemng^ and Medizinalrats, bestimmen, welche Aizneiinittel hierfhr zn be¬ 
schaffen sind. 

Derartige Einrichtungen sind als ärztliche Handapotheken anznsehen und 
zu behandeln. Als solche bedtlrfen sie keiner Hasterang durch die Kreisärzte; 
es genttgt, wenn der Begierangs- and Medizinalrat bei den jährlichen Bevisionen 
der sanitären Eiariohtuogen der Anstalt diese Handapotheke besichtigt. 

Die Arzneivorräte sind in geeigneten, festen, deutlich bezeicbueten Be¬ 
hältnissen in zweckentsprechenden Schränken, tibersichtlich geordnet aufzu- 
stellcn. Ein besonderes Zimmer fär diese Schränke ist nicht ttberall erforder¬ 
lich, vielmehr kann die Aufstellang im Dienstzimmer des Arztes oder Lazaret- 
aofsehers erfolgen. 

Starkwirkende Arzneimittel (Tabelle C. des deutschen Arzneibuches, 
4. Ausgabe.) sind stets unter Verschluss des Arztes zu halten und dürfen nur 
Ton diesem abgegeben werden. 

Die Anfertigung einfacher Lösungen in den Handapotheken zum Ge¬ 
brauche för die Anstaltsinsassen ist gestattet. Die d^neizubereitungen 
müssen aber in der Begel auf den Namen des einzelnen Kranken aus einer 
öffentlichen Apotheke verschrieben werden. 

För den Bezug der Arzneien und Drogen, sowie für den Abschluss von 
Verträgen bleibt mein, des Ministers des Innern, Erlass vom 24. Dezember 1899 
(Verord.-Bl. fttr die Strafanstaltsverw. S. 147) massgebend. 


Vergiftungen durch Snblimatpastillen. Erlass des Ministers 
der u. s. w. Medizinalangelegenheiten vom 1. Mai 1903 an sämt¬ 
liche Herren Begierungspräsidenten. 

In Abänderung-der Verfügung vom 20. November 1896 — M. Nr. 11797 
— bestimme ich, dass die zum 1. Februar jedes Jahres bisher einzureichenden 
Berichte über die im Laufe des Vorjahres zur Kenntnis der Behörden gelangten 
Vergiftungen durch Sublimatpastillen in Zukunft nur alle drei Jahre einzn- 
richten sind. Dem ersten Berichte will ich zum 1. Februar 1906 fttr die Jahre 
1903, 1904 und 1905 entgegensehen. 

O» KönigfireioliL W ikirttembeirgf. 

Massregeln gegen den Kretinismus. Erlass des K. Ministeriums 
des Innern vom 29. April 1903 an die K. Oberämter und Oberamts- 
physikate, sowie an die Gemeindebehörden. 

Die in einem Oberamtsbezirk mit einheimischem fendemischem) Kropf und 
Kretinismus gemachten Beobachtungen lassen darauf schliessen, dass diese Rank¬ 
heit in einzelnen Gegenden eher in der Zunahme als in der Abnahme begriffen ist. 

Das Ministerium sieht sich daher veranlasst, den Oberämtern und Ober- 
amtsphysikaten, sowie den Gemeindebehörden die Ministerialverfttgnng vom 
8. März 1844, betreffead die vorbeugenden Massregeln gegen den Kretinismus 
(Beg.-Bl. S. 184), erneut in Erinnerung zu bringen. 

Insbesondere haben die Bezirksbehörden den hygienischen Zuständen der 
in erheblicherem Masse von einheimischem Kropf nnd Kretinismus betroffenen 
Gemeinden ganz besondere Aufmerksamkeit zuznwenden nnd namentlich darauf 
zu achten, dass 

1. die Abfallstoffe des menschlichen Haushalts in ordnnngsmässiger Weise 
beseitigt bezw. verwahrt werden, insbesondere das Abwasser in Handeln 
und Kanälen raschen ungehinderten Abfluss besitzt, die Abort- und Gttllen- 
gruben wasserdicht hergesteilt sind nnd so verwahrt nnd gehalten werden, 
dass sie nicht ttberlanfen; 

2. soweit möglich fttr reines durchweg ausserhalb des Wohnbezirks gefasstes 
Trinkwasser gesorgt wird; 

3. die Wohnungen den gesundheitlichen Anforderungen entsprechen. 

Zur Erreichung des letzteren Zwecks ist tunlichst darauf hinsuwirken, 
dass in den in Betracht kommenden Gemeinden gemäss §. 14 der Ministerial- 
verfttgung vom 21. Mai 1901 (Beg. - Bl. S. 130) die Wohnungsaufsicht durch 
ortepolizeiliche Vorschrift eingefflhrt wird. _ 

VovantwortL Bedaktemr: Dr. Bapmund, Beg.- u. Geh.Hed.-Bat in Minden i.W^ 

f, C« €• Btuib, H. 8, F. 8e1i.-L, Hof «Bvehdmokeret tu MlndeOp 
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Rechtsprechung. 

Nach dem preossieeheii Geaetae, betr. die Dienatetellang des 
fiLreieantes und die Biidong yon GesondtieitskommiSBionen vom 16. Sep¬ 
tember 1899 (G.-S. S. 172) ist der Kreisarzt berechtigt, Strafantrag wegen 
Vergehens gegen §. 4 des Gesetzes zur Bekämpfung des nnlanteren 
Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 (G.-S. S. 145) zu stellen. Urteil des 
BeiohsgeiichtB yom 19. Februar 1903. 

Der Angeklagte, welcher sieh Inhaber eines Heilinstitats nennt, ist 
infolge eines von dem EreiBarste in Hannover gestellten Strafantrages wegen 
Vergehens gegen §. 4 des Gesetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbe¬ 
werbes vom 26. Mai 1896 verurteilt worden. 

Seine gegen diese Sntsoheidnng eingelegte Bevision bezeichnet die An¬ 
wendung der genannten Norm als rechtsirrtilmlich und bekämpft die Bechts- 
giltigkeit des von dem Kreisarzt gestellten Strafantrages mit der Behauptung, 
dass derselbe zu den volibesoldeten Kreisärzten gehöre und diesen durch §. 8, 
Abs. 4 des prenssischen Gesetzes, betreffend die Dienststellung des Kreisarztes 
und die Bildung von Gesundheitskommissionen vom 16. September 1899 die 
Ansllbnng der ärztlichen Praxis ansdrtlcklich untersagt sei. 

Das Rechtsmittel war indes zu verwerfen. Nach §. 12, Abs. 1 des Ge¬ 
setzes zur Bekämpfung des nnlanteren Wettbewerbes steht jedem der in §. 1, 
Abs. 1 dieses Gesetzes bezeichneten „Gewerbetreibenden“ das Recht zu, in den 
Fällen des §. 4 das. Strafantrag au stellen, und es ist anerkannten Rechts, dass 
den in §. 1 bezeichneten Gewerbetreibenden die praktischen Aerzte znzn- 
rechnen sind. 

Es ist daher unbedenklich, dass jeder praktische Arzt als solcher befugt 
ist, wegen Verfehlungen, die das Gesetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett¬ 
bewerbes begreift, und die seinen Gewerbebetrieb berühren, rechtswirksam 
Strafantrag zu stellen. 

Das Gesetz vom 16. September 1899 hat nun den Kreisärzten als solchen 
ein Recht, wegen derartiger VerstOsse im Interesse des ärztlichen Standes die 
strafrechtliche Verfolgung herbeiznftthien, wie dies die prenssische Verordnung, 
betreffend die Errichtung einer ärztlichen Standesverteinng vom 27. Mai 1887' 
bezttglich der Aerztekammern getan, nicht eingeränmt. 

Träfe daher die Behauptung des Beschwerdeführers zu, dass der Kreis¬ 
arzt zu Hannover zu den volibesoldeten Kreisärzten gehöre, und dass diesen 
durch §. 3 des Gesetzes vom 16. September 1899 die Ausübung jeder ärztlichen 
Praxis untersagt sei, so würde allerdings der von ihm gestellte Strafantrag, da 
er ans der Reihe der „Gewerbetreibenden“ des §. 1 und §. 12 des Gesetzes 
zur Bekämpfung des nnlanteren Wettbewerbes ansscheiden würde, als ein 
reohtswirksamer nicht erachtet werden könne. 

Allein, der Angeklagte hat nicht beachtet, dass Abs. 4 des §. 3 des 
Gesetzes vom 16. November 1899 den vollbesoldeten Kreisärzten die Ausübung 
der ärztlichen Praxis nicht in vollem Umfange untersagt, vielmehr für drin¬ 
gende Fälle und Konsultationen mit anderen Aerzten ausdrücklich gestattet, 
und dass daher auch die „vollbesoldeten“ Kreisärzte als „Gewerbetreibende“ 
im Sinne des §. 1 des Gesetzes zur Bekämpfung des nnlanteren Wettbewerbes 
zu erachten und somit in dieser Eigenschaft nadi §. 12 das. zur Stellung eines 
Strafantrages befugt sind. 

Die erhobene Rüge war daher verfehlt . . . 
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Die Verweigerang ärztlicher Hilfeleistung in Fällen dringender 
Lebensgefahr, mag diese durch eine plötzliche schwere Erkrankung 
oder durch die plötzliche Verschlimmerung einer bereits bestehenden 
Krankheit herbeigefhhrt sein, enthält einen Verstoss gegen die ärzt> 
liehen Standespflichten. Beschluss des Preussischen ärztlichen 
Bhrengerichtshofes vom 1. Dezember 1902. 

Der Beschluss stellt einen Verstoss des Angescholdigten gegen §. 8 des 
Gesetzes vom 25. November 1399 fest, weil er im Dezember 1901 trotz zwei¬ 
maliger Aufforderung einen ärztlichen Besuch bei dem schwerkranken drei- 
undeinhalbjährigen Kinde des Arbeiters St. in Fr. verweigert hat. 

ln der Beschwerderechtfertignng bestreitet der Angescholdigte unter 
Wiederholung seiner erstinstanzlichen Ausführungen, dass er sich bei der 
zweiten Auffobdemng zu dem ärztlichen Besuche hätte sagen müssen, es liege 
eine plötzliche schwere Erkrankung vor; denn das Kind des St. sei bereits 
am Tage zuvor krank gewesen. Entgegen der Ansicht des Angeschuldigten 
ist jedoch anzunehmen, dass die plötzliche Verschlimmerung einer schon be¬ 
stehenden, noch nicht behandelten Krankheit der plötzlichen schweren Er¬ 
krankung gleichsteht. Es kann dahingestellt bleiben, ob hiermit die Auf¬ 
fassung der örtlichen Krankenkasse übeieinstimmt, ob auch in ihrem Sinne der 
zur Beurteilung stehende Fall nicht zu denjenigen Fällen gehört, in welchen 
nach dem Bl. 8 der Akten befindlichen Bestimmungen der ärztliche Besuch erst 
am Tage nach der Meldung zu erfolgen hat. Im allgemeinen muss die Ver¬ 
weigerung ärztlicher Hilfeleistung in Fällen dringender Lebensgefahr, mag 
diese durch eine plötzliche schwere Erkrankung oder durch die plötzliche Ver¬ 
schlimmerung einer bereits bestehenden, wenn auch noch nicht behandelten 
Krankheit herbeigeführt sein, als eine Verletzung der ärztlichen Standes¬ 
pflichten gelten. 

Dass es sich in dem vorliegenden Falle um eine schwere Erkrankung, 
mithin um das Vorhandensein einer dringenden Gefahr handeln konnte, hat der 
Angeschnldigte nach seinem eigenen Zugeständnis angenommen. Diese An¬ 
nahme verpflichtete ihn, der Aufforderung des St. und des Schwagers desselben, 
zu dem kranken Kinde zu kommen, sofort Folge zu leisten. Von dieser Ver¬ 
pflichtung konnte ihn die Weigerung der beiden, ihn zu „bitten“, nicht 
entbinden. 


1. Ablehnung der Aufnahme eines von einem anderen Amte be¬ 
handelten Patienten in ein SLrankenhans seitens des Anstaltsarztes. 

2. Es besteht für den Arzt nur ein Recht, nicht eine Pflicht zur 
gütlichen Beilegung von Streitigkeiten vor dem Ehrengerichte (Ehren¬ 
amte), §. 4 des Ehrengerichtsgesetzes. Die Ablehnung der Vermittlung 
begründet an sich keinen Verstoss gegen die ärztliche Standesehre. 
Beschlüsse des Preussischen ärztlichen Ehrengerichtshofs 
vom 1. Dezember 1902. 

Der erstinstanzliche Beschluss erblickt einen Verstoss des Angeschuldigten 
gegen §. 8 des Gesetzes vom 25. November 1899 zunächst darin, dass dieser 
die Aufnahme des von Dr. N. ärztlich behandelten L. in das unter seiner 
Leitung stehende städtische Krankenhaus abgelehnt habe, weil L. Patient des 
Dr. N. sei. 

Das Ehrengericht geht hierbei von der Ansicht aus, dass der Ange¬ 
schuldigte sich zu der Ablehnung nicht durch sachliche Gründe, sondern durch 
persönliche Abneigung gegen Dr. N. habe bestimmen lassen. 

Demgegenüber muss mit den Ausführungen der Beschwerderechtferti- 
gnngsschrift für massgebend erachtet werden, ob der Angeschuldigte zu seiner 
Handlungsweise sachliche Gründe hatte. War dies der Fall, so ist das Motiv, 
weshalb er sich auf diese sachlichen Gründe stützte, unerheblich. Der Ange¬ 
schnldigte hat sich auf die ihm zur Aenssernng vorgelegte, an den Magistrat 
gerichtete Anfrage des Dr. N., ob er in dem Hospital einen Patienten unter¬ 
bringen „und dort unbehelligt behandeln“ könne, „in diesem speziellen Falle“ 
mit Bezug auf §. 4 seines Bl. 22 der Akten in Abschrift befindlichen Anstellungs- 
Vertrags vom 20. September 1898 verneinend geänssert. Der gedachte §. 4 
bestimmt, dass über die Aufnahme von Patienten ins Krankenhaus allein der 
Hospitalarzt, in diesem Falle der Angeschnldigte, zu befinden habe, und dass 
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alle Patienten TegelmledK mit ihrer Anfnabme ins Krankenhaus in die Irzt« 
liehe Behandlung des Hospitalarztes treten. Das ablehnende Verhalten des 
Angeschnldigten war hiernaeh ans dem Grunde gerechtfertigt, weil Dr. N. die 
nach den Bestimmungen des Anstellnngsrertrages dem Angeschnldigten als 
Anstaltsarzt znkommende Behandlung des aufzunehmenden Patienten Ittr 
sieh in Anspruch nahm. Auch die Weigerung, dem Dr. N. g^enttber eine 
Ausnahme eintreten zu lassen, ist seitens des Angeschnldigten aus dem saeh- 
lidhen Grunde erfolgt, dass Dr. N. in der Lage sei, seine Patienten anderweit 
nnterzubringen. Die in dem Schreiben vom 11. IfSrz 1901 enthaltene, eine 
gewisse, offenbar auf das Gesuch des Dr. N. um die Erlaubnis „unbehelligter* 
l^andlung des L. im Erankenhause znrttekznftthrende Gereiztheit verratende 
Bemerkung des Angeschnldigten, dass er Instrumente u. s. w. dem Dr. N. 
nieht zur Benutzung ttberlassen könne, da doch er selber in erster Reihe für 
sie haftbar sei, vermag fttr sieh allein den Vorwurf einer ans §. 8 des Gesetzes 
vom 25. November 1899 zu ahndenden Standeswidrigkeit nicht zu begründen. 

An zweiter Stelle sieht die erste Entscheidung für erwiesen an, dass der 
Angeschuldigte nach der späteren Uebernahme des L. in seine eigene Behand¬ 
lung diesen befragt hat, ob Dr. N. beim Operieren überhaupt sich die Hände 
gewaschen habe, und ob dessen Instrumente rein gewesen seien. 

Die Beweisaufnahme hat jedoch die Schuld des Angeschuldigten zu 
diesem Punkte nicht ergeben. Der als Zeuge vernommene L. vermag sich der 
dem Angeschuldigten zur Last gelegten Worte nicht zu entsinnen. Der erst¬ 
instanzliche Beschluss stützt sich denn auch bei der besonderen Erörterung 
des von ihm zu Anfang allgemein als erwiesen bezeiehneten Punktes — und 
hierin ist, wie die Bechtferti(^ngssohrift nieht mit Unrecht hervorhebt, ein 
Widerspruch enthalten —, lediglich auf eine Aenssernng, welche der Ange- 
sehuldigte zugegebenermassen mit bezug auf die Ehefrau des Dr. N. getan 
hat. ln dieser nach der Beweisaufnahme allein feststehenden Aenssernng ist 
aber eine Standeswidrigkeit nicht zu erblicken, da es einem Arzte nicht ver¬ 
wehrt werden kann, sich über die Beobachtung der vom ärztlichen Standpunkt 
erforderlichen Vorsichtsmassregeln seitens eines Laien — als solche kam die 
Ehefrau des Angeschuldigten in Betracht — zu vergewissern. 

Was endlich die dritte gegen den Angeschnldigten festgestellte Ver¬ 
fehlung betrifft, so kann dem ersten Beschluss zwar nicht darin beigetreten 
werden, dass die Ablehnung einer durch den ärztlichen Ehrenrat für sachdien¬ 
lich erachteten Vermittelung an sich eine schwere Kränkung des Gegners in 
sieh Bchliesse, da nur ein Recht, nicht aber eine Pflicht zu gütlichem 
Ausgleich besteht; es ist jedoch unbedenklich, dass der Angeschnldigte durch 
seine Aenssernng, „er müsse sich schämen, wenn er eine Aussöhnung mit Dr. N. 
zuliesse*, eine Aenssernng, durch welche er den Dr. N. als eine einer fried¬ 
lichen Annäherung seitens eines auf Ehre haltenden Menschen unwürdige 
Person hingestellt hat, seinen Standesgenossen beleidigt hat. Mag man dem 
Angeschnldigten auch zubilligen, dass er die Aenssernng in Wahrnehmung be- 
reiAtigter Interessen getan hat, so liegt doch mit Rücksicht auf die verletzende 
Form eine Beleidigung vor. 

Nach alledem hat sich der Angeschnldigte nur in dem zuletzt erörterten 
Falle des standeswidrigen Verhaltens schuldig gemacht. 

Was das Strafmass betrifft, so ergibt sich daraus, dass die beiden ersten 
dem Angeschnldigten zur Last gelegten Punkte entfallen, von selbst eine 
Herabsetzung der vom ersten Richter erkannten Strafe. 

Mit Rücksicht auf die Schwere der von dem Angeklagten verübten Be¬ 
leidigung erschien eine Geldstrafe in Höhe von fünfzig Mark angemessen. 


1. Der Arzt ist jedem Standesgenossen gegenüber, solange dieser 
approbierter Arzt ist, zur ErfBlluug der im allgemeinen Standesinter¬ 
esse gegründeten, von dem persönlichen Verhältnis zwischen den ein¬ 
zelnen Aerzten unabhängigen Pflicht der Kollegialität verbunden. 

2. Vermöge der Freizügigkeit ist jeder Arzt berechtigt, sich he- 
hnfs Ausübung der ärztlichen Praxis in jedem beliebigen Orte nieder- 
znlassen. Der Umstand, dass die ärztliche Praxis an einem Orte nur 
einen Arzt zu ernähren imstande ist, steht auch aus dem Gesichts¬ 
punkte der ehrengerichtlichen Beurteilung der Niederlassung eines 
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weiteren Arztes an diesem Orte nicht entgegen. BcBchlaBs deB 
PrenBBischen ftrztliehen BhrengeriohtshofeB vom 1. De¬ 
zember 1902. 

1. Verfehlt ist die Anffosanng dea AngeBcholdigten, dass er den fttr ihn 
^moralisoh erledigten" Kollegen durch die von ihm zngegebene Aenraemng 
nicht „beleidigen" könne. Ala Arzt ist der Angeschnldigte jedem Standes- 
genossen gegenüber, solange dieser approbierter Arzt ist, znr Erffillnng der im 
allgemeinen Standesinteresse gegrtlndeten, von dem persönlichen VerhSltnis 
zwischen den einzelnen Aerzten unabhängigen Pflicht der Kollegialität ver¬ 
bunden. In jedem Falle enthält eine einem Laien gegenüber gemachte, von 
diesem als Geringschätzung eines anderen Arztes zu deutende Aensserung eines 
Arztes eine Verletzung des beruflichen Anstandes und Taktes. Da der Ange- 
sehuldigte sich einer solchen schuldig gemacht hat, so war, wie geschehen, 
zumal auch auf das niedrigste gesetzliche Strafmass erkannt worden ist, die 
Beschwerde als unbegründet, zu verwerfen. 

2. Was die Begründung der vorgedachten FeststeUung des unkollegialen 
Verhaltens des Angeschuldigten im einzelnen betrifft, so leitet der erste Be- 
sehlnss gegen den Angeschuldigten zu Unrecht einen Vorwurf aus dem Um¬ 
stande ab, dass dieser sich seinerzeit in D. als Arzt niedergelassen habe, ob¬ 
wohl ihm bekannt gewesen sei, dass die dortige ärztliche Praxis nur einen 
Arzt zu ernähren imstande sei. Denn jeder Arzt hat das aus dem Grundsatz 
der Freizügigkeit folgende Hecht, sich behufs Ausübung seiner Praxis an jedem 
beliebigen Orte niederzulassen. Es bann daher im vorliegenden Falle dahin¬ 
gestellt bleiben, ob, was der Angeschuldigte bestreitet, die tatsächlichen Vor¬ 
aussetzungen des vom ersten Bichter erhobenen Vorwurfs vorliegen. 


Abfällige Kritik der Berufstätigkeit eines anderen Arztes in 
einem behördlich erforderten Gutachten. Das Hinansgehen über die 
Bahnen sachlicher Kritik und Widerlegung des Gegengntachtens be- 
grändet einen Verstoss gegen die ärztliche Standesehre. Urteil 
des Preussischen ärztlichen Ehrengerichtshofes vom 2. De¬ 
zember 1902. 

Das erste Urteil stellt tatsächlich fest, dass der Angeschnldigte durch 
den Gebrauch die Pflicht der Kollegialität verletzender Schlusswendungen in 
zwei auf Ersuchen des Magistrats in N. und des Amtsgerichts daselbst er¬ 
statteten Gutachten vom 23. August bezw. 26./29. Obtober 1901 sich gegen 
§. 3 des Gesetzes vom 25. November 1899 vergangen hat. 

In der Berufungsrechtfertigung macht der Angeschuldigte geltend, dass 
er an der von Dr. M. gestellten Diagnose eine rein wissenschaftliche Kritik 
geübt, und dass ihm jede beleidigende Absicht fern gelegen habe. Es kann 
jedoch im Hinblick auf den Wortlaut der Schlusswendungen in den vom An- 
geschuldigten anerkannten Gutachten keinem Zweifel unterliegen, dass der An- 
geschnldigte über den Rahmen sachlicher Kritik und Widerlegung des gegne¬ 
rischen Gutachtens erheblich hinausgegangen ist. Verfehlt ist die Heranziehung 
des Begriffes der Notwehr, deren Grenzen der Angeschuldigte in der Erregung 
überschritten haben will. Die Notwehr setzt einen gegenwärtigen, rechts¬ 
widrigen Angriff voraus, in vorliegendem Falle aber handelt es sieh um eine 
Reaktion auf angeblich vorhergegangenes unkollegiales Verhalten der Gegen¬ 
seite. Irrtümlich ist die Auffassung des Angeschuldigten, dass ihn die von ihm 
behauptete Unkollegialität seiner Rerufsgenossen von der Verpflichtung der 
Kollegialität ihnen gegenüber entbinde. Mag ihm die Erfüllung dieser Pflicht 
auch erschwert sein, so wird hierdurch die ihm zur Last fallende Verletzung 
der ärztlichen Standesehre nicht beseitigt. 


1. Dsz häufige Annonzieren enthält eine vom Standpunkte der 
ärztlichen Stsndesehre zu starke Betonung und Hervorhebung des ge¬ 
werblichen Moments, welche geeignet ist, das Ansehen des Standes in 
den Augen der Bevölkerung herahzusetzen. 

2. Die Untersagung des häufigen und reklamehaften Annon- 
zierens steht weder mit den Bestimmungen der Reichs-Gewerbeordnung 
noch mit dem Gesetze znr Bekämpfung des unlauteren Wettbewerlw 
in Widerspruch. 
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8. Marktschreieriseher Charakter yon Anpreisnngen, welche 
Plasohen und Gebrauchsanweiznngeii new. anfgedrnckt sind. Der Um¬ 
stand, dass die Anpreisung nur zur Kenntnis eines beschränkten 
Kreises von Personen (der Käufer) gelangt, schliesst den marktschreie- 
risehen Charakter derselben nicht ans. 

4. Auch zwecks Veröffentlichung eines dem Wohle der Mensch¬ 
heit angeblich dienenden neuen Heilmittels muss der Weg der an die 
Laienwelt sich wendenden Reklame als eines Arztes unwürdig be¬ 
zeichnet werden. 

Urteile des Preussischen ärztlichen Ehrengerichtshofs 
vom 2. Dezember 1902. 

1. Die Ansfflhrnngen des Angeschnldigten in der Bernfnngsrechtfeiti- 
gnngsschrift sind nicht geeignet, die erstriäterlichen PeststelluDgen zu cr- 
schfittem. Ans den im ersten Urteil erörterten Gründen kann zunächst die 
vom Angeschnldigten in Anspruch genommene Heilkraft des Mittels überhaupt 
dahingestellt bleiben. 

Der Angeschnldigte verwahrt sich ferner vergeblich gegen den Vorwurf, 
dass er das Heilmittel gegen Magenkrebs angepriesen habe bezw. habe an¬ 
preisen lassen. Der bezügliche Passus der fraglichen Anpreisung lautet: 

„Nicht minder heilkräftig hat es (seil, das Mittel.) sich 

gegen chronische Magen- und Darmübel erwiesen, indem der 
fortgesetzte Gebrauch des .... bei Magenkrebs .... von vielen 
Patienten als Wohltat gepriesen wird. 

Im Zusammenhänge gelesen muss dieser Passus die Meinung aufkommen 
lassen, dass das Mittel auch dem Magenkrebs gegenüber Heilkraft besitze. 
Unerheblich ist der vom Angeschnldigten hervorgehobene Umstand, dass die 
auf den Flaschen und den diesen beigegebenen Gebrauchsanweisungen aufge- 
dmekte Reklame nur zur Kenntnis der jedesmaligen Käufer komme, denn der 
Charakter der Reklame als einer marktschreierischen ist nicht durch die vor 
dem Kaufe vorhandene allgemeine Zugänglichkeit derselben bedingt. Zudem 
ist durch die eidliche Aussage der Ehefrau A. — eine vom ersten Richter 
nicht verwertete Tatsache — erwiesen, dass der Angeschnldigte die von A. 
an eine unbestimmte Anzahl von Personen zu verschickenden Anpreisnngen 
und Rundschreiben aufgesetzt, auch späterhin die dem Richter zngegangenen 
Danksagungen hat drucken und verbreiten lassen. 

Will ein Arzt ein von ihm zum Wohle der leidenden Menschheit er¬ 
fundenes Heilmittel der Oeffentlichkeit übergeben, so steht ihm zu diesem 
Zwecke der Weg der Veröffentlichung in einer ärztlichen Fachzeitschrift offen. 
Das vom Angeschnldigten angewandte Mittel der sich an die Laienwelt 
wendenden Reklame muss als eines Arztes unwürdig bezeichnet werden. 

Der Angeschnldigte kann sich nicht damit entlasten, dass der Vertrieb 
des Mittels nicht durch ihn, sondern durch seine Ehefrau erfolgt ist. Es wäre 
seine Pflicht gewesen, von dem ihm nach §§. 1351, 1405 des Bürgerlichen Ge¬ 
setzbuches zustebenden eheherrlichen Recht, seiner Ehefrau den gewerblichen 
Vertrieb zu untersagen, Gebrauch zu machen. Ueberdies hat der Angeschuldigte 
den durch seine Ehefrau vorgenommenen Vertrieb des Präparats nicht nur ge¬ 
duldet, sondern durch Entgegennahme von Bestellungen auch seinerseits 
gefördert. 

Es unterliegt nach alledem keinem Zweifel, dass der Angeschnldigte 
sich der Verletzung der ärztlichen Standesehre schuldig gemacht hat. 

2. Die weitere Ausführung des Angeschnldigten, dass das Verbot des 
Annonzierens im Widerspruche mit dem Grundsätze der Gewerbefreiheit stehe, 
scheitert an ‘der Erwägung — hierauf hat der Ehrengerichtshof bereits in 
wiederholten Entscheidungen hingewiesen — dass die Gewerbeordnung laut 
§§. 6 und 144 die ärztliche Berufstätigkeit nicht erschöpfend regelt, vielmehr 
der Landesgesetzgebung in dieser Beziehung freien Spielraum gewährt. Dass 
aber das Inserieren des Angeschnldigten im Hinblick sowohl auf die Häufigkeit, 
als auf den marktschreierischen Ton eines Teiles der Annonzen — der Ange¬ 
schnldigte kündigt „schnelle und sichere Heilung" an — gegen §. 3 des Ehren¬ 
gerichtsgesetzes vom 25. November 1899 verstösst, unterliegt keinem Zweifel. 
Das vom Angeschnldigten beliebte Verfahren enthält eine vom Standpünkte 
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der antlichea Standesehre an stark« Betoaiing aad Hertork^nitg des ge* 
werblioken Moments, welche geeignet ist, das Ansehen des Standes in den 
Angen der Bevölkerang herabsnsetsen. Fflr die yom Angesehnldigten yw* 
suchte Auslegung des §. 8 des Gesetses yom 26. Noyember 1899, welcher in¬ 
folge die geschäftliche Tätigkeit des Arites ausserhalb des Bereiches ehren^ 
gerichtlicher Ahndung liegen soll, ist im Geseti selbst nicht der geringste 
Anhalt gegeben. 

3. Die Unzulässigkeit der in umfangreichem Masse betriebenen direkten 
Zusendung der in marktschreierischem Tone gehaltenen Schriften an das Publi¬ 
kum wird durch die wissenschaftliche Verbindung, welche der Angeschnldigte 
behufs Einführung der fraglichen Präparate auch mit Facbgenossen gesucht 
haben will, nicht beseitigt. 

Die angeblich auf Veranlassung des N., aber mit Einyerständnis des 
Angeschuldigten yersandten Anzeigen, betreffend Wiedereröffnung der Praxis 
des Angesohuldigten, enthalten insofern einen Verstoss gegen die Standesehre, 
als sie den Angesehnldigten als Spezialarzt bezeichnen, ohne dass sein eigenes 
Vorbringen das Vorhandensein irgend welcher Voraussetzungen, welche ihn zu 
dieser Bezeichnung berechtigten, ersehen liesse. 

Steht hiernach bereits fest — die auf umfangreicher emgehender Be¬ 
weisaufnahme beruhenden erstrichterlichen Feststellungen sind durchaus be¬ 
denkenfrei —, dass der Angeschnldigte eine standeswidrige Bekiame in grossem 
Umfange betrieben |hat, so kann dahingestellt bleiben, ob die Angelegenheit 
des Gebrauchs der beanstandeten Rezeptformulare und der Verbreitung der mit 
einer Bekiame ftlr ihn versehenen Liedertexte, wie der Angeschnldigte be¬ 
hauptet, schon ehrengerichtliche Erledigung gefunden hat 

4. Die erste Entscheidung stellt tatsächlich fest, dass der Angeschnldigte 
im Jahre 1901 bis zum 29. September 1901 sich durch häufige Anzeige seiner 
Sprechstunde in der Tagespresse gegen §. 3 des Gesetzes vom 26. November 
1899 vergangen hat. 

-:^Zur Rechtfertigung der Berufung führt der Angeschnldigte aus, dass 
nach dem Gesetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes, welchem der 
Arzt als Gewerbetreibender unterstehe, nur Inserate unwahren Inhalts verboten 
seien, während die seine ärztliche Tätigkeit betreffenden Annonzen der Wahr¬ 
heit entsprächen. So richtig dies ist, so stellen doch die wenn auch nicht 
marktschreierischen Inserate des Angeschuldigten um ihrer Häufigkeit willen 
aus den vom ersten Richter zutreffend erörterten Gründen einen Verstoss gegen 
die ärztliche Standesehre dar. Verfehlt ist der EUnweis des Angesehnldigten 
auf Absatz 3 des §. 8 des Gesetzes vom 25. November 1899. Sollen auch die 
beanstandeten Anzeigen im Sinne des Angesehnldigten dazu dienen, das Publi¬ 
kum auf seine wissenschaftlichen Handlungen und Ansichten aufmerksam zu 
machen, so sind sie doch selbst nicht als Handlungen zu betrachten, welche 
durch die gedachte Gesetzesstelle der ehrengerichtlichen Ahndung entzogen 
wären. Dass endlich die Bestrafung standeswidrigen Annonzierens nicht im 
Widerspruch mit den Bestimmungen der Gewerbeordnung steht, ist bereits 
in dem unter dem 1. Juli 1901 gegen den Angesehnldigten ergangenen Be¬ 
schluss des Ehrengerichtshofes ausgeführt worden. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A« I>eiitmolaem Reioli. 

Einrichtung und Betrieb von Anlagen zur Herstellnfig von Blei¬ 
farben und anderen Bleiprodnkten. Bekanntmachung des Reichs¬ 
kanzlers vom 26. Mai 1903. 

Auf Grund der §§. 120 e und 139 a der Gewerbeordnung hat der Bandesrat 
über die Einrichtung und den Betrieb von Anlagen zur Herstellung von 
Bleifarben und anderen Bleiprodnkten 
folgmide Vorschriften erlassen: 

§. 1. Die nachstehenden Vmrs(^iften finden Anwendung auf alle An¬ 
lagen, in denen Bleifarben oder andere chemische Bleiprodiktc (BleiweisB> 
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Bleicbromat^ Massikot, QlKtte, Meaiiige, Bleiaaptrozyd, PattitaBODBches BleiweiBS 
KaBseler Gelb, englisoheB Gelb, Neapel-Gelb, Jodblei, Bleizncker naw.) oder 
bleikaltige FarbsngemiBche als Haupt- oder Nebenprodukt hergestellt werden. 

Auf Bleihtttten finden diese Vorschriften keine Anwendung, auch wenn 
darin Stoffe der im Abs. 1 bezeichneten Art hergestellt werden. 

Ausgenommen bleiben ferner Anlagen, in denen nur im Zusammenhänge 
mit einem anderen Gewerbebetriebe fertige Farbstoffe lediglich miteinander 
gemischt oder mit Oel oder Firnis angerieben werden. 

§. 2. Die ArbeitsrSume, in denen die im §. 1, Abs. 1 bezeichneten Stoffe 
hergestellt oder rerpackt werden, müssen geräumig, hoch und so eingerichtet 
sein, dass in ihnen ein ausreichender beständiger Luftwechsel stattfindet. 

Sie müssen mit einem ebenen und festen Fnssboden yersehen sein, der 
eine leichte Beseitigung des Staubes auf feuchtem Wege gestattet. Der Fnss¬ 
boden ist, soweit er sich nicht infolge des Betriebs ständig in feuchtem Zu¬ 
stande befindet, mindestens einmal täglich feucht zu reinigen. 

Die Wände müssen eine ebene Oberfläche haben und, soweit rie nicht 
mit einer abwaschbaren Bekleidung oder mit einem Oelfarbenanstrich yersehen 
sind, mindestens einmal jährlich mit Kalkmilch angestrichen werden. 

§. 8. Das Eintreten bleihaltigen Staubes, sowie bleihaltiger Gase Und 
Dämpfe in die Arbeitsräume muss durch geeignete Vorrichtungen möglichst 
rerhUidert werden. Arbeitsräume, welche gegen das Eintreten bleihaltigen 
Staubes oder bleihaltiger Gase und Dämpfe nicht yollständig geschützt werden 
können, sind gegen andere Arbeitsräume so abzuschliessen, dass in diese Staub, 
Gase oder Dämpfe nicht eintreten kOnnen. 

§. 4. Die Schmelzkessel für Blei sind mit gut ziehenden, ins Freie oder 
in einen Schornstein mündenden Abzngsyorrichtungen (Fangtrichtem) zu 
überdecken. 

§. 5. Die Innenflächen der Ozydierkammem müssen möglichst glatt und 
dicht hergestellt sein. Die Ozydierkammern und die in ihnen befindlichen Ge¬ 
rüste sind während des Behängens feucht zu erhalten. Die Ozydierkammern 
sind, beyor sie nach Beendigung des Ozydationsprozesses betreten werden, aus¬ 
reichend abzukühlen und zu durchlüften, sowie durch Einleiten yon Wasser¬ 
dampf gründlich zu durchfeuchten. Das Bleiweiss ist mittels eines kräftigen 
Wasserstrahls yon den Latten oder Rundhölzern abzuspritzen. Die Ozydier¬ 
kammern sind, solange in ihnen gearbeitet wird, genügend zu erhellen. 

Die Bohbleiweissyorräte sind während der Ueberftthrung nach dem 
Schlämmeraum und solange sie in diesem lagern, feucht zu erhalten. 

Die Wände der Ozydierkammern, sowie die darin befindlichen Gerüste, 
Latten und Rundhölzer sind jedesmal vor dem Behängen durch Abspritzen mit 
einem kräftigen Wasserstrahl oder durch Abwaschen yon Bleiweiss gründlich 
ku reinigen. 

Der Arbeitgeber hat einen mit diesen Vorschriften und den sonst er¬ 
forderlichen Vorsichtsmassregeln genau yertrauten Meister oder Vorarbeiter zu 
beauftragen, die bei Entleerung der Ozydierkammern yorkommenden Arbeiten 
unausgesetzt zu beaufsichtigen. Die zur Beaufsichtigung bestellte Person ist 
naeh Massgabe des §. 151 der Gewerbeordnung für die Befolgung der Vor¬ 
schriften und für die Anwendung der nötigen Vorsicht yerantwortlicb. 

§. 6. Beim Transport und bei der Verarbeitung nasser Bleifarbenyorräte, 
namentlich beim Schlämmen und Nassmahlen, ist die Handarbeit durch An¬ 
wendung mechanischer Vorrichtungen so weit zu ersetzen, dass das Beschmutzen 
der Kleider und Hände der dabei beschäftigten Arbeiter auf das möglichst 
geringe Mass beschränkt wird. 

Das Auspressen yon Bleiweissschlamm darf nur yorgenommen werden, 
nachdem die darin enthaltenen löslichen Bleisalze yorher ansgefällt sind. 

§. 7. Die Innenflächen der Trockenkammern müssen möglichst glatt Und 
dickt hergestellt sein. 

§. 8. Beim Mahlen, Sieben und Packen trockener bleihaltiger Stoffe, 
beim Beschicken und Entleeren der Glätte- und Mennigeöfen, beim Mennige¬ 
beuteln und bei sonstigen Verrichtungen, bei denen sich bleihaltiger Stäub 
entwickelt, muss durch AbsangC“ Und Abftthrnngsyorkehrniigen oder durch 
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andere geeignete Vorrichtungen das Eintreten von Staub in die Arbeitsräume 
verhindert werden. 

Für das Verpacken von Farben geringen Bleigehalts in unbedeutenden 
Mengen oder in kleinen, anm Vertrieb im Kleinhandel geeigneten Packungen^ 
können auf Antrag durch die höhere Verwaltungsbehörde Ausnahmen von der 
Vorschrift des vorstehenden Absatzes zugelassen werden. 

§. 9. Apparate, welche bleihaltigen Staub entwickeln, mttssen, insoweit 
nicht nach ihrer Einrichtung und Benutznngsart das Austreten von Staub wirk¬ 
sam verhütet wird, an allen Fugen durch dicke Lagen von Filz oder Wollen- 
zeng oder durch Vorrichtungen von gleicher Wirkung so abgedichtet sein, dass 
das Eintreten des Staubes in den Arbeitsranm verhindert wird. 

Apparate dieser Art mttssen mit Einrichtungen versehen sein, welche 
eine Spannung der Luft in ihnen verhindern. Sie dürfen erst dann geöffnet 
werden, wenn der in ihnen entwickelte Staub sich abgesetzt hat und völlig 
abgektthlt ist. 

§. 10. Arbeiterinnen dflrfen in Fabriken der im §. 1 bezeichneten Art 
nur insoweit zum Aufenthalt oder zur Beschäftigung zugelassen werden, als 
sie dabei der Einwirkung bleihaltigen Staubes oder bleihaltiger Gase und 
Dämpfe nicht ansgesetzt sind und mit bleihaltigen Stoffen nicht in Bertthrung 
kommen. 

In Fabriken, welche ausschliesslich oder vorwiegend der Herstellung von 
Bleifarben oder anderen chemischen Bleiprodnkten dienen, darf jugendlichen 
Arbeitern eine Beschäftigung nicht gewährt und der Aufenthalt nicht gestattet 
werden. Auf die Besch^tignng von jugendlichen Arbeitern in anderen Fabriken 
der im §. 1, Abs. 1 bezeichneten Art finden die Bestimmungen im Abs. 1 ent¬ 
sprechende Anwendung. 

Diese Bestimmungen haben bis zum 1. Juli 1913 Gültigkeit. 

§. 11. Der Arbeitgeber darf in Bäumen, in denen die im §. 1, Abs. 1 
bezeichneten Stoffe hergestellt oder verpackt werden, nur solche Personen zur 
Beschäftigung zulassen, welche eine Bescheini^ng eines approbierten Arztes 
darüber beibringen, dass sie weder schwächlich, noch mit Lungen-, Nieren¬ 
oder Magenleideu oder mit Alkoholismus behaftet sind. Die Bescheinigungen 
sind zu sammeln, anfznbewahren und dem Gewerbeaufsichtsbeamten (§. 139 b 
der Gewerbeordnung), sowie dem zuständigen Medizinalbeamten auf Verlangen 
vorzulegen. 

§. 12. Der Arbeitgeber darf mit dem Beschicken und Entleeren der 
Ozydierkammern nur solche Personen beschäftigen, welche mit den Gefahren 
des Betriebs genau vertraut sind. Die Beschäftigung darf die Dauer von acht 
Stunden täglich nicht überschreiten. Sie muss bei einer Dauer von mehr als 
sechs Stunden mindestens durch drei einstündige Pausen unterbrochen werden. 
Bei kürzerer Dauer der Beschäftigung ist den Arbeitern nach je zwei Stunden 
Arbeitszeit eine einstündige Panse zu gewähren. 

Mit dem Packen von Bleifarben, bleihaltigen Farbengemischen und 
anderen chemischen Bleiprodnkten in trockenem Zustand und mit dem Schliessen 
der damit gefüllten Fässer dürfen die Arbeiter nicht länger als acht Stunden 
täglich beschäftigt werden. Diese Bestimmung findet auf die Beschäftigung 
an Packmaschinen keine Anwendung, falls die Maschinen mit gut wirkenden 
Stanbabsaugevorrichtnngen versehen sind oder sonst nach ihrer Einrichtung 
und Benutznngsart das Anstreten von Staub wirksam verhütet wird. 

Personen unter achtzehn Jahren dürfen mit den in Abs. 1, 2 bezeichneten 
Arbeiten überhaupt nicht beschäftigt werden. Für die Beschäftigung mit dem 
Verpacken von Farben geringen Bleigehalts in unbedeutenden Mengen oder in 
kleinen, zum Vertrieb im Eleinbandel geeigneten Packungen können auf An¬ 
trag durch die höhere Verwaltungsbehörde Ausnahmen von dieser Vorschrift 
zugelassen werden. 

Im übrigen dürfen Arbeiter, welche bei ihrer Beschäftigung mit Blei 
oder bleihaltigen Stoffen in Berührung kommen, innerhalb eines Zeitraums von 
viemndzwanzig Stunden ausschliesslich der Pansen nicht länger als zehn Stunden 
beschäftigt werden. 

§. 13. Der Arbeitgeber hat alle mit Blei oder bleihaltigen Stoffen in Be- 
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rfihnmg kommenden Arbeiter mit Tollständig deckenden Arbeitaanntlgen and 
einer Mfltne, die mit dem Entleeren der Ozydierkammem beschftftigten Arbeiter 
anch mit geeigneter Fnssbekleidnng za veraeben. 

§. 14. Mit Staabentwiekelong verbnndene Arbeiten, bei denen der Stanb 
nicht sofort and vollständig abgesangt wird, darf der Arbeitgeber nnr von 
Arbeitern aasführen lassen, welche Nase and Mnnd mit Bespiratoren oder 
feaehten Schwämmen bedeckt haben. 

§. 15. Arbeiten, bei denen eine Berührnng mit gelüsten Bleisalzen statt- 
findet, darf der Arbeitgeber nnr dnrch Arbeiter ansfflhren lassen, welche znvor 
die Hände entweder eingefettet oder mit nndorchlässigen Handscbnhen ver¬ 
sehen haben. 

§. 16. Die in den §§. 18, 14, 15 bezeichneten Arbeitskleider, Bespira¬ 
toren, Schwämme and Handsehnhe hat der Arbeitgeber jedem damit zn ver¬ 
sehenden Arbeiter besonders in ansreichender Zahl and zweckentsprechender 
Beschaffenheit zn überweisen. Br hat dafür Sorge za tragen, dass diese 
Qegenstände stets ihrer Bestimmnng gemäss and nnr von denjenigen Arbeitern 
benntst werden, welchen sie zngewiesen sind, and dass sie in bestimmten 
Zwiscbenräamen, and zwar die Arbeitskleider mindestens jede Woche, die Be¬ 
spiratoren, Mandschwämme and Handsehnhe vor jedem Oebranche gereinigt 
and während der Zeit, wo sie sich nicht im Oebranche befinden, an dem Mr 
jeden Gegenstand zn bestimmenden Platze anfbewahrt werden. 

g. 17. In einem staubfreien Teile der Anlage mnss für die mit Blei 
oder bleihaltigen Stoffen in Berührnng kommenden Arbeiter ein Wasch- and 
Ankleideranm and getrennt davon ein Speiseranm vorhanden sein. Beide 
Bänine müssen sanber and staubfrei gehalten and während der kalten Jahres- 
neit geheizt werden. In dem Speiseranm oder an einer anderen geeigneten 
Stelle müssen sich Yorrichtungen zam Erwärmen der Speisen befinden. 

In dem Wasch- and Ankleideranme müssen Wasser, Oefftose znm Mund¬ 
spülen, zum Beinigen der Hände und Nägel geeignete Bürsten, Seife und Hand¬ 
tücher, sowie Einrichtnngen znr getrennten Verwahrong der Arbeitskleider 
und derjenigen Eleidongsstücke, welche vor Beginn der Arbeit abgelegt werden, 
in aasreichender Menge vorhanden sein. 

Der Arbeitgeber hat den mit dem Entleeren der Ozydierkammem be¬ 
schäftigten Arbeitern täglich nach Beendigung dieser Arbeit, den übrigen mit 
Blei oder bleihaltigen Stoffen in Berührnng kommenden Arbeitern zweimal 
wöchentlich während der Arbeitszeit Gelegenheit zn geben, in einem geeigneten, 
während der kalten Jahreszeit geheizten Baume innerhalb der Betriebsanlage 
ein warmes Bad za nehmen. 

§. 18. Der Arbeitgeber hat die Ueberwachnng des Oesnndheitsznstandes 
der mit Blei oder bleihaltigen Stoffen in Berührung kommenden Arbeiter einem 
dem Gewerbeanfsichtsbeamten (§. 189 b der Gewerbeordnung), sowie dem zu¬ 
ständigen Medizinalbeamten namhaft zu machenden approbierten Arzte zn über¬ 
tragen, der mindestens zweimal monatlich die Arbeiter im Betrieb aaf die 
Anzeichen etwa vorhandener Bleierkranknng zu nntersnehen bat. 

Der Arbeitgeber darf Arbeiter, die einer Bleierkranknng verdächtig 
sind, zu Beschäftignngen, bei welchen sie mit Blei oder bleihaltigen Stoffen in 
Berührnng kommen, bis zn ihrer völligen Genesung nicht znlassen; solche 
Arbeiter aber, die sich den Einwirkungen des Bleies und bleihaltiger Stoffe 
gegenüber besonders empfindlich erweisen, sind dauernd von der Beschäftigung 
ansznschliessen. 

§. 19. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, znr Kontrolle über den Wechsel 
and Bestand, sowie über den Gesnndheitsznstand der mit Blei oder bleihaltigen 
Stoffen in Berührung kommenden Arbeiter ein Buch zn führen oder durch einen 
Betriebsbeamten führen zu lassen. Er ist für die Vollständigkeit und Bichtig- 
keit der Eintragnngen, soweit sie nicht vom Arzte bewirkt werden, verant¬ 
wortlieh. 

Dieses EontroUbneh muss enthalten: 

1. den Namen dessen, welcher das Bach führt, 

2. den Namen des mit der 'üeberwachnng des Gesundheitszastandes der 
Arbeiter beanftragten Arztes, 
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3. Vof- und ZoBsmen, Alter, Wohnort, Tag des Eintritts und des Austritts 
eines jeden der im Absatz 1 bezeidineten Arbeiter, sowie die Art seiner 
Besehftftignng, 

4. den Tag und die Art der Erkranknng eines Arbeiters, 

6. den Tag der Genesnng, 

6. die Tage nnd Ergebnisse der im §. 18 Torgesehriebenen allgemeinen Srzt* 
liehen üntersnehnngen. 

Das Erankenbncb ist dem Gewerbeanfsichtsbeamten (§. 189 b der Gewer* 
beordnnng), sowie dem anständigen Medizinalbeamten auf Verlangen vorznlegen. 

§. 20. Der Arbeitgeber hat Vorschriften zn erlassen, welche ansser einer 
Anweisung hinsichtlich des Gebranchs der in den §§. 13, 14, 15 bezeiehneten 
Gegenstände folgende Bestimmungen für die mit Blei oder bleihaltigen Stoffen 
in Bertthmng kommenden Arbeiter enthalten müssen: 

1. die Arbeiter dürfen Branntwein, Bier nnd andere geistige Getränke nicht 
mit in die Anlage bringen; 

2. die Arbeiter dürfen Nahrungsmittel nicht in die Arbeitsränme mitnehmen. 
Das Einnehmen der Mahlzeiten ist ihnen, sofern es nicht ausserhalb der 
Anlage stattfindet, nur im Speiseranm (§. 17) gestattet; 

3. die Arbeiter dürfen erst dann den Speiseranm betreten, Mahlzeiten ein¬ 
nehmen oder die Fabrik verlassen, wenn sie zuvor die Arbeitskleider ab¬ 
gelegt, die Haare vom Staube gereinigt, Hände nnd Gesicht sorgfältig 
gewaschen, die Nase gereinigt nnd den Mund ansgespült haben; 

4. die Arbeiter haben die Arbeitskleider, Respiratoren, Mnndschwämme nnd 
Handschuhe in denjenigen Arbeitsräumen nnd bei denjenigen Arbeiten, 
für welche es von dem Arbeitgeber vorgeschrieben ist, sn benntzen: 

5. das Bauchen, Schnupfen nnd Kauen von Tabak während der Arbeit ist 
verboten; 

6. die in der Anlage vorhandene Badeeinrichtnng ist von den mit dem Ent¬ 
leeren der Ozydierkammern beschäftigten Arbeitern täglich nach Beendi¬ 
gung dieser Arbeit, von den übrigen mit Blei oder bleihaltigen Stoffen in 
Berührung kommenden Arbeitern zweimal wöchentlich zu benutzen. 

Ausserdem ist in den zn erlassenden Vorschriften vorzusehen, dass 
Arbeiter, welche trotz wiederholter Warnung den vorstehend bezeiehneten 
Vorschrihen znwiderhandeln, vor Ablauf der vertragsmässigen Zeit und ohne 
Aufkündigung entlassen werden können. 

Ist für einen Betrieb eine Arbeitsordnung erlassen (§. 134 a der Ge¬ 
werbeordnung), so sind die vorstehend bezeiehneten Bestimmungen in die 
Arbeitsordnung aufzunehmen. 

§. 21. In jedem Arbeitsränme, sowie in dem Ankleide- nnd dem Speise- 
raume muss eine Abschrift oder ein Abdruck der §§. 1 bis 20 dieser Vorschriften 
nnd der gemäss §. 20 vom Arbeitgeber erlassenen Vorschriften an einer in die 
Augen fallenden Stelle anshängen. 

Der Arbeitgeber ist für die Handhabung der im §. 20, Abs. 1 bezeich- 
neten Vorschriften verantwortlich. Er hat einen Meister oder Vorarbeiter zu be¬ 
auftragen, die genaue Befolgung der im §. 20, Abs. 1 unter Nr. 8 und 6 vor¬ 
gesehenen Bestimmungen ständig zn überwachen. Die zur TJeberwachung 
bestellte Person ist nach Massgabe des §. 151 der Gewerbeordnung für die 
Befolgung der Vorschriften nnd für die Anwendung der nötigen Vorsicht ver¬ 
antwortlich. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, Arbeiter, welche den auf Gmnd 
des §. 20, Abs. 1 von ihm erlassenen Vorsebrihen trotz wiederholter Warnung 
znwiderhandeln, aus der Arbeit zn entlassen. 

§. 22. Nene Anlagen, welche der Herstellung der im §. 1, Abs. 1 be- 
zeichneten Stoffe dienen sollen, dürfen erst in Betrieb gesetzt werden, nachdem 
ihre Errichtung dem zuständigen Gewerbeanfsiebtsbeamten (§. 139 b der Ge¬ 
werbeordnung) angezeigt ist. Dieser hat n^h Empfang der Anzeige durch 
persönliche Revision festzusteUen, ob die Einrichtung der Anlage den erlassenen 
Vorschriften entspricht. 

§. 23. Die vorstehenden Bestimmungen treten für diejenigen Anlagen, 
auf welche im gegenwärtigen Zeitpunkte die durch die Bekanntmachung des 
Beichskanzlers vom 8. Juli 1893 (Beichsgesetzbl. S. 218) verkündeten Vor¬ 
schriften über die Einrichtung nnd den Betrieb der Bleifarben- und Bleiaucker- 
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fabriken Anwendnng finden, am 1. Juli 1903, ffii die Übrigen im §. 1, Abe. 1 
beieichneten Anlagen am 1. Jali 1904 in Kraft. Für die erstgenannten An¬ 
lagen können, soweit zur Darchftthrnng der §§. 2, 4, 5, 8, 17 die Vornabme 
baolicber Veräuderangen oder die Beschaffung neuer Binrichtnngen erforderlich 
ist, hierzu von der höheren Verwaltungsbehörde Fristen bis höchstens znm 
1. Juli 1904 bewilligt werden. 

Die durch die Bekanntmachnng des Reichskanzlers vom 8. Juli 1898 
(Reichsgesetzbl. S. 218) Tcrkfindeten Vorschriften tlber die Binrichtung and den 
Betrieb der Bleifarben- und Bleiznckerfabriken treten am 1. Juli 1908 
ausser Kraft. 


B* KöniflpreiolE Px*eiammen« 

„Das Sanitätswesen des Prenssischen Staates während der Jahre 
1898, 1899 nnd 1900“. Brlass des Ministers der u. s. w. Medisinal- 
angelegenheiten yom 29. Mai 1903 — M. Nr. 1688 — an sämtliche 
Herren Regierungspräsidenten. 

Bw. pp. übersende ich beifolgend ergebenst ein Bxemplar des ifi meinem 
Aufträge von der Medizinal-Abteilung des mir unterstellten Ministeriums bear¬ 
beiteten Werkes „Das Sanitätswesen des Preussischen Staates während der 
Jahre 1898, 1899 und 1900“ für den dortigen Regiernngs- nnd Medizinalrat. 

Der Verleger, Verlagsbncbhändler Richard Sohoetz hierselbst, NW. 6, 
Luisenstrasse 86, wird zufolge der mit ihm getroffenen Abmachungen das 
Buch, welches im Buchhandel 20 Mark kostet, den Königlichen Behörden und 
Medizinalbeamten zn dem ermässigten Preise von 13 Mark liefern, sofern die 
Bestellung direkt bei der Verlagsbuchhandlung gemacht und dabei Bezug ge¬ 
nommen wird anf diesen Erlass. 

Ich ersuche ergebenst, den unterstellten Behörden, insbesondere den 
Kreisärzten, die Anschaffung des Werkes gefälligst zu empfehlen. 


Beteiligung militärischer Saehverständiger bei den Ortsbesiehti- 
gungen der Kreisärzte im Manövergelände. Brlass des Ministers 
der u. s. w. Medizinalangelegenheiten vom 6. Mai 1903 — M. 
Nr. 11675 — an den Herrn Oberpräsidenten in Koblenz nnd sämtlichen Herren 
Oberpräsidenten zur Kenntnisnahme mitgeteilt. 

Wegen der von dem Herrn Regiernngspräsidenten dortselbst in dem ab¬ 
schriftlich eingereichten Berichte yom 15. Dezember 1902 — I. 8. 7079 — 
geänsserten Wünsche hinsichtlich der frühzeitigen Bekanntgabe des Manöyer- 
geländes an die Ziyilbebörden nnd der Hinznziebnng militärischer Sachyer- 
ständiger bei den dnroh die Kreisärzte yorznnehmenden Ortsbesichtignngen in 
diesem Gelände bin ich mit dem Herrn Kriegsminister in Verhandlnng ge¬ 
treten. Derselbe hat die Beachtnng der ausgesprochenen Wünsche, betreffend 
Beteiligung militärischer Sachyerständiger bei den Ortsbesichtignngen der 
Kreisärzte im Manöyergelände, soweit es die hygienischen Verhältnisse be¬ 
stimmter Bezirke erforderlich erscheinen lassen, zugesagt nnd die Qeneral- 
kommandos mit entsprechender Weisung yersehen. Bw. Excellenz ersnehe ich 
ergebenst, die beteiligten naebgeordneten Behörden hieryon in Kenntnis zn setzen. 


Vermerke des Apothekers anf der ärztlichen Verordnnng. Er¬ 
lass des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegenheiten yom 
3. Jnni 1903 — M. Nr. 7294 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Der §. 32 der Apotheken-Betriebsordnnng yom 18. Febmar 1902 schreibt 
yor, dass anf der ärztlichen Verordnnng sogleich nach der Anfertigung der 
ansgeschriebene Name des Anfertigers zn yermerken ist. Daneben wird bei 
der Abgabe der Arznei häufig auch ein Stempel mit der Firma der Apotheke 
anf die Verordnnng an^redmekt. Hierbei ist in letzter Zeit beobachtet worden 
nnd hat auch in einem mir bekannt gewordenen Falle gelegentlich der Br* 
■nenemng eines solchen Rezeptes einen folgensdhweren Irrtum herbeigeftthrt, 
dass diese Vermerke zuweilen in den Text der Verordnnng derart hineinge- 
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Bohrieben and gedraokt werden, dass die Angaben des Arstes nicht mehr dent* 
lieh an lesen sind. 

Dies gibt mir Veranlassnug, znr künftigen Beachtong anznordnen, dass 
alle Vermerke des Apothekers so anzubringen sind, dass der Text der ärzt- 
liohen Niederschrift durch dieselben nicht berührt oder rerdeckt wird. Insbe¬ 
sondere wird es sich bei Mangel an genügendem Baume empfehlen, die Apo- 
thekenstempel der Bückseite der Verordnung aufzndrncken. 

Bw. Hochwohlgeboren ersuche ich, die Apotheker des Bezirks mit ent¬ 
sprechender Weisung zu versehen und zu vera^assen, dass diese Verordnung 
den Akten der Apotheken einverleibt wird. 


O. Könis^eiola Ba.yei*ia. 

Die Verhandlangen der Aerztekammern im Jahre 1902. Brlass 
des E. Staatsministerinms des Innern vom 16. Hai 1903. 

Auf die Verhandlungen der Aerztekammem Bayerns vom 27. Oktober 
1902 ergeht nach Binvemahme des k. Obermedizinalansschnsses nachstehende 
Vorbesoheidnng: 

1. ln Bezug auf die AntrSge, die Bekämpfung der Kurpfuscherei be¬ 
treffend, kann bekannt gegeben werden, dass entsprechende Verhandlungen 
darüber im Gange sind, wobei auch die von der oberfrtnkisehen Aerztekammer 
gegebene Anregung znr Würdi^ng gelangen wird. 

2. Das k. Staatsministerium des Innern wird Veranlassung nehmen, die 
k. Begiernngen, K. d. L, auf die Anträge bezüglich Brriehtnng von Lei^en- 
hänsern und tunlichste Einführung des Leichenhanszwanges besonders anf- 
merksam zu machen. 

8. Die Anregung hinsichtlich Erlassung einer Dienstanweisung für amt¬ 
liche Aerzte wird in Bedacht gezogen und bleibt saehgemässe Einleitung hiezu 
Vorbehalten. 

4. Die Anträge, 

a) die Errichtung eines Lehrstuhles für HomSopathie, und 

b) gerichtlich-medizinischer Institute an den Landesuniversitäten, sowie 

c) den Ausschluss tuberkulöser Lehrer und Lehrerinnen vom Schulunterricht 
betreffend, 

sind dem k. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schnlangelegenheiten 
bezw. für Punkt b auch dem k. Staatsministerium der Justiz znr Würdigung 
mitgeteilt worden. 

5. Bezüglich des Antrages anf Ergänzung des §. 6, Abs. 2 der ärztlichen 
Gebührenordnung vom 17. Oktober 1901 wird auf die Bekanntmachung vom 
17. Dezember 1M2, Entschädigung für Fahrrad- und Motorbenutzung durch 
Aerzte betreffend, hingewiesen. 

6. Zn dem Antrag hinsichtlich der Stellung der Handapotheken znr 
Arzneitazordnnng wird bemerkt, dass letztere auch für die Handapothekeh 
Geltung hat. 

7. Der Antrag wegen Abgabe von Karbollösnng im Handverkauf bedingt 
eine Abänderung der k. Allerhöchsten Verordnung über den Verkehr mit Giften 
und wird bei einer Bevision derselben in Erwägung gezogen werden. 

8. Bezüglich des Antrages, die Honorierung von ärztlichen Gutachten 
betreffend, welche in Unfallangelegenheiten im staatlichen Forstbetrieb be¬ 
schäftigter Personen verlangt werden, wird auf §. 7, Abs. 2 der k. Allerhöchsten 
Verordnung vom 17. November 1902, Gebühren für ärztliche Dienstleistungen 
bei Behörden betreffend, hingewiesen. 

9. Zn dem Antrag anf Herstellung gleichlautender Formulare znr Aus¬ 
übung der Anzeigepflicht bei ansteckenden Krankheiten wird unter Bezugnahme 
anf Ziffer 2 der antographierten Ministerialentschliessnng vom 14. AprU 1901, 
die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten betreffend, bemerkt, dass die 
Einführung von Meldekarten im Sinne des §. 4 des Beichsgesetzes vom 30. Juni 
1900 nach festgestelltem Bedürfnis verfügt werden wird. 


Verantwortl. Bedakteur: Dr. Bapmnnd, Beg.- n. Geh. Med.-Bat in Miuden i. W. 

t.O, 0. Bmi, H. 8. «. F. S«h.*L, Hof-B«ebdnieker«l <a lllBd«n, 
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Köniipreioli Preiuaaeii. 

Einriclitang and Betrieb von Anlagen zur Herstellung von Blei» 
färben n. s. w. Erlass des Ministers für Handel and Qewerbe 
vom 6. Jnni 1908 an sämtliche Herren Begiernngspräsidenten. 

Am 1. Jali d. J. tritt die in Nr. 225 des Beiohsgesetablatts veröffent¬ 
lichte neue BekanntmaohnngUi betreffend die Einrichtung und 
den Betrieb von Anlagen sar Herstellung von Bleifarben und 
anderen Bleiprodukten, vom 26. Mai d. J. in Kraft und an Stelle der 
älteren Bekanntmachung vom 8. Juli 1908 (B.-G.-B1. S. 218). 

Neben weniger bedeutenden Aenderungen des Inhalts und der Wort- 
fassung der bisherigen Verordnung bezweckt die neue Bekanntmachung im 
wesentlichen eine Erweiterung und schärfere Begrenzung des Anwendungs¬ 
gebiets der Vorschriften, eine Verkflrzong der Höchstdauer der zulässigen 
Arbeitszeit in den betroffenen Industriezweigen und eine Verschärfung der 
Massregeln zum Schatze der erfahrungsgemäss am meisten gefährdeten Arbeiter. 

Dieselben Gefahren, welche den Arbeitern in den der Verordnung vom 
8. Juli 1898 unterstellten Bleifarben- und Bleizuokerfabriken drohen, sind mehr 
oder weniger auch mit der Fabrikation anderer chemischer Bleiprodukte ver¬ 
banden. üm die Handhabung der Verordnung zu erleichtern, sind in der neuen 
Bekanntmachung die hauptsächlich in Betracht kommenden Bleiprodukte 
einzeln auf geführt: auch ist zur Vermeidung von Zweifeln hervorgehoben, 
dass sich die Vorschriften auch auf diejenigen Betriebe erstrecken, in welchen 
die bezeichneten Stoffe nur als Nebenprodukte gewonnen werden. Hierdurch 
wird insbesondere klargestellt, dass die Verordnung auch auf die Nitritfabriken 
Anwendung findet, in welchen Kalium- oder Natriumnitrit und Bleioxyd (Glätte) 
durch Zusammenschmelzen von metallischem Blei und Kali- oder Natronsalpeter 
gewonnen werden. 

Bleifarben werden in erheblichem Umfang in den Erd-, Mineral- oder 
Bantfarbenfabriken hergestellt oder zur Mischung mit bleifreien Farben ver¬ 
wendet. Soweit die Erdfarbenfabriken die Bleifarben selbst hersteilen, 
unterliegen sie nach dem Wortlaute der bisherigen Bekanntmachung den jetzt 
geltenden Vorschriften. Aber auch in denjenigen Erdfarbenfabriken, welche 
nicht selbst Bleifarben hersteilen, sondern sich darauf beschränken, fertig be¬ 
zogene Bleifarben mit Erdfarben zu bleihaltigen Farbengemischen weiter zu 
verarbeiten, sind die Arbeiter der Gefahr der Bleivergiftung ansgesetzt. Diese 
Betriebe, auf welche bisher die Schntzvorschriften der Bekanntmachung vom 
8. Juli 1893 keine Anwendung fanden, sollen fortan der Bekanntmachung vom 
26. Mai 1903 gleichfalls unterworfen werden. Indessen besteht in Anlagen 
dieser Art ein Bedürfnis für den Erlass von Schatzvorschriften im Sinne der 
Verordnung nur insoweit, als der Betrieb die Arbeiter mit Blei oder bleihaltigen 
Stoffen in Berührung bringt, üm daher die Unternehmer nicht über das im 
gesundheitlichen Interesse der Arbeiter erforderliche Mass hinaus zu belasten, 
beschränkt die neue Bekanntmachung die Anwendbarkeit der aus §. 1, Satz 1, 
§§. 2, 3, §. 7, Abs. 1, Satz 1, 14 bis 17 der bisherigen Verordnung über¬ 

nommenen Bestimmungen auf diejenigen Bäume, Beschäftigungen und Betriebs- 
Vorrichtungen, welche der Hersteliung, Bearbeitung oder Verpackung bleihaltiger 
Stoffe dienen, und auf diejenigen Arbeiter, welche mit bleihaltigen. Stoffen in 


0 Siehe Beilage zu Nr. 14 der Zeitschrift; 1908, S. 182. 
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Bertthrong kommen (§§. 2 8, 9, §. 10, Abs. 2, Satz 2, §§. 17 bis 20 der neaen 
Bekanntmachang). Die gleiche Einschränkong der SchatzTorscbrilten soll fortan 
bei denjenigen Farbenfabriken Anwendung finden, die neben Erd* etc. Farben 
auch Bleifarben heratellen; die für Betriebe dieser Art bisher bestehende 
weitergreifende Erfassung des gesamten Betriebes geht ttber das Bedfirfnis 
hinaus. — Die Erdfarbenfabriken haben ausserdem in den Vorschriften des §. 8, 
Abs. 2 und des §. 12, Abs. 8, Satz 2 noch eine besondere Berttoksiohtigung 
erfahren. 

Neben den Erdfarbenfabriken waren ferner diejenigen Betriebe, in welchen 
die fertig bezogenen Bleifarben mit Oel oder Firnis angerieben 
werden, in den Geltungsbereich der Vorschriften einzubeziehen. 

Völlig 7on den Vorschriften der Bekanntmachung anszunehmen waren 
zunächst die Bleihtttten, in denen gleichfalls einzelne chemische Bleipro- 
dukte, wie Glätte und Massikot, erzeugt werden. Der Betrieb dieser Anlagen 
weist gegenüber demjenigen anderer Fabriken zur Herstellung chemischer Blei* 
Produkte so erhebliche Verschiedenheiten auf, dass es unzwcckmässig wäre, 
auch die Hütten der Verordnung zu unterstellen. Für die Regelung der Ein¬ 
richtung und des Betriebes jener Anlagen ist vielmehr der Erlass besonderer 
Vorschriften in Aussicht genommen. 

Die in trockenem Zustande fertig bezogenen Bleifarben werden vielfach 
in offenen Verkaufsstellen, in den Werkstätten der Haler, 
Anstreicher, Lackierer, der Tischler und anderer Handwerker 
mit Oel oder Firnis angerieben und zum Teil — besonders in den Malerwerk¬ 
stätten — auch mit anderen Farbstoffen gemischt. Auch in diesen Anlagen 
werden somit bleihaltige Farbengemische hergestellt, jedoch stellt sieh die 
fragliche Tätigkeit hier lediglich als eine untergeordnete Hilfsverrichtnng für 
die Bedürfnisse eines anderen Gewerbebetriebs dar. Ueberdies erscheint für 
die genannten Betriebsgattungen die Durchführung von Vorschriften der hier 
in Rede stehenden Art nicht angängig. Die Bekanntmadiung schliesst daher 
diejenigen Anlagen, in welchen nur im Zusammenhänge mit einem anderen 
Gewerbebetriebe fertige Farbstoffe lediglich miteinander gemischt oder mit Oel 
oder Firnis angerieben werden, von ihrem Geltungsbereiche aus. 

Was die Höchstdauer der Arbeitszeit betrifft, so lässt der §. 9 
der bisherigen Bekanntmachung in den Bleifarben- und Bleizuckerfobtiken eine 
zwölf Standen währende Beschäftigung zu. Nach den seither gemachten Er¬ 
fahrungen erscheint diese Beschränkung nicht ausreichend. Die grosse Mehr¬ 
zahl der Bleifarbenfabriken hat im Laufe der letzten Jahre die Dauer der 
täglichen Beschäftigung freiwillig bereits auf 10 Stunden herabgesetzt. Dem¬ 
gemäss sieht die neue Bekanntmachung für alle mit Blei oder bleihaltigen 
Stoffen in Berührung kommenden Arbeiter einen zehnstündigen Maximalarbeits¬ 
tag vor (§. 12, Abs. 4). Noch weitergehender Beschränkungen bedarf es zum 
Sdiutze derjenigen Arbeiter, deren Gesundheit durch die Art ihrer Beschäfti¬ 
gung in besonders hohem Grade gefährdet ist. Dies gilt in erster Linie von 
den in den Oxydierkammern und von den mit dem Verpacken 
trockener Bleiprodukte beschäftigten Personen. Eine Reihe von Blei¬ 
weissfabriken verwendet zum Beschicken und Entleeren der Oxydierkammern 
ungeschälte, lediglich für diese Verrichtungen angenommene Arbeiter, die nach 
der Beendigung der jedesmal etwa eine Woche dauernden Eammerarbeiten 
wieder entlassen werden. Unter diesen mit den Gefahren des Betriebs nicht 
vertrauten Personen kommen erfahrnngsgemäss bei weitem mehr Bleierkranknngen 
vor, als unter den ständig in Bleiweissfabriken tätigen Arbeitern. Die neue 
Bekanntmachung legt daher dem Arbeitgeber die Pflicht auf, mit den frag¬ 
lichen Verrichtungen nur solche Personen zu beschäftigen, welche 
mit den Gefahren des Betriebs genau vertraut sind. Er be¬ 
schränkt ferner die Beschäftigung mit dem Beschicken und Entleeren der 
Kammern, mit dem Verpacken trockener Bleiprodnkte, sofern dieses nicht 
mittels staubfreier Packmaschinen geschieht, und mit dem Schliessen der Fässer 
auf die Höchstdauer von täglich acht Stunden und ordnet an, dass 
die anstrengende Eammerarbeit durch eine ausreichende Anzahl von Pausen 
unterbrochen wird, deren Länge so bemessen ist, dass es den Arbeitern ermög¬ 
licht wird, sich vor dem Einnehmen der Mahlzeiten jedesmal gründlich von 
Bieisohmutz zu reinigen (§. 12, Abs. 1, 2). Weiter werden Personen unter 
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achtiehn jAbren von den genannten Verriohtnngen grandefttclich snsgeBchloBBeB. 
Bs ist jedoch, namentlich im Intereeae der Brdfarbenfabriken, den höheren 
VenraitangsbehOrlen die Befngnis anr Oewöbrnng von Ausnahmen von 
dieser Vorschrift insovreit eingerftnmt, als es sich um das Verpacken yon 
Farben geringen Bieigehaits in nnbedentenden Mengen oder in Ueinen snm 
Vertrieb im Kleinhandel geeigneten Packangen handelt (§. 12, Abs. 8). 

Von anssebiaggebender Bedeutung Itlr den Gesnndheitssustand in der 
chemischen Bleiindustrie ist die persönliche Reinlichkeit der Arbeiter selbst. 
Die neue Bekanntmachung yerpflichtet daher den Arbeitgeber, den mit dem 
Entleeren der Kammern beschäftigten Personen täglich nach Beendigung dieser 
Arbeit, den Übrigen Bleiarbeitern zweimal wöchentlich, und zwar innerhalb 
der Arbeitszeit, Gelegenheit zum Baden zu geben (§. 17, Abs. 4). Nach §. 20, 
Abs. 1, Nr. 6 hat ferner jeder Arbeitgeber für die Arbeiter seines Betriebs eine 
Vorschrift zu erlassen, nach welcher die gebotene Badegelegenheit regelmässig 
benntst werden muss. Die ständige Ueberwachung der die persönliäe Rein¬ 
lichkeit der Arbeiter betreffenden Betriebsvorschriften soll durch die im §. 21, 
Abs. 2, Satz 2 yorgesehene Bestimmung sichergestellt werden. 

Im einzelnen ist zu der neuen Bekanntmachung weiter folgendes zu 
bemerken: 

Die §§. 2 bis 4 enthalten die allgemeinen Anforderungen, welche an die 
Beschaffenheit und die Binrichtung der Arbeitsräume zn stellen sind, um die 
Biawirknng bleihaltigen Staubes oder bleihaltiger Dämpfe auf ein möglichst 
geringes Mass zurttckzuftlhren, während in den §§. 5 bis 9 in der Reihenfolge 
des Betriebsyorganges besondere Schntzmassregeln für einzelne Verrichtungen 
und Betriebseinriohtnngen angeordnet werden. Im ttbrigen sind die Vor¬ 
schriften nach denselben Gesiohtspnnkten geordnet, wie in der bisherigen Be¬ 
kanntmachung. 

Der §. 2 der neuen Bekanntmachung yersehärft die Bestimmung des §. 1, 
Satz 1 der bisherigen Verordnung in Anlehnung an den §. 1 der Bekannt¬ 
machung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb der Zinkhütten, yom 
6. Februar 1900 (Reichs- Gesetzbl. S. 32) und ordnet ausserdem die tägliche 
feuchte Reinigung des Fnssbodens an. 

Der §. 3 reiht die bisherigen Bestimmungen des §. 1, Satz 2 und des 
§. 4 aneinander. 

Im §. 4 wird — entsprechend dem §. 8 der Bekanntmadrang, betreffend 
die Binrichtung und den Betrieb yon Anlagen zur Herstellung elektrischer 
Akkumulatoren aus Blei oder Bleiyerbindnngen, yom 11. Mai 1898 (Reichs- 
Gesetzbl. S. 176) — die Anbringung yon Abzngsvorrichtnngen über den Schmelz- 
kesseln fflr Blei yoigeschrieben. 

Die im §. 5, Abs. 1 und 3 yorgesehenen Neuerungen sind dazu bestimmt, 
den Schutz der in den Ozydierkammern beschäftigten, besondere gefährdeten 
Arbeiter zn erhöhen. Die hier yorgesehenen Massnahmen haben sich in einer 
Reihe yon Bleiweissfabriken bereili seit Jahren bewährt. Die Befolgung der 
Bestimmungen und die Anwendung der während der Entleerung der Kammern 
sonst erforderlichen Vorsichtsmassregeln ist nach der Vorschrift des Absatz 4 
ständig zn öberwachen. 

Die Vorschrift des §. 8, Abs. 1 gibt im wesentlichen den Inhalt des §. 3 
der bisherigen Bekanntmachung wieder. Im Interesse der Brdfarbenfabriken 
wird im Abs. 2 den höheren Verwaltungsbehörden die Befugnis eingeräumt, 
einzelnen Betrieben für weniger gefährliche Packarbeiten, bei welchen die An¬ 
bringung besonderer Vorrichtungen zur Absaugung des entstehenden Staubes 
schwer durchführbar sein würde, Ausnahmen yon der Bestimmung des Abs. 1 
zu bewilligen. 

Zn §. 9. An den Mahl- und Packapparaten neuerer Konstruktion wird 
der Austritt yon Staub durch Erzeugung eines ünterdrucks in den Apparaten 
wirksam verhindert. Für die so eingerichteten Apparate bedarf es daher nicht 
der im Abs. 1 des §. 9 yorgesebriebenen Abdichtung der Fugen. 

Die Bestimmungen des §. 10 dienen der Erneuerung der im §. 7 der bis¬ 
herigen Verordnung enthaltenen Vorschriften über die Beschäftigung yon 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern. Zur Vermeidung yon Zweifeln wird 
im Abs. 1 heryorgehoben, dass Arbeiterinnen insoweit zum Aufenthalt und zur 
Beschäftigung nicht zugelassen werden dürfen, als sie dabei der Einwirkung 



192 


Beohtspreohong afed MedMnal'QesetsgebVBg. 


bleihaltigen Staabes oder bleihaltiger Dämpfe aiugesetat werden würden. Da 
der §. 1 der neuen Bekanntmachung die Vonohriften auch anf diejenigen An¬ 
lagen erstreckt, in welchen chemische Bleiprodnkte oder bleihaltige Farben* 
gemische nnr ids Nebenprodnkte hergestelit werden, so hält die nene Bekannt- 
machang den TOlligen Aasschloss der jagendlichen Arbeiter nnr für diejenigen 
Betriebe anfrecht, welche aasschliesslich oder vorwiegend der Herstellnng 
chemischer Bleiprodnkte dienen, während für die Verwendung dieser Arbeiter 
in anderen Fabriken der im §. 1 beseiohneten Art die für die Bescbäftigang 
der Arbeiterinnen geltenden Besohränknngen entsprechende Anwendung 
finden sollen. 

Der §. 18 der neuen Bekanntmachung erweitert die bisherige Vorschrift 
des §. 10 dahin, dass er den Arbeitgeber yerpfiichtet, die mit dem Entleeren 
der Ozydierkammem beschäftigten Arbeiter auch mit geeigneter Fnssbekleidnng 
au versehen. Hierdurch wird verhindert, dass die Arbeiter vor die Wahl ge¬ 
stellt werden, entweder jene Verrichtung mit unbekleideten Füssen ausznführen 
oder ihr eigenes, auch zum Tragen ausserhalb der Fabrik bestimmtes Schnh- 
leng mit dem bei der fraglichen Arbeit entstehenden nassen Bleischmutse zu 
verunreinigen. 

Der Abs. 2 des §. 17 ist im wesentlichen der entsprechenden Bestimmnng 
im §. 14 der Vorschriften für die Herstellnng elektrischer Akkumulatoren vom 
11. Mai 1898 nachgebildet. Um zu verhüten, dass der den Arbeitsanzügen an¬ 
haftende Bleisehmntz auf die vor Beginn der Beschäftigung abgelegten 
Kleidungsstücke der Arbeiter übertragen wird, sollen diese Kleidungsstücke 
von jenen getrennt anfbewahrt werden. 

§. 18 verschärft die Bestimmungen über die ärztliche Ueberwachung des 
Gesundheitszustandes der Arbeiter (vergl. §. 14 der Bekanntmachung vom 
6. Februar 1900, Reichs-Gesetzbl. S. 32). 

Zu §§. 19, 20. Die Aenderungen in der Fassung der §§. 19 und 20, 
Abs. 2, 3 lehnen sich eng an den Wortlaut der §§. 15 und 16, Abs. 2, 8 der 
Bekanntmachung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb der Zinkhütten, 
vom 6. Februar 1900 an. Neu eingefügt ist im §. 20, Abs. 1 die Verpfiiebtnng 
des Arbeitgebers zum Erlasse der unter Nr. 5 und 6 bezeichneten Betriebs¬ 
vorschriften. 

Zn §. 23. Da die Giltigkeitsdaner des §. 7 der bisherigen Verordnung 
am 1. Juli 1908 ablänft, ist als Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vorschriften 
für diejenigen Anlagen, anf welche die bisherige Bekanntmachung Anwendung 
findet — unter Vorbehalt von Fristbewillignngen für bauliche Veränderungen 
und die Besohafhug neuer Einrichtungen — der 1. Juli 1903 vorgesehen, 
während die Verordnung in den übrigen Anlagen der im §. 1, Abs. 1 bezeich¬ 
neten Art erst nach Ablauf eines weiteren Jahres zur Durchführung ge¬ 
langen soll. 

Ich ersuche Sie, die Gewerbeaufsichtsbeamten zu veranlassen, dass sie 
die beteiligten Gewerbetreibenden tunlichst bald anf die neuen Bestimmungen 
hinweisen und sie mündlich davon verständigen, welche Aenderungen in der 
Einrichtung und dem Betriebe ihrer Anlagen durch die neuen Bestimmungen 
erforderlich werden. 

Ausserdem ersuche ich Sie, bei der Bewilligung der im §. 24 vorgesehenen 
Fristen für die Vornahme baulicher Veränderungen und die Beschaffung neuer 
Einrichtungen mit besonderer Vorsicht zu verfahren und nicht über die Grenzen 
des nachweislichen Bedürfnisses hinauszugehen. In der Begel wird demgemäss 
auf den etwaigen Antrag eines Betriebsunternehmers zunächst nur eine kürzere 
Frist zu bewilligen und deren spätere Verlängerung davon abhängig zu machen 
sein, dass die Zwischenzeit zur tatkräftigen FSrdenng der Umbauten und 
neuen Einrichtungen nach Möglichkeit ausgenntzt ist. 


Gebühren der vollbesoldeten Kreisärzte für Verrichtungen, für 
welche den nicht vollbesoldeten Kreisärzten Gebühren ans der Staats¬ 
kasse zu zahlen sind. Erlass des Ministers der n. s. w. Medi- 
zinalangclegenheiten vom 8. Juni 1908 — M. Nr. 316 —. 

Nach dem Erlass haben die vollbesoldeten Ejreisärzte für Verrich¬ 
tungen, für welche den nicht voÜbesoldeten Kreisärzten Gebühren aus der 
Staatskasse zu zahlen sind, insbesondere für die Untersuchung der Schutz- 
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mannsprobisten vor deren endgUtiger Anstellang im Königlichen Polizeidienst 
Gebühren nicht zn erbeben and in das nach §. 120 der Dienstanweisnng za 
führende Verzeichnis nicht einzatragen. 


Honorierung ärztlicher Gutachten für die Militärbehörden. Be* 
scheid des Beichskanzlers vom 12. Jnni 1903 (a) and VerfOgnng 
des preassischen Eriegsministers vom 12. Mai 1903 (b). 

a. Die Bingabe des Deatschen Aerztevereinsbandes vom 20. Dezember 1901, 
betreffend Vergütung für die dnrch die MilitftrbebOrden von Zivilärzten einge¬ 
forderten Zeugnisse, ist dem Bandesrate vorgelegt and durch Besehlass des 
Bandesrates dem Reichskanzler überwiesen worden. 

Demzufolge hat der Königlich Preassisehe Herr Kriegsminister die ab- 
schriftlioh anliegende Verfügung vom 12. Mai d. J. erlassen, dntch welche den 
Wünschen des Aerztevereinsbandes tanlichst Rechnnng getragen wird. 

b. ln einer an den Bandesrat gerichteten Eingabe des Deutschen Aerzte¬ 
vereinsbandes vom 20. Dezember 1901 wird daranf hingewiesen, dass die Mili¬ 
tärbehörden auf Anfforderangen an Zivilärzte am Aosknnft über Krankheiten 
von Gestellangspflichtigen, von Personen des aktiven Dienst- and des Bear- 
laabtenstandes oft den Zusatz machen, dass für die Aasknoft ein Honorar nicht 
gewährt werde, bezw. dass die betreffende Behörde Uber Mittel zur Bezahlnng 
nicht verfüge. 

Ein derartiger Zasatz wird in Zukunft zu vermeiden sein. Die Ge¬ 
währung einer Vergütung für Inansprachnahme der Aerzte (s. Gebührenordnung 
für approbierte Aerzte vom 15. Mai 1896) hat vielmehr nach folgenden Ge¬ 
sichtspunkten stattznfinden: 

1. ln denjenigen Fällen, in welchen aaf Grand der Paragraphen 3,”, 12,* 
und 22,‘ der Dienstanweisung vom 1. Febraar 1891 Bescbeinigangen bezw. 
Aassagen von Zivilärzten erfordert werden, ist nach den in der Fnt<snote (Deck¬ 
blatt 18) za §. 12,* getroffenen Bestimmangen hinsichtlich der Entschädigung 
zu verfahren.*) 

2. Wenn bei Feststellangen von Ansprüchen aaf gesetzliche Invaliden- 
versorgang oder aaf Berücksichtigung nach Massgabe des Allerhöchsten Gnaden¬ 
erlasses vom 22. Jali 1884 ein Zivilarzt zar Vornahme der ärztlichen Unter- 
suehong and Begutachtang in Anspruch genommen wird, so ist diesem für 
seine Mühewaltang ebenfalls aas Militärfon^ eine Entschädigong za gewähren 
(Pensionierungsvorschrift Ziff. 53). 

3. Die Bezahlung zivilärztlicher Zeugnisse über frühere Behandlung in 
Invaliden- oder ünterstützangsangelegenheiten ehemaliger HeeresangehOriger 
bezw. Hinterbliebener ist durch kriegsministerielle Verfügung vom 12. April 
1902 — Nr. 1624/2. 02 C. 2 II. Ang. — besonders geregelt. 

4. Wird nach §. 33,* der Wehrordnung von den Militärpflichtigen oder 
deren Angehörigen, falls jene nicht bei der Musterung oder Aushebung militär- 
ärztlich untersucht werden kOnnen, die Beibringung eines amtsärztlichen 
Attesten gefordert, so muss dieses von den Personen, in deren Interesse die 
Untersuchung erfolgt, bezahlt werden. Sind sie dazu nicht im stände, so wird 

*) Es handelt sich hier um Erhebungen in der Heimat von Militärpflich¬ 
tigen, die an zweifelhaftem Sehvermögen, Angenfehler, Schwerhörigkeit, geistiger 
Beschränktheit, Nervenleiden, Epilepsie oder an anderen, nicht sogleich erkenn¬ 
baren, auch nicht leicht durch Beobachtung im Lazaret oder im Dienst zu er¬ 
mittelnden Krankheiten leiden, bei denen derartige Ermittelungen Aufklärung 
erwarten lassen. Dasselbe gilt betreffs solcher etwa notwendigen Erhebungen, 
falls Angaben von in der Familie erblichen oder von überstandenen Krankheiten 
gemacht werden, deren Feststellung militärärztlicherseits Wichtigkeit beigelegt 
wird. In der Fussnote zu §. 12 der oben angeführten Dienstanweisung heisst 
es nun betreffs der in solchen Fällen einzufordernden ärztlichen Bescheini¬ 
gungen: „Wenn in Ausnahmefällen eine Mitteilung von Zivilärzten über vor- 
banden gewesene Krankheiten oder deren Behandlung für nOtig erachtet wird, 
so bedarf es hierfür nur der Einforderung einer kurzen, als „einfache ^- 
scheinigung* über die Krankheit oder über die Behandlung zu bezeichnende 
Angabe, für welche Mühewaltung auf Anfordem des Arztes der niedrigste 
Satz der Gebührenordnung für Aerzte usw. zu entrichten ist." 
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die Deckung der etwaigen Eoeten daroh die Zirilrerwaltang nach den je¬ 
weiligen, in dem betreffenden Bandesstaat hierfür massgebenden Bestimmangen 
and Gebränchen geregelt. _ 


Verbot der Veranstaltang öffentlicher Voratellongen tob Bin- 
Wirkungen auf den Menschen mittelst Suggestion, Hypnose, Magne¬ 
tismus und ähnlichen Methoden. Banderlass der Minister der n. s. w. 
Medizinalangelegenheiten und des Innern vom 2. Juli 1903 — 
M. d. g. A. M. Nr. 6869 M. d. Inn. II b Nr. 2567 — an sämtliche Herren 
Bdgierangspräsidenten. 

In unserem Erlasse vom 12. Mai 1881 — M. d. g. A. M. Nr. 2871, 
M. d. Inn. II Nr. 4425 — ist darauf hinge wiesen worden, dass öffentliche 
Vorsteliungen von sogenannten Magnetiseuren die Möglichkeit einer Schädigung 
der dabei als Medien benutzten Personen sehr nahe legen und deshalb an¬ 
geordnet worden, dass die Veranstaltang derartiger öffentlicher Vorstellungen 
nicht zn gestatten sei. Ans Anlass eines Falles von schwerer Gesondheits- 
schädignng, welche neuerdings durch die Einwirkung eines Suggestors in 
einer öffentlichen Vorstellung herbeigeführt worden ist, bringen wir obigen 
Banderlass unter Hinweis darauf ergebenst in Erinnerung, dass den Magneti¬ 
seuren die Suggestoren und Hypnotiseure gleich zn achten sind. Wir ersuchen 
daher erneut, die Polizeibehörden anzuweisen, die Veranstaltang öffentlicher 
Vorstellungen von Einwirkungen auf den Menschen mittelst Suggestion, Hy¬ 
pnose, Magnetismus und ähnlichen Methoden nicht zu gestatten. 


Bestätigung von Anzeigen über die Entlassung von Geistes¬ 
kranken pp. aus Privatanstalten durch die Ortspolizeibehörden. Er¬ 
lass der Minister der n. s. w. Medizinalangelegenheiten, der 
Justiz und des Innern — M. d. g. A. M. Nr. 7084, J. M. L 2139, M. d. 1. 
II.a. 2726— vom 9. Juni 1903 an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Der leitende Arzt einer grösseren Privat-Irren- und Pflegeanstalt hat 
wiederholt darüber Beschwerde geführt, dass die Behörden, denen er gemäss 
§. 11 und §. 18, Abs. 4 der Anweisung über Unterbringung in Privatanstalten 
für Geisteskranke, Epileptische und Idioten vom 26. März 1901 die Entlassung 
eines Kranken angezeigt hatte, den Empfang dieser Anzeige auf einer Post¬ 
karte bestätigt haben. Eine in solcher Form erfolgende Bestätigung durch¬ 
breche den in der Anstalt streng gewahrten Grundsatz der Diskretion und 
könne erhebliche Unzuträglichkeiten im Gefolge haben. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir ergebenst, zur Beseitigung dieses 
üobelstandes die Polizeibehörden gefälligst anzuweisen, für die Folge die Be¬ 
stätigung von Anzeigen über die Entlassung von Geistes¬ 
kranken pp. aus Privatanstalten nicht mittels Postkarte, sondern mittels 
geschlossenen Briefes zu bewirken. 


Verkehr mit denjenigen Geheimmitteln und ähnlichen Arznei¬ 
mitteln, welche in den Anlagen A. und B. anfgefhhrt sind. Erlass 
des Ministers der n.s.w. Medizinalangelegenheiten vom 8. Juli 
1903 an sämtliche Herren Begierungspräsidenten.^) 

Unter Bezugnahme auf den §. 36 der Apothekenbetriebsordnung vom 
18. Februar 1902 (Min.-Bl. f. Med. pp. Ang. S. 68) bestimme ich über den Ver¬ 
kehr mit denjenigen Gebeimmitteln und ähnlichen Arzneimitteln, welche in den 
Anlagen A. und G. aufgeführt sind, folgendes: 

1. Die Gefässe und die äusseren Umhüllungen, in denen diese Mittel 
abgegeben werden, müssen mit einer Inschrift versehen sein, welche den Namen 
des Mittels und den Namen oder die Firma des Verfertigers deutlich ersehen 
lässt. Ausserdem muss die Inschrift auf den Gefässen oder den äusseren Um¬ 
hüllungen den Namen oder die Firma des Geschäfts, in welchem das Mittel 
verabfolgt wird, und die Höhe des Abgabepreises enthalten; diese Bestimmung 
findet auf den Grosshandel keine Anwendung. 


*) Gleiche Vorschriften sind für Hamburg durch Verordnung des 
Senats vom 8. Juli d. J. erlassen und werden wahrscheinlich in sämtlichen 
Bundesstaaten erlassen werden. 
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Es ist yerboteu, auf den Qelässen oder ftnsseren Umhüllnngen, in denen 
ein solches Mittel abgegeben wird, Anpreisnngen, insbesondexe Enapfehlnngen, 
Bestätigungen von Heilerfolgen, gntachtliche Aenssexnngen oder Danksagungen, 
in denen dem Mittel eine Heilwirkong oder Schntzwirknng zngeschrieben wird, 
anznbringen oder solche Anpreisungen, sei es bei der Abgabe des Mittels, sei 
es anf sonstige Weise, za verabfoigen. 

2. Der Apotheker ist verpflichtet, sieh Gewissheit darüber zn verschaffen, 
inwieweit auf diese Mittei die Vorschriften über die Abgabe stark wirkender 
Arzneimittel Anwendung finden. 

Die in der Anlage B. aufgeftthrten Mittel, sowie diejenigen in der An¬ 
lage A. aufgeftthrten Mittel, über deren Zusammensetzung der Apotheker sich 
nicht soweit vergewissern kann, dass er die Zulässigkeit der Abgabe im Hand¬ 
verkäufe zn beurteilen verm^, dürfen nur auf schriftliche, mit Datum und 
Unterschrift versehene Anweisung eines Arztes, Zahnarztes oder Tierarztes, 
im letzteren Falle jedoch nur beim Gebrauche für Tiere verabfolgt werden. 
Die wiederholte Abgabe ist nur auf jedesmal erneute derartige Anweisung 
gestattet. 

Bei Mitteln, welche nur anf ärztliche Anweisung verabfolgt werden 
dürfen, muss anf den Abgabegefässen oder den äusseren ümbttllnngen die In¬ 
schrift „Nur anf ärztliche Anweisung abzngeben“ angebracht sein. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, diese Vorschriften mit 
Geltung vom 1. Januar 1904 an in geeigneter Weise zur Kenntnis der Be¬ 
teiligten zn bringen. . , 

Anlage A. 


1. Aderflnid. 

2. Amarol (auch Ingestol). 

3. American coughing eure Lutzes. 

4. Antiarthrin und Antiarthrinpräpa- 
rate (auch Seils Antiarthrin). 

5. Antigiftwein Dnflots (auch Anti¬ 
gichtwein Oswald Niers oder Vin 
Dnflot). 

6. Antimellin (auch Essentia Anti- 
mellini composita).! 

7. Antirheumatienm Saids (auch Anti- 
rhenmatienm nach Dr. Said oder 
Antirheumatienm Lttcks). 

8. Antitussin. 

9. Asthmapulver Schiffmanns (auch 
Asthmador). 

10. Asthmapnlver Zematone, auch in 
Form der Asthmazigaretten Ze¬ 
matone (auch antiasthmatische 
Pulver und Zigaretten des Apo¬ 
thekers Escouflaire). 

11. Angenwasser Wbites fauch Dr. 
Whites Augen Wasser von Ehrhardt). 

12. Anaschlagsalbe Schützes (auch üni- 
versalheUsalbe oder Universalheil¬ 
and Ausschlagsalbe Schützes). 

13. Balsam Bilfingers. 

14. Balsam Lamperts (auch Gichtbal¬ 
sam Lamperts oder Lampert-Stepf- 
Balsam). 

15. Balsam Sprangers (auch Spranger- 
scher). 

16. Balsam Thierrys (auch allein echter 
Balsam Thierrys, englischer Wan¬ 
derbalsam oder englischer Balsam 
Thierrys). 

17. Bandwarmmittel Konetzkys (auch 
Eonetzkys Helminthenextrakt). 


18. Beinschäden Indian Bohnerte. 

19. Blutreinigungspulver Hohls. 

20. Blutreinigungspnlver Schützes. 

21. Biutreinigungstee Wilhelms (auch 
antiarthritischer und antirheumati- 
soher Biutreinigungstee Wilhelms). 

22. Bräuue-Binreibung Lamperts (auch 
Universal-Bräune-Einreibung und 
Diphtheritistinktur). 

23. Bromidia Battle u. Comp. 

24. Brachbalsam Tänzers. 

25. Brachsalbe des pharmazeutischen 
Bureaus Valkenberg (Valkenburg) 
in Holland (auch Pastor Schmits 
Brachsalbe). 

26. Cathartio pills Ayers (auch Beini- 
gungspillen oder abführende Pillen 
Ayers). 

27. Corpnlin (auch Corpulin • Ent- 
fettungspralinSs oder Pralinäs de 
Carlsbad). 

28. Djoeat Bauers. 

29. Blixir Godinean. 

30. Embrocation EUimans (auch Uni- 
versalembrocation oder EUimanns 
Universal-Einreibemittel für Men¬ 
schen), ausgenommen Embrocation 
etc. for horses. 

31. Epilepsieheilmittel Quantes (auch 
Spezifikum oder Gesundheitsmittel 
Quantes). 

82. Bpilepsiepnlver Cassarinis (auch 
Polveri antiepilettiche Cassa- 
rinis). 

33. Eukalyptnsmittel Hess’s (Enkalyp- 
tol und Enkalyptnsül Hess’s). 

34. Gebirgstee, Harzer, Bauers. 

35. Gehörül Schmidts (auch verbeaser- 
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tea oder neu yerbesaertes QehbrSl 
Sehmidta). 

86. Geaundheitakränterhonig LQcka. 

87. Gicht- und RhenmatismnalikOr, 
amerikanischer, Latons (auch Re* 
medy Latons). 

88. Glandnien. 

39. GlycoaoUol Lindnera (auch Anti- 
diabeticnm Lindnera). 

40. Heilsalbe Spranger (anch Spranger- 
sehe, oder Zug- und Heilaalbe 
Sprengers oder Sprangersche). 

41. Heiltränke Jacobis (anch Heiltrank¬ 
essens, insbesondere EOnigstrank 
Jacobis). 

42. Homeriana (anch Brusttee Home- 
riana, russischer Knöterich, Poly- 
gonnm avicnlare). 

43. Injection Bron (anch Bronsche Bin- 
spritsnng).. 

44. injection au matico (auch Bin- 
spritsnng mit Matico). 

45 Kalosin Lochers. 

46. KnOterichtee, russischer, Weide¬ 
manns (anch rassischer EnOterich- 
oder Brusttee Weidemanns). 

47. Kongopillen Richters (anch Magen¬ 
pillen Richters). 

48. Erintertee Lttcks. 

49. Er&nterwein Ullrichs (anch Hubert 
üllrichscher Eränterwein). 

50. Eronessenz, Altonaer (auch Eronen- 
essens oder Menadiesche oder Alto- 
naische Wunder-Eronessenz). 

51. Lebensessenz Fernests (auch Fer- 
nestsche Lebensessenz). 

52. Liqnenr du Doctenr Laville (auch 
LikOr des Dr. LayiUe). 

53. Loxapillen Richters. 

54. Magenpillen Tachts. 

55. Magentropfen Bradys (auch Maria¬ 
zeller Magentropfen Bradys). 

56. Magentropfen Sprangers (anch 
Sprangersche). 

57. Mother Seigels pills (auch Mutter 
Seigels Abfdhrangepillen oder ope- 
rating pills). 

58. Mother Seigels symp (anch Mother 
Seigels cnrative syrnp for dys. 
pepsia, Eztract of American roots 
od. Mutter Seigels heilender Syrnp). 

59. Nervenflnid Dresseis. 

60. Nervenkraftelixier Liebers. 

61. Neryenstärker Pastor Königs (auch 
Pastor Königs Nerye Tonic). 

62. Orffin (auch Banmann-Orffsches 
Eräntemährpuiyer). 


1. Antimon Lochers. 

2. Aagenheilbalsam, yegetabiliseher, 
Reichels (auch Ophthalmin Reichels). 


68. Pain - Expeller. ■ 

64. Pectoral Bocks (anch Hostenstiller 
Bocks). 

66. Pillen indische (auch Antidysen- 
tericnm). 

66. Pilien Morisons. 

67. Pillen Redlingers (anch Redlinger- 
sche Pillen). 

68. Pilnles da Doctenr Layille (auch 
Pillen Lavilles). 

69. Rednktionspillen, Marienbader (anch 
Marienbader Rednktionspillen fOr 
Fettleibige). 

70. Regenerator Liebants (auch Rege¬ 
nerator nach Liebant). 

71. Remedy Alberts (auch Alberts 
Rhenmatismus- n. Gichtheilmittel). 

72. Saccharosalvol. 

73. Safe remedies Warners (Sale care, 
Safe diabetic, Safe neryine, Safe 
pills). 

74. Sanjana-Präparate (auch Sanjana- 
Speziflca). 

75. Sarsaparillian Ayers (auch Ayers 
zosammeogesetzter und gemischter 
Sarsaparillaextrakt). 

76. Sarsaparillian Richters (auch Ex- 
tractnm Sarsaparillae compositum 
Richter). 

77. Sanerstoffpiäparate der Sanerstoff- 
heilanstalt Vitaler. 

78. Schlagwasser Weissmanns. 

79. Schweizerpillen Brandts. 

80. Sirup Pagliano (anch Simp Pag- 
liano Blntreinignngsmittel, anch 
Blutreinignngs- und Blnterfrisch- 
nngssirnp Pagliano des Prof. Giro- 
lomo oder Sirnp Pagliano yon 
Prof. Ernesto Pagliano). 

81. Spermatol (anch Stärknngselexier 
Gordons). 

82. Spezialtees LOcks (anch Spezial- 
kräntertees Lttcks). 

83. Stomakal Richters (anch Tinctnra 
stomaohica Richter). 

84. Tarolinkapseln. 

85. Taberkeltod(auch Eiweiss-Eränter- 
kognak-Emulsion Stickea). 

86. üniyersalmagenpnlver Barelles. 

87. Vin Mariani (anch Marianiwein). 

88. Vulneralci^me (auch Wundciöme 
Vnlneial). 

89. Wnndensalbe, konzessionierte Dicks 
(auch Zittauer Pflaster). 

90. Zambakapseln Lahrs. 


Anlage B. 

3. Diphtheriemittel Noortwycks (auch 
Noortwyeks antiseptisches Mittel 
gegen Diphtherie). 
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4. Heilmittel des Grafen Hatte! (auch 
Graf Oesare Hatteiaohe elektro-ho« 
mOopathisohe Heilmittel). 

6. Stemmittel, Genfer, Santen (anoh 


elektro'homOopatbische Steramittel 
▼on Santer ln Genf, oder nene 
elektrO'komOopathieehe Sternmittel 
u. 8. w.). 


Verabfolgung von arsenhaltigem Fliegenpapier. Brlass der 
Minister der n. s. w. Medisinalangelegenheiten, des Innern nnd 
für Handel nnd Gewerbe — H. d. g. A. M. Nr.7107, M. d. I. IIb 
Nr. 2812, H. f. H. üb Nr. 6194 — vom 16. Juni 1908 an die Herren Ober* 
prSaidenten nnd den BegiemngsprSsidenten in Sigmaringen. 

Zn der Vorschrift in dem §. 18, Abs. 2 der Polizeirerordnnng Uber den 
Handel mit Giften vom 24. Angnst 1896 in der Fassung der Bekanntmacbnng 
Tom 16. Oktober 1901 — Min.-Bl. f. d. inn. Verw. von 1896, S. 266, Min.-Bl. 
1. Med. pp. Angel, von 1901, S. 268 — wird gegenüber hervorgetretenen 
Zweifeln bemerkt, dass die Verabfolgung von arsenhaltigem Fliegenpapier nicht 
von der Beibringung eines Erlaubnisscheines (§. 12 der Polizeiverordnnng) ab- 
hingig gemaoht werden sollte. Es hat indess nicht die Absicht bestanden, die 
Abgabe arsenhaltigen Fliegenpapiers auch von dem Erfordernis der in §. 18 
der Poiizeiverordnnng für die Verabfolgung von Giften der Abteilung I und II 
vorgeschriebenen Empfangsbescheinigung anssunehmen. 


Vorschriften über die an den Zustand nnd an den Betrieb von 
Heilquellen, Heilbädern nnd Badeanstalten in gesnndbeitliehem Inter¬ 
esse an stellenden Anforderungen. Verfttgnng und Anweisung 
des Königlichen RegiernngsprSaidenten zu Minden vom 2. April 
1908 an sämtliche Kreisärzte, Landräte und OrtspolizeibehOrden des Bezirks. 

Nachdem die Polizei-Verordnung ttber die Gesundbrunnen und Bäder 
vom 9. Juli 1868 (Amtsblatt Seite 287) durch die Polizei-Verordnung vom 
11. Januar 1896 (Amtsblatt Seite 19) aufgehoben ist, hat sich die Notwendigkeit 
herausgestellt, betreffs derjenigen Anforderungen, die im gesundheitlichen 
Intoresse an den Zustand und Betrieb der Öffentlichen nnd der von Privat- 
unternehmera unterhaltenen Heilquellen, Heilbäder, Badeanstalten, zu denen 
auch die sogenannten „Knrbäder" zu rechnen sind, gestellt werden mllasen, 
bestimmte Vorschriften zu erlassen, die sowohl bei deren Anlage, als bei deren 
Beaufsichtigung durch die Medizinalbeamten nnd Polizeibehörden als Grand¬ 
lage dienen. 

Bei der ansserordentliehen, durch die Örtlichen nnd sonstigen Verhält¬ 
nisse bedingten Verschiedenheit der hier in Betracht kommenden Anlagen sind 
die anliegenden Vorschriften auf die Mindestfordernngen beschränkt. Inwieweit 
von denselben bei bereits bestehenden Bade- n. s. w. Anstalten von ihrer 
BrfäUnng Abstand genommen werden kann, ist in jedem Falle nach Lage der 
Verhältnisse zu prüfen nnd dabei mit Nachsicht, sowie unter Berücksichtigung 
der finanziellen Leistungsfähigkeit der Beteiligten vorzngeben. 

Die bei den gemäss §§. 107 und 108 der Dienstanweisung vorgenommenen 
Besichtigungen Vorgefundenen Mängel sind den Herrn Landräten behufs Ab¬ 
stellung mitzateilen. Heber bedenkliche Missstände ist mir sofort ein be¬ 
sonderer durch die Hand des Laadrats einzareichender Bericht zu erstatten, 
desgleichen in solchen Fällen, wo Tatsachen festgestellt werden, welche die 
Unzuverlässigkeit des Unternehmers in Bezog auf den Betrieb der Badeanstalt 
dartun nnd die Einleitung des Verfahrens auf Untersagung des Gewerbe¬ 
betriebes (§. 36 der Beicbsgewerbeordnnng nnd §. 119, Nr. 1 des Zuständigkeit s- 
gesetzes vom 1. Angnst 1888) angezeigt erscheinen lassen. Im Uebrigen ist 
das Ergebnis der Besichtigungen in den zu erstattenden Jahresbericht anf- 
zunehmen. 

Zum Schluss bemerke ich, dass die OrtspolizeibehOrden von mir ange¬ 
wiesen sind. Ihnen bei Neuanlage von Bade- n. s. w. Anstalten vor Erteilung 
der banpolizeiliohen Erlaubnis die Baupläne behufs Prüfung in hygienischer 
Hinsicht yorzulegen. 
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VoMohrlften über di« «a d«a ZnsUuad und d«a Betzlab von Heil* 
quellen, Heilb&dem und Bedeaaetoltea im geanndliaitlioben 
latereaee sn stellenden Anfordeznngen. 

A. Hellqiellen und BelltedeaiisUlteH. 

1. Bei jeder Heilquelle muss eine chemische qusntitstire Analyse 
des Mineralwassers Uber deren wirksame Bestandteile mit Angabe der physi* 
kalisohen Eigenschaften, der Temperatur und der Ergiebigkeit veiiiegen; des¬ 
gleichen ist eine Angabe ttber die Art des Knrgebranchs (Trink- oder Bade¬ 
quelle) und des Heilsweckes (Beseichnnng der Krankheiten) erforderlich. 

Besteht der begründete Verdacht, dass seit der ersten üntersnchnng’ des 
Mineralwassers eine wesentliche Aenderung in Besug aaf seine chemisch-physi¬ 
kalischen Eigenschaften eingetreten ist, so wird eine neue chemische Analyse 
sn verlangen sein. 

2. Die Heilquelle muss sorgf&ltig gefasst, abgedeokt oder ttberdacht sein, 
so dass ihre Veränderung oder Verunreinigung ausgesohlossen ist. 

8. Eine Versendung des Mineralwassers hat nnr im nnver' 
fälsehten Zustande sn erfolgen. Die Methode der Fttllnng und des Verschlusses 
der Qefässe ist bei den Besichti^pngen zu kontrollieren. 

4. Bei Anlage der Heilbadeanstalten ist darauf sn achten, dass 
die zum Betriebe erforderlichen Bänmlichkeiten — Badezellen, heizbarer Warte¬ 
raum, sowie Aborte und Pissoir — vorhanden sind nnd die letzteren den Vor¬ 
schriften der Bezirks-Bauordnung vom 24. Oktober 1900 (§. 88) entsprechen. 
Dasselbe gilt in Besug auf die Trinkwasserversorgung (§§. 40, 41 dieser Ver¬ 
ordnung), die Ableitung der Bade- nnd sonstigen Schmntswässer, die Aufbe¬ 
wahrung der trockenen Abfölle, die etwa vorhandenen DnngsMtten n. s. w. 
(§§. 87, 38, 39 der Bezirks - Bauordnung). 

5. Ist die Heilbadeanstalt mit Bäumen znr Anfnahme nnd Beköstigung 
von Kurgästen verbunden, so finden auf diese die Bestimmungen des Ministerial- 
Brlasses vom 26. August 1886 (mitgeteilt den Herren Landräten durch dies¬ 
seitige Verfügung vom 13. September 1886 — Nr. 2297 1 P. —) Anwendung. 
Zum mindesten sind aber die in der Polizei-Verordnung ttber das Schlaf stellen- 
wesen vom 1. Juni / 28. Oktober 1899 (Amtsblatt S. 186 nnd 885) gestellten 
Anforderungen (§§. 1 bis 3) sn erfttllen. 

6. Betreib der Einrichtung der Badesellen ist folgendes sn 
beachten: 

a) Sie mttssen mindestens 15 cbm Lufraum bei 6 qm Grundfläche haben und 
durch ein ins Freie ftthrendes, zum Oeffnen eingerichtetes, genttgend 
grosses Fenster ansreichend erleuchtet nnd gut zu lüften sein Odppbare 
Oberlichter der Fenster oder Glas-Jalousie-Fenster). Falls erlorderlidli, 
sind die Fenster gegen Einblick von anssen zu blenden. 

Die Wandungen der Badezellen sind glatt und bis !*/> m Hohe ab¬ 
waschbar herznstellen; der Fussboden muss wasserdicht nnd leicht sn 
reinigen sein; hölzerner Fussboden ist jedes Jahr sn Oien oder mit Oel- 
farbe zu streichen. Die Tflren dttrfen weder in andere Zellen, noch un¬ 
mittelbar ins Freie ftthren; sie mttssen gut schliessen nnd mit einer 
solchen Verschlussvorrichtnng versehen sein, dass sie von dem Badepenonal 
jederzeit von aussen geOffnet werden können. 

b) Der Rauminhalt der Badewanne ist auf 300—400 Liter zu bemessen; 
als zweckentsprechende Form empfiehlt sich 0,60—0,65 m Tiefe bei 1,80 
bis 1,40 m Länge nnd 0,50 m Breite am Boden, sowie 1,60—1,70 m Länge 
und 0,65—0,70 m Breite oben. Bewährt haben sich die Badewannen ans 
Zinkblech, emailliertem Eisen, Porzellan (Auskleidung mit Kacheln), Stein¬ 
gut, Fayence nnd Holz; nicht zweckmässig sind Badewannen ans Zement 
oder natttrlichem Stein, da sich das Wasser in ihnen leicht abktthlt nnd 
die Berttbmng des Körpers an den Wandungen das Gefflhl von Kälte 
hervorrnft. Die Innenwandnngen der Badewannen müssen glatt nnd leicht 
zu reinigen nnd ihr Boden so gestaltet sein, dass ein vollständiger Ab- 
fiuss des Badewassers dnrch die hier befindliche AbflnssOffnnng stattflndet. 
Zwischen Badewanne nnd dem mit ihr in Verbindung stehenden Ableitnngs- 
kanal ist ein Wasserverschlnss anznbringen. 

c) In jeder Zelle mttssen ein Thermometer (lOOteilig nach Celsius), ein Zeit¬ 
messer (Sanduhr), ein Spiegel, Stuhl oder Bank, Badevorlage, Kleiderhaken 
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(die Wand hinter deneelbmi darf nicht abfärbbar sein), ein Stiefelknecht, 
sowie ein nur Hälfte mit Wasser gefüllter Spneknapf Torhanden sein. 

d) Jede Badezelle ist ansseidem mit einer Klingel nn Yersehen, die so ange¬ 
bracht beiw. eingerichtet ist, dass sie yon dem Badenden bequem erreicht 
werden kann nnd bei ihrem Gebranch der Badewärter sofort erkennt, in 
welcher Badeselle geklingelt worden ist. 

e) Werden auch nur kälteren Jahreszeit Bäder verabreicht, so mtbssen die 
dafür bestimmten Badenellen heizbar sein. 

f) Die Znleitnngsrohre für Kalt- nnd Warmwasser sind an den Wänden fest 
nnd nicht freihängend ansnbringen. 

7. Betreffs des Betriebes der fieilbadeanstalten ist folgende 
zu beaehten: 

a) Bs mnss ein ansreiohender Vorrat von Badewäsohe, Badelaken, sowie eine 
geeignete Vorriohtong zn ihrer Erwärmung vorhanden sein. 

b) Sämtliche Badenellen sind stets sauber und rein an halten nnd nach jeder 
Benntznng die Badewannen gründlich mit Badebürste and Besen zn reinigen. 

c) Personen mit übertragbaren oder ekelerregenden Krankheiten, offenen 
Wanden eto. dürfen in öffentlichen Badeanstalten nicht baden; sollte es 
trotzdem geschehen sein, so mnss die Badewanne vor weiterer Benntzong 
gründlich mit heisser Kaliseifenlaage aasgescbenert werden. 

d) l^züglich der Temperatur des Badewassers sind die ärztlichen Anord- 
nnngen za beachten. Die Wärme des Wassers muss stets darob ein Bade- 
themnometer and nicht mit der Hand pp. nach dem Gefühl festgestellt 
werden. Za diesem Zwecke sind lOOteilige Badethermometer in aas¬ 
reichender Zahl vorrätig za halten. 

e) Die mehrmalige Benatzang eines Bades ist nur bei Schlammbädern und 
auch dann nur von derselben Person zulässig. Die Badewanne ist dann 
mit dem Namen dieser Person zu bezeichnen. 

i) Kinder onter 10 Jahren dürfen nar unter Aofsieht von Erwachsenen baden. 

g) üeber 10 Jahre alte Personen verschiedenen Geschlechts dürfen nicht zu¬ 
sammen in einer Zelle baden. Sie müssen während des Badens von einer 
Person desselben Geschlechts bedient werden, es sei denn, dass es sich am 
Eheleute handelt oder plötzliche Gefahr im Verzage ist. 

h) Bs muss sowohl für männliches, als weibliches Badepersonal gesorgt nnd 
dieses unbescholten, zuverlässig und mit dem Betriebe genau bekannt sein. 

i) Für die Benutzung der Badeanstalt ist eine Badeordnung anfzustellen, in 
der auch die Preise der Bäder angegeben sind. 

8. Bei allen Heilanstalten ist darauf hinzuwirken, dass eine regelmässige 
ärztliche Ueberwachung stattfindet und den etwaigen Kurgästen Ge¬ 
legenheit zur Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe gegeben wird. 

9. Am Schluss der Badezeit bezw. am Ende des Jahres, falls diese un¬ 
unterbrochen dauert, ist von dem Inhaber oder der Verwaltung der Anstalt 
eine Uebereicht einzufordern, die folgende Angaben zu enthalten hat: 

a) Dauer der Badezeit. 

b) Zahl der Besucher, getrennt nach Kurgästen im engeren Sinne und 
sonstigen Besuchern, sowie unter Angabe der Nationalität. 

c) Durchschnittliche Dauer der Kur. 

d) Zahl der verabreichten Bäder, getrennt nach den einzelnen Arten, falls 
verschiedenartige Bäder verabfolgt werden. 

e) Zahl der znr Behandlung und Pflege aufgenommenen Armen und der diesen 
unentgeltlich oder zu ermässigten Preisen gewährten Bäder. 

f) Zahl der zum Versand gelangten Flaschen der einzelnen Mineralquellen 
unter Angabe der Methode der Füllung und des Verschlusses der Gefässe. 

Der üebersicht sind etwaige neue chemische Analysen, die während des 
Berichtsjahres erfolgt sind, sowie Angaben darüber beizufügen, ob irgend welche 
Veränderungen in Bezug auf die Zusammensetzung der Quelle oder des Kur- 
gebrauches eingetreten, ob und welche Verbesserungen oder Veränderungen in 
Bezug auf die Fassung etc. der Heilquellen, die Einrichtung der Badehäuser, 
Badezellen u. s. w. vorgenommen sind, sowie ob und welche Heilapparate oder 
besondere Knrmethoden etwa neben dem Gebrauch der Mineralquellen seitens 
der Badeärzte oder Brunnenverwaltung in Anwendung gebracht werden. Ebenso 
ist die Beifügung etwaiger wissenschaftlicher auf den Gebrauch der Heilquellen 
bezüglicher Mitteilungen und Abhandlungen erwünscht. 
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B. Wurmbadeaiutalteii und Yolksbtder. 

Anf die Warmbadeanstelten und Volkebäder finden die unter 
A, 4 bis 7 geg^ebenen Vorschriften sinngemässe Anwendung. 

Ansserdem ist bei den Warmbadeanstaiten daran! lu achten: 

1. ob eine Anstlbnng der Heilkunde und differenter physikalischer Heil¬ 
methoden durch Kurpfuscher oder sonstige ungeeignete Personen stattfindet, sowie 

2. ob die Aufbewahrung yon Medikamenten (z. B. Sublimat, Jodprkpa- 
raten etc.) zur Herstellung medizinischer Bäder in nnzweokmässiger oder faÜbr- 
lässiger Weise geschieht und eine kritiklose Anwendung solcher Bäder erfolgt. 

8. Falls diese Badeanstalten mit Schwimmbassins yerbnnden sind, 
ist besonderes Augenmerk auf die Beschaffenheit, Erwärmung und Erneuerung 
des Wassers zu richten; desgleichen sind Einrichtungen zu verlangen, die es 
jeder Person vor der Benutzung des Schwimmbassins ermöglichen, sieh am 
ganzen Körper abzuseifen und vor allem die Fttsse gründlich zu reinigen. Vor 
einer solchen Reinigung darf die Benutzung des Schwimmbades nicht gestattet 
werden; auch ist diese an übertragbaren oder ekelerregenden Krankheiten 
leidenden Personen zu untersagen. 

Im übrigen kommen für die Schwimmbassins die unter C. für die Öffent¬ 
lichen Bade- und Schwimmanstalten gegebenen Vorschriften in Anwendung. 

4. Bei den Volksbrausebädern sind die Badezellen für Männer 
und Frauen vollständig zu trennen, sowie getrennte Warteränme für beide Ge¬ 
schlechter vorznsehen; andernfalls müssen diese zu getrennten Tageszeiten baden. 

6. Die zum Zwecke der Brausebäder dienenden Badezelien werden zweck¬ 
mässig in einen An- und Anskleideraum und den eigentlichen Baderanm ge¬ 
teilt Für ihre GrOsse genügt eine Breite von 1,20 m uod eine Länge von 
1,60 m. Der Fussboden muss wasserdicht und mit einem Lattenrost versehen 
sein; die Wände sind abwaschbar herznstelien. Als Inventar genügt eine Sitz- 
bank, ein kleiner Spiegel, ein paar Kleiderhaken, ein Stiefelknecht und ein zur 
Hälfte mit Wasser gefüllter Spncknapf. 

0. Floss- und sonstige Bade- und Sokwimmanstalten. 

1. Die Fluss- und sonstigen Bade- und Schwimmanstalten müssen so be¬ 
legen sein, dass eine Verunreinigung des Wassers ausgeschlossen ist, nament¬ 
lich dürfen sie sieh nicht unterhalb von Ortschaften oder unreinen Znfiüssen 
(Strassenkanälen, Notanslässen n. s. w.) befinden. 

2. Die Bassins sind durch bis zum Boden gehende Gitter nach allen 
Seiten hin abznschliessen und insbesondere die für die Nichtschwimmer be¬ 
stimmten Bassins in dieser Weise von den Schwimmbassins abzutrennen. Diese 
Gitter sollen auch dazu dienen, um anschwemmende grObere Gegenstände zu- 
rUckzuhalten. 

8. Die Zugänge zu den Bassins müssen mit splitterfreien Laufbrettern 
-versehen und in den Bassins eine genügende Anzahl Treppen oder Einsteig- 
leitern an verschiedenen Stellen angebracht sein. 

4. Dar Boden der Bassins muss frei von grOberen Steinen, scharfen 
Gegenständen u. s. w. gehalten werden. 

5. Die Badeanstalt ist in wirksamer Weise gegen Einblick von aussen 
zu schützen. 

6. Es müssen zweckmässig, wenn auch einfach ansgestattete Auskleide- 
ränme in genfigender Anzahl und wenigstens zum Teil yerschliessbar vorhanden 
sein, sowie ein Raum zum Anfbewahren der Badewäsche. 

7. Das Baden darf nur mit Badehosen gestattet werden. Zur leihweisen 
Abgabe ist anf einen ausreichenden Vorrat von Badehosen und Badewäsche 
Bedacht zu nehmen. 

8. Die nötigen Vorsiehtsmassregeln zur Verhütung von ünglücksfäilen, 
sowie geeignete Massnahmen für die erste Hülfeleistnng n. s. w. müssen ge¬ 
troffen werden; insbesondere hat stets mindestens eine des Schwimmens knnd^ 
Person zur sofortigen Hilfeleistung gegenwärtig zu sein. 

9. Die jeweilige Temperatur der Luft wie des Wassers ist auf einer 
Tafel in deutlicher Weise anzugeben und ein Thermometer (lOOteilig) an ge¬ 
eigneter Stelle ansnbringen. 


VerantwortL Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- n. Geh. Med.-Rat in Minden i. W. 
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Rechtsprechung. 

Znr Trsgnng der Kosten für die Revision von Mineralwasser- 
apparaten ist die Ortspoliaeibehörde und nicht der betreffende Eabri* 
kant verpflichtet. Bntsoheidniig des Kammergerichts (Straf* 
Senats) vom 13. Jnli 1903. 

Eine Verpflichtang des Eigentflmers, die Kosten fflr die üntersnchnng 
der Apparate za tragen, lässt sich ans den allgemeinen Rechtsgmndsätzen 
ttber die Polizeikostenlast nicht herleiten. Die Prüfung der Apparate erfolgt 
nicht im Interesse des Eigentümers, sondern im öffentlichen Interesse znr Ver¬ 
hütung von Gefahren, die für das Pablikam durch die Benntsnng von schlechten 
Apparaten entstehen. Die Anfwendangen für diese Prüfung stellen sich daher 
als Kosten des polizeilichen Dienstbetriebes dar und fallen nicht den beteiligten 
Fabrikanten, sondern dem Träger der nnmittelbaren Kosten der PolizeiTer- 
waltnng zur Last. _ 


Verkanf von graner Salbe als kosmetisches Mittel ist dem freien 
Verkehr fiberlassen. Urteil des Oberlandesgerichts Breslan 
(Str.-Sen.) Tom 23. Jnni 1908. 

Die erfolgte Freisprechnng des Angeklagten, welcher nach der Fest- 
stellnng des Bemfnngsgerichts im Betriebe seines Drogenhandels eine Salbe, 
bestehend ans 10 p. c. Quecksilber nnd 90 p. c. Talg and Schweineschmalz, als 
Mittel znr Vertilgnng von Kopflänsen verkauft bat, gründet sich auf die An¬ 
nahme, dass der Handel mit der bezeicbneten Salbe freigegeben sei and §. 367, 
Abs. 3 Str.-G.-B. daher nicht Anwendung finden könne. 

Diese Annahme ist rechtlich nicht zu beanstanden. Freigegeben ist der 
Handel mit Arzneien, soweit dieselben nicht in der Form, welche das Verzeich¬ 
nis A der Verordnung betr. den Verkehr mit Arzneimitteln vom 22. Oktober 
1901 bezeichnet, feilgeboten werden, and sofern sie nicht zu den daselbst im 
Verzeichnis B anfgeführten Drogen nnd Präparaten gehören. Nor die erstere 
dieser beiden Beschränkungen steht hier in Frage and zwar im Hinblick auf 
die Kategorie 10 des Verzeichnisses A Salben (Ungnenta). 

Vorliegend bandelt es sich um ein kosmetisches Mittel im Sinne des §. 1, 
Abs. 2 a der Verordnung, d. h. nach der in der Verordnnng selbst gegebenen 
Brläaterung am ein Mittel zur Beinignng der Haut and des Haares. Derartige 
kosmetische Mittel nnteiliegen, soweit sie als Heilmittel feilgeboten werden, 
nach der zitierten Verordnung deren Beschränknng nnr dann, wenn sie ent¬ 
weder Stoffe enthalten, welche in den Apotheken ohne Anweisnng eines Arztes, 
Zahnarztes oder Tierarztes nicht abgegeben werden dürfen (Bekanntmaohnng 
des Ministers der geistlichen nsw. Angelegenheiten vom 22. Jnni 1896), oder 
wenn sie Kreosot, Phenylsalziylat oder Resorzin enthalten. Da solche Stoffe 
oder diese letztgenannten Bestandteile in der vom Angeklagten verkaaften 
Salbe nicht festgestellt sind, so ergibt sich die Nichtanwendbarkeit des §. 367, 
Abs. 3 Str. G. B., ohne Rücksicht daranf, ob der Angeklagte die Salbe als Heil¬ 
mittel oder nicht als Heilmittel verkanft hat. 

Die Ansführnng der Revision, dass daroh das Ungeziefer Hantaffektionen 
hervorgemfen werden können und in solchen Fällen die Anwendung der Salbe 
nicht nar zur Beseitignng des Ungeziefers, sondern mittelbar auch znr Heilung 
der Hantaffektionen diene, übersieht, dass die in Abs. 2 a des §. 1 der Verord¬ 
nung für kosmetische Mittel gemachte Binscbränkung des Abs. 1 a. a. 0. sich 
aasdrücklich auch anf den Fall bezieht, wenn die kosmetischen Mittel als 
Heilmittel feilgehalten werden. 
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Die weiteren Aosführangen der Bevision, dass die tob dem Angeklagten 
yerkaafte Salbe auch als Heilmittel gegen Drttsenerkranknngen and Syphilis 
zor Verwendang kommen könne, dass der Angeklagte nicht habe kontrollieren 
können, ob die von ihm yerkaafte Salbe nicht als Heilmittel gegen diese Krank¬ 
heiten verwendet wurde, and dass der Angeklagte sich dieser Möglichkeit be- 
wasst sein musste, stehen z. T. im Widersprach mit den tatsächlichen Fest- 
stellangen des Bernfangsrichters, dass die Behauptangen des Angeklagten nicht 
widerlegt seien, er habe die Salbe nar zar Beseitignng von Läusen feilgehaiten 
und nar dann verkauft, wenn sie aasdrttcklich als „Laasesalbe“ verlangt wurde, 
oder er daroh Befragen festgestellt hatte, dass sie zur Vertilgang von Kopf- 
läasen Verwendang finden sollte. Insoweit können diese Ansftthrangen nach 
§. 376 Str. P. 0. in der Bevisionsinstanz nicht weiter erörtert werden. 

Im ttbrigen können sie dahin verstanden werden, dass dem Angeklagten 
ein kalposes Verschnlden zar Last falle. Insoweit sind sie anbegrfindet; denn 
durch sein festgestelltes Verhalten hat der Angeklagte sich in völlig aus¬ 
reichender Weise Ueberzeagang verschafft, dass er die Salbe nur als kosmeti¬ 
sches Mittel in dem oben erörterten Sinne verkaufte. Die Bevision war somit 
als anbegrfindet za verwerfen. _ 


Ein Grundstäcksbesitzer, der das Einsalzen nnd Trocknen nnge- 
gerbter Tierfelle vor Erlass der Bekanntmachung vom 16. Juli 1888 
betrieben hat, bedarf der Genehmignng, wenn er die auf dem alten 
Grnndstüok eingesalzenen Felle auf dem nenerworbenen Grnndstttcke 
lagern nnd trocknen lassen will. Entscheidang des Oberver- 
waltangsgeriohts (III. Senats) vom 20. November 1902. 

Ffir die Berechtigung der Verffigang, deren Ziel dahin geht, das ge¬ 
werbsmässige Trocknen nngegerbter Tierfelle in dem Hintergebäude des Qrund- 
Btfioks Nr. 449/12 bis zur Erlangung der Genehmigung zu verhindern, kommt 
es nicht auf ein Mehreres an als darauf, ob die Ortspolizeibebörde bei Erlass 
der Verffigang begrfindeten Anlass zu der Annahme hatte, dass das Hinter¬ 
gebäude zum Trocknen angegerbter Tierfelle benutzt wird oder benutzt 
werden soll. Im Hinblick auf das Zugeständnis, das der Kläger der Orts¬ 
polizeibehörde abgegeben hat, und auf die gleiche tatsächliche Feststellung des 
von den» Kläger nicht angefochtenen Urteils des Schöffengerichts hatte die 
Ortspolizeibehörde jedenfalls zu solcher Annahme begrfindeten Anlass, zumal 
der Kläger die Verwendung des Hintergebäudes ffir das Trocknen von Fellen 
mit Mangel an Baum auf dem Grnndstfick Nr. 450/12 gerechtfertigt hatte und 
demnächst auch der Ortspolizeibehörde nicht bekannt gegeben hat, dass er auf 
dem Grnndstfick Nr. 449/12 Tierfelle in Wahrheit nicht getrocknet habe nnd 
auch in Zukunft nicht trocknen wolle. 

Die Unzulässigkeit des gewerbsmässigen Trocknens nngegerbter Tierfelle 
auf dem Grundstficke Nr. 449/12, solange die Genehmigung nicht erlangt worden 
ist, bezweifelt der Kläger selbst nicht, nnd sie kann auch ffiglich einem Be¬ 
denken nicht unterliegen, gleichviel ob auf dem Grundstück Nr. 450/12 vor dem 
Erlass der Bekanntmachung vom 16. Juli 1888 mit dem Trocknen solcher Felle 
begonnen und seitdem fortgefahren worden ist oder ob das nicht zutrifft. 
Ersteren Falles handelt es sich um eine Erweiterung eines bestehenden Be¬ 
triebes, der die Ortspolizeibehörde, zumal im Hinblick auf den Standpunkt des 
Strafrichters, die Bedeutung einer wesentlichen Aenderung so lange bei¬ 
messen darf, als nicht von der ffir die Erteilung der Genehmignng zuständigen 
Behörde das Gegenteil angenommen wird; letzteren Falles um einen neuen 
Betrieb. 

Was der Kläger ffir das ohne Genehmigung zulässige Lagern solcher 
Felle auf dem Grnndstfick Nr. 449/12, die auf dem Grnndstfick Nr. 450/12 ein¬ 
gesalzen worden sind, geltend macht, ist rechtsirrtfimlich. 

Dass Lagerräume ffir Stoffe, die in Anlagen der in §. 16 der Beichsge- 
werbeordnung aufgeffilirten Betriebe verarbeitet oder hergestellt werden, selbst 
dann der Genehmigung nicht bedfirfen, wenn sie ihrer Lage und Beschaffenheit 
nach als ein Bestandteil der Anlagen zu heurteilen sind, lässt sich weder 
allgemein, noch insbesondere ffir Anlagen zum Einsalzen nngegerbter Tierfelle 
anerkennen. Von dem Gegenteil ist seitens des 0. V. G. ffir Anlagen znm Bin 
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Balxen yon Tierfellen bereits in dem üiteil yom 6. November 1894 ansgegaogen 
and hieran ist festsnhalten. 

Fflr die Einfflhmng der Pflicht snr Binholnng der Genehmignog ist, wie 
die dem Reichstage yorgelegte Begrflndnng ergibt, die Brfahrnng massgebend 
gewesen, dass üble Ansdünstongen nicht bloss während des Binsalzens, sondern 
aaoh während der notwendigen mehrtägigen PSkelnng and der dann noch an* 
danemden Lagerang entstehen, and dass während dieser Zeit in den Abgängen 
an aastretendem Blntwasser, Salzlaage and sonstigen flflssigen Zersetsangs- 
prodokten ein gflnstiger Nährboden für Infektionskeime gegeben ist. Was man 
also erreichen wollte, ging dahin, dass sich die Genehmigang sowohl anf den 
BAam, wo das Binsalsen stattfindet, wie aaoh aal den Banm erstrecken solle, 
wo die Pökelang and die Aafbewahrang bis snr Abgabe der Felle an den 
Yerbraach stattfinden. Ob indess onter die , Anlagen znm Binsalsen*' sich anoh 
solche Ränme einbegreifen lassen, die lediglich zor Aafbewahrang yon ge¬ 
salzenen Fellen bestimmt sind, die nach Beendigang des Pökelprozesses yon 
einem anderen erworben worden sind, der aas dem Binsalsen yon Fellen ein 
Gewerbe macht, kann dahingestellt bleiben. Keinesfalls besteht anf Grand des 
Wortlaates ein Anstand, hieranter bei einem aaf das Binsalzen gerichteten 
Betriebe aaoh diejenigen Räame za verstehen, die im Anschlass an die etwa 
vorhandenen besonderen Räame fttr das Binsalzen der Felle deren weiterer 
Lagerang behafs der Pökelung and der Aafbewahrang bis znm Absatz an den 
Verbrauch za dienen bestimmt sind. 

Die Binrichtang von Lagerräamen für die aaf dem Grondsttlck Nr. 450/12 
gesalzenen Felle auf dem Grandsttlck Nr. 449/12 stellt demnach eine Brweite* 
rang des alten Betriebes dar, die von der Polizeibehörde ans den bereits er¬ 
örterten Gründen als eine wesentliche and deshalb der Genehmigang bedürftige 
Aenderang der bestehenden Betriebsanlage beurteilt werden durfte. 


Polizeiliche Auflage an einen Gutsbesitzer, in der Nähe seines 
Schnitterhanses eine Wasserentnahmestelle anznlegen wegen der Ge- 
sundheitsgefährlicbkeit des nnweit dieses Hauses vorbei fliessenden 
Flnsswassers. Durch §. 76 des Landesverwaltungsgesetzes ist ein 
Zwang, Zeugen und Sachverständige zu vereidigen, nicht ausge¬ 
sprochen. Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts (I. Sen.) 
vom 10. Oktober 1902. 

Was die Angriffe gegen das Verfahren anbetrifft, so irrt der Kläger, 
wenn er davon ansgeht, dass dorch §. 76 des Landesverwaltungsgesetzes die 
Beeidigung eines jeden vor den Verwaltungsgerichten gehörten Sachverständigen 
vorgeschrieben sei. Die Vorschrift des §. 76 a. a. 0. wird vielmehr in ständiger 
Rechtsprechung des Gerichtshofes dahin ausgelegt, dass das Gericht zwar be¬ 
fugt, aber nicht unter allen Umständen verpflichtet ist, die Sachverständigen 
zu vereidigen. Dass das Berufangsgericht von dem ihm znstehenden Ermessen, 
ob der Kreisarzt Dr. med. eidlich zu vernehmen oder unbeeidigt zu lassen sei, 
einen unznlässigen Gebrauch gemacht habe, kann übrigens um so weniger zu¬ 
gegeben werden, als D. ein beamteter Arzt ist, der nar seine in Aasübung 
seines Amtes bereits zur Sache abgegebenen Gutachten zu wiederholen und 
zu erläutern hatte. Der Vorderrichter durfte seine Feststellungen also, ohne 
gegen das gesetzlich vorgeschriebene Verfahren zu verstossen, auf die unbe- 
schworene Begutachtang D.’s stützen. Verfehlt erscheint ferner die Ansicht, 
D. habe auch als Zenge beeidigt werden müssen. Soweit hierbei ein Zwang, 
die Zeugen mit dem Eide zu belegen, angenommen ist, gilt das vorher Gesagte. 
Im Übrigen ergibt die Fassung der Beweisfrage in dem Protokolle vom 18. De¬ 
zember 1901 unzweideutig, dass der Gerichtshof nicht Beweis Ober vergangene 
Tatsachen oder Znstände erheben, sondern lediglich ein Gatachten über die 
GtesandheitsgeDÜirlichkeit der von D. beobachteten gegenwärtigen Znstände 
hören wollte. Es kam also nicht die Vorschrift des §. 414 der Reichszivil- 
prozessordnnng analog zor Anwendnng, sondern es griff der Grundsatz Platz, 
dass der Sachverständige, der über einen von ihm festgesteilten Befand be¬ 
richtet, dies nicht als Zeuge, sondern als Sachverständiger za vertreten hat. 
Wenn dabei frühere Typhaserkranknngen im Schnitterhaase erwähnt Trarden, 
so waren damit nicht eigene Wahrnelmongen D.s bekundet, sondern die ihm 
als Kreisarzt zugegangenen ärztli<Äen Meldungen und Berichte herangezogen, 
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snf Grand deren er eben seine amtlichen Obliegenheiten nn erfüllen hat. Eine 
Gewähr fttr die Bicbtigkeit der Anzeigen and Berichte konnte und sollte der 
Saohrerständige damit nicht übernehmen. Anderseits war es auch nicht er> 
forderlich, über diese Bicbtigkeit besonderen weiteren Beweis za erheben and, 
wie die Berisionssohrift fordert, den Dr. A. so hören, so lange kein Grand 
▼orlag, Zweifel in jene Berichte za setzen. Die Akten enthalten nichts, was 
za solchen Zweifeln Anlass böte. 

Ganz nnbegrOndet ist endlich der Vorworf, dass „die Gtogengründe des 
Klägers nicht geprüft and die Gegenbeweise nicht erhoben“ seien. Aaf welches 
Vorbringen sich diese Büge beziehen soll, ist nicht erfindlich. Die Schriftsätze, 
die bis zar Verhandlung vor dem Bezirksaasschasse za den Akten gelangt 
waren, weisen nicht einen einzigen Beweisantritt aaf; die Bedenken, die Kläger 
gegen die Zolässigkeit des polizeilichen Vorgehens vorgebracht hat, sind vom 
Vorderrichter ausreichend gewürdigt. Allerdings ist eine genaue Feststellung, 
wie gross die Entfernang zwischen dem Schnitterhanse and dem Brnnnen auf 
dem Gatshofe ist, in den Vorinstanzen nicht erfolgt, obwohl die D.Bche Angabe, 
sie betrage 400 m, aaf dem wenig zuverlässigen Abgreifen auf einer Karte 
kleineren Massstabes beruhte und mit der Schätzung des Amtsvorstehers, sie 
belaufe sich aof etwa 250 m, nicht übereinstimmte. Indessen kann in dem 
Unterlassen weiterer Ermittelungen über die genaue Entfernung zwischen beiden 
Punkten ein Verstoss gegen die Vorschriften des Verfahrens nicht gefunden 
werden; dem Vorderrichter stand es frei, aus den beiden Entfeinnngsangaben 
zu folgern, dass der Brunnen des Gatshofes vom Schnitterhanse jedenfalls zu 
weit abgelegen sei, um dem Bedürfnisse der Schnitter nach einwandsfreiem 
Wasser zu genügen, und es war nicht seine Aufgabe, über ein Mehr oder 
Weniger der abgelegenen Lage des Gntsbrnnnens zu befinden, wenn er mit 
der Polizeibehörde überzeugt war, dass unter den obwaltenden Umständen das 
Vorhandensein des Brunnens auf dem Gntshofe den Mangel einer geeigneten 
Wasserentnahmestelle in der Nähe des Sohnitterhauses nicht beseitigte. Der 
Kläger bat übrigens in der Bevisionsschrift selbst angegeben, dass der Weg 
vom Schnitterhanse zum Branuen des Gatshofes zwei bis vier Minuten erfordere, 
und damit zugestanden, dass die Entfernang 200 bis 400 m betrage, was die 
D.8ehe Schätzang keineswegs als völlig verfehlt erscheinen lässt. 

Auch die zweite Büge der Bevisionsschrift, dass das bestehende Becht 
nicht oder nicht richtig angewendet sei, erwies sich nicht als begründet. 

Entscheidend ist allein, ob für das Bedürfnis des im Schnitterhanse be¬ 
findlichen Massenqnartiers an Gebranchswasser der Brnnnen auf dem Gntshof 
in gesandheitspolizeilicher Hinsicht genügt oder nicht. Der Bezirksausschuss 
hat dies aas rein tatsächlichen Erwägungen verneint, ohne dass ein Bechts- 
irrtum za erkennen ist. Dass das Fehlen eines in der Nähe gelegenen Brnnnens 
die polizeiliche Auflage, für ein gewisses Grundstück eine eigene Wasserent- 
nahmestelle herzurichten, an sieh rechtfertigt, stellt der Kläger nicht in Ab¬ 
rede. Alles, was der Vorderrichter hierüber ansführt, entspricht den Grund¬ 
sätzen, wie sie in der Entscheidung des 0. V. G., Bd. XXX, S. 421 ent¬ 
wickelt sind. 

Die weiteren Angriffe der Bevision greifen auf das Gtobiet der Zweck¬ 
mässigkeit über und bedürfen nach der Begel, dass der Verwaltnngsrichter die 
Notwendigkeit, Angemessenheit and Zweckmässigkeit polizeilicher Verfügungen 
nicht zu prüfen hat, keiner Widerlegung. Ob, wie die Bevisionsschrift darzu¬ 
legen versucht, die geforderte neue Anlage dem Gebrauche des gesandheits- 
Bcbädlichen Peenewassers mit Erfolg zu steuern nicht geeignet ist, berührt die 
allein zu entscheidende Frage der Bechtmässigkeit der polizeilichen Auflage 
nicht. Es genügt, dass letztere nicht offenbar sachwidrig ist. 


Erteilung der nachgeznchten Konzession zum Betriebe einer 
Privat-Krankenanstalt. Feststellung der Art der Zuverlässigkeit, 
welche der Unternehmer einer Privat - Krankenanstalt nach §. 30 a der 
Reichsgewerbeordnnng besitzen muss. Urteil des Oberverwaltnngs- 
gerichts vom 28. Mai 1903. 

. . . Wie die Entstehungsgeschichte der jetzigen Vorschrift im §. 80 unter 
a der Beichsgewerbeordnung ergibt, umfasst die Zuverlässigkeit, die der Unter¬ 
nehmer einer Privat-Krankenanstalt usw. besitzea muss, sweieriei: einmal 
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die allgemeine ZuTerlSasigkeit des Gharakters, sogenannte bürgerliche ünbe* 
scholtenheit, nnd iweitens diejenige Umsicht, Erfahrung nnd Kenntnis nach 
der technischen und nach der administrativen Seite des Unternehmens, die er> 
forderlich sind, wenn die im §. 80 genannten Anstalten ihren Charakter als 
gemeinntttsige Unternehmungen behaupten sollen. Dass dem Kläger die ietstere 
Art von Zuverlässigkeit nicht abgeht, hat offenbar bereits auch der Vorder- 
riehter angenommen. Es lässt sich dies fOglich bei dem Grade der allgemeinen 
Bildung sowohl, als der fachmännischen, welche der Kläger besitat, bei seiner 
langjährigen erfolgreichen Tätigkeit als selbständiger praktischer Arzt und bd 
seinem Lebensalter umsoweniger bezweifeln, als es sich blos um eine kleine 
Krankenanstalt handelt, nnd als die Anstalt ganz oder vorwiegend eine chirur¬ 
gische sein soll, der Kläger aber nach den glaubhaften Angaben der Professoren 
N. N. gerade auf dem Gebiete der Chirurgie sich besonders bewährt hat. Was 
allein zweifelhaft sein kann, nnd was auch der Vorderricbter nur dem Kläger 
abgesprochen hat, ist lediglich die allgemeine Zuverlässigkeit des Charakters, 
und zwar dieses bloss wegen des vor zwOlf Jahren unter Nichteinlösung des 
ansgestellten Wechsels Aber 1000 Mark begangenen Bruches des Ehrenwortes. 
Hierbei ist aber nicht zu übersehen, dass an(£ die allgemeine Zuverlässigkeit 
des Charakters nicht schlechthin und ganz allgemein gefordert ist, sondern ihr 
Mangel nur in Betracht kommt, wenn er ebenfalls „in Beziehung auf die 
Leitung oder Verwaltung der Anstaltbesteht. Nicht jede allgemeine Unzu¬ 
verlässigkeit des Charakters und nicht jede Verfehlung, in der eine solche zum 
Ausdruck gekommen ist, genügen daher, um die Konzession zu versagen. Sie 
tun dies vielmehr nur dann, wenn sie einen Schluss auf die Art der Leitung 
oder Verwaltung der Anstalt zulassen, namentlich deshalb, wie in der Be¬ 
gründung der No veile von 1879 als ein besonderer Fall von Unzuverlässigkeit 
hervorgehoben wird, „der Unternehmer durch seine Vergangenheit nicht die 
Annahme ausscbliesst, als könne sein Geschäftsbetrieb auf eine strafbare oder 
auch nur unredliche Ausbeutung des seiner Anstalt sich anvertranenden 
Publikums gerichtet sein". Ferner ist zu beachten, dass der §. 30 nicht, wie 
der §. 35 der Reichsgewerbeordnnng bei der Erlaubnis zu Schauspielunter¬ 
nehmungen, eine besondere finanzielle Zuverlässigkeit erfordert. Damit erledigt 
sieb bereits die Nichtbezahlung des Wechsels, für welchen der Ehrenschein 
gegeben war, als solche, ganz abgesehen davon, dass die Schuld längst voll¬ 
ständig getilgt worden ist, nnd dass sich insoweit die Dinge gänzlich geändert 
haben. Im übrigen kann auf sich beruhen bleiben, ans welchen Gründen der 
Kläger den ansgestellten Ehrenschein, insbesondere ob er ihn vorsätzlich 
hat verfallen lassen, um sich dadurch den sonst nicht zu erlangenden Abschied 
ans dem Heere zu verschaffen. Es ist deshalb von weiteren Ermittelungen in 
dieser Beziehung durch die Vernehmung der vom Kläger benannten Ent¬ 
lastungszeugen usw. abznseben. Der Bruch des Ehrenworts ist unter eigen¬ 
artigen Verhältnissen, die von den jetzt allein massgebenden des gewöhnlichen 
bürgerlichen Lebens durchaus verschieden sind, nnd vor langer Zeit erfolgt. 
Wie wenig er an sich seinerzeit zu entschuldigen gewesen sein mag, so be¬ 
rechtigt er doch jedenfalls jetzt nicht mehr zu dem Schlüsse, der Kläger könne 
den zu konzessionierenden Geschäftsbetrieb zu einer Ausbeutung des der An¬ 
stalt sich anvertranenden Publikums benutzen oder sich sonst als unzuverlässig 
in Beziehung auf die Leitung oder Verwaltung der zu errichtenden Anstalt 
erweisen. Dem stehen unbedingt die lange, umfassende nnd wie von mass¬ 
gebenden Seiten aus bezeugt worden ist, anssergewöhnlich uneigennützige Aus¬ 
übung des ärztlichen Berufs nnd das dem Kläger von seinen Mitbürgern be¬ 
wiesene grosse Vertrauen entgegen, die in der Gründung der Dr.- 

Stiftung eine seltene Anerkennung und einen klaren Ausdruck gefunden haben. 

Es fragt sich nun noch, ob die sonstigen, nach dem §. 80 der Reichs¬ 
gewerbeordnung zu erfüllenden Erfordernisse vorhanden sind. Als solche 
kommen nach Lage der Sache nur die unter b nnd c des §. 30 bezeichneten in 
Betracht. Der Magistrat und die Polizeiverwaltnng zu W., die gemäss Abs. 2 
des §. 30 gehört worden sind, haben erklärt, dass „Tatsachen bezw. Versagungs¬ 
gründe ans §. 30, Buchstabe c und d der Reichsgewerbeordnnng vom 26. Juli 
1900 nicht vorliegen", nnd auch der Bezirksausschuss ist zu dem Ergebnisse 
gelangt, dass keiner der zu b nnd c hervorgehobenen Versagungsgründe ge¬ 
geben sei. Dem war beizntreten. Mit Recht hat der Vorderrichter ange¬ 
nommen, dass die von dem Königlichen Oberpräsidenten der Provinz. 
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erlassene PoliseiTerordnnng Aber Anlage, Ban nnd Binricbtnng von öffentHeben 
und Privat-Kranken«, Entbindangs* nnd Irrenanstalten vom 29. Aprtl 1898, 
soweit sie fflr Privat-Krankenanstalten Bestimmungen trifft, der Becbtsgiltig- 
keit entbehrt. Es folgt dies ohne weiteres ans den Ausführungen des Urteils 
des Oberverwaltungsgerichts vom 27. Hai 1899, welches eine ganz ähnlidie 
Polizeiverordnnng betraf und deren gesamten Vorschriften Aber die Anlage, 
den Ban nnd die Einrichtung von Privat-Krankenanstalten die Geltung als 
allgemeine Anordnungen gemäss §. 115, Abs. 3 des Znständigkeitsgesetzes ver¬ 
sagte. Die vom Bezirksausschuss ausserdem noch erwähnte allgemeine Anord¬ 
nung des KQnigliohen Bepemngspräsidenten zu M. vom 12. September 1902 
Aber Anlage, Ban nnd Einrichtung von Privat - Kranken-, Entbindnngs- und 
Irrenanstalten aber hindert nach ihrem Inhalt, insbesondere wegen der weiten 
Zulassung von Ausnahmen in §. 27, nicht, unter BerAcksichtigung dessen, was 
Aber die Anstalt bereits feststeht nnd wie sich der Prof. N. . . . Aber sie nach 
vorheriger Besichtigung geäussert hat, sofort die Konzession zu erteilen. 

Demgemäss war, vrie geschehen, zu erkennen und wegen der Kosten 
nach den §§. 103,107, Nr. 1 des Landesverwaltungsgesetzes Bestimmung zu treffen. 


Die Polizeibehörde kann die dichte Schliessung eines Erbbegräb¬ 
nisses verlangen, nm das Ansströmen von Verwesnngsgasen zn ver¬ 
hindern. Urteil des KOnigl. Preuss. Oberverwaltungsgerichts 
vom 27. Februar 1903. 

Nach dem polizeilichen Schreiben an den Kläger nnd dem Beschwerde¬ 
beseheide ist in dem Zustande des Erbbegräbnisses eine Gefahr deshalb ge¬ 
funden, weil giftige, dem Verwesungsprozesse der beigesetzten Leichen ent¬ 
stammende Gase infolge des mangelhaften Verschlusses nach der Strasse ent¬ 
weichen können. Voraussetzung ist also, dass solche Gase in dem Erbbegräbnis 
entstehen, nnd dass sie durch die Türen nicht vollkommen darin zurAckgehalten 
werden. Beides hat der Kläger bestritten, ohne, wie es ihm obliegt, den Beweis 
dafAr anzntreten, dass jene Voraussetzungen nicht vorliegen. Was der Kläger 
bezAglich der Aenssernngen des Kreisarztes Aber die Einrichtung der Begräb¬ 
nisstätte nnd hinsichtlich der Probe mit Lackmnspapier vorträgt, ist belanglos. 
Eine Untersuchung der Luft im Gewölbe hat der Kreisarzt nicht vorgenommen; 
sollte er, was seine Berichte nicht ergeben, die Probe mit Lackmuspapier ge¬ 
macht haben, so hat er selbst darauf offenbar kein Gewicht gelegt. Dagegen 
hat er gegenAber der Ansicht des Klägers, dass giftige Gase sich Aberhanpt 
nicht mehr bildeten, weil seit der letzten Beisetzung acht Jahre verstrichen 
seien, mit voller Bestimmtheit erklärt, dass die Frist von acht Jahren nicht 
genAge, nm die Entwickelung von Gasen aus den Leiehenresten anszuschliessen, 
nnd darauf hingewiesen, dass auch aus dem mit Leiehenstoffen gesättigten 
Erdreich des Friedhofs Verwesnngsgase durch das Hanerwerk in die Luft 
dringen. Das Gegenteil hat der Kläger nicht dargetan; seine Behauptungen, 
Säuregase seien gefahrlos, die Luft in dem Erbbegräbnis sei so frisch wie die 
atmosphärische, sind beweislos gelassen. Der Kreisarzt hat ansdrAcklich be¬ 
tont, die in Begräbnisstätten entstehenden Gase seien imstande, schwere Be¬ 
täubungen herbeiznfAhren und zögen bei ruhiger Luft nicht immer durch die 
Ventilationsöffnungen der Decke ab. Hieraus folgt, dass der Gesundheit schäd¬ 
liche Gase ans dem Erbbegräbnis anf^'die Strasse entweichen können, falls 
ausser den Ventilationsöffonngen Gelegenheit zum Hinausdringen nach der 
Strasse durch andere Oeffnnngen gegeben ist. Dies muss aber nach dem Be¬ 
funde des Kreisarztes vom 15. Juni / 24. Juli 1902 angenommen werden, da 
die innere TAr aus Tannenholz völlig morsch ist nnd die äussere TAr, trotzdem 
vier HolzstOcke auf vorhandene Löcher anfgenagelt sind, noch zahlreiche Löcher 
nnd Spalten hat, die beiden Flügel der Tür auch nicht gegen einander schliesseo, 
so dass Leichengase ungehinderten Durchtritt nach der Strasse haben. Einen 
Gegenbeweis gegen den beschriebenen Znstand der TAren hat der Kläger nicht 
angetreten, sich vielmehr nur gegen die von^ dem Kreisärzte verwertete Er¬ 
wägung gewendet, dass Kinder in die Begräbnisstätte eindringen könnten. Auf 
die Möglichkeit des Eindringens von Kindern ist aber Gewicht überhaupt nicht 
gelegt, vielmehr hat die Polizeibehörde nur die Beseitigung derjenigen Gefahr 
angestrebt, die unbedenklich darin liegt, dass Leichengase durch die undichten 
TAren auf die Strasse dringen können. Der Kläger hat das Vorhandensein 
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dieser Gefahr nicht zu widerlegen yermooht; die PolizeibebSrde durfte dämm 
nach dem auch in H. anznwendenden Grandsatze des §. 10, Titel 17, Teil n 
des Allg. Landreohts (yergl. §. 6f der Yerordnnng über die Polizeiverwaltnng 
in den nea erworbenen Landesteilen vom 20. September 1867) znr Beseitigung 
des ffir das die Strasse benutzende Publikum gesundbeitsschädlicben Zustandes 
die notwendigen Massnahmen — Zumauern der Oeffnnngen oder Anbringung 
einer starken mit Eisenblech beschlagenen überall gut schliessenden Tfir — 
anzuordnen; ihre Angemessenheit und Zweckmässigkeit ist im Verwaltungsstreit- 
verfahren nicht nachzuprttfen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

Könligireiola Prenamen. 

Zn- und Abgangggebnhr bei Dienstreisen auf Kleinbahnen. Be¬ 
scheid des Finanzministers vom 26. Juni 1903. 

Nach dem vorstehenden Bescheid und der darin mitgeteilten Entscheidung 
der Oberrechnungskammer vom 23. April 1901 darf die Zu- und Abgangsgebfibr 
bei Dienstreisen auf Kleinbahnen nur gewährt werden, wenn die Kleinbahn 
unmittelbar vor bezw. nach der Eisenbahn an ein und demselben Beisetage 
benutzt worden ist. 


Abänderung des Dnrchscbnittssatzes des Wohnnngsgeldznscbnsses 
auf Grund des Gesetzes vom 16. April 1903. Erlass des Finanz¬ 
ministers und des Ministers des Innern vom 9. Mai 1903 — 
F.-M. I. N. 52541, n. Nr. 4181, HI. Nr. 5912, M. d. Inn. la Nr 3804 — an 
sämtliche Herren Oberpräsidenten und Begiernngspräsidenten und den Herrn 
Dirigenten der König!. Ministerial-, Militär- u. Bau-Kommission in Berlin. 

Durch das Gesetz vom 15. April 1903 ist der §. 6, Abs. 2 des Gesetzes 
betr. die Gewährung von Wohnnngsgeldzuschüssen an die unmittelbaren Staats¬ 
beamten vom 12. Mai 1873 (G.-S. S. 209) dahin abgeändert worden, dass vom 
1. Oktober 1902 ab bei Bemessung der Pension der Dnrchschnittssatz des 
Wohnungsgeldzuschusses für die Servisklassen I—IV in Anrechnung gebracht 
wird. Ferner ist bestimmt worden, dass in dem dem Gesetze vom 12. Mai 1873 
beigefttgten Tarife die Servisklasse V fortBlllt. 

Demzufolge beträgt der bei Bemessung der Pensionen and der davon 
abhängigen Hlnterbliebenenbezttge von dem gedachten Zeitpunkte ab anzurech- 
nende Durchschnittssatz des Wohnangsgeldsaschnsses 
für die Beamten der Bangklasse 1 .... 855 M. (früher 804 M.) 

n n n n tt 2 Und 3 . . 690 „ ( „ 660 „ ) 

V n « n » d und 6 . . 428 „ ( „ 392 „) 

„ „ übrigen Beamten mit Ausschluss der 

Qnterbeamten. 327 „ ( „ 297,60 „) 

„ „ ünterbeamten.126 „ ( „ 112,80 „ ). 

Wir ersuchen Sie, hiernach in Zukunft zu verfahren, sowie wegen ander¬ 
weiter Festsetzung der Pensionen der von Ihnen in den Buhestand versetzten 
Beamten bezw. wegen anderweiter Festsetzung der von Ihnen angewiesenen 
Hinterbliebenenbezüge und wegen Nacbzablung der erhöhten Beträge das Er¬ 
forderliche zu veranlassen. Hierbei bemerken wir ausdiücklich, dass die ver¬ 
änderte Pensionsvorscbrift nur auf diejenigen Beamten, deren Dienstzeit über 
den 30. September 1902 hinausgereicht hat, und auf die Hinterbliebenen solcher 
Beamten Anwendung findet. Die bereits zum 1. Oktober 1902 in den Buhe¬ 
stand versetzten Beamten sind also nicht zu berücksichtigen. Auch sind in den 
Fällen, wo der Beamte zwar vor dem 1. Oktober 1902 gestorben ist, aber mit 
Bücksicht auf die Gnadenkompetenzen die Zahlung der HinterbliebenenbezHge 
erst am 1. November 1902 oder später begonnen hat, die Wittwen- und Waisen¬ 
gelder nicht abznändeni, da für ihre Bemessung diejenige Pension massgebend 
ist, zu welcher der Verstorbene berechtigt gewesen sein würde, wenn er am 
Todestage in den Buhestand versetzt wäre <§. 8 des Gesetzes vom 20. Mai 1882, 
betr. die Fürsorge für Wittwen und Waisen der unmittelbaren Staatsbeamten). 

Eine Nenaufstellnng der Pensionsnachweisnng bezw. der Wittwen- und 
Waisengeldnachweisung bedarf es nicht. Es wird genügen, die Begietungs- 
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HaaptkasBe nsw. unter BeBUgnabme auf die ihr sugegangene Nachweisnng an- 
auweisen, an Stelle des arsprOnglioh berechneten Betrages den infolge Aen- 
derung des Dorchschnittssatzes des Wohnungsgeldzuschnsses anderweit festge* 
setiten Betrag von dem betreffenden Zeitpunkte ab zu zahlen. 

Die Nachweisnngen der von uns wahrend des in Frage kommenden 
Zeitpunktes festgesetsen Pensionen bezw. Wittwen* und Waisengelder sind 
behim anderweiter Festsetzung der Betrage, nach den einzelnen Verwaltungen 
geordnet, sobald als mOglich einznreicben. 

Schliesslich bemerken wir, dass die auf G-rund des §. 2, Abs. S und des 
§. 7 des Pensionsgesetzes bewilligten Pensionen, sowie die auf Grund des §. 14, 
Abs. 1 des Gesetses vom 20. Mai 1882 bewilligten Wittwen* und Waisengelder 
keine Abänderung erfahren, da es sieh bei ihnen um Gnadenbewillignngen han¬ 
delt, für die im Gesetz nur eine Höchstgrenze festgesetzt ist. 


Prüfungen der Kandidaten der Medizin und der Heilkunde. Br- 
lass des Ministers der u. s. w. Medizinalangelegenheiten vom 
25. Juni 1903 — M. 1480. ü. I. — an die Herren Vorsitzenden der ärzt¬ 
lichen Priilnngskommission. 

Entgegen der Anordnung in dem Erlasse vom 28. Juni 1902 — M. 2164 
— werden in den Anträgen auf Erteilung der Approbationen die Vornamen 
der Kandidaten nicht immer vollzählig und in der richtigen Beihenfolge, zu¬ 
weilen auch nicht in der richtigen Schreibweise angegeben. 

Ich sehe mich daher veranlasst, Ew. Hochwohlgeboren zu ersuchen, von 
jedem der dortigen Prüfungskommission überwiesenen Kandidaten der Medizin 
oder Zahnheilkunde — vom nächsten Prüfnngsjahre ab zweckmässig schon 
beim Eintritt in die Prüfung — eine Gebnrtsnrkande einznfordem und diese 
mit dem Anträge auf Erteilung der Approbation einzureichen. 

In der jedem derartigen Anträge beiznlegenden üebersicht über den 
Verlauf der Prüfung ist der letzte Prüfnngstag durch Eintragung oder Unter¬ 
streichung mit roter Tinte hervorznbeben. 

Die Prüfnngsprotokolle sind nach der Beihenfolge der Prüfungsabschnitte 
und Prüfnngsteile geordnet den Berichten beizufügen. 

Um den Prüfungskommissionen die Ausübung einer genauen Kontrolle 
der rechtzeitigen persönlichen Meldung der Kandidaten nach ihrer Zulassung 
zur Prüfung zu ermöglichen, ist in Aussicht genommen, den Kandidaten der 
Medizin und der Zahnheilkunde die Zulassnngsverfügnngen in Zukunft durch 
die Hand des Vorsitzenden der betreffenden Prüfungskommission zngehen 
zu lassen. 


Ansffihrnngsbestimmnngen zum Gesetze über den Schutz des 
Genfer Nentralitätszeicbens „Rotes Krenz*^ Bunderlass der Mi¬ 
nister der n. s. w. Medizinalangelegenheiten, des Innern und 
für Handel und Gewerbe vom 3. Juli 1903— M. d. g. A. M.Nr.7297, 
M. d. Inn. M. Nr. 1558, |M. f. H. n. G. Nr. Ha 2825 — an sämtliche Herren 
Begiernngspräsidenten. 

Nach §. 1 des Gesetses zum Schutze des Genfer-Sanitätsseichens vom 
22. März 1902 (R. G. Bl. S. 125) dürfen das in der Genfer Konvention zum 
Nentralitätszeichen erklärte Rote Kreuz auf weissem Grunde, sowie die Worte 
„Rotes Kreuz", unbeschadet der Verwendung für Zwecke des militärischen Sani¬ 
tätsdienstes zu geschäftlichen Zwecken, sowie zur Bezeichnung von Vereinen 
oder Gesellschaften, oder zur Kennzeichnung ihrer Tätigkeit nur auf Grund 
einer Erlaubnis gebraucht werden, welche von den Landeszentralbehörden nach 
den vom Bandesrate festznstellenden Grundsätzen erteilt wird. 

Nach der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers, betreffend die 
Grundsätze für die Erteilung der Erlaubnis zum Gebrauche des Boten Kreuzes, 
vom 7. Mai 1903 (R. G. Bl. S. 215)') hat der Bandesrat bestimmt, dass den¬ 
jenigen Vereinen oder Gesellschaften einschliesslich der Ritterorden, sowie der 
geistlichen Orden und Kongregationen die Erlaubnis erteilt werden soll, welche 
sich im Deutschen Reiche der Krankenpflege widmen und durch eine Bescheiiti- 


*) S. Beilage zu Nr. 11 der Zeitschrift, S. 117. 
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gang des Eriegsministeriniss nachweisen, daoa sie fttr den Kriegsfall zur 
üntersttttzang des militftrisohen SanitStedienstee zagelassen sind. 

Zast&ndig ffir die Erteilang der Erlanbnis ist die Zentralbehörde des¬ 
jenigen Bandesstaates, in dessen Gebiete der Verein oder die Gesellschaft den 
Sitz oder in Ermangelnng eines inlKndischen Sitzes eine Niederlassnng bat. 

In Aasftthrnng dieser GmndsStze bestimmen wir folgendes: 

Der Antrag auf Erteilang der Erlanbnis ist bei mir, dem Minister der 
Medizinalangeiegenheiten, einznreicben. 

Dem Anträge sind beiznftigen: 

1. eine Bescheinigung des zuständigen Regierungspräsidenten (Landes¬ 
polizeibezirk in Berlin: des Polizeipräsidenten in Berlin) darttber, dass der 
Verein oder die Gesellschaft sich im Deutschen Reiche der Krankenpflege 
widmet, unter gleichzeitiger Angabe des Sitzes (des Vorstandes, Kuratoriums, 
Mutterhauses usw.) im Inlande, oder — in Ermangelnng eines inländischen 
Sitzes — einer Niederlassnng. Zuständig ist derjenige Regierungspräsident, 
in dessen Bezirk die Vereinigung usw. ihren Sitz, oder in Ermangelung eines 
deutschen Sitzes ihre Niederlassung hat. In erster Linie kommen hier in Be¬ 
tracht diejenigen Vereine oder Gesellschaften, deren Mitglieder den Kranken¬ 
pflegeberuf als Lehensheruf betreiben oder die Ausbildung und Versorgung von 
Berufskrankenpflegern zum Zwecke ihrer Vereinigung gemacht haben. Des¬ 
gleichen ist der Ausdruck „sich der Krankenpflege widmen" auch auf alle die¬ 
jenigen Vereine oder Gesellschaften in Anwendung zu bringen, welche sich mit 
der Besserung des Loses der Kranken befassen, auch wenn sie mit den Kranken 
nicht in unmittelbare Berührung kommen; 

2. eine Bescheinigung des Kriegsministeriums, dass der Verein oder die 
Gesellschaft fttr den Kriegsfall zur üntersttttzang des militärischen Sanitäts¬ 
dienstes zagelassen sind. 

Hierbei bemerken wir, dass fttr die Zulassung von Vereinigungen zur 
üntersttttzang des militärischen Sanitätsdienstes seitens des Kriegsministeriums 
zur Zeit die beigefttgten Grundsätze massgebend sind. 

Nach Ziffer 2 der Grundsätze werden nur solche Vereinigungen znge- 
lassen, welche nach dem ürteile der zuständigen Ortspolizeibehörde und des 
zuständigen Medizinalbeamten in bezug auf Verhalten und Geschäftsgebahren 
einwandfrei sind. Zuständig ist diejenige Ortspolizeibehörde, in deren Amts¬ 
bereich die Vereinigung ihren Sitz, oder, falls ein inländischer Sitz nicht vor¬ 
handen ist, eine Niederlassung hat. 

Der zuständige Medizinalbeamte ist der Kreisarzt, sofern die Tätigkeit 
der Vereinigung Aber die Grenzen des Kreisarztbezirkes nicht hinansgeht; ist 
dies der Fall, so ist der fttr den Sitz der Vereinigung oder der Niederlassung 
in Betracht kommende Regierungs- und Medizinalrat fttr die Beurteilung des 
Vereins oder der Gesellschaft im Sinne der Ziffer 2 der anliegenden Grund¬ 
sätze zuständig. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir ergebenst, die in Betracht kommenden 
Behörden, insbesondere die O^behörden, den Begiemngs- und Medizinalrat, 
und die Kreisärzte mit entsprechender Weisung zu versehen und zu veran¬ 
lassen, das von den Militärbehörden erforderte ürteil nur nach sorgfältiger 
Prüfung aller Verhältnisse, in erster Linie aber des bisherigen Verhaltens und 
Gescbäftflgebahrens der fraglichen Vereinigung abzngeben. Auch über ihre 
Tätigkeit, nach dieser Richtung hin haben die Medizinalbeamten unter Ab¬ 
schnitt IX, Ziffer 7 des Jahresberichtes alljährlich, gegebenenfalls in der Form 
einer Fehlanzeige zu berichten. 

Grundsätze fttr die Entscheidung des Kriegsministeriums 
Aber Zulassung von Vereinigungen zur üntersttttzang des 

Kriegs-Sanitätsdienstes. 

(§. 205, Ziffer 4 der K. S. 0.) 

1. Vereinigungen usw., welche zur üntersttttzang des Kriegs-Sanitäts¬ 
dienstes zagelassen zu werden wünschen, haben sich zu verpflichten, im Kriegs¬ 
fall innerhalb der ersten zehn Mobilmachnngstage mindestens die Hälfte ihres 
Personals einer Stelle der freiwilligen Kriegs-Krankenpflege zur Verfttgnng 
zu stellen und alljährlich das fttr das kommende Mobilmaehnngsjahr verfügbare 
Personal namhaft zu machen. 

2. Die Vereinigung muss mindestens zehn Mitglieder haben, satsnngs- 
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gemäss von einem Vorstände geleitet and nach dem Urteile der nastindigen 
OrtS'PolineibehOrde and des zuständigen Medizinalbeamten in bezog auf Ver- 
haiten and Geschäftsgebahren einwandfrei sein. 

3. Die Satznngen der Vereinigungen mflssen gewährleisten, dass Mit¬ 
glieder, die sich nicht mehr völliger Unbescholtenheit erfreuen, ans der Ver¬ 
einigung entfernt werden. 

4. Das Personal muss körperlich leistungsfähig sei^ eine ausreichende 
Bildung besitzen und sich über die erforderliche technische Vorbildung im 
Sanitätsdienste aasweisen kOnnen, und zwar Pfleger und Pflegerinnen durch 
mindestens einjährige Pflegetätigkeit in einem Krankenhaus und durch eine 
besondere Prflfung. 

Die Vereinigung hat für die Abhaltung ausreichender Wiederholungs- 
kurse für das zur Verfügung gestellte Pflegepersonal — nach hOdistens drei¬ 
jähriger Zwischenzeit — Sorge zu tragen, sofern dasselbe nicht anderweit die 
Erhaltung seiner praktischen Kenntnisse naohweisen kann. 

5. Die Vereinigung muss gewillt und imstande sein, für das zur Ver¬ 
fügung gestellte männliche Personal die für die freiwillige Krankenpflege vor- 
gesohriebene Uniform zu stellen. 

6. Das Kriegsministerium behält sich vor, die erteilte Zulassung zur 
Unterstützung des Kriegs-Sanitätsdienstes rückgängig zu machen. 


Verkehr mit Geheimmitteln und ähnlichen Arzneimitteln. Er¬ 
lass der Minister der usw. Medizinalangelegenheiten, des 
Innern und für Handel und Gewerbe vom 8. Juli 1903 — M. d. g. 
A. M. 7519, M. d. I. II b 2723, M. f. H. n. G. Hb 5919 — an die Herren 
Oberpräsidenten. 

Der Bandesrat hat am 23. Mai d. J. (§. 409 der Protokolle) beschlossen 

1. die verbündeten Regierungen zu ersuchen, über den Verkehr mit Geheim¬ 
mitteln und ähnlichen Arzneimitteln, soweit nicht in einzelnen Bundes¬ 
staaten strengere Vorschriften bestehen und in Geltung bleiben sollen, 
gleichförmige Bestimmungen nach dem Vorbilde des angesohlossenen Ent¬ 
wurfs nebst Anlagen mit der Massgabe zu erlassen, dass diese Be¬ 
stimmungen am 1. Januar 1904 in Kraft treten, 

2. Ergänzungen der dem Entwürfe beigefügten Verzeichnisse A und B nur 
nach den hierüber im Bandesrate zu treffenden Vereinbarungen vor- 
zunehmen. 

Ew. Exzellenz ersuchen wir daher ergebenst, auf Grund des §. 137 des 
Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G. S. S. 195) 
unverzüglich für den Umfang der dortigen Provinz nach erfolgter Zustimmung 
des Provinzialrats eine Polizeiverordnnng zu erlassen, durch welche vom 
1. Januar 1904 an die öffentliche Ankündigung oder Anpreisung der in den 
abschriftlich beigegebenen Verzeichnissen A und B aufgeführten Mittel verboten 
und zugleich die auf Grund der Verfügung vom 3. August 1895 — M. f. H. 
u. G. C. 5371, M. d. g. A. M. 5227, M. d. I. II. 876 a I — erlassene Polizei- 
verordnung über die Öffentliche Ankündigung von Geheimmitteln, insoweit die¬ 
selbe nicht bereits ausser Kraft gesetzt ist, aufgehoben wird. 

Je zwei Abdrucke der erlassenen Polizeiverordnnng wollen Ew. Exzellenz 
uns bis zum 1. Dezember d. J. einreichen und zugleich darüber berichten, 
welche sonstigen Vorschriften über die Ankündigung oder Anpreisung von 
Arzneimitteln in der dortigen Provinz oder in Teilen derselben bestehen. 

Entwurf von Vorschriften über den Verkehr mit Geheimmitteln 
und ähnlichen Arzneimitteln. 

§. 1. Auf den Verkehr mit denjenigen Geheimmitteln und ähnlichen 
Arzneimitteln, welche in den Anlagen A und 6 aufgeführt sind, Anden die 
nachstehenden Vorschriften Anwendung; die Ergänzung der Anlagen bleibt 
Vorbehalten. 

§§. 2 und 3 stimmen im Wortlaut mit Nr. 1 und 2 des Erlasses vom 
8. Juli Ä J. (s. Beilage zu Nr. 15, S. 194) überein. 

§. 4. Die Öffentliche Ankündigung oder Anpreisung der in den Anlagen 
A. und B. aufgeführten Mittel ist verboten. 
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Einfahr und üntergnchnng ansländisehen Fleisches nach dem 
Fleisehbeschangesetze. Erlass der Minister der nsw. Medizinal¬ 
angelegenheiten, der Finanzen, für Landwirtschaft nsw., 
fflr Handel und Gewerbe vom 22. Jnni 1903 — M. 7463 M. d. g. A., 
m. 8654 F. M., Ga 4925 I. Ang. M. f.L., IIb 5491 M. f. H. — an sftmtliche 
Herren Begiemngspräsidenten. 

Zur Beseitigong yon Verschiedenheiten, die bei der Dorohffihiiuig des 
Fleisehbesohangesetzes in bezng anf die Einfuhr und üntersnohnng ansUlndi- 
sehen Fleisches hervorgetreten sind, ordnen wir im Einverständnisse mit dem 
Herrn Beiohskansler folgendes an: 

1. Frisches Bl nt von Tieren gilt nach §. 1 B. B. D. als Fleisch im Sinne 
des §. 4 des Fleisehbeschangesetses und kann demzufolge nach §. 12, Abs. 2, 
Nr. 1 B. G. nur „iu ganzen TierkOrpern" in das Zollinland eingefttbrt werden. 
Ob gesalzenes Blut als zubereitetes Fleisch im Sinne des §. 12, Abs. 2, 
Nr. 2 B. G. angesehen werden kann, ist zweifelhaft. Die überwiegende An¬ 
sicht der Sachverständigen geht indes dabin, dass auch stark gesalzenes Blut 
die Eigenschaften des frischen Blutes im wesentlichen nicht verloren hat nnd 
deshalb den Grundsätzen für die Einfuhr frischen Fleisches unterliegt. Selbst 
wenn jedoch gesalzenes Blut dem zubereiteten Fleische gleich geachtet wird, 
ergibt sich die Unzulässigkeit der Einfuhr daraus, dass die nach §. 12, Abs. 2, 
Ziffer 2 B. G. erforderte zuverlässige Feststellung der Unschädlichkeit für die 
menschliche Gesundheit bei dem nicht in Verbindung mit ganzen TierkOrpern 
eingeftthrten Blut unmöglich ist. Eine Untersuchung von Blut ist zwar theo¬ 
retisch denkbar, aber praktisch undurchführbar. Auch starkes Salzen ist ferner 
nicht geeignet, dem Blute von kranken Tieren die Gefährlichkeit für die 
•menschliche Gesundheit zu nehmen. Ans diesen Gründen kann gesalzenes Blut 
— abgesehen von dem Falle des §. 17 B. G. (vergl. auch §. 29 B. B. D.) — 
zur Einfuhr nicht zngelassen werden. 

Bei dieser Gelegenheit weisen wir darauf hin, dass nicht nur Blut, 
sondern auch alle anderen Teile von warmblütigen Tieren, sofern sie sieh zum 
Genüsse für Menschen eignen, in frischem Zustande nur insoweit einfuhr- 
fähig sind, als sie sich in natürlichem Zusammenhänge mit dem ganzen Tier¬ 
körper oder den Tierhälften befinden. Dies gilt insbesondere auch für solche 
inneren Organe, deren Miteinfühmng im §. 6 B. B. D. nicht zwingend vorge- 
sehrieben ist. Beispielsweise dürfen also frisches Fett oder frische Därme, 
die sich ausser Zusammenhang mit einem Tierkörper befinden, zur Einfuhr 
nicht zngelassen werden und zwar auch dann nicht, wenn sie zugleich mit den 
Tierkörpern, von denen sie angeblich herrühren, der Untersnchungsstelle zuge- 
führt werden. 

2. Die Einfuhr dnrcbgekochter Lebern, insbesondere von Schweinslebem, 
ist bisher über eine Beihe von Untersuchnngsstellen zngelassen worden, selbst 
wenn sie das für Pökelfleisch in §. 12, Abs. 2, Nr. 2 B. G. vorjgeschriebene 
Mindestgewicht von 4 kg nicht erreichten. Die Auffassung, dass diese Mindest- 
gewichtvorschrift lediglich anf gepökeltes nnd nicht auch auf gekochtes Fleisch 
Anwendung zu Anden hat, muss nach dem Wortlaute nnd der Entstehnngs- 
gescÜchte der angeführten Bestimmung als zutreffend angesehen werden. 
Gleichwohl erscheint die Zulassung gekochter Lebern zur Einfuhr mit dem 
Fleischbeschaugesetze nicht vereinbar. Nach §. 12, Abs. 2, Nr. 2 B. G. darf 
znbereitetes Fleisch nur eingeführt werden, wenn nach der Art seiner Ge¬ 
winnung nnd Zubereitung Gefahren für die menschliche Gesundheit erfabmngs- 
gemäss ausgeschlossen sind oder die Unschädlichkeit für die menschliche Ge¬ 
sundheit sich in zuverlässiger Weise bei der Einfuhr feststellen lässt. Weder 
das eine, noch das andere trifft für gekochte Lebern zu. Denn auch das Kochen 
der Lebern vermag nicht alle tierischen oder pflanzlichen Krankheitskeime 
unschädlich zu machen; krankhafte Einlagerungen werden durch das Kochen 
ans den Lebern nicht entfernt, krankhaft veränderte Lebern behalten also auch 
bei noch so gründlicher Durchkochung die Eigenschaften eines hochgradig ver¬ 
dorbenen, ekelerregenden Nahrungsmittels bei. 

Anderseits ist das Kochen der Lebern mehr als jedes sonstige Znbe- 
reitnngsverfahren geeignet, eine krankhafte Beschaffenheit dieses Organs zu 
verdecken; vor allem werden frische tuberkulöse Einlagerungen, in früher Ent- 
.^ickelung befindliche Echinokokken nnd Cysticerken nsw. durch das Kochen 



m 


Beohtapreohang und Mediiinal-Gesetigebang. 


derart verindert, dass sie entweder ttberhaapt nicht an erkennen sind oder in 
einer die (Jnteraaehang erschwerenden Weise nndentlieh werden. 

Ans «diesen und anderen Grttnden ist eine nnTerläasige Untersnchnng 
gekochter Lebern nnansftthrbar. 

8. Da innere Organe, namentiich vom Schweine, einneln meist nicht 
das OewiQht von 4 kg erreichen, hat sich an mehreren Untersnchnngsstellen eine 
Einfuhr solcher Organe im Zusammenhang miteinander and mit verschiedenen 
sonstigen Tierteilen in gepökeltem Zustande entwickelt. Beispielsweise 
werden Eopfteile (Zunge uaw.) des Schweines in Verbindung mit Lunge, Leber, 
Herz usw. eingefaßt, um dadurch der Mindestgewichtvorschrilt in §. 12, Abs. 2, 
Nr. 2 B. G. zu genügen. 

Sofern die znsammenhftngenden Teile tats&ohlioh zusammen mindestens 
4 kg schwer sind und ferner durch die in §. 18 B. B. D a. vorgeschriebene 
Prüfung festgesteUt wird, dass die Organe usw. auch in den inneren Schichten 
die Eigenschaften frischen Fleisches verloren haben, steht der Zulassung der¬ 
artig mit einander verbundener Fleischteile zur weiteren Untersuchung und 
bei günstigem Ausfälle der letzteren zur Einfuhr nichts entgegen. 

4. Die Bestellung ausländischen zubereiteten Fettes erfolgt häufig nach 
Probe. Es gehen daher nicht selten in das Zollinland Fettproben in kleinen 
Einzelsendungen von unbedeutendem Gewicht ein. Durch eine den Ausführnngs- 
bestimmungen des Bundesrates genau entsprechende Untersuchung derartiger 
Fettsendungen würde gewöhnlich der grössere Teil des Fettinhaltes verbraucht 
werden, die Kosten einer solchen Untersuchung würden auch in keinem Ver¬ 
hältnisse zu dem Werte stehen, endlich erscheint eine Untersuchung in allen 
Fällen und in vollem Umfang ans gesundheitlichen Gründen nicht erforderlich, 
weii die Proben regelmässig nicht zum Genosse für Menschen verwendet werden. 
Die chemische Untersuchung von Fettprobensendungen bis zum Gewichte von 
etwa 1 kg kann daher für gewöhnlich unterbleiben und ist auf solche Fälle zn 
beschränken, in denen die Beschaffenheit der Proben bei der Vorprüfung au 
besonderem Verdacht Anlass gibt, ohne dass doch bereits auf Grund dieser 
Vorprüfung eine Zurückweisung des Fettes ausgesprochen wird (vergl. §. 21, 
Abs. 1 unter I B. B. D.) 

6. Nach §. 1, Abs. 2 B. B. D. gelten Fleischpeptone bis auf weiteres 
nicht als Fleisch, unterliegen daher auch nicht den Bestimmungen des Fleisch- 
beschaugesetzes und können ohne Untersuchung zur Einfuhr zugelassen werden. 

In §. 8, Abs. 7 B. B. D. sind unter denjenigen Erzeugnissen aus Fleisch, 
die als Würste oder sonstige Gemenge aus zerkleinertem Fleisch anzusehen 
und deshalb nach §. 12, Abs. 1 B. G. von der Einfuhr ausgeschlossen sind, 
„Fleischpulver und Fleisohmehl (ausgenommen Fleischfuttermehl) mit oder ohne 
Zusätze“ aufgeführt. 

Fleischpeptone werden nun aus dem Auslände teils in flüssigem oder 
schmalzartigem, teils in gepulvertem Zustande eingeführt, in letzterem nament¬ 
lich zu dem Zweck, um zur Herstellung von Nährböden für wissenschaftliche 
Versuche mit Krankheitserregern usw. verwendet zu werden. Im Hinblick 
auf die erwähnte Bestimmung in §. 8, Abs. 4 B. B. D. sind Zweifel darüber 
entstanden, ob fleischmehlartige Peptone zur Einfuhr zugelassen werden können. 
Bis auf weiteres sind zur Herstellung von Nährböden bestimmte Fleischpeptone, 
auch wenn sie sich äusserlich als Fleischpulver darstellen, als Fleisch im Sinne 
des Fleischbeschaugesetzes nicht anzusehen und ohne Untersuchung zur Ein¬ 
fuhr zuzulassen. 

6. Es ist festgestellt worden, dass in eingeführtem Fleische Borsäure 
vorhanden war, von der nach Lage der Sache angenommen werden konnte, 
dass sie nicht absichtlich zur Haltbarmachung dem Fleische zugesetzt worden, 
sondern nur zufällig, z. B. aus dem Verpackungsmaterial, das früher zum Ver¬ 
sand borsäurehaltiger Waren benutzt worden war, in das Fleisch überge¬ 
gangen war. 

Im Hinblick darauf, dass nach der Absicht des §. 21 B. G. und der dazu 
vom Bandesrat eriassenen Ausfährangsbestimmangen die Einfuhr von bor- 
säurehaltigem Fleische schlechthin als verboten zu erachten ist, kann der¬ 
artiges Fleisch nicht zur Einfuhr zugelassen werden, ist vielmehr von der 
Einfuhr zurückzuweisen. 

Verantwortl. Bedaktenr: Dr. Bapmund, Beg.-u. Geh.Med.-Bat in Minden i.W. 

0. 0. Bnu, R. 8. a. V. 8«h.-L. Hof-B«ehdnioker«I ln IDndoa, 
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Gesetzgehung. 
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Nr. 17. 1. September. 190B. 


Rechtsprechung. 

Die Zivilprozeseordnang gewährt dem Richter nicht das Recht, 
eine ärztliche Untersuchung hehnfs Feststellung der Zeugnngsnnfähig- 
keit zu erzwingen. Urteil des Reichsgerichts (IV. Z.-S.) vom 
22. November 1902. 

Der Berufungsrichter hat den Kläger besäglich des zweiten Anfeohtongs* 
grundes fttr beweisfällig erklärt, indem von ihm ausgefUhrt worden ist: Durch 
das angebliche Zugeständnis der Beklagten würde ihre Unfähigkeit zur Br- 
Zeugung von Kindern nicht bewiesen werden; die Beklagte könne auch nicht 
gezwungen werden, sich einer ärztlichen Untersuchung zu unterziehen; ohne 
eine solche Untersuchung würde aber dem von einem Sachverständigen abzu¬ 
gebenden Gutachten jede Grundlage fehlen. Die Revision hat demgegenüber 
die Ansicht vertreten, dass die Beklagte gezwungen werden könnte, siä einer 
ärztlichen Untersuchung zu unterwerfen. Die desfallsigen Ausführungen der 
Revision erscheinen jedoch als unzutreffend. Gegenstand einer Augenscheins¬ 
einnahme und einer damit verbundenen Untersuchung kann zwar auch der 
Körper einer Partei sein; erklärt aber die Partei, dass sie eine solche Unter¬ 
suchung nicht gestatten wolle, so gewährt die Zivilprozessordnung dem Richter 
kein Recht, Zwangsmassregeln zur Anwendung zu bringen. Nach §. 619 der 
Z. P. 0. kann das Gericht zwar das persönliche Erscheinen einer Partei an¬ 
ordnen und erzwingen, ein weitergehender Zwang ist aber nicht gestattet. 
Auch im übrigen erweisen sich die Ausführungen des Bernfungsrichters bei 
diesem Punkte als unangreifbar. Insbesondere bedurfte es keiner ausdrück¬ 
lichen Erörterung, ob und inwieweit etwa aus dem ablehnenden VerhsJten der 
Beklagten (trotz der Vorschrift des §. 617 der Z. P. 0.) ein Verdacht hätte 
hergelcitet werden dürfen; denn ohne eine ärztliche Untersuchung würde die 
^chtigkeit der vom Kläger aufgestellten Behauptung jedenfalls nicht voll¬ 
ständig dargetan werden können. _ 

Erforderlicher Grad der Geisteskrankheit hehnfs Ehescheidung 
(§. 1669 des B. G. B.). Urteil des Reichsgerichts (IV. Z.-S.) vom 
18. Dezember 1902. 

Dass die wegen Geisteskrankheit entmündigte Beklagte seit acht Jahren 
und auch noch gegenwärtig geisteskrank ist, nimmt der Bernfnngsriohter auf 
Grund des Gutachtens der Sachverständigen K. und Z. als erwiesen an. Der 
Eindruck, den die persönlich vor ihm erscheinende Beklagte und den ihre 
Auslassungen hervorgernfen haben, bat, wie der Berufungsrichter bemerkt, 
diese Annahme bestätigt. Die Krankheit hat jedoch seiner Beurteilung nach 
nicht einen solchen Grad erreicht, dass die geistige Gemeinschaft zwischen 
den Ehegatten aufgehoben wäre. Diese die Anwendung des §. 1569 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ausschliessende Feststellung hat das Oberlandes- 
gericht im einzelnen durch folgende Ergebnisse seiner den Krankheitsznstand 
der Beklagten betreffenden Erhebungen näher begründet. Eine völlige geistige 
Umnachtung sei nicht nachgewiesen. Selbst das Gutachten des Dr. Z., welches 
die Tatbestandserfordeinisse des §. 1569 a. a. 0. in vollem Umfange als vor¬ 
handen bezeichnet, verneine einen „geistigen Tod“ der Beklagten, nämlich 
einen Zustand entweder stupiden Blödsinns oder der absoluten Verwirrtheit. 
Die Beklagte habe aber auch das Bewusstsein der ihr durch die Ehe auf¬ 
erlegten, auf dom Wesen der Ehe beruhenden Rechte und Pflichten nicht ver¬ 
loren. Dies hätte ihr Verhalten im Jahre 1900 erkennen lassen, als der Kläger 
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mit einer bei ihm im Dienste stehenden Magd Ehebruch trieb und diese 
schwängerte. Es wäre ein Graudirrtum des Sachverständigen Z., welcher 
daraas, dass sie „anstatt über die Veiirrangen des Mannes den Mantel der 
Liebe zu decken*^, diese zum Gegenstand des Gesprächs mit andern gemacht 
und seinen Namen veranglimpft hätte, aaf den Mangel des Bewusstseins ihrer 
Bechte als Ehefraa Schlüsse gezogen habe. Ihr vor dem Berufungsgerichte 
ausgesprochener Wunsch, mit dem Manne und mit ihren Eimiern wieder 
zusammenzuleben, entspräche ihrem wahren, dieses Bewusstsein betätigenden 
Willen. Auch die Fähigkeit, die ihr durch die Ehe anferlegten Pflichten zu 
erfüllen, könnte nicht verneint werden. Ihre frühere Neigung zu Gewalttätig¬ 
keiten bestände nicht mehr. Trotz vorhandener Sinnestäuschungen und Wahn¬ 
ideen verhalte sie sich nach den Zeugenbekundungen ruhig and arbeitsam. 
Handlungen, die sich objektiv als ünsittlichkeiten oder eheliche Verfehlungen 
darsteUten, wären nicht zu besorgen. Die Verschlimmerung des Leidens in 
der Zeit während der Behandlung der Beklagten in der Anstalt zu Bybnik 
und die Erregungszustände infolge der Verfehlung des Mannes dauerten nicht 
mehr fort. Auch für wirtschaftliche Angelegenheiten wäre die Beklagte nicht 
teilnahmslos; sie arbeite vielmehr nach der Zengenbekundung ihrer Matter 
auch auf dem Felde. Ihr Interesse für die Familie zeige sie dadurch, dass sie 
zuweilen nach B. gehe, um ihre Kinder zu besuchen. Allerdings meint der 
Berufungsriohter schliesslich, dass die Wahnideen and Sinnestäuschungen der 
Beklagten ihrer Umgebung lästig werden und auch auf die Erziehung der 
Kinder nachteilig einwirken könnten, doch wäre die demzufolge für die Kinder 
bestehende sittliche Gefahr nicht so dringend, dass die Scheidung der Ehe 
den einzigen Ausgang bilde. In tatsächlicher Beziehung unterliegen alle diese 
Erwägungen nicht der Nachprüfung des Reichsgerichts. Sie bernhen auch 
nicht auf einer Verletzung prozessualer Gesetzesvorschriften. Die Revision 
rügt die Nichterhebung des vom Kläger angebotenen Beweises für verschiedene 
von der Beklagten in ihrer Geistesverwirrtheit geführte Reden, unter andern: 
Kläger wäre nicht der Mann, den sie geheiratet hätte, der sei viel grösser 
gewesen; ihr Mann sei einmal gestorben, sie habe ihn in das Leben gerufen; 
in ihrem Haushalt wolle man sie vergiften und dergl. Allerdings hat der 
Berufsrichter den Grund, weshalb er diese Beweise unerhoben gelassen hat, 
nicht angegeben. Da es sich jedoch um Tatsachen handelt, die nicht unmittelbar 
für die Entscheidung von Erheblichkeit sind, die vielmehr nur ein Urteil über 
die Beschaffenheit und den Grad der Geisteskrankheit zulassen, in dieser 
Beziehung aber umfangreiche Beweiserhebungen bereits stattgefunden hatten, 
so lässt sich nur annehmen, dass der Berufungsrichter dem dadurch gewonnene 
Material für ausreichend gehalten hat, um daraufhin sowie auf Grund der 
Beobachtungen der Sachverständigen und der eigenen Wahrnehmungen bei der 
Abhörung der Beklagten zu einem abschliessenden Urteil über ihren gegen¬ 
wärtigen Geisteszustand zu gelangen, umsomehr da der Berufungsrichter davon 
aasgeht, dass die Beklagte von Wahnideen und Sinnestäuschungen befangen 
sei. Die Revision verweist sodann auf verschiedene Einzelheiten des in der 
Beurteilung des Grades der Geisteskrankheit über die Feststellungen des Ober- 
laudesgerichts hinausgeheuden Z.’schen Gutaehtens. Dies würde nur dann von 
Belang sein, wenn dem Berufungsrichter eine ungenügende Beobachtung der 
Auslassungen dieses Sachverständigen zum Vorwürfe gemacht werden könnte. 
Für eine derartige Beanstandung des Berufungsurteils fehlt es jedoch an jedem 
Anhalt. Auch war der Berufungsrichter durch keine prozessuale Gesetzes- 
vorsohrift darin beschränkt, die Ausdehnung der von ihm zu erhebenden Sach¬ 
verständigenbeweise nach eigenem freien Ermessen zu bestimmen. 


Widematflrliche Unzucht. (§. 175 Str. G. B.) Urteil des Reichs¬ 
gerichts (IV. Str.-S.) vom 19. Dezember 1902. 

Es ist nur festgestellt, dass die Angeklagten sieh aufeinander gelegt und 
beide in dieser Lage mit ihren Unterleibern beischlafsähnliche stossende Be¬ 
wegungen gemacht haben. Die zur Annahme eines beischlafsähnlichen Akts 
erforderliche unmittelbare Berührung • des aktiven Gliedes mit dem gemiss- 
brauchten Körper ist jedoch hierin nur dann zu finden, wenn eine Entblössnng 
des ersteren stattgefunden bat. 
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HebammenpftiBcherei. Urteil des Beiohsgeriohte (IV. Str.-S.) 
vom 7. Oktober 1902. 

^ Angeklag^te, die nicht im Besitse eines HebsmmenprflfangszengnisBes 
ist, gilt in ihrem Wohnorte nnd den benachbarten Ortschaften als eine Fran, 
die einige Geschicklichkeit nnd Kenntnisse in der Geburtshilfe besitzt. Sie 
wird vielfach zn Gntbindnngen zngezogen und für ihre Tätigkeit einschliesslich 
der für Pflege und Wartung der Wöchnerin nnd des Kindes, Besorgung der 
Wirtschaft nnd dergl., abgesehen von der Gewährung von Essen nnd Trinken, 
durch kleine Geldgeschenke oder Trinkgelder seitens der Taufpaten ent¬ 
schädigt, sodass sie auf diese Weise wenigstens einen Teil ihres Lebensunter¬ 
haltes sich verdient. Es werden drei Fälle ans den Monaten Januar, Februar 
nnd August 1901 anfgezählt, in denen sie in der bezeichneten Weise tätig 
gewesen ist, nnd daran die Feststellung geknttpft, dass sie im Jahre 1901 den 
selbständigen Betrieb des Hebammengewerbes unternommen habe. Diese 
Begründung kann zn der angefochtenen Verurteilung nicht ansreichen. Die 
Angeklagte hat danach eine Tätigkeit sehr gemischten Charakters entwickelt. 
Dass sie sich durch diese einen Teil ihres Lebensunterhaltes verdiente, war 
ebensowenig das ausschlaggebende Merkmal für das Unternehmen eines 
Hebammen - Gewerbebetriebes, wie die Tatsache, dass sie vielfach zn Ent¬ 
bindungen zngezogen wurde. Selbst wenn die Angeklagte gerade den geburts¬ 
hilflichen Teil ihrer Tätigkeit in Erwartung eines Entgeltes hierfür ansübte, 
war zu prüfen, ob es sich um wiederholte gelegentliche Einzeldienste handelte, 
oder ob die Angeklagte mit dem Willen tätig ward, durch fortgesetzte Leistung 
von Hebammendiensten gegen Entgelt sich einen dauernden Erwerb zn ver¬ 
schaffen. Hierin liegt das Entscheidende: erst dieser Wille verleiht den 
einzelnen Erwerbshandlnngen den Gesamtoharakter eines Gewerbebetriebs. 
Mit diesem Punkt spricht sich die Strafkammer nicht aus, während die fest¬ 
gestellten Tatsachen auf das Vorhandensein einer solchen Willensrichtnng mit 
Bechtsnotwendigkeit nicht hinweisen. 


Rechtsverbindlichkeit der von Ortspolineibehörden zur Bekämpfung 
nnd Bescbränknng ansteckender Krankheiten innerhalb des einzelnen 
Ortes angeordneten Massregeln. Urteil des prenssischen Kammer¬ 
gerichts (Str.-S.) vom 27. November 1902. 

Die Annahme, dass zum Erlass einer Bekanntmachnng, wodurch wegen 
Auabrnchs von Typhus das Wäschespülen in einem Wasserlauf bei Strafe ver¬ 
boten wird, nur die Landesbehörde zuständig sei, ist unzutreffend. Bezwecken 
im einzelnen Falle die Massregeln die Verhinderung der Einschleppung einer 
ansteckenden Krankheit aus dem Ausland in das Inland oder deren Verbrei¬ 
tung im Inland von einer Gegend nach einer anderen, so sind sie landespoli¬ 
zeilicher Natur. Handelt es sich aber, wie hier, um Massregeln zur Bekämpfung 
nnd Beschränkung der Krankheit innerhidb des einzelnen Ortes, so ist die Zu¬ 
ständigkeit der Ortspolizeibehörde begründet. 


Zuständig zn FeststellnngsTerfügungen auf Grund des §. 35 des 
Gesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, 
yom 30. Juni 1900 ist beim Vorherrschen eines örtlichen Interesses an 
der festznsteilenden Massregel (z. B. Einrichtung einer Wasserleitung 
für die Gemeinde) nur die Ortspolizeibebörde. Entscheidung des 
Oberverwaltungsgerichts (I. Senat) vom 31. März 1903. 

Durch Verfügung vom 18. November 1901 bat der Landrat zu G. die 
Gemeinde B. für verpflichtet erklärt, eine Trinkwasserleitnng einznricbten. 
Nachdem die Gemeindevertretung in einer Sitzung vom 26. November die Ein¬ 
richtung einer Wasserleitung abgelehnt hatte, verfügte der Landrat weiter am 
7. Dezember 1901, dass der Betrag der Anlagekosten in Höhe von 90000 Mark 
als ausserordentliche Ausgabe verfügbar gemacht werde. 

Darauf erhob die Gemeinde B. Klage mit dem Anträge, beide Ver¬ 
fügungen aufzaheben, und der Bezirksausschuss erkannte auch auf Aufhebung 
der gedachten beiden Verfügungen. 

Gegen die Entscheidung des Bezirksausschusses hat der Beklagte recht¬ 
zeitig Berufung eingelegt. 

Die Entscheidung des Bezirksansschasses war dahin zu bestätigen, dass 
die Zwangsetatisiernngsverfügung des Beklagten anfzuheben sei. 
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Die Klage gegen die ZwangBetatisiernngsyerfllgnng Tom 7. Dezember 
1901 ist nach §. 118, Abs. 2 der Landgemeindeordnnng fllr Hessen-Nassau yom 
4. Angnst 1897 znlSssig und auch rechtzeitig erhoben. Voranssetznng der 
Zwangsetatisiernngsyerfttgang ist, dass die Leistnng yon der zuständigen Be¬ 
hörde als eine der Gemeinde gesetzlich obliegende festgestellt worden ist. Ob 
das geschehen, mnss der Verwaltnngsricbter in dem gegen die Zwangsetati- 
siemngsyerfttgung gerichteten Verfahren prüfen. 

Durch seine Verfügung yom 18. November 1901 hat der Landrat die 
Gemeinde B. für verpflichtet erklärt, eine Trinkwasserleitung einznrichten. 
Die Verfügung stützt sich auf §. 35 des Gesetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, vom 80. Juni 1900, wonach die Gemeinden 
verpflichtet sind, für die Beseitigung der in Bezug auf die Versorgung mit 
Trink- und Wirtschaftswasser vorhandenen gesundheitsgefährlichen Missstände 
zu sorgen, und wonach sie zur Herstellung von Einrichtungen für Versorgung 
mit Trink- und Wirtschaftswasser zum Schutze gegen übertragbare Krank¬ 
heiten angehalten werden kOnnen. Die zuständige Behörde wird im Beichsge- 
setze nicht bezeichnet, sondern bestimmt sich nach dem Landesrecht. Da es 
sich um eine Massregel zur Beseitigung einer Gesnndheitsgefahr handelt, kann 
nur die Polizeibehörde zuständig sein und zwar beim Vorherrschen des örtlichen 
Interesses die Ortspolizeibehörde. Der Landrat hat zwar nach §. 26 der Kreis- 
ordnnng für Hessen-Nassau vom 7. Juni 1885 die gesamte Polizeiverwaltnng 
im Kreise und in dessen einzelnen Gemeinden zu überwachen, aber die Hand¬ 
habung der Ortspolizei ist, abgesehen von hier nicht in Betracht kommenden 
Ausnahmefällen, nach §. 3 I, Nr. 1 der L. G. 0. Sache des Bürgermeisters. Daher 
hätte die Anordnung vom Bürgermeister als Ortspolizeibchörde gegen die Ge¬ 
meinde erlassen werden müssen. Der Landrat durfte zwar den Bürgermeister 
mit entsprechender Anweisung versehen, aber er durfte nicht selbst eine orts¬ 
polizeiliche Verfügung erlassen. Eine Vorschrift wie im §. 2, Abs. 1 des Aus- 
ftthrnngsgesetzes zum Viehseuchengesetze vom 12. März 1881, wonach der Land¬ 
rat die Amts Verrichtungen der Ortspolizeibehörde für den einzelnen Seuchenfali 
übernehmen darf, fehlt vorläufig für den Fall des §. 35 des Gesetzes vom 
30. Juni 1900. Es lässt sich aber auch nicht annehmen, dass der Landrat da¬ 
durch, dass er die Gemeinde zur Einrichtung einer Trinkwasserleitnng für 
verpflichtet erklärt hat, statt der zuständigen Ortspolizeibehörde eine polizei¬ 
liche Verfügung — ein polizeiliches Gebot — bat erlassen wollen. Für eine 
solche Annahme fehlt es an jedem Grunde sowohl nach dem Wortlaute der 
Verfügung vom 18. November 1901, als auch nach den sonstigen Erklärungen 
des Landrats. Vielmehr ist anzunehmen, dass der Landrat lediglich in seiner 
Eigenschaft als Aufsichtsbehörde — sei es als Polizei- oder als Kommunalauf- 
sichtsbehörde — die zur Zwangsetatisierung erforderliche vorgängige Fest¬ 
stellung hat treffen wollen. Dazu war aber die Aufsichtsbehörde nicht zu¬ 
ständig. Dies ist bezüglich der Kommnnalanfsicbtsbehörde in der Entscheidung 
vom 7. September 1889 näher ansgeführt worden und ergibt sich hinsichtlich 
der Poiizeiaufsiohtsbehörde ans der Entscheidung vom 11. März 1891, sowie 
ans der Entscheidung vom 28. Mai 1895, wo ausgesprochen ist, dass die Ver¬ 
pflichtung der Gemeinde zu einer Handlung behufs Herstellung eines polizei- 
mässigen Zustandes nur durch die Ortspolizeibehörde festgestellt werden könne, 
während die Aufsichtsbehörde zuständig sei, wenn die Gemeinde nur zur 
Leistnng polizeilicher Ausgaben angebalten werden solle. Hiernach muss die 
Zuständigkeit des Landrats zur Feststellung der Verpflichtung der Gemeinde, 
eine Trinkwasserleitnng einznrichten, verneint werden. 

Da die Verfügung vom 18. November 1901, in der die Gemeinde zur 
Einrichtung der Trinkwasserleitnng für verpflichtet erklärt worden ist, nicht 
als eine polizeiliche im Sinne des vierten Titels des Landesverwaltnngsgesetzes 
betrachtet werden kann, sind auch nicht die dort zngelassenen Rechtsmittel 
dagegen gegeben gewesen und kann also auch nicht ans dem Ablaufe der Frist 
zu deren Einlegung gefolgert werden, dass die Feststellungsverfügnng keiner 
weiteren Nachprüfung unterworfen wäre. War gegen die Feststellnngsver- 
fügung blos eine formlose Beschwerde an die höhere Anfsichtsinstanz zulässig, 
so ist darum doch nicht die Gesetzmässigkeit der Feststellung einer Nach¬ 
prüfung in dem gegen die Zwangsetatisiernngsverfügung gerichteten Verfahren 
entzogen. _ 
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Medizinal • Gesetzgebung. 

A., KöiKlflnt*eioli Prenaiflien. 

Die Ffthrnng des Titels „Dr.** seitens eines nicht znm „Dr. med.“ 
promoyierten Arztes ist unstatthaft. Erlass des Ministers der 
n. a w. Medizinalangelegenheiten vom 27. April 1903. 

In dem Erlasse ist darauf hingewiesen, dass nach dem Erkenntnisse des 
Kammergerichts vom 2. November 1891 nnd des Oberverwaltnngsgerichts vom 
26. Februar 1897 die FOhrung des Titels «Dr.** geeignet ist, im Publikum die 
Ti^hung hervorzurnfen, der Betreffende sei eine zur Ftthrnng des medi¬ 
zinischen Doktortitels befugte Persönlichkeit. Ein Arzt, welcher „Dr. phil.“ 
und nicht „Dr. med.“ ist, wflrde sich hiernach durch die Bezeichnung „Dr." 
ohne den Zusatz „phil." der Möglichkeit der Bestrafung aussetzen. 


Bissyerletznngen yon Menschen durch tolle oder tollwntyer- 
dächtige Tiere im Jahre 1902. Erlass des Ministers der usw. Medi¬ 
zinalangelegenheiten vom 24. Juni 1903 

Auf Grund der Berichte, welche im Verfolg der Erlasse vom 12. Ok¬ 
tober 1897, M. 12558, und vom 1. März 1899, M. 10093 U I, an mich erstattet 
worden sind, ist nachstehende Zusammenstellung Ober die im Jahre 1902 in 
Prenssen vorgekommenen Verletzungen von Menschen durch tolle oder tollwut¬ 
verdächtige Tiere angefertigt worden. 

Die Verletzungen, welche insgesamt 250 betrugen, betrafen 174 männ¬ 
liche nnd 76 weibliche Personen. 


Von diesen standen im Alter yon: 
0 bis 1 Jahre — Personen 


1 Jahre 

— Personen 

20 bis 25 Jahren 

9 Personen 

2 Jahren 

5 

fl 

25 
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fl 

18 

fl 

3 „ 

2 

ff 
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31 
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B „ 
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fl 
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40 

fl 

50 
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fl 

16 

fl 
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46 

fl 

60 
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fl 
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Die Verletzungen wurden durch 1 Menschen nnd 170 Tiere, nämlich 159 
Hunde, 3 Katzen, 5 Rinder, 2 Pferde und 1 Schaf hervorgebracht. 

Der Mensch, welcher einen 16 jährigen Knaben in Nicolai, Kreis Pless, 
in den Finger biss, war ein Arbeiter, welcher im Juni von einem tollen Hunde 
gebissen worden war, auf der Reise nach Berlin am 5. Juli an Tollwut er¬ 
krankte nnd schon am 6. Juli in Berlin verstarb. 


Von den 170 Tieren wurde bei 142 durch die Impfung nnd durch Unter¬ 
suchung des Kopfes in dem Institut fOr Infektionskrankheiten in Berlin Toll¬ 
wut festgestellt; bei 18 ergab die Leichenöffnung nur Tollwntverdacht, 1 Tier 
erwies sich als nicht tollwütig, 9 entzogen sich der Tötung durch Entlaufen. 

Von den Verletzungen hatten ihren Sitz an dem Kopf.10 

„ „ Rumpf .... 11 

„ den oberen Gliedmassen 169 
„ „ unteren „ 51 

Bei 7 Verletzten ist der Sitz der Verletzung in den Berichten nicht an¬ 
gegeben. Bei 2 Personen lag eine eigentliche Verletzung nicht vor, jedoch 
hatten sie Fleisch von einem tollwütigen Rinde gegessen. 

Die Verletzungen kamen in 8 Provinzen vor, nämlich in 
Schlesien. . . 150 Westprenssen . 18 Westfalen ... 1 

Ostpreussen. . 31 Pommern ... 18 Rheinprovinz . . 1 

Posen .... 24 Sachsen ... 7 


Von den Regierungsbezirken waren 15 beteiligt und zwar mit: 

Verletzungen: Verletzungen: Verletzungen: 

Breslau ... 56 Posen ... 16 Stettin ... 3 


Oppeln . . . 

52 

Königsberg 

. 15 

Magdebiircr . 

. 3 

Liegnitz . . 

42 

Eösiiii . . 

. 15 

Danzig . . 

. 2 

Gumbinnen . 

16 

Bromberg . 

. 8 

Minden . . 

. 1 

Marienwerder 

16 

Merseburg . 

. 4 

Cöln . . . 

. 1 


Auf die einzelnen Monate verteilten sich die Verletzungen in folgender 
Weise: 
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Januar . 

. . 10 

Mai . . 

. . 12 

September . 

. 21 

Februar 

. . 18 

Juni . . 

. . 19 

Oktober 

. 28 

März 

. . 8 

Juli . . 

. . 20 

November . 

. 25 

April 

. . 9 

August . 

. . 46 

Dezember . 

. 29 


Von den 250 Verletzten unterwarfen sich 227 = 90,8 **/o, and zwar 
sämtlich in dem Institut für Infektionskrankheiten zu Berlin, der Sehutz- 
impfang nach Pasteur. In den vier vorhergehenden Jahren betragen die Pro* 
zentzahlen der Verletzten, welche sich der Schutzimpfung unterzogen, im Jahre 
1898 : 29,0, 1899 : 80,5, 1900 : 82,8, 1901: 78,1. 

Aus diesen Zahlen ergibt sich, dass das Vertrauen zur Schutzimpfung 
im letzten Jahre gegen frtther erheblich zugenommen hat. 

Von den 23 Personen, welche sich nicht impfen liessen, sachten 11 ärzt¬ 
liche Behandlung auf, welche zumeist in Aasbrennen oder Aetzen der Wunden 
mit nachfolgendem antiseptischen Verband bestand; 12 liessen sich nicht durch 
einen Arzt behandeln. 

Leider ist bei 6 Verletzten Tollwut aasgebrochen; sie hat bei sämtlichen 
zum Tode geführt. Von diesen Personen war eine in die Oberlippe, eine in 
die Wange, eine in die rechte und eine in die linke Hand gebissen, während 
die beiden anderen von den Tieren nur begeifert, aber nicht gebissen 
worden waren. 

Von den 6 Personen waren 8 nicht ärztlich behandelt, die 8 anderen 
aber nach Pasteur geimpft worden. Bei den 8 letztgenannten Personen war 
die Schutzimpfung zweimal am 4. und einmal am 5, Tage nach der Verletzung 
begonnen worden und erfolgte der Tod 3, 33 bezw. 63 Tage nach Beendigung 
der Impfung. Berechnet man diese Verluste nach Prozenten, so starben an 
Tollwut von den Geimpften 1,84, von den Nichtgeimpften dagegen 13,04, also 
zehnmal so viel. So betrübend auch die Tatsache ist, dass die Schutzimpfung 
nicht in allen Fällen ihre Wirksamkeit entfaltet, so hat sie sich doch auch im 
Jahre 1902 im allgemeinen wieder bewährt und kann daher der Bevölkerung 
nicht dringend genug anempfohlen werden. 

Was den Sitz der Verletzungen betrifft, so werden bekanntlich Ver¬ 
letzungen des Gesichts und der Hände für besonders gefährlich gehalten; wie 
richtig dies ist, zeigt auch die Statistik des Jahres 1902. Von 7 beobachteten 
Verletzungen im Gesiebt verliefen 2 = 28,6‘’/o, von den 134 Verletzungen der 
Hände 4 = 3,0 "/o tötlich, während die Verletzungen an den übrigen Körper¬ 
teilen ohne nachteilige Folgen blieben. 

Was die Art der Berichterstattung betrifft, so hat dieselbe wieder zu 
einer Reihe von Rückfragen Veranlassung gegeben. In einer Reihe von Fällen 
war der Tag, der Sitz und die Art der Verletzung nicht oder nur unvoll¬ 
ständig angegeben; die Bezeichnung des Sitzes der Verletzung war häufig un¬ 
genau, z. B. „Biss in das Bein, die Hand“ oder einfach „Biss“. Auch die 
Angaben über die Zeit und die Art der eingeleitetcn Behandlung liessen viel¬ 
fach zu wünschen übrig. 

Bei der Wichtigkeit der Bekämpfung der Tollwut ersuche ich ergebenst, 
die betreffenden Rubriken in den Verzeichnissen in Zukunft möglichst sorg¬ 
fältig ausfttllen zu lassen. 

Die anffalleDde Zunahme der Bissverletzongen in den drei Regierungs¬ 
bezirken der Provinz Schlesien erheischt besondere Aufmerksamkeit und eine 
sorgfältige Durchführung und Ueberwachung der auf die Bekämpfung der Toll¬ 
wut gerichteten Massnahmen. 


Verhütung von ansteckenden Krankheiten in technischen Schalen. 
Erlass des Ministers für Handel und Gewerbe vom 11. April 
1903 (Illb Nr. 1611) an den Regierungspräsidenten in N. 

Die Durchführung der in dem Runderlasse vom 18. Juli 1884 — M. d. I. 
II. 7800, M. d. g. A. U. III. A. 18424 U. IL M. — sowie in der dazu er¬ 
gangenen Anweisung gegebenen Bestimmung zur Verhütung der Uebertragnng 
ansteckender Krankheiten erscheint hinsichtlich der technischen Schulen bei 
Masern und Röteln nicht erforderlich. Sie wollen hiernach das Ent¬ 
sprechende veranlassen. 
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Gesnndheits Verhältnisse in Polier Werkstätten. Erlass des Mi¬ 
nisters fttr Handel nnd Gewerbe vom 1. Mai 1903 — Ula 3265 — 
an sämtliche Herren Begiernngspräsidenten. 

Die anf Grand meines Erlasses vom 15. April y. J. (Min.-Bl. 1902, S. 159) 
angestellten Erhebangen haben ergeben, dass bei den Möbelpolierern Er- 
kranknngen der Augen, welche anf die Polierarbeit an sich zarttckznftthrcn 
wären, fast gar nicht, ekzemartige Erkrankungen an Händen and Armen nur 
selten beobachtet worden sind. Ekzeme sollen nur bei solchen Polierern ver¬ 
kommen, die dauernd mit der Polierarbeit beschäftigt sind, eine weiche, em¬ 
pfindliche Haut haben und es an der erforderlichen Saaberkeit fehlen lassen. 

Unter diesen Umständen liegt kein genügender Anlass vor, zur Be¬ 
kämpfung der Erkrankungen den Erlass einer Bundesratsverordnung gemäss 
§. 120e der Gewerbeordnung in die Wege zu leiten; es erscheint vielmehr 
durchführbar und ausreichend, wenn den in Polierwerkstätten bestehenden 
Missständen auf Grund von §. 120 a und 120 d a. a. 0. begegnet wird. 

Ich ersuche Sie demgemäss, auf die Anordnung der erforderlichen poli¬ 
zeilichen Massregeln hinzuwirken und zu diesem Zwecke die Gewerbeanfsichts- 
beamten anzuweisen, dass sie den Polierwerkstätten in den Tischlereien, In¬ 
strumenten-, Schirm-, Stock-, Goldleistenfabriken nsw. ihre besondere Aufmerk¬ 
samkeit zuwenden und für deren Ausstattung mit ordnungsmässigen Wasch- 
einrichtungeo nebst warmem Wasser und Seife und für eine ausreichende 
Lufterneuerung in diesen Bäumen Sorge tragen. 


Gesundheitsverhältnizse in Tapezier- und Polaterwerkatätten. 
Erlass des Ministers für Handel und Gewerbe vom 5. Mai 1903 
— lila 3473 — an sämtliche Herren Begiernngspräsidenten. 

Die Berichte, die mir. anlässlich meines Erlasses vom 2. Mai v. J. (Min.- 
Bl. 1902, S. 208) erstattet worden sind, haben ergeben, dass die Gesundheits- 
Verhältnisse der Tapezierer, Polsterer nsw. nicht in dem Masse, wie es von 
dem Vorstande der „Zentral - Kranken- und Sterbekasse der Tapezierer nnd 
verwandten Berufsgenossen Deutschlands" behauptet worden ist, durch die Be¬ 
schaffenheit der Arbeitsräume, insbesondere durch die Benutzung von Eeller- 
werkstätten beeinträchtigt werden. Wenngleich Missstände in dieser Hinsicht 
sich in grossen Städten gefunden haben, so ist doch im allgemeinen eine über¬ 
mässige Benutzung von Eellerräumen zu Tapezier- und Polsterwerkstätten nicht 
festzustellen gewesen. Im Hinblick auf die grosse Verschiedenheit der örtlichen 
Verhältnisse ist deshalb davon abgesehen, den Erlass von Vorschriften anf 
Grund des §. 120 e, Abs. 1 der Gewerbeordnung in Anregung zu bringen. Da¬ 
gegen erscheint es geboten, den Werkstätten der Tapezierer, Polsterer nsw. 
besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden und etwaigen Missständen durch die 
Gewerbeaufsichtsbeamten und die zuständigen Polizeibehörden entgegentreten 
zu lassen. 

Ich ersuche Sie, dies im dortigen Bezirk zu veranlassen. 


Beztellnng eines gesetzlichen Vertreters fär die in Anstalten 
nntergebrachten Geisteskranken. Banderlass der Minister der 
u. s. w. Medizinalangelegenheiten und des Innern vom 22. Juli 
1902 — M. d. g. A. M. Nr. 7979, M. d. I. Ha 5858 — an sämtliche Herren 
Begiernngspräsidenten. 

Für die in Anstalten nntergebrachten Geisteskranken ist die Bestellung 
eines gesetzlichen Vertreters meist von grosser Bedeutung. Deshalb hat der 
Herr Justizminister bereits unter dem 28. November 1899 — J. Nr. I 7190 b — 
ungeordnet, dass die Königlichen Staatsanwaltschaften die Anzeigen von der 
Aufnahme in Anstalten fttr Geisteskranke, sofern ein Entmündigungsverfahren 
nicht eingeleitet wird, dem zuständigen Vormundschaftsgerichte zur Prüfung 
in der Bichtang znstellen sollen, ob ein Bedürfnis zur Anordnung einer Pfleg¬ 
schaft gemäss §. 1910, Abs. 2, 3 B. G. B. vorliegt. 

Ferner sind nach unserem Erlasse vom 5. März 1900 — M. d. g. A. 
M. 7913, M. d. I. Ha 1472 — die Vorstände der Anstalten für Geisteskranke 
angewiesen, ihrerseits dem Vormundschaftsgerichte Mitteilung zu machen, so¬ 
bald bei einem Kranken, bei welchem die Einleitung einer Pflegschaft nicht 
angeordnet worden ist, auf Grund ihrer Kenntnis der Verhältnisse im Einzel- 
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falle die Vertretang in einzelnen seiner Angelegenheiten oder in einem be¬ 
stimmten Kreise derselben fttr erwünscht erachtet wird. 

Um über die Befolgung dieser Anordnungen und über ihre Wirksamkeit 
namentlich für Kranke in Privatanstalten ein Urteil za gewinnen, ist es er¬ 
forderlich, bei den Besichtig an gen durch die Besnchskommissionen diesem 
Pankte besondere Aufmerksamkeit zn widmen. Wir ersuchen daher ergebenst, 
die dortige Besuohskommission gefälligst mit entsprechender Weisung zu ver¬ 
sehen and zu veranlassen, dass in dem Besichtigungs - Berichte über etwaige 
in dieser Hinsicht hervorgetretene Mängel oder bei der Ansführnng dieser An- 
weisnngen gemachte Brfahrnngen eine besondere Mitteilung erfolgt. 


Beförderung von Fleisch. Polizeiverordnung des Begie- 
rnngspräsidenten in Hannover vom 28. Juni 1908. 

§. 1. Geschlachtete Tiere and Teile von solchen müssen, wenn sie in 
Fahrwerken, Handwagen und Karren befördert werden, derärtig verdeckt oder 
eingehüllt sein, dass sie dem Anblick von aussen her vollständig entzogen und 
gegen Beschmntzang und Bestaubung sicher geschützt sind. 

§. 2. Dasselbe gilt bei Beförderung in Mulden, Körben, Kiepen und 
ähnlichen Behältern, sofern dieselbe im Betriebe des Fleisehergewerbes oder 
des Fleischhandels erfolgt. 

§. 8. Die zar Beförderung benutzten W^en, Karren, Behälter, Decken 
and Umhüllungen (§§. 1 und 2) müssen stets in sauberem Zustande gehalten 
werden. 

§. 4. Bei Beförderung zu Wagen und Karren dürfen Personen sich 
weder aal das Fleisch and dessen Bedeckungen setzen, noch dieselben mit ihren 
Füssen berühren. 

§. 5. Bei Befördernng des Fleisches im Betriebe des Fleisehergewerbes 
oder des Fleischhandels darf die befördernde Person das Fleisch mit unsauberen 
Händen und schmutzigen Kleidern oder mit dem Kopfhaar nicht berühren. 

§. 6. Personen, welche an ansteckenden Krankheiten leiden, dürfen sich 
mit der Beförderung von Fleisch nicht befassen. 

§. 7. Vieh uitd Fleisch darf nicht gleichzeitig auf einem Wagen be¬ 
fördert werden. 

§. 8. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Geld¬ 
strafe bis za 60 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle Haft tritt, bestraft. 

§. 9. Diese Polizeiverordnung tritt mit dem 1. August 1908 in Kraft. 


J3. Oroswlieirzofl^iuu Oldenbuirs^. 

Abgabe von Arzneitabletten in Apotheken. Verordnung des 
Staatsministeriums vom 21. Juli 1908. 

Tabletten (zasammengepresste Arzneizubereitungen), welche Arzneistoffe 
der Tabellen B. und C. des Arzneibuches für das Deutsche Beich enthalten, 
dürfeu in den Apotheken des Herzogtums nicht vorrätig gehalten werden. 

Solche Zubereitungen sind vielmehr auf jedesmalige ärztliche Verordnung 
besonders anzafertigen. 

Unter die Verordnung fallen nicht. 

Pastilli Hydrargyri bichlorati, welche im Arzneibneh als fertige Znbe- 
reitungen ausgeftthrt sind, 

Tabletten, welche bis 0,05 g Santonin, 

Tabletten, welche bis 0,1 g Koffein und 

Tabletten, welche organotherapeutische Mittel enthalten. 

Weitere Ausnahmen können bezüglich der Arzneistoffe der Tabelle C. 
in Fällen, wo eine Apotheke schwer zu erreichen ist, fttr ärztliche Hausapo¬ 
theken zugelassen werden. 

Diese Bestimmungen treten am 1. Oktober d. J. in Kraft. 

Verantwortl. Bedakteur: Dr. Bapmund, Beg.- n. Geh. Med.-Bat in Minden i. 

J. O. 0« Irans, H. 8. m. F» Ssh«-L, Hof-Baohdracksrol ln Klndsa« 




Rechtspreclmiig und ledizinal- 

Gresetzgebung. 

Beilage zur Zeitsolirift für Medizinal-Beamte. 


Nr. 18. 15. September. 1903. 


Rechtsprechung. 

Ablehniing eines Saehrerständigen wegen Befangenheit infolge 
von Bingenonunenheit gegen den die Partei vertretenden Rechts¬ 
anwalt, der seine Qualifikation bemängelt hatte, nnd deshalb von ihm 
wegen Beieidignng verklagt war. Urteil des Beiohsgeriohts 
(ü. Z.-S.) vom 5. Januar 1902. 

Sachlich ist aber der vom Kläger vorgebrachte Ablehnungsgrund (Z. P. 0. 
§. 406, Abs. 1, Nr. 42) genfigend glaubhaft gemacht. Wie sieh aus den Akten 
der Staatsanwaltschaft in der Strafsache gegen Rechtsanwalt Dr. S. wegen 
Beieidignng ergibt, hat Banrat B. die in jenem Sohriftsatse enthaltene 
Bemängelung seiner Qualifikation als Sachverständiger, welche nur durch Hinweis 
auf das hohe Lebensalter desselben begründet worden war, als schwere Ver¬ 
unglimpfung anfgefasst, nnd bei der Art nnd Weise seines Vorgehens gegen 
Rechtsanwalt Dr. S. ist die Besorgnis nicht von der Hand zu weisen, dass bei 
dem Sachverständigen nnwillkflriich eine gewisse Eingenommenheit auch der 
den Anwalt vertretenen Partei gegenüber Platz greifen nnd seine Objektivität 
beeinträchtigen möchte. _ 


Durch die Genehmigung der Vorgesetzten Behörde zur Zengnis- 
abiegnng wird ein Sachverständiger von der ihm in seiner amtlichen 
Eigenschaft dnrch besondere Gesetzesvorschrift beauftragte Ver¬ 
schwiegenheit der Pfiicht nicht entbunden, sondern er ist auch dann 
noch zur Zeugnisverweigernng berechtigt. Urteil des Reichsgerieht 
(V. Z.-S.) vom 7. Februar 1908. 

Der als sachverständiger Zeuge vernommene Gewerbeinspektor hat, 
nachdem die gemäss §. 876 Z. P. 0. erforderliche Genehmigung seiner Vor¬ 
gesetzten Dienstbehörde eingeholt nnd erteilt worden war, sein Zeugnis auf 
Grund des §. 888 Abs. 1 Ziff. 5 Z. P. 0. verweigert, weil er von dem fraglichen 
Fabrikeinrichtnngen bei den in seiner Bigens^aft als Anfsichtsbeamter vor¬ 
genommenen Revisionen der Fabrik Kenntnis erhalten habe nnd daher nach 
|. 189 b Abs. 1 Gewerbeordnung zur Geheimhaltung der Wahrnehmungen 
verpflichtet sei. Kläger hat es abgelehnt, den Zeugen von seiner Verpflichtung 
zu entbinden. Die Zeugnisverweigernng wurde für begründet erklärt. Die 
dem Zeugen von seinem Vorgesetzten erteilte Genehmigung zur Zeugnis¬ 
ablegung erledigt noch nicht die Frage, ob ein Zengnisverweigernngsrecht 
besteht. Zutreffend ist auch die Darlegung des O.-L.-G., dass die Verschwiegen¬ 
heitspflicht des §. 139 b Gewerbeordnung weitergreift nnd anderer Art ist als 
die durch das Reichsbeamtengesetz (§. 11) den Beamten anferlegte allgemeine 
Verpflichtung zur Wahrung des Amtsgeheimnisses, mithin in der Tat eine auf 
Geheimhaltung von Tatsachen bezügliche Sondervorsohrift, wie sie §. 388, 
Abs. 1 Ziffer 6 Z. P. 0. voraussetzt, enthält. 


Verlesung ärztlicher Atteste in der Hanptverhandliing. Urteil 
des Reichsgerichts (IV. Z.-S.) vom 6. Februar 1908. 

§. 265 der Str. P. 0. gestattet ohne jede Einschränkung die Verlesung 
ärztlicher Atteste über Körperverletzungen, welche nicht an den sdiweren 
gehören. Sie ist daher auch dann unbedenkUch zulässig, wenn der Aussteller 
des Attestes in der Hanptverhandlnng als Zeuge erschienen ist. 
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Verlesnng äntlicher Gntachten in der Hanptyerhandlnng. Ur¬ 
teil des Beicbsgeriohts (IV. Z.-S.) vom 9. Jannar 1908. 

Abgesehen von der Angabe des bei der ärztlichen üntersnohnng festge¬ 
stellten objektiven Befundes and der Brklärang der Untersachten Aber die bei 
ihr vorhanden gewesenen and noch vorhandenen Krankheitsersoheinnngen ent¬ 
hält das verlesene Attest eingehende Mitteilungen der Verletzten Aber den 
Hergang bei dem von ihr erlittenen Unfali and Aber ihr and des Angeklagten 
Verhalten nach demselben, ferner auch Mitteilungen einer dritten Person Aber 
das Verhalten der Verletzten nach dem Unfälle. Insoweit Aberschritt das 
SehriftstAok in sehr erheblicher Weise den Eahmen eines nach §. 255 Str. P. 0. 
verlesbaren ärztlichen Attestes and verstiess seine, ausweislich des Sitzungs- 
protokoUes erfolgte Verlesnng gegen §. 249 der Str. P. 0. 


Verantwortliehkeit des Arztes oder Knrpfaschers fttr etwaige 
Gesoiidlieitsbesohädigaagen infolge der von ihm verordneten Knr- 
mittel. Urteil des Beichsgeriehts (IV. Z.-S.) vom 24. Oktober 1902. 

Verfehlt ist der Einwand, dass der Angeklagte die Erfolge nicht ver- 
nrsaeht habe. Er habe — so wird ansgefAhrt — den Kranken nnr einen Bat 
erteilt, dessen Befolgung ihnen völlig freigestanden habe. Indem diese frei¬ 
willig und selbständig die empfohlenen Mittel am eigenen Körper angewendet 
hätten, hätten sie, wenn Aberbaupt von Gesundheitsbeschädignng zu sprechen 
wäre, solche selbst verursacht. Gewiss kann nicht aligemein und ohne weiteres 
von denjenigen, welcher einem anderen Bat erteilt, gesagt werden, er habe 
den durch Befolgung des Bats von dem anderen herbeigefAhrten Erfolg ver¬ 
ursacht. Allein wenn die Strafkammer auf Grand der Verhältnisse des vor¬ 
liegenden Falles eine entsprechende Feststellnng getroffen bat, so ist sie vom 
Vorwarfe des Bechtsirrtums frei. Wer im Mangel eigener Sachkunde, aber im 
Vertrauen darauf, dass ein anderer, besser kandiger, ihn vom Leiden za be¬ 
freien im Stande ist, sich dessen Behandlung unterwirft, begibt sich freiwillig 
in dessen Botmässigkeit insoweit, als er bei Anwendung der von ihm verord¬ 
neten Barmittel, deren Wirksamkeit er nicht Abersieht, nicht Kraft eigenen 
Urteils und auf Grand selbständiger, die Folgen abwägender Willensent- 
sehliessang za handeln pflegt. Unter solchen Umständen kann er bei Befolgung 
der Anordnungen jenes recht wohl als allein von dessen Willen abhängiges 
Werkzeug dergestalt betrachtet werden, dass betreffs der Verantwortlichkeit 
fflr die Folgen ein rechtlicher Unterschied zwischen dem Falle, wo der Be¬ 
handelnde in eigener Person die Barmittel am Leibe des Kranken in Wirk¬ 
samkeit setzt, and dem Fidle, wo es der Kranke dem Willen jenes entsprechend 
tut, nicht zu machen ist._ 


Gesundheitsheschädigang im Sinne des Nahrangsmittelgesetzes. 
Urteil des Beichsgeriehts (II. Str.-S.) vom 19. Dezember 1902. 

Wenn die Strafkammer den Eintritt einer Beschädigong der menschlichen 
Gesundheit verneint, weil der Durchfall und das regelmässig damit ver¬ 
bundene Unwohlsein im Magen nnr ganz vorAbergebend und gering anfgetreten 
sind, so verkennt sie den Bechtsbegriff des Schadens an der Gesundheit eines 
Menschen im Sinne des §. 14 des Nahrungsmittelgesetzes vom 14. Mai 1879 
(Beichsgesetzblatt 145). In der Bechtsprechnng des Beichsgeriehts (Entsch. in 
Strafsachen Bd. 20, S. 254) ist zwar anerkannt, dass nicht jede Vernrsachnng 
von Schmerz, Uebelbefinden oder Missbehagen sich fAr eine Gesundheits- 
beschädigung erachten lässt, ein Schaden an der Gesundheit vielmehr nur dann 
vorliegt, wenn durch die Einwirkung auf den Körper eines Menschen, dessen 
Organismus in den zum Leben erforderlichen Verrichtungen eine wenigstens 
teilweise Störung erleidet. Dies zu gründe gelegt, wArde es freilich als rechtz- 
irrtAmlioh nicht zu bezeichnen sein, dass der erste Bichter in der nganz leichten 
Uebelkeit im Magen“ und den „leichten Magenbesohwerden“ eine Gesnndheits- 
besehädigung nicht festgestellt hat; rechtsirrtAmlich aber ist die Annahme, soweit 
featgestellt ist, dass der Genuss des Fleisches bei den genannten Personen 
einen, wenn auch nach kurzer Zeit wieder behobenen, Durchfall zur Folge 
hatte, weil damit zur Feststellung gelangte, dass der Genuss des Fleisches 
eine Störung in der ordnungsmässlgen Funktion der die Verdauung der Speisen 
bewirkenden Organe des menschlichen Körpers bewirkt und somit die Gesundheit 
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beschädigt hat. Ob diese Störung eine nur Torflbergebende oder ein^ lang« 
andanernde war and ob sie als eine Krankheit im aUgemeingebräaohlichen 
Sinne dieses Wortes sioh darstellte, ist fflr den Begriff der Gesandhelta« 
besehädigang rechtlich ohne Gelang. 

Verfälsohang von Hackefleinch durch Zusatz von Präservesals. 
Orteil des Reichsgerichts (III. Str.«S.) Tom 11. Desember 1902. 

Hackefleiseh, welchem die frische hellrote Farbe durch Zasata von Prä« 
serresaln Uber die der Natur entsprechende Zeit erhalten ist, ist schon als ver¬ 
fälscht im Sinne des Nabrungsmittelgesetnes anzusehen, wenn im Kreise der 
Konsumenten das frische Fleisch mit seiner natürlichen hellroten Farbe höher 
bewertet und lieber gekauft wird, als das künstlich in seiner Farbe konser¬ 
vierte. Auf eine Verschlechterung oder Veränderung des Fleisches, abgesehen 
von der Farbe, kommt es nicht an. 

Bezeiehunug „Garantiert reiner Weiu*‘ ist gleichbedeutend mit 
frei von allen Zusätzen, also auch von Zucker. Urteil des Reichs¬ 
gerichts (I. Strafsenat) vom 6. August 1908. 

Ob der von B. verkaufte Ungarwein gallisiert war oder diese Bigensohaft 
nicht hatte, weil ihm der Zucker erst nach der Gärung sngesetst war, ist gleich- 
gältig, es kam nur darauf an, dass der Wein mit Zucker gesOsst war, und B. 
trotz Kenntnis dieses Zustandes ihn als garantiert rein verkauft hat. Beides 
hat die Strafkammer festgestellt. Die Revision stellt eich auf den Standpunkt, 
dass der Verkauf mit Zucker gesUssten Weines ja erlaubt sei, und dass insbe¬ 
sondere in Ungarn, dem Ursprnngslande des hier allein in Bede stehenden 
Weines, nach der Gärung mit Zucker versetzter Wein als „reiner Wein*‘ gelte. 
Darum handelt es sich aber nicht. §. 7 Nr. 2 mit §. 8 Nr. 4 des Gesetzes, 
betr. den Verkehr mit Wein etc., vom 20. April 1892, verbietet den Verkauf 
von Wein — ohne Unterschied des Ursprungslandes — unter den dort näher 
angegebenen Umständen, und diese Umstände — Zusatz von Zucker und Kennt¬ 
nis des Verkäufers davon, sowie Bezeichnung des Weines, welche die Annahme 
hervorzurufen geeignet ist, dass ein derartiger Zusatz nicht gemacht sei — 
hat die Strafkammer festgestellt. Insbesondere hat sie ohne Rechtsirrtnm, 
vielmehr in Uebereinstimmung mit den Worten des Gesetzes die Bezeichnung 
„garantiert rein“ als gleichbedeutend mit den Worten „frei von Zusätzen der 
in §. 3 Nr. 4 des Gesetzes bezeiobneten Art“ verstanden. Der Gegensatz von 
„rein“ ist nicht, wie die Revision meint, „verfälscht“; von einer solchen Be¬ 
schränkung enthält das Gesetz nichts; auch fehlt in §. 7 Nr. 2 ein analoger 
Beisatz bezüglich der Sfissweine ausländischen Ursprungs wie in §. 4 am 
Schlüsse. Bs hat also nur bei „unrein“ als Gegensatz zu „rein“ sein Bewenden, 
und somit ist von den Voraussetzungen der Verfälschung ganz abzusehen. Wein, 
der nicht ausschliesslich Naturprodukt unter sachgemässer Behandlung des 
Traubensaftes ist, kann streng genommen nicht mehr als reiner Wein bezeich¬ 
net werden. Das Gesetz sieht zwar innerhalb gewisser Grenzen von der Ver¬ 
pflichtung des Verkäufers zur Bekanntgabe fremder Zutaten ab, fflr den Zusatz 
von Zucker aber verbietet es jede Verschleierung, die annehmen lässt, der 
Wein enthalte diesen Zusatz nicht. 

Bs ist darum vergebliches Bemühen der Revision, einen Unterschied von 
reinen und „naturreinen“ Weinen aufsnstellen und Weine, die insofern „den 
gesetzlichen Anforderungen entsprechen“, als sie keine schlechthin verbotenen 
und erlaubten Zusätze innerhalb der gesetzlich zugelassenen Grenzen enthalten, 
als reine Weine zu erklären. 

Die Strafkammer hat also mit Recht festgestellt, dass die Beseichnung 
reine Weine geeignet sei, die Annahme zu begründen, dass ihnen weder vor, 
noch nach der Gärung Zucker zugesetzt worden sei. Und sie hat ferner fest¬ 
gestellt, dass dem B. der Zuckerznsatz bekannt war. Der Widerspruch hin¬ 
gegen und die Bezugnahme auf eine der Revision beiliegende Brklämng des 
Saehverständigen Dr. Bi. kann in der Bevisionsinstanz nicht berücksichtigt werden. 

Dass der Verkauf gezuckerten Weines verboten ist, bildet den Inhalt 
eines Strafgesetzes. Seine Kenntnis bedurfte keiner Feststellung, weil der 
Mangel der Kenntnis eines Strafgesetzes nicht entschuldigt. Das Bewusstsein 
B.’s davon, dass seine Bezelchnnng des gezuckerten als garantiert reinen Weines 
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geeignet sei, die Annahme heryorzninfen, der Wein enthalte keinen derartigen 
Zneati, war nicht bestritten, bednrfte daher nicht ansdrücklicber Erwähnung 
in den Entseheidnngsgrüuden. Die Behauptung B.’s, er habe angenommen, 
sein ungarischer Wein verdiene trotz des Znckerzusatzes die Bezeichnung 
als reiner Wein im Handelsverkehr, ist vom Gerichte nicht fttr begifindet er¬ 
achtet worden, weil dies der Anschauung des kaufenden Pabliknms, also ge¬ 
rade des Handelsverkehrs, widerspreche. Die Revision war daher zu verwerfen. 


Verfälschung von Himbeersaft durch Kapillar. Urteil des 
preussisohen Kammergeriohts (Str.-Sen.) vom 1. August 1908. 

In dem Urteil wird ausgeftthrt, dass §. 867, Nr. 7 des E.-Str.-G., der 
das Feilhalten verfälschter oder verdorbener Getränke mit Strafe bedroht, noch 
jetzt zu Recht besteht, und dass es für die Nahrnngsmittelverfälscbnng uner- 
hebUeh ist, wenn der Lieferant in seinen Rechnungen den Zusatz von Kapillar, 
dn Gemisch von Dextrin und Wasser, deklariert hat. 


Begriff des ,4nTei'hehrbringens“ im Sinne des Nahrungsmittel- 
gesetnes. Urteil des Reichsgerichts (I. Str.-S.) vom 8. Januar 1908. 

Es kann dahin gestellt bleiben, ob nicht schon durch die Uebergabe des 
Fleisches an den Boten dasselbe in den Verkehr gebracht worden ist, da ja 
doch diese Uebergabe gerade zu dem Zwecke geschah, es dem Pnbliknm zu¬ 
gänglich zu machen, und der Angeklagte seinerseits mit der Uebergabe die 
tatsächliche Herrschaft ttber das Fleisch anfgegeben hatte. Jedenfalls ist das 
Inverkehrbringen des Fleisches vollendet worden durch die Niederlegnng des¬ 
selben bei dem Kunden. Denn dieser hatte ja das Fleisch, wie festgestellt 
wird, bestellt, er war mit der Uebersendung einverstanden; die Niederlegnng 
geschah also in dem Moment, als sie erfolgte, seinem Willen entsprechend. 


Anszchlieasung ans einem ärztlichen Verein yerstösst nicht gegen 
die guten Sitten (§§. 188 und 826 des B. G. B.). Urteil des Reichs¬ 
gerichts (IV. Z.-S) vom 19. Januar 1908. 

Eine Nachpräfnng des Beschlusses, durch welchen Kläger ans dem in 
das Vereinsregister eingetragenen Aerzteverein ausgeschlossen ist, nach der 
materiellen Seite hin steht dem ordentlichen Richter, da sie einen gesetzlich 
unstatthaften Eingriff in die Autonomie des beklagten Vereins bedenten wflrde, 
nicht zu, und der Beschwerdeftthrer hat in der mündlichen Verhandlung er¬ 
klärt, dass er in dieser Richtung bin sich jeder Rüge enthalten wolle. Wenn 
er trotzdem geltend macht, dass der Beschluss der ehrengerichtlichen Kommission 
und bozw. der Mitgliederversammlung gegen die Normen des §. 188 und des 
§. 826 des B. G. B. verstosse, so greift dieser Einwand gleichwohl auf das 
materiellrechtliche Gebiet über. Aber auch wenn das bezweifelt werden könnte, 
würde die gerügte Normenverletznng nicht vorliegen. Die bekämpften Be¬ 
schlüsse als „Rechtsgeschäfte“ anfznfassen, welche „gegen die guten Sitten 
verstossen* und deshalb nichtig sind (§. 188 a. a. 0.), geht nach dem festge¬ 
stellten Sachverbältnis nicht an, und noch weniger kann der §. 826 a. a. 0. 
Platz greifen, der nur bestimmt, dass derjenige, der „in einer gegen die guten 
Sitten verstossenden Weise einen anderen vorsätzlich Schaden znfügt, dem 
andern zum Ersätze des Schadens verpflichtet“ ist. Dass der Beklagte den 
Willen gehabt habe, den Kläger zu schädigen, hat dieser selbst nicht behauptet 
Was aber den Vorwurf des Handelns wider die guten Sitten betrifft, so ist 
nicht abzusehen, warum ein Aerzteverein, ohne sittenwidrig zn handeln, seine 
Mitglieder nicht solle verpflichten dürfen, im Interesse des Ansehens des ärzt¬ 
lichen Standes gegenüber einer Innungskrankenkasse ihre Dienstleistungen nicht 
unter einem bestimmten Mindestsätze zu bewerten. Ein den Gesetzen der 
Moral zuwiderlaufender Zwang kann hierin nm so weniger gefunden werden, 
als ja jedem Mitgliede freisteht, einem ihm missfallenden Beschlüsse die Folge- 
leistung zu versagen und durch freiwillige Aufgabe der Mitgliedschaft sich 
seinem Einflüsse zn entziehen. 


Ein allgemeines Verbot der Benutzung des Wassers yon Brunnen 
für alle Betriebe der NabrnngsmitteUndnstrie ist nicht zulässig. 
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Urteil dee prenseisehen EammergeriolitB (Str.>S.) Tom 24. No> 
▼ ember 1902. 

Die vollkommene Scbliesanng eines Brnnnens kann nnr dann gefordert 
werden, wenn das Wasser geanndheitsschädlich ist oder die Gefahr seiner Ver* 
senchnng unmittelbar droht. Es ist daher nnsnlässig, dass dnrch Polizeiver* 
ordnnng allgemein die Benutzung von Brunnen jeder Art fflr Bierhandlungen, 
Selterwasserfabriken, Überhaupt für alle Betriebe der Nahmngsmittelindnstrie 
verboten wird, bei denen eine Verwendung des Wassers in ungekochtem Zn> 
Stande zu befürchten ist. 


Polineiliohes Recht, die Schliessung eines Brnnnens zu werfttgen, 
gleichgültig, ob der zu schliessende Brunnen ein öffentlicher oder ein 
im Privateigentum befindlicher ist. Entscheidung des Oberver- 
waltungsgerichts (L Senats) vom 5. Dezember 1902. 

Die von den Klägern vermisste gesetzliche Grundlage fttr das Vorgehen 
der Polizeiverwaltnng bildet die Vorschrift im §. 10, Titel 17, Teil U des All¬ 
gemeinen Landrechts, wonach die Polizei die Aufgabe hat, «die nötigen An¬ 
stalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnnng, und zur 
Abwendung der dem Pnbliko, oder einzelnen Mitgliedern desselben bevor¬ 
stehenden Gefahr zu treffen“. Unerheblich ist es, ob der Brunnen, dessen 
Schliessung von der Polizei angeordnet worden ist, ein öffentlicher ist oder 
nicht. Es genügt, dass das gesundheitsschädliche Wasser nicht ausschliesslich 
dem Eigentümer des Brnnnens, sondern auch anderen Personen zugänglich ist, 
um das Einschreiten der Polizei zu rechtfertigen. Letzteres ist hier der Fall, 
da nach dem Bericht der Polizeiverwaltnng an den Landrat vom 6. Mai 1902 
vier Mieter ihr Trink- und Gebranchswasser dem Brunnen entnehmen. Die 
Kläger haben auch nicht in Abrede gestellt, dass andere Personen, als sie 
selbst, das Wasser benutzen. Die Polizei war daher zur Verhinderung der Be¬ 
nutzung des Brnnnens befugt, falls sein Wasser gesnndheitsgeföhrlich ist. Sie 
war denn auch nicht verpflichtet, zunächst dem Kläger anfzugeben, Massnahmen 
zu treffen, die geeignet sind, die Verunreinigung des Wassers zu verhindern. 
Die Kläger haben nicht dargetan, dass solche Massnahmen möglich und unter 
den vorliegenden Verhältnissen auch ohne nnverhältnismässige Kosten ausführ¬ 
bar sind. Sollten die Kläger dies annehmen und einen Versuch zur Beseitigung 
der Verunreinigung des Wassers unternehmen wollen, so würde ihnen dies un¬ 
benommen sein. Gelingt der Versuch, so würden sie wegen der dann einge¬ 
tretenen Veränderung in der Beschaffenheit des Wassers die Aufhebung der 
erlassenen Verfügung bei der Polizeiverwaltung beantragen können. 

Dass das Wasser nicht etwa nur zufälligerweise vor Entnahme der unter¬ 
suchten Proben durch Hineinfallen von unreinen Stoffen dnrch die Brunnen- 
Öffnung vorübergehend verunreinigt worden war, sondern dass seine unreine 
Beschaffenheit auf der Lage des Brunnens beruht und daher dauernd ist, ergibt 
sieh aus dem gutachtlichen Bericht des Kreisarztes vom 20. Juni 1902, und 
dass es infolge dieser Beschaffenheit gesundheitsgefährlich ist, ans dem weiteren 
Gutachten desselben Beamten vom 8. Oktober 1902. Nach der von der land¬ 
wirtschaftlichen Versuchsstation zu M. vorgenommenen Untersuchung einer 
Probe des Wassers und dem das Ergebnis dieser Untersuchung mitteilenden 
Schreiben des Vorstehers der bezeichneten Station vom 11. März 1902 enthielt 
das Wasser eine sehr grosse Menge von Nitraten, Chloriden und Sulfaten, hier¬ 
mit aber sichere 2<eichen dafür, dass es Zuflüsse ans Erdschichten erhält, die 
mit menschlichen oder tierischen Abfallstoffen durchtränkt sind. Auch eine 
Untersuchung des Wassers dnrch den Apotheker H. zu D. hatte nach dessen 
Bericht an das Bürgermeisteramt daselbst vom 14. März 1902 ergeben, dass 
Chloride, Nitrate und Sulfate in reichlicher Menge vorhanden waren. Nach 
dem Bericht des Königlichen Kreisarztes vom 20. Juni 1902 befindet sich 
4,20 cm von dem Brunnen der Kläger entfernt eine als Dünger-, Jauche- und 
Abfalllagerstätte dienende Grube und frei über ihr ein Abort. Die Grube ist 
von locker znsammengefügtem Manerwerk eingefasst, dessen Fugen weit offen 
liegen. Ihr Boden hat keinen festen Belag, die Jauche in ihr beginnt 70 cm 
unter der Erdoberfläche. In einer Entfernung von 8 m von dem Brunnen be¬ 
findet sich eine kleine Vjt m tiefe Senkgrube für die Schmutzwässer mit einer 
dünnen lockeren Einfassung von Ziegelsteinen. Der Boden des Hofes, auf dem 
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der Bmimen liegt, ist nngepflastert und mit Unrat bedeckt. Der Brnnnenkeasel 
ist nnten mit Brnehsteinen, in der Mitte mit Kieselsteinen nnd oben bis snr 
Brdoberflftche mit Ziegelsteinen ansgemanert. Der Kreisarzt nimmt hiernach 
mit Becht an, dass das Wasser von oben und seitlich Vernnreinignngen ans* 
gesetst ist. Dass es trotz seiner Klarheit and Oerncblosigkeit tatsSchlich ver- 
nnreinigt ist, hat die chemische Untersnchnng ergeben. Es enthfilt nach der 
BrklSrnng des Kreisarztes Stoffe, die „als Zersetznngsprodnkte fanlender nnd 
sich zersetzender organischer Yerbindnngen (menschlicher oder tierischer Ab* 
fallstoffe) bekannt sind“. Mit Bttcksicht hieranf hat der Kreisarzt das Wasser 
als solches bezeichnet, dass als Trinkwasser nnd hftnsliches Qebranchswasser 
nieht benntzt werden darf. Dieses Gatachten hat er am 8. Oktober 1902 dahin 
TerTollstkndigt, dass er das Wasser „für gesnndheitsschkdlich and bei ange¬ 
hinderter Benatzang des Bmnnens für geeignet halte, Leben and Gesandheit 
von Menschen za gefährden*^. Gegenüber diesem Gatachten ist es anerheblich, 
ob die Ton dem Kläger bezeichneten Priyatpersonen das Wasser für anschädlich 
halten. — Aach dem in zweiter Linie gestellten Anträge der Kläger, die an- 
gefochtene Verfägang insoweit ansser Kraft za setzen, als dnrch sie auch die 
Benatsung des Wassers ans dem Bronnen za haoswirtschaftlichen and ge¬ 
werblichen Zwecken verboten wird, konnte nicht entsprochen werden. Abge¬ 
sehen davon, dass der Verwaltangsrichter nicht betagt sein würde, die er¬ 
lassene polizeiliche Anordnang, wenn sie za weit ginge, darch eine andere za 
ersetzen, sondern sie dann aasser Kraft setzen müsste, konnte dem Kläger 
darin nicht beigetreten werden, dass die Freigabe des Bronnens zu den be- 
zeichneten Zwecken anter den vorliegenden Verhältnissen ohne Gefahr für die 
Gesandheit von Menschen erfolgen konnte. Die Benatzang von Wasser, das 
Keime enthält, durch welche bei Menschen Krankheiten erzeugt werden kOnnen, 
za haoswirtschaftlichen Zwecken, insbesondere zur Beinignng von Wohnräomen, 
Bssgeräten und Trinkgefässen, ist ebenfalls geeignet, Krankbeitskeime aaf 
Menschen zu übertragen. Ansserdem würde eine Kontrolle darüber, dass das 
Wasser nur za anschädlichen Zwecken verwendet wird, für die Polizei nnaos- 
■führbar sein. Die Möglichkeit der Benatzang des Wassers za gewerblichen 
Zwecken derart, dass hierbei die Möglichkeit seiner Benatzang za den anderen 
errrilhnten Zwecken aasgeschlossen ist, haben die Killer nicht dargetan. Sie 
kommt nach den tatsächlich vorliegenden Verhältnissen nicht in Betracht. 
Sollte eine solche Benatzang beabsichtigt werden nnd es ausführbar sein, za 
diesem Zwecke aas dem Bronnen Wasser za entnehmen — etwa durch be¬ 
sondere Bohrleitang — ohne dass hierdurch die Möglichkeit für andere Per¬ 
sonen eröffnet wird, das Wasser za Genuss- oder haoswirtschaftlichen Zwecken 
za benutzen, so würde es den Klägern freistehen, eine entsprechende Be- 
schränknng der erlassenen Anordnang wegen veränderter tatsächlicher Ver¬ 
hältnisse bei der Polizeiverwaltong nachzasachen and im Falle der Ablehnung 
hiergegen im Wege der Beschwerde oder Klage vorzagehen. 

Da es nach der Lage der Sache zur Zeit des Erlasses der angefochtenen 
Verfügung an den tatsächlichen Voraussetzongen nicht gefehlt hat, welche die 
Polizei za dem Erlasse berechtigten, so musste die Klage abgewiesen werden. 


Polineilicliee Reoht, Aborte für die Arbeitsbäoeer na verlangen 
nnd die Mängel der Bronnen za beseitigen. Dnrcb das B. G. B. sind 
die Vorschriften des öffentlichen Rechts nicht berührt worden. Ent- 
scheidang des Oberverwaltnngsgerichts (I. Senats) vom 30. Sep¬ 
tember 1902. 

Die angegriffenen Anordnungen sind im sanitätspolizeilichen Interesse 
erlassen worden. Sie bezwecken, soweit sie die Brannenanlagen betreffen, 
offenbar die Beseitigung von Giefahren, die dem Pnblikam oder einzelnen seiner 
Mitglieder daraus entstehen, dass das von Menschen gebrauchte Wasser durch 
Veranreinigangen eine Beschaffenheit erhält, die geeignet ist, die menschliche 
Gesundheit za beschädigen. Soweit sie sich auf die Herstellung eines Abortes 
beziehen, bezwecken sie die Beseitigung einer der menschlichen Gesundheit aus 
der Anhäufung menschlicher Exkremente in der Umgebung einer Wohnung 
drohenden Gefahr. Die nötigen Anstalten zur Abwendung solcher Gefahren zu 
treffen, ist nach §. 10, Titel 17, Teil II des Allgemeinen Landrechts Amt der 
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PoUiei. Die Annahme des KUgers, dass diese das BifentUohie Beeht betreffende 
Vorsohrift des Allgemeinen Landreehts durch das Bflrgerliehe Gesetsbnoh be¬ 
seitigt sei, ist irrig. In welcher Hinsioht sonst das bestehende Recht nn- 
riohtig angewendet worden ist, lassen weder die Beschwerden noch die Klage 
ersehen. 

Ebensowenig hat der ElKger den ihm snr Begrttndnng der Klage ob¬ 
liegenden Nachweis erbracht, dass die tatsichliehen Voranssetanngen nicht 
vorhanden seien, welche den Amtsyorsteher znm Erlasse der erwähnten sani- 
tätspoliseilicben Anordnungen berechtigt haben würden. Nach den Fest- 
stellnngen des Gendarmen H. vom 81. Jannar ermöglichte die Beschaffenheit 
des Hofbmnnens das Binlanfen yon Abwässern in den Bmnnen, wurde das 
Wasserloch bei dem Insthanse snr Entnahme von Wasser für den menschlichen 
Gebrauch benutzt und war ein Abort für den Bewohner des Insthanses nicht 
vorhanden. Bei dieser Sachlage hätte der Kläger behaupten und unter Beweis 
stellen müssen, dass entweder diese Angaben tatsächlich unrichtig waren, oder 
dass trotz ihrer Richtigkeit durch die vorhandenen Zustände eine Gefahr für 
die menschliche Gesundheit nicht herbeigeführt werden konnte. Statt dessen 
hat er sich darauf beschränkt, in seiner ersten Beschwerde anznführen, die vom 
Amtsvorsteher getroffenen Anordnungen seien nicht ausführbar oder nicht not¬ 
wendig, in seiner weiteren Beschwerde aber zu behaupten, er habe die vom 
Kreisarzt gerügten Mängel nach bestem Wissen und KOnnen beseitigt, und 
endlich in der Klage geltend zu machen, dass der Hofbmnnen sich jetzt in 
tadellosem Zustande befinde, dass das sogenannte Wasserloch an dem Insthanse 
ein mit Bohlen und einer Umrahmung versehener Brunnen sei, der nur für das 
Vieh, aber nicht für den persönlichen Bedarf des A. benutzt werden solle, und 
dass dieser in dem Stall einen Naohtstuhl habe, mithin den polizeilichen Inter¬ 
essen genügt sei. Sollte letzteres inzwischen geschehen sein, so würde dies 
nicht die Klage begründet erscheinen lassen, da in diesem Streitverfahren 
darüber zu entscheiden ist, ob die polizeilichen Anordnungen berechtigt ge¬ 
wesen, aber nicht darüber, ob ihnen vom Kläger genügt worden ist. Sofite 
der Kläger meinen, dass die Straffestsetzungen zu ünreät erlassen sind, weil 
es an der Voraussetzung hierfür, nämlich einem Ungehorsam des Klägers gegen¬ 
über den erlassenen Anordnungen gefehlt habe, so würde er nach §. 18, Abia 2 
des Landesverwaltungsgesetzes gegen die Festsetzung und Ausführung des 
Zwangsmittels nur Beschwerde im Anfsiehtswege, aber nicht Klage habe er¬ 
heben können. 

Soweit die Klage gegen die Androhung der Zwangsmittel gerichtet ist, 
war sie ebenfalls unbegründet. War unter den vorliegenden tatsächlichen Ver¬ 
hältnissen die Ausführung der getroffenen Anordnungen durch einen Dritten 
nicht tunlich, so durfte der Amtsvorsteher sie nach §. 182 a. a. 0. mittels An¬ 
drohung von Geldstrafen bis zur Hohe von 60 Mark durehsetzen. Seine An¬ 
drohungen haben sich innerhalb dieser Grenze gehalten. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. l>eia.t«ol&em Relola. 

Ratsehl&ge fttr Aernte bei Typhnn und Bnhr.*) Ans Anlass eines 
Rundschreibens des Präsidenten des Kaiserlichen Gesund¬ 
heitsamtes vom 26. Juni 1908 — Nr. 4691/08 — an sämtliche Regie¬ 
rungen usw. der einzelnen Bundesstaaten allen Aerzten mitgeteilt. 

1. Anzeige. Eine wirksame Bekämpfung von Typhus und Ruhr lässt 
sich nur ermöglichen, wenn ausser den offenkundigen l^hus- und Rnhrer- 


1) Bearbeitet im Kaiserlichen Gesundheitsamt unter dankenswerter Mit¬ 
wirkung folgender Mitglieder des Reichs-Gesundheitsrates: Herren Geheimer 
Ober-Medizinalrat und vortr. Rat im Kgl. Prenss. Ministerium der geistlichen etc. 
Angelegenheiten Professor Dr. Kirchner, Geheimer Medizinalrat Professpr 
Dr. Robert Koch und Geheimer Ober-Medizinalrat und Medizinal-Referent 
im Ministerium für Elsass-Lothringen Dr. Krieger. 
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krankimgen sneh jeder typhne- oder mbrrerdlohtige Kranklieitefell nnTerzOg- 
lieh der BehQrde gemeldet wird. 

Ist bei der Ankonit des Antes der Kranke bereits verstorben, so ist 
gleiehfalls onverittglich Anzeige an die Behörde zn erstatten, auch ist dafür 
Sorge zn tragen, dass die Leiche und die von dem Verstorbenen benutzten 
Gegenstände bis zur weiteren Bestimmung der zuständigen Behörde in 
einer der Weiterverbreitnng der Krankheit vorbeugenden Weise verwahrt 
werden. 

2. Verhalten in verdächtigen Fällen. Bis zur Sicherstellung 
der Natur des Leidens sind bei typhus* oder mhrverdächtigen Erkrankungen 
dieselben Massregeln zn ergreifen wie bei ausgesprochenen Erkrankungen. 

8. Absonderung des Kranken. Der Kranke ist abzosondern; seine 
Pflege ist, wenn irgend möglich, berufsmässigen Krankenpflegern zn übertragen. 
Ist die Absonderung in seiner Behausung nicht möglich, so ist darauf zn drin¬ 
gen, dass der Kranke in ein mit geeigneten Einrichtungen versehenes Kranken¬ 
haus oder in einen anderen geeigneten ünterkunftsraum übergeftthrt wird. 
Dies gilt namentlich dann, wenn der Kranke in einem Gasthanse, einer Er- 
ziehnngs-, Pflege-, Gefangenen- oder ähnlichen Anstalt, einem Schulgebäude, einer 
Hilch-, Gemüse- oder anderen Lebensmittel-Handlung oder auf einem Schiffe 
wohnt, oder wenn die Angehörigen des Kranken durch diesen besonders ge¬ 
fährdet sind (s. B. bei grosser ünreinliohkeit, Mangel an Pflege, Vorhandensein 
vieler Kinder). 

Da Kranke die Anstecknngskeime noch eine zeitlang nach ihrer an¬ 
scheinenden Genesung in ihrem KOrper beherbergen und mit den Ausschei¬ 
dungen entleeren können, so sollten sie so lange abgesondert bleiben, bis 
sich ihre Ausscheidungen bei zwei in einwOchigem Zwischenraum vorgenom- 
menen bakteriologischen Untersuchungen als frei von Krankheitskeimen er¬ 
wiesen haben. 

4. Belehrung der Umgebung des Kranken. Das Wartepersonal 
und die Umgebung des Kranken sind auf die Ansteckungsgefahr hinzuweisen 
und über deren Verhütung an der Hand des Typhus- und des Buhrmerkblattes 
zu unteniohten. Namentlich sind sie auf die gründliche Desinfektion der Hände 
hinzuweisen, ferner darauf, dass sie sich des Essens im Krankenraume zn ent¬ 
halten, auch ein Beschmutzen der Kleider und des Fnssbodens durch Ver¬ 
spritzen der Ausleerungen des Kranken zu vermeiden haben. 

Auf die unschädliche Beseitigung der Ausleerungen des Kranken sowie 
des Badewassers und auf die Vornahme der erforderlichen Desinfektionen ist 
mit besonderem Nachdrucke hinznwirken. 

5. Ermittelung weiterer Fälle. Bekommt ein Arzt in einem 
Orte einen Typhus- oder Ruhrkranken in Behandlung, so ist es sehr erwünscht, 
dass er die Ursache und die Herkunft der Krankheit zu ergründen sucht und 
nachforscht, ob nicht noch weitere verdächtige Fälle in der Umgebung des 
Kranken oder sonst im Orte sind. Bei der Ermittelung der Herkunft der 
&ankheit ist zu bedenken, dass auch anscheinend gesunde Menschen, nament¬ 
lich Kinder, den Anstecknngsstoff des Typhus oder der Ruhr in ihrem Darm¬ 
kanal beherbergen und mit den Ausscheidungen entleeren kOnnen. 

6. Feststellung der Diagnose. Reichen in einem verdächtigen 
Falle die wahrgenommenen Erscheinungen zur Feststellung der Krankheit nicht 
aus, so ist es zweckmässig, dass der Arzt Proben der Ausleerungen, beim 
Typhusverdacht auch des Harnes, der nächstgelegenen für solche Untersuchungen 
eingerichteten Stelle unter näherer Angabe der Umstände eiusendet. Zweifel¬ 
hafte Fälle von Typhus und Ruhr lassen sich oft, selbst nach erfolgter Gene¬ 
sung, durch die Serumprobe feststellen. Zn diesem Zwecke ist möglichst in 
jedem Falle auch etwas Blut durch Stich in das Ohrläppchen oder den Finger 
zn gewinnen und in Lymphkapillaren anfznfangen. Diese sind alsdann gut 
verpackt an die Untersuchnngsstelle einzusenden. An vielen Orten bestehen 
bereits derartige öffentliche Stellen, an denen die Untersuchung unentgeltlich 
vorgenommen und das Ergebnis derselben dem Arzte alsbald mitgeteilt wird. 
An die gleiche Stelle werden auch die Ausleerungen solcher Personen einzu¬ 
senden sein, welche, wenn auch gesund, dem Arzte verdächtig erscheinen, als 
Träger des Ansteokungsstoffes zn dienen. 
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7. Versendung des Untersnohnngsmaterials. Zor Versen- 
dnng der Proben der Ansleernngen dürfen nnr gnt yersehliessbare, nieht zn 
dünnwandige Gefttsse benntzt werden. Wenn besondere VeisandgefSsse nicht 
zor Verfügung stehen, sind am besten nene Pnlyer- oder Arsneigläser zn be¬ 
nutzen. Die Gläser müssen vor dem Gebrauche frisch ausgekocht werden. Nach 
der Aufnahme des Untersnchungsmaterials sind sie mit gnt eingeriebenen Glas¬ 
stöpseln oder frisch ausgekochten Korken zu yerschliessen nnd die Stöpsel mit 
angefeuchtetem Pergamentpapier zu überwinden. 

Die Gefässe dürfen nicht mit einer Desinfektionsflüssigkeit ansgespült 
sein, auch darf zu dem üntersuchnngsmaterial keine fremde Flüssigkeit binzn- 
gesetzt werden. 

Der Sendung ist ein Schein beiznlegen, auf dem anzngeben sind: Die 
einzelnen Bestandteile der Sendung, die mutmassliche Krankheit, Name, Alter, 
Geschlecht des Kranken, Tag und Ort der Erkrankung, Beimats- oder Her¬ 
kunftsort der yon auswärts zugereisten Personen, Tag nnd Stunde der Ent¬ 
nahme des Untersnchungsmaterials. Auf jedem einzelnen Glase ist ausserdem 
der Inhalt zn yerzeichnen. 

Zum Verpacken dürfen, sofern nieht den Gläsern besonders angepasste 
feste Hülsen zur Verfügung stehen, nur feste Kisten — keine Zigarrenkisten, 
Pappschachteln und dergleichen — benntzt werden. Die Gläser sind darin 
mittels Holzwolle, Heu, Stroh, Watte nnd dergleichen so zn yerpacken, dass 
sie unbeweglich liegen nnd nicht aneinander stossen. 

Die Sendung muss mit starkem Bindfaden nmschnürt, versiegelt und mit 
der deutlich geschriebenen Adresse der üntersuchnngsstelle sowie mit dem 
Vermerke: ,Vorsicht" versehen werden. 

Bei der Beförderung durch die Post ist die Sendung als «dringendes 
Paket" anfzngeben. 

üeberhanpt ist sowohl bei der Entnahme als auch bei der Verpackung 
nnd Versendung der Materialien jeder Zeitverlust zn vermeiden, da sonst das 
Ergebnis der Untersuchung in Frage gestellt wird. 

Anmerkung. 

Als Desinfektionsmittel werden empfohlen: 

1. Verdünntes Kresolwasser. Zur Herstellung dient die in jeder 
Apotheke erhältliche Kresolseifenlösnng (Liquor Cresoli saponatns des Deut¬ 
schen Arzneibuches). Verdünntes Kresolwasser wird durch Mischen yon 1 Ge- 
wichtsteil Kresolseifenlösnng mit 19 Gewichtsteilen Wasser unter Umschütteln 
hergestellt (d. h. etwa 4 Esslöffel Kresolseifenlösnng auf einen Liter Wasser). 

Ausleerungen, Harn und dergleichen werden zwecks Desinfektion mit 
verdünntem Kresolwasser zn gleichen Teilen gründlich gemischt. Diese Mischung 
muss mindestens eine Stunde stehen, bevor sie fortgegossen werden darf. 

2 a. Kalkmilch. Zur Herstellung derselben wird ein Baum teil zer¬ 
kleinerter frisch gebrannter Kalk (Calcaria nsta, Aetzkalk) mit vier Baumteilen 
Wasser gemischt, und zwar in folgender Weise: Der Kalk wird in ein ge¬ 
eignetes Gefäss gelegt nnd zunächst durch Besprengen mit *1* Baumteilen 
Wasser unter stetem Umrühren gelöscht. Nachdem der Kalk das Wasser anf- 
gesogen hat nnd dabei zn PnWer zerfallen ist, wird er mit dem übrigen Wasser 
zu Kalkmilch verrührt. Die Kalkmilch ist, wenn sie nicht bald Verwendung 
findet, in einem gntgeschlossenen Gefäss anfsnbewahren nnd vor dem Gebrauche 
nmznschütteln. 

Ausleerungen, Harn usw. werden zwecks Desinfektion mit gleichen Teilen 
Kalkmilch gründlich gemischt; diese Mischung muss mindestens eine Stunde 
stehen, bevor sie fortgegossen werden darf. 

2b. Chlorkalk. Der Chlorkalk bat nnr dann eine ausreichende des¬ 
infizierende Wirkung, wenn er frisch bereitet nnd in wohl verschlossenen Gc- 
fässen anfbewahrt ist. Die gute Beschaffenheit des Chlorkalks ist an dem 
starken cblorähnlichen Geruch zn erkennen. 

Von dem Chlorkalke werden zur Desinfektion flüssiger Abgänge je zwei 
gehäufte Esslöffel voll in Pulverform zu Liter Abgänge zngesctzt nnd unter 
ümrühren mit einem Holzstäbchen gnt damit vermischt. Die so behandelte 
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FlttaBigkeit darf nach 20 Hinnten beeeitUt werden. Zar Desinfektion eines 
Vollbades sind Tier gehftnfte BsslOffel Chlorkalk in PnlTerform dem Wasser 
unter ümrtthren mit einem Holsstabe snansetzen. Das so behandelte Bade¬ 
wasser darf erst nach */> Stunden fortgegossen werden. 


Aiobnng yon ohemischen Messgeräten. Bekanntmachung der 
Kaiserlichen Normalaiohungskommisslon Yom 9. Juli 1908. 

Auf Grund des Artikels 18 der Hass- und Gewiohtsordnnng erlfisst die 
Normalaiohungskommission folgende Vorschriften: 

Als weitere Gattnng der in der Bekanntmachung yom 26. Juli 1893 
(Reiohsgesetsbl., Beilage zu Nr. 80) aufgefdhrten Messgeräte snm Gebrauch fttr 
chemische Analyse wässeri^r Flüssigkeiten werden 

Vollpipetten mit Einteilung am Ansaugrohr oberhalb der den Banmgehalt 
abgrenzenden Marke 
zur Aiebung zugelassen. 

Die Einteilung muss mit der Grensmarke der Pipette beginnen und nach 
oben lortschreiten. Die Grenzmarke ist mit 0 zu bezeichnen. Der Gesamt- 
ranmgehalt des mit Einteilung versehenen Abschnitts darf nicht mehr als ein 
Zwanzigstel des Baumgehalts der Pipette selbst betragen. 

Der Abstand des obersten Strichs der Einteilung von der Mflndung des 
Ansaugrohrs soll mindestens 50 mm betragen. 

In Betreff der Einteilung selbst, der Bezifferung und der Fehlergrenzen 
gelten die allgemeinen Vorschriften fflr Messpipetten, wobei als Gesamtranm- 
gehalt der Inhalt des eingeteilten Abschnitts des Ansaugrohrs anzusehen ist. 
Die Einteilung für einen Baumgehalt von weniger als 1 ccm erfolgt in 0,01 
oder 0,02 Kubikzentimeter. Als Fehlergrenze fttr Einteilungen, die insgesamt 
einen Banmgehalt von weniger als 1 ccm umfassen, gilt die fttr Messpipetten 
zu 1 ccm Sollranmgebalt vorgeschriebene. Die Stempelung geschieht wie bei 
Vollpipetten ohne Einteilung, die Gebtthrenberechnung gleichfalls wie hei 
solchen Vollpipetten unter Zuschlag einer Gebtthr von ^ Pfg. 


B« Könlip^etoliL Frexuimeii. 

Zulassung nicht genügend yorgebildeter Personen nnm sahnärnt- 
liehen Stadium wie zu yerwandten Stadien. Bunderlass des Mi¬ 
nisters der usw. Medizinalangelegenbeiten — ÜI 16278 M — an 
sämtliche Universitätskuratorien. 

Auf den Bericht yom 4. Mai d. J. erwidere ich, dass ich die Zulassung 
der Zahntechniker N. ans N. und N. aus N. zur Immatrikulation gemäss §. 8 
der Vorschriften fttr die Studierenden der Landesuniversitäten etc. yom 1. Ok¬ 
tober 1879 nach den yorgelegten Vorbildungsnachweisen nicht fttr ausreichend 
begrttndet zu erachten vermag, wie auch die Zulassung des Zahntechnikers N. 
aus N. als Hospitant richtiger unterblieben wäre. Auch erscheint eine mttnd- 
licbe Erklärung wegen zeitweiliger Nichtausttbung des Gewerbes nicht ge¬ 
nügend, um das Immatrikalationsverbot des §.6* a. a. 0. fttr Gewerbetreibende 
aufzuheben. Vielmehr wäre ein behördlicher Nachweis ttber die gänzliche Auf¬ 
gabe des Gewerbebetriebes zu verlangen gewesen. Im ttbrigen wird bei der 
Zulassung nicht genügend yorgebildeter Personen zum zahnärztlichen Studium 
wie zu yerwandten Stadiengebieten um so mehr Vorsicht geboten sein, als die 
Gefahr missbräachlicber Ausnutzung einer auf der Universität erworbenen 
Ittokenhaften Ausbildung zur Kurpfuscherei nicht abzuweisen ist, auch der 
missbräuchlichen Führung besonderer auf die Universitätsansbildung hezflg- 
licher Bezeichnungen angesichts der bestehenden gerichtlichen Praxis nicht 
mit Erfolg entgegengetreten werden kann. Zudem schweben gerade bezüglich 
des zahnärztlichen Berufes Erwägungen, welche die Verschärfung der Anforde¬ 
rungen an die schalwissenschaftliche Vorbildung betreffen. 

Ew. etc. wollen hiernach gefälligst die Immatrikulationskommission mit 
Nachricht und Anweisung versehen. 
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SaaitätspoUieilioIie MMar«gelii bei UebenehweminiuigeiL Rand* 
erlasB dei Miaisters der osw. Ifediiinalaagelegenbeitea Tom 
29. Jali 1908 — M. Nr. 12879 — an Bämtliche Herren Oberpräsidenten. 

Die Notstände, welche auch anf geanndheitliohem Gebiete bei Uebet’ 
Bchwemmnngen, wie Bolche in der ProTina SchleBien vor kurzem im ansser' 
gewähnliohen Umfange statthatten, einzntreten pflegen, machen ea den Be~ 
hOrden inr Pflicht, rechtzeitig die MaaBnahmen zu erwägen und yorznbereiten, 
welche bei Eintritt solcher Ereignisse znr Abwehr der fflr die Gesundheit 
der heimgesnchten BeyOlkemng drohenden Schädigungen alsbald ansza* 
fflhren sind. 

Dies gibt mir Anlass, anf die Vorschriften in dem Erlasse meines Amts- 
Torgängers Tom 9. April 1888 — H. Nr. 2880 — hinznweisen. In diesem Er¬ 
lasse sind die gesondheitlichen Grundsätze fflr die Saniernng in üeber- 
sehwemmnngsgebieten und die fflr das behördliche Eingreifen zn beachtenden 
Gesichtspnnkte in zutreffender Weise eingehend dargelegt. Die Bestimmungen 
dieses Erlasses können daher auch heute noch im allgemeinen zur Richtschnur 
fflr die gesundheitspolizeilichen Anordnungen mit der Massgabe genommen 
werden, dass hierbei die Anordnungen sinngemässe Beachtung Anden, welche 
durch die Reform der Medizinalyerwaltung anf Grund des Gesetzes, betreffend 
die Dienstleistung des Kreisarztes und die Bildung yon Gtosundheitskommissionen 
yom 16. September 1899, durch die Dienstanweisung fflr die Kreisärzte yom 
28. Hai 1901, sowie durch die Fortschritte auf dem Gebiete des Desinfektions- 
Wesens inzwischen eingetreten sind. In letzterer Hinsicht ist zu beachten, dass 
neben den in jenem Erlasse yorgeschriebenen Desinfektionsmitteln auch das 
Formalin, namentlich bei der Wohnnngsdesinfektion, geeignete Verwendung 
Anden kann. 

Die geschaffene Neuorganisation der Uedizinalyerwaltnng in der Kreis- 
instanz wird es gestatten, den Absichten des Erlasses yom 9. April 1888 durch 
stärkere Herauziehung der Kreisärzte und der Gesundheitskommissionen in 
zweckdienlicherer und umfassenderer Weise als früher gerecht zu werden. 

Ich gebe mich der Erwartung hin, dass es bei rechtzeitigem, zweckent" 
sprechendem Handeln nach den Direktiyen des erwähnten Erlasses den Ge- 
sundheitsbehörden gelingen wird, bei stattgehabten Ueberschwemmnngen das 
Auftreten yon Erkrankungen zu beschränken und namentlich auch dem Aus¬ 
bruch yon ansteckenden Krankheiten und der Entwickelung yon Epidemien 
wirksam yorznbengen. _ 


Verwendung von Arsenik und Strychnin inr Vertilgung der 
Feldmäuse. Erlassdes Ministers des Innern yom 7. August 1908. 

Auf Grund des §. 145, Abs. 2 des Gesetzes über die allgemeine Landes- 
yerwaltung yom 80. Juli 1888 und des §. 14 der Verordnung Aber die Polizei- 
yerwaltung in den neu erworbenen Landesteilen yom 20. September 1867 wird 
die Bekanntmachung des yormaligen Königl. Hannoyerscben Ministeriums des 
Innern yom 2. Juli 1862, betreffend die Verwendung yon Arsenik und Strychnin 
znr Vertilgung der Feldmäuse nsw., ausser Kraft gesetzt. 


Anwendung der Anweisung ttber die Untersnchnng yon Geistes¬ 
kranken. Erlass der Minister der usw. Medizinalangelegen¬ 
heiten und des Innern yom 20. Juli 1908 — M. d. g. A. M. Nr. 6664, 
M. d. Inn. Ha Nr. 5771 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Aus Anlass einer bei Gelegenheit der Etatsberatungen im Hanse der 
Abgeordneten gemachten Mitteilung haben wir ersehen, dass die Bestimmungen 
der Anweisung Aber Unterbringung in Priyatanstalten fflr Geisteskranke, Epi¬ 
leptische und Idioten yom 26. März 1901 nicht überall eine gleicbmässige An¬ 
wendung finden. 

Wir ersuchen deshalb ergebenst, die Vorsteher derartiger Priyatanstalten ' 
gefUligst darauf hinzuweisen, dass alle Bestimmungen dieser Anweisung, ein¬ 
schliesslich derjenigen über die Aufnahme und Entlassung der Kranken, ins¬ 
besondere auch die Bestimmungen Aber das erforderliche Aufnahmezengnis 
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(§§. 1 and 2 der Anweisong), anf aSmtliehe dort behandelten Kranken, gleich* 
▼iel, ob die Kosten ans eigenen Mitteln bestritten werden oder nicht, Anwen¬ 
dung an finden haben. _ 


Verordnvng von Arneimitteln, die den Wortschntn geniesnen. 
Bnnderlass des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegnheiten 
▼ om 28. Juli 1908 — M. Nr. 7900 — an s&mtliche Herren Begiernngs- 
prfisidenten. 

Der Umstand, dass Aerate immer wieder die Arzneimittel, deren Be¬ 
zeichnung noch Wortschatz gemessen, in dieser Benennung fflr Mit¬ 
glieder Ton Krankenkassen, Wohlfahrtsrereinen usw. rerschrieben, yeranlasst 
mich, Bw. Hochwohlgeboren ergebenst zu ersncben, die Vorstände solcher Ver¬ 
einigungen darauf aufmerksam zu machen, dass die in dem „Arzneibuche ffir 
das Deutsche Beich" fttr jene Wortschutz geniessenden Arzneimittel yorge- 
schriebenen Bezeichnungen eine Verbilligung des gleichen Arzneimittels um 
50 häufig bis 100 **/o herbeiftthren. 

Es empfiehlt sich daher, diejenigen Aerzte, welche Arzneien auf Staats¬ 
und Gemeindekosten, sowie anf Kosten yon Krankenkassen oder yon Vereini¬ 
gungen zur Erleichterung der Sffentlichen Armenpfiege yerschreiben, anzn- 
weisen, sich für jene Wortschatz geniessenden Mittel der Bezeichnungen des 
Arzneibuches für das Deutsche Beich zu bedienen. Solche Anordnungen sind 
z. B. schon yon dem hiesigen Magistrat getroffen. 

Die in Frage kommenden Arzneimittel sind: 

Adeps Lanae cum aqua fttr Lanolin Liebreich, 

Pyrazolonnm phenyldimethylicnm fttr Antipyrin, 

Pyrazolonnm pbenyldimethylicum salicylicnm fttr Salipyrin, 

Bismutum snbgallicum fttr Dermatol, 

Theobrominum natrio-salicylicnm fttr Dinretin. 


Berechtigung zur Führung des „Roten Kreazes*' seitens der 
Landesvereine zum Roten Kreuz. Bunderlass der Minister der 
usw. Medizinalangelegenheiten und des Innern yom 4. August 
1903 — M. d. g. A. M. Nr. 7868, M. d. I. M. Nr. 1612 H — an sämtliche 
Herren Oberpräsidenten. 

Ew. Exzellenz teilen wir unter Bezugnahme auf den Banderlass yom 
3. Juli d. J. — M. d. g. A. M. 7297, M. d. I. M. 1568, M. f. H. u. G. Ha 
2825 — ergebenst mit, dass wir dem Zentral-Komitee des Prenssischen Landes- 
yereins yom Boten Kreuz und den ihm zugehörigen Proyinzial- und Zweig- 
yereinen und Sanitätskolonnen einschliesslich des Volksheilstättenyereins yom 
Boten Kreuz und dem Zentral-Komitee der deutschen Vereine yom Boten 
Kreuz die Erlaubnis zum Gebrauche des Boten Krenzes nach §. 1 des Gesetzes 
vom 22. März 1902 (Beichs-Gesetzbl. S. 125) am heutigen Tage erteilt bähen. 
Wir ersuchen, die nachgeordneten Behörden mit entsprechender Mitteilung zu 
yersehen. 


Ruhepausen fttr die in Gast- und Schankwirtschaften Angestellten. 
Erlass der Minister des Innern und fttr Handel und Gewerbe 
yom 30. Juni 1903 an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Es ist zu unserer Kenntnis gelangt, dass in der Bheinproyinz in fast 
allen grosseren Städten und Orten mit lebhaftem Fremdenverkehr in den Kreisen 
der Beteiligten die Meinung verbreitet ist, durch die Vorschrift ttber die Ge¬ 
währung der 24 stttndigen Ruhezeiten (Ziff. 4, Abs. 1 und 2 der Bundesratsver- 
ordnnng yom 23. Januar 1902, R.-G.-B1. S. 33) seien die Angestellten während 
dieser Ruhezeiten auch an Anordnungen nicht mehr gebunden, die der Prinzipal 
fttr die in seine Hausgemeinschaft aufgenommenen Gehttlfen und Lehrlinge im 
Interesse der Hansordonng insbesondere ttber das rechtzeitige Nachbause¬ 
kommen am Abend der freien Tage getroffen hat. Die Folge davon ist, dass 
die Angestellten an diesen Tagen vielfach einen Lebenswandel ftthren, der sie 
zur Arbeit am folgenden Tage unfähig macht und schliesslich ihre Entlassung 
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nach sich ziehen muss. Der hieidorch Teranlasste hänfige Stellen Wechsel hat 
fttr beide Teile grosse ünsnträglichkeiten im Gefolge. 

Wir machen daher darauf aufmerksam, dass die in Bede stehende 
Bandesratsverordnung nar die gewerbliche Besch&ftignng der Angestellten 
regelt and demnach anch nach Ziffer 4 nur die Yerpflichtang besteht, die An¬ 
gestellten während der 24stttndigen Babezeiten nicht zn gewerblicher Arbeit 
heranznziehen; die Befagnis des Prinzipals, fttr die seiner Haasgenossensohaft 
angehttrenden Angestellten die im Interesse der Hansordnang erforderlichen 
Anordnungen zu treffen, wird daher nicht bertthrt, nur darf den Angestellten 
nicht, entgegen den Absichten der Veroidnnng, der Genuss der freien Tage 
dadurch unmSglich gemacht werden. 

Wir ersuchen, diese Auslegung den örtlichen Behörden des dortigen Be¬ 
zirks als Bichtschnur fttr die Beteiligten mitznteilen. 


Fortfall der Naohweiznng über die Anfdadung von Finnen bei 
geschlachteten Rindern usw. Erlass der Minister der usw. Medi¬ 
zinalangelegenheiten, des Innern, fttr Landwirtschaft usw. 
und fttr Handel und Gewerbe vom 22. Juli 1903 — M. d. g. A. M. 
Nr. 7911 u. 7912, M. d. Inn. Ha Nr. 6768, M. f. L. I. Ga 5679 II — an sämt¬ 
liche Herren Begiemngspräsidenten. 

Die in dem Erlasse vom 18. November 1897 (M. d. g. A. M. Nr. 7841U, 
M. f. L. G Nr. 8775, M. d. Inn. II. Nr. 15 859) angeordnete Einreichung jähr¬ 
licher Nachweisung ttber die Auffindung von Finnen bei geschlachteten Bin¬ 
dern und Kälbern kommt fortan in Wegfall. 

Bestimmungen ttber eine auch das Vorkommen von Finnen umfassende 
Fleischbesohaustatistik bleiben Vorbehalten. 


Kontrolle der Strassenhändler mit Speiseeis. Verfttgnng des 
Polizeipräsidenten in Berlin vom 11. Juli 1903. 

Die Reviere werden angewiesen, die Strassenhändler mit Speiseeis hin¬ 
sichtlich der Sauberkeit ihrer Geräte und der Beschaffenheit ihrer Ware 
während der heisseren Monate einer häufig zu wiederholenden Kontrolle zu 
unterziehen. Es ist namentlich darauf zu achten, dass die Teller, Löffel und 
sonstigen Geräte sauber gehalten werden und dass, wenn eine Reinigung der 
Geräte auf den Verkaufswagen etc. stattfindet, dazu stets sauberes Wasser 
und saubere Tttcher benutzt werden. Ferner ist die Beschaffenheit des Speise¬ 
eises nach Aussehen und Geruch zu prttfen. Vom Tage zuvor ttbriggebliebenes 
Eis haben die Händler nicht zwischen das frischbereitete zu mischen, sondern 
getrennt aufzubewahren. Endlich ist auch darauf zu sehen, dass die Speise- 
eisgefässe mit Deckeln versehen sind und dass das Speiseeis nicht mit dem zn 
seiner Kalterhaltung dienenden kttnstlichen oder natttrlichen Eise oder dessen 
SshmelzWasser unmittelbar in Bertthrung kommt. 

Es ist von den Revieren ein Verzeichnis der in ihrem Bezirke wohnenden 
Strassenhändler mit Speiseeis unter Angabe ihrer Fabrikationsstätten aufzu- 
stellen. Haben in einem Revier regelmässig Speiseeishändler ihren Stand, die 
ausserhalb Berlins wohnen oder ihre Ware auswärts anfertigen, so ist deren 
Namen, Wohnung und Fabrikationsstelle ebenfalls anzugeben. 


Verhütung des Rttcktrlttes unreiner Flttzsigkeiten in die Rein- 
wazserleitung. Bekanntmachung des Polizeipräsidenten in 
Berlin vom 21. April 1903. 

Die zur Verhütung der Verunreinigung der Wasserleitung am 14. Juni 
1902 erlassene Polizeiverordnnng hat zu zahlreichen Erörterungen Veranlassung 
gegeben. Teils hat man die Notwendigkeit der Verordnung bestritten, teils 
werden die fttr Spttlabtritte genehmigten Bohrunterbrechungen bemängelt. 

Der Bttcktritt von Schmatzwasser in die Bein Wasserleitung erfolgt bei 
Spttlabtritten ohne Kastenspttlung, wenn bei gefttUtem Becken die 
Leitung entleert wird, oder in unteren Stowwerken mehr Wasser entnommen 
wird, als das betreffende Zuleitungsrohr fördert. Es wird behauptet, das Spfil- 
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ventU mttBse besonders geOffnet werden. Bei den meist gebränohlichen Spttl- 
ventilen, den sogenannten Drnokhähnen, trifft dies nicht an, sie Offnen sieh 
selbsttätig, sobald der Druck in der Wasserleitung anfhOrt. Bei Badewannen. 
Wasch* und Spfllbeoken und ähnlichen Anlagen mit Wassereinlauf 
unter der Oberkante, also nicht frei von oben, kann bei Entleerung der Bein- 
wasseilcitnng Schmntzwasser .in diese übergesogen werden, wenn der Znflass- 
hahn geöffnet ist, oder wenn dieser Hahn nicht vollständig dicht absohliesst. 
Durch die in Gruben befindlichen Entleernngshähne (Grnndablässe) 
kann eine Verunreinigung eintreten, wenn das Wasser infolge Undurchlässig* 
keit des Bodens nicht versickert. Ferner entstehen Verunreinigungen durch 
die, namentlich bei Hofaborten, zum Schutze gegen Einfrieren angewandten 
Verbindungsrohren zwischen Wasserleitung und Abfluss* 
leitung, wenn letztere verstopft ist. 

Die durch die genannten Anlagen entstehende Gefahr wird sich nur 
selten durch Trübung, Färbung oder Geschmack des Leitnngswassers bemerkbar 
machen, da in der Regel die Verdünnung ziemlich bedeutend ist. Trotz der 
Verdünnung bleiben aber häufig vorhandene Anstecknngskeime wirksam, wenn 
auch der Ursprung einer durch diese entstandene Krankheit wegen des langen 
Zwischenraumes zwischen Ansteckung und Ausbruch der Krankheit nicht immer 
nachzuweisen ist. Jedenfalls erfordert diese namentlich bei einer Epidemie 
drohende Gefahr die Abänderung vorhandener Anlagen der bezeichneten Art. 

Die für Abänderung von Spülabtritten genehmigten Rohrnnter* 
b rech er haben sich gut bewährt. Wo sich Mängel, insbesondere Frostschäden, 
gezeigt haben, liegt es am nnsachgemässen Einbau. Die Befürchtung, dass 
der Eintritt von Gasen ans den Aborteoken in die engen Rohre der Rein* 
Wasserleitung einen gesundheitsschädigenden Einfluss ansübe, ist nicht begründet. 

Als den Vorschriften der Polizeiverordnnng vom 14. Juni 1902 genügende 
Apparate sind bisher nur Rohrunterbreeher für Spülabtritte be* 
kannt gegeben. 

Bei Badewannen, Waschbecken, Spül wannen und ähnlichen 
Anlagen muss der Wassereinlanf mindestens 2 cm über Oberkante der Wanne 
oder des Beckens liegen. Bei Gläserspülwannen und Fisehbehältern 
kann dagegen der Einlauf unten erfolgen, wenn Rohrunterbreeher (wie 
für Spülabtritte) eingeschaltet werden. Bei Spülkästen für Aborte darf 
der Einlauf unter Wasser münden, wenn die Kästen mit Deckeln versehen sind. 

Die EntleernngsOffnung der Grundablässe (Hanptbähne mit 
Entleerung) muss in KeUern mindestens 10 cm über Kellersohle liegen. 
Bei vorhandenen, im Keller in Gruben belegenen Hähnen kann die Entleernngs* 
Öffnung verschlossen werden und im Wasserleitnngsrohr über Kellersohle ein 
Zapfhahn eingeschaltet werden, wenn dieses namentlich zur Verhütung des 
Einfrierens erforderlich ist. 


Hähne mit Entleerung in HOfen und Gärten, sowie Zapfstellen 
unter der Erdoberfläche, müssen in mindestens 25 cm weiten Gruben mit 
wasserdichten Wänden und dichter Abdeckung nntergebracht sein, sie müssen 
80 cm über der Sohle liegen. Die Gruben müssen gegen den Einlauf von 
Regen- und Schmntzwasser geschützt liegen. 

Verbindungsleitnngen ohne Rohrnnterbreehung zwischen 
Wasserleitung und Abflussleitung zur Verhütung des Einfrierens sind unzu¬ 
lässig. Die Unterbrechung muss mindestens 10 cm über Kellersohle, in Gruben 
für Hofklosets 50 cm über der Sohle liegen. 

Bei Wasserstrahlpumpen zur Hebung unreiner Wässer in die Ab* 
flnssleitnng sind in die Znflnssleitnng kombinierte Absperr*Rückschlagventile 
einzubanen. Der Einbau noch eines zweiten Absperrventiles in die Zufluss* 
leitung ist untersagt. 


O. Königfreioh Saolimen. 

Ausübung der Heilkunde seitens nicht npprobierter Personen 
nsw. Bekanntmachung des Ministeriums des Innern vom 
14. Juli 1903. 
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1 . 

Personen, welche — ohne approbiert nn sein — die Heilkunde geworbs- 
mlssig anstlbea wollen, haben dies vor Beginn des Gewerbebetriebes dem Be* 
lirksarite desjenigen Mediainalberirks, in welchem sie sich niederlassen, unter 
Angabe ihrer Wobnnng anznseigen and gleichzeitig demselben die erforder* 
liehen Mitteilangen Uber ihre Personalverhältnisse zn machen. 

Die Personen, welche zar Zeit bereits die Heilkunde ansttben, haben 
diese Anzeige and Mitteilang binnen 14 Tagen nach Erscheinen dieser Be¬ 
kanntmachung za bewirken. 

Desgleichen ist bei Wohnnngsveränderung der Wechsel binnen 14 Tagen 
nach dem ümzage dem Bezirksarzt anzazeigen, auch die Aufgabe der Ausfibong 
der Heilkunde und der Wegzug aus dem Bezirke demselben binnen gleicher 
Frist zu melden. 

• 2 . 

Oeffentliehe Anzeigen von niohtapprobierten Personen, welche die Heil¬ 
kunde gewerbsmässig ansttben, sind verboten, sofern sie ttber Vorbildung, Be¬ 
fähigung oder Erfolge dieser Personen zu täuschen geeignet sind, oder prable- 
risehe Versprechungen enthalten. 

3 . 

Die öffentliche Ankttndigung von Gegenständen, Vorrichtungen, Methoden 
oder Mitteln, welche zur Verhtttung, Linderung oder Heilung von Menschen¬ 
oder Tierkrankheiten bestimmt sind, ist verboten, wenn 

1. den Gegenständen, Vorrichtungen, Methoden oder Mitteln besondere, ttber 
ihren wahren Wert hinausgehende Wirkungen beigelegt werden, oder das 
Publikum durch die Art ihrer Anpreisung irregef&rt oder belästigt wird, 
oder wenn 

2. die Gegenstände, Vorrichtungen, Methoden oder Mittel ihrer Beschaffen¬ 
heit nach geeignet sind, Gesundheitsschädignngen hervorznrufen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften unter Ziffer 1, 2 und Ziffer 8 
werden, soweit in den bestehenden Gesetzen nicht eine höhere Strafe vorge¬ 
sehen ist, mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit entspreohender Haft 
bestraft. 

Die vorstehende Bekanntmachung ist in den Amtsblättern der Amts- 
hauptmannschaften und Stadträte zum Abdruck zu bringen. 


1>. Könis^eioh 'WtLirt'tembex*^. 

Visitation der in der Verwaltung von Kirchen- bezw* Pfarr- 
gemeinden stehenden Begräbnisplätze. Erlass des K. Ministeriums 
des Innern vom 26. Juni 1903 — Nr. 16306 — an die E. Kreisregie¬ 
rangen, die E. Oberämter und die Oberamtsphysikate. 

Die Vorschriften des Ministerialerlasses vom 2. Dezember 1896, betr. 
die Visitation der kirchlichen Gebäude anlässlich der ärztlichen Visitationen 
der Gemeinden in Absicht auf die Gesundheitspflege (Amtsbl. S. 265) Anden 
auch auf die Visitation der in der Verwaltung von Kirohen- bezw. Pfarr- 
gemeinden stehenden Begräbnisplätze und die auf Grund dieser Visitation ge¬ 
troffenen Verfttgungen mit der Massgabe Anwendung, dass das gleiche auch 
fttr die von dem Oberamtmann allein bei den periodis^en Gemeindevisitationen 
vorzunehmende üntersuohung der bezeichneten Begräbnisplätze gilt. 


£1. Ojrosslaeirzos^iuni Baden. 

Fortbildungskurse fttr Hebammen. Verhalten bei Schälblasen 
der Neugeborenen. Verordnung des Ministeriums des Innern 
vom 22. April 1908. 

Aul Grund des §. 184 des Poiizeistra|gesetzbncbs wird verordnet, 
was folgt: 

Die mit diesseitiger Verordnung vom 2. Januar 1902 (Gesetzes- und 
Verordnungsblatt S. 89) erlassene Dienstanweisung fttr die Hebammen erhält 
folgende Zusätze: 
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§. 12 a. Die Hebamme ist verpflichtet, nach AnordnuDg des Kreisober* 
hebarztes von Zeit za Zeit, höchstens alle fünf Jahre, an einem vierzehntägigen 
Fortbildangskars an einer der Hebammenschnlen des Landes, and zwar ton* 
liehst an derjenigen, in der die Hebamme aasgebildet wurde, teilzanehmen. 

Für die Teilnahme an diesen Korsen hat die Hebamme als Ersatz für 
Verpflegung and Wohnung täglich 2 Hark, sowie als Honorar für den Leiter 
der Kurse 10 Mark und für die Oberhebamme 2 Hark zu entrichten. Den 
Qemeindehebammen sind diese Kosten von der Gemeinde za ersetzen; ansser- 
dem haben die Gemeinden den Gemeindehebammen die durch die Teilnahme 
an den Fprtbildangskarsen erwachsenden Heisekosten za erstatten, auch soweit 
erforderlich eine Entschädigung für den entgangenen Verdienst im Betrage von 
60 Pf. bis za 1 M. täglich za gewähren. 

Gegen Hebammen, welche ohne genügenden Grand der ihnen eröfineten 
Anordnung des Kreisoberhebarztes (Abs. 1/ nicht nachkommen, kann, abgesehen 
von strafendem Einschreiten, auch das Verfahren auf Entziehung des Prüfnngs* 
seagaiases (vergl. §. 22, Abs. 2 dieser Dienstanweisung) eingeleitet werden. 

§. 15, Abs. 6. Die Abwertung und Pflege von neugeborenen Kindern, 
welche an Schälblasen (pemphigus) erkrankt sind, hat die Hebamme abzulehnen; 
falls sie sieh gleichwohl aus wichtigen Gründen oder weil die Krankheit zu* 
nächst nicht erkannt wurde, mit der Abwertung eines solchen Ejndes befasst, 
so muss sie, bevor sie ihren Beruf bei Gesunden wieder aufnimmt, ihren 
Körper, ihren Anzug und die Geräte nach Vorschrift der Anlage 2, Ziffer 1,2, 
3 und 4 reinigen und desinfizieren. Von jeder Erkruikung eines Nengeborenen 
an Sehälblase hat die Hebamme dem Bezirksamt alsbald Hitteilnng zu machen. 


Gebühren der Sanitätsbeamten für Begntachtnng von landwirt* 
sehaftliehen Unfallverletzten. Verordnung des Hinfsteriums des 
Innern vom 27. April 1908. 

Mit höchster Ermächti^ng aus Grossherzoglichem Staatsministerinm 
vom 22. April 1903 wird hiermit verordnet, dass Ziffer ü, Ordnungszahl 16 des 
der Verordnung vom 17. November 1887 (Gesetzes- und Verordnnngsbl. S. 387) 
bezw. vom 24. Juli 1899 (Gesetzes- und Verordnnngsbl. S. 891) angeschlossenen 
Gebührenverzeichnisses folgende Fassung erhält: 

„üntersachung nebst Erfundsbericht und Gutachten über den Zustand 
und den Grad der Brwerbsanfähigkeit eines durch Unfall Verletzten, sofern 
die Kosten der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft oder einer Korporation 
zur Last fallen, für welche die Oberdirektion des Wasser- und Strassenbanes 
als Ausführungsbehörde bestellt ist.8 Hark.* 


JF*. Fiu'dten.'tum Solza.uml>njrflf «Ijlppe. 

Bekämpfung der Kurpfuscherei. Poliseiverordnung vom 
16. August 1903. 

Die Verordnung stimmt in ihrem Wortlaute mit der vorher abgedruekten 
sächsischen Bekanntmachung vom 14. Juli 1908 überein, abgesehen von §. 1 
über die Anzeigepflicht der Kurpfuscher, die hier nicht vorgeschrieben ist. 
Ausserdem beträgt die höchste angedrohte Strafe nur 60 Hark statt 160 Hark. 


Verkehr mit Geheimmitteln und ähnlichen Arnneimitteln. Po¬ 
liseiverordnung vom 18. August 1908. 

Entspricht ihrem Wortlaute nach dem in dem preussisehen Ministerial¬ 
erlass vom 8. JnB 1908 mitgeteilten (s. Beilage zu Nr. 15 der Zeitschrift, 
S. 194). 


VerantwortL Bedakteur: Dr.Bapmund, Beg.- n. Geh.Hed.-Bat in Minden i.W. 

J. 0. 0. Brau, H. 8. ■. W. B«h.-L. Hor-B«ehdnek«Nl la lUadra. 
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den Verkanf seiner Praxis an einen andern Arzt gegen §. 8 des Qesetzes yom 
26. November 1899 verstossen hat. 

In der Beschwerderechtfertignngsschrift bestreitet der Angesehnldigte, 
wie er dies bereits in erster Instanz getan hat, seine Praxis an Dr. N. ver* 
kanft zu haben; er behauptet vieimehr, lediglich die im Verzeichnis Blatt 14 
der Akten anfgefllhrten, einen Gesamtwert von 3200 M. darstellenden Gegen- 
stSnde dem genannten Arzte zn einem Preise von 8000 M. ttberlassen, jedoch 
nur etwa 2000 M. dafür erhalten zu haben, ohne dass ihm ausserdem noch für 
die Praxis ein Gegenwert geleistet worden sei. 

Mit Becht rügt der Angesehnldigte, dass der angefoohtene Beschluss, 
ohne sich mit diesem Vorbringen auseinander zn setzen, auf Grund »Zuge* 
stftndnisses“ den Verkanf der Praxis feststellt. Die der Entscheidnngsformel 
des erstinstanzlichen Beschlusses angehängte dürftige Begründung kann im 
übrigen nicht als eine hinreichende Darstellung des Sachverhalts nach der 
Vorschrift des §. 13 der Geschäftsordnung und als eine genügende Unterlage 
für die Nachprüfung der Erwägungen, welche für das Gericht entscheidend 
waren, anerkannt werden. In der Sache selbst ist der Ehrengerichtshof zur 
Verneinung der Schuldfrage gelangt. Hat sich auch der Angeschuldigte, wie 
er zugibt, mit dem „Medicenm“ in Verbindung gesetzt, welches die Erlangung 
ärztlicher Praxis vermittelt und in dessen zn den Akten gereichten „Bedin¬ 
gungen“ von der „Abgabe“ der Praxis die Bede ist, so lässt sich doch die Be¬ 
hauptung des Angeschuldigten, dass er einen besonderen Entgelt für die üeber- 
lassung der Praxis von Dr. N. nicht empfangen habe, nicht widerlegen. Für 
die Bichtigkeit seiner Behauptung spricht im Gegenteil der Wortlaut zweier 
von dem Angeschuldigten zn den Akten gereichten, an ihn gerichteten Schreiben 
des Dr. N., in welchen letzterer um die Ausstellung einer Quittung für die 
Summe ersucht, welche er dem Angeschuldigten seinerzeit für „Ueberlassnng 
des Fuhrwerks etc.“ gezahlt habe, und ausdrücklich gesagt ist: „Ihre Praxis 
haben Sie mir nicht verkauft. Das ist ja richtig.“ 

Lässt sich hiernach die Feststellung des ersten Beschlusses nicht aufrecht 
erhalten, so war der Angschuldigte, wie geschehen, von der Anschuldigung des 
standeswidri^en Verhaltens — nach §. 46 des Gesetzes vom 26. November 1899 
kostenlos freizu^rechen. _ 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Deatmohiem Reiolz. 

AusfBhrvugsbestimmangen xum Sttssstoffgesets. Bescheid dea 
Beichsschatzamts vom 1. September 1908 an den Vorsitzenden des 
Deutschen Apothekervereins. 

Die in Ihrer Eingabe vom 9. Juni 1903 vertretene Auffassung, dass 
§. 13 der Ausführungsbestimmungen zum Süssstoffgesetze sich nur auf solche 
Apotheker beziehe, welche neben der Apotheke die fabrikinässige HersteUnng 
Von süssstoffhaltigen Waren für den Grosshandel betreiben, nicht aber auf 
Apotheken Anwendung zn finden habe, welche solche Waren nur zum drehten 
Absatz an das Publikum (die Konsumenten) herstellen, findet im Süssstoffgeseti 
und den Ansführnngsbestimmnngen dazu keine Unterlage. Nach §. 13 der Ans- 
führnngsbestimmnngen sollen die im §. 7, Abs. 2 und den §§. 10 und 11 für die 
Apotheker erlassenen milderen Vorschriften keine Anwendung finden, wenn 
und soweit die Apotheken süssstofQialtige Waren zum Verkaufe herstellen. In 
diesem Falle sollen die Apotheker vielmehr als Gewerbetreibende der im §. 4:, 
Abs. 2 zu b) des Gesetzes bezeichneten Art angesehen und den für diese er¬ 
lassenen schärferen Bestimmungen unterstellt werden. Eine Unterscheidung 
zwischen denjenigen Apothekern, welche die süssstuffhaltigen Waren zum 
Grosshandel, und denjenigen, welche sie zum Absatz im Handverkäufe her¬ 
stellen, ist dabei nicht gemacht. Alle Apotheker, welche süsstoffhaltige Waren, 
wie Saccharin-Strychningetreide, Salolmnndwasser, versüssten Lebertran usw. 
zum Verkaufe herstellen wollen, auch diejenigen, welche bereits Inhaber eines 
Süssstoffbezngsscheins nach Muster 1 sind und die hergestellten Waren nur im 
Handverkaufe des eigenen Geschäfts abzusetzen beabsichtigen, haben hiernach 
bei der zuständigen Steuerbehörde die Erlaubnis zur Herstellung der süssstolP- 
hMtigen Waren nacbzusuchen, welche durch Ausstellung eines Bezn|[S8eheins 
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naeh Master 2 erteilt wird, nnterliegen hlnsiohtlieh des genannten Betriebes 
der stenerbehSrdliehen Anfsieht nnd haben die für solohe Betriebe Torgesehene 
besondere Baohfflhmng sn beobachten. 

Das Sttssstoffgesets läamt eben den Apotheken nur hinsiohtlioh des Han* 
dels mit Sttssstoff, nicht aber auch hinsichtlich der Herstellnng sttssstoffhaltiger 
Waren besondere Vorteile gegenüber den übrigen Gewerbetreibenden ein, nnd 
dieser Sachverhalt ist in den Ansführangsbestinunnngen, insbesondere im §. 18 
meines Erachtens anch klar znm Aasdrncke gebracht worden. 

Ich stelle anheim, die in den Kreisen der Apothekenbesitser bestehende 
abweichende Auffassung hiernach richtig in stellen. 


B« Könlgprelola Pwenmmeiia 

Fabrikation von Tuberkulin. Erlass des Ministers der usw. 
Medisinalangelegenheiten vom 20. Juli 1908 — M. Nr. 7647 
TJ. I. — an den Herrn Direktor des Königlichen Instituts für experimentelle 
Therapie in Frankfurt a./M. 

In Ergänzung meiner Erlasse vom 29. Januar 1901 — M. 6104 ü I — 
und 17. Juli 1902 — M. 7089 ü I — genehmige ich, dass es künftig Fabrikations* 
Stätten von Tuberknlin, die nicht 60 Liter in einem halben Jahre absetsen, 
gestattet sein soll, bei der Einsendung der Proben nn beantr^en, dass die 
Zulassnng in zwei Baten zu je 25 Litern erfolgen solle. Ztrischen der Zn* 
lassung der ersten und zweiten Bäte darf jedoch höchstens • ein Zeitraum von 
1V> Jahren liegen. 

Wird seitens einer Fabrikationsstätte von diesem Verfahren Gebrauch 
gemacht, so sind stets zwei Prüfungsscheine mit auf einander folgenden Nummern 
mit einzusenden. Dem Kontrolibeamten sind die 60 Liter Tuberkulin zwecks 
Entnahme der Proben, wie bisher in einem Ballon zn übergeben. Erst hier¬ 
nach hat die Umfüllung in 2 Gefässe h 26 Liter, die in der üblichen Weise 
zu signieren nnd zu plombieren sind, sofort zu geschehen. Auf den Prüfungs¬ 
scheinen ist die Identität der beiden Nummern ausdrücklich hervorznheben. 
Beide Probefläschchen sind mit den gleichen Nummern zu versehen. 

Hinsichtlich der Erhebung der Prüfungsgebühr bleibt es bei den seit¬ 
herigen Bestimmungen. Die Gebühr ist hiernach für die Gesamtmenge des zu 
prüfenden Tuberkulins nnd zwar in einer Summe bei Zulassung der ersten 
Bäte zu entrichten. 

Ew. Hoch wohlgeboren ersuche ich ergebenst, die Firma Merck in Darm¬ 
stadt auf ihre an mich gerichtete Eingabe vom 1. April d. J. und die sonst 
noch in Betracht kommenden Fabrikationsstätten mit entsprechender Nachricht 
au versehen. 


Aerztliche Untersuchung nnd Impfung russischer Rflekwanderer. 
Erlass der Minister der usw. Medizinalangelegenheiten und 
des Innern vom 16. Juli 1903 — M. d. g. A. M. Nr. 12678. — M. d. 
Inn. Ila Nr. 4746 — an die Herren Oberpräsidenten. 

Unter den in dem Berichte vom 22. Juni d. Js. — Nr. 4977 — M. I. i 
— vorgetragenen Umständen dehnen wir die durch unseren gemeinschaftlichen 
Erlass vom 13. Juni 1900 — M. d. Inn. Ila Nr. 2829, M. d. g. A. M. Nr. 10024, 
10158, 10549, 11450 — hinsichtlich der ärztlichen Untersuchung und der Im¬ 
pfung ausländischer, insbesondere ausländiscbpolnischer Arbeiter getroffenen An¬ 
ordnungen auf alle rassischen Bückwanderer aus. 


Warnung der Studierenden vor den Gefahren der Geschlechts¬ 
krankheiten. Erlass des Ministers der usw. Medizinalangelegen¬ 
heiten vom 17. Juli 1903 — UI. Nr. 1236 M. — an die Herren Univer¬ 
sitäts-Kuratoren (mit Ausnahme von Breslau). 

Die Gefahren der Geschlechtskrankheiten für die Gesundheit nnd die 
Verbreitung, welche die Erkrankungen glaubwürdigen Nachrichten zufolge 
unter der studierenden Jagend erreicht haben, lassen es in hohem Grade er¬ 
wünscht erscheinen, dass die Studierenden in grösserer Ausdehnung als bisher 
vor diesen Gefahren gewarnt und mit den Massregeln zu ihrer Bekämpfung in 
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eindriagUeher gemeinTentindlieber Weite bekamit gemeeht, wüs aveh auf die 
ethieehe Seite der Frage naohdrtteklieh hingewieseii werden. Diea hätte am 
iweckmäsaigeten in kurzen Öffentlichen Vorlesongen fflr Studierende aller Fa* 
knltäten zn geaohehen, wobei neben Dozenten der medizinisoben Fakultät auch 
geeignete Vertreter der Philosophie oder Theologie beteiligt werden konnten. 

Bw. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst um baldige Vorschläge zn 
einer möglichst zweckentsprechenden Gestaltung dieser Vorlesungen. 


Ermittelung und Feststellung von Typhnserkranknngen bei 
Schulkindern mittelst der Vidalsehen Reaktion. Erlass des Ministers 
der new. Medizinalangelegenheiten vom 26. August 1908 — 
M. Nr. 18189 U. III. A. — an die Herren Hegiernngs • Präsidenten. 

Anlässlich eines Spezialfalles, in welchem zur Entscheidung stand, ob der 
beamtete Arzt berechtigt sei, Erhebungen in der Schule behufs Ermittelung 
und Feststellung von Typhnserkranknngen, einschliesslich der Entnahme von 
Blut behufs AnsfOhrnng der Vidalsehen Beaktion, ohne vorheriges Benehmen 
mit der Schulaufsichtsbehörde vorznnehen, bestimme ich folgendes: 

Die Ermittelung und Feststellung von Typhnserkranknngen wird wesent* 
lieh erleichtert und gefordert, wenn es den mit dieser Angabe betrauten 
Medizinalpersonen ermöglicht wird, die Schulversäamnislisten einznsehen, die 
Schulkinder zn besichtigen und solchen Kindern, bei denen der Verdacht 
besteht, dass sie eine Typhnserkranknng Oberstanden haben, ans dem Ohr¬ 
läppchen oder der Kuppe des Zeigefingers ein TrOpfchen Blut zn entnehmen 
behufs Ausführung der Vidalsehen Beaktion. 

Die Btteksicht auf die Interessen der Schule verlangt jedoch, dass die 
Medizinalpersonen behufs derartiger Erhebungen nicht ohne Ihre Zustimmung 
und nicht ohne sich zuvor mit der zuständigen Schulaufsichtsbehörde ins Be¬ 
nehmen gesetzt und mit derselben die Zeit und den Umfang der beabsichtigten 
Erhebungen vereinbart zu haben, die Schule betreten. 

Was die Entnahme von Blut behufs Vornahme der Vidalsehen Beak¬ 
tion betrifft, so darf diese nicht ohne Zustimmung der Eltern der betreffenden 
Kinder vorgenommen werden. Bei der Harmlosigkeit dieses Eingriffes darf 
angenommen werden, dass die Eltern denselben, wenn eie in angemessener 
Weise darum befragt werden, kaum jemals verweigern werden. Von einer 
zwangsweisen Dnrchfflhmng derartiger Eingriffe muss jedoch unter allen Um¬ 
ständen abgesehen werden. _ 


Besichtigung des Manövergeländes durch den Kreisarzt. Erlass 
des Ministers der nsw. Medizinalangenheiten vom 4. Sep¬ 
tember 1908 — M. Nr. 18009 — an sämtliche Herren Begiernngspräsidenten. 

Alljährlich wiederholt sich die Erfahrung, dass im Heere während und 
kurz nach den Herbstttbnngen unter den Mannschaften des Heeres Fälle von 
Unterleibstyphus und Bnhr anftreten, welche auf Infektionen zurfickgeffibrt 
werden, die den Mannschaften in den ManOverqnartieren sei es durch den 
Genuss nicht einwandfreien Trinkwassers, sei es infolge direkter Ansteckung 
von Person zn Person sich zngezogen haben. Derartige Vorkomnisse sind in 
doppelter Beziehung unerwünscht, sie beeinträchtigen nicht nur den Gesund¬ 
heitszustand der Truppen selbst, sondern geben auch Veranlassung zur Ein¬ 
schleppung der Seuchen in die Zivilbevölkerung der Garnisonorte. 

Erfahrungen dieser Art haben den Begiernngspräsidenten einiger Bezirke, 
in denen Unterleibstyphus und Bnhr regelmässig Vorkommen, veranlasst, all¬ 
jährlich diejenigen Ortschaften, in denen nach Mitteilung des betreffenden 
Generalkommandos die Herbstübnngen statt finden, einige Wochen vor Beginn 
derselben durch den zuständigen Kreisarzt besichtigen und besonders auf den 
Stand von Typhus und Bahr sowie auf die Beschaffenheit der Öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen prüfen zu lassen. 

Auf mein Ersuchen hat-der Herr Kriegsminister, wie ich in meinem 
Erlass vom 6. Mai d. J. — M. Nr. 11675 — mitgeteilt habe, sich damit ein¬ 
verstanden erklärt, dass bei den Ortsbesichtigungen der Kreisärzte im ManOver- 
gelände, soweit es die hygienischen Verhältnisse bestimmter Bezirke erforderlich 
erscheinen lassen, militärische Sachverständige beteiligt werden kOnnen, und 
die Generalkommandos mit entsprechender Weisung versehen. 
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Bs sind nnn Zweifel heiTorgetreten, in wdcher Weise die Besichtigung des 
Hanövergelfindes durch den Kreisarzt erfolgen, ob die Anregung dazu ron der 
IfilitSrbehOrde erfolgen, und ob auch das Brigadeexerzieren hierbei bertlck* 
sichtigt werden soll. Zur Behebung dieser Zweifel bestimme ich im Ein- 
▼ernehmen mit dem Herrn Minister des Innern Folgendes. 

Sobald ihnen die Bestimmungen ttber die Herbstfibnngen seitens des 
inständigen Truppenkommandos zugehen, haben die Landräte mit den Ereis- 
ärzten die Gesnndheitsyerhältnisse derjenigen Ortschaften, welche fflr die 
Binquartiemng- in Aussicht genommen sind oder auch nur in dem Gelände 
liegen, in welchem grossere Truppenübungen stattfinden sollen, auf Grund der 
▼orliegenden Meldungen von übertragbaren Krankheiten und unter Berück¬ 
sichtigung aller ihm sonst bekannten Verhältnisse eingehend zu prüfen. Ergibt 
sieh hierbei ein Zweifel über den Gesnndheitssznstand gewisser Ortschaften, so ist 
unter kurzer Darlegung der Verhältnisse bei dem Begierungspräsidenten die 
Erlaubnis zur Anordnung einer unverzüglichen Besichtigung durch den Kreis¬ 
arzt zu beantragen. Ist nach dem Ermessen des Regierungspräsidenten die 
Beteiligung eines militärischen Sachverständigen an dieser Ortsbesichtigung 
erwünscht, so ist dies dem betrefTenden Generalkommando mitzuteilen. 

Für diese Besichtigungen gelten im allgemeinen die Vorschriften des 
§. 69 der Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 23. März 1901, jedoch mit 
der Einschränkung, dass sie sich, entsprechend ihrem Zweck, hauptsächlich auf 
eine Prüfung der Gesnndheitsverhältnisse der Bevölkerung, auf eine IJnter- 
suohung verdächtiger Wasserversorgnngsaniagen, Sammelmolkereien und ähn¬ 
licher Anlagen, welche für die Verbreitung von Unterleibstyphus und Ruhr 
erfahrungsgemäss von Bedeutung sind, sowie auf die Einsicht der Sterbelisten 
der Standesämter, der Schulversänmnislisten und der Erankenlisten der Krasken- 
kassen zu beschränken haben. Etwa für erforderlich gehaltene weitergehende Un¬ 
tersuchungen z. B. chemisch-bakteriologische Wassernntesuchnngen, Vida Ische 
Nutprüfnngen u. dergl., sind bei dem Regierungspräsidenten zu beantragen. 

Die behufs dieser Ortsbesichtigungen erforderlichen Reisen sind möglichst 
im Zusammenhänge und mit tunlichster Kostenersparnis auszufübren und über¬ 
haupt auf das unbedingt notwendige Mass zu beschränken. 

Ortschaften, deren Belegung mit Truppen nach dem Ausfall dieser Er¬ 
mittelungen zu Bedenken Anlass geben würde, sind dem zuständigen General¬ 
kommando mit tunlichster Beschleunigung bekannt zu geben. 

Zu den Herbstübungen sind auch das Regiments- und das Brigade- 
exerzieren sowie Schiess- und Pontonierübungen zu rechnen, soweit dabei 
Belegungen von Ortschaften mit Mannschaften stattfinden. 

Ew. Hochwohlgeboren gebe ich hiernach das Weitere ergebenst anheim 
mit dem Ersuchen, von jetzt ab alljährlich zum 1. Dezember über den Umfang 
der aus Anlass der Herbstübungen angeordneten Ortsbesichtigungen und die 
dabei gemachten Erfahrungen an mich zu berichten. 


Ortsbezichtigangen derKreizärzte. Erlass des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheiten vom 24.Angust 1903 — M. 2625. 

Als Termine sind die von den Kreisärzten abgehaltenen Ortsbesichti- 
gungen und Revisionen von Krankenanstalten im Sinne des §. 2, Nr. 1 des Ge¬ 
setzes vom 9. März 1872 nicht anznsehen. Es steht deshalb den nicht vollbe- 
loldeten Kreisärzten ein Recht, für solche Besichtigungen oder Revisionen 
ausserhalb ihres Wohnortes einen dem Betrage der Termingebühr entsprechenden 
Teil der Tagegelder in das Gebührenverzeichnis einzutragen, nicht zu. 


Beseitigung des Anfsishtsrechts der ELreiqärzte über die Tri- 
ehinenschaner. Erlass der Minister der usw. Medizinalangelegen- 
heiten und für Landwirtschaft usw. vom 1. Juli 1903. 

Bin Bedürfnis fflr die formelle Aufhebung der Vorschriften in §. 80 
Absatz 2—5 der Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 23. März 1901 lie^ 
nicht vor, da die Vorschriften mit den Worten eingeleitet sind: „Soweit die 
Trisohinenschaner seiner (des Kreisarztes) Aufsicht unterstehen.“ Nachdem 
diese Aufsicht durch die Neuregelung der Trischinenschau in den Ausführungs- 
bestimmnngen zum Fleischbeschangesetz beseitigt worden ist, haben die Vor¬ 
schriften ohne weiteres ihre praktische Bedeutung verloren. 
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Verkehr mit Wein. BrUsa der Miniiter der new. Medizinal* 
angelegenheiten, dee Innern, ittr Handel nnd Gewerbe und lllr 
Landwirtaohalt, OomSnen nnd Forsten vom 28. Jnli 1908 — M. d. 
g. A. M. Nr. 7607, H. d. Inn. Hb Nr. 2879, M. t H. n. Q. Hb Nr. 6406, H. t L., 
D. n. F. I. Aa Nr. 4032 — an eftmtliehs Herren Begiernngsprisidenten. 

Die anf den Erlass des mitnnterzeiehneten Ministers der Medizinal- 
«ngelegenheiten vom 26. MS» d. J. — M. Nr. 6814 — ttber die AnsftUumng 
des Gesetzes, betreffend den Verkehr mit Wein nsw. vom 24. Mai 1901 er¬ 
statteten Berichte lassen erkennen, dass die Bestimmnng des §. 10 Abs. 2 des 
Gesetzes von mehreren Berichterstattern eine zn enge Anslegnng erfahren hat. 
Nicht nnr B&nme, in welchen Wein gekeltert nnd anf anderem Wege her¬ 
gestellt . wird, sind in der vorgeschriebenen Weise durch geeignete Sach- 
verstSndige zn Oberwaohen, sondern alle Bänme, in denen Wein, weinhaltige 
oder wein&hnliche Getränke gewerbsmässig hergestellt, anfbewahrt, feil¬ 
gehalten oder verpackt werden, sind der Kontrolle zn nnterwerfen. 
Znr AnsfObrnng der Kontrolle sind, woranf bereits in dem Erlasse vom 
23. Jannar v. J.*) hingewiesen ist, niedere Polizeiorgane, welchen die erfor¬ 
derliche Vorbildung nnd Sachkenntnis mangelt, nicht zn verwenden. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir ergebenst, soweit dies bisher noch 
nicht geschehen sein sollte, nunmehr ohne Säumen Sachverständige in der 
erforderlichen Zahl zn bestellen nnd dafür Sorge zn tragen, dass die in dem 
§. 10 des Gesetzes näher bezeichneten Bänme im Laufe von 3 Jahren mindestens 
einer nnvermnteten Kontrolle durch die Sachverständigen unterworfen werden. 

Für Bezirke, in denen keine geeigneten Sachverständigen wohnen, können 
solche ans benachbarten Bezirken ernannt werden. 

Im Interesse der zur Tragung der Kosten der örtlichen Polizeiver- 
waltnng verpflichteten Verbände, denen die Kosten der Kontrolle zur Last 
fallen, wird es sich empfehlen, wegen der Vergütung mit den Sachverständigen 
Panschalsätze zn vereinbaren. 

Bei der Bearbeitung aller den Verkehr mit Wein betreffenden An¬ 
gelegenheiten ist, sofern dies bisher nicht geschehen ist, der Begiernngs- nnd 
Medizinalrat zu beteiligen. 

Weiteren Bericht über die Ausführung des Weingesetzes sehen wir bis 
31. März k. J. entgegen. 


Annahme von Apothekerlehrlingen. Bnnderlass des Ministers 
der nsw. Medizinalangelegenheiten vom 27. August 1903 — 
M. Nr. 7642 — an alle Herren Begiernngs-Präsidenten. 

Mehrfachen, ans allen Apothekerkreisen mir vorgetragenen Wünschen 
entsprechend will ich dem Absatz 2 in §. 42 der Apotheken-Betriebsordnung 
om 18. Februar 1902*) hiermit folgende Fassung geben: 

„Wer keinen Gehilfen hält, kann einen Lehrling ansbilden, bedarf aber 
hierzu der Erlaubnis des Begierungs-Präsidenten, welche widerruflich ist."*) 

Zugleich erweitere ich die Vorschrift des §. 43 der Betriebsordnung, in¬ 
dem ich demselben den nachstehenden Zusatz hinzufüge: 

„Ein Lehrling, welcher während der Lehrzeit die Lehrstelle wechselt, 
hat von dem für die neue Lehrstelle zuständigen Kreisarzt das Znlassungs- 
zengnis genehmigen zu lassen. In dem Abgangszeugnis ans der früheren Stelle 
ist der Grund des Abganges Von dem Lehrherrn anzngeben. Ohne ein so 
ergänztes Zulasanngszengnk darf kein Lehrling von einem anderen Lehrherrn 
angenommen werden." 

Die Abänderungen sind in entsprechender Weise zu veröffentlichen oder 
sonst znr Kenntnis der Beteiligten zu bringen. 


Anröchnnng der anf wissenschaftlicheii Instituten n. dergl. ver¬ 
brachten Zeit bei der Bewerbung um Apothekenkonzessionen. Be¬ 
scheid des Ministers der nsw. Mediainalangelegenheiten vom 
3. September 1908. 


Siehe Beilage an Nr. 5 dieser Zeitschrift, 1902, S. 43. 

*) Siehe Beilage zn Nr. 7 dieser Zeitschrift, 1903, S. 62. 

^) Es bedarf also nicht mehr wie bisher der jedesmaligen Genehmignng. 
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D«m Apotbdcarkammer-AnBsdMus erwidere ich aaf die Biitgabe yom 
18. Juli 1903, dass die AoswaU unter den Bewerbern um die Konseedon sw 
Anlegung einer neuen Apotheke naoh den AUerhOobst genehmigten Grunds&tsen 
atat^det, welche in dem diesseitigen Brlasa yom 18 Juli 1840 (llin.'Bl. t. d. 
inn. Verw. 1840, S. 810) niedergelegt sind. Unter den sn berttdcsichtigenden 
Punkten wird die höhere Fachausbildung besonders beryorgehoben, sugleioh 
aber dauraul hingewiesen, dass durch Uebemahme anderweitiger Geschäfte, 
also auoh soloher wissenschaftlicher Natur, eine Bntfremdung yon dem eigent> 
liehen Apothekerbernf nicht herbeigefllhrt werden darf. 


MaMregeln gegen die Wurmkrankheit der Bergleute. Berg« 
poliseiyerordnung des BOnigl. Oberbergamts Dortmund yom 
18. Juli 1903. 

Auf Grund des §. 197 des Preussischen Allgemeinen Berggesetses yom 
24. Juni 1865 in der Fassung des Gesetses yom 24. Juni 1892 wird nadi An« 
hömng des Vorstandes der Sektion 11 der Enappsehaftsbemlsgenossensohait 
für den Besirk des Unterzeichneten Oberbergamtes, soweit er die Begierungs« 
bezirke Arnsberg und Düsseldorf, sowie yon dem Begierungsbezirk Münster 
die Kreise Becklinghausen und Lttdinghaiuen umfasst, yerordnet, was folgt: 

1. Feststellung des Umfanges der Krankheit 

§. 1. Der Besitzer eines j.eden im Betriebe befindlichen Steinkohlenberg« 
Werks hat alsbald auf seine Kosten durch einen geeigneten dem Königlidien 
Oberbergamte unyerzttglich zu benennenden Arzt mindestens 20' Prozent der 
unterirdischen Belegschaft einer jeden selbständigen Schachtanlage (einschliess¬ 
lich der Betriebsbeamten) mittels des Mikroskops auf das Behaftetsein mit dem 
Bingeweidewurm (Ankylostomnm duodenale) zuyerlässig (yergl. §. 7) untersuchen 
zu lassen und das Ergebnis dieser Untersuchung binnen längstens zwei Monaten, 
yon dem Geltnngsbeginn dieser Verordnung an gerechnet, dem Königlichen 
Oberbergamte, durchlaufend bei dem zuständigen Bergreyierbeamten unter Be¬ 
nutzung des dieser Verordnung beigefflgten Formulars anzuzeigen.- 

Ob und inwieweit die im Abs. 1 yorgesehene Untersuchung auf einer 
Zeche etwa wiederholt oder auf andere Teile der Belegschaft ansgedehnt werden 
soll, bestimmt das Königliche Oberbergamt. 

§. 2. Die nach §. 1 zu untersuchenden Belegschaftsmitglieder sind yon 
dem Bergwerksbesitzer unter Zuziehung des ebenda bezeichneten Arztes aus- 
zumustern. Dabei sind besonders die in feuchten und warmen Teilen des 
Gmbengebäudes beschäftigten Belegschaftsmitglieder heranznziehen. Unter 
den zur Untersuchung bestimmten müssen alle unterirdisch beschäftigten 
Arbeiterklassen, also Kohlenhauer, Gesteinshauer, Beparaturhauer, Schlepper, 
Sehiessmeister, Förderaufseher, Wettermänner, Spritzmeister, Schlosser ^hr« 
leger), Pferdetreiber, Grubenmaurer, Anschläger und Bremser, sowie die Be¬ 
amten yertreten sein, und zwar in demselben Verhältnis yon mindestens rund 
20 Untersuchten auf je 100 Angehörige der einzelnen Beschäftigungsarten, 
n. Sicherung gegen die Weiteryerbreitung der Krankheit. 

§. 8. Der Werksbesitzer darf einen Arbeiter oder Beamten, der yon 
Inkrafttreten dieser Verordnung an auf einem Steinkohlenbergwerk angelegt 
wird, znr Arbeit unter Tage nicht eher znlassen, als bis auf Grnnd einer zu- 
yerlässigen, nicht länger als 2 Wochen zurückliegenden ärztlichen Untersnchung 
schriftlich bescheinigt ist, dass in dessen Stuhlgänge Wurmeier nicht yor- 
handen sind. 

§. 4. Der Werksbesitzer ist yerpfiichtet, jeden nach Massgabe des §. 8 
untersuchten Arbeiter oder Beamten, sofern derselbe weiterhin unter Tage be¬ 
schäftigt werden soll, in der sechsten Woche seit dem Abschlnss der ersten 
mikroskopischen Kotuntersnchung einer erneuten solchen Untersnchung unter¬ 
ziehen zu lassen, die sieh aber auf die mikroskopische Prüfung nur eines Stuhl¬ 
ganges beschränken darf. 

Diese Untersuchung mnss durch einen der yom Oberbergamt hierzu 
ermächtigten Aerzte (§. 7) erfolgen. 

ni. Allgemeine Vorschriften. 

§. 5. Die Arbeiter und Beamten der Steinkohlenbergwerke sind yer- 
pfliohtet, sich den znr sachgemässen Dnrchführnng der mikroskopischen Unter¬ 
snchung yom Arzt für erforderlich erklärten Massregeln zu unterwerfen. 
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§. 6. Ein BelegBebaftsmitglied, welches durch die mikroskopische ünter- 
saehnng als mit dem Wurm behaftet festgestellt worden ist, dan rar Arbeit 
unter Tage nicht eher wieder angelassen werden, als bis auf Qrnnd einer ra- 
▼eriBssigen ärztlichen Untersuchung schriftlich bescheinigt ist, dass in seinem 
Stuhlgang Wnrmeier nicbt mehr aägefunden worden sind. 

Soweit die Zahl der auf diese Weise zu gleicher Zeit von der Beschäfti¬ 
gung unter Tage ausgeschlossenen Arbeiter einer selbständigen Schachtanlage 
16 Prozent der ganzen unterirdischen Belegschaft dieser Schachtanlage über¬ 
steigt, greift das Verbot des Absatzes 1 nicht Platz. 

§. 7. Die Namen und Wohnungen derjenigen Aerzte, welche rar Aus¬ 
stellung der in dieser Verordnung verlangten schriftlichen Bescheinigungen 
seitens des Oberbergamtes ermächtigt werden, sind durch Aushang auf jeder 
selbständigen Schachtanlage bekannt zu machen. 

Als zuverlässig im Sinne dieser Verordnung ist diejenige Untersuchung 
auznsehen, welche cUe mikroskopische Prüfung von mindestens drei an ver¬ 
schiedenen Tagen stattgefundenen Eotentleernngen des untersuchten Arbeiters 
oder Beamten umfasst hat. 

§. 8. Die in den §§. 8, 4 und 6 dieser Verordnung verlangten ärztlichen 
Bescheinigungen, welche das Ergebnis der an den einzelnen Tagen vorge¬ 
nommenen mikroskopischen Untersuchungen erkennen lassen müssen, sind als 
Ajilage der Belegschaftsliste auf der Zeche aufzubewahren. 

§. 9. Ausnahmen von den Vorschriften dieser Verordnung bedürfen der 
QenehMgung des Oberbergamtes. 

§. 10. Zuwiderhandlung gegen diese Bergpolizeiverordnung, insbesondere 
auch gegen eine gemäss §. 1, Abs. 2 getroffene Bestimmung des Oberbergamtes, 
und gegen die bei einer Ansnahmegewährnng etwa gesetzten besonderen Be¬ 
dingungen werden gemäss §. 208 des Preussischen Allgemeinen Berggesetzes 
vom 24. Juni 1865 in der Fassung des Gesetzes vom 24. Juni 1892 mit einer 
Geldstrafe bis zu 800 Mark, im Unvermügensfalle mit Haft bestraft. 

§. 11., Die Verordnung tritt am 1. August 1908 in Kraft. 

O. Köiaiipreioli. Saoliaieii.. 

Leichentransporte. Verordnung des Ministeriums des Innern 
vom 28. Mai 1908. 

Mit Allerhöchster Genehmigung wird über die Leichentransporte unter 
Aufhebung der Verordnungen vom 20. Februar 1888 und 20. März 1896 nach¬ 
stehendes angeordnet: 

§. 1. Der Transport einer Leiche von dem Sterbeorte oder — im Falle 
einer Wiederausgrabung — von dem Bestattnngsorte nach einem anderen Orte 
ist nur unter der Voraussetzung statthaft, dass ihm, bei gehöriger Beobachtung 
der nachstehenden Vorschriften, gesundheitspolizeilicbe Bedenken nicht ent¬ 
gegenstehen und dass die betreffenden Stolgebühren gehörig entrichtet werden. 

Der Versand der Asche von Leichen, die in Leichenverbrennungsanstalten 
verbrannt worden sind, gilt nicht als Leichentransport. 

§. 2. Zn jedem Leicbentransport ist ein Leichenpass erforderlich. 

Jedem Leichentransporte ist eine zuverlässige Person als Begleiter hei- 
zngeben. 

Weder eines Passes noch einer Begleitung bedarf es in den Fällen des §. 8. 

Einer Begleitung bedarf es nicht bei Transporten auf Eisenbahnen, wenn 
als Bestimmungsort eine Eisenbahnstation bezeichnet ist und der Absender bei 
der Aufgabestation das schriftliche oder telegraphische Versprechen des Em- 
pAngers hinterlegt, dass dieser die Sendung sofort nach Empfang der bahn¬ 
seitigen Benachrichtigung von ihrem Eintreffen abholen lassen werde. Bei 
Sendungen an Leichenverbrennungsanstalten und an Beerdigungsinstitute ge¬ 
nügt es, wenn diese eine derartige Verpflichtung gegenüber der Eisenbahn in 
allgemeiner Form übernommen haben. 

§. 8. Der Leichenpass darf nur für solche Leichen erteilt werden, über 
welche die nachstehenden Ausweise beigebracht worden sind: 

a) ein beglauÜgter Auszug aus dem Sterheregister; 

b) eine nach Gehör des behandelnden Arztes ansgestellte Bescheinigung 
des für den Medizinalbezirk, zu dem der Sterbeort oder — für den Fall der 
Wiederausgrabung — der bisherige Bestattungsort gehört, zuständigen Bezirks- 
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uites and rfloksichtlioh der in IfilitftrlaBaretten yeretorbenen Personen des 
Chefarztes des Militärlasaretts Aber die Todesnrsache, sowie darüber, dass seiner 
üeberzeagnng nach der Beförderung der Leiche gesundheitliche Bedenken nicht 
entgegenstehen; ans dieser Bescheinigung muss zugleich hervorgehen, ob deren 
Aussteller die Leiche besichtigt hat oder ans welchem Grunde davon hat ab> 
gesehen werden können; die Besichtigung muss erfolgen, wenn der Verstorbene 
von einem Arzte nicht behandelt worden ist; 

o) ein Ausweis Aber die vorschiiftsmSssig erfolgte Binsargnng der Leiche 
(Eisenbahn-Verkehrsordnnng VI, §§. 42, 43 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Juni 1902 in Verbindung mit §§. 4 und 5 dieser Verordnung); 

d) in den Fällen des §. 257 der Strafprozessordnung vom 1. Februar 1877 
die seitens der Staatsanwaltschaft oder des Amtsrichters und in den Fällen des 
§. 164 der Militär-Strafgeriohtsordnnng vom 1. Dezember 1898 die seitens der 
Militärbehörde oder des Amtsrichters ansgestellte schriftliche Genehmigung der 
Beerdigung. 

Die Nachweise zu a und b werden bezüglich der Leichen von Militär¬ 
personen, welche ihr Standquartier nach eingetretener Mobilmachung verlassen 
hatten (^. 1, 2 der Verordnung vom 20. Januar 1879 — B.-G.-B1. S. 5 —) oder 
welche sich auf einem in Dienst gestellten Schiffe oder anderen Fahrzeuge der 
Marine befanden, durch eine Bescheinigung der zuständigen Militärbehörden 
oder Dienststellen Aber den Sterbefall unter Angabe der Todesursache und mit 
der Erklärung, dass nach ärztlichem Ermessen der Beförderung der Leiche ge¬ 
sundheitliche Bedenken nicht entgegenstehen, ersetzt. 

Der Nachweis zu o ist (soweit nicht in den Fällen von §. 11, Absatz 2 
Schlusssatz die dort bezeichnete Behörde oder Dienststelle sich selbst üeber- 
zeugung zu verschaffen hat) in Städten mit der revidierten Städteordnnng von 
dem mit der AufsichtsfAhmng beauftragten städtischen Beamten, im übrigen 
vom Bürgermeister, Gemeindevorstande, Gntsvorsteher oder deren gesetzlichen 
Stellvertretern ansznstellen. Ans dem Nachweise muss hervorgehen, dass sich 
der Aussteller von der Befolgung der betreffenden Vorschriften persönlich 
überzeugt hat. 

§. 4. In allen Fällen, in welchen der Tod im Verlaufe einer anstecken¬ 
den Krankheit erfolgt ist, ingleichen bei allen Leichentransporten, welche 
mittels der Eisenbahn geschehen oder welche in das Gebiet eines anderen 
Staates gerichtet sind, muss die Leiche in einem hinlänglich widerstandsfähigen 
Metallsarge luftdicht eingeschlossen und letzterer von einer hölzernen Umhüllung 
dergestalt umgeben sein, dass jede Verschiebung des Sarges innerhalb der 
Umhüllung verhindert wird. 

Einer solchen Binsargnng ist diejenige gleichzuachten, bei der dem Holz- 
sarge eine luftdicht verlötete Zinknmhüllnng der Leiche eingefügt ist, die an 
der inneren Holzwand fest anliegt, zugleich aber einen selbständigen Behälter 
darstellt, der nicht nur durchweg von dem Holzsarge umschlossen ist, sondern 
auch jederzeit zwecks Kontrollierung des hermetischen Verschlusses herans- 
genommen werden kann. 

Bei allen sonstigen Transporten von Leichen ist in der Hegel die Ver¬ 
wendung eines einzigen gut verpiohten Sarges von hartem Holze statthaft. Es 
hat jedoch die vorstehend bezeichnete doppelte Versargung dann ebenfalls ein- 
zutreten, wenn nach bezirksärztlichem Ermessen besondere Umstände dies ans 
gesnndheitspolizeilichen HOcksichten notwendig erscheinen lassen. 

Bei der mit der E. K. Oesterreichischen Hegiernng getroffenen Verein¬ 
barung hinsichtlich gewisser in den Grenzorten stationierter Beamten und 
deren Angehörigen (G.- n. V.-Bl. 1879, S. 178 flg.) hat es sein Bewenden. 

§. 6. Der Boden des Sarges muss mit einer mindestens 5 cm hohen 
Schicht von Sägemehl, Holzkohlenpnlver, Torfmull oder dergleichen bedeckt 
und es muss diese Schicht mit fOnfprozentiger Karbolsäurelösung reichlich be¬ 
sprengt sein. 

^ In besonderen Fällen, z. B. für einen Transport von längerer Dauer 
oder in warmer Jahreszeit können nach dem Gutachten des Bezirksarztes eine 
Behandlung der Leiche mit fäulniswidrigen Mitteln oder sonstige Vorkehrungen 
zur Unschädlichmachung der Leiche verlangt werden. 

Diese Behandlung hat gewöhnlich in einer Einwickelung der Leiche in 
Tücher zu bestehen, die mit fünfprozentiger Karbolsäurelösung getränkt sind, 
ln schwereren Fällen muss ausserdem durch Einbringung von gleicher .Karbol- 
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sKnrelOsiiog in die Braat- and BanohhOhle (anf die Leiehe eines Bnrachaenen 
inBammen mindeatena ein Liter gerechnet) oder dergleichen fhr ünscüldlidi- 
machang der Leiche gesorgt werden. 

§. 6. lat der Tod im Verlanfe einer der nachstehend benannten Krank* 
beiten; Pocken, Scharlach, Fleoktyphas, Diphtherie, Cholera, Gelbfieber oder 
Pest erfo^t, so ist die Beförderang der Leiche nnr dann anlfissig, wenn min¬ 
destens ein Jahr nach dem Tode yerstrichen ist. 

§. 7. Bei Eisenbahntransporten ist fiberdies den Beatimmangen in den 
§§.42 and 48 der Eisenbahn-Verkehrsordnang naohsngehen. 

§. 8. Bei dem Transporte yon Leichen, welche yon PoliseibehOrden, 
Krankenhftasern, Strafanstalten n. a. w. an Ofientliche höhere Lehranstalten, 
als welche in Sachsen infolge §. 7 der Yerordnang, die Aofhebong yon Toten 
and Scheintoten n. s. w. betreffend, yom 21. September 1874 die milit&rftnt- 
lichen Fortbildangskarse im Gamisonlaiarette za Dresden, sowie die Anatomie 
in Leipzig za gelten haben, ttbersandt werden, bedarf es — anter der Yoraoa- 
aetzang, dass der Tod nicht im Verlanfe einer ansteckenden Krankheit einge¬ 
treten ist — weder der Beibringang eines Leichenpasses noch einer Begleitnng; 
nach leiden hierauf die Vorschriften des §. 6 keine Anwendung und gentlgt es, 
wenn solche Leichen in dicht yerschlossenen Kisten yerwahrt werden. 

§. 9. Bei Aasstellang yon Leichenpässen fttr Leichentransporte, welche 
nach dem Beichslande gehen, sind nasser den yorstehenden Bestimmnn^n aneh 
die yon dem Reiche mit aasländischen Regierungen hinsichtlich der Leichen¬ 
transporte abgeschlossenen Vereinbarungen za beachten. 

§. 10. Die Aasstellang yon Leichenpässen hat, soweit nicht infolge §. 9 
etwas anderes bedingt wird, durch die WohlfahrtspolizeibehOrde — Amtahanpt- 
mannschaft, Stadtrat des Sterbeortes oder — im Falle einer Wiederaosgrabnng 
— des seitherigen Bestattangsortes nach Massgabe des in der Anlage ent¬ 
haltenen Formalars za erfolgen. 

Hinsichtlich der in der Landesanstalt za Hubertosborg Verstorbenen 
steht dem Direktor die Aasstellang yon Leichenpässen zn. 

§. 11. Die yon den zuständigen Behörden oder Dienststellen des einen 
Bandesstaates ausgestellten Leichenpässe haben auch fttr den Eisenbahntrans¬ 
port yon Leichen in and durch das Gebiet jedes anderen Bandesstaates Giltig¬ 
keit (siehe §. 42, Punkt 4 der Eisenbabnyerkehrsordnang). Hinsichtlich der 
sonstigen Transporte besteht das durch die Verordnung yom 14. Jali 1856, 
Leichenpässe betreffend, yerOffentlichte üebereinkommen ttber die gegenseitige 
Anerkennung der yon den zaständigen Behörden des anderen Staates ausge¬ 
stellten Leichenpässe gegenttber den darin genannten deutschen Bundes¬ 
staaten fort. 

Fttr Leichentransporte, welche aus ansländischen Staaten kommen, kann 
die Aasstellang des Leichenpasses auch durch die Konsuln und diplomatischen 
Vertreter des Reichs, soweit sie yom Reichskanzler dazu ermächtigt sind, er¬ 
folgen; auch genügt, wenn mit den betreffenden Staaten yom Reiche eine Ver¬ 
einbarung wegen wechselseitiger Anerkennung der Leichenpässe abgeschlossen 
ist, die Beibringung eines der Vereinbarung entsprechenden Leichenpasses der 
danach zaständigen Behörde. In Ermangelung eines solchen Passes hat die 
Aasstellang des Leichenpasses durch diejenige hierzu befugte reichsinländisehe 
Behörde oder Dienststelle zu erfolgen, in deren Bezirk der Transport im Reichs¬ 
gebiete beginnt. 

Die hiernach zur Aasstellang der Leichenpässe zaständigen Behörden 
und Dienststellen werden yom Reichskanzler Öffentlich bekannt gemacht (siehe 
Zentralblatt fflr das Deutsche Reich 1900, S. 524 flg.). 

§. 12. Za jedem Leichenpasse ist in der Regel der geordnete Stempel 
yon 6 Hark zu yerwenden. 

Fttr die Ausstellung des Passes ist eine Gebühr yon 8 Mark, einschliess¬ 
lich des Schreiblohns, in Ansatz za bringen. 

In dazu, nach dem Ermessen der aasstellenden Behörde, besonders ange¬ 
tanen Fällen kann die Aasstellang des Leichenpasses Stempel- und kosten^! 
erfolgen. Der Schreiblohn ist diesfalls besonders zu yergttten. 

§. 13. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen in den §§. 1, 2, 4 
bis 6 and 8 sind mit einer Geldstrafe bis zu 150 Hark oder mit Haft za 
bestrafen. 

§. 14. Auf Leichentransporte, welche nicht auf eine grossere Bnt- 
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fernimg als 10 km erfolgen nnd weder mittele der Bieenbahn gesehehen, noeb 
in das Gebiet eines anderen Staates gerichtet sind, desgleichen anf Transporte 
nach dem Bestattnngsplatze des Sterbeortes, sowie anf Transporte, die sich 
nnr innerhalb eines Gemeindebesirks bewegen, leiden die Vorschriften dieser 
Verordnung keine Anwendung. 

Die Wohlfahrtspoliseibehörden kOnnen jedoch im einzelnen Falle auch 
bei Transporten auf geringere Entfernung als 10 km, insbesondere bei solchen 
innerhalb desselben Gemeindebezirks, Vorsichtsmassregeln der in den §§. 4 nnd 
5 bezeichneten Art anordnen, sofern solche wegen der Gefahr der Verbreitung 
▼on Krankheiten dringend erforderlich erscheinen. 

_Anlage. Leiohenpass. 

Die nach Vorschrift eingesargte Leiche de . . am . . ten . ^ . 19 . . 

zu.an (Todesursache) verstorbenen . . j&hrigen (Stand, Vor- und Zu¬ 
namen des Verstorbenen, bei Kindern Stand der Bltern) soll mittels. 

von.Uber.nach.zur Bestattung gebracht werden. 

Nachdem zu dieser Ueberftthrnng dem Begleiter der Leiche *) (Stand nnd Name) 
die Genehmigung erteilt worden ist, werden sämtliche Behörden, deren Bezirke 
durch diesen Leiehentransport berührt werden, ersucht, diesen ungehindert nnd 
ohne Aufenthalt weiter gehen zu lassen. 

.. den . . ten.19 . . 

..(Unterschrift.) 


I>. IXerzoc^um Antnalt. 

Impfverfahren. Verordnung der Herzogi. Begierung, Ab¬ 
teilung des Innern, vom 15. Juni 1908 an s&mtlicheHerren Impfärzte 
des Landes. 

Es ist uns bekannt geworden, dass ein Impfarzt das eben bei einem Kinde 
in Benutzung gewesene Impfmesser nochmals in die im Glasscbälchen befindliche 
Lynaphe eingetaucht bat, um an demselben Kinde die Impfung zu vollenden. 

Dies Verfahren entspricht nicht den in der Verordnung vom 7. Februar 
1900 (€lesetz 1080 §. 4) gegebenen Vorschriften, indem die HOgUchkeit vor¬ 
handen ist, dass durch das eben benutzte Messer Krankheitskeime in die noch 
zu benutzende Lymphe eingeffihrt werden können. 

Wenn die anf einem Messer vorhandene Lymphe zur Impfung eines 
Kindes nicht ansreieht, so ist zur Vollendung der Impöing ein zweites Messer 
zu benutzen. 


ES. Heirzog^nm Saolisexi - Meiningfen. 

Verkehr mit Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken. Erlass 
des Herzogi. Staatsministerinms, Abteilung des Innern, vom 
16. August 1903. 

Zur Begelnng des Verkehrs mit Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken 
wird in Gemässheit einer bei Abwesenheit Seiner Hoheit des Herzogs kraft 
erhaltener Vollmacht vom Herzoglichen Staatsministerinm gefassten Bnt- 
sehliessnng folgendes bestimmt: 

§. 1. Wer Arzneimittel, welche dem freien Verkehr überlassen nnd zur 
Heilung oder Verhütung von Krankheiten der Menschen oder Tiere bestimmt 
sind, gewerbsmässig feilhalten oder verkaufen will, hat gemäss §. 36 der Ge¬ 
werbeordnung Anzeige zu erstatten. Die Anzeige hat in den Städten bei dem 
Magistrat oder Bürgermeisteramt, in den Landorten bei dem Landrat zu er¬ 
folgen. In der Anzeige sind die Bäume, in welchen die Arzneimittel anfbe- 
wahrt oder feilgehalten oder verkauft werden sollen, zu bezeichnen. Jeder 
^ätere Wechsel, sowie jede etwaige Zuziehung anderer Bäume zur Benutzung 
im Gewerbebetriebe ist gleichfalls anzuzeigen. Auch die Aufstellung von so¬ 
genannten Drogenschränken ist genau anzugeben. 

§. 2. Sämtliche Gelasse, in denen die Arzneimittel anfbewahrt oder 
feilgehalten oder verkauft werden, müssen reinlich gehalten, genügend ge- 
räT^nig, hell, trocken nnd gut lüftbar sein. Die Aufbewahrung oder Feilhaltnng 


0 Im Falle des §. 2, Ahsatz 4 sind die Worte: „dem Begleiter der Leiche* 
zu streioheB. 
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der Anneimittel in anderen Bäumen als den nach §. 1 der Behörde beaeioh- 
neten ist Terboten. 

§. 3. Die Arzneimittel sind sowohl in den Verkanft* als in den Vorrats* 
räamen in dichten festen Behältern mit gat sohliessenden Deckeln oder Stöpseln 
anfznbewahren. Die Anfbewahrnng in Säcken oder Papierbenteln ist rerboten. 
Die Schiebiaden, in welchen die Arzneimittel lose liegen, mflssen entweder mit 
dicht schliessenden Stanbdeckeln Tersehen sein oder in vollen Ffillnngen laufen. 
Jeder Behälter darf nur einerlei Waare enthalten, ln Fächer geteUte Sehieb- 
laden fttr verschiedene Arzneimittel sind nicht zulässig. 

§. 4. Die Behälter, in welchen die einzelnen Arzneimittel anfbewahrt 
werden, sind derart ttbersichtlich geordnet and getrennt von den Übrigen 
Waren aufzustellen, dass jede Verwechselung oder Vermischung der giftigen, 
stark wirkenden und übrigen Arzneimittel unter einander oder mit anderen 
Gegenständen, insbesondere mit Nahrnngs- und Genussmitteln, ausgeschlossen 
ist. Jeder Behälter ist auf seiner Aussenseite mit einer dem Inhalte ent¬ 
sprechenden deutschen Bezeichnung in deutlicher und dauerhafter schwarzer 
Schrift auf weissem Grund zu versehen. Neben dem deutschen Namen ist die 
lateinische Bezeichnung in gleicher ScbriftgrOsse zulässig. Die Behälter and 
Umhüllungen für Tierheilmittel müssen die deutliche und dauerhafte Aubchrift: 
,Nur für Tiere“ tragen. 

§. 6. Die Behälter (Gläser^ Schachteln, PapieramhttUnngen nsw.), in 
welchen die Arzneimittel abgegeben werden, sind mit der entsprechenden Be¬ 
zeichnung nach Massgabe des §. 4, Abs. 2 und 8, sowie mit der Firma des 
Verkäufers zu versehen. 

§. 6. Die zum Ab wägen und Abmessen der Arzneimittel oder zu sonstigen 
Hantierungen mit denselben erforderlichen Gerätschaften (Wagen, Löffel nsw.) 
sind stets reinlich und in guter Beschaffenheit za erhalten and dürfen nur für 
diese Zwecke verwendet werden. 

§. 7. Die Arzneimittel müssen den Anforderungen an handelsgnte Ware 
entsprechen. Sie dürfen nur in brauchbarem, unverdorbenem, unverfälschtem 
und nicht verunreinigtem Zustande feilgehalten und abgegeben werden. 

§. 8. In den Verkaufsräumen ist ein alphabetisches Verzeichnis dre 
feilgehaltenen Arzneimittel aufzulegen. 

§. 9. Titel und Bezeichnungen, welche zu der Annahme führen können 
dass es sich um einen Apothekenbetrieb handle, dürfen im Geschäfts* 
betrieb nicht gebraucht werden, insbesondere dürfen die dort geführten Waren 
als Apotheker waren nicht bezeichnet werden. 

§. 10. In Bezug auf den Handel mit Giften und giftigen Farben sind 
die Vorschriften über den Verkehr mit Giften zu beachten. 

§. 11. Auf Grosshandelsgeschäfte, welche Arzneimittel nur an Wieder- 
Verkäufer oder an staatliche üntersuchungs- oder Lehranstalten abgeben, finden 
vorstehende Bestimmungen — unbeschadet dessen, was über den Verkehr mit 
Giften bestimmt ist — keine Anwendung. 

§. 12. Zuwiderhandlungen werden, soweit nicht nach anderen Bestim¬ 
mungen eine höhere Strafe verwirkt ist, gemäss §. 367, Ziff. 5 des Strafgesetz¬ 
buchs mit Geldstrafe bis zu 150 M. oder mit Haft bestraft. Daneben bleibt 
die Untersagung des Gewerbebetriebes gemäss §. 36 der Gew.*Ordn.Vorbehalten. 

§. 18. Dieses Aussohreiben tritt am 1. September d. J. in Kraft. In 
bereits bestehenden Betrieben, deren Eröffnung vor dem 1. September d. J. 
gemäss §. 85 der Gewerbeordnung angezeigt ist, sind die im §. 4, Abs. 2 vor- 
gesohriebenen Bezeichnungen längstens bin zum 1. Oktober 1904 herzustellen. 


Abänderung der Gebührenordnung. Erlass des Hersogl. Staats¬ 
ministeriums, Abt. des Innern, vom 18. April 1908. 

Um hervorgetretenen Zweifeln zu begegnen, erhält Ziffer 12 Satz 1 und 2 
unseres Ausschreibens vom 14. Härz 1897 Band 11 Seite 101 folgende Fassung: 

Fahrkosten können nur berechnet werden, wenn der Kranke mindestsos 
2 km von der Wohnung des Arztes entfernt ist. Für Fahrkosten ist nur dei; 
wirkliche Aufwand oder, falls eignes Geschirr benutzt wird, die ortsübliche 
Geschirrmiete in Ansatz zu bringen; letztere kann auch bei Benutzung von 
Fahrrädern, Automobilen oder sonstigen Fahrzeugen berechnet werden. 

VerantwortL Bedakteur: Dr.Bapmund, Beg.-n. Geh.Med.-Bat in MindemLW. 

J. 0. 0. Brau, H. 8. a. V. Hot-Bi«hdrukaNl ta Iflaa—. 
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Medizinal - Seeetzgebung. 

A.. l>eii.t«olie0 Reiolu 

Massnahmen zur Bekämpfung des Typhus. Ausgearbeitet im Kaiser¬ 
lichen Beiohsgesundheitsamte, und durch Enndschreiben des Präsidenten 
des Kaiserlichen Gesundheitsamts vom 26. Juni 1903 sämtlichen 
Regierungen der einzelnen Bundesstaaten zur weiteren Veranlassung mitgeteilt. 

Nachdem im Reicbshanshaltsetat fttr das Jahr 1903 die Summe von 150000 M. 
fär die Förderung der Bekämpfung des Typhus im Sinne der dem Etatsent- 
wnrf beigefOgten Denkschrift ansgeworfen worden sind, hat es sich zur Er¬ 
reichung tunlichster Einheitlichkeit bei dem vereinbarten sdiärferen Vorgehen 
gegen den Typhus in den in Betracht kommenden westlichen Gebietsteilen von 
Prenssen, Bayern und Oldenburg, sowie in Eisass • Lothringen als erwttnscht 
erwiesen, die Hanptgesichtspnnkte genauer festznstellen. 

Es sind deshalb Entwürfe 

1. einer Dienstanweisung fttr die zur Typhusbekämpfung eingerichteten 
üntersuchungsämter; 

2. von allgemeinen Leitsätzen fttr die Verwaltungsbehörden bei der Bekäm¬ 
pfung des Typhus (Unterleibstyphus) 

im Kaiserlichen Gesundheitsamte ansgearbeitet, welche nach Beratung im 
Reichs-Gesundheitsrate die ans den Anlagen ersichtliche Fassung erhalten 
haben. Die Entwürfe (Anlagen A n. B.) sind den beteiligten Bundesregie¬ 
rungen durch den Reichskanzler übermittelt worden, um in geeigneter Weise 
bei Erlass der einzelstaatlichen Vorschriften verwertet zu werden. 

Bei der Anfstellnng der Entwürfe ist von dem Grundsätze ansgegangen, 
die vom gesundheitlichen Standpunkte ans als notwendig zu erachtenden Mass¬ 
nahmen durch die gebietende Form des Wortlautes zum Ausdruck zu bringen 
und es dem Ermessen der Einzelregierungen zu überlassen, inwieweit es mög¬ 
lich sein wird, diese Massnahmen auf Grund der den Behörden hierfür zuste- 
henden landesrechtlichen Befugnisse oder durch Erzielung des Einverständnisses 
der im Einzelfalle von den Massnahmen betroffenen Personen dnrchzufttbren 

Anlage A. 

Entwarf einer Dienetnnweienng für die zur Typhnebekämpfang 
eingerichteten üntemnohnngs&mter. 

1. Jedes zur Typhusbekämpfung eingerichtete Untersnchnngsamt hat das 
von Behörden oder Aerzten seines Bezirks eingesandte typbnsverdäcbtige Unter- 
snchnngsmaterial nach Massgabe der „Anleitung fttr die bakteriologische Fest¬ 
stellung des Typhus (Anlage 1) zu untersuchen. 

2. Das üntersuchungsergebnis ist in allen Fällen dem Einsender des 
Untersnchnngsmateriales unverzttglich mitznteilen. 

Ist durch die Untersuchung Typhus festgestellt, so ist ausserdem auch 
die fttr den Wohnort oder Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterbeort 
zuständige Polizeibehörde zu benachrichtigen. 

3. In jedem Untersuohungsamte sind die eingegangenen Typhus - Melde¬ 
karten (vgl. Anweisung, Ziff. 5) mit laufenden Nummern zu versehen und nach 
der zeitlichen Aufeinanderfolge der Fälle geordnet aufzubewahren; ferner sind 
die in Anlage 2 anfgeftthrten Listen und Bttcher zu fttbren. 

4. Soweit der Leiter eines Untersuchungsamtes nach den eingelaufenen 
Meldekarten es fttr erforderlich erachtet, zur Feststellung der Ausdehnung und 
des Ursprunges des Typhus in einer Ortschaft Ermittelungen, unter Umständen 
an Ort und Stelle, vorzunehmen, oder durch einen Arzt des Untersnehnngs- 
amtes vornehmen zu lassen, ist er dazu ermächtigt. Jedoch hat er über die 
an Ort uni Stelle vorznnehmenden Ermittelungen rechtzeitig der zuständigen 
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oberen Veiwaltnngebehörde, dem sostindigen beamteten Arzte und der anstän¬ 
digen Polizeibehörde Mitteilung zu machen. 

5. Hält der Leiter eines Untersnchnngsamtes die Binsendnng von ünter- 
soehnngsmaterial von Kranken oder anscheinend Gesunden ans einer Ortschaft 
für erforderlich, so bat er dies dem beamteten Arzte mitznteilen und mit ihm 
das Weitere zu yereinbaren. 

6. Bei den Ermittelungen ist namentlich festznsteilen, ob es sich handelt 

a) nm eingeschleppte Fälle, 

b) um eine Ansteckung durch Wasser, 

c) nm eine Ansteknng durch Nahrangsmittel (Molkereiersengnisse, Salat 
n. dergl), 

d) um eine Uebertragung von einem mit Typhus angesteckten Menschen 
(Familienepidemien, Hansepidemien), 

e) nm Örtliche Herde (endemischer Typhns, Typhnshänser). 

Za diesem Zweck haben sich die Nachforschungen oder Untersuchungen 
za erstrecken anf: 

a) Familienangehörige, ortsansässige Verwandte, Hausgenossen und 
Nachbaren der Erkrankten, Besuch yon ausserhalb; 

ß) die Bezagsqnelle der Nahrungsmittel (Sendungen yon ausserhalb) 
und des Trinkwassers; 

y) den Aufenthaltsort und die Arbeitsstätte der Erkrankten yor 
und während der Inkubationszeit; 

0) yorangegangene, aach scheinbar andersartige Erkrankungen bei 
Familienangehörigen, Haasgenossen oder im Orte. 

In dieser Beziehung sind zu prüfen die polizeilichen Meldelisten der 
Zagereisten, die Schalyersäamnislisten, die Ortskrankenkassenlisten, die standes¬ 
amtlichen Todesmeldangen; es sind Ermittelongen anznstellen über den Gesnnd- 
heitszastand der Mitglieder yon Arbeitsyerbänden und Knappschaften, der 
Kinder in Kleinkinderbewahranstalten, ferner über den Krankenbestand in 
Krankenhäasern. Hierüber sind za befragen Aerzte and andere geeignete 
Persönlichkeiten (Geistliche, Lehrer, Hebammen nsw.). 

Am besten mit Hülfe yon Einzeichnungen in einen Plan der Ortschaft 
ist za ermitteln die Örtliche Grupppierung der I^phusfäUe unter Berücksichtigung 
der seitlichen Verhältnisse. 

7. Die Leiter der Untersnchungsämter haben der zuständigen oberen 
Verwaltungsbehörde Ober das Ergebnis der angestellten Ermittelungen (Ziffer 4) 
alsbald Mitteilung zu machen and Vorschläge über die für erforderlich er¬ 
achteten Massnahmen za erstatten. 

8. Die Leiter der Untersnchongsämter sind yerpflichtet, auf Ersuchen 
der oberen Verwaltnngsbehörden ihres Bezirkes in den anf die Bekämpfung 
des Typhus bezüglichen Fragen Bat zu erteilen. Etwa zu diesem Zweck erforder¬ 
liche weitere Erhebungen sind im Einyemebmen mit der zuständigen oberen 
Verwaltungsbehörde anznstellen. 

9. Unter Umständen kann es erforderlich werden, ein Zweiglaboratorinm 
für kürzere oder längere Zeit an einem Orte za errichten. Der Leiter des¬ 
jenigen Untersnchnngsamtes, in dessen Bezirk ein solches Laboratorium ein¬ 
gerichtet werden soll, hat sich za diesem Zwecke mit dem Kaiserlichen Gesnnd- 
heitsamte und mit der zuständigen oberen Verwaltungsbehörde in Verbindung 
zu setzen, sodann dem Zweiglaboratorinm seine Aafgaben znzuweisen und dessen 
Tätigkeit za überwachen. Das Zweiglaboratorinm untersteht dem Leiter des 
Untersachangsamtes, za dessen Bezirk es gehOrt. 

10. Die Untersuchangsämter haben darch wiederholte Untersuchungen in 
geeigneten Zwischenränmen festznsteilen, ob in den Ausscheidungen der 
Typbaskranken and der mit Typhnsbazillen behafteten Personen in ihrem 
Bezirke die Ansteckangskeime des Typhns noch enthalten sind. 

Wegen der Einsendung des hierzu erforderlichen Untersuchnngsmateriales 
haben die Leiter der Untersnchungsämter mit den anständigen beamteten 
Aerzten das Weitere za yereinbaren. 

Das Ergebnis der Untersuchungen ist den beamteten Aerzten alsbald 
mitznteilen. 

11. Die Leiter der Untersnchungsämter haben unter einander stets in 
Fühlung za bleiben und Mitteilungen über wichtige Vorkommnisse anszntansohen. 
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Ist in den Besirk eines üntersnchnngsamtes ans einem anderen ein Typhnsfall 
eingeschleppt worden, so hat der Leiter des ersteren alsbald nach erlangter 
Kenntnis eine Mitteilung davon unter knrrer Angabe der nftheren Umstände 
an den Leiter des anderen ünteisuchangsamtes gelangen zu lassen. 

12. Die Leiter der Untersncbungsämter haben von allen wichtigen Vor¬ 
gängen, innerhalb ihres Bezirkes, insbesondere von der Aufflndung neuer Typhus- 
herde und von dem Gelingen der Unterdrückung der Krankheit an den be¬ 
fallenen Orten an die von der Landesregierung zu bezeichnende Stelle zu 
berichten. 

Ausserdem sind von ihnen in 8 monatlichen Zwischenräumen Berichte 
über die Tätigkeit des Untersuchungsamtes und seiner Zweiglaboratorien sowie 
über die im Laufe dieser Zeit gemachten widitigen Wahrnehmungen und Er¬ 
fahrungen an die gleiche Stelle einzureiehen. 

Anlage 1 der Dienstanweisung. 

Anleltang fir die bakterlologlsolie Feststellung des Typhus. 

I. Zar Untereuohung geeignetee Material. 

1. Stuhlgang (in der Menge von 50 bis 100 ccm; bei geformten 
Fäses in einer der Grösse einer Walhiass entsprechenden Menge); 

2. Harn (soviel erhältlich, bis zu V* 1); 

8. Blut aus Boseolaflecken (gewonnen durch oberflächliche 
Skariflkation der Flecken); 

4. Auswarf; 

5. eitrige Absonderungen oder entzündliche Ausschwitzungen 
jeder Art; 

6. Blut (a. durch Punktion der Armvene in der Menge von 2 bis 8 ccm, 
b. durch Stich in das Ohrläppchen gewonnen); 

7. Beschmutzte Wäschestücke (u. a. Windeln) namentlich bei 
heftigen Durchfällen; 

8. Von Leichen dicht oberhalb der lleocoecalklappe entnommene 
Darmschlingen oder Darminhalt, Milsstückchen, Gekrösdrüsen, Galle, Inhalt 
von Eiterherden, Lungenstückchen, Inhalt der LuftrOhrenäste; 

9. Wasser aus Brunnen (nach vorherigem Anfrühren des Grandes in 
der Menge von 8 bis 5 1 zu entnehmen). 

II. Gang der Unternuoliang. 

A. Kultur. 

1. Zu I. 1. 4. 5. 7. 8. Anlegung von mindestens 2 Serien Platten auf 
von Drigalski-Conradischem Nährboden (vgl. Anhang), Züchtung bei 
87** 18 bis 24 Stunden lang. 

2. Zu I. 2. Untersuchung wie bei ü. 1. Zur Aussaat wird der durch 
Zentrifugieren gewonnene Bodensatz benutzt 

8. Zu I. 8. und I. 6 a. Aussaat in schwach alkalischer Fleischwasser¬ 
peptonbrühe, bei 3. in Böhrchen mit etwa 10 com Brühe, bei 6 a im Kolben 
mit etwa 150 com Brühe. Züchtung bei 87*^; nach etwa 20 Standen Aussaat 
auf Platten wie unter II. 1. 

4. Zu I. 9. Das zu untersuchende Wasser wird in einen oder mehrere 
hohe Messsylinder von je 2 1 Bauminbalt gegossen. Zu je 2 Liter Wasser 
werden 20 ccm einer sterilisierten 7,75 prozentigen Lösung von Natrium- 
hyposulfit (Natrium thiosulfurionm des Arzneibuches für das Deutsche Beich) in 
Wasser hinzngefttgt und gut gemischt. Darauf werden 20 ccm einer sterilisierten 
10 prozentigen Lösung von Bleinitrat in Wasser hinzugesetzt. Der entstehende 
Niederschlag wird entweder durch Zentrifugieren oder durch Stehenlassen 
während 18 bis 24 Standen und Abgiessen der überstehenden Flüssigkeitsschicht 
gewonnen. Zu dem Bodensatz werden 14 ccm einer sterilisierten 100 prozentigen 
Lösung von Natriumhyposnlfit (Natrium thiosnlfuricum des Arzneibuches für 
das Deutsche Beich) in Wasser hinzugefügt, gut geschüttelt und die Fiüssig- 
keit in ein steriles Böhrchen gegossen, bis sich die nicht löslichen Bestandteile 
zu Boden gesenkt haben. Von der klaren Lösung werden je 0,2 bis 0,5 ccm 
wie unter II. 1 zu Platten verarbeitet. 

Die auf den in der beschriebenen Weise angelegten Platten gewachsenen 
Kolonien werden zunächst durch Betrachtung mit dem unbewaflheten Auge bei 
Tagesbelenchtung auf Grösse, Farbe und Durchsichtigkeit geprüft. Die auf 
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Typhnsbaiillen verdächtigen Kolonien (klein, darehscheinend, von bUnvioletter 
Farbe) werden sodann anf dem Deokglase aaf ihr Verhalten gegenüber stark 
agglntinierenden Typhasserom makroskopisch geprüft nnd Reinknltnren von 
einer Ansabl derselben anf schräg erstarrtem «Ikalischen Fleischwasserpepton¬ 
agar angelegt. 

Zar genaueren Bestimmung einer auf die beschriebene Weise gezüchteten 
Beinkultar dient 

a) Prülang aaf Gestalt n. Beweglichkeit, e) Züchtong auf Gelatineplatten, 

b) Züchtung aaf Neatralrotagar, i) die Agglatinationsprobe (s. B. 1), 

c) y, in Lackmusmolke, g) der Pfeiffersche Versuclt (s. C). 

d) , anf Kartoffeln, 

Von jeder festgestellten Typhoskultar ist mindestens eine höchstens 
20stündige Beinkaltur aaf schräg erstarrtem alkalischen Fleischwasserpepton- 
agar durch Zaschmelzen des Böhrchens laftdicht za verschliessen und für die 
spätere Nachprüfung, vor Licht geschützt, bei Zimmertemperatnr aafzabewahren. 

B. Agglatinationsprobe. 

1. Zur Bestimmnng einer verdächtigen Kolonie oder einer 

Beinkaltnr. 

a) Im hängenden Tropfen (in 0,8prosentiger Kochsalzlösung) bei 
schwacher VergrOssemng. Bs mass mit dem spezifischen Seram in zwei ver¬ 
schiedenen Konzentrationen sofort, spätetens aber während eines 20 Minaten 
langen Verweilens im Brutschrank bei 87 ^ deatliche Häafchenbildang eintreten. 

b) Quantitative Bestimmung der Agglutinierbarkeit. Hit 
dem Testserum werden durch Vermischen mit 0,8 prozentiger (behufs völliger 
Klärung zweimal durch gehärtete Filter filtrierter) Kochsalzlösung Verdünnungen 
im Verhältnis von 1: 60, 1:100, 1: 600, 1:1000 nnd 1: 2000 hergestellt. 
Von diesen Verdünnungen wird je 1 com in Beagensröhrchen gegeben, nnd je 
eine Oese der zu prüfenden nicht mehr als 24 Stunden alten Agar-Kultur 
darin verrieben und durch Schütteln gleichmässig verteilt. Nach spätestens 
dreistündigem Verweilen im Brutschrank bei 37 werden die Böhrchen herans- 
genommen nnd besichtigt, und zwar am besten so, dass man sie schräg hält 
nnd von unten nach oben mit dem von der Zimmerdecke reflektierten Tages¬ 
licht bei schwacher Lopenvergröesemng betrachtet. Der Ausfall des Versuchs 
ist nur dann als positiv anznsehen, wenn unzweifelhafte Häufchenbildnng 
(Agglutination) erfolgt ist. 

Bei jeder Untersuchung müssen KontroUversnche angesteUt werden, 
und zwar: 

1. mit derselben Kultur nnd mit der Verdünnnngsflüssigkeit; 

2. mit einer bekannten Typhnsknltnr von gleichem Alter wie die zu 
untersuchende Kultur, nnd mit dem Testsernm. 

2. Zur Prüfung des Serams eines verdächtigen Menschen. 

a) Blutentnahme: Sie erfolgt am besten durch Einstich in das Ohr¬ 
läppchen mit einem gedeckten Stecher in Hülse, im Nptfall auch mit einer 
neuen Stahlfeder, deren spitzer Teil zur Hälfte abgebrochen ist, oder mit einer 
Stecknadel. 

Die Lanzette des Stechers wird so weit heransgeschraubt, dass sie bei 
Druck auf ihren Knopf mindestens 8 mm weit (bei blutarmen Personen ein 
wenig mehr) aus der Hülse heraussteht. 

Das tropfenweise herausgedrückte Blut wird in Kapillaren von 6 bis 
8 cm Länge, 2 mm lichter Weite, deren abgeschmolzene spitze Enden vorher 
abgebrochen sind, aufgesogen. 

In die schräg nach unten gehaltene Kapillare muss das Blut schnell ein¬ 
treten. Geschieht das nicht, so ist bereits Gerinnung erfolgt; man bat dann 
sogleich ein frisches Böhrchen zu nehmen. 

Die Füllung der Kapillare muss mindestens bis zur Hälfte geschehen. 

Die Anfertigung der Kapillaren geschieht aus dünnen, 2 mm oder 
etwas weiteren Barometerröhren über dem Bunsenbrenner oder einer hoch¬ 
brennenden Spiritusflamme. Die Glasröhren sind bei jedem Optiker, Proben 
der Kapillaren ans den üntersucbungsstationen Trier, Saarbrücken oder Metz 
zu beziehen. 

Das Zuschmelzen mit Blot gefüllter Kapillaren hat stets mit Siegel¬ 
lack oder Wachs, nie über der Flamme zu gescbeben. 
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b) Gawinnnng und Verwendnng des Serams: Naeh einigen 
Standen, im Bissehrank schon naeh 1 Stande, hat sieh das Serom klar abgesetst. 

Bricht man die Enden der Kapillare so weit ab, dass an dem einen das 
ansfliessende Semm keine Verengemng des ROhrehens mehr zn passieren hat, 
so erhftlt man ein klares Semm, fast ohne Beimengung von BlntkOrperehen. 

Andernfalls wird zweckmässig zentrifugiert. 

Mit steriler 0,8prozent. Kochsalzlösung wird das mit einer 1,0 ccm 
Pipette mit ^lioo Teilang abgemessene Semm auf das 50 fache TerdOnnt. Er¬ 
gibt diese Verdflnnang weniger als 2 ccm, so wird die Probe anf Agglutination 
auf dem Deckglase mit ihr angesetzt; andernfalls mit je bis 1 ccm im 
dtlnnen Beagensglas. 

Mikroskopische Agglntinationsprobe: In je einem anf das 
Deckglas gebrachten Tropfen der VerdOnnnng 1 : 60, sowie einer ans dieser 
bereiteten Verdflnnnng von 1 : 100 wird sowohl von einer Typhnsknltnr*) 
wie einer Typhoidknltnr*) („Paratyphns") eine Nadelspitze so weit ver¬ 
rieben, dass man mit blossem Ange eben eine Trfibnng sieht; die Platinnadel 
wird dann abgebrannt nnd der Tropfen gleichmässig weiter verrieben. 

Anf dem hohlen Objektträger mnss das Deckglas durch den Vaselin- 
rand luftdicht abgeschlossen sein. 

Makroskopische Agglutinationsprobe: Das ttbrige Semm 
wird durch Zusatz einer gleichen Menge 0,8prozent. Kochsalzlösung anf 1:100 
verdttnnt und mit beiden Kulturen auf Agglutinationsfthigkeit im Beagens¬ 
glas geprtlft. 

Auf je 1 ccm Serumverdtlnnang wird 1 NormalOee (2 mg) der Kultur an 
der Wand des Röhrchens sorgRUtig verrieben. 

Die angesetzten Proben bleiben entweder 3 Standen bei 37 oder vom 
Abend bis zum nächsten Morgen bei Zimmertemperatur stehen. 

e) Prüfung der Reaktion: Die Agglutination, auch bei makro¬ 
skopisch (im Beagensglas) angesetzten Proben, ist stets durch das Mikroskop 
zu kontrollieren; ganz besonders, wenn dem Serum Blutkörperchen beigemengt 
waren. 

Die anf dem Deckglas angesetste Probe 1: 60 hat nur orientieren¬ 
den Wert. 

Sind in jedem Gesichtsfeld reichlich Häufchen, auch nur 
aus 6 bis 7 Bazillen bestehend, bei einem orsprfinglich nur einzelne Bakterien 
enthaltenden Präparat enthalten, selbst neben hoch vereinzelt liegenden Bak¬ 
terien, so ist die Reaktion als positiv zn bezeichnen. 

Ist nnr die Probe 1 : 50, nicht aber diejenige 1:100 positiv, so ist die 
Einsendung neuer Blutproben nach einigen Tagen zu veranlassen und der Fall 
so lange als verdächtig anzusehen. — 

Ist nur die mit dem Typhoidbazillus (B. paratyphi.) angesetzte Probe 
positiv, so ist ein Fall von „Typhoid" (Paratyphus) zu vermuten, aber noch 
nicht bewiesen. 

0. Ffeiffersoher Yeraaoh. 

Das hierzu verwendete Serum muss möglichst hochwertig sein. 

Zar Ausführang des Pfeifferschen Versnchs sind 4 Meerschweinchen von 
je 200 g Gewicht erforderlich. 

Tier A erhält das fünffache Multiplum der Titerdoeis des Serums. 

Tier B erhält das zehnfache Multiplum der Titerdosis des Serums. 

Tier C dient als Kontrolltier und erhält das fttnfzigfache Multiplum der 
Titerdosis von normalem Serum derselben Tierart, von welcher das bei Tier A und 
B benntzte Sernm stammt. 

Sämtliche Tiere erhalten diese Semmdosen gemischt mit je einer Oese 
der zu untersuchenden, 18 Stunden bei 87* auf Agar gezüchteten Kultnr in 
1 ccm Fleischbrühe (nicht in Kochsalz- oder PeptonlOsong) in die Bauchhöhle 
eingespritzt. 

Tier D erhält nur Oese Kultur intraperitoneal, um zu erfahren, ob 
die Kultur für Meerschweinchen virulent ist. 

Zur Injektion benützt man eine Kanüle mit abgstumpfter Spitze. Die 
Injektion in die Bauchhöhle geschieht nach Dnrchschneidang der äusseren Haut; 
es kann dann mit Leichtigkeit die Kanüle in den Bauehraum eingestossen 


') Die Knltnren sollen nicht älter als 48 Standen sein. 
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werden. Die Entnahme des Peritonealexsndats znr mikroskopischen ünter* 
snohnng im hftngenden Tropfen erfolgt Termittelst Olaskapillaren gleichfalls 
an dieser Stelle. Die Betraohtnng des Bxsndats geschieht im hängenden 
Tropfen hei starker Vergrhssernng, nnd zwar 20 Hinnteu, 1 Stunde nnd 2 
Standen nach der Injektion. 

Bei Tier A nnd B muss spätestens nach 2 Standen typische Eörnchen- 
hildnng hezw. Anflösnng der Batillen erfolgt sein, während hei Tier C nnd D 
eine grosse Menge lebhaft beweglicher nnd in ihrer Form gnt erhaltener Ba> 
nillen Torhanden sein mnss. Damit ist die Diagnose gesichert. 

m. Beurteilung den Befunden. 

Eine vorlänfige Diagnose anf Typhus kann gestellt werden hei cbarak* 
teristischer Beschaffenheit der Kolonien anf dem t. Drigalski - Conradischen 
Nähragar (s. Anhang) und positiTem Ausfall der Agglntinationsprobe im hän* 
genden Tropfen (II B la). 

Derartige Fälle sind unter Vorbehalt sofort als Typhus zu melden. Znr 
endgültigen Feststellung des Typhus ist der positive Ausfall der sämtlichen 
unter IIA und B angeführten Proben ausreichend; bestehen nach Vornahme 
dieser Proben nooh Zweifel über die Art der gezüchteten Bakterien, so ist der 
Pfeiffersehe Versnob (ü C) vorsnnehmen. 


Anhang. 

Herstellnng des Nährbodens zom Nachweis der Typhnsbazlllen 
naoh V. Drigalski nnd Oonradl. 

Berechnet anf 2 Liter. 

I. Bereitung des Agar. 

8 Pfund fettfreies Pferdefleisch werden fein gehackt, mit 2 1 Wasser 
tthergossen nnd bis zum nächsten Tage stehen gelassen (im Bisscbrank). 

Das Fleisehwasser wird sodann — am besten mit einer Fleisch¬ 
presse — abgepresst und nach Zusatz von 

1 o/o = 20,0 g Pepton, sicc. Witte 
1 ®/o = 20,0 g Nutrose 
0,6**/o = 10,0 g Kochsalz 
1 Stande lang gekocht. 

Diese Blühe wird durch Leinwand filtriert und mit 3 o/o = 60,0 g Agar 
(zerkleinerter Stangen-Agar) während 8 Standen im Dampftopf gekocht, darauf 
durch Sand (Bohrbeeksohes Sandfilter) oder Leinwand') im Dampftopf filtriert, 
n. Milchzucker-lisckmuslösung. 

800,0 ccm (15“/o) LackmuslOsung von Kahlbanm-Berlin werden 10 
Minuten lang gekocht, darauf 80,0 g Milchzucker hinzugefügt nnd 

abermals 15 Minuten lang gekocht. 

III. Mischung. 

Die heisse Milchzucker-Lackmuslüsung (11) wird zu der heissen Agar¬ 
masse (I) zugesetzt und die rot gewordene Mischung mit 10 "/o Sodalösung bis 
zur schwach alkalischen Reaktion alkalisiert. 

Die Alkalisierung geschieht am besten bei Tage mit dem in dem Nähr¬ 
boden enthaltenen Lackmus als Indikator. Die Faihenprüfung gelingt leicht 
in dem schräg geneigten Kolbenhals gegen einen weissen Untergrund. Abends 
Alkalisierung mit Hülfe von Phenolphtalöinpapier. 

Zu dem schwach alkalischen Nährboden werden 6,0 ccm einer sterilen 
warmen lOprozentigen Sodalösnng nnd 20,0 ccm einer frischen Lösung von 
0,1 g Kristallviolett 0 chemisch rein — Höchst — in 100,0 Aq. dest. steril.’) 
hinzugefügt. 

Der Nährboden wird in Mengen von etwa 2(X),0 ccm in Erlenmayersche 
Kölbchen abgefüllt und kann so wochenlang anfbewabrt werden. 


*) Bei Filtration durch Leinwand wird der Filtriertrichter zum Schutz 
gegen Verdünnung durch einfiiessendes Kondenswasser mit einem leichten über¬ 
greifenden Deckel bedeckt. 

*) Präparate anderer Fabriken sind nicht gleichartig verwendbar. 



Bechtspreohmtg und Medizinal-GeBOtzgebong. 


255 


Die Doppelschalen fttr die Herstellnng der Platten mllssen einen Dnrch* 
messer von 18 bis 20 cm haben. Platten dürfen nicht anfbewahrt, sondern 
müssen stets frisch gegossen werden. 

Der Oberflächenansstrich geschieht mit Hülfe des ▼. Drigalskischen Glas¬ 
spatels, nachdem der Stuhlgang mit steriler 0,8 prozentiger Kochsalzlösnng 
verdünnt und verrieben ist. 

Als erste (Original-) Platte wird eine gewöhnliche Petrischale, als 2. und 
8. je eine der grossen Doppelschalen verwendet. 

Von jeder Stuhlprobe werden zweckmSssig 2 Plattenserien angelegt. 

Anlage 2 der Dienstanweisunu. 


Yerselohnln der im tTnternuolinngeamte su führenden 
Liinten und Bücher. 

1. Meldnngsbnch nach Muster a. 

2. Jounalbueh nach Muster b. 

3. Hauptbuch über alle ausgefflhrten Untersuchungen mit alphabetischem 
Register. 

5. Beisejonrnal, enthaltend kurze Aufzeichnungen über die an Ort und 
Stelle vorgenommenen Ermittelungen nach Muster c. 

6. üebersichtsverzeichnisse der im Bezirk gemeldeten und ermittelten 
Fälle nach Wochen. Muster d. 

7. Akten über Schriftverkehr bezüglich Typhusuntersuchungen. 

8. Akten über dienstlichen Schriftverkehr. 

9. Inventarverzeichnis. 

Muster a. 


Vorname 

und 

Familien- 

name 




^ ^ Bemerkungen 

(namentlich auch, ob Be- 
^ g Ziehung zu anderen bereits 
^ ^ gemeldeten Fällen und wel- 
oben vorhanden sind) 


Jonrnalbuch. 


Muster b. 



Anmerkung. Bei positivem Blntbefnnd ist durch T. und P. an- 
zugeben, wie sich Typbns und Paratyphnsbazillen verhalten haben, gleichzeitig 
die Hohe des AgglntinationsvermOgens, z. B.: 

T. 1 : 500 -f, P. 1 ; 100 +. 

Positiver Bazillenbefnnd ist rot, positiver Blntbefnnd ist blau zu 
unterstreichen. 


Ortschaft: 


E. = Erwachsene Muster e. 

K. = Kinder 
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Anlage B. 

Entwarf TTon allgemeinen Leitsätzen fOr die Verwaltungsbehörden 
bei der Bekämpfhng des Typhös (Unterleibstsrphns). 
Omndsätze fflr die Bekämpfdog des Typhus (Unterlelhstyphns). 

I. Anselgeeretattang. 

1. Es ist dafür Sorge an tragen, dass jede Erkrankung und jeder Todes* 
fall an Typhns (ünterleibstyphns), sowie jede Erkrankung und jeder Todesfall 
an einer typhusrerdächtigen Krankheit der für den Aufenthaltsort des Er¬ 
krankten oder den Sterbeort anst&ndigen Polizeibehörde nnyerstiglich mündlich 
oder schriftlich angezeigt wird. Wechselt der Erkrankte den Aufenthaltsort, 
so empfiehlt es sich, dies bei der Polizeibehörde des bisherigen und des neuen 
Aufenthaltsortes zur Anzeige zu bringen. Die Polizeibehörden haben Ton Zeit 
zu Zeit durch öffentliche Bekanntmachung auf die bestehende Anzeigepflieht 
hinsuweisen. 

2. Es empfiehlt sieh, die praktischen Aerzte mit den beigefügten «Bat- 
soblügen für Aerzte bei Typhus und Bnhr“ (Anlage 1)’) zu versehen und das 
im Kaiserlichen Gesnndheitsamte bearbeitete „Typhus-Merkblatt (Anlage 2) in 
den von der Krankheit heimgesnchten Orten und Bezirken in geeigneter Weise 
zur Kenntnis der Bevölkerung zu bringen. 

3. Zur Erleichterung der Anzeigeerstattung empfiehlt es sich, die Be¬ 
nutzung unfrankierter Postkarten, welche auf der Vorderseite den Vermerk 
„Portopflichtige Dienstsache" tragen, tunlichst zu fördern. Zn diesem Behufe 
haben die Polizeibehörden einen entsprechenden Vorrat solcher Karten zu be- 
sdiaffen, mit einem Abdrucke ihres Dienstsiegels oder Dienststempels zu ver¬ 
sehen und unentgeltlich für die Benutzung zur Verfügung zu stellen, insbe¬ 
sondere an Aerzte, Krankenpfleger, Leichenschaner etc. zu verteilen. Die Post¬ 
karten sollen auf der Bückseite den ans Anlage 8 ersichtlichen Vordruck 
erhalten. 

4. Auf Grund der erhaltenen Anzeigen haben die Polizeibehörden über 
die sicher festgestellten TyphnsfUle Listen nach dem beigefügten Muster (An¬ 
lage 4) fortlaufend zu führen. 

II. Ermittelung der Krankheit. 

5. Die Polizeibehörde hat von jeder Erkrankung und jedem Todesfall 
an Typhus oder einer typhnsverdächtigen Krankheit, welche zu ihrer Kenntnis 
kommen, der zuständigen oberen Verwaltungsbehörde (nach dem in Anlage 3 
gegebenen Formnlar) sofort eine Anzeige zu erstatten und zu gleicher Zeit dem 
beamteten Arzte, sowie dem für die Tjrphnsbekümpfnng eingerichteten zu- 
stftndigen üntersnchnngsamt eine gleichartige Mitteilung zugehen zu lassen. 

6. Es empfiehlt sich, dass der beamtete Arzt, namentlich wenn es sieh 
um den ersten Fall in einer Ortschaft handelt, sofort nach erhaltener Mitteilung 
Ermittelungen über die Art, den Stand und die Ursache der Krankheit an Ort 
und Stelle, tunlichst unter Zuziehung des behandelnden Arztes, vornimmt und 
nachforscht, ob noch weitere verdächtige Fälle in der Umgebung des Kranken 
oder sonst im Orte vorhanden sind. Dabei ist nicht nur auf Erkrankungen des 
Darmes zu achten, sondern überhaupt auf länger dauernde Erkrankungen 
fieberhafter oder unbestimmter Art, sowie namentlich auf solche Krankheits- 
erscheinnngen, welche sieh erfahmngsgemäss häufig im Anschluss an einen 
überstandenen Typhus einstellen (Haarausfall, Erscheinungen von seiten des 
Zentralnervensystems, Eiterungen und dergl.). 

Unter Umständen sind die Geistlichen, Lehrer, Gemeindevorsteher und 
andere geeignete Persönlichkeiten (Briefboten, Polizeidiener, Desinfektoren und 
Hebammen) zu befragen, ob ihnen länger dauernde oder überhaupt verdächtige 
Erkrankungen bekannt geworden sind. 

Bei der Ermittelung über die Herkunft der Krankheit ist n. a. auch 
darauf Bedacht zu nehmen, dass Genesende oder anscheinend gesunde Menschen, 
namentlich Kinder, den Anstecknngsstoff des Typhus bei sich beherbergen und 
mit ihren Ausleerungen ausseheiden können. 

7. Dem beamteten Arzt ist, soweit er es zur Feststellung der Krankheit 
für erforderlich und olme Schädigung des Kranken für zulässig hält, der Zu- 


*) S. Beilage zu Nr. 18 der Zeitschrift, S. 227. 
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tritt zu dem Kranken oder zur Leiche und die Vornahme der m den Ermitte¬ 
lungen ttber die Krankheit erforderlichen üntersnchuDgen zu ermöglichen. 

Die zur Anzeige des Krankheits- oder Todesfalles (§. 1) verpflichteten 
Personen sind anzahalten, ttber alle fttr die Entstehung und den Verlanf der 
Krankheit wichtigen ümstftnde dem beamteten Arzte und der zuständigen 
Polizeibehörde auf Befragen Auskunft zu erteilen. 

8. Zur bakteriologischen endgilttgen Feststellung des Typhus hat der 
beamtete Arzt, wenn Zweifel ttber die Art der Krankheit bestehen, unverzttg- 
lich geeignetes üntersnchungsmaterial von dem Erkrankten unter Beachtung 
der Ratschläge zur Versendung typbusverdäcbtiger Untersuchungsobjekte (An¬ 
lage 1, Nr. 7) an die zuständige üntersuchnngsstation zu senden. Es ist er- 
wttnscbt, dass die üebersendnng bereits vor dem Eintreffen des beamteten 
Arztes durch den behandelnden Arzt erfolgt. 

Um die Einsendung von Üntersnchungsmaterial möglichst zu erleichtern, 
empflehlt es sich, den Aerzten geeignete Gläser in versandfertigem Zustande 
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 

9. Der beamtete Arzt hat der Polizeibehörde eine Erklärung darttber 
abzngeben, ob der Ausbruch der Krankheit festgestellt oder der Verdacht des 
Ausbruches begrttndet ist. 

Ist nach dem Gutachten des beamteten Arztes Typhus festgestellt, so 
hat die Poliseibehörde nnverzttglioh die zur Verhütung der Weiterverbreitung 
erforderlichen Massnahmen zu treffen. Es empfiehlt sieb, bei allen verdächtigen 
Erkrankungen, so lange nicht der Verdacht als unbegründet sich erwiesen hat, 
so zu verfahren, als ob es sich um wirkliche Typhnsfälie handelt. 

10. In besonderen Fällen, in welchen nach der Ansicht des Leiters des 
fttr die Typhusbekämpfung eingerichteten üntersuehungsamtes Ermittelungen 
an Ort und Stelle durch einen Sachverständigen des Üntersuehungsamtes er¬ 
forderlich sind, können solche stattfinden; jedoch hat der bezeiebnete Leiter 
ttber die vorzunehmende Ermittelung rechtzeitig der oberen Verwaltungsbehörde 
des Bezirkes, dem zuständigen beamteten Arzt und der zuständigen Polizei¬ 
behörde Mitteilung zu machen. 

Die Polizeibehörde hat dafür zu sorgen, dass diesen Sachverständigen 
bei den dafttr erforderlichen Besichtigungen von öffentlichen Einrichtungen oder 
von Wohnungen, Anstalten, Anlagen etc. jede Unterstützung zu teil wird. Auf 
Erfordern ist den Sachverständigen ein Polizeibeamter fttr die Besichtigungen 
beizngeben. 

Es empfiehlt sich, dass der beamtete Arzt sich bei solchen Besichtigungen, 
soweit sein Amtsbezirk betroffen wird, tunlichst beteiligt. 

III. Massregeln gegen die Weltenerbreitnng der Krankheit. 

11. Es empfiehlt sich, Typhuskranke, sowie krankheitsverdäebtige Per¬ 
sonen ohne Verzug abzusondern. 

Als krankheitsverdächtig sind, bis zwei in einwöchigem Zwischenraum 
vorgenommene bakteriologische Untersuchungen den Senehenverdaeht beseitigt 
haben, soiche Personen zu betrachten, welche unter Erscheinungen erkrankt 
sind, die den Ausbruch des Typhus befttrehten lassen. Anscheinend gesunde 
Personen, in deren Ausleerungen bei der bakteriologischen Untersuchung Typhus¬ 
erreger gefunden wurden, sind wie Kranke zu behandeln. 

12. Die Absonderung hat derart zu erfolgen, dass eine Verbreitung der 
SLrankheit tuniiehst ansgeschiossen ist. 

Ist die Absonderung in der Behausung des Kranken nicht in der er¬ 
forderlichen Weise zu ermöglichen, so ist darauf zu dringen, dass der Kranke 
in ein geeignetes Krankenhaus ttbergeftthrt wird. 

Dies gilt namentlich dann, wenn der Kranke in einem Gasthanse, einer 
Erziehnngs-, Pflege-, Gefangen- oder ähnlichen Anstalt, einem Schulgebäude, 
einer Milch-, Gemttse- oder anderen Lebensmittelbandlnng wohnt, oder wenn 
die Angehörigen des Kranken durch diesen besonders gefährdet sind (z. B. bei 
grosser Unreinlichkeit oder Ueberfttliung der Wohnung, Mangel an Pflege, Vor¬ 
handensein vieler Kinder). 

Die Absonderung von Typhuskranken hat zweckmässig so lange zu dauern, 
bis die Ausleerungen bei zwei in einwöchigem Zwischenraum vorgenommenen 
bakteriologischen Untersuchungen sieh als frei von Typhuserregem er¬ 
wiesen haben, 
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13. Bs empfiehlt aioh, anstecknngsTerdäohtige Personen, d. h. solche, hei 
welchen Erankheitsersoheinnngen zwar nicht Torliegen, jedoch die Besorgnis 
gerechtfertigt ist, dass sie den Krankheitsstoff des Typhus anfgenommen haben, 
einer Beobachtung zn nnterstellen, welche nicht länger als 8 Wochen, gerechnet 
▼om Tage der letzten Ansteoknngsgelegenheit, dauern soll. Die Beobachtung, 
welche in schonender Form und so, dass Belästigungen tunlichst vermieden 
werden, stattznfinden hat, wird in der Begel darauf beschränkt werden können, 
dass durch einen Arzt oder durch eine sonst geeignete Person von Zeit zn Zeit 
Erkundigungen tlber den Gesundheitszustand der betreffenden Person einge¬ 
zogen werden. 

Inwieweit ansteckungsverdächtige Personen bakteriologischen ünter- 
snchnngen zn unterziehen sind, unterliegt dem Ermessen des beamteten Arztes 
und des Leiters des üntersnchnngsamtes. 

Wechselt eine der Beobachtung unterstellte Person den Aufenthalt, so 
empfiehlt es sich, die Polizeibehörde des neuen Aufenthaltsortes behufs Fort¬ 
setzung der Beobachtung von der Sachlage in Kenntnis zn setzen. 

14. Behufs zuverlässiger Dnrchffihrung der Schutzmassregeln empfiehlt 
es sich, dass der beamtete Arzt ein Verzeichnis 

1. der an Typhus erkrankten Personen, 

2. der der Krankheit verdächtigen Personen, 

3. der anstecknngsverdächtigen Personen 
anfnimmt und alsbald der Polizeibehörde vorlegt. 

Eine Abschrift des Verzeichnisses ist seitens der Polizeibehörde dem zu¬ 
ständigen üntersuchnngsamt zn Übermitteln. 

15. Insoweit der beamtete Arzt es zur wirksamen Bekämpfung der 
Krankheit fflr unerlässlich erklärt, kann es erforderlich werden, die Gesunden 
aus der Wohnung zu entfernen und die Kranken, anstatt dass sie zur Absonde¬ 
rung in ein Krankenhaus oder in einen sonst geeigneten ünterkunftsranm ver¬ 
bracht werden, in der Wohnung zu belassen. Unter der gleichen Voraus¬ 
setzung kann sich ausnahmsweise sogar die Räumung des ganzen Hauses 
empfehlen, wenn in ihm aassersrewöhnlich ungünstige, der Erankheitsverbreitnng 
förderliche Zustände (Ueberfflllung, ünreinlichkeit und dergl.) herrschen. Den 
betroffenen Bewohnern ist anderweit geeignete Unterbinft unentgeltlich 
zu bieten. 

Es empfiehlt sich, Wohnungen oder Häuser, in denen an Typhus er¬ 
krankte Personen sich befinden, kenntlich zn machen. 

16. Zur Fortsohaffung von Kranken und Krankheitsverdächtigen sollen 
dem öffentlichen Verkehre dienende Beförderungsmittel (Droschken, Strassen- 
bahnwagen und dergl.) in der Regel nicht benutzt werden. 

Es ist Vorsorge zn treffen, dass Fahrzeuge und andere Beförderungs¬ 
mittel, welche zur Fortsohaffung von kranken oder krankheitsverdächtigen 
Personen gedient haben, alsbald und vor anderweitiger Benutzung desinfiziert 
werden. 

17. Personen, welche der Pflege und Wartung von Typhnskranken sich 
widmen, sind zur Beobachtung der von dem beamteteen Arzte für nötig be¬ 
fundenen Massnahmen gegen eine Weiterverbreitung der Krankheit anzuhalten. 

18. Die Leichen der an Typhus Gestorbenen sind tunlichst ohne vor¬ 
heriges Waschen und Umkleiden sofort in Tücher einzuhüllen, welche mit einer 
desinfizierenden Flüssigkeit getränkt sind. Sie sind alsdann in dichte Särge 
zu legen, welche am Boden mit einer reichlichen Schicht Sägemehl, Torfmull 
oder anderen aufsaugenden Stoffen bedeckt sind. 

Soll das Waschen der Leiche ausnahmsweise stattfinden, so darf es nur 
nnter den vom beamteten Arzt angeordneten Vorsichtsmassregeln und nur mit 
desinfizierenden Flüssigkeiten ausgeführt werden. 

Ist ein Leichenhaus vorhanden, so ist die eingesargte Leiche sobald als 
möglich dahin überznfflhren. In Ortschaften, in weli^en ein Leichenhans nicht 
besteht, ist dafür Sorge zu tragen, dass die eingesargte Leiche tunlichst in 
einem besonderen, abschliessbaren lUinme bis zur Beerdigung anfbewahrt wird. 

Die Ausstellung der Leiche im Sterbehanse oder im offenen Sarge ist 
zn vermeiden. 

Die Beerdign^ der Typhnsleichen ist tunlichst zu beschleunigen. Per¬ 
sonen, die bei der Einsargnng beschäftigt gewesen sind, ist die Einhaltung der 
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Toa dem beamteten Arate gegen eine Weitemrbreitnng der Krankheit fOr 
erforderlich erachteten Massregeln rar Pflicht an machen. 

19. Die PoHaeibehörde hat dem Hanshaltongsroratand nnd dem Pflege¬ 
personal anfznerlegen, dass die Ansscheidnngen des Kranken (Stnhlentleernngen, 
Harn, Answarf, eitrige Absonderangen), sowie die mit dem Kranken in Be- 
rllhrang gekommenen Gegenstände (Bett- and Leibwäsche, Kleidangsstfleke, 
Bss- and Trinkgeschirre, Wasch- and Badewasser etc.) während des Bestehens 
der Krankheit fortlaafend za desinflzieren sind. 

Bs ist dafür za sorgen, dass gerande Personen ihre Hände nnd sonstigen 
Körperteile, welche mit dem Kranken oder inflzierten Dingen (Ansscheidongen 
der Kranken, beschmntate Wäsche ete.) in Berflhrnng gekommen sind, des- 
inflaieren. 

Aosser dieser fortlaofenden Desinfektion ist nach der Verbringnng des 
Kranken in ein Krankenhans, nach der Genesang oder dem Ableben desselben 
eine Schlassdesinfektion vorzanehmen. Dieselbe hat sich anf die Aasscheidnngen 
des Kranken, sowie anf alle mit dem Kranken in Berührnng gekommenen 
Gegenstände za erstrecken. Ganz besondere Anfmerksamkeit ist der Desin¬ 
fektion infizierter Bäame, ferner der Betten and der Leibwäsche des Kranken 
oder Gestorbenen, sowie der bei der Wartang nnd Pflege des Kranken be- 
natzten Kleidangsstfleke znzawenden. Nach der Genesang ist aneh der Kranke 
selbst einer Desinfektion za unterziehen. 

Wohnungen, welche wegen Typhnsaosbraches geräumt worden sind, sind 
erst nach einer wirksamen Desinfektion zur Wiederbenntzong freizngeben. 

20. Die Desinfektionen sind nach Massgabe der ans der Anlage 5 ersicht¬ 
lichen Anweisung za bewirken. 

Ist die Desinfektion nicht ausführbar oder im Verhältnis zom Wert der 
Gegenstände za kostspielig, so kann die Vernichtang angeordnet werden. 

Alle Personen, welche vermöge ihrer Beschäftigung mit Typhnskranken, 
deren Gebraaebsgegenständen oder Ansleernngen, oder mit Typhasleichen in 
Berflhrnng kommen (Krankenwärter, Desinfektoren, Wäscherinnen, Leichen¬ 
frauen etc.) sind zur Befolgung des Desinfektionsanweisang anzohalten. 

21. Die zuständigen Behörden haben za erwägen, inwieweit Veran¬ 
staltungen, welche eine Ansammlung grösserer Ifensehenmengen mit sich bringen 
(Hessen, Märkte etc.), in solchen Ortschaften, in welchen der Typhus ansge¬ 
brochen ist, zu untersagen sind. 

22. Jngendliche Personen aus einer Behausung, in welcher ein Typhnsfall 
vorgekommen ist, müssen, solange nach dem Gutachten des beamteten Arztes 
eine Weiterverbreitang der Krankheit ans dieser Behausung zu befürchten ist, 
vom Schulbesuche ferngehalten werden. Bs ist ferner tunlichst darauf hinzu- 
wirken, dass der Verkehr derselben mit anderen Kindern, insbesondere auf 
öffentlichen Strassen und Plätzen, eingeschränkt wird. 

Wenn in einer Ortschaft der Typhus heftig auftritt, kann die Schliessung 
der Schalen erforderlich werden. Ereignet sich ein Typhusfall im Schulhause, 
so muss die Schule geschlossen werden, solange der Kranke sich darin befindet. 
Personen, welche der Ansteckung durch Typhus aasgesetzt gewesen sind, 
müssen auf die Dauer ihrer Ansteckungsgefahr von der Erteilung des Schul¬ 
unterrichts ausgeschlossen werden. 

Es kann sich empfehlen, Schulkinder, in deren Wohnort der Typhus 
herrscht, vom Besuch der Schale in einem noch typhusfreien Orte aussu- 
schliessen. 

Die gleichen Massregeln können für andere ünterrichtsveranstaltungen, 
an welchen mehrere Personen teilnehmen, in Betracht kommen. 

28. Die Polizeibehörden der von Typhus ergriffenen Ortschaften haben 
dafür zu sorgen, dass Gegenstände, von denen nach dem Gutachten des be¬ 
amteten Arztes anzunehmen ist, dass sie mit dem Krankheitsstoffe des Typhus 
behaftet sind, vor wirksamer Desinfektion nicht in den Verkehr gelangen. 

ln einem Hanse, in welchem ein Typhuskranker sich befindet, können 
gewerbliche Betriebe, durch welche eine Verbreitung des Krankheitsstoffes au 
befürchten ist, insbesondere Betriebe zur Herstellung nnd zum Betriebe von 
Nahrungs- nnd Gennssmitteln, Beschränkungen unterworfen oder geschlossen 
werden, insoweit nach dem Gutachten des beamteten Arates die FortMtrang 
des Betriebes als gefährlich zu betrachten ist. 
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24. Be kann sieh empfehlen, fttr Ortschaften oder Bezirke, in denen der 
Typhös gehäuft aaftritt, die Aasfahr von Miloh and Holkereierzengnissen za 
beschränken oder za verbieten. 

26. In Ortschaften, weiche vom Typhös befallen oder bedroht sind, sowie 
in deren Umgegend kann es notwendig werden, die Benntzang von Bronnen, 
Teichen, Seen, Wasserläafen, Wasserleitungen, sowie der dem Öffentlichen Oe* 
brauche dienenden Bade-, Swwimm-, Wasch- and Bedürfnisanstalten zu ver¬ 
bieten oder za beschränken. Die Wiederbenatzong solcher Bronnen kann von 
einer vorgängigen Desinfektion abhängig gemacht werden. 

Jedoch sind diese Anordnungen nur im Einvernehmen mit dem beamteten 
Arzt za treffen. 

lY. Allgemeine Maasnahmen. 

26. ln den vom Typhus ergriffenen Ortschaften ist den Wohnungen und 
ihrer Reinhaltung erhöhte Aufmerksamkeit zuzuwenden; namentlich gilt dies 
für überfüllte, schlecht belichtete und schlecht zu‘lüftende Wohnstätten und 
Kellerwohnungen. Herbergen, Asyle für Obdachlose, Verpflegungsstationen, 
Gast- und Sohankwirtschaften und ähnliche Unterkunftsstätten sind einer ge¬ 
nauen und regelmässigen üeberwachong zu unterwerfen. Wenn sich bei der 
Besichtigang erhebliche gesundheitliche Missstände ergeben, so ist auf deren 
Beseitigung hinzawirken. 

27. Die dem allgemeinen Gebrauche dienenden Einrichtungen für Ver¬ 
sorgung mit Trink- oder Wirtschaftswasser und für Fortschaffung der Abfall- 
stoib sind fortlaufend durch staatliche Beamte zu überwachen. Für die Be¬ 
schaffung von reinem Trink- und Gebrauchswasser ist beizeiten Sorge zu tragen. 

Jede Verunreinigung der Entnahmestellen von Wasser zum Trink- oder 
Hausgebräuche und ihrer Umgebung, insbesondere durch Hanshaltsabfälle, ist 
zu verbieten. Insbesondere ist das Spülen von unsauberen Qefässen und von 
Wäsche an den Wasserentnahmestellen oder in deren Nähe zu untersagen, so¬ 
fern dadurch eine Verunreinigung der Wasserversorgung zu befürchten ist. 

28. Für eine zweckmässige und rasche Abführung von Schmutzwässem 
aus der Nähe der Häuser ist Sorge zu tragen. 

Abtritte und Pissoire, namentlich wenn sie dem Öffentlichen Verkehre 
zugänglich sind, müssen stets rein gehalten werden. Eine regelmässige Desin¬ 
fektion ist im allgemeinen nur bei den nach Lage oder Art des Verkehrs be¬ 
sonders gefährlichen Anlagen dieser Art (auf Eisenbahnstationen, in Gast¬ 
häusern u. a.) erforderlich. 

Abtrittsgraben sind, solange die Epidemie noch nicht am Orte ansge- 
broohen ist, zu entleeren; lässt sich eine Räumung während des Herrschens der 
Epidemie nicht umgehen, so ist sie unter besonderer Vorsicht auszuführen und 
namentlich eine unbeabsichtigte Verschleppung des Grabeninhalts zu vermeiden. 

29. Die Gemeinden sind verpflichtet, für die Beseitigung der nach Nr. 27 
und 28 Vorgefundenen gesundheitsgefährlichen Missstände Sorge zu tragen. Sie 
können nach Massgabe ihrer Leistungsßlhigkeit zur Herstellung von Einrich¬ 
tungen der in Nr. 25, Satz 1 bezeichneten Art, sofern dieselben zum Schutz 
gegen die Uebertragung von Typhus erforderlich sind, jederzeit angehalten 
werden. 

Das Verfahren, in welchem über die hiernach gegen die Gemeinden zu¬ 
lässigen Anordnungen zu entscheiden ist, richtet sich nach Landesrecht. 

SO. In den von Typhus bedrohten oder ergriffenen Ortschaften ist die 
gesnndheitspolizeiliche Beaufsichtigung des Verkehrs mit Nabrnngs- und Ge- 
nussmitteln besonders sorgfältig zu handhaben. 

31. Auf die Binriätung Öffentlicher Desinfektionsanstalten, in welchen 
die Anwendung von Wasserdampf als Desinfektionsmittel erfolgen kann, ist 
hinzawirken. 

Die Ausbildung eines geschulten Desinfektionspersonals ist, namentlich 
in den Städten, beizeiten vorzubereiten. 

Die Polizeibehörden haben beizeiten dafür Sorge zu tragen, dass der 
Bedarf an Untarkunftsräumen, Aerzten, Pflegepersonal, Arznei-, Desinfektions- 
und KrankenbefOrdemngsmitteln sichergestellt wird. Desgleichen ist ein Baum 
zur Unterbringung von Leichen bereit zu halten. 

32. Die Aufhebung der zur Abwehr der Typhusgefahr getroffenen An¬ 
ordnungen darf nur nach Anhörung des beamteten Arztes erfolgen. 
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88. Die Ton den Landesregierangen sn beseiohnenden Behörden oder 
Beamten der Gamisonorte nnd derjenigen Orte, welche im Umkreis Ton 20 km 
Ton Garnisonorten oder im Gelände Ittr militärische Uebnngen gelegen sind, 
haben alsbald nach erlangter Kenntnis jede Erkrankung an Typhös, sowie 
jeden Fall, welcher den Verdacht dieser Krankheit erweckt, in dem betreffenden 
Orte der Militärbehörde mitzateiien. 

Jeder Mitteilang sind Angaben über die Wohnungen and die Gebäude, 
in welchen die Brkrankangen oder der Verdacht aafgetreten sind, beisnftigen. 

Die Mitteilangen sind für Garnisonorte and Ifir die in ihrem Umkreise 
Ton 20 km gelegenen Orte an den Kommandanten oder, wo ein solcher nicht 
vorhanden ist, an den Garnisonältesten, für Orte im militärischen Uebnngs* 
gelände an das Generalkommando za richten. 

Anderseits haben die zuständigen Militärbehörden von jeder in ihrem 
Dienstbereiche vorkommenden Erkrankung an Typhus, sowie von jedem Fall, 
welcher den Verdacht dieser Krankheit erweckt, alsbald nach erlangter Kennt¬ 
nis eine Mitteilung an die fUr den Anfenthaltsort des Erkrankten zuständige, 
von den Landesregierungen zu bezeichnende Behörde zu machen. 

Jeder Mitteilung sind Angaben ttber das Miiitärgebäude oder die Woh¬ 
nungen, in welchen die Erkrankungen oder der Verdacht anfgetreten sind, 
beizufflgen. 

84. Es ist dafttr Sorge zu tragen, dass die Verwaltungsbehörden benach¬ 
barter Bezirke in den an der TyphnsbeÜmpfung beteiligten Bandesstaaten sich 
gegenseitig wöchentlich einmal eine Mitteilung zugehen lassen, in welchen 
Orten ihres Bezirks und in welcher Anzahl Typhusfälle festgestellt sind. 

Die Verwaltungsbehörden haben diese Mitteilungen alsbald nach Empfang 
den zuständigen Untersuchungsämtern zur Kenntnisnahme zu übermitteln. 

36. Die Landesregierungen haben die nach Ziffer 12 der Dienstanweisung 
für die Untersuchungsämter von den Leitern der letzteren erstatteten Berichte 
mit tunlichster Beschleunigung dem Kaiserlichen Gesnndheitsamte zugängig 
zu machen. 

Anlage 2. 

Typhus - Merkblatt. 

Bearbeitet im Kaiserlichen Gesnndheitsamte.*) 

1. Wesen der Krankheit. Der Typhus, auch Darmtyphus, Unter¬ 
leibstyphus, Nervenfieber oder Schleimfieber genannt, ist eine ansteckende 
Krankheit, welche durch eine bestimmte Bakterienart, den Typhnsbacillus, her- 
vorgerufen wird. Auch viele der als gastrisches Fieber bezeichneten Er¬ 
krankungen sind echte Typhusfälle. 

2. Verlauf der Krankheit. Die Krankheit beginnt schleichend 
mit Kopfweb, Appetitlosigkeit nnd Mattigkeit. Alsdann stellen sich Fieber, 
Frösteln und Hitze ein, nach deren Beginn die meisten Kranken bald bettlägerig 
werden. Daneben treten Durchfälle von hellgelber Farbe auf, das Fieber nimnit 
von Tage zu Tage zu und steigt gegen Ende der ersten Krankheitswoche bis 
zu 40° und höher. Der Kranke wird von starkem Durst gequält, seine Zunge 
ist belegt und, ebenso wie die Lippen, trocken, sein Schlaf unruhig. In der 
zweiten Woche, während welcher das Fieber gleicbmässig hoch zu sein pflegt, 
erfolgt meist eine erhebliche Abnahme der Kräfte, auch treten Erscheinungen 
von seiten des Nervensystems, wie Benommenheit oder tobsüchtige Unruhe auf. 
Zu dieser Zeit zeigen sich auf der Brust, dem Bauch, häufig auch an den Ober¬ 
schenkeln vereinzelte flohstichäbnliche, hochrote Flecke (roseola), welche auf 
Fingerdruck verschwinden, jedoch beim Nachlass des Druckes sofort znrüek- 
kehren. Nur selten fehlen Lnngenerscheinnngen (Katarrhe); zuweilen treten 
Lungenentzündungen auf. 

Mit der dritten Woche beginnt das Fieber langsam nnd stufenweise 
wieder abzufallen, nnd bei günstigem Verlauf ist die Krankheit meist am Ende 


*) Unter dankenswerter Mitwirkung der Mitglieder des Beichs • Gesund¬ 
heitsamtes Herren Geheimer Ober-Medizinalrat und vortr. Rat im Kgl. Prenss. 
Ministerium der geistl. etc. Angelegenheiten Prof. Dr. Kirchner, Geheimer 
Medisinalrat Prof. Dr. Robert Koch nnd Geheimer Ober - Medizinalrat und 
Medizinal-Referent im Ministerium für Blsass-Lothringen Dr. Krieger. 
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der 4. Woche als abgelanfsn sa betrachten. Jedoch bedfirfen die Genesenden 
za ihrer völligen Wiederherstellang oft noch einer monatelangen Erholnng. ln 
ongttnstig verlanfenden Fällen bleibt das Fieber daaernd hoch, der Eiäftever* 
fall and die ünrohe des Kranken nehmen zn and in der 4. oder 6.'Woche er¬ 
folgt der Tod. Besonders üble Zwischenfälle kOnnen den Tod schon früher 
herbeiführen. Die Sterblichkeit, welche dorch eine angemessene Behandlnng 
and Pflege sehr vermindert werden kann, schwankt zwischen 6 and 15 vom 
Hondert der Erkrankten. 

Neben den Fällen mit schweren Erscheinnngen kommen, wie bei anderen 
übertragbaren Krankheiten, solche mit leichten Erscheinnngen and geringen 
Beschwerden vor, naiientlich bei Kindern. 

8. Behandlnng der Krankheit. Man versänme ja nicht, recht¬ 
zeitig den Rat eines Arztes einzoholen. Da die Krankheit mit einer Geschwttrs- 
bildnng im Darm einhergeht, darf dem Kranken während der &u>kheit nnd 
der Genesang nar die vom Arzte verordnete Nahrang gereicht werden. Fehler 
in dieser Bichtang können die an sich bereits vorhandene Neignng zn Darm- 
blatongen in gefänriieher Weise steigern nnd selbst den Tod des Erkrankten 
infolge Zerreissens des Darms an den Geschwürstellen herbeiführen. Diese 
Gefahr besteht namentlich während der Genesnng, wo sich bei dem Kranken 
ein starkes Hangergeffihl einstellt. Eine gate Lagernng des Kranken ist not¬ 
wendig, am die Gefahr des Dnrchliegens zn vermeiden. So lange Fieber be¬ 
steht, sorge man in geeigneter Weise für Pflege des Mnndes nnd Stillang des 
Darstgefühls nach näherer Anweisang des Arztes. Einer sorgsamen Kranken¬ 
pflege verdanken selbst Schwerkranke oft ihre Genesnng. 

4. üebertragang der Krankheit. Der Ansteckangskeim wird 
von den Typhaskranken hanptsächlich mit den Darmentleernngen nnd dem 
Ham, zaweilen aach mit dem Answarfe, dem Nasenschleim and dem Speichel 
(beim Hasten, Niesen, Erbrechen) aasgeschieden. 

Zar Üebertragang der Krankheit genügen selbst Sparen der von Typhas¬ 
kranken herr.ührenden Ansscheidnngen. Gelangen diese anf die Leib- nnd Bett¬ 
wäsche, die Kleider, den Fassboden, anf Ess- nnd Trinkgeschirre, in Milch, anf 
Gemüse, Obst, Salat and dergleichen, so kOnnen sie leicht von anderen Per¬ 
sonen anfgenommen werden. Aach kann der Krankheitsstoff durch Wasser, 
welches beim Abspülen von Ess- nnd Trinkgeschirren mit Typhnskeimen ver¬ 
unreinigt wurde, weiter verbreitet werden. Ferner kOnnen Fliegen die 
Zwischenträger bilden. Eine Üebertragang durch beschmutzte Gebranchs¬ 
gegenstände ist am BO leichter mOglicb, als die Kranken im bewusstlosen Zn- 
stande die Entleernngen nicht selten unter sich gehen lassen. 

Wird der Typhaskeim in der nächsten Umgebung des Kranken über¬ 
tragen, SO kommt es meist nnr za Einzelerkrankangen (sogenannten 
Eontaktinfektionen). 

Geht aber der Krankheitskeim anf allgemein benutzte Nahrangsmittel 
— Trinkwasser, Milch — über, so kOnnen Massenerkranknngen ent¬ 
stehen; ja es kOnnen sogar explosionsartige Ausbrüche mit Hunderten 
nnd Tausenden von Krankheitsfölien die Folge sein. 

5. Absonderung des Kranken. Die Pflege eines Typhaskranken 
ist zu Hanse wegen der hochgradigen Ansteckongsgefahr nar mit Schwierig¬ 
keiten durchführbar. Schon aus diesem Grande ist es ratsam, solche ’ Kranke 
sobald als mOglieh einem Erankenhause zn überweisen. Namentlich da, wo 
eine üebertragang anf weitere Ereisn za befOrchten ist, wie in Gastbäasern, 
Wirtshäusern, Erziehaugs-, Pflege-, Gefangen- nnd ähnlichen Anstalten, Schnl- 
gebäaden, Milch-, Gemüse- und anderen Lebensmittel-Handlangen, ist die 
üeberftthrang in ein Krankenhaus stets in empfehlen. 

Ist jedoch die Ueberführnng des Kranken in ein Krankenhaus ausnahms¬ 
weise nicht za ermöglichen, so ist er in einem von der übrigen Wohnung mög¬ 
lichst getrennt liegenden Zimmer unterzubringen; jeder unnötige Verkehr ist 
von dem Kranken fernzahalten. Es besnehe niemand, den nicht seine Pflicht 
dahin führt, einen Typhaskranken. Namentlich sollen Kinder niemals zu Typhas¬ 
kranken zagelassen werden, da sie erfahrungsgemäss leicht angesteckt werden 
und die Krankheit daroh den Verkehr mit anderen Kindern weiter verschleppen. 
Kinder aus Hänsern oder Familien, in denen sich Typhnskranke beflnden, sind 
daher vom Schnlbesnche fernzahalten. 
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Wer einen Typhnskranken, dessen WSsche oder Bett bertlbrt bat, reinige 
anmittelbar naobber die Bünde grttndliob mit einer desinfisierenden FiOssig- 
keit (s. a.)> 

Zar Verbfltong der Uebeitragang ist es notwendig, dass das Eranken- 
nimmer mOgliohst einfach ansgestattet ist nnd täglich mindestens einmal fencbt 
aolgewiscbt wird. Teppiche and Vorhänge sind am besten za beseitigen. 

In Bäamliohkeiten, in denen sieh Typhaskranke befinden, soll man 
Speisen and Getränke niemals za sich nehmen and das Tabakranehen aach 
im eigenen Interesse nnterlassen. 

6. Verhalten des Pflegepersonals. Diejenigen Personen, welche 
einen Typhoskranken pflegen oder warten, sollen leicht zn reinigende Ueber- 
kleider oder die ganze yordere EOrperfläche bedeckende Schttrzen tragen and 
sieh stets der grössten Beinlichkeit befleissigen. Wenn sie einen Kranken oder 
seine Wäsche berührt oder die Bntieernngen eines Kranken beseitigt haben, 
müssen sie ihre Hände mit Seife, Bürste and heissem Wasser gründlich reinigen 
and mit yerdünntem Eresolwasser (siehe Anmerknng Ziffer 1) desinfizieren. 
Besonders vorsichtig müssen sie beim Baden der Kranken sein; ein Verspitzen 
des Badewassers ist tunlichst zu yerhüten. Namentlich werden sie dringend 
gewarnt, Speisen mit ungereinigten nnd andesinfizierten Händen zn berühren 
oder Gegenstände in den Hund za bringen, welche im Erankenranme yernn- 
reinigt sein können, z. B. Bss- nnd Trinkgeschirre n. a. 

7. Beseitigung der Ansleerangen. Typhaskranke dürfen Ab> 
orte nicht benutzen. Ihre Ansleerangen (Stahlgänge, Harn, Brbrochenes) sollen 
nur in leicht zu reinigenden Gefässen anfgefangen nnd dürfen nicht in nndes- 
inflziertem Zastande in Aborte oder anf Düngerstätten ansgegossen werden. 
Vielmehr müssen sie yorber mittels Kalkmilch (siehe Anmerknng Ziffer 2 a), 
Chlorkalks (siehe Anmerknng Ziffer 2 b) oder yerdünnten Kresolwassers (siehe 
Anmerknng Ziffer 1) unschädlich gemacht werden. Sind Desinfektionsmittel 
nicht znr Hand, so ist es yorübergehend statthaft, die Ansleerangen entfernt 
yon Wasserlänfen, Brunnen nnd Baulichkeiten zu yergraben an Stellen, wo 
Anstecknngen nicht zu befürchten sind. Jedes nn bedachtsame Ansgiessen der 
Ansleerangen, das Bescbmntzen des Bodens, der Kleider nsw., and sei es auch 
nur mit Sparen der Aasscheidnngen, sind anf das sorgfältigste zn yermeiden. 

Auch der Aaswarf der Kranken muss yorsichtig anfgefangen und nn- 
schädlich gemacht werden; die benutzten Tücher sind in yerdünntes Eresol- 
wasser mindestens eine Stande lang zn legen oder in Wasser ansznkochen, 
beyor sie znm Waschen gegeben werden. Znm Aaffangen des Answnrfes, 
zam Abwischen des Mnndes, der Nase nnd dergleichen können am besten Mnll- 
läppchen benntzt werden, welche nach dem Gebranch zn desinfizieren oder zu 
yerbrennen sind. Die Ansleerangen nnd der Harn yon Typhnskranken dürfen 
niemals in der Nähe yon Brnnnen nnd yon Wasserlänfen, ans den Trink- oder 
Gebranchswasser entnommen wird, ansgegossen werden; die entleerten Geschirre 
dürfen an diesen Wasserentnabmestellen anch nicht gereinigt werden. Das 
Wasch- and Badewaser yon Typhnskranken kann ebenfalls Ansteckung yer- 
nrsachen. Bs muss daher nnschädlich beseitigt und darf namentlich nicht in 
der Nähe yon Brnnnen oder Wasserlänfen ansgegossen werden. Wenn irgend 
möglich, ist es yor der Beseitigung durch Zusatz yon Chlorkalk nnschädlich 
za machen. 

Bs ist za beachten, dass Personen, welche an Typhus erkrankt waren, 
aber bereits genesen sind, oft noch lange Zeit hindnrcb mit ihren Aasscheidnngen 
den Ansteckangsstoff entleeren. Solche Personen müssen in benag auf Des¬ 
infektion ebenso wie Kranke behandelt werden, bis der Arzt erklärt, dass 
eine Ansteckong nicht mehr zu befürchten ist. 

8. Behandlung yon Wäsche, Kleidern und Gebrauchs* 
gegenständen. Gebrauchte Leib- and Bettwäche, sowie waschbare Kleidnngs* 
stücke sind in yerdünntes Eresolwasser (siehe Anmerknng Ziffer 1) mindestens 
eine Stande lang za legen oder in Wasser anszakochen, beyor sie znm Waschen 
gegeben werden. Gebrauchte, nicht waschbare Kleidungsstücke yon Typhus- 
kranken sind möglichst in einer Desinfektionsanstalt mittelst Wasserdampfes 
an desinfizieren; ist dies nicht ausführbar, so sind sie mit yerdünntem Eresol- 
wasser gnt anssabürsten. Das yon dem Kranken gebrauchte Bssgeschirr 
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(Teller,^ Tassen, QlEser, LSffel, Qsbeln, Messer nsw.) ist vor der Benntsnng 
darob andere Personen mit beisser SodalOsang grttndlicb za reinigen. 

9. Desinfektion der Wobnnng. Bescbmatzte Stellen am Fassboden 
des Krankenzimmers sind sofort mit yerdttnntem Kresolwasser (siehe Anmerkang 
Ziffer 1) za flbergiessen and nach einer Stande aafzawischen. 

Bach üeberftthrang des Kranken in ein Krankenhaas oder in einen 
anderen geeigneten Unterkanftsraam, sowie nach seiner yollkommenen Genesung 
oder nach seinem Tode sind das Krankenzimmer and alle etwa sonst yon dem 
Kranken benutzten Bftame nebst Inhalt nach Anweisung des Arztes gründlich 
zu desinfizieren. 

Besondere Sorgfalt ist in Gastbfiasern, Herbergen, Erziehungs-, Pfiege-, 
Gefangen- und ähnlichen Anstalten, sowie anf Schiffen anznwenden. 

10. Verkehr mit Nahrangsmitteln. Die Znbereitnng, Anf- 
beWahrung and der Verkauf yon Nahrangsmitteln in oder neben Bäumen, wo 
Typhaskranke sich aafhalten, darf unter keinen Umständen geduldet werden. 

Za Zeiten yon Typbasepidemien ist der Genass yon Wasser, Milch, Obst 
und Gemttse in rohem Zastande dringend zu widerraten. 

11. Beförderung yon Typhnskranken. Tj^haskranke sind, 
wenn möglich, in Krankenwagen za beförden. Zar Fortschaffang yon Typhas- 
kranken sollen dem öffentlichen Verkehr dienende Beförderangsmittel (Droschken, 
Strassenbahnwagen nnd dergleichen) in der Begel nicht benutzt werden. Hat 
dies ausnahmsweise geschehen müssen, so ist eine alsbaldige gründliche Beinigung 
nnd Desinfektion erforderlich. 

Aach yon Typhnsleichen kann eine Ansteckung erfolgen. Sie sind daher 
sobald als möglich ans dem Sterbehanse in eine Leichenhalle überzaführen 
oder, falls eine solche nicht yorhanden ist, in einem abgesonderten yerscbliess- 
baren Baume aafsasteUen. Die Ausstellung der Leiche im offenen Sarge, 
Bewirtungen im Sterbehause nsw. sind gefährlich und deshalb unzulässig. 


Anlage 8. 

Zählkarte 

für einen Typhus- (oder typhusähnlichen) Fall. 

Ort der Erkrankung. 

Wohnung (Strasse, Hausnummer, Stockwerk):. 

Des Erkrankten 

Familienname:. 

Geschlecht: männlich, weiblich. (Zutreffendes ist zu unterstreichen.) 

Alter: . 

Stand oder Gewerbe:. 

Stelle der Beschäftigung:. 


Ob, wann und woher zugereist:. 

Tag der Erkrankung:. 

Tag des Todes:. 

Bemerkungen (insbesondere auch, ob in Beziehungen zu einem yorausgegangenen 
Typhusfall stehend und zu welchem):.. 


Liste der Typhusnile. Anlage 4. 


1. 

2. 

8. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

Ort 

der Erkrankung 

Wohnung 

(Strasse, 

Haus¬ 

nummer, 

Stock¬ 

werk) 

Fami¬ 

lien¬ 

name 

Geschlecht 

Alter 

Stand 

oder 

Ge¬ 

werbe 

1 

Stelle 

der 

Be¬ 

schäfti¬ 

gung 

Tag der 
Brkranknng 

Tag des Todes 

Bemerkungen 
(insbesondere 
auch ob, 
wann nnd 
woher 
zugereist) 



s Erk 
weib¬ 
lich 

rank 

ten 

1 

1 
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Aslag» 5. 

Desisf^oiisaiivelsiinS bei Typhits. 

I. Deeinfektlonsmlttel. 

a) Kresol, Karbolsänza. 

1. Verdtiimtea Ereaolwasser. Zur Hentelloof wird 1 Qawkbtatail Ereaol- 
aeifenlOaeog (Liqaor Cresoli saponatoa dea Araneibacha für daa Deutache Beieh, 
vierte Auagabe) mit 19 Gewichtateilen Waaaer geaiacht. lOO Gewkhtateile 
euthalten 2,5 Gewichtateile rohea Breaol. — Daa Ereaolwaaaer (Aqua oieaoUca 
dea Arzneibncba für daa Dentaohe Beich, vierte Auagabe) enthält in 100 Teilen 
6 Teile rohea Ereaol, iat alao vor dem Gebrauche mit gleiches Gewiehtamengen 
Waaaer zu verdünnen —. 

2. Karbollöaung. 1 Gewiohtateil veiflflaaigte Earbolaäure (Acidum earbo- 
lionm liquefaotum dea Arzneibuoba für das Deutsche Beich, vierte Auagabe) 
wird mit 80 GewichtateUea Waaaer gemischt. 

b) Chlorkalk. 

Der Chlorkalk (Caloaria chlorata dea Arzneihachs für das Deutsche Beich, 
vierte Ausgabe) hat nur dann eine ausreichende deainflaierende Wirkung, wenn 
er frisch bereitet und in wohlversohloaBenen Gefässen aufbewabrt ht. äe gute 
BcacAaffenheit dea Chlorkalks ist an dem starkmi düorähntichen Gendi zu er¬ 
kennen. Der Chlorkalk wird in Hisehnng von 1:60 Gtowi^tsteilea Wasser 
verwendet. 

c) Kalk und zwar: 

Kalkmilch. Zur Herstellung derselben wird 1 Baumteil zerhlrinerter 
frisch gebrannter Kalk, Caloaria usta, Aetakalk, mit 4 Baumteilen Wasser ge¬ 
mischt, und zwar in folgender Weise: 

Der Kalk wird in ein geeignetes Geftss gelegt und zunächst durch Be¬ 
sprengen mit *1* Baumteilen Waaaer unter stetem Umführen gelöscht. Na^ 
dem der Kalk das Waaaer aufgeaogen hat und dabei zu Pulver zerfallen ist, 
wird er mit dem übrigen Wasser zu Kalkmilch verrührt. Die Kalkmilch ist, 
wenn sie nicht bald Verwendung findet, in einem gut geachlosBenen Gefäss 
aiHzubewahren und vor dem Gebrauch nmznaohütteln. 

d) Kaliseife. 

8 Gewichtateile Kaliseife (sogenannte Schmieneife oder grüne. Seife oder 
schwarze Seife) werden in 100 Gewichtateilen siedend heissem Wasser gelSst 
(z. B. V* bg Seife in 17 Liter Wasser). 

Diese Lösung ist heiss zu verwenden. 

e) Formaldehyd. 

Der Formaldehyd ist ein stark riechendes, auf die Schleimhäute der Luftr 
Wege, der Nase, der Augen reizend wirkendes Gas, das aua einer im Handel 
vorkommenden, etwa 35prozentigen wässerigen Lösung des Formaldebyds (For- 
maldehydum solutum des Arzneibuchs) durch Kochen oder Zerstäubung mit 
Wasserdampf sich entwickeln lässt. Die Formaldehydlösung ist bis zur Be¬ 
nutzung gut verschlossen und vor Licht geschützt aufzubewahren. 

Der Formaldehyd in Gasform ist für die Desinfektion geschlossener oder 
allseitig gut abschliessbarer Bäume verwendbar und eignet sim zur Yemiditung 
von Krankheitskeimen, die ah frei liegenden Flächen oberflächlich oder doch 
nur in geringer Tiefe haften. Zum Zustandekommen der desinfizierenden 
Wirkung sind erforderlich: 

vorgängiger allseitig dichter Abschluss des zu desinfizierenden Baumes 
durch Verklebung, Verkittung aller Undichtigkeiten der Fenster und 
Türen, der Ventilationsöffnungen und dergleichen, 

Entwickelung von Formaldehyd in einem Mengenverhältnisse von wenigstens 
6 g auf je ein Kubikmeter Luftraum, 

gieiehzeitige Entwickelung von Wasserdampf bis zu einer vollständigen 
Sättigung der Luft des zu desinfizierenden Baumes (auf 100 Kubik¬ 
meter Baum sind 8 Liter Wasser zu verdampfen), 

wenigstens sieben Stunden andauerndes ununterbrochenes VMsdiloBsen- 
Ueiben des mit Formaldehyd und Wasserdampf erfüllten Baumes; 
diese Zeit kann bei Entwickelung doppelt grosser Mengen von Formal- 
dehyd auf die Hälfte abgekürzt weraem 

Formaldebyd kann in Verbindung mit Wasserdampf von aussen her durch 
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B«kltisell9oher, durch kleiM in die Tür gebolirte Oefikingen ud dergleiclien 
in 4eii an desiailiieMnden Amib geleitet 'irerden. 

Die Desinfektion mittelst FermeMehyds dnrf nur nach bewHlirten Me¬ 
thoden ansgeflbt und anr getbten Desinfekteren anyertrant werden, die Hk 
jeden eiaaelnen Fall mit genaaar ijtweisug an versehen sind. Nach Beend!- 
gang der Deswfektion empfiehlt es skth, anr Beseitignng des den Biamen nodi 
anhutenden Formaldehydgernohs Ammoniakgas einzlneiten. 

1) Dampfapparate. 

Ato geeignet kikinen nur soldie Apparate and Eiartehtnngen angesehen 
werden, welche von Sachverstftndigen geprüft sind. 

Anoh Notbehelfeeinrichtangen kbnnmi nnter ümstdnden aasreiohea. 

Die Prttfn^ derartiger Apparate and Einriohtnngen hat sieh an er¬ 
strecken namentlich anf die Ano^nong der Dampfznleitnng and -Ableitnqg, 
aof die Handhabangsweise nad die iOr eine gründliche Desinlekttoa erforder¬ 
liche Dauer der Dampfeinwirkung. 

Die Bedienang der Apparate nsw. ist, wenn irgend angfingig, wohloater- 
richteten Desinfekteren au übertragen. 

g) Siedehitze. 

Auskoehea in Wasser, Salzwasser oder Lange wirkt desinfisiermid. Die 
Flüssigkeit muss die Gegenstände yolständig bedecken and mindestens sehn 
Minuten lang im Sieden gehaltmi werden. 

Unter den angeführten Desinfektionsmitteln ist die Answahl nach Lage 
der Umstände za treffen. Es ist zulässig, dass seitens der beamteten Aerzte 
unter Umständen auch andere in Bezug auf ihre desinfizienmde Wirksamkeit 
erprobte Mittel angewendet werden; die Misohangs- bezw. Lösungsverhältnisse, 
sowie die Verwendangsweise solcher Mittel sind so zu wählen, dass der Erfolg 
der Desinfektion nicht naohsteht einer mit den unter a bis g bezdchneten 
Mitteln ausgeftthrten Desinfektion. 

II. Anurendong der Desinfektionsmittel im einnelnen. 

1. Alle Aasscheidungen der Kranken (Stuhlgang, Urin, Erbrochenes, 
Auswnrf, eitrige Absonderungen) sind mit dem unter la beschriebenen ver¬ 
dünnten KresolWasser oder durch Siedehitze (lg) zu desinfizieren. Es empfiehlt 
sich, solche Ausscheidungen unmittelbar in Gefässen aufzufangen, welche die 
Desinfektionsflüssigkeit in mindestens gleicher Menge enthalten, and sie hierauf 
mit der letzteren gründlich zu verrühren. 

Die Gemische sollen mindestens eine Stande stehen bleiben und dürfen 
erst dann beseitigt werden. 

Abtritte sind in der Weise zu desinfizieren, dass die Sitze gründlich mit 
verdünntem Eresolwasser oder Kalkmilch abgewaschen werden und in die 
SitzOfhungen reichlich Kalkmilch eingegossen wird. Der Inhalt der Abtritt- 
gruben ist reichlich mit Kalkmilch zn ttbergiessen and, so lange die Epidemie 
dauert, tunlichst nicht auszaleeren. Der Inhalt von Tonnen, Kübeln und der¬ 
gleichen, welche zum Auf fangen des Kothes in den Abtritten dienen, ist unter 
Umrühren mit ungefähr gleichen Teilen Kalkmilch zu versetzen and erst 
entfernen, nachdem er mindestens 24 Standen mit dem Desinfektionsmittel in 
Berührung gewesen war; die Tonnen und dergleichen sind nach dem Entleeren 
reichlidi mit Kalkmilch anssen und innen zu bestreichen. 

Schmutzwässer sind mit Chlorkalk oder Kalkmilch zu desinfizieren und 
zwar ist vom Chlorkalke so viel zuzusetzen, bis die Flüssigkeit stark chlorähn¬ 
lich riecht, von Kalkmilch so viel, dass das Gemisch rotes Lakmuspapier stark 
und dauernd blau färbt. In allen Fällen darf die Flüssigkeit erst nach einer 
Stande abgegossen werden. Zur Desinfektion eines Vollbades sind vier ge¬ 
häufte Esslöffel Chlorkalk in Pulverform dem Wasser unter Umrühren mit 
einem Holzstabe zuzusetzen. Das so behandelte Badewasser darf erst nach 
^/* Stande fortgegossen werden. 

2. Hände und sonstige Körperteile müssen jedesmal, wenn sie mit in¬ 
fizierten Dingen (Ausscheidungen der Kranken, beschmutzter Wäsche u. s. w.) 
in Berührung gekommen sind, durch gründliches Waschen mit verdünntem 
Kresolwasser oder Karbolsäurelösung (la) desinfiziert werden. 

3. Bett- und Leibwäsche, sowie waschbare Kleidungsstücke und der¬ 
gleichen sind entweder anszukochen (lg) oder in ein Gefäss mit verdünntem 
Kresolwasser oder Karbolsäurelösung (la) zu stecken. Die Flüssigkeit muss 
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in den Gefftseen die eingetanchten Gegenstände veUstlndig bedecken. In dem 
Ezesolwasser oder der KarbolsänrelOsong bleiben die ^genstknde wenigstens 
eine Stande. Dann werden sie mit Wasser gespQlt and weiter gereinigt. Das 
dabei ablaafende Wasser kann als anrerdäobtig behandelt werden. 

4. Kieidangsstttoke, die nicht gewaschen werden kOnnen, Hatrataen, 
Teppiche and alles, was sich aar Dampfdesinfektion eignet, sind in Dampf¬ 
apparaten an desinfiiieren (IQ. 

5. Alle diese an desinfiiierenden Gegenstände sind beim Zasammenpacken 
and beror sie nach den Desinfektionsanstalten oder -Apparaten geschafft werden, 
in Tücher, welche mit Earbolsäarelösang (la) angefeaohtet sind, einaosehlagen 
and, wenn möglich, in gat schliessenden Gefässen an verwahren. 

Wer solche Wäsche osw. vor der Desinfektion angefasst hat, muss seine 
Hände in der anter Ziffer 2 angegebenen Weise desinfiaieren. 

6. Zar Desinfektion infisierter oder der Infektion verdächtiger Bäome, 
namentlich solcher, in denen sich Typhaskranke aafgehalten haben, sind an- 
näohst die Lagerstellen, Gerätschaften and dergleichen, ferner die Wände and 
der Fassboden, anter Umständen aach die Decke mittelst Lappen, die mit ver¬ 
dünntem Eresolwasser oder Earbolsäarelösang (la) getränkt sind, gründlich 
abaawaschen; besonders ist darauf aa achten, dass diese Lösungen auch in alle 
Spalten, Bisse und Fagen eindringen. 

Die Lagerstellen von Eranken oder von Verstorbenen and die in der 
Umgebung aaf wenigsten 2 m Entfernung befindlichen Gerätschaften, Wand- 
nnd Fassbodenflächen sind bei dieser Desinfektion besonders an berücksichtigen. 

Alsdann sind die Bäamlichkeiten und Gerätschaften mit einer reich¬ 
lichen Menge Wasser oder Ealiseifenlösang (1 d) an spülen. Nach aasgeführter 
Desinfektion ist gründlich an lüften. 

7. Die Anwendung des Formaldehyds empfiehlt sich besonders anr soge¬ 
nannten Oberflächendesinfektion. 

Nach voranfgegangener Desinfektion mittelst Formaldebyds können nar 
die Wände, die Zimmerdecke, die freien glatten Flächen der Gerätschaften als 
desinfiaiert gelten. Alles übrige, namentlich alle diejenigen Teile, welche Bisse 
und Fugen aaf weisen, sind gemäss den vorstehend gegebenen Vorschriften in 
desinfiaieren. 

8. Von Eranken benatate Ess- and Trinkgeschirre oder Geräte sind 
entweder aasaukochen (lg) oder mit heisser Ealiseifenlösang (Id) */* Stande 
lang stehen an lassen and dann gründlich an spülen. Waschbecken, Spnok- 
näpfe, Nachttöpfe and dergleichen werden nach Desinfektion des Inhalts (Ziff. 1) 
gründlich mit verdünntem Eresolwasser ansgescheneri. 

Gegenstände aas Leder, Hola- and Metallteile von Möbeln, sowie ähn¬ 
liche Gegenstände werden sorgfältig and wiederholt mit Lappen abgerieben, 
die mit verdünntem Eresolwasser oder Earbolsäarelösang (la) befeachtet sind. 
Die gebrauchten Lappen sind aa verbrennen. 

Pelawerk wird aaf der Haarseite bis auf die Haarwnrael mit verdünntem 
Eresolwasser oder Earbolsäarelösang (la) darchweicht. Nach awölfstündiger 
Einwirkang derselben darf es ausgewaschen and weiter gereinigt werden. 

Plüsch- und ähnliche Möbelbezüge werden nach Ziffer 3 and 4 desinfi- 
aiert oder mit verdünntem Eresolwasser oder Earbolsäarelösang (la) darch- 
feachtet, feucht gebürstet and mehrere Tage hintereinander gelüftet and dem 
Sonnenlicht aasgesetat. 

9. Gegenstände von geringem Werte (Inhalt von Strohsäcken, gebrauchte 
Lappen and dergl.) sind an verbrennen. 

10. Durch Ausscheidungen von Eranken besebmutzte Erde, Pflaster, offene 
Dangstätte sowie Binnsteine werden durch Uebergiessen mit verdünntem Eresol¬ 
wasser (la) oder Ealkmilch (Ic) desinfiziert. 

11. Soll sich die Desinfektion aach aaf Personen erstrecken, so ist dafür 
Sorge za tragen, dass dieselben ihren ganzen Eörper mit Seife abwaschen und 
ein vollständiges Bad nehmen. Eleider und Effekten derselben sind nach Ziff!. 8 
and 4 za behandeln. 

12. Die Leichen der an Typhus Gestorbenen sind in Tücher za hüllen, 
welche mit einer der unter la anfgeführten desinfizierenden Flüssigkeiten ge¬ 
tränkt sind and alsdann in dichte Särge za legen, welche am Boden mit einer 
reichliehen Schicht Sägemebl, TotfmuU oder anderen anfsaugenden Stoffen be¬ 
deckt sind. 
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18. Abweiebanffen von den Vonduriften nntei Ziffer 1 bis 12 sind zn- 
llssig, soweit naoh dem Gntaohten des beamteten Arztes die Wirknng der 
Desinfektion gesichert ist. _ 


B« KönlafX’eiol& Preiimaeiia 

Begelang der Geschäftstätigkeit und des Betriebes der bäkterio* 
loglsehen Untersnchnngsstellen. Erlass des Ministers der nsw. 
Hedizinalangelegenheiten vom 22. Jali 1903— M. 3849 — an die 
Herren Begierangspräsidenten in Gambinnen, Marienwerder, Stettin, Potsdam, 
Oppeln, Magdeburg, Hannover, Schleswig, Mttnster, Wiesbaden Trier. 

Nachdem in Verfolg meines Erlasses vom 25. Mai 1901 — M. 2085 — 
nunmehr in nenn Regierungsbezirken bakteriologische Untersnchnngsstellen 
geschaffen und betriebsfertig eingerichtet sind, teile ich Ew. Hochwohlgeboren 
nachstehend die Gesichtspunkte ergebenst mit, welche bis auf weiteres bei der 
Regelung der Geschäftstätigkeit und des Betriebes zu beachten sind. 

Die Einrichtung fährt einheitlich die Bezeichnung „Bakteriologische 
Untersnchnngsstelle der Königlichen Regierung zu “ 

Zweckbestimmung dieser Stellen ist, die Medizinal'Verwaltung in der 
Erfällnng ihrer Aufgaben auf dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege 
an nnterstfltzen und die erheblichen Fortschritte, welche die wissenschaftliche 
Hygiene^ in der Erkennung, Verhütung und Bekämpfung der ansteckenden 
Krankheiten gemacht hat, insbesondere anch in den ^gierungsbezirken prak¬ 
tisch nutzbar zu machen, in denen ein hygienisches Institut znr raschen Er¬ 
ledigung solcher sich darbietenden Aufgaben und notwendiger Feststellungen 
nieht zur Verfügung steht. 

Ihre Aufgabe ist daher eine wesentlich praktische, und das Arbeitsgebiet 
belasst sich mit der wissenschaftlichen Klarstellung und Feststellung nach den 
gegebenen tatsächlichen Verhältnissen des Falles, nicht mit der wissenschaft¬ 
lichen Forschung. Die znr Anwendung kommenden üntersuchnngsmetboden 
sollen bewährte und von der Wissenschaft anerkannte sein; in ihrem Werte 
noch zweifelhafte Methoden sind bei den Untersuchungen der Stellen anszn- 
schliessen. Indessen steht nichts entgegen, gebräuchliche Untersnchungs- 
methoden in einer für die speziellen Zwecke der Untersuchungsstelle geeig¬ 
neten Weise zu gestalten. Auch ist es Pflicht der an der Untersnchnngsstelle 
beschäftigten Medizinalbeamten, sich über neu anftretende Untersnchungsver- 
fahren eingehend zu unterrichten, diese soweit tunlichst selbst nachznprüfen 
und sich solche Verfahren, die hierbei oder von zuverlässigen Forschern' als 
brauchbar erwiesen sind, zu eigen zu machen. 

Die hiernach den Stellen znfallenden Arbeiten lassen den Tierversuch 
im allgemeinen als entbehrlich erscheinen; soweit ein solcher Versuch sich im 
Einzelfalle als notwendig in Ergänzung der sonstigen Befunde erweisen sollte, 
ist anzunehmen, dass dem Bedürfnisse durch den Versuch an kleinen Tieren 
genügt werden kann, welche in Gläsern oder sonstigen geeigneten Behältern 
aufbewahrt werden und die Bereitstellung von anderweiten Unterkunftsränmen 
nicht erfordern. 

Die Untersuchung von Nahmngs- und Genussmitteln für sanitätspolizei¬ 
liche Zwecke wird nur insoweit zu den Aufgaben der Stelle ausnahmsweise zu 
rechnen sein, als sie sich als rein mikroskopische darstellen sollte; ebenso ist 
die Untersuchung forensischer Objekte nicht in die regelmässige Geschäfts¬ 
tätigkeit einznbeziehen. Unter anderen Erwägungen spricht gegen die Ueber- 
nahme derartiger Arbeiten, dass hiermit Anlass gegeben sein kann, die mit den 
Anstaltsarbeiten betrauten Anstaltsbeamten', ihrem Dienste durch Wahrnehmung 
von Geriohtsterminen zu entziehen. Die Inanspruchnahme der Untersuchungs- 
stelle seitens der Kreisärzte in ihrer Eigenschaft als Gerichtsärzte, wie seitens 
der besonderen Gerichtsärzte und Gerichtsbehörden, erscheint daher nur unter 
besonderen ^Umständen zulässig. 

Die bakteriologischen Untersuchnngsstellen sollen nach der für ihre 
Gründung und Ausstattung massgebenden Absicht den Medizinalbehörden des 
Bezirks vornehmlich bei den Massnahmen znr Bekämpfung der ansteckenden 
Krankheiten durch bakteriologische Sicherstellung zweifelhafter Fälle dienst¬ 
bar sein. 

Unter den hier in Betracht kommenden Krankheiten steht an erster 




Stelle der UüteilflitetypkeB, dar eademiaBhe Senehe die fierSlkernng am 
«ekwersten bämsaeht mnd eehädigt. Eine Haaptaa^aba dar ÜDtanmoluMgB- 
Btellen ist daher in der rechtseitigen Feststellung erster FtUe mitteb der ge¬ 
bräuchlichen bakteriologischen Verfahren zu erblicken. Ausserdem kommen in 
Frage Bahr, Diphtherie, Oerebrospinalmeningitis, G-onorrhoe, Tuberkulose, Lepra, 
Malaria, auch Milzbrand, Anohylostomiasis, Aktynomykosis. 

Hinsiohtlioh der Cholera und Pest ist zu beachten, dass ihre sanitMts - 
polizeiliche Feststeilung in Gemäasheit des diesseitigen Erlasses uem 6. Na- 
vembar 1902 — M. 13571IIU. 1 und der vom Bandesrat erlasseomi , Anweisung 
zur Bekämpfung der Pest“ Tom 3. Juli 1902 bezw. des diesseitigen Erlasses 
vom 26. November 1902 — M. 13 369 — eine gesonderte Begelung erfahren hat. 

Ich sehe davon ab, die Geschäftstätigkeit im einzelnen festaulegen und 
gleiehmässig vorzaschreiben, welches Erankheitsmaterial untersucht werden soll, 
Tielmehr äberlasse ich Ew. Hochwohlgeboren je nach den besonderen Verhält¬ 
nissen des dortigen Bezirkes, den Ihnen fär die Arbeiten der üntersnchungs- 
Btelie zur Verfügung stehenden Bäumen und Kräften zunächst selbständig 
darüber zu befinden, wie der Usafang der Tätigkeit der Stelle zweckdienlich 
zu gestalten ist. Vor allem ist dabei zu beachten, dass die Aufgaben, welche 
der Stelle zugewiesen werden, unter allen Umständen sachgemäss geleistet 
werden kennen; auch ist zu berücksichtigen, dass der Betrieb ein stetiger sein 
und auch bei Beurlaubung oder anderweiter Inansprnchnabme der damit be¬ 
trauten Medizinalbeamten aufrecht erhalten werden muss. Ich nehme an, dass 
durch die zum Teil ansgeftthrte und weiterhin vorgesehene Anstellung Ton 
bakteriologisch geschulten Ereisassistenzärzten au den Sitzen der mit bakterio¬ 
logischen üntersnchungsstellen ansgestatteten Begiemngen diese Forderung sieh 
erfüllen lässt, und dass die Anfrechterhaltnng des ununterbrochenen Betriebes 
Schwierigkeiten nicht begegnen wird. 

Ferner ist Bestimmung zu treffen über das bei der einzelnen Krankhdt 
einzusendende Material, seine Entnahme, die Art der VerpaShnng und üeber- 
sendung; dabei ist die letztere durch Znstellang Ton gebrauchsfertigen Ver- 
sandgefässen zu erleichtern. Wenn hierbei zunächst nur die Medizinalbeamten 
(Kreisärzte und Ereisassistenzärzte) in Frage kommen und zumeist auch die 
Ton diesen zu beschaffenden Untersuchungsobjekte für die notwendigen Fest¬ 
stellungen ausreichend sein werden, so ist es mit der Zweekbestimmung der 
bakteriologischen üntersnchungsstellen wohl vereinbar, gegebenen Falles, wenn 
es das Interesse der Sache in Epidemiezeiten und -orten rechtfertigt, die Be¬ 
nutzung der Stelle auch den praktischen Aerzten zu empfehlen und sie gleich 
den Medizinalbeamten mit Versandgefässen zu versehen. 

Um das Interesse wach zu halten und die Beziehungen zwischen der 
Stelle und den Einsendern von Untersuchungsmaterial lebendig" zu gestalten, 
ist darauf zu halten, dass den betreffenden Medizinalbeamten und Aerzten das 
Ergebnis der Untersuchung des übersandten Materials tunlichst alsbald mitge- 
teUt wird. 

Die bakteriologische und chemische Wasseruntersnchung ist nach Bedarf 
ausznüben. 

Von der in dem Erlasse Tom 25. Mai 1901 — M. 2085 — in Erwägung 
genommenen Beschaffung Ton Farbstoffen, Beagentien, Nährboden und dergE 
darch eine Zentralstelle habe ich vorerst Abstand genommen, um auch in dieser 
Hinsicht die freie Entwickelung der einzelnen Stelle nicht zu behindern und 
die Stetigkeit des Betriebes nicht zu gefährden. 

Die zur Unterhaltung und zum Betriebe der Stelle erforderlichen Mittel 
sind bei mir Ton Jahr zu Jahr zu beantragen. 

Des weiteren ist ins Auge zu fassen, ob und inwieweit die bakterio¬ 
logische Untersachungsstelle für die Bekämpfung der Infektionskrankheiten 
auch dalarch nutzbar zu machen sein wird, dass sie zur Stätte ausgebildet 
wird, an der eine Unterweisung von Desinfektoren aasgeführt werden kann, 
um den Gemeinden die ihnen obliegende Ausbildung von solchen Personen zu 
erleichtern. 

Dem Interesse der Medizinalverwaltung entspricht es schliesslich, dass 
die bakteriologische Untersnchungsstelle der Regierung auch den einzelnen 
Kreisärzten des Bezirkes die Gelegenheit bietet, sich in den ihnen gemäss §. 87 
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der DittMtMiwdraBg zagewieeenen tisfadben ph^rdkalieebaif (temisebeB, Biikio* 
8k(^iBeheii vnd bakbunologisoheB üntersnokongen zu ttben. Be ist aoseerdefze 
eine dankeneweite Aufgabe der Stelle, diesen Beamten in schwierigen FiUen 
der genannten Art oder in den Fällen, die der §. 82 nnd flg. der Dienstan- 
WMsnng umgreift, mit saobrerständiger Beratung ud Naehprttfung uon Ob¬ 
jekten nnterstiitzend zur Seite zu stehen. 

In solchem Vorgehen ist unter andern ein geeigneter Weg gegeben, um 
die wichtigen Wechselbeziehungen zwischen der Stelle nnd den Kreisärzten in 
einer der Sache dienlichen Weise zu gestalten. Untersttttzend für ein der¬ 
artiges praktisch auleitendes Wirken der Stelle wird sein, wenn diese sich durch 
Sammlung in den Besitz geeigneter Demonstrationsobjekte im lAufe der Zeit 
bringt und von vornherein auf eine solche Ausgestaltung bei sich darbietender 
Gelegenheit Bedacht nimmt. 

Zur Brfällnng der Aufgaben wird fernerhin förderlich sein, dass der 
Begierungs • Medizinalrat die mit der Qeschäftsf&hrung der üntersuchungsstelle 
beauftragten Medizinalbeamten ttber die im Bezirk anftretenden Krankheiten 
uud alle für den Geschäftsbetrieb der Stelle wichtigen Vorgänge unterrichtet 
ni^ seinerseits die Geschäfte sorgsam hberwacht und sich ttber die wichtigeren 
Aufträge und Arbeiten unterrichtet hält, um alles wichtige sofort Ihnen zur 
Kenntnisnahme nnd etwaigen weiteren Veranlassung unterbreiten zu können. 

üeber die gesamte Anstaltstätigkeit ist zu dem Zwecke ein Pienstlmch 
zu fahren nnd Bw. Hochwohlgeboren am Schlüsse jeden Halbjahres Bericht zu 
Mstatten. 

Ich selbet sehe der Einreichung eines knrzmi zusommenfassenden Be¬ 
richtes ttber das znrttekliegende Jahr zum 15. Januar jeden Jahres und zwar 
zunächst zum 16. Januar 1901 entgegen, ln demselben ist der ümfang nnd 
die Art der Geschäftstätigkeit darzalegen, und sind zugleich etwaige Vor¬ 
schläge fttr Abänderungen zu begrttnden. 

Ew. Hochwohlgeboren wollen das hiernach Erforderliche, soweit dies 
nicht schon geschehen ist, gefälligst anordnen und ttber das Veranlasste inner¬ 
halb drei Monaten berichten. 


Weitere Bestimmungen wegen der neuen deutschen Recht¬ 
schreibung. Erlass des Ministers der nsw. Medizinalangen, 
beiten vom 25. August 190 8 — 17. 112630 — an die naohgeradneten 
BehOrdMi. 

In dem Erlasse vom 81. Dezember 1902 — IJ. 113518 — Zentralblatt 
fttr die ges. Unterrichts-Verwaltung für 1903, S. 188, ist wegen des Gebrauches 
der in dem Wörterverzeichnis fttr die deutsche Rechtschreibung ,nene Be¬ 
arbeitung, Berlin 1902** vorgesehenen Doppelschreibungen einzelner Wörter die 
weitere Bestimmung Vorbehalten worden. 

Hinsichtlich dieser Doppelschreibung hat das Königliche Staatsministerinm 
ln Verfolg des mitgeteilten Beschlusses ttber die^ Anwendung der neuen Schreib¬ 
weise im amtlichen Verkehr der Behörden vom 23. Dezember 1902 in seiner 
Sitzung vom 11. Juni d. J. folgendes bestimmt: 

1. die in dem neuen Wörterverzeichnis (entsprechend meinen Vorschlägen) 
gestrichenen Doppelschreibungen fallen fort. 

2. Der Gebrauch der in Klammern hinzngefflgten Doppelschreibungen ist an 
sich nicht unzulässig, aber tnnliriist zu vermeiden. 

9. Bei den Qbrigen vwbleibenden Doppelschreibungen steht die Wahl der 
Schreibung bis auf weiteres frei. 

Baeh Massgabe dieses Beschlusses habe ich das in einem Exemplar bei- 
gefflgte „Amtliche Wörterverzeichnis fttr die deutsche Rechtschreibung zum 
Gebnui^ in dmi prenssischen Kanzleien ausarbeiten lassen, welches durch die 
Weidmannaohe Budthandlnng hie SW. 12, ^mmerstraMe 94 und im Buch- 
ha n d al ttberhanpt zum Preise von 10 Pf. fttr das napneinek Exemplar zu be¬ 
ziehen ist. 

Indem ich noch besonders auf die diesem Wörterverzeichnisse vorge- 
dmdrten Bes timmun gen verweise, beauftrage ich die nachgeordneten Behörden, 
demgemäss sowohl fttr Ihre eigenen Beamten nsw., insbesondere die Kanzleien, 
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wie auch für die üuieii'aBtergebeneB C^obftftBBtelleii nsw. aeblennigit die 
nötigen Anordnimgen zn treffen. Dabei ist jedem Beamten ein ans Fonde der 
Behörde anzosobalfendee Exemplar des Amtlieben WörterTerseiehnisses in> 
zastellen. 

Indem ich bestimme, dass die Sehreibnng naeh diesem Veneichnisse so¬ 
fort nur Anwendung zn bringen ist, bemerke ich zogleieh, dass es im Übrigen 
bei den Vorschriften des Erlasses vom 81. Dezember ▼. J. bis anf weiteres das 
Bewenden behllt. 


O. Herzog'tu.m Bara.u.nsoliweig'. 

Verkehr mit Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken. Bekannt- 
maehnng des Herzogi. Staatsministeriums vom 20. August 1908. 

Zur Ergänzung der Bekanntmachung Tom 20. Hai 1897, Nr. 17, werden 
nachfolgende Vorschriften erlassen: 

§. 1. Wer den Verkauf von Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken 
betreiben will, hat in Zukunft zugleich mit der durch §. 86, Abs. 6 der Beichs- 
gewerbeordnung vorgeachriebenen Anzeige einen Lageplan und eine genaue 
Angabe der Betriebsräume einschliesslich des Geschäftszimmers (Kontor) zu 
den Akten der Ortspoliseibehörde einzureichen. Andere als die bezeichneten 
Bäume dörfeu weder als Betriebs- noch als Vorrats- oder Arbeitsräume be¬ 
nutzt werden. 

Auch die Aufstellung sogenannter Drogenschränke ist genau anzugeben. 

§. 2. Sämtliche Bäume, sowie die Warengestelle und Behältnisse ffir 
die Arzneimittel sind stets ordentlich und sauber zu erhalten. 

§. 8. Die Behältnisse der nicht zn den Giften zählenden Arzneimittel 
müssen mit lateinischen und in gleicher SchriftgrOsse ausgeführten deutschen 
Bezeichnungen, welche dem Inhalte entsprechen, in haltbarer schwarzer Schrift 
anf weissem Grunde versehen sein. 

Lediglich für den Gebrauch in der Tierbehandlnng dem freien Verkehr 
überlassene Arzneimittel sind durch die Bezeichnung 

^Tierheilmittel** 
auf dem Behältnis kenntlich zn machen. 

Die Behältnisse der zn den Giften zu zählenden Arzneimittel sind ent¬ 
sprechend den Vorschriften des Gesetzes vom 9. Juni 1896, betreffmd den 
Handel mit Giften, Nr. 86, zn bezeichnen. 

Zur Herstellung der in Absatz 1 vorgeschriebeuen Bezeichnungen wird 
für bereits bestehende Handlungen eine üebergangszeit bis zum 81. Dezember 
1906 gewährt, während bei neuen Einrichtungen die Bezeichnungen sogleich 
nach diesen Vorschriften herznstellen sind. 

§. 4. Die Behältnisse sind im Verkaufsräume und in den Vorratsränmen 
naeh dem Alphabet — insoweit lateinische Bezeichnungen vorgeschrieben sind, 
nach dem Alphabet dieser Bezeichnungen — in Gruppen geordnet übersichtlich 
aufsustellen. Die Aufstellung hat nur einreihig zu erfolgen. 

§. 6. Arzneimittel, welche gleichzeitig als Nahrungsmittel oder Genuss¬ 
mittel dienen oder technisohe Verwendung finden, sind an der dem über¬ 
wiegenden Gebrauch entsprechenden Stelle einzureihen. 

§. 6. Dasselbe Arzneimittel in ganzer, zerkleinerter oder pulverisierter 
Ware darf in gesonderten Fächern desselben Kastens auch in bezeichneten 
Papierbeuteln aufbewahrt werden. 

§. 7. Abgefasste Arzneimittel können in verschlossenen Behältnissen 
vorrätig gehalten werden. 

§. 8. Die vorhandenen Arzneimittel müssen echt, unverdorben, nicht 
verunreinigt und zum Gebrauche für Menschen oder Tiere geeignet sein.^ 

§. 9. Auf Geschäfte, welche ausschliesslich Grosshandel treiben, finden 
vorstehende Vorschriften keine Anwendung. 


VerantwortL Bedaktenr: Dr.Bapmund, Beg.-n. Geh.Med.-Bat in Minden LW. 
r. 0. 0. nma, H. S. B. V. 8«h.-L. Hof-Bi«Un«kaNl,iB mBdm. 
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Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitsolirift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 21. 1. November. 190S. 


Rechtsprechung. 

Gegen den Beechlnse des Ehrengerichte, durch welchen der An¬ 
trag des Vertreters der Anklage auf Ergänzung der bereits abge¬ 
schlossenen Vornntersnchnng abgelehnt wird, findet das Rechtsmittel 
der Beschwerde aus § 23 Abs. 2 des Ehrengerichtsgesetzes statt. Die 
Ausdehnung einer wegen einer bestimmten Verfehlung eröffneten 
Voruntersuchung auf eine anderweitige, den Gegenstand des bisherigen 
Verfahrens nicht bildende Anschuldigung ist unzulässig. Wegen einer 
zweiten Anschuldigung ist eine neue Voruntersuchung zu beantragen. 
Beschluss des Preussisohen ärztlichen Ehrengeriehtshofes 
▼ om 6. Hai 1903. 


Nach § 2 No. 1 des Ehrengerichtsgesetzes erstreckt sich die 
Zuständigkeit des ärztlichen Ehrengerichts nicht auf diejenigen 
approbierten Aerzte, für welche ein anderweit geordnetes staatliches 
Disziplinarverfahren besteht. Für die Anwendung dieser Vorschrift 
ist entscheidend, dass zur Zeit der Einleitung des ehren¬ 
gerichtlichen Verfahrens fttr den Angeschnldigten ein ander- 
weit geordnetes staatliches Disziplinarverfahren besteht. Der Umstand, 
dass ein Arzt, zur Zeit der Begehung der Verfehlungen 
einem anderweitigen staatlichen Disziplinarverfahren unterstanden 
hat, ist im Falle der nachträglichen Lösung des dieses staatliche Dis¬ 
ziplinarverfahren begründenden Verhältnisses nicht geeignet, die 
Zuständigkeit des ärztlichen Ehrengerichts zur Aburteilung jener 
Verfehlung ansznschliessen. Beschluss des Preussischen ärzt¬ 
lichen Ehrengeriehtshofes vom 5. Hai 1908. 


1. Wegen Besorgnis der Befangenheit kann ein Hitglied des Ehren¬ 
gerichts nur abgelehnt werden, wenn entweder der Interessenkreis des 
Mitgliedes durch die dem Angeschnldigten zur Last gelegte Tat berührt 
ist oder wenn es zu der Person des Angeschnldi^en in einem Ver¬ 
hältnis steht oder gestanden hat, welches die sachliche Unbefangenheit 
seines Urteils zu beeinträchtigen geeignet ist. 

2. Eine in der Vergangenheit liegende sachliche Meinungsäusserung 
eines Richters kann ebensowenig wie der Umstand, dass derselbe von 
einer früher von ihm vertretenen Auffassung abgegangen ist, als aus¬ 
reichender Grund für Annahme einer Befangenheit geltend gemacht 
werden. Beschlüsse des Preussischen ärztlichen Ehren- 
gerichtshofes vom 6. Hai 1903. 


Versehen bei der Ausstellung ärztlicher Atteste. Schon die 
Ausserachtlassnng der gebotenen Sorgfalt in einem Falle genügt, 
um die Feststellung ans § 3 des Ehrengerichtsgesetzes zu begründen, 
dass ein Arzt seine Berufstätigkeit nicht gewissenhaft ansgeübt habe. 
Urteil des Preussischen ärztlichen Ehrengeriehtshofes vom 
6. Hai 1908. 


Jeder Arzt hat, solange er approbierter Arzt ist, Anspruch auf 
diejenige Achtung seiner Standesgenossen, welche ihm nach den all¬ 
gemeinen Grundsätzen über die ärztliche Standesehre gebührt. Die 
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Tatsache der Vorbestrafong eines Arztes und seines Ansschlnsses ans 
Aerztevereinen yermag von der Verpflichtnng dieser Achtnngsbe- 
zengnng nicht zu entbinden. Urteil des Prenssischen ärztlichen 
Bhrengeriehtshofes vom 6. Mai 1903. 


ünznlässige Kritik der Berufstätigkeit eines Standesgenossen. 
Urteil des Preassisohen ärztlichen Ehrengerichtshofes Tom 
5. Hai 1908. 

In diesem Urteil ist die Aenssernng eines Arztes, „er glaube nicht, dass 
der Arm eines von ihm untersuchten und in der Behandlung eines anderen 
Arztes sich befindlichen Kranken gebrochen sei, er könne bei der Untersuchung 
nichts davon finden", nicht als unzulässige Elritik der Berufstätigkeit eines 
Standesgenossen, sondern als eine objektive Stellungnahme des Arztes zu einem 
Krankheitsfall erachtet, die durch ue Abweichung von der Diagnose des erst¬ 
behandelnden Arztes noch nicht den Charakter einer standeswidrigen Ausser- 
achtlassnng kollegialer Bfioksicbt erhält. Dagegen ist die Aenssernng, „in der 
fraglichen Gegend werden Unfallverletznngen vielfach von Kurpfuschern be¬ 
handelt und von dem Dr. W. mitbehandelt", als unzulässig erachtet, da sie 
die Auslegung gestattet, als habe Dr. W. in Gemeinschaft mit Kurpfuschern 
praktiziert. Desgleichen ist die Sohuldfrage betreffs der Bemerkung bejaht, 
„er lasse es dahingestellt, ob die Diagnosen des Dr. W. hin und wieder nicht 
auf einem Irrtum beruhen"; denn indem der Angeschnldigte ohne nähere Be¬ 
gründung von den hin und wieder auf Irrtum beruhenden Dii^osen des 
Dr. W. spricht, hat er die Grenzen der sachlichen Kritik Überschritten. 


Es entspricht nicht der ärztlichen Standeswhrde, wenn ein Arzt, 
um die Aufmerksamkeit der OeffentUchkeit auf eine angeblich neue 
Heilmethode zu lenken, den Weg der an die Laienwelt sich wenden¬ 
den Reklame wählt. Es erscheint zu diesem Zwecke vielmehr die 
Veröffentlichung in der fachwissenschaftlichen Presse angezeigt. 
Urteil des Prenssischen ärztlichen Ehrengerichtshofes vom 
5. Hai 1903. 


Unzulässiges Annoncieren der Berufstätigkeit. Urteil des 
Prenssischen ärztlichen Ehrengerichtshofes vom 5.Hai 1903. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass der Angeschuldigte den Zweck der 
Bekanntgabe mit einem in der Häufigkeit der zeitlioh meist ganz kurz auf¬ 
einander folgenden Annoncen liegenden, durchaus standesnnwttrdigen Mittel 
verfolgt hat. Die von dem Angeschuldi^n vermisste absolute Norm darttbCr, 
wann standeswidrige Häufigkeit gegeben sei, lässt sich der Natur der Sache 
nach nicht aufstellen. Es ist vielmehr, wie der Ehrengeriehtshof bereits wieder¬ 
holt entschieden hat, Sache der tatsächlichen Feststellung im konkreten Falle, 
hierflber zu befinden. 


Unzulässiges Werben um die Anstellung bei ELrankenkassen. 
Voranssetznngen, unter denen die Agitation fttr die Einftthrnng der 
freien Aerztewahl bei einer Krankenkasse einen Verstoss gegen die 
ärztliche Standesehre enthält. Urteil des Prenssischen ärzt¬ 
lichen Ehrengerichtshofes vom 5. Hai 1903. 

... Es ist etwas ganz anderes, wenn Aerzte in grossstädtischen Ver¬ 
sammlungen oder in Schriften und in der Tagespresse fflr die Einführung der 
freien Aerztewahl bei den Krankenkassen eintreten, als wenn der Arzt diese 
Agitation fflr einen bestimmten Bezirk betreibt, fflr den er selbst allein als der¬ 
jenige Arzt in Betracht kommt, der bei der Binfflhmng der freien Aerztewahl 
Praxis erhalten würde. Der Angeschnldigte hat gegen § 3 des Gesetzes vom 
25. November 1899 auch schon durch die Tatsache verstossen, dass er eich um 
die Anstellung bei Kassen erworben hat, bei denen bereits ein anderer Arzt 
angestellt war; . . . denn es muss grundsätzlich als standeswidrig bezeichnet 
werden, wenn ein Arzt sieh um die bereits in festen Händen befindliche Stelle 
eines Kassenarztes bewirbt und den jeweiligen Besitzstand zu seinen Gunsten 
zu verwerten trachtet. 
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Die Tatsache, dass ein Amt mit einem Knrpftascher in geschäft¬ 
liche Verbindung tritt, begrftndet schon an sich einen Verstoss gegen 
die ärztliche Standesehre. Beschluss des Preussiscben ärzt¬ 
lichen Ehrengerichtshofes vom 6. Mai 1903. 

Hinsichtlich der Schuldfrage macht der Angeschuldigte in der Beschwerde- 
Bchrift geltend, dass sich N. vor Uebernahme der ärztlichen Leitung seines 
Instituts durch ihn, den Angeschnldigten, verpflichtet habe, sich in keiner 
Weise in die ärztlichen Angelegenheiten einzumischen, dass N. mithin fflr ihn 
von diesem Augenblick an nicht mehr als Enrpfuscher in Betracht gekommen 
sei. Wenn auch N., wie aus dem vom Angeschnldigten zu den Akten flber- 
reichten Vertrag hervorgebt, die gedachte Verpflichtung ttbemommen hat, so 
trifft den Angeschnldigten der Vorwurf einer Verletzung der ärztlichen Standes- 
ehre doch schon nm deswillen, weil er Überhaupt mit einem früheren Eur- 
pfuscher in geschäftliche Verbindung getreten ist. Zutreffend rflgt der Ange- 
schnldigte, dass der angefochtene Beschluss nicht angibt, durch welche Beweis¬ 
mittel, abgesehen vom Geständnis des Angeschnldigten, die Standeswidrigkeit 
desselben erwiesen ist. Es sind in dieser Beziehung die bei den Akten befind¬ 
lichen Zeitungsinserate des N. von Belang. Im flbrigen lässt die erste Entschei¬ 
dung die im § 13 der Geschäftsordnung vorgeschriebene Darstellung des Sach¬ 
verhalts vermissen; die der Entscheidung formell angehängte dürftige Begrtln- 
dung kann nicht als ein genügender Tatbestand und ferner nicht als hinreichende 
Unterlage fflr die Nachprüfung der der erstinstanzlichen Entscheidung zu¬ 
grunde liegenden Erwägungen anerkannt werden. 

Was die Strafausmessung betrifft, so muss zunächst die Veröffentlichung 
der Entscheidung schon deshalb entfallen, weil auf sie im Beschlnssveifahren 
nicht erkannt werden darf. Strafmildernd kommt im Übrigen in Betracht, dass, 
wie der Angeschuldigte glaubwürdig angibt, sofort nach Einleitung des ehren¬ 
gerichtlichen Verfahrens das VerhUtnis zu N., das nur etwa sechs Wochen 
bestanden hat, gelöst worden ist. 

Die gesetzlich niedrigste Strafe erschien nach der ganzen Sachlage als 
ausreichende Sühne für die Verfehlung des Angeschnldigten. 

Es war daher in der Hauptsache, wie geschehen zu bescbliessen. 


Medizinal - Sesetzgebung. 

A.» Könlflprelolz Premmsen« 
Entschädigungsansprüche des Stellvertreters eines vollbesoldeten 
Kreisarztes. Erlass des Ministers der nsw. Medizinal-Ange- 
legenheiten vom 23. September 1903 — M. 3179 —. 

Nach § 31 Abs. 3 der Dienstanweisung für Ereisärzte erhält der Stell¬ 
vertreter eines vollbesoldeten Ereisarztes nur diejenigen Entscbädigangen, auf 
welche der Vertretene selbst Anspruch gehabt hätte. Dem vollbesoldeten Ereis- 
arzte steht ein persönlicher Anspruch auf Bezug von Gebühren für amtliche 
Gebühren nicht zu; er hat vielmehr die Gebühren an die Staatskasse abzu¬ 
führen. Dasselbe hat auch durch seinen Stellvertreter für die Dauer der Stell¬ 
vertretung zu geschehen. _ 


Riehtigkeitsbencheinignngen der Liquidationen der Kreisärzte 
ttber die ans Staatsfonds zu bezahlenden Tagegelder und Reisekosten. 
Erlass des Ministers der usw. Medizinal-Angelegenheiten 
vom 26. September 1903 — M. 3014 —. 

Es lassen sich allgemeine Regeln darüber nicht aufstelien, auf welche 
Weise sich der Regierungspräsident bezw. der Landrat die nötigen Unterlagen 
für die von ihnen zu erteilenden Bescheinigungen zu den Liquidationen der 
Ereisärzte über die aus Staatsfonds zu bezahlenden Tagegelder und Reisekosten 
zu beschaffen haben. Es muss vielmehr den Beamten nach ihrem pflichtmässigen 
Ermessen und nach Lage des Binzelfalls überlassen bleiben, wie sie sich die 
Ueberzeugning von der Richtigkeit der Liquidationen verschaffen wollen. Selbst¬ 
verständlich kann dieses auch durch Rückfrage bei den liquidierenden Elreis- 
ärzten geschehen. 
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Die von dem Stabisrate Prof. Dr. ühlenhnth in Greifswald er¬ 
mittelte Methode der Blntnntersnchnng. Erlass des Jnstisministers 
▼ om 24. J uli 1908 — I. Nr. 6283 — an sämtliohe Vorstandsbeamten der 
Oberlandesgericbte; mitgeteilt durch Erlass des Ministers der nsw. 
Medizinal-Angelegenheiten yom 8. September 1903. 

Von dem Stabtarste Prof. Dr. ühlenbutb in Greifswald ist eine Me¬ 
thode der Blutuntersnehnng ermittelt worden, welche es ermöglicht, die Art 
des in nntersnohenden Blntes festznstellen und namentlich Menschenblut mit 
Sicherheit von Tierblut su unterscheiden. Bei der Behandlung des zu unter¬ 
suchenden Blutes mit Serum aus dem Blute von Kaninchen, denen zuvor Blut 
anderer Tiere oder Menschenblut eingeepritst war, ergeben sich bestimmte Er¬ 
scheinungen, wenn das su untersuchende Blut von derselben Art ist, wie das 
zuvor dem Kaninchen eingespritzte. Es kann deshalb jede Art von Blut, wenn 
das entsprechende Serum angewendet wird, bestimmt werden. Die wissen¬ 
schaftliche Deputation fflr das Medizinalwesen hier hat sich ttber den Wert 
der Methode mit Hervorhebung von deren grosser Bedeutung wie folgt geäussert: 

„Die Erfahrungen ttber die Semmmethode der Blutbestimmnng sind bereits 
in Deutschland wie im Ausland so ausgedehnte, die Besnltate der Forschungen 
im wesentlichen so ttbereinstimmende, dass kein Zweifel mehr darttber be¬ 
stehen kann, dass diese neue biologische Methode in der Mehrzahl der Fälle 
mit grosser Sicherheit gestattet, frisches sowie an allen möglichen Gegen¬ 
ständen seit kttrzerer oder längerer Zeit angetrocknetes Blut nach seiner 
Herkunft zu bestimmen, Menschenblut von Tierblut, Blut verschiedener Tier¬ 
arten zu unterscheiden. Es ist daher dringend geboten, diese vortrefiliche 
Methode, welche natttrlich die alten bewährten Methoden des Blntnachweises 
nicht verdrängen, sondern nur ergänzen und vervollständigen soll, fttr die 
gerichtliche Praxis allgemein nutzbar su machen.* 

Als Institute, bei denen diese Methode seit längerer Zeit zur Anwen¬ 
dung gelangt, werden bezeichnet: 

das Hygienische Institut der üniversität in Greifswald, 

das Institut fttr Infektionskrankheiten in Berlin (Nr. 39, Nordufer), 

das Institut fttr Staatsarzneikunde in Berlin, 

das Institut fttr experimentelle Therapie in Frankfurt a. M. 

Diese Institute werden in erster Linie fttr die Vornahme von Unter¬ 
suchungen der in Bede stehenden Art empfohlen. 

Indem ich auf. diese Methode der Blutuntersnchung aufmerhsam mache, 
empfehle ich, in ailün geeigneten Fällen die üntersuchnngen nach ihr anszu- 
ftthren lassen. 

Abdrttcke dieser Verfttgung sind zur weiteren Mitteilung an die Land¬ 
gerichtspräsidenten und die Ersten Staatsanwälte des dortigen Bezirks beigefttgt. 


B. Koniflrirelola Saoluaen. 

Massnahmen gegen die Verbreitung des Keuchhustens durch 
Kindergärten. Erlass des Ministeriums des Innern vom 2. Juni 
1903 an die Kreishanptmannschaften. 

Mit Bflcksicht darauf, dass der Keuchhusten als eine in hohem Grade 
ansteckende und auch gefährliche Krankheit anznsehen ist, hat das Ministerinm 
des Kultus und Öffentlichen Unterrichts im Einverständnisse mit dem Ministerinm 
des Innern durch Verordnung vom 8. Mai 1903 die zu tunlichster Verhütung 
ansteckender Krankheiten durch die Schulen in der Verordnung vom 8. No¬ 
vember 1882 vorgeschriebenen Massregeln auch auf den Keuchhusten ausge¬ 
dehnt. Desgleichen hat das Ministerium des Innern nach GehOr des Landes- 
Medizinal-Kollegiums beschlossen, das in der Verordnung an die Kreishanpt¬ 
mannschaften vom 13. Juni 1885 fttr den Fall des Vorkommens von Masern, 
Scharlach, Pocken und Diphtheritis in Kinderbewahranstalten, Kindergärten 
und Kinderspielschulen Angeordnete auch auf die Fälle des Vorkommens von 
Keuchhusten zu erstrecken, dergestalt, dass die von der letztgenannten Eirank¬ 
heit befallen gewesenen Kinder erst nach völliger Genesung und, wenn hier^ 
ttber ein ärztliches Zeugnis nicht vorgelegt werden kann, erst dann, wenn die 
krampfartigen HnstenanfäUe aufgehOrt haben, zum Besuch der betreffenden 
Anstalt wieder znznlassen sind. 
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O. OroMciheirzofl^iuii Ba.deii. 

Einrichtung von üntersnchnngsämtem für ansteckende Eirank¬ 
heiten. Bunderlass (a) und Bekanntmachnng (b) des Ministeriums 
des Innern, der Jnstis and des Enltns rom 8. September 1901 
an die Grossherzoglichen Bezirks&rzte nnd Bezirksassistenzirzte. 

a. In der nächsten Nnmmer des Gesetz- and Verordnnngsblattes, sowie der 
„Aerztlichen Mitteilangen“ wird eine Ton dem Ministerinm der Jastiz, des 
Kaltos and Unterrichts and dem diesseitigen Ministerinm gemeinsam erlassene 
Bekanntmachnng obigen Betreffs znr yerOffentlichnng gelangen, dnrch welche 
die aach schon anderweit erprobte EinlQhrnng Ton üntersnchnngsämtem znm 
Zwecke einer wirksamen Bekämpfnng der Infektionskrankheiten anch in Baden 
znr Verwirklichong gebracht wird. Die Einrichtnng dieser Untersnchnngs- 
anstalten bernht anf der Erwägnng, dass es den in der Praxis stehenden 
Aerzten, anch denjenigen, welche sich ttber die Fortschritte anf dem Gebiete 
der bakteriologischen Forschnng dnrch Teilnahme an diesbestkglichen Korsen 
wie dnrch Bigenstndinm anf dem Lanfenden erhalten haben, doch im gegebenen 
Falle nicht nnr an der einzig dnrch fortgesetzte üebnng erreichbaren tech¬ 
nischen Sicherheit nnd Fertigkeit, sondern vor allem anch an der fttr solche 
Untersnchnngen notwendigen Zeit gebricht, nnd dass anderseits der Entstehnng 
nnd Weiterrerbreitnng von Epidemien in erfolgreicher Weise nnr dnrch so¬ 
fortige Feststellnng nnd Isoliernng der ersten Erkranknngsfälle yorgebengt 
werden kann, was bei Feststellnngen im klinischen Wege oft erst nach ge- 
ranmer Zeit möglich ist, während welcher sich der Anste^ngsherd bereits in 
gefahrdrohender Weise aasgedehnt haben kann. 

Um diesen Missständen abznhelfen, werden vom 1. Oktober d. J. an bei 
den Grossherzoglichen Hygienischen Institnten der Universitäten Heidelberg 
nnd Freibarg staatliche Untersnchnngsämter fttr ansteckende Krankheiten 
errichtet, deren Benntznng jedem Arzte unentgeltlich znr Verfttgnng 
steht; örtlich zuständig ist das Untersnchnngsamt in Heidelberg fttr die&eise 
Karlsruhe, Heidelberg, Mannheim nnd Mosbach, dasjenige in Freibnrg fttr die 
Kreise Konstanz, Villingen, Waldshat, Lörrach, Freibnrg, Offenbnrg nnd Baden. 
Die Untersnchnngen erstrecken sich anf die gemeingefährlichen Krankheiten 
Cholera nnd Pest nnd von den ttbrigen übertragbaren Krankheiten anf Tnber- 
knlose, Unterleibstyphus, Diphtherie, Gonorrhoe, Wnndinfektionskrankheiten 
nnd eventnell anch anf Inflnenza nnd Pneumonie; zugleich dienen diese An¬ 
stalten anch znr Ergänzung der Lebensmittelprttfnngsanstalten bei der Unter- 
snchnng von Nabrnngsmitteln nnd Getränken in Fällen, in welchen bakterio¬ 
logische Untersnchnngen znr Feststellnng etwaiger Erreger von Menschen- nnd 
Tierkrankheiten in Frage kommen. Derjenige Arzt, welcher die nene Ein¬ 
richtnng benutzen will, bat die zur Untersncbnng bestimmten Proben nach den 
in den „Aerztlichen Mitteilungen“ znm Abdrucke gelangenden Anleitungen der 
Anstalt zu übersenden. Die znr Einsendung von Untersnchnngsobjekten nötigen 
Gefässe gehen dem Arzte anf Verlangen von dem Untersnchnngsamte zu, ausser¬ 
dem werden solche in sämtlichen Apotheken des Landes bereit gehalten nnd 
anf Verlangen unentgeltlich an Aerzte abgegeben. Die Mitteilung des Ausfalls 
der Untersnchnng, welche in der Begel 10 bis 12 Standen in Anspruch nimmt, 
erfolgt je nach Wunsch mündlich, schriftlich, telephonisch oder telegraphisch 
nnd stets nnr an den Arzt, in keinem Falle an den Kranken selbst. 

Indem wir wegen der Einzelheiten auf die in dem Gesetzes- nnd Ver¬ 
ordnungsblatt nnd in den „Aerztlichen Mitteilungen“ erscheinende Dienstordnung 
der Untersnchnngsämter für ansteckende Krankheiten nnd insbesondere die in 
der letztgenannten Zeitschrift znm Abdrucke gelangenden Vorschriften und 
Batschläge fttr die Entnahme and Einliefemng der Proben, sowie die znr An¬ 
wendung kommenden Formulare verweisen, beauftragen wir die Grossherzog¬ 
lichen Bezirksärzte, die in ihrem Dienstbezirke ansässigen Aerzte, Vorstände 
von Krankenhänsem and Heilanstalten, sowie die Apotheker anf die nene Ein¬ 
richtung besonders hinznweisen. 

b. Bekanntmachung. 

_ Wir bringen hiermit znr öffentlichen Kenntnis, dass vom 1. Oktober d. J. 
an bei den hygienischen Instituten der Universitäten Heidelberg nnd Freibnrg 
Untersnchnngsämter fttr ansteckende Krankheiten errichtet werden, deren Ver¬ 
hältnisse dnrch die anliegende Dienstordnung der Untersnchnngsämter fttr an¬ 
steckende Krankheiten geregelt sind. 
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Dienstordnimg der Unterenchungaftmter für ansteckende 

Elrankkeiten. 

§. 1. Die üntersaehnng fttr ansteckende Eiankbeiten, welche den Gross- 
herzoglichen Hygienischen Instituten zu Heidelberg und Freibarg angegliedert 
sind, haben die Anfgabe: 

a. behuls wirksamer Bekämpfung der ansteckenden Elrankheiten den 
praktischen Aerzten und den Sanitätsbeamten eine tunlichst frühzeitige Fest¬ 
stellung derjenigen Infektionskrankheiten zu ermöglichen, deren Erreger seiner 
Zeit bekannt und der bakteriologischen Ermittelung zugängig sind; hierher 
gehören Yon den gemeingefährlichen Krankheiten Cholera und Pest und von den 
übrigen übertragbaren Krankheiten: Tuberkulose, Unterleibstyphus, Diphtherie, 
Gonorrhoe, Wandinfektionskrankheiten, eyent. auch Influenza und Pneumonie; 

b. in Ergänzung der Aufgaben der Lebensmitteluntersuchungsanstalten 
bei der Untersuchung ron Nahrungsmitteln und Getränken mitzuwirken in 
Fällen, in welchen bakteriologische Untersuchungen zur Feststellung etwaiger 
Erreger yon Menschen- und Tierkrankheiten in Frage kommen. 

§. 2. Die Untersuchungsämter führen diese Untersuchungen aus auf 
Ersuchen der praktischen Aerzte, der ärztlichen Vorstände yon Kru^enhäusern, 
sowie der Sanitätsbeamten des Landes. 

Oertlich zuständig ist das Untersnchnngsamt in Heidelberg für die Kreise 
Karlsruhe, Heidelberg, Mannheim und Mosbach; 

das Untersuc bangsamt in Freibarg für die Kreise Konstanz, Villingen, 
Waldshat, Lörrach, Freibarg, Offenbach und Baden. 

§. 3. Die Untersuchungsämter sind geöffnet: 

an Werktagen yormittags yon 8—12 Uhr und nachmittags yon 3—7 Uhr, 

an Sonntagen yormittags yon 10—12 Uhr. 

In besonders dringenden Fällen werden auch ausserhalb dieser Dienst¬ 
standen Untersuchungen ausgeführt. 

§. 4. Die Untersuchungsämter sind während der Dienststunden zu münd¬ 
licher, schriftlicher, telegraphischer und telephonischer Anskunft an praktische 
Aerzte und Sanitätsbeamte stets bereit. 

Die zur Untersuchung bestimmten Proben können eingeliefert werden 
durch persönliche Uebergabe seitens der Aerzte oder deren beglaubigte Ver¬ 
treter, oder durch Zusendung mit der Post. 

§. 5. Um die Einsendung yon Untersuchungsobjekten zu erleichtern, 
werden seitens der Untersuchungsämter den Aerzten des Landes für die Ent¬ 
nahme, Aufbewahrung und Beförderung der Proben geeignete Gtofässe auf Ver¬ 
langen aasgehändigt, bezw. zugesandt, und überdies in sämtlichen Apotheken 
des Landes zur Verfügung bereit gestellt. 

Jedem Gefäss ist in yerschliessbarem Umschlag eine Meldekarte beige¬ 
fügt, auf der, um Verwechselungen und Irrtümer zu yerhüten, der Name, du 
Alter^ des Patienten, du Datum, sowie der Name des betreffenden Arztes in 
deutlicher Schrift yerzeichnet werden soll. Jedes Gefäss ist ausserdem no^ 
auf dem Schild mit der Nummer der Meldekarte yersehen. Bedienen sich die 
Aerzte aus irgend welchem Grande dieser Gefässe und ihrer Beizettel nicht, 
so sind diese Angaben in anderer Weise dem Untersnchnngsamt zugänglich 
zu muhen. 

§. 6. Die Entnahme der Proben hat genau nach der yon dem Unter- 
suchnngsamt hierfür erlassenen Anweisung, die den Aerzten mitgeteilt und 
ausserdem jedem Geföss beigeffigt werden wird, zu erfolgen. 

^ Wegen der Entnahme der Proben yon Nahrungs- und Gennssmitteln wird 
auf die hierüber bestehenden besonderen Vorschriften (yergl. Prof. G. Bupp, 
Anleitung zur Probeentnahme yon Nahrungs- und Genussmitteln, sowie Ge- 
brauohsgegenständen, Karlsruhe, Fr. Gut sch, 1899) yerwiesen. 

§. 7. Bei Einsendung durch die Post ist die Sendung als Packet, in der 
heissen Jahreszeit oder in besonders dringenden Fällen als „dringendes Packet" 
aufzugeben. Zum Verpacken dürfen nur feste Kisten — keine Zigarrenkisten, 
Pappschuhtein und dergleichen benutzt werden. Mit Untersacbungsmaterial 
beschickte Deckgläschen werden in signierte Stückchen Fliesspapier einge¬ 
schlagen und mit Watte fest in einem besonderen Schächtelchen yerpackt. ^ Die 
Gefässe und Schächtelchen mit dem Untersuchungsmaterial sind in den Eisten 
mittels Holzwolle, Heu, Stroh, Watte und dergleichen so zuyerpacken, dussie 
unbeweglich liegen und nicht auseinander stossen. Die Sendung muss mit starkem 
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Bindfaden eingesdbnQit, yeniegelt nnd mit der dentlich geschriebenen Adresse 
des Untersachnngssmtes, sowie mit dem Vermerk „Vorsieht* yersehen werden. 

Bei den nicht „gemeingeffthrlichen Krankheiten* (s. §. 1) kann die Ver¬ 
packung in einer Kiste unterbleiben, sofern die seitens der Untersuchungsämter 
zur Verfügung gestellten Versandtgefösse benutzt werden. 

In eine Sendung dürfen immer nur üntersnohnngsmaterialien yon einem 
Kranken oder einer Leiche gepackt werden. 

§. 8. Die Mitteilung des Ausfalls der Untersuchung, welche in der Begel 
10 bis 12 Stunden in Anspruch nimmt, erfolgt je nach Wunsch mündlich, 
schriftlich, telephonisch oder telegraphisch und nur an die Aerzte, in keinem 
Falle an den Kranken selbst. 

§. 9. Die Untersuchungen werden unentgeltlich ausgeftthrt. 

1. Vorschriften und BatschlKge für die Entnahme nnd Ein- 
liefernng der Proben yon Material yon Kranken. 

Für alle in den nachstehenden Spalten nicht aufgeführten, selteneren 
Krankheitsfälle (z. B. Wnndinfektionskrankheiten, epidemische Cerebrospinal¬ 
meningitis usw.) bittet man, sich mit dem Untersuchnngsamt besonders in 
Verbindung zu setzen nnd die Auskunft dessen einzuholen. 


Untersuchung 

auf: 

1. Tuberkulose. 


Entnahme der Proben. 

Der Auswnrf, am besten das 
Morgensputum, wird entweder yon 
dem Kranken unmittelbar in das 
Entnahmegefäss gespuckt oder in 
das Gläschen aus dem sonst be¬ 
nutzten Speigefäss übergefttllt. Das 
Entnahmegefäss ist sorgfältig mit 
dem Korkpfropfen zu yerschliessen. 

Für andere Se- nnd Ezkrete 
als Lungenauswurf gelten die glei¬ 
chen Vorschriften in entsprechender 
Weise. 


2. Diphtherie. 


Das Glasröbrchen, das die Tupfer- 
sonde enthält, wird geöffnet, letztere 
mit ihrem unteren, den Watten¬ 
pfropfen tragenden Ende über die 
yerdächtige Stelle gestrichen nnd 
wieder in das GlasrOhrchen znrück- 
gebracht. 

(Korken festen aufsetzen!) 


3. Typhus 
abdominalis. 


a. Blut zur Ausführung der 
Vidalschen Probe. 

Durch Einstich mit einer Lan¬ 
zette, Skalpell, Nadel n. s. f. wird 
aus der yorher mit Wasser nnd 
Seife gereinigten Fingerkuppe oder 
dem Ohrläppchen V* bis 1 ccm 
(= 10 bis 20 Tropfen) Blut ent¬ 
nommen und in dem hierfür be¬ 
stimmten Röhrchen anfgefangen. 

(Gummipfropfen des Röhrchens 
sorgfältig aufsetzen I) 


Bemerkungen: 


Während der letzten 
Stunden yor der Ent¬ 
nahme darf ein örtliches 
Antiseptikum nicht zum 
Spülen, Gurgeln usw. an¬ 
gewendet werden. 

Die Röhrchen sind mög¬ 
lichst rasch dem Unter- 
snchnngsamt zu über¬ 
mittele_ 

Im Notfall genügt unter 
Umständen selbst eine 
noch geringere Menge 
Blut. 

Das Röhrchen ist dem 
Untersuchnngsamt mög¬ 
lichst sofort zu über¬ 
senden. 


b. Fäces nnd Urin. 
Einliefernng in den für die Ent¬ 
nahme des Lungenauswurfs be¬ 
stimmten Gefässen. 


Es wird bemerkt, dass 
der Nachweis der Typhns- 
bazillen in Fäces und Urin 
umständlich nnd lang¬ 
wierig ist, nnd das iS- 
gebnis erst nach mehreren 
Tagen festgestellt werden 
kann. 
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4. Gonorrhoe. 

Das aus der Harnröhre nsw. l 
stammende Sekret wird anf den 
Objektträger gebracht nnd anf 
diesem sofort mit einem anderen 
Objektträger ansgestrichen. Die 
ansgebreitete Schicht muss, bevor 
die Objektträger wieder eingepaekt 
werden, an der Luft völlig trocken 
geworden sein. 


5. Influenza. 

Der Answnrf ist zn entnehmen 
nnd einznsenden wie bei 1 (Tuber¬ 
kulose). 

Dem Aoswnrl darf 
irgend ein antiseptisches 
Mittel unter keinen Um¬ 
ständen zngesetzt werden. 

6. Pneumonie. 

Wie bei 5. 

Wie bei 5. 


2. Formulare fttr die Bttckmeldnugen 
der üntersnohungsämter an die einsendenden Aerzte etc. 
Sehr geehrter Herr Kollege! 

Die bakteriologische Untersuchung des am. 

.eingeschiokten Materials, stammend von . . 


hat folgendes ergeben: 

Der Direktor. 

Da bei der Untersnohiuig eines Answurfi nsw. anf Tuberkelbazillen nur ein positiyer Befund 
völlig Gewissheit bietet, ein negatives Ergebnis aber aus bekannten Gründen — wechselnde Her¬ 
kunft des Materials aus den verschiedenen Teilen der Respiratioswege, Schwankungen in der Menge 
der abgesonderten Bazilen u. s. f. — zu sicheren Schlüssen nicht berechtigt, so stellen wir die 
nochmalige Zusendung von Lungenauswurf des betreffenden Kranken anheim, falls diese zur Sicher¬ 
stellung der Diagnose noch notwendig erscheint. 

Da bei der Untersuchung auf das Vorkommen der Diphtheriebazillen mit der Möglichkeit 
gerechnet werden muss, dass das übersandte Material die Bazillen zufällig nieht enthielt, während 
diese in anderen benachbarten Teilen vorhanden waren, so berechtigt der negative Befund einer 
einmaligen Prüfung noch nicht zu sicheren Schlüssen; wir stellen daher die nochmalige Uebermit- 
telung einer Probe von dem betreffenden Kranken anheim, falls dies zur Sicherstellnog der Diagnose 
noeh notwendig erscheint. 

Da bei der Vidalschen Reaktion nur ein positiver Befund völlige Gewissheit bietet, ein 
negatives Resultat aber auch durch den verspäteten Eintritt der agglutinierenden Kraft des Blutes 
bedingt sein kann, so stellen wir die nochmalige Zusendung einer Probe von dem betreffenden 
Eiranken anheim, falls dies zur Sicherstellung der Diagnose noch notwendig erscheint. 

3. Aafsehriften anf den Httllen der Sendungen nnd Form 

derselben. 

Unmittelbar an das Hygienische Institut (Untersnchungsamt) su senden 
oder in der Apotheke abzugeben. 

An 

das Hygienische Institut 
(Untersnchungsamt) 

Meldekarte und Anweisung Freibnrg (Heidelberg), 

ftlr Entnahme einliegend. 

4. Form und Inhalt der Meldekarte. 


Nr, 


Meldekarte. 


Name 


(Vor- und Zuname des Kranken.) 

Alter:.. 

Wohnung:. 

Art des Materials und der gewtlnschten Untersuchung: 


Besondere Bemerkungen:. 

Das Ergebnis der Untersuchung soll schriftlioh, telephonisch, tele- 

grapuisch, an Dr.. .Strasse 

(Telephon-Nr. . . .) mitgeteilt werden. 


VerantwortL Bedaktenr: Dr.Bapmund, Beg.-u. Oeh.Med.-Bat in Minden i.W. 

J. 0» 0« Brmas, H. 8. «• F» 8elu-L. Hof-Buehdniekerai ia lOndaii. 
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Nr. 22. 15. November. 190B. 

■ ■■ -. SSSSiSmSSmSmSmSSSm^^ 

Rechtsprechung. 

Ein Gegenstand ist nicht nur dann „an nnzttchtigem Gebrauch 
bestimmt“, wenn schon der Gebrauch selbst als eine unzüchtige Hand* 
Inng sich dartelit, sondern auch dann, wenn seine Verwendung der 
Ausübung unzüchtiger Handlungen in irgend einer Weise förderlich 
sein soll. Urteil des Beichsgerichts (Str.*Sen.) vom 19. Juni 1903. 

Die Beantwortang der Frage, ob die von dem Angeklagten dem Pnbliknm 
unter dem Namen „Viro“ durch Prospekte und Anschreiben angekOndigten und 
angepriesenen Mittel „zu nnzttchtigem Gebrauche bestimmte Gegenstände“ waren, 
hing davon ab, ob sie vermdge ihrer besonderen Beschaffenheit zu nnzttchtigem 
Gebrauche sich eignen nnd erfahrungsgemäss dazu Verwendung finden. Der 
Vorderrichter bejaht die Frage, weil aus den Prospekten nnd Anschreiben sich 
klar für den Leser ergebe, dass es sich um Mittel handle, die yorzugsweise 
dazu bestimmt sind, beim ansserehelichen Beischlaf benutzt zu werden, um 
Schutz gegen die Gefahr ansteckender Geschlechtskrankheiten zu gewähren. 
Einen Rechtsirrtnm lässt diese Entscheidung nicht erkennen, auch wenn man 
die weitere Begrttndung beiseite lässt, dass der Prospekt, indem er jene Ge¬ 
fahr zu verhttten vergibt, seinem ganzen Inhalte nach zum ansserehelichen 
Beischlaf „anreizt“. Denn wie die Strafbarkeit der Verbreitung nnzttchtiger 
Schriften, Abbildungen nnd Darstellungen keineswegs davon abhängt, dass die¬ 
selben geeignet erscheinen, geschlechtliche Lttsternheit anznregen, so kommt 
im Falle der Nr. 3 des § 181 Str. G. B.s es nicht darauf an, ob die Ankttn- 
dignng oder Anpreisung zur Unzocht anznreizen geeignet erscheint, sondern 
nur darauf, ob die angekttndigten Gegenstände erkennbar zu nnzttchtigem Ge¬ 
brauche bestimmt sind. Nun meint die Revision, der Gebrauch selbst mttsse 
nnzttchtig sein, nnd das treffe nur da zu, wo durch die Anwendung des Gegen¬ 
standes „der Beischlaf an sich erleichtert oder ermöglicht werde, die Be¬ 
nutzung also auf den Beischlaf als solchen eine Einwirkung habe“, wie bei 
den konzeptionshindernden Mitteln. Dem ist jedoch, ganz abgesehen davon, dass 
der „unzttchtige Gebrauch“ sich nicht mit einer Beischlafsvollziehnng zu decken 
braucht, nicht beiznstimmen. Allerdings will der Gesetzgeber die Ankündigung 
solcher Gegenstände hintertreiben, die erkennbar bei der Verttbnng unzttch- 
tiger Handlungen gebraucht zu werden bestimmt sind; das will aber nicht 
besagen, dass schon „der Gebrauch selbst“ als eine unzttchtige Handlung 
sich darstellen mttsse, vielmehr ist ein Gegenstand auch dann zu nnzttchtigem 
Gebrauche bestimmt, wenn seine Verwendung der Ausübung nnzttchtiger 
Handlungen in irgend einer Weise förderlich werden soll. Steht sonach 
fest, dass das hier angepriesene Mittel vorzugsweise beim ansserehelichen Ge¬ 
schlechtsverkehr benutzt werden sollte, um die Ansteckungsgefahr zu beseitigen, 
sollte es mithin der gefahrlosen Ansttbnng des ansserehelichen Geschlechts¬ 
verkehrs dienen, so war es — wenngleich nicht ein Mittel zur Verttbnng 
der Unzucht — immerhin im Sinne des Gesetzes zu nnzttchtigem Gebrauch 
bestimmt, nnd seine öffentliche Ankündigung strafbar. 


Recht snr Durchsuchung nnd Beschlagnahme im Disciplinarrer- 
fahren. Beschluss des Kammergerichts (Str.-S.) vom 12. Januar 
1903.*) 

Die Rechtsprechung ist stets davon ansgegangen, dass die Vorschriften 
des allgemeinen Strafverfahrens auf das Disziplinarverfahren entsprechende 

*) Mitgeteiit durch Erlass des Ministers des Innern vom 14. Sep¬ 
tember 1903. 
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Anwendung finden, and dass aach nach der BegrOndang znm Gesetze, betreffend 
Abftnderangen von Bestimmungen der Disziplinargesetze, Tom 9. April 1879 
die allgemeinen Vorschriften der Deutschen Strafprozessordnung, soweit die¬ 
selben mit dem Wesen und Zwecke des Disziplinarverfahrens vereinbar sind, 
bei denselben ergänzend zur Anwendung zu bringen sind. Sonach sind auch 
in einem Disziplinarverfahren die Vorschriften der Strafprozessordnung Ober 
Beschl^nahme und Durchsuchungen zur Anwendung zu bringen, um der 
Disziplinarbehörde die Beweismittel zu verschaffen, deren sie zur Entschei¬ 
dung ttber die Einleitung der förmlichen Dissiplinamntersnchang bedarf; 
denn der Anwendbarkeit dieser Vorschriften steht ein in der Natur des 
Disziplinarverfahrens liegender Grund nicht entgegen, da, soiern es sich bei 
der Durchsuchnng und Beschlagnahme um Beschaffung von Beweisen handelt, 
das Disziplinarverfahren, wie das Strafverfahren den Zweck der Ermittelung 
der materiellen Wahrheit verfolgt und das bei beiden Verfahren obwaltende 
öffentliche Interesse der Mittel nicht entbehren kann, welche die Durchführung 
und Beschlagnahme einer zweckentsprechenden Durwftthrung des Verfahrens 
zu bieten vermag. 


Begriff „Grosshandel**. Urteil des E. Obersten Landes¬ 
gerichtes in Mflnchen vom 2. September 1903. 

Für den Begriff des Grosshandels ist in Ermangelung einer gesetzlichen 
Begriffsbestimmung die Auffassung der beteiligten Vetkehrskreise massgebend. 
Eine scharfe Grenze zwischen Gross- und Kleinhandel lässt sich nicht ziehen; 
es lässt sich nur sagen, dass gewisse Merkmale beim Grosshandel, gewisse 
andere beim Kleinhandel sich regelmässig zu finden pflegen. Als regelmässige 
Merkmale des Grosshandels gelten insbesondere, dass Gegenstand der einzelnen 
Geschäfte eine verhältnismässig grosse Warenmenge ist, das ist eine Menge, 
welche im Verhältnis zu der in den Verkehr gelangenden Gesamtmenge der 
betreffenden Ware als gross erscheint, ferner, dass die Ware zum Zweck der 
Weiterveräusserung oder zum handwerks- oder fabrikmässigen Verbrauch ab¬ 
gesetzt wird und zwar meist innerhalb eines räumlich ausgedehnten Absatz¬ 
gebiets aus grösseren Lagerbeständen, oft in der vom Produzenten stammenden 
Verpackung und gewöhnlich zu einem mit Bflcksicht auf die Grösse der abge¬ 
nommenen Menge ermässigten Preise. Der Kleinhändler dagegen verkauft 
meist vom Produzenten oder dem Grosshändler bezogene Waren in offenem 
Laden an den Konsumenten in kleineren, dem Bedflrfiiis des Käufers ange- 
pasiten Mengen zu einem höheren Preis als dem im Grosshandel üblichen. 

Unter Berttcksichtigung dieser Gesichtspunkte und etwaiger weiterer für 
den Binzelfall bedeutungsvoller Umstände hat der Tatrichter darfiber, ob Gross¬ 
oder Kleinhandel vorliege, Entscheidung zu treffen, welche, insoweit sie auf 
dem ihm eingeränmten Ermessen beruht, der Bevision unzugänglich ist. 

Hielt der Angeklagte den Balsam auch fttr Konsumenten feil, so war 
zu erwägen, ob mit dieser Art des Geschäftsbetriebs die Annahme des Gross¬ 
handels vereinbar sei. Hierbei war in Betracht zu ziehen, dass der Absatz 
an Konsumenten wenigstens der Begel nach Kleinhandel ist und nur ausnahms¬ 
weise sich als Grosshandel darstellen kann. Keinesfalls wird die Annahme des 
GrosshMdels in diesem Fall hinreichend begründet durch die Fesstellung, dass 
der Balsam nur in Quantitäten abgesetzt wurde, die das angenblickliohe Be- 
dOrfnis des kaufenden Konsumenten Überstiegen ; der zwischen einem Kauf¬ 
mann, dessen Geschäftsbetrieb im allgemeinen sich als Kleinhandel darstellt, 
nnd einem Konsumenten abgeschlossene Kauf kann nicht schon deshalb als 
Grosshandelsgeschäft angesehen werden, weil der Käufer nicht bloss den 
augenblicklichen, sondern auch einen künftigen Bedarf seines Haushalts deckt 


Chinosolprfiparate sind dem freien Verkehr überlassene Desinfek¬ 
tionsmittel. Urteil des Landgerichts zu Verden vom 14.Febrnar 
1908. 

Durch das in der Berufungsinstanz eingeholte Gutachten des Kgl. Me- 
dizinalkollegiums in Hannover ist erwiesen, dass das fragliche Chinosolpulver 
ans einer Mischung von Chinosol mit Lycopodinm, Amylnm und Talcum be¬ 
steht und dass die 2—Chinosol enthaltene Mischnng bei diesem Prozent¬ 
satz noch eine desinfizierende Wirkung hat, dass das Chinosolstrenpnlver somit 
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al« DesiiifektioiiBiiiitttel annueken ist, und dass der Verkauf desselben aneh 
als Heilmittel f^eigegeben ist, da es keine Stoffe enthält, die in den Apotheken 
ohne eine Anweisnng eines Arstes, Zahnantes oder Tierarates nicht abgegeben 
werden dttrfen. Die ans derselben tatsächlichen Feststellnng des Vorderrioh« 
ters erfolgte Freispreohnng war ToUkemmen begründet and die Bemfnng gegen 
dieses Urteil in verwerfen. 


Feilhslten von Hämatogen in Drogenhandlnngen. Urteil des 
Landgerichts Bromberg vom 8. Juni 1908. 

Nach dem Gatachten des Kreisarztes Dr. H. in Bromberg fällt das von 
dem Angeklagten verkanfte Hommels Hämatogen, welches sieh als ein flttssiges 
Gemisch von eingedicktem Blat, Glyzerin and Wein darstellt, als solches nnter 
die in Nr. 5, Lit. A des Verzeichnisses zn der Kaiserlichen Verordnung vom 
22. Oktober 1901 anfgefflhrten Zabereitangen. . . . 

Der Verkauf der Znbereitnngen ansserhalb der Apotheken ist nur dann 
verboten, wenn sie als «Heilmittel" verkauft werden. Hommels Hämatogen 
wird aber ausserdem, wie die Hauptverhandlung erwiesen hat, auch als Nähr¬ 
mittel, d. h. als Mittel zur Stärkung und Kräftigung ausserhalb von Krank- 
heitsfUlen, theoretisch angesehen — es ist in Hägers Handbuch der pharma- 
lentisohen Praxis als Nährmittel anfgefflhrt. 

Insoweit das genannte Hämatogen als ein solches, nicht als Heilmittel, 
in Frage kommt, ist der Handel mit demselben den Drogisten freigegeben, 
und es genügt deshalb die Feststellung, dass der Angeklagte Hommels Häma¬ 
togen verkauft hat, nicht zur Begründung seiner Schuld, vielmehr bedarf es 
des Nachweises, dass das genannte Hämatogen von dem Angeklagten oder mit 
dessen Willen von seinen Angestellten in bestimmten einzelnen Fällen nicht als 
Nährmittel, sondern als Heilmittel verkauft worden ist, sei es direkt, sei es 
nnter Umständen, die bei ihm keinen Zweifel anflassen konnten, dass das Häma¬ 
togen lediglich als Heilmittel gekauft werde: also entweder dolos oder nur onplos. 

Dies ist aber durch die Hauptverhandlung nicht erwiesen worden. Bs 
ist in dieser Beziehung nicht nur nicht erwiesen, dass der Angeklagte die 
Anwendung als Heilmittel als selbstverständlich vorausgesetzt hat, oder dass 
er bei Anwendung der schuldigen Sorgfalt hat annetoen müssen, dass der 
Käufer Hommels Hämatogen als Heilmittel anwenden wolle, sondern es ist 
sogar festgestellt worden, dass der Angeklagte seinen Angestellten verboten 
hat, das genannte Hämatogen als Heilmittel zn verkaufen, vielmehr geboten 
hat, das Hämatogen nur unter der Versicherung den Käufern zu verabfolgen, 
dass es nur als Nährmittel verkauft werde, und ausserdem auf jeden Karton, 
in dem eine Flasche Hämatogen sich befand, zwei Zettel hat kleben lassen, 
welche den Käufer darauf aufmerksam machten, dass der Inhalt kein thera¬ 
peutisches Heilmittel, sondern nur ein Nähr- und Kräftigungsmittel sei. 

Der Angeklagte hat mithin Hommels Hämatogen als Nährmittel und 
nicht als Heilmittel verkauft. Hiermit entfällt aber die Voraussetzung des 
§. 1 der genannten Kaiserlichen Verordnung und mit ihr auch die des §. 867, 
3 Str. G. B., und es musste daher unter unter Aufhebung des erstinstanslichen 
Urteils die Freisprechung des Angeklagten erfolgen. 


Begriff «Vorbengnngsmittel". Urteil des Kammergerichts 
(Str.-S.) vom 6. Oktober 1908. 

Nach §. 1 der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 dürfen 
bestimmte Mittel als Heilmittel (Mittel zur Beseitigung oder Linderung von 
Krankheiten bei Menschen oder Tieren) ausserhalb der Apotheken nicht feil¬ 
gehalten oder verkauft werden. Der Vorderrichter rechnet zn den Heilmitteln 
auch die sogenannten Vorbeugnngsmittel, da sich ihrer nur derjenige bediene, 
dessen Organismus eine krankhafte Störung oder Anlage habe und dies nur 
tue, um die Störung möglichst wenig fühlbar zu machen. Dieser Auffassung 
kann nicht beigetreten werden. Heilmittel sind, wie der Sprachgebrauch und 
die im Gesetz enthaltene Begriffsbestimmung ergeben, Mittel, die bewirken 
sollen, dass ein krankes Lebewesen wieder gesund wird. Dagegen sind Vor- 
beugungs- und Verhütungsmittel solche Mittel, die bewirken sollen, dass ein 
gesundes Lebewesen nicht krank wird. Der gesunde Mensch bedient sieh der 
letzteren Mittel, wenn er entweder nach seiner körperlichen Beschaffenheit zu 
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einer solohen Krankheit neig^, oder anderweitige Umstände die Gefahr einer 
solchen Erkrankung begründen. 

Die Verordnung bat die oben entwickelte Begriffsbestimmnng des Heil¬ 
mittels offenbar zu dem Zwecke gegeben, um Mittel zar Erhaltung und Kräfti¬ 
gung der Gesundheit, sowie Mittel zur Verhütung von Krankheiten von dem 
Apothekerprivileg auszuschliessen. Dieses ergibt sowohl der Wortlaut der Ver¬ 
ordnung, als der Umstand, dass dem 1899 veröffentlichten Entwurf der Ver¬ 
ordnung von 1901 ein Gutachten des Beiohsgesnndfaeitsamts heigegehen war, 
in welchem es heisst: „In diesem Entwurf sind im §. 1, Abs. 1 die Mittel zur 
Verhütung von Krankheiten zu den Heilmitteln nicht gerechnet und ist daher 
das Apothekenprivileg auf diese nicht ausgedehnt worden. Diesseits muss 
dieser Ansicht beigetreten werden.“ Die vorliegende Auffassung wird auch in 
der Literatur allgemein geteilt (vergl. besonders die Kommentare zu der 
Kaiserlichen Verordnung von 1901 von Meissner S. 26 und Cracau S. 19; 
Böttcher, die reiohsgesetzlichen Bestimmungen über den Verkehr mit Arz¬ 
neimitteln, 4. AnfL, S. 18, Sonnenfeld, Drogistengesetze S. 26). Somit 
würden sich die Angeklagten, wenn sie ein Mittel als Vorbengnngsmittel und 
nicht als Heilmittel feilgeboten hätten, nicht strafbar gemacht haben. Es 
fragt sich aber, ob die Angeklagten die Mittel in der Tat als Vorbengnngs¬ 
mittel feilgehalten oder oh sie dieses nur fingiert haben, um sich der Be¬ 
strafung zu entziehen. Es wird zu erwägen sein, ob nicht für letztere An¬ 
nahme die Tatsache spricht, dass die Angeklagten den Brusttee in der öffent¬ 
lichen Ankündigung solchen Personen empfehlen, welche an den Atmnngsorganen 
erkrankt sind. Behufs Feststellung dieses Punktes war die Sache unter Auf¬ 
hebung des angefochtenen Urteils zur anderweitigen Verbandlnng und Ent¬ 
scheidung an das Berufungsgericht zurückzuweisen, welches anä über die 
Kosten der Bevisionsinstanz zu entscheiden bat. 


Mttllabfabrgebtthren. Urteil des Preussischen Oberver- 
waltnngsgerichts 8.) vom 12. Juni 1902. 

Wenn die polizeiliche Verpflichtung zur Beseitigung des Mülls gegen¬ 
über einem Ortsstatute, nach dem die Stadtgemeinde die regelmässige Abfuhr 
der Asche und des sonstigen Hansunrats „übernimmt“, bestehen bleibt, so kann 
die Aufgabe und Leistung nur dahin verstanden werden, dass die getroffene 
Veranstaltung die im öffentlichen Interesse wünschenswerte and zweckmässige 
Art der Beförderung der Abfallstoffe sichern und den Hansbesitzem die ihnen 
grundsätzlich nach wie vor obliegende Ausführung erleichtern will. Die Stadt¬ 
gemeinde ist berechtigt, für diese Erleichterung Gebühren zu verlangen; in¬ 
dessen bildet eine unerlässliche Voraussetzung der Gebührenfordernng im Ein- 
zeHalle die Benutzung der Veranstaltung durch den, dem die Gebühr abver¬ 
langt wird. _ 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Reiolz. 

Verkehr mit Arzneimitteln. Bekanntmachung des Reichs¬ 
kanzlers vom 1. Oktober 1903. 

Auf Grund des § 4 der Kaiserlichen Verordnung, betreffend den Verkehr 
mit Arzneimitteln, vom 22. Oktober 1901 (B.-G.-B1. S. 380) wird bestimmt: 
Enkal^tnsmittel Hess’ (Enkalyptol nnd Eukalyptusöl Hess*), 

Homeriana (auch Brusttee Homeriana, russischer Knöterich, Polygonum 
avicnlare) und 

Knöterichtee, russischer, Weidemanns (auch russischer Knöterich- oder 
Brusttee Weidemanns) 

werden vom 1. Januar 1904 ab von dem Feilhalten nnd Verkaufen ausserhalb 
der Apotheken unbeschadet der Bestimmung im § 3 der bezeichneten Verord¬ 
nung mit der Wirkung ausgeschlossen, dass auf sie die Bestimmung des § 1 
Abs. 1 der Verordnung Anwendung findet. 

B. PsreTtsaen. 

Besuch klinischer Vorlesungen durch Studierende als „Prakti¬ 
kanten“ oder „Auskultanten“. Runderlass des Ministers der usw. 
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Hedisinalangelegenlieiteii yom 4. September 1908 an elmtliebe 
üniTeraitäts - Enratoren. 

In Verfolg der anf meine Verfflgnng Tom 6. Hirn 1902 — ü. 1. 181 M. 
eingegangenen Berichte bestimme ich, dass bei der Bescheinigung des Besncbes 
Uinischer and poliklinischer Vorlesungen künftig im Anmeldebnche und im 
Abgangsneugnisse ausdrücklich herrorznheben ist, ob die Zulassung des Stu¬ 
dierenden nn der Vorlesung als Praktikant oder nur als Auskultant er¬ 
folgt ist. Da die Zulassung zum Praktizieren in Gemftssheit des Erlasses Tom 
22. August 1895 — ü. I. 1211 — nur erfolgen kann, wenn die Studierenden 
die ürztlicbe Vorprüfung innerhalb des Deutschen Reiches oder eine ent¬ 
sprechende Prüfung im Auslande vollständig bestanden haben, so wird das Ob¬ 
walten dieser Voraussetzung beim Belegen und Anmelden der Vorlesungen 
durch Vorlegung des betreffenden Prüfungszengnisses nachzuweisen sein, sofern 
nMt bereits vorher eine bezügliche Eintragung in das Anmeldebuch erfolgt. 

Für derartige vorherige Eintragungen empfiehlt sich nach dem Vor¬ 
schläge der medizinischen Fakultät der Universität Breslau etwa folgendes 
Verloren: 

1. Bei Studierenden, welche nach bestandener Vorprüftmg an der Uni¬ 
versität, bei welcher sie abgelegt ist, verbleiben, macht der Dekan bezw. der Vor¬ 
sitzende der Prüfungskommission im Anschluss an das Examen in das An-, 
meldebneh auf die Rückseite des ersten Blattes den Vermerk: 

„Vorprüfung am.bestanden. 

N., den. 

N. N. 

Dekan bezw. Vorsitzender 
der Kommission für die ärztliche Vorprüfung." 

2. Bei Studierenden in klinischen Semestern, welche von auswärts kommen, 
lässt sich der Universitäts-Sekretär bei der Anmeldung das Vorprüfungs- 
Zengnis vorlegen und macht im entsprechenden Falle den Vermerk ins An- 
meldebueh: 

„Vorprüfung in.am.bestanden. 

N., den. 


N. N. 

Universitäts - Sekretär. 

8. Nach dem Inkrafttreten des Erlasses werden die Anmeldebücher 
sämtlicher in klinischen Semestern stehenden Studierenden nebst den Vorprü¬ 
fungs-Zeugnissen vom Dekan eingefordert und zutreffendenfalls mit einem 
entsprechenden Vermerke versehen. 

Dieser Erlass tritt mit dem Beginn des vorstehenden Wintersemesters 
in Kraft. 


Aufnahme eines Vermerks über die wegen Verbrechen und Ver¬ 
gehen gerichtlich erkannten Strafen in die Abgangszeugnisse der 
Studierenden. Erlass des Uinisters der nsw. Eedizinal-Ange- 
legenheiten vom 19. Oktober 1908. 

In Abänderung meiner Verfügung vom 8. Februar 1880 — UI. 151 —, 
abgedruckt im Zentralblatt für die gesamte Unterricbtsverwaltnng in Preussen, 
Jt^rgang 1880 S. 246 Nr. 22, bestimme ich hierdurch, dass künftig in den 
Abgangszeugnissen der Studierenden neben den von den akademischen Behörden 
ausgesprochenen Disziplinarstrafen auch die von den Gerichten wegen Ver¬ 
brechen und Vergehen erkannten Strafen zu vermerken sind. Ich ersuche die 
Universitätsbehörden mit entsprechender Weisung zu versehen. 


Zahlung der Dienstbezttge der Beamten. Rnnderlass des 
Finanzministers vom 27. August 1908, mitgeteilt durch Rnnd- 
erlass des Ministers der nsw. Hedizinalangelegenheiten vom 
28. September 1903. 

Die Anordnung in dem Randerlasse vom 14. Dezember 1893 (I 18581), 
wonach die postnumerando fälligen fortlaufenden Zahlungen schon am vor¬ 
letzten Tage des betreffenden Monats geleistet werden dürfen, wenn der letzte 
Tag auf einen Sonn- oder Festtag Rillt und auch der folgende Tag ein Feier¬ 
tag ist, wird mit Zustimmung der Königlichen Ober-Rechnungskammer dahin 
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erweitert, dass die am Monats* oder Vierteljahres'Ende fällig werdenden 
Dienstbezttge der Beamten fortan allgemein, sobald der letite Tag des Monats 
anf einen Sonn- oder Festtag fällt, schon am vorhergehenden Tage and falls 
dieser gleichfalls ein Sonn- oder Festtag ist, bereits am drittletzten Tage des 
Monats za zahlen sind. Die zahlenden Kossen sind jedoch zn einer ansnahms- 
weisen Verweigemng der verfrOhten Zahlung befugt, wenn besondere Gründe 
einen Verlast besorgen lassen. 

Die Königliche Regierung wolle die naohgeordneten Kassen hiernach mit 
Anweisung versehen. _ 


Berechtigung der Hinterbliebenen der anf Wartegeld gestellten 
Medininalbeamten znm Beenge von Witwen- und Waisengeld. Rand¬ 
erlass des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
28. Oktober 1908 — M. Nr.2618 — an sämtliche Herren Regierungs¬ 
präsidenten. 

Es sind Zweifel darüber hervorgetreten, ob den Hinterbliebenen der bei 
der Ausführung des Gesetzes, betreffend die Dienststellung des Kreisarztes pp. 
vom 16. September 1899 (G. S. S. 172) dienstlich nicht weiter verwendeten und 
auf Wartegeld gestellten Medizinalbeamten ein gesetzlicher Anspruch anf 
Witwen- und Waisengeld susteht oder nicht. Zur Behebung dieser Zweifel 
weise ich darauf hin, dass die Hinterbliebenen der gedachten Beamten nach 
§§. 1 und 7 des Gesetzes vom 20. Mai 1882 (G. S. S. 298) zum Bezüge von 
Witwen- und Waisengeld berechtigt sind. 

Die Nachweisungen über die Bewilligung von Witwen- und Waisengeld 
sind bis auf weiteres in diesen Fällen mir zur Festsetzung einzureiehen. Das 
Witwengeld ist mit ^‘*/ioo von demjenigen Betrage zu berechnen, welchen der 
Verstorbene seiner pensionsfähigen Dienstzeit entsprechend von dem ihm nach 
§. 16 des Gesetzes vom 16. September 1899 gewährten Wartegeld als Pension 
zn beanspruchen gehabt hätte, wenn er am Todestage in den Ruhestand ver¬ 
setzt wäre. Die neben dem Wartegeld aus dem Fonds Kap. 128, Lit. 18 c des 
Staatshaushaltsetats widerruflich gewährten laufenden ünterstützungen sind bei 
der Bereohnnng des Witwen- und Waisengeldes ausser Betracht zu lassen.. 


LeichenöfFnnng bei der Unfallnntersnchnng. Verfügung der 
Minister des Innern und für Handel und Gewerbe vom 8. Ok¬ 
tober 1903. 

Nach § 64 des Gtowerbe-Ünfallversichemngsgesetzes und den ensprechen- 
den Bestimmungen der übrigen Unfallversichernngsgesetze liegt der Ortspolizei- 
behörde die Untersuchung der zur Anzeige gelangten Betriebsunfälle, ins¬ 
besondere auch die Art der dabei vorgekommenen Verletzungen ob. Zur Klar¬ 
stellung des Unfalls kann im Falle der Tötung die Leichenöffnung und sofern 
die Beerdigung des Verünglückten bereits stattgefnnden hat, die Ausgrabung 
der Leiche erforderlich werden. Die Ortspolizeibehörden haben daher schon 
von Amts wegen anf Grund der erwähnten Bestimmung die Frage nach der 
Notwendigkeit der Ausgrabung und Oeffnung der Leiche, namentlich aber, 
wenn eine solche Massnahme von den Hinterbliebenen beantragt wird, zu 
prüfen und erforderlichenfalls die Obduktion herbeizufOhren. Auf Ersneben 
des Vorstandes einer Genossenschaft oder einer Sektion sind gemäss § 144 des 
Gewerbe - Unfall Versicherungsgesetzes die Ortspolizeibehörden jedoch ver¬ 
pflichtet, die Oeffnung und Ausgrabung der Leiche des Verunglückten in 
die Wege zu leiten. Voraussetzung für die Vornahme der Leichenöffnung ist 
indessen in beiden Fällen die Zustimmung der Hinterbliebenen und sofern die 
Ausgrabung der Leiche in Frage kommt, auch ein Zeugnis des zuständigen 
Kreisarztes darüber, dass sanitätspolizeiliche Bedenken nicht entgegenstehen. 
Kann die Ortspolizeibehörde das eine oder das andere nicht erlangen, so muss 
die Oeffnung und Ausgrabung der Leiche unterbleiben. 

Die Kosten der Obdnktien sind, wenn sie von der Ortspolizeibehörde von 
Amts wegen veranlasst wird, von dieser, sofern sie auf Ersuchen einer Bemfh- 
genossenschaft vorgenommen wird, von dieser zn tri^en. 
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Schrift des StabaarnteB Dr. Martini ftber das Weohselfleber. 
SrlasB des Ministers der nsw. Medizinalangelegenbeiten Tom 
24. August 1908 — M. Nr. 12882 ü. III. — an sämtliche Herren Begie- 
mngsprisidenten. 

Die froher vertretene Ansicht, dass in Deutschland das Wechselfieber 
(Malaria) nur in vereinzelten seltenen Fällen vorkomme, hat sich als nnzutrel* 
fend erwiesen. Das genannte Leiden tritt vielmehr in manchen Gegenden, 
namentlich an den Küsten, in den Niederungen einzelner Flnsslänfe und an 
den Ufern von Binnenseen ziemlich häufig anl und ist beispielsweise in der 
Gegend von Wilhelmshaven, im Grossherzogtnm Oldenburg und im Begiemngs* 
berirk Aurich vielfach beobachtet worden. 

Um die Bevölkerung auf diese Tatsache und die daraus sich ergebenden 
Konsequenzen nachdrücklich binznweisen, ist von dem zum hiesigen Königlichen 
Institut für Infektionskrankheiten kommandierten Marinestabsarzt Dr. Brich 
Martini eine gemeinverständliehe Darstellung ,Das Wechselfieber (Malaria), 
seine Verhütung und Bekämpfung“ verfasst worden, welche in Buchform und 
Plakatform im Verlage von Bichard Schoetz, Berlin NW. 6, Luisenstr. 86 
erschienen ist. 

Ew. Hochwoblgeberen lasse ich beifolgend zwei Exemplare der Druck¬ 
schrift ln Plakatform und . . . Exemplare in Buchform mit dem Ersuchen er¬ 
gebenst zUgehen, von letzteren je ein Exemplar dem dortigen Begiernngs* und 
Schulrat, dem Begierungs- und Medisinalrat, dem der Begiemng als ständigen 
HUbarbeiter beigegebenen vollbesoldeten Kreisärzte und den Kreisärzten des 
Bezirks zu überweisen. 

Es würde im Interesse einer wirksamen Bekämpfung des Wechselfiebers 
liegen, wenn die Druckschrift eine möglichste Verbreitung fände, und wenn 
die Plakate an geeigneten Stellen, z. B. auf Bahnhöfen, in Schulen, in Amts- 
und Versammlungslokalen, Wirtschaften o. dergl. an augenfälliger Stelle an¬ 
geheftet würden. Ich nehme an, dass die Kreise und Städte zur Uebernahme 
der entstehenden Kosten leicht zu veranlassen sein würden. 

Der Preis der Druckschrift, welcher für das einzelne Exemplar 30 Pig. 
beträgt, ist bei gleichzeitigem Bezüge von 

200 Exemplare auf.50 M. 

10(X) bis 5000 Exemplaren für das Tausend auf 175 „ 

5000 und mehr Exemplaren für das Tausend auf 150 „ 
festgesetzt, wenn die Bestellung direkt bei der Verlagsbuchhandlung erfolgt. 

Eine kleine Anzahl von Exemplaren beider Art kann für den dortseitigen 
Gebrauch noch von mir zur Verfügung gestellt werden. 


O. Könlfifreioli Saol&meia. 

Fttbrnng von Bezepttagebficbem in den Apotheken. Bekannt¬ 
machung des Ministeriums des Innern vom 19. Oktober 1908. 

Das Ministerium des Innern sieht sich veranlasst, wiederholt darauf 
binznweisen, dass die Leiter der Apotheken dafür verantwortlich sind, dass in 
die von ihnen zu haltenden Bezepttagebttchern alle in ihren Betrieben ange¬ 
fertigten ärztlichen Bezepte in Uebereinstimmnng mit der Urschrift abschrift¬ 
lich eingetragen werden. 

Die Bezepttagebücher sind 10 Jahre lang anfzubewahren. Bei einem 
Wechsel in der Person des Leiters der Apotheke bat der Apothekenrevisor 
über die Weiterverwahrnng der vorhandenen Bezepttagebücher Bestimmnng 
zu treffen. 

Zuwiderhandlungen werden gemäss § 867, 5 des Strafgesetzbuchs mit 
Geldstrafe bis zu 150 M. oder mit Haft geahndet. 
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I>. £!lsa.sei-I^otlirlii.8:en. 

Brrichtang und Betrieb von Apotheken. Gesetn vom 14. Jnli 
1908. 

§. 1. Wer eine neue Apotheke errichten and hetreihen will, bedarf 
hierza der Genehmigang des Ministeriams. In allen Fällen, in welchen die 
Genehmigung zam Betriebe einer Apotheke erteilt werden soll, hat eine Öffent¬ 
liche Aasschreibang zur Bewerbung zu erfolgen. Die Berechtigung wird nur 
für den Betrieb in einem bestimmten Gebäude erteilt. Sie kann nicht anf eine 
andere Person übertragen werden. 

§. 2. Die Genehmigang zum Betriebe der Apotheke erlischt: 

1. wenn der Berechtigte die zur Bröffnong des Betriebes oder die zur Wieder¬ 
aufnahme des eingestellten Betriebs von dem Ministeriom gesetzte Frist 
verstreichen lässt; 

2. mit der Zurücknahme der Approbation; 

3. mit dem Tode des Berechtigten. 

Die Genehmigang kann ferner zurückgenommen werden, wenn Tatsachen 
vorliegen, welche die ünzuverlässigkeit des Berechtigten für den Betrieb der 
Apotheke dartnn, oder wenn hinsichtlich der zum Betriebe bestimmten Bänm- 
iichkeiten Aenderungen eingetreten sind, welche sie den polizeilichen Anforde¬ 
rungen nicht mehr als genügend erscheinen lassen. Die Zurücknahme wird 
durch den Bezirkspräsidenten verfügt. Gegen die Entscheidung des Bezirks¬ 
präsidenten ist Rekurs an den Kaiserlichen Rat zulässig. 

§. 3. Den Erben des Berechtigten ist vom Ministerium auf Antrag zu 
gestatten, dass der Betrieb der Apotheke noch ein Jahr lang nach dem Todes¬ 
fälle auf ihre Rechnung durch einen approbierten Apotheker fortgesetzt wird. 

§. 4. Wird in den Fällen des §. 2 oder nach dem Ablauf der in §. 8 
bestimmten Zeit zum Betriebe der Apotheke eine neue Berechtigung erteilt, 
so kann dem Apotheker, der die Genehmigang erhält, die Yerpflichtnng auf er¬ 
legt werden, von seinem Vorgänger oder dessen Erben die zum Betriebe der 
Apotheke gehörigen Gerätschaften und Warenvorräte gegen Erstattung des 
Wrtes zu übernehmen. 

§. 5. Die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden Apo¬ 
theken werden dnrch die vorstehenden Bestimmungen nicht berührt. Den In¬ 
habern dieser Apotheken kann unter den Voraussetzungen des §. 2, Abs. 2 die 
Fortsetzung des Betriebes der Apotheke dauernd oder auf Zeit nach Massgabe 
der bezeichneten Bestimmung untersagt werden. 

§. 6. Der Betrieb der Apotheke dnrch einen Stellvertreter, sowie deren 
Verlegung in ein anderes Gebäude ist nur mit Genehmigang der zuständigen 
Behörde zulässig. 

§. 7, Wer, abgesehen von dem Falle des §. 147, Abs. 1, Nr. 1 der Ge¬ 
werbeordnung, unbefugt eine Apotheke betreibt, oder wer den Bestimmungen 
in §. 6 znwiderhandelt, wird mit Geldstrafe bis zu 300 Mark und im ünver- 
mögensfalle mit Haft bestraft. Der Betrieb kann polizeilich verhindert werden. 

§. 8. Das Gesetz vom 10. Mai 1877, betreffend die Brrichtung von Apo¬ 
theken, wird aufgehoben. 

§. 9. Die erforderlichen Ausführungsbestimmungen erlässt das Mi¬ 
nisterium. Dasselbe bestimmt insbesondere, wie in den Fällen des §. 4 der 
Wert der Gerätschaften und Warenvorräte festzustellen ist, wenn unter den 
Beteiligten keine Einigung zustande kommt. 


£!• FO.rmten.'tii.m Reuss ). lljiiiie» 
Apothekenbetriebsordnnng vom 10. September 1908. 

Dieselbe stimmt mit ganz geringen Ausnahmen mit der preussisehen Be¬ 
triebsordnung vom 18. Februar 1902 (s. Beilage zu Nr. 7 der Zeitschrift für 
Medizinalbeamter 1902, S. 61) überein. 


Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.-u.Geh.Med.-Rat inMinden i. W. 

C. 0« BnuB, Herzogi. Sieeb. u. T« 8eh.-L. Hofbnehdraekeret in Minden. 




Eeclitsprechimg und Medizinal- 

Gresetzgebung. 

Beilage zur Zeitsdirift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 23. 1. Bezember. 1903. 


Rechtsprechung. 

Anspruch anf Schadenersatz wegen nngfinstigen Ansganges einer 
Operation angeblich infolge des Gebrauchs nicht staubfreier Instru¬ 
mente. Urteil des Beichsgerichts (VII. Z.-S.) yom 2. Oktober 1908. 

Anszagehen ist davon, dass im yorliegenden Falle, wo es sich nm einen 
vertraglichen fintschädignngsansprnch bandelt, den El&ger die Beweis- 
pflicht im vollen Umfange, also anch besttglich des nrsäohliohen Znsammen- 
hange, trifft, und zwar deshalb, weil der Beklagte wegen eines Fehlers in der 
Aasftthrang seiner Leistung, nicht wegen einer Unterlassung der letzteren ttber- 
haupt, in Anspruch genommen wird. Indessen ist, was den dem Kläger ob¬ 
liegenden Beweis des ursächlichen Zusammenhangs anlangt, nicht zu erfordern, 
dass der als zum Schadensersatz verpflichtend hingestellte Umstand als einzig 
möglicher Grund des Schadens sich darstellt. Bei den Schranken mensoh- 
licher Erkenntnis muss es, damit den Erfordernissen des praktischen Lebens 
genfigt werde, aasreichen, wenn ein hoher Grad von Wahrscheinlich¬ 
keit dafär vorliegt, dass der Schaden in dem betreffenden Umstande seinen 
Grund findet. Dies ist auf Grundlage der menschlichen Erfahrung mit Bflck- 
sicht anf die Sachlage, insbesondere den Grad der Gefährlichkeit der in Be¬ 
tracht kommenden Handlang, zu prüfen. Diese Sätze, welche das B. G. in 
dauernder Bechtsprechung befolgt hat, sind von der Vorinstanz nicht verletzt. 
Diese durfte unter Beachtung jener Prinzipien auf Grund der als überzeugend 
angenommenen Sachverständigengutachten zu dem Ergebnis gelangen, dass die 
Infektion, durch welche der Verlast des Auges bei der Ehefrau des Klägers 
hervo^gernfen, ebenso gut in Umständen, die nach der Operation lagen, 
ihren Grund haben könne, als in solchen, die mit der letzteren verknüpft 
waren, und dass daher der Nachweis des nach dem Gesagten erforderlichen 
Grads von Wahrscheinlichkeit dafür mangele, dass der Schaden durch den dem 
Beklagten zur Last fallenden Gebrauch nicht staubfreier Instrumente bei der 
Operation herbeigeführt worden sei. 


Begriff Feilhalten. Urteil des Beichsgerichts (III. Str.-Sen.) 
vom 12. März 1903. 

Der Bechtsbegriff des Feilhaltens im Sinne des Nahrungsmittelgesetzes 
hat zur notwendigen Voraussetzung, dass die feilgehaltenen Gegenstände und 
zwar in der Begel wenigstens von einem bestimmten Orte ans zum Ankauf 
durch das Publikum oder doch wenigstens eine bestimmte Gattung, einem be¬ 
grenzten Kreis von Abnehmern aus demselben bereit gehalten und diesem zu¬ 
gänglich gemacht werden. Dag^en kann ein Feilhalten nicht angenommen 
werden, wenn die zum Verkaufe bestimmten Gegenstände einer einzelnen oder 
mehreren bestimmten einzelnen Personnen, welche nicht jenem begrenzten Kreis 
von Abnehmern angehören, zum Kaufe angeboten werden. Wollte man in dem 
erfolglos gebliebenen Angebot eines gesuadheitsschädlichen Nahrungsmittels an 
einzelne bestimmte Personen aus dem grossen Publikum im allgemeinen zum 
Kaufe zugleich stets ein Feilhalten des gleichen Nahrungsmittels finden, so 
würden der Versuch des Verkaufs und das vollendete Feilhalten regelmässig 
in derartigen Fällen sich decken und bliebe für eine gesonderte Bestrafung des 
versuchten Verkaufes kein Baum mehr übrig. Dies lässt sich aber nicht mit 
§. 12, Abs. 1, Nr. 1 und Abs. 2 des Nahrungsmittelgesetzes vereinbaren, welcher 
neben dem Feilhalten als einer das Delikt vollendeten Handlang auch den 
Verkauf und den Versuch des Verkaufs gesundheitsschädlicher Nahrungsmittel 
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besonders nnter Strafe stellt. So wenig in dem Feilhalten solcher Nahmngs* 
mittel der Versuch eines Verkaufs derselben erblickt an werden vermag, eben* 
sowenig kann in dem yersnehten Verkaufe an bestimmte einaelne Personen 
ohne weiteres bereits ein Feilhalten gefunden werden. 


Kttndignng einer Wohniuig wegen erheblicher Gefährdung der 
Gesundheit. Urteil des Oberlandesgerichts an Karlsruhe vom 
11. August 1902. 

Voranssetaung des § 544 des B. G. B. ist, dass die Benutanng der 
Wohnung mit erheblicher Gefährdung der Gesundheit verbunden ist, dass die 
Gefahr fttr sie eine naheliegende, objektiv durch die Beschaffenheit der Woh¬ 
nung, nicht durch subjektive Verhältnisse des Uieters begrtlndete ist. 


Unfall. Schadenersata bei fahrlässiger Verletcnng der Gesundheit. 
Urteil des Beichsgerichts (VI. Ziv.-Sen.) vom 9. Juli 1903. 

Der nrsächlige Zusammenhang awischen einer Verwundung und deren 
Folgen wird dadurch nicht unterbrochen, dass letztere durch Bindtingen orga¬ 
nischer Fremdkörper in die Wunde verschärft sind, wenn dies Eindringen nicht 
ais ein ausserhalb des natflrlichen Verlaufes der Dinge liegendes Ereignis anzn- 
sehen ist, insbesondere durch grobe Fahriässigkeit des Verletzten herbei- 
geftthrt ist. _ 


Schadenersatz wegen Gefährdung der Gesundheit durch mangel¬ 
hafte Beleuchtung eines Weges. Urteil des Oberlandesgerichts 
Naumburg vom 23. Hai 1903. 

Unterlässt es eine Stadtgemeinde, einen fttr den öffentlichen Fnssgänger- 
verkehr bestimmten Weg zu einer Abendzeit zu beleuchten, während der all¬ 
gemeine öffentliche Strassenverkehr noch besteht, so handelt sie grob fahrlässig 
und haftet für den daraus entstehenden Schaden. Das gleiche ist der Fall, 
wenn sie den Verkehr hindernde Vorrichtungen — in concreto Drahtzann — 
an Stellen anbringt, wo solche erfahmngsgemäss nicht vermutet werden, gleich¬ 
wohl aber keine ausreichenden Sicherbeitsmassregeln trifft, um das Publikum, 
zu dem auch die Nichtortsknndigen gehören, anm mindesten für diejenige Zeit, 
während welcher der regelmässige Strassenverkehr zu gewärtigen ist, vor 
Schaden zu bewahren. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

Deiatsoliiefli Reiola. 

Denaturierung nicht zum Genüsse für Menschen bestimmten 
Fettes und Schafsdärmen. Bekanntmachung des Beichskanslers 
vom 28. Augnst(a) und 25. September 1903 (b). 

a. Auf Grund des §. 29, Abs. 2 der Ausfflhrnngsbestimmnngen D zum 
Schlachtvieh- und Fleiscbbeschangesetz ist als Mittel zur Unbrauchbarmachung 
ausländischer, zu technischer Verwertung bestimmter Fette fttr den mensch- 
Bcblichen Genuss auch Gerbertran zugelassen worden. 

b) Auf Grund des § 29, Abs. 2 der Ansfflhrnngsbestimmungen D zum 
Schlachtvieh-undFleischbeschangesetzsindfttrgetrocknete Schafsdärme,die 
au technischer Verwertung ans dem Anslande bezogen werden, als Mittel zur 
Unbrauchbarmachung fttr den menschlichen Genuss Kampfer und Naphthalin 
zngelassen worden. 


B. Köulg^eioli Preiuzseii. 

Gewährung Ton Umzugskosten an Kreisassistenzärzte. Erlass 
des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 16. Ok¬ 
tober 1908 — M. 2689A. — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Bei Gelegenheit der Ernennung von Kreisassistenzärzten zu Kreisärzten 
ist in mehreren Fällen angeregt worden, denselben Umzugskosten zu gewähren. 
Im Einvernehmen mit dem Herrn Finanaminister bemerke ich ergebenst, dass 
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dies naoh Lage der geltenden Bestimmnngen, insbesondere nach §. 3 des Oe- 
seties, betreffend die ümaogskosten der Staatsbeamten, vom 24. Februar 1877, 
nicht angängig ist. Abgesehen davon, dass die Ereisassistenzärzte ihr Dienst¬ 
einkommen nioht aus einem Besoldnngsfonds beziehen, sondern nur gegen Re¬ 
muneration im Staatsdienst beschäftigt werden, ist ihre Stellung auch keine 
dauernde im Sinne des §. 8 a. a. 0. Wenn ferner die Beschäftigung als Ereis- 
assistenzarzt auch in der Regel eine der Hauptsache nach vorbereitende ffir 
den^ Spezialdienst des beamteten Arztes ist, so ist doch die Anstellung als 
Ereisarzt von einem vorgängigen Assiatenzdienst nicht abhängig. Hiernach 
sind die verschiedenen hierher gerichteten diesbezttglichen Anträge ablehnend 
zu bescheiden. In den Fällen, wo derartige Umzngskosten bereits gezahlt sind, 
sind die betreffenden Ereisärzte zur Rückzahlung derselben zu ver a nlassen. 


Umfrage wegen Rettnngs-und Erankentranzportwesen. Erlass 
des Ministers der nsw. Medizinal - Angelegenheiten vom 
22. Oktober 1903 — M. Nr. 8583 ü I — an sämtliche Herren Ober¬ 
präsidenten. 

Die hohe Bedeutung, welche die erste Hille und der Erankentransport 
bei plStzlichen Erkrankungen und Unglttcksfällen durch die Entwickelung des 
Verkehre und der Industrie gewonnen haben, sowie das bedrohliche Näher¬ 
kommen gemeingefährlicher Erankheiten machen es erforderlich, dem Rettnngs- 
und Erankentransportwesen erhöhte Aufmerksamkeit zuzuwenden. Besonders 
haben die jttngst hier vorgekommenen Pestfölle gezeigt, dass der Transport 
ansteckender Eranken besondere Massnahmen und Einrichtungen erfordert. 
Bevor ich der Fracre nach bestimmten Massregeln im Hinblick auf den § 23 
des G-esetzes, betreffend die Bekämpfnng gemeingefährlicher Erankheiten, vom 
30. Juni 1900 (Reichs-Oesetzbl. S. 306) näher trete, ist es mir erwünscht, 
über die Art und den Umfang der bisher bestehenden Einrichtungen des 
Rettnngs- und Erankentransportwesens in Stadt und Land unterrichtet zu 
werden. Indem ich beifolgend Abschrift eines Fragebogens übersende, welcher 
die für die Ermittelungen in Betracht kommenden Gesichtspunkte enthält, 
ersuche ich ergebenst, die Regierungspräsidenten zu veranlassen, den Orts¬ 
polizeibehörden der in Frage kommenden Stadt- und Landgemeinden naoh An¬ 
hörung des Landrats (Oberbürgermeisters) und des Ereisarztes je einen Ab¬ 
druck des Fragebogens 0 zur Ausfüllung zu übermitteln. Die ausgefüUten 
Fragebogen sind dem Ereisärzte zur Nachprüfung vorznlegen, von diesem naoh 
Ergänzung durch die Hand des Landrats an den Regierungspräsidenten und 
durch diesen an Ew. Exzellenz weiterzureiehea. 


Arsen und Blei enthaltende farbige Kreiden. Rund-Erlass der 
Minister der usw. Medizinalangelegenheiten, des Innern und 
für Handel — M. d. g. A. Nr. M. 8869, M. d. I. Nr.Ua 8483, M. f. H. 
Nr.nb 9238 — vom 5. November 1903. 

Das Gesetz vom 5. Juli 1887, betreffend die Verwendung gesundheits¬ 
schädlicher Farben bei der Herstellung von Nahrungsmitteln, Genussmitteln 
und Gebranchsgegenständen (Reichs-Gesetzbl. S. 277) wird nicht immer eine 
ausreichende Handhabe bieten, um der Verwendung von Arsen und Blei in 
Farbkreiden entgegensntreten, da es im § 8 wohl den Verkehr mit arsen¬ 
haltigen „Schreibmaterialien“, nioht aber den Bleigehalt derselben und den 
Verkehr mit „Zeichenmaterialien“ regelt. Bis zu einer späteren Revision des 
Gesetzes ist daher im Wege öffentlicher Warnungen dem Gebrauche von arsen- 
und bleihaltigen Farbkreiden entgegensntreten. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir ergebenst, dementsprechend eine Be¬ 
kanntmachung gefälligst zu erlassen und anä im Bezirke befindliche Fabriken, 
welche sieh mit der Herstellung derartiger Ereiden beLissen, noch besonders 
auf die gemachten Wahrnehmungen hinzuweisen. 


*) Von einem Abdruck des umfangreichen Fragebogens ist Abstand 
genommen. 
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ReTisioB der Drogen* pp. Handlangen. Verfflgnng des König¬ 
lichen Regierungspräsidenten in Liegniti vom 21. Juli 1903 
an sämtliche H. Landräte (a.) und Kreisärzte (b.) des Bezirks. 

Unter Hinweis auf die BegiemngsTerfttgnng yom 14. April 1903 — 
Fa XV/Vl 1526 —, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln ansser- 
halb der Apotheken, wird folgendes bestimmt: 

Es ist znr öffentlichen Kenntnis zn bringen, dass gemäss §. 36, Absatz 6 
der Gewerbe - Ordnung für das Dentsche Reich (in der Fassung der Bekannt¬ 
machung des Reichskanzlers vom 26. Juni 1900 — R. Q. BI. S. 871) Personen 
welche den Handel mit Drogen und chemischen Präparaten, die zu Heilzwecken 
dienen, treiben wollen, bei Eröffnung des Gewerbebetriebes alsbald, spätestens 
innerhalb 14 Tagen, der zuständigen Behörde, d. i. der Ortspolizeibehörde des 
Wohnortes des Gewerbetreibenden, bei Vermeidung der im §. 148 R. G. 0. 
vorgeseheuen Geld- oder Haftstrafen Anzeige zn machen haben. 

Die gleiche Anzeige ist auch gemäss mehrfacher Entscheidungen des 
Reichsgerichts von denjenigen Gewerbetreibenden nachträglich fristgemäss zu 
erstatten, welche den vorerwähnten Handel mit Arzneimitteln schon vor dem 
1. Oktober 1900 betrieben, aber die vorgescbriebene Anzeige unterlassen haben. 

Die Anzeigepflicht läuft in diesem Falle vom Tage der Bekanntmachung 
dieser allgemeinen Anweisung. 

Unter den vorgenannten Gewerbetreibenden sind nicht nur die eigent¬ 
lichen Drogenhandlnngeu, sondern auch diejenigen Betriebe zu verstehen, deren 
Inhaber den Verkauf von dem freien Verkehr ausserhalb der Apotheken tlber- 
lassenen Arzneimitteln und seien es auch nur z. B. Tausendgüldenkraut, 
Pfeffermflnztee, Baldrianwurzel, Glauber- und Bittersalz, Lakritzen, Fenchel¬ 
honig, Kampferspiritus, englisches Pflaster, Lippenpomade oder dergleichen als 
Nebengeschäft besorgen. Hierher gehören auch die Inhaber von Arznei- oder 
Drogenschränken. 

Hit der nach Vorstehendem zn erstattenden Anzeige ist nunmehr 
gleichzeitig ein Lageplan und eine genaue Angabe der Betriebsräume und des 
Geschäftszimmers gemäss §. 1 der Polizeiverordnung vom 14. April 1903 der 
Ortspolizeibehörde einzureichen. 

Ferner ist zur öffentlichen Kenntnis zu bringen, dass der Handel mit 
Giften, auch wenn es sich nur um den Vertrieb vereinzelter Gifte oder gif¬ 
tiger Farben wie Kupfervitriol, Kleesalz, Bleiweiss, Mennige, Chromgelb oder 
dergleichen handelt, der Genehmigung durch schriftlichen Antrag bei der nach 
§. 114 des Gesetzes vom 1. August 1883 zuständigen Behörde (Kreis- bezw. 
Stadtausschuss) bedarf und dass Zuwiderhandlung nach §. 147 der R. G. 0. bis 
zu 300 Mark und im Unvermögensfalle mit Haft bestraft wird. 

Um die im Ministerial - Erlasse vom 22. Dezember 1902 enthaltene „An¬ 
weisung" znr Besichtigung der daselbst genannten Verkaufsstellen znr Dnroh- 
fflhmng zu bringen, woUen Sie nach Ablauf der oben erwähnten Anzeigefrist 
fttr den dortigen Kreis ein in den Landkreisen nach Amtsbezirken geordnetes 
Verzeichnis der vorhandenen Drogen-, Material-, Farben- und ähnlichen 
Handlungen einschliesslich der Giftwarenhandlungen nach dem anliegenden 
Muster aufstellen lassen und solches baldmöglichst, spätestens jedoch bis zum 
16. September dieses Jahres, dem Kreisarzt znr Benutzung bei den unter seiner 
Leitung auszuführenden Besichtigungen znfertigen. 

Ueber Veränderungen im Stande der Drogen-, Material-, Farben- und 
Gifthandlungen ist Ihnen seitens der Ortspolizeibehörden alljährlich bis zum 
31. Dezember behufs der Ergänzung des dem Kreisarzt gelieferten Verzeich¬ 
nisses Anzeige zn erstatten. In zweifelhaften Fällen ist der Kreisarzt zn hören, 
ob ein Betrieb einer Arzneiwarenhandlung vorliegt. 

Es ist die Aufgabe der Kreisärzte darflber zu wachen, dass die Ver¬ 
kaufsstellen, in denen Arzneimittel, Gifte oder giftige Farben feilgehalten 
werden, auch tatsächlich vorschriftsmässig besichtigt werden. 

Nach Ziffer 2 der im Ministerial-Erlasse vom 22. Dezember 1902 ent¬ 
haltenen „Anweisung" soll die Besichtigung, soweit tunlich unter Zuziehung 
dra zuständigen Kreisarztes und unter seiner Leitung, und zwar unter Hi^ 
Wirkung eines approbierten Apothekers, stattflnden. Demzufolge wird von der 
Zuziehung des Kreisarztes nur bei dienstlicher oder anderweitiger Behinderung 
Abstand genommen werden können. 

Da nach Ziffer 5 a. a. 0. ein Besichtignngsplan seitens der Polizeibe- 
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hörde und dos Kreisarxtes anfEiistelleii ist, so wird es sieh rar Vetminderaog 
der Besiohtignngskosteii empfehlen, dass die ausserhalb des Wohnortes des 
Kreisarstes Torzanehmenden Besichtigungen teils durch Rundreisen, teils auch 
bei anderweitiger gelegentlicher Anwesenheit des Kreisarztes ausgeftthrt 
werden. Bei der Ausführung von Rundreisen wird es Sache des Kreisarztes 
sein, die Zoziehnng entfernter wohnender Apotheker zur Vermeidung zu hoher 
Reisekosten tunlichst zu vermeiden. Sollte aber die Zuziehung eines Apo¬ 
thekers auf Schwierigkeiten stossen, so wird deshalb die jfthrliche Besichtigung 
nicht unterbleiben dürfen, sondern von dem Kreisarzt mit der Ortspolizeibehörde 
allein auszufübreu sein. Nach dem Ministerial-Erlass vom 17. April 1908 
— Pa XV/VI 2444 —sind die Revisionen der Qiftwarenhandlnngen durch den 
Kreisarzt abzuhalten. Sofern mit letzteren gleichzeitig Arzneiwuenhandlnngen 
von unerheblicher Ausdehnung verbunden sind, dürfte es keinem Bedenken 
unterliegen, wenn in solchen Fällen von der Zuziehung eines Apothekers als 
zweiten Sachverständigen seitens des Kreisarztes abgesehen wird. Ebenso dürfte 
es auch ferner zulässig sein, wenn aus Ersparnisrücksichten die Besichtigung 
von Drogenschränken auf dem Laude durch den Kreisarzt lediglich mit einem 
Vertreter der Ortspolizeibehörde ausgeführt wird. 

Der Vertreter der Ortspolizeibehörde soll tunlichst ein HUfsbeamter der 
Staatsanwaltschaft sein. 

Auf alle Fälle ist die nach Ziffer 4 a. a. 0. über die Besichtigung an 
Ort und Stelle aufzunehmende „Niederschrift" nach einem für den ganzen Re¬ 
gierungsbezirk gleichmässigen Muster abzufassen. Ein solches (Muster 2) findet 
sich in der Anlage. 

In Fällen, in denen der Kreisarzt an der Ausführung oder der Leitung 
einer Besichtigung verhindert ist und die letztere unter Zuziehung eines appro¬ 
bierten Apothekers allein stattfindet, ist dem Kreisarzt die „Niederschrift" zur 
Stellung von Anträgen sofort, spätestens 8 Tage nach der Besichtigung der 
betreffenden Drogenhandlung pp. seitens der Ortspolizeibehörde gegen Rückgabe 
zuzustellen. 

üeber verhängte Strafen sind ihm ferner zur Anfertigung der in Ziff. 9 
erwähnten Zusammenstellung für den an mich zu erstattenden Jahresbericht 
nach Ablauf jeden Jahres Mitteilung zu machen. Zn dem Ende sind die von 
den Polizeibehörden während eines Jahres aufgenommenen Verhandlungen unter 
Benennung der Zahl der erfolgten Bestrafungen (Strafbefehl, Erkenntnis, Straf¬ 
mass, B. Form. IV, §. 55 der Dienstanweisung) den Herren Landräten bis zum 
Jahresschlüsse einzusenden. 

Einer Berichterstattung gemäss der Regierungsverfügung vom 11. Mai 
1894 — Fa 2406 2. Ang. —, welche hierdurch gufgehoben wird, bedarf es 
ferner nicht mehr. 

Für den Fall, dass Drogenhandlungen im Laufe des Geschäftsjahres von 
meinem Bevollmächtigten für Apothekenbesichtignngen gemäss Ziffer 3 und 9 
der „Anweisung" im Erlasse vom 22. Dezember 1902 besichtigt wurden, kann 
von der vorgeschriebenen jährlichen Besichtigung durch die Ortspolizeibehörde 
unter Zuziehung eines oder mehrerer Sachverständigen (Kreisarzt bezw. Apo¬ 
theker) Abstand genommen werden. Nachbesichtigungen wegen unbefriedigen¬ 
den Ergebnisses können, namentlich auf dem Lande, in der Regel durch die 
Ortspolizeibehörden allein, ohne Sachverständige, bewirkt werden. 

Es wird sich aus mehrfachen Gründen empfehlen, wenn die von den 
Kreisärzten bezw. den Apothekern auf Grund von Rundreisen auf dem platten 
Lande für die Besichtigungen von Drogen- und Giftwarenhandlnngen anfge- 
steUten Gebühren-Rechnungen behufs gleichmässiger Verteilung auf die 
Zahlungspflichtigen und Einfordernng der Geldbeträge den Herren Landräten 
zngestellt werden. 

Wegen der Erteilung der Genehmigung zum Handel mit Giften (s. §. 56 
der Dienstanweisung für die Kreisärzte) wird besondere Verfügung ergehen. 

b. Abschrift erhalten Sie zur Kenntnis und Beachtung. Es wird erwartet, 
dass Sie der üeberwachung der gesetzlichen Bestimmungen über den Verkehr 
mit Arzneimitteln, ausserhalb der Apotheken und über den Handel mit Giften 
Ihre besondere A^merksamkeit znwenden, dabei aber auf die gegebenen Ver¬ 
hältnisse, namentlich auf die finanziellen Mittel der Zahlungspflichtigen Rück¬ 
sicht nehn^eu und im besonderen Drogen- oder Giftwarenhandlnngen mit nnbe- 
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deateadem Gesohftftsamsati, soweit möglich, bei gelegentUehei AnweeeDheit 

besichtigt werden. „ ^ .x i ^ 

Sofern sich die Notwendigkeit der Vornahme von Besichtigungen mittelst 
Bandreisen ergibt, wird in der Begel ein ToUer Arbeitstag darauf za rer- 

wenden sein. „ . . 

Master 1. 


Verzeichnis 

der im Kreise.yorhandenen Drogen-, Material-, Farben- and 

ähnlichen Handlangen. 


Laufende Nr. | 

Vor- 

und Zuname 
des 

Geschäfts¬ 

inhabers 

Wohnort 

beziehnngs- 

weise 

Wohnung. 

Geschäfts¬ 

schild 

Ortspolizei¬ 

behörde 

(Amtsbezirk) 

Art dei 
(Mater 

Es 

Arznei¬ 

mittel 

and 

Gifte 

r Drogen 
ial-, Gift 
Hand 

1 werden 

nor 

Arznei¬ 

mittel 

- pp. Hai 
r oder Fl 
lang.) 

feilgebot 

nur 

Gifte 

and 

Farben 

adlnng. 

arben- 

en 

Ist ein 
Drogen¬ 
sehrank 
yor- 

handen? 

1- 

2. 

3. 

4. 

5. 










Tag der 
Eröffnung 
des 

Arznei¬ 

mittel¬ 

geschäfts 

Tag 

der Anzeige 
des 

Arzneimittel- 
handels 
bei der 

Ortspolizei¬ 

behörde 

Tag 

der Erlaubnis 
zam 

Gifthandel 

Angabe der Zahl 
der Betriebsräame: 

Laden, Keller, 
sonstige Vorrats¬ 
räame, 

Geschäftszimmer 
(Bureau, Kontor) 

Bemerkang. 
Zahl and Zeit 
der 

yorangegangenen 
Bestrafungen 
(Strafbefehl, Er¬ 
kenntnis, Straf¬ 
mass) 

6. 

7. 

8 . 

9. 

10. 







Master 2. 


Ereisarztbezirk 


.. den . . . ten.190 . . 

(Ort) 

Niederschrift 


über die Besicbtignng der Drogen-, Material-, Gift-, Farben- nsw. Handlang 
yon.in Firma. 


L Arzneimittelyerkehr. 

1. Als Betriebsräame dienen: 
Verkaofsräame..., Nebenräame..., 
Keller..., sonstige Vorratsräame..., 
Arbeitsräame ..., Aafstellang des 
Drogenschrankes. 

2. Findet der Betrieb nor in den der 
Polizeibehörde angezeigten Bäamen 
statt? 

3. Ordnung and Sauberkeit: 

a. der Bäume, 

b. der Behältnisse für Arzneimittel 
and Arzneistoffe. 

!• Standgefässe und Behältnisse der 


Strasse — Platz — Nr. 

nicht za den Giften zählenden Arznei¬ 
mittel. 

Bezeichnung: Lateinisch 'and 

deutsch, in gleicher Schriltgrösse, 
dem Inhalt entsprechend, in halt¬ 
barer schwarzer Schrift auf weissem 
Grande. 

Tierarzneimittel. 

Ordnung: Alphabetisch, in Grup¬ 
pen, einreihig. 

Anfbewahrong and Trennung der 
Arzneimittel yon Nahmngs- oder 
Gtonossmitteln oder yon Mitteln fflr 
technische Verwendung: 
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Abgefasste Arzneimittel: 

5. a. Echtheit der Waren: 

Zu beanstanden: 

Bom Gebranoh nicht ge* 
eignet: 
yerdorben: 
vernnreinigt: 

6. An nnr den Apotheken vorbehaltenen 
Waren worden gefunden: 

a. an Zubereitungen (Veneiehnis A 
der Kaiserlichen Verordnung vom 
22. Oktober 1901) 

b. an Stoffen (Verzeichnis B der 
Kaiserlichen Verordnung Tom 
22. Oktober 1901) 

7. Behandlung yorschriftswidriger 
Waren: 

Vernichtet wurden: 

Ans den Verkehr gezogen wurden 
durch amtliche Versiegelung oder 
dergl.: 

8. Gefährdet die Handhabung des Ge* 
Werbebetriebes mit Drogen und 
chemischen Präparaten Leben und 
Gesnn^eit yon Menschen? 

9. Bemerkungen: 

Tatsächlicher bezw. angeblicher 
Grosshandei und zwar womit? Be¬ 
weis oder Verdacht der Anfertigung 
ärztlicher Verordnungen. 

Verbotene Bezeichnung auf dem 
Firmenschild nsw. 

II. Giftyerkehr. 

1. Volle oder beschränkte Genehmi¬ 
gung? Datum. Behörde. Wenn 
beschränkt, werden nicht geneh¬ 
migte Gifte geführt und welche? 

2. Aufbewahrung der Gifte der Ab¬ 
teilung 2 und 8. 

a. Art der Aufbewahrung, über¬ 
sichtliche Ordnung, Trennung yon 
anderen Waren (weder über noch 
neben Niüurnngs- und Genuss¬ 
mitteln). 

b. Standgefässe, Schiebladen. (Ma¬ 
terial, Verschluss, Beschilderung, 
dichte, feste Gefässe, feste, gut 
schliessende Deckel oder StOpsel, 

▼. ff. 


Sohiebladen, mit Deckeln yer- 
sehen und yon festen Füllungen 
umgeben. 

Aufschrift Angabe des 

Inhalts mit roter Schrift auf 
weissem Grunde. 

Mineralsäuren, Laugen, Brom 
und Jod (radierte oder geätzte 
Schrift auf weissem Grunde). 

c. Sondergeräte. Aufschrift (Gift) 
in entsprechenden Farben: 
rein? 

d. Giftige Farben (Aufbewahrung, 
Bezeichnung, LOffel). 

e. Aufbewahrung yon Kalium und 
Natrium. 

3. Aufbewahrung der Gifte der 

Abteilung 1. 

a. Giftkammer (Lage, GrOsse, Be¬ 
leuchtung, Einrichtung, Bezeich¬ 
nung und Verschluss). 

b. Giftschrank (Einrichtung, Be¬ 
zeichnung, Verschluss, übersicht¬ 
liche Ordnung, Tisch oder Tisch¬ 
platte, Sondergeräte, Wage, 
MOrser, LOffel, Aufschrift, weiss 
auf schwarzem Grunde; nicht 
giftige Stoffe? 

Standgefässe, Schiebladen für 
Farben. 

(Ordnung, Material, Verschluss, 
Beschilderung, wie 2 b, jedoch 
weiss auf schwarzem Grunde. 

c. Grossere Vorräte ausserhalb des 
Giftschrankes in yerschlossenen 
Gefässen ? 

d. Aufbewahrung yon Phosphor. 

4. Abgabe der Gifte. 

a. Giftbnch. 

b. Gutscheine. 

c. Erlaubnisscheine. 

d. Abgabegefässe und Bezeich¬ 
nungen. 

5. Abgabe yon gebrauchsfertigen gif¬ 
tigen Farben. 

6. üngeziefermittel (Belehrungen). 

in. Vorsehriftswidrigkeiten 
waren yorbanden 

bei I Nr. 

bei n Nr. 

n. 


Geschäftsinhaber. 

Geschlossen. 

Die BeyoUmächtigten. 

. 

Kreisarzt. Apotheker. Vertreter der Ortspolizeibehorde. 
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Prüfung derjenigen Personen, welche die Genehmlgnng nnm 
Handel mit Giften naehsnchen. Verftlgang des KSnigliehen Be- 
giernngBprasidenteD in Liegniti vom 4. Angnst 1908 an sämt¬ 
liche Herren Landxäte (a) nnd Kreisärate (b). 

a. Nach §.56 der Dienstanweisung soll der Ereisarst eine Prttfnng 
derjenigen Personen yomehmen, welche die Genehmigung zum Handel mit 
Giften naehsnchen. 

Zar DorchfOhrnng dieser Bestimmnng ist es nOtig, die betreffenden Per¬ 
sonen in jedem einselnen Falle regelmässig dem Kreisarzt zur FMiung zu 
überweisen. Zngleioh wird die Bedfirfnüfrage in der Bichtnng streng zn prüfen 
sein, dass der beisarzt über die nach den Örtlichen nnd sonstigen Verhält¬ 
nissen zn beurteilende Znlässigkeit der in dem Verzeichnisse der Gifte der 
H. P. V. Tom 24. Angnst 1895 enthaltenen genehmigangspflichtigen Giüe nach 
Zahl und Namen zn hören ist. Hiernach ist alsdann das endgUtig nnd über¬ 
sichtlich anfgestellte Gift-Verzeichnis in die Gknehmigongsarkande anfzn- 
nehmen. 

b. Abschrift erhalten Sie znr Kenntnisnahme nnd Beachtung. Bei der 
Prüfung ist mit grosser Sorgfalt zn verfahren nnd bei mangelhaften Kennt¬ 
nissen die Aasstellnng des Befähignngszengnisses abznlehnen. 

Bei Berechnung der Gebühren für die Abhaltung der Prüfung nnd die 
Aasstellnng des Zeugnisses ist nach §. 1, Abs. 2 des Gesetzes vom 9. März 1872 
zn verfahren. 


Handel mit snsammengMetzten Arzneimitteln ausserhalb der 
Apotheken. Verfügung des Königlichen Begiernngspräsidenten 
zu Liegnitz vom 4. Angnst 1903 an die Herren Landräte nnd Kreis¬ 
ärzte des Bezirks nnd die Polizei-Verwaltungen zu Liegnitz nnd Görlitz. 

Im Anschlnss an meine Verfügung vom 22. Juli d. J. — Pa VI 8117/1526 
— mache ich darauf aufmerksam, dass im diesseitigen Begiemngsbezirke 
in fast allen Städten nnd grösseren Dörfern Kanflente nnd Krämer 
einen schwunghaften Handel mit zusammengesetzten Arzneimittel treiben, 
obwohl nach der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 dies ver¬ 
boten ist. 

Solche Arzneimitte sind beispielsweise: Hamburger Pflaster, Schwarz- 
bnrger Pflaster, Hiengfong-Essenz, Mentholin, Pain-Expeller, Jemsalemer 
Balsam, Alpenkräntertee, Hamburger Tee, Harzer-Gebirgstee nnd viele andere. 

Dieselben Heilmittel werden auch in grosser Zahl durch Hausierer im 
TTmherziehen feilgeboten und verkauft. Durch dieses ungesetzliche Treiben 
werden nicht allein die Besitzer der Apotheken auf dem Lande nnd in den 
kleineren Städten schwer in ihrer Lebensfähigkeit geschädigt, sondern auch 
die leichtgläubige Bevölkerung vielfadi übervorteilt, nicht selten aber auch in 
ihrer Gesundheit geschädigt. 

Diesem gemeingeffUurliehen Treiben wird daher energisch entg^en zn 
treten sein. Die betreffenden Geschäfte (Handlungen) — auch wenn sie nicht 
in Verfolg meiner oben genannten Verfügung vom Juli d. J. den Arznei- 
mittelhandel angemeldet haben sollten — werden daher bei geeigneter Ge¬ 
legenheit durch die Ortspolizeibehörden, jedenfalls aber bei den jährlichen Be¬ 
sichtigungen der Drogen- pp. Handlungen, in diesem Falle unter Beteiligung 
des Kreisarztes bezw. eines Apothekers, unvermutet zu besichtigen sein. 

Ebenso werden die Gendarmen auf diese Art des Arzneimittelvertriebes 
dnreh Krämer, sowie durch Hausierer ihre Aufmerksamkeit zu richten, die 
nötigen Anzeigen zn erstatten, g. F. auch die sofortige Beschlagnahme der 
verbotenen Arzneimittel durch die Vertreter der Ortspolizeibehörden herbeizu- 
führen haben. 


VerantwortL Bedakteur: Dr. Bapmnnd, Beg.-n.GeLMed.-Bat in Minden i W. 

J» C. 0« Bmas, Biteh. «• F« 8^«-L. Hoflw«hdnaeker«l In Minden« 



Rechtsprecliimg und Medizinal- 

Gresetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte* 

N]^! 24. 15. Dezember. 1903. 


Rechtsprechung. 

WeinverfiUschnng duch Zasatc von Wasser oder von unreinem 
Stärkesneker. Urteile des Beiolisgeriohts (I. Str.>Sen.) Tom 28. Fe> 
brnar (a) und 30. Uära 1903 (b). 

s) Die erhebliche Qaantitätsvermehnmg durch Zusatz von Wasser 
und Zucker ist auch dann unsnlässig, wenn dabei der durchschnittliche Ge> 
halt yon Extraktivstoffen und Mineralbestandteilen des nngeznckerten Weins 
des betreffenden Weinbangebiets gewahrt bleibt. 

b) Der §. 1 des Weingesetzes vom 24. Mai 1901 enthält ein absolutes 
Verbot; der Zusatz unreinen Stärkezuckers ist also auch dann nnzu* 
lässig, wenn der Wein nur zum Hanstrunk des Herstellers bestimmt ist. 
Ebenso kommt es fOr die Anwendung des §. 7 des Gesetzes nicht darauf an, ob 
der Tresterwein und übermässig „gestreckte Wein* zum Genüsse oder 
nur zur Essigbereitnng an einem Bssigfabrikanten verkauft wird. 


Wer wissend, dass er an einer ansteckenden Geschlechtskrank¬ 
heit leidet, den Beischlaf ansttbt und dadurch die geschlechtliche Er¬ 
krankung des anderen Teils herbeifiihrt, macht sich des Vergehens 
der Körperverletzung ans § 230 des Strafgesetzbuchs schuldig. Ur¬ 
teil des Königlichen Bayerischen Landgerichts in München 
vom 6. Juni 1908. 

. . . Bei dieser Sachlage steht nach dem Gutachten der Sachverständigen 
in einer jeden Zweifel ansschliessenden Welse fest, dass die Erkrankung der 
p. N. durch deren Geschlechtsverkehr mit dem Angeklagten verursacht worden 
ist, dass also die p. N. von dem Angeklagten angesteekt worden ist. Da diese 
Erkrankung eine ganz erhebliche Gesundheitsbeschädigung der p. N. darstellt, 
steht fest, dass der Angeklagte die Körperverletzung eines anderen verursacht 
hat. Diese Körperverletzung ist aber auch auf ein fahrlässiges Verschulden 
des Angeklagten znrückzuführen. Der Angeklagte kannte, wie zur fasten 
Uebersengnng des Gerichtes feststeht, zur kritischen Zeit seinen Zustand und 
wusste genau, dass er an der Syphilis leidet; denn derselbe war von Dr. N. 
über seinen Zustand aufgeklärt worden und hat dessen Behandlung als unge- 
heilt aufgegeben. Nach dem am 19. November 1902 konstatierten Befund des 
Dr. N. batte der Angeklagte noch denselben Ansschlag, den er nach Angabe 
des Dr. N. bereits im April 1902 hatte, und dieser Ausschlag hat ununter¬ 
brochen bestanden; audi hatte der Angeklagte am 19. November 1902 ein 
Sohankergescbwür, dessen Grösse die Annahme rechtfertigt, dass es auch schon 
zur Zeit des geschlechtlichen Verkehrs mit der p. N. bestanden hat. Von der 
Hausfrau des Angeklagten wird weiter bestätigt, dass die Leib- und Bett¬ 
wäsche des Angeklagten zur fraglichen Zeit untrüglich erkennen Hess, dass 
derselbe geschlechtskrank war. Wenn nun der Angeklagte, der die Uebertrag- 
barkeit der Geschlechtskrankheit auf andere sehr wohl kannte, trotz Kenntnis 
seines Zustandes mit der nichts ahnenden N. den Beischlaf vollzog, so hat er 
höchst fahrlässig gehandelt. 

Das Gericht nimmt zu Gunsten des Angeklagten an, dass er, als er in 
fraglicher Nacht erwachte, dadurch, dass die p. N. ausgekleidet bei ihm im 
Bett lag, stark geschlechtlich erregt wurde und durch diese verführerische 
Situation sich zum Vollzug des Beischlafes hlnrelssen Hess, ohne dass er sich 
in diesem AugenbUcke der Folge seines Tuns bewusst war. Allein wenn der 
Angeklagte die Sorgfalt und Aufmerksamkeit, welche von Ihm bei seinem ihm 
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bewiuwteii, für die Qeenndbeit anderer so geflhrlieben Zoitande erwartet 
werden kann nnd mnae nnd deren Aneseraditlassnng geradezu als FrifoUtät zu 
erachten ist, auch nur einigermassen angewendet bitte, hätte er trotz des 
sinnlichen Anreizes die mögliche, ja sehr wahrsoheinliobe Erkrankung der p. N. 
als Folge seines Tuns Toranssehen und Termeiden kOnnen. Indem er sohin 
unter Ausserachtlassnng dieser Sorgfalt in leichtsinniger Weise mit der p. N. 
geschlechtlich verkehrte und dadurch deren schwere, geschlechtliche Erkrankung 
bewirkte, hat er durch Fahrlässigkeit die EOrperyerletzung eines anderen ver* 
nrsacbt. Seine Tat erlttllt sohin alle Yoranssetzungen des §. 820 B. St. G. 6. 
Der gemäss § 282 B. St G. B. zur Strafverfolgung erforderliche Strafantrag 
ist seitens der Verletzten richtig nnd rechtzeitig gestellt. 

Der Angeklagte war sohin eines Vergehens der fahrlässigen EOrperver* 
letznng gemäss § B. St. G. B. schuldig zu spredien. 

Im Strafausmass waren zu üngunsten des Angeklagten die äusserst 
schweren, in ihrer Tragweite noch gar nicht tlbersehbaren, eventuell nicht bloss 
auf die Person der p. N. sich erstreckenden Folgen der Tat des Angeklagten, 
dann die äusserst grobe, nahe an Dolus eventnalis grenzende Leichtfertigkeit 
nnd Frivolität des Angeklagten, der nach der Bekundung seiner Hausfrau nnd 
seinem eigenen Zugeständnisse auch mit noch anderen Frauenzimmern zu jener 
Zeit geschlechtlich verkehrte und die soziale Stellung, sowie der Bildungsgrad 
des Angeklagten zu beracksichtigen. Zu Gunsten des Angeklas^n sprach nur, 
dass die Situation, in der er sich zum Beisdüafsvollzng binreissen liess, eine 
sehr verftthrerische, sinnlichen Anreiz bietende war, dann dass der Angeklagte 
bisher noch völlig unbestraft ist. Es erschien daher eine fllnfmonatliehe Ge¬ 
fängnisstrafe als angemessene Sühne. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. l>eiit«ol&e« Reioku 

Beschäftigug von Arbeiterinnen nnd Jugendlieben Arbeitern 
in Ziegeleien. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 16.No¬ 
vember 1903. 

Auf Grund des §. 189 a, § 154i Abs. 2 der Gewerbeordnung ^t der 
Bundesrat die nachstehenden Bestimmungen, betreffend die Beschäftigung von 
Arbeiterinnen nnd jugendlichen Arbeitern in Ziegeleien, erlassen. 

l. In Ziegeleien, einschliesslich der Scbamottefabriken, dürfen Arbeite¬ 
rinnen nnd jugendliche Arbeiter nicht verwendet werden: 

zur Gewinnung und zum Transport der Rohmaterialien, einschliesalieh des 
eingesumpften Lehmes, 

zur Handformerei (Streichen oder Sdüagen) der Steine mit Ausnahme von 
Dachziegeln (Dachpfannen) nnd von Bimssandsteinen (Schwemmsteinen), 
zu Arbeiten in den Oefen nnd zum Befeuern der Oefen, mit Ausnahme des 
Füllens und Entleerens oben offener SchmanchOfen, 
zum Transporte geformter (auch getrockneter nnd gebrannter) Steine, soweit 
die Steine in Scbiebkarren oder ähnlichen Transportmitteln befördert 
werden nnd hierbei ein festverlegtes Gleis oder eine harte ebene Fahrbahn 
nicht benutzt werden kann. 

II. In Ziegeleien, einschliesslich der Schamottefabriken, ist an einer in 
die Augen fallenden Stelle der Arbeitsstätte eine Tafel ansznhängen, welche 
in deutlicher Schrift ausser dem im § 18S, Abs. 2 der Gewerbeordnung vorge- 
sohriebenen Auszuge die Bestimmungen unter I wiedergibt. 

m. Die vorstehenden Bestimmungen haben für zehn Jahre Giltigkeit. 

Sie treten am 1. Januar 1904 in Kraft und an Stelle der durch die Be¬ 
kanntmachung des Beiehskanzlers vom 18. Oktober 1898 (Beicbsgesetzbl. S. 1061) 
verkündeten Bestimmungen. _ 


Betrieb von GetreidemtUüen. Bekanntmachung des Beiehs¬ 
kanzlers vom 16. November 1908. 

Auf Grund des § 120 e, Abs. 8 der Gewerbeordnung hat der Bundesrat 
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beiehloaseB, zur Bekanntmacbang, betreff«nd den Betrieb von Getreidemühlen, 
vom 26. April 1899 folgende weitere Beetimmnng m erlassen: 

„1. In Getreidemflhlen muss an einer in die Angen fallenden Stelle eine 
Tafel ansgehingt werden, welche die Bestimmungen unter I nnd II der Be* 
kanntmaobong vom 26. April 1899 (Beiohsgesetzbl. S. 278) in dentlioher Schrift 
wiedergibt 

2. Diese Bestimmung tritt am 1. Januar 1901 in Kraft. 


Binriohtnng und Betrieb gewerblicher Anlagen, in denen Thomaa* 
sohlacke gemahlen oder Thomaeachlackenmehl gelagert wird. Be- 
kanntmacbnng des Beiehskanilers vom 16. November 1908. 

Anf Grund des §. 120 e der Gewerbeordnung bat der Bnndesrat be* 
schlossen: 

Der §. 16 der durch die Bekanntmachung des Beichskanslers vom 
25. April 1899 (Beiohsgesetsbl. 8.267) verkündeten Bestimmungen, betreffend 
die Binricbtnng nnd den Betrieb gewerblicher Anlagen, in denen Thomasschlaoke 
gemahlen oder Thomassohlackenmehl gelagert wird, erhUt folgenden Zusatz: 
.Sofern die Arbeiter ttglieh nicht länger als sieben Stunden beschäftigt 
werden, und die Dauer iluer durch eine Panse nicht unterbrochenen Arbeits¬ 
zeit vier Stunden nicht überschreitet, braucht nur eine Panse von min¬ 
destens einstOndiger Dauer gewährt an werden.** 


S« Könlg^eiola Preummen« 
Berichterstattung über BLreismedizinalheamte. Erlass des Mi¬ 
nisters der nsw. Medisinalangelegenheiten vom 23. Oktober 
1908 an den Herrn Regierungspräsidenten in Stade; allen übrigen Herren 
Regierungspräsidenten zur Kenntnis mitgeteilt. 

Anf den Bericht vom 7. Oktober d. J. — I b 6648 — erwidere ich Ew. 
Hochwohlgeboren ergebenst, dass nach dem Rnnderlasse vom 2. Jnli 1902 — 
M. 1711 — nur die regelmässige Berichterstattung über Wünsche des Kreis- 
medisinalbeamten wegen Versetzung in eine andere Stelle — Ziffer 7 des Er¬ 
lasses vom 7. Jnli 1898 (M. 2450) — in Fortfall kommen sollte. 

üeber die Kreismediainalbeamten, welche znr Verwendung in der Be- 
zirksinstana — als ständiger Hilfsarbeiter bezw. als Regiemngs- und Medizinal¬ 
rat — geeignet sind (Ziffer 8 des Erlasses vom 7. Jnli 1898), ist auch 
fernerhin alljährlich zum 1. Oktober zu berichten. Fehlanzeige ist nicht 
erforderiieh. 


Annahme yon Nebenämtern seitens der Medisinalbeamten. Rund¬ 
erlass des Ministers der usw. Medisinalangelegenheiten — 
M. Nr. 2564 II — vom 16. September 1908 au sämtliche Herren Regie¬ 
rungspräsidenten. 

Ich habe die Wahrnehmung gemacht, dass mehrere Regiemngs- nnd Me¬ 
dizinalräte, welche im Besitze von Nebenämtern sind, mit denen eine fort¬ 
laufende Vergütung verbunden ist, die hierzu erforderliche Genehmigung der 
Zentralinstani nicht eingeholt haben. 

. Bw. Hochwohlgeboren ersuche ich, auch im Hinblick anf die Vorsehrilt 
im § 26 des Gesetzes vom 11. Mai 1898 — G. S. S. 77 — ergebenst, sofern der 
dortige Regierangs- und Medizinalrat ein Nebenamt bekleidet, zu dessen Ueber- 
nahme bisher die Genehmigung nicht eingeholt worden ist, hierüber unter An¬ 
gabe der damit verbundenen Vergütung zu berichten, auch den Regiemngs- 
und Medisinalrat auf die Verpflichtung zur Naehsuohung der Genehmigung bei 
der Ueberaahme von Nebenämtern allgemein hinsuweisen. In gleicher Weise 
ist hinsichtlich der vollbesoldeten nnd der nicht vollbesoldeten Kreisärzte (vergl. 
6 27, Nr. 2 und Nr. 4, Abs. 2 der Dienstanweisung für die Kreisärzte) zu 
verfahren. 
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Aaibildoiig der HebsmmeB. ErbebuBgee ftber die selbetärndlge 
Vonuibme der iBBeren WeBdoBg daroh diese. BuBderlasB des 1(1- 
nisters der nsw. MediiinalangelegenbeiteB M. Nr. 7874 II — 
Tom 6. NoTomber 1908 an s&mtliohe Herren Begiernngsprlsidenten. 

Bei den inr Zeit sohwebenden Verbandlnngen ttber die Nenbearbeitong 
des Hebammenlehrbnohes ist in Vorschlag gebracht worden, den Hebammen das 
Schröpfen, mit Aosnahme des Setsens trockener SchrOpfkOpfe, sowie die Vor¬ 
nahme der inneren Wendung gans sn verbieten. Hierbei wnrde fflr wfinschens- 
wert erachtet, Erhebungen darüber sn veranlassen, wie oft und in welchen 
Fällen die Hebammen Prenssens in den letsten Jahren genötigt gewesen seien, 
nach §§ 199—206 des Hebammenlehrbnehs selbständig die innere Wendung 
in machen und welche Indikation anr Vornahme derselben in jedem einsdnen 
Falle vorlag. 

Ferner wurden Zweifel darüber laut, ob es sweckmässig sei, die Heb¬ 
ammen in der ersten Hilfe bei plOtsUchen Brkraoknngen und Unglüeksfällen 
anssabilden, da sie hierdnrch leicht snr Kurpfuscherei verleitet werden konnten. 
Auch ist angeregt, den Hebammen nur Einschränkung der Infektionen im Kind¬ 
bett die Beschaffung einer besonderen Wochenbetttasche anfzugeben, welche 
mit den darin beflndlichen Instrumenten nicht zu Entbindnngszwecken benutzt 
werden sollte. Es genüge hierfür ein besonderer Irigator mit Segeltnchum- 
hüllung, in welchem sich die wenigen notwendigen Instramente für den Wochen- 
bettbesuch leicht unterbringen Hessen. 

Im Hinblick hierauf ersuche ich Ew. Hochwohlgeboren, über die Vor¬ 
nahme der inneren Wendung seitens der Hebammen des Begierungsbesirks 
nach §§ 199 ff. des Hebammenlehrbnehs während der Jahre 1900, 1901 und 
1902 Feststeliungen durch die Kreisärste gefälligst mit der Hassgabe su ver¬ 
anlassen, dass der Kreisarzt in jedem Falle, soweit mOglicb, zu ermitteln sucht, 
ob nach Lage der näheren Umstände die innere Wendung tatsächlich notwendig 
war. Das Ergebnis der Bandfrage ersuche ich ergebenst nach Zahl, Indikation, 
Erfolg und sonstigen bemerkenswerten Angaben für den Bezirk zusammensu- 
stellen und bis zum 1. Februar 1904 mir einsureiehen. Zugleich wollen Ew. 
Hoohwohlgeboren sich nach Anhörung der Kreisärzte auch über die Vornahme 
des SchrOpfens seitens der Hebammen, über deren Ausbildung in der ersten 
Hilfe, sowie darüber äussem, ob ein Bedürfnis vorliegt, den Hebammen die Be- 
Bchaffang eines Behälters für die Woehenbettinstmmente in dem oben ange¬ 
führten Sinne aufsageben. _ 


Lieferung eines Freiexemplars des statistischen Jahrbuchs für 
das Königreich Prenssen an die Kreisärzte. Bunderlass des Hi- 
nisters der nsw. Medizinalangelegenheiten — M. Nr. 8417, n — 
vom 9. November 1903 an sämtliche Herren Begiernngspräsidenten. 

In den letzten Jahren sind den Kreisärzten die Hefte der „Prenssischen 
Statistik*, welche die Nachrichten über die Bewegung der Bevölkerung und 
über die Todesursachen der G-estorbenen enthalten, von dem Königlichen statisti¬ 
schen Bureau unentgeltUch zngestellt worden. 

Mit Büoksicht darauf, dass die alljährliche Herausgabe eines statistischen 
Jahrbuches für das Königreich Prenssen, dessen erstmaliges Erscheinen bereits 
im Dezember d. J. zu erwarten ist, stattfinden und ein Freiexemplar des Buches 
den Kreisärzten geliefert werden soll, wird von der Uebersendung jener Hefte 
an die Kreisärzte künftig Abstand genommen. 

Ich ersuche, die Kreisärzte hiervon gefillligst in Kenntnis zu setzen. 


Erteilung der Erlanbuiz zum Tragen des Boten Kreuzes. Er¬ 
lasse der Minlister der nsw. Medizinalangelegenheiten und des 
Innern vom 19. Oktober 1908 — M. d. g. A. M. Nr. 8514 n. M. d. L 
M. Nr. 2664 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Durch diese Erlasse sind die Erlaubnisbescheinigungen zum Gebrauche 
des Boten Kreuzes erteilt für 

1. die Krieger-Sanitäts-Kolonne Berlin, 

2. die freiwiUige Sanitätskolonne Berlin, 
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8. die OeDoneiueliafi freiwilliger Krankenpfleger im Kriege nnd deren Be> 
lirkererblide, 

4. den Wiesbadener Verein vom Boten Kreni, 

5. den Vaterländiecben Franenverein in Frankfurt a. 0. mit seiner in der 
Familienkrankenpflege t&tigen Schwestemechaft vom Boten Krem, 

6. das Kranken* und Hntterhane fttr Sohweetem vom Boten Krem ,Be* 
thesda*^ des Vaterländischen Franenvereins in Gnesen, 

7. den Samariterverein vom Boten Krem zn Köln, 

8. den Samariterverein vom Boten Krem zn Altona, 

9. den Samariterverein vom Boten Krenz zn Dortmund, 

10. den Samariterverein vom Boten Krens zu Frankfurt a. IL, 

11. den Samariterverein vom Boten Krens zn Uflhlheim a. Bk., 

12. den Samariterverein vom Boten Krem zn Linden, 

18. den Samariterverein vom Boten Krens zn Aachen, 

14. den deutschen Samariterverein vom Boten Krem, Zweigverein Berlin, 

15. das Knratorinm der Berliner ünfallstationen vom Boten Krem nnd dessen 
Unfallstationen md Hilfsstationen in Berlin nnd den Vororten, 

16. den deutschen Franenverein fUr Krankenpflege in den Kolonien, 

17. das Ansohar-Schwestemhans zn Kiel, 

18. die Provinsial-Krankenpflegerinnenanstalt „Clementinenham* zn Hannover. 
Die Erlanbniserteilnng an die Krieger •Sanitätskolonne in Berlin ist an 

die Bedingung geknöpft, dass die Mitglieder das Bote Krens zu ihren persön¬ 
lichen Zwecken nicht gebrauchen dörfen nnd dass die Erlaubnis snröekge* 
nommen wird, wenn die Voraussetzungen zn ihrer Erteilung — Znlassnng snr 
üntersttttsnng des militärischen Sanitätsdiemtes für den Kriegsfall — nickt 
mehr zntreffen. 


Wamnng in benng anf den Gebraneh von Lysol nnd Kresol* 
Seifenlbsnng. Bnnderlass des Ministers der nsw. Medizinal* 
angelegenheiten — M. Nr. 7875 — vom 28. November 1908 an 
sämtliche Herren Begiemngspräsidenten. 

Seit dem Jahre 1898 sind wiederholt Fälle snr Kenntnis der Behörden 
gelangt, in welchen dnrch den Gebranch von Lysol Schädigungen nnd ün* 
glöeksfüle vorgekommen sind. Ausser den anf Verwechselung nnd nnvorsich* 
Uger Anfbewahmng des Lysols bernhenden Vergiftungen sind seit dem ge¬ 
nannten Jahre 2 Morde, 11 Selbstmorde nnd 8 Selbstmordversuche durch Lysol 
herbeigeföhrt. 

Mit Böcksicbt hierauf ersuche ich Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, die 
Bevölkerung durch Bekanntmachungen oder in sonst zweckentsprechender Weise 
auf die mit dem Gebrauche von Lysol verknöpften Gefahren aufmerksam an 
machen und dnrch die Ortspoliieibehörden insbesondere die Hebammen, welche 
sieh dieses Desinfektionsmittels mit Vorliebe zu bedienen pflegen, sowie die 
Desinfektoren nnd Heilgehilfen ananweisen, dass sie in jedem Gebranehsfalle 
die Beteiligten öber die giftigen Eigenschaften des Lysols nnd der gleich* 
artigen Kresol-SeifenlöBung an&lären und vor unvorsichtigem Gebrauche oder 
AuAewahren warnen. 

Bis zum 81. Dezember 1905 sehe ich weiterem gefälligen Berichte ent* 
gegen, falls bis dahin vrieder Vergiftungen durch Lysol vorgekommen sein 
soUten; andernfalls erwarte ich eine Fehlanzeige. 


Voniehtomaseregebi gegen das Ansbreeben von Insassen der 
Irrenabteilangen in Strafanstalten. Erlass des Ministers des Innern 
vom 8. November 1908. 

In der Irrenabteilnng bei dem Strafgefängnisse zu Halle sbd 8 Gefangene 
ans einem gemeinsamen Sohlafsale ansgebrochen, haben den ersten Naehtanf- 
Seher öberfallen, geknebelt, erwörgt, den zweiten ebenfalls geknebelt und an* 
schädlich gemacht, sich der Schlösse! bemächtigt und sind dann entflohen. Dies 
beklagenswerte Ereignis gibt mir Veranlassung, die Vorsteher and Aerste der 
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Irrenabteilnngen im AbmUium an die Hansordnang fttr diese Abteilungen 
aal das Naohdrilekliohste darauf hinanweisen, dass die Insassen der Irrenab* 
teilongen in erster Linie Gefangene sind, die wie alle librigen Gefangenen 
sieher verwahrt werden mttssen, dass sie nicht entweichen oder das Leben nnd 
die Gesundheit der Beamten gefährden kOnnen. Erst in iweiter Linie sind 
diese Gefangenen der Geisteskrankheit Verdichtige, welche einem Beobachtnngs- 
nnd HeUrerfahren nntersogen werden sollen. Aneh bei den iratUchen Anord» 
nnngen ist stets anf die Sicherheit der Anstalt nnd der Beamten Bttcksicht sn 
nehmen, fttr welche der Amt ebenso Terantwortlich ist, wie der Vorsteher. 

Ew. Hoohwohlgeboren ersnehe ich ergebenst, hiemacb das Geeignete sn 
▼eranlassan, anoh den Departementsrat nnd Eegiernngs^Hediainalrat ansn> 
weisen, dass sie bei Bedohtignng der Irrenabteilnngen sich flberaengen, ob 
nach diesen Gmndsltsen rerfahren wird. 


Einriehtnng und Gebrauch der beim Bierausschank zur Aa> 
Wendung kommenden Druck*, Leitnngs* nnd Zapfrorricbtnngen. P o 1 i • 
seiTcrordnnng des Königlichen Regierungspräsidenten in 
Minden Tom 11. November 1908. 

Anzeigepflieht. 

§ 1. Von jeder Nenanlage einer BierdmdiTorriehtmig ist der Ortspoli* 
seibehörde vor der li^;ebranohnahme schriftliche Anzeige sn erstatten. 

Vorschriften fttr Bierdrnekyorrichtnngen mit Kohlensäure 

als Druckmittel 

§ 2. Fttr die Bierdmckvorriohtnngen, bei denen Kohlensäure als 
Drndcmittel dient, kommen felgende Vorschriften zur Anwendung: 

a. Flttssige Kohlensäure darf niemals nnmittelbar, sondern nnr mittels 
eines Gasbehälters oder eines selbsttätig wirkenden Drnokyerminde* 
rnngsapparates verwendet werden. 

b. Anf jedem Ghubehälter mnss die höchste zulässige Betriebsspannung 
in Atmosphären vermerkt sein. 

Die Kohlensänrebehälter mttssen nach den Bestimmungen der 
Polizeiverordnnng vom 8. November 1897, betreffend den Verkehr mit flttssiger 
Kohlensänre, einen an leicht sichtbarer Stelle in dauerhafter Weise ange¬ 
brachten Vermerk tragen, der den Eigentümer, die laufende Nninmer des Be¬ 
hälters, das Gewicht des leeren Behälters einschliesslich des Ventils nebst 
Schntskappe, die zulässige Fällung in Kilogramm nnd den Tag der letzten 
Dmckprobe angibt. 

e. Der Gasbehälter oder der Druokvermindemngsapparat mnss mit einem 
Manometer nnd Sicherheitsventil nebst Schntskappe versehen nnd dieses so 
eingestellt sein, dass die gasförmige Kohlensänre entweicht, sobald der Druck 
im Gasbehälter den anf dem Manometer mit einem roten Striche sn bezeich¬ 
nenden höchsten snlässigen Druck von zwei Atmosphären übersteigt. 

Der Qnerschnitt der freien Sicherheitsventilöffnnng hat min¬ 
destens das Zehnfache der engsten Stelle des Znleitongsrohres nnd ihr Durch¬ 
messer mindestens zehn Millimeter zn betragen. 

Absperrvorrichtnngen zwischen dem Manometer nnd dem Gasbe¬ 
hälter sind nnznlässig. Zwischen dem Sicherheitsventil nnd dem Gasbehälter 
ist eine Absperrung nur dann zulässig, wenn sie mit dem EinstrOmhabn der¬ 
artig verbunden ist, dass sie niemals frtther als dieser geschlossen werden kann. 

Das Sicherheitsventil ist stets in Ordnung zn halten, insbesondere darf 
die bei der Prttfang festgesetzte Ventilbelastung nicht verstärkt werden. 

Das Gasbehälter mnss nahe am Boden eine Beinignnsrsöffnnng sowie an 
tiefster Stelle einen Abflnsshahn haben. Die Beinigungsöfbnng (kreisförmig 
oder elliptisch) mnss so gross sein, dass das Innere des Kessels mit der Hand 
erreicht werden kann. 

d. Vor der Ingebrauchnahme .der Bierdmekvorrichtnngen mttssen die 
Gasbehälter oder Druekvermindemngsapparate anf das Doppelte des Druckes, 
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fflr den sie bestimmt sind, geprttft sein. Diese PrtlAing hat sich anoh anf die 
Zaverltssigkeit des Manometers, des Sicherheitsventils nnd die Brfflllnng der 
übrigen unter c gegebenen Vorschriften zn erstrecken nnd ist in längstens fOnf 
Jahren zn wiederholen. 

Die Behälter für die flüssige Kohlensänre müssen der Polizeiverordnnng 
Tom 8. November 1897, betreffend den Verkehr mit flüssiger Kohlensäure, ent- 
spreehend vor ihrer Ingebrauchnahme einem üeberdtnok von 250 Atmosphären 
nnterworfen sein und längstens alle 3 Jahre einer gleichen Prüfung unter* 
sogen werden. 

Ueber jede der vorher in Absatz 1 nnd 2 vorgeschriebenen Prüfungen 
ist eine Bescheinigung anszustellen nnd anf Brfordem der Polizeibehörde in 
längstens 14 Tagen voranlegen. 

e. Zur Zuleitung der gasförmigen Kohlensäure vom Gas¬ 
behälter oder Dmckvermindemngsapparat zum Fass sind ausser Böhren ans 
Zinn oder anderen Metallen auch starke Schläuche ans reinem Gnmnii zulässig. 

Vorschriften für Bierdruekvorrichtnngen mit Luft als 

Druckmittel. 

§ 8. a. Für Bierdruekvorrichtnngen, bei welchen Luft als Druckmittel 
dient, Anden hinsichtlich der Beschaffenheit der Behüter zur Anfai a hma der 
Luft (Windkessel) die im §. 2 b—d fflr die GasbehÜter angegebenen Be¬ 
stimmungen sinngemässe Anwendung. 

b. Die als Druckmittel zu benutzende Luft ist ans dem Freien nnd zwar 
von einem Orte ans zu entnehmen, der seiner Lage und Bestimmung nach keine 
Verunreinigung der Luft befürchten lässt. 

c. Vor ihrem Eintritt in den Windkessel muss die Luft durch einen 
sicher wirkenden Filtrierapparat geleitet werden, der mit Salisylwatte 
auszufülien ist; diese muss sieh stets in reinem und trockenem Zustande be- 
Anden nnd mindestens allwöchentlich erneuert werden. 

d. Zur Verhütung und Beseitigung von Verunreinigungen des bei Lnft- 
dmekapparaten benutzten Windkessels ist zwischen diesem nnd der Luftpumpe 
ein mit einem Hahn zum Ablassen des Oels versehener Oelfänger einzn- 
sehalten. 

e. Zur Zuleitung der Luft dürfen ausser Böhren ans Zinn oder 
anderen Metallen auch starke Schläuche aus reinem Gummi, jedoch nnr inner¬ 
halb des Gebäudes, benutzt werden. An seinem ausserhalb des Hauses beflnd- 
liehen Ende muss das Zuleitnngsrohr in einen mit der Oeffnnng nach unten 
gerichteten nnd mit einer feinen Siebplatte versehenen Trichter auslaufen, um 
dasselbe vor Verunreinigungen zn schützen. 

Vorschriften für beide Arten von Bierdrnckvorriehtnngen. 

§ 4. a. An allen Bierdmckvorrichtnngen muss zur Verhinderung des 
Eintretens von Bier in den Gasbehälter oder Windkessel am Spnndatisats 
(Fasshahn) ein gut schliessendes Büokschlagsventil angebracht sein. 

b. Die fflr die Aufnahme des Bieres bestimmten Leitnngsröhren 
müssen vom Fasse bis zum Zapfhahn einen durchweg gleiohmässigen 
inneren Durchmesser von mindestens einem Zentimeter haben nnd aus reinem, 
nicht mehr als ein Prozent Blei enthaltenden Zinn hergestellt sein; nnr zn 
kurzen Verbindungsstücken sind auch Böhren ans gut verzinntem Messing oder 
Kupfer zulässig. Ebenso müssen die zur vorübergehenden Aufnahme von Bier 
bestimmten Behälter entweder ans reinem, nicht mehr als ein Prozent Blei 
enthaltenden Zinn oder aus Kupfer hergestellt sein, das in seiner inneren Fläche 
gut verzinnt ist. 

c. Zapfhähne jeder Art müssen massiv hergestellt, glatt durchbohrt, 
im Innern stark verzinnt nnd so eingerichtet sein, dass man sie von vorn mit 
einer Beinigungsbürste dnrehstossen kann. Die Einschaltung einer Glasröhre 
zwischen Fass und Hahn ist zulässig. 

d. Der sogenannte Stocher (das von dem Spnndanfsatse bis anf den 
Boden des Fasses reichende Bohr) darf nur aus gut verzinntem Kupfer oder 
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Xeniag bestehen; er muss un Sauger, in den das Bier eintritt, behufs Kon¬ 
trolle der Beinhaltnng nnd Versinnnng geOffhet werden hOnnen. 

e. Die Verbindungen der BierleitnngsrShren sind dnroh 
üeberwnrfmnttem herinstellen; Kantsehuekmnffen (Gnmmisebllnehe) sind an 
hOehstens zwei Stellen in jeder Leitung znltssig; sie dürfen jedoch nicht länger 
als 85 Zentimeter sein. 

Die Verbindungen auf jeder Seite der EontroIlTorrichtnngen (Eontroll¬ 
hähne pp. §. 5) müssen ausserdem derartig bewirkt sein, dass eine willkürliehe 
Ausschaltung desjenigen Stückes der Rohrleitung, an dem die KontroUvorrich- 
tung angebracht ist, ausgeschlossen bleibt. Diese Verbindungsstellen müssen 
deshalb mit einer Vorrichtung (Oesen) yersehen sein, welche die Anbringung 
polizeilicher Plomben, deren Entfernung allein durch die Organe der kon¬ 
trollierenden Behörde erfolgen darf, ermOgliehen. 

§ 6. Bei jeder Bierdrnekyorrichtung muss in dem Bierznleitnngsrohr 
eine bequem zugängliche Einrichtung (Kontrollhahn nsw.) angebracht sein, 
die eine zuverlässige Feststellung des Zustandes im Innern dieses Rohres ge¬ 
stattet nnd so eingerichtet ist, dass die Rohrleitung gradlinig durch sie hLi- 
durohgeht Ist eine Kühlvorrichtung vorhanden, so muss die Eontrollvorrieh- 
tung srrisehen dieser nnd der Mitte der Rohrleitung eingeschaltet sein. 

Die an die KontroUvorrichtung anznlegende poUieiliehe Plombe darf 
nicht unbefugter Weise entfernt oder beschädigt werden. 

Von dem Erfordernis einer Kontrolvorrichtung wird Abstand genommen, 
wenn beim Bierausschank Bierleitungseinriehtungen zur Verwendung gelangen, 
welche nach Prüfung durch die OrtspolizeibehOrde eine schnelle und vofikomman 
leicht nnd sicher zu kontrollierende Reinigung dadurch gestatten, dass die 
Leitungsröhren in ihrer gesamten Ausdehnung von der Zapfstelle bis zum Fass 
mit einer Bürste in einem Zuge durchfahren und gespült werden können. 

§ 6. Alle beim Bierausschank zur Anwendung kommenden Druck-, 
Leitungs-, Zapf- und sonstigen Vorrichtungen, insbesondere die zur vorüber¬ 
gehenden Aufnahme des Bieres bestimmten LeitungsrOhren, Stocher und et¬ 
waigen Behälter, sowie Zapfhähne jeder Art sind stets in reinem Zustande an 
erh&ten. Auch müssen die Wind- nnd Gaskessel stets rein gehalten werden. 

Jeder Inhaber einer zum Bierausschank dienenden Vorrichtung ist selbst 
dafür verantwortlich, dass deren Reinigung nach Bedarf vorgenommen nnd in 
genügender Weise ansgefflhrt wird. 

8 7. Bestehende, zum Bierausschank benutzte Druck-, Leitungs-, Zapf- 
nnd sonstige Vorrichtungen, die den vorstehenden Vorschriften nicht ]ent- 
sprechen, müssen mit diesen spätestens bis zum 1. April 1905 in Binklang^ge- 
bracht werden. 

Bis zu diesem Zeitonnkte müssen auch die im § 2 d verlangten Prüfnngs- 
beseheinignngen beschafft sein. 

Sonstige und Strafbestimmungen. 

8 8. Die Benutzung von Biersaugepnmpen, die das Bier unmittdbar 
ans dem Fass aufiMOgen, ist verboten. 

8 9. Wer zum Bierausschank eine den vorstehend gestellten Bedingungen 
nicht entsprechende Druck-, Leitungs-, Zapf- oder sonstige Vorrichtung benutzt 
oder anderen die Benutzung gestattet oder sonst den Bestimmungen dieser 
Verordnung snwiderhandelt, wird mit Geldstrafe bis zu 60 Mark, an deren 
St^e im UnvermOgensfalle verhältnismässige Haft tritt, bestraft. 

8. 10. Vorstehende Polizeiverordnung tritt am 1. April 1904 in Kraft. 

Von gleichem Tage ab werden die Bestimmungen der Polizeiverordnung 
vom 80. März 18% / 80. April 1892, betreffend Bierdmckvorrichtnngen, sowie 
alle über diesen Gegenstand erlassenen kreis- oder ortspolizeiliehen Vorschriften 
aufgehoben. 


VerantwortL Redakteur: Dr. Rapmnnd, Reg.-n.Geh.Med.-Rat inMinden L W. 

J. 0, 0. Bmaiy Htnof 1. Siiok. ii. F. Hoftmxhdnieterel in Minden. 






















